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Anhang. 
Verzeichnis derjenigen Entſcheidnngen, die ſewohl in den „Entſch. des 
Keicsgeritzts in Jirilſatzen“ als in Senfferts Artzin veröffentliczt find. 
28. Fortſetzung zum Anhang in Bd. 42; vgl. Gen.⸗Verz. Bd. 58. 


Entſch. des RG. Seufferts Archiv Entſch. des RG. Seufferts Archiv 


Nr. Seite Bd. Nr. Nr. Seite Bd. Nr. 
Ad. 84. 67 316 70 187 
59 326 70 40 68 | 820 . 173 
5 n 5 76 351 . 20¹ 
77 355 „ 169 
d. 85. ö 91 409 N 178 
1 1 e 39 92 415 8 171 
3 17 „ 96 
24 132 1 98 sd. 86. 
26 139 A 45 9 30 . 238 
34 183 5 127 20 90 . 253 
41 209 5 88 21 94 5 240 
57 280 N 122 29 114 5 247 
60 293 A 120 33 135 ; 245 
64 306 8 132 39 155 ä 250 
65 308 A 129 
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I. Bürgerliches Recht. 


1. Einheitlichkeit der juriſtiſchen Perſönlichkeit des Fiskus. 
Vgl. 31 Nr. 200. 
BGB. $ 89. 

Der klagende Kreis Cz. hatte ſich durch Vertrag v. 2. Mai 1908 zur 
unentgeltlichen Hergabe des zum Bau der Nebenbahn Schn.—Cz. erforder- 
lichen Grund und Bodens im Gebiet des Kreiſes verpflichtet. Ein Teil des⸗ 
ſelben befand ſich im Beſitz der Kgl. Anſiedelungskommiſſion; deshalb hatte 
der Kreis vorher mit dieſer brieflich abgemacht, daß ſie dieſen Teil unent- 
geltlich an den Eiſenbahnfiskus abtreten ſolle. Später entſtand Streit dar⸗ 
über, ob zu dieſen Flächen auch einige Kiesläger in der Nähe des Bahnkörpers 
gehörten, worüber es zwiſchen dem Kreiſe und der Anſiedelungskommiſſion 
zum Prozeß kam. Letztere beſtritt u. a. die Formgültigkeit des erwähnten 
brieflichen Abkommens. Im übrigen aus den Gründen des Rev. Urteils: 

„Das Ber.⸗Gericht führt aus, daß der ſtreitige Anſpruch auf einem zwiſchen 
den Parteien durch Briefwechſel geſchloſſenen Vertrage beruhe, wonach 
ſich die Anſiedelungskommiſſion zur unentgeltlichen Hergabe des zum Bau 
der Bahn erforderlichen Grund und Bodens von dem Anſiedelungsgut S. 
verpflichtet habe. Es unterſucht zuerſt die Frage der Formbedürftigkeit, 
die es verneint, ohne daß dagegen Bedenken beſtehen. Es führt zutreffend 
aus, daß, wenn eine geſetzliche Formvorſchrift beſtände, der durch Briefwechſel 
geſchloſſene Vertrag auch nicht einmal das Erfordernis der Schriftlichkeit er⸗ 
füllen würde (88 126. 127 BGB.). Der Vertrag habe aber überhaupt keiner 
Form bedurft. Die dem Eiſenbahnfiskus zu überlaſſenden Flächen, die ſich 
damals noch im Eigentum der Anſiedelungskommiſſion befunden hätten, 
ſollten nach dem Willen der Vertragſchließenden, wie das Urteil feſtſtellt, 
unmittelbar an den EB.⸗Fiskus übergehen. Danach liege keine Verpflichtung 
zur Übertragung von Eigentum an einem Grundſtück vor. Dies trifft zu. 
Allerdings gilt die Formvorſchrift des 8313 BGB. auch für Verträge, durch 
die der eine Teil ſich verpflichtet, das Eigentum an einem Grundſtück an einen 
andern als die andre Vertragspartei zu übertragen (RGEntſch. 50, 165, in 
Seuff A. 57 Nr. 187). Hier aber handelt es ſich um die Überlaffung von Grund- 
ſtücken von einer Verwaltungsabteilung des Staates an eine andre. Dieſe 


Verwaltungsabteilungen (stationes fisci) ſind, worüber in e 
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und Rechtslehre Einverſtändnis beſteht, keine geſonderten Rechtsſubjekte, 
vielmehr iſt der Fiskus nur Eine Rechtsperſon. 
RGeEntſch. 2, 393; 59, 404; Warneyer Erg Bd. 1908 Nr. 184; JW. 1912, 64012; 
Staudinger BGB. § 89 Nr. 2; Endemann B. R. 1 § 49 Nr. 2; Oertmann 8 89 
in 1 f. 6 Abſ. 2; Dernburg B. R. 1 8 70 III; Enneccerus-Kipp-Wolff 17 
§ 112 III. 1: Fiſcher⸗Henle $ 89 Anm. 1; Komm. v. RGRäten Vorbem. 2vor 8 21. 
Sit aber der Fiskus nur Eine Rechtsperſon, dann findet bei der Überlaſſung 
eines Grundſtücks von einer Verwaltungsabteilung an eine andre desſelben 
Fiskus, d. i. hier des preußiſchen, keine Eigentumsveränderung und daher 
auch die Anwendung des $ 313 BGB. nicht ſtatt. Dieſe Überlaſſung iſt über⸗ 
haupt an keine Form gebunden. — — —“ 
Urteil des Reichsgerichts (5. Sen.) v. 6. Juli 1914 in der preuß. 
Sache Kreis Cz. (Kl.) w. Preuß. Fiskus (OLG. Poſen). V. 52/14. 


2. Über das Eigentum am Bett eines öffentlichen Fluſſesk und am 
verlaſſenen Slußbett** nach gemeinem Recht. 
Vgl. 47 Nr. 180 m. N.; 62 Nr. 222. — Vgl. 35 Nr. 186 m. N., auch 50 Nr. 6 m. N. 
Einf G. z. BGB. Art. 65; preuß. WaſſerG. $ 9. 

Zum Antrag des Regierungspräſidenten in H. auf Eintragung des preußi⸗ 
ſchen Staats als Eigentümer von Teilen des Flußlaufs der Schwarzen Riede 
und der Wölpe handelte es ſich um folgende drei Fragen: 1. ob die Schwarze 
Riede und die Wölpe öffentliche Flüſſe ſind, 2. ob das Bett öffentlicher Flüſſe 
im Eigentum des Staates ſteht, 3. ob auch im Fall künſtlicher Trockenlegung 
der Grundſatz des römischen Rechts über das verlaſſene Flußbett zur Anwen— 
dung kommt, dieſes alſo dem angrenzenden Grundſtückseigentümer zufällt. 
Nach Bejahung der erſten Frage wird in dem Beſchluß der Beſchwerdeinſtanz 
ausgeführt: 

Zu 2: Die für das römiſche wie gemeine Recht vereinzelt aufgeſtellte 
Anſicht, daß das Bett eines öffentlichen Fluſſes im Eigentum des Staates 
ſtehe, kann für zutreffend nicht anerkannt werden. Die öffentlichen Flüſſe 
gehören zu den res publicae; den Römern erſchien es unmöglich, daß das Bett 
eines öffentlichen Fluſſes eine andre rechtliche Eigenſchaft haben könne als 
das in ihm fließende Waſſer (kr. 18 7 D. 43, 12: quia impossibile est, ut alveus 
fluminis publici non sit publicus). Unvereinbar hiermit und mit der Be— 
ſtimmung zum Gemeingebrauch mußte das Privatrechtseigentum, beſonders 
des Staates, an dem Flußbett erſcheinen, und man hat denn auch damals 
wie auch für das gemeine Recht ſich überwiegend auf den Standpunkt ge⸗ 
ſtellt, daß das Flußbett res nullius ſei. Der Gedanke eines Privateigentums 
des Staates ſtände auch zu den für das gemeine Recht feſtgehaltenen Grund— 
ſätzen über die insula in flumine nata und den alveus derelietus im Wider— 
ſpruch. Das hat Dernburg (Pand. 1873) auch erkannt und eine Löſung darin 
finden wollen, daß das Eigentum des Staates dadurch bedingt ſei, daß das 
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Flußbett dem Fluſſe zugehöre. Dieſe Konſtruktion befriedigt jedoch nicht und 
hat auch keine Anhänger gefunden, vielmehr erklärt das Reichsgericht in Seuff A. 
47 Nr. 180 mit Recht, daß der Gedanke eines fiskaliſchen Privatrechtseigentums 
der gemeinrechtlichen Auffaſſung noch ferner liege als den Anſchauungen 
des preußiſchen allgemeinen Landrechts. 

Übereinſtimmend SeuffA. 27 Nr. 206; Regelsberger Pand. 1, 423; Stobbe D. 

Privatr. § 64; Iherings J. 7, 184. 197. 198; Neues Magazin f. Hannov. Recht 5, 

185; Seuff A. 35 Nr. 186; 50 Nr. 6; RGeEntſch. 3, 232; Seuff A. 9 Nr. 8. 

Zu 3: Wenn den Ausführungen des angefochtenen Beſchluſſes im all⸗ 
gemeinen auch beizutreten iſt, ſo muß dennoch hervorgehoben werden, daß 
die hier abgegebene Entſcheidung nur für einen Fall wie den vorliegenden, 
nämlich daß es ſich um ein ſtändig fließendes, nicht ſchiffbares Gewäſſer 
handelt, Geltung beanſpruchen und es dahingeſtellt bleiben ſoll, ob etwa eine 
andre Entſcheidung zu treffen ſei, wenn es ſich um einen ſtändig fließenden, 
ſchiffbaren Fluß handelt. Daß die Grundſätze des römiſchen Rechts über den 
alveus derelictus in gleicher Weiſe wie die über die alluvio und die insula 
in flumine nata im gemeinen Rechte Geltung erlangt haben, iſt allgemein 
anerkannt. Partikularrechtliche Abweichungen, wie ſie in manchen Staaten 
kraft Geſetzes oder Gewohnheitsrechts Geltung haben und wie ſie z. B. für die 
insula in flumine nata durch den Hohaſchen Landtagsabſchied v. 6. Februar 
1697 eingeführt ſind, ſtehen für die Provinz Hannover nicht in Frage. Der 
zu löſende Zweifel geht nur dahin, ob der Grundſatz des römiſchen und gemeinen 
Rechts über den alveus derelietus auch auf den Fall zur Anwendung zu bringen 
ſei, daß es ſich um eine Folge künſtlicher Maßnahmen handelt. Neben den 
Erwägungen des Vorderrichters ſpricht für eine Bejahung noch folgendes. 

Die römiſchen Rechtsquellen unterſcheiden nicht zwiſchen einem natür⸗ 
lichen Vorgange und der Wirkung künſtlicher Maßnahmen, ſondern ſtellen all⸗ 
gemein den Satz auf, daß, wenn der Fluß in einem andern Bett zu fließen 
begonnen hat, das frühere Bett denjenigen zufällt, welche am Flußufer Grund- 
ſtücke beſitzen (§ 23 J. 2, 1: fr. 30 § 1, fr. 7 §5 D. 41, 1). Auch im Schrifttum des 
gemeinen Rechts findet ſich jene Frage nur ſelten behandelt; ſie wird wohl 
einmal berührt, meiſtens aber garnicht oder mit kurzen Hinweiſen ent⸗ 
ſchieden; 

vgl. Windſcheid Pand. 1 § 185, der fie garnicht beantwortet; Stobbe 2 8 91, der 
ſie in bejahendem Sinne durch Hinweis auf eine noch zu erörternde Entſcheidung 
und auf den Aufſatz von Heſſe in IheringsJ. löſt. 

Unterſcheidet das Geſetz ſelbſt aber nicht, ſo iſt es auch nicht Sache des 
Richters zu unterſcheiden, es ſei denn, daß zweifelfreie Umſtände dafür ſprächen, 
daß die Quellen lediglich den Fall eines natürlichen Vorganges im Auge ge— 
habt hätten. An ſolchen mangelt es aber. Diejenigen Schriftſteller, welche 
den römiſchrechtlichen Grundſatz nicht zur Anwendung bringen wollen, haben 
denn auch im weſentlichen nur die Billigkeit für ſich anführen können. Das 
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gilt inſonderheit von der Entſcheidung in SeuffA. 13 Nr. 208 und von dem 
Aufſatze Schuhmachers in der JW. 1908, 651. Beider Gründe ſind nicht 
überzeugend und können auch gegenüber dem von Heſſe a. a. O. betonten 
Hinweiſe auf den Grund und den Zweck der Vorſchrift über den alveus derelictus 
nicht ſtandhalten. Jene paſſen auf den einen wie den andern Fall. Mit 
Recht hat ſich daher das OLG. Braunſchweig in Seuff A. 35 Nr. 186 der be⸗ 
jahenden Meinung angeſchloſſen. 

Hinzuweiſen iſt ſchließlich vor allen Dingen auf die römiſchen und gemein⸗ 
rechtlichen Grundſätze über die alluvio. Auch hier unterſcheiden beide nicht 
zwiſchen einer natürlichen Entwicklung und einer künſtlichen Anlage, und die 
Rechtſprechung hat ſich, ſoweit zu überſehen, ausnahmslos dieſer Auffaſſung 
angeſchloſſen (vgl. Seuff A. 13 Nr. 309; 24 Nr. 189; 50 Nr. 6). Auch im Schrift⸗ 
tum iſt man ihr beigetreten (Neues Mag. f. a Recht 5, 196; Zeitſch. f. 
Hann. Recht 1, 58). 

Beſchluß des OLG. zu Celle (1. Sen.) v. 16. Okt. 1914 zu 1 W. 189/14. 
Lt. 


3. Eigentum an einem Mühlenteich nach dem preuß. Waſſergeſetz 
| v. 2. April 1913. 
Einf G. z. BGB. Art. 65; BGB. $ 891; preuß. WaſſerG. 88 7 ff. 

Der Kläger verbietet dem Beklagten die Benutzung des Mühlenteichs 
zu L. auch unter Berufung darauf, daß dieſer ſein Eigentum ſei. Letzterer 
Weg führt ihn zum Ziel. Den Parteien iſt entgangen, daß im Laufe des 
Rechtsſtreits, nämlich am 1. Mai 1914, das preuß. Waſſergeſetz v. 7. April 1913 
durch die auf Grund des 8 400 erlaſſene Kgl. Verordnung v. 13. April 1914 
in Kraft geſetzt iſt. Das hat für den Rechtsſtreit die grundlegende Be⸗ 
deutung, daß der Mühlenteich aus dem einfachen Grunde kein öffent⸗ 
liches Gewäſſer iſt, weil es ſolche Gewäſſer ſeit dem 1. Mai 1914 in 
Preußen nicht mehr gibt. Nach dem bis zu dieſem Tage geltenden ge- 
meinen Recht gab es zum Unterſchiede von privaten Gewäſſern öffent⸗ 
liche Waſſerläufe, die des Eigentums nicht fähig waren (Einf G. z. BGB. 
Art. 65; Windſcheid Pand. F146). Der Kläger konnte ſich deshalb nicht 
gemäß § 891 BGB. mit Erfolg darauf ſtützen, daß er als Eigentümer des 
Mühlenteichs im Grundbuch eingetragen iſt, auch nicht darauf, daß er ihn 
durch Auflaſſung und Eintragung erworben habe, ſolange nicht feſtſtand, 
daß es ſich überhaupt um ein des Eigentums fähiges Gewäſſer handelte 
(RGEntſch. 80, 366). Dieſe dem Kläger ungünſtige Rechtslage hat ſich 
verändert. Das Waſſergeſetz unterwirft ſämtliche Waſſerläufe, einſchließ⸗ 
lich der von ihnen durchfloſſenen Seen, Teiche und Aufſtauweiher, dem 
Eigentumsbegriff, indem es die Waſſerläufe einteilt in ſolche erſter Ord⸗ 
nung, die dem Staat eigentümlich gehören, und in Waſſerläufe zweiter 
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und dritter Ordnung, die den Anliegern eigentümlich gehören, alles un⸗ 
beſchadet des ſonſt begründeten Eigentums anderer (881. 2. 7 ff.). Wenn 
das Eigentum an dem Waſſerlauf auch einerſeits nach der dem Geſetze 
zugrunde liegenden Vorſtellung ſich auf das fließende Waſſer miterſtreckt 
und anderſeits gewiſſen Einſchränkungen unterworfen iſt, ſo handelt es ſich 
doch dabei um wirkliches Eigentum. Der Eigentümer kann ſein Waſſergrund⸗ 
ſtück kataſtermäßig vermeſſen und im Grundbuch eintragen laſſen, als An⸗ 
teil des Ufergrundſtücks oder als beſondere Parzelle; er kann das Waſſer⸗ 
ſtück grundbuchmäßig und rechtlich vom Ufergrundſtück trennen und damit 
nach den Regeln des Liegenſchafts- und Grundbuchrechts verfahren. Daß 
deshalb für das auf den Namen jemandes im Grundbuch eingetragene 
Waſſerſtück auch die Vermutung des 8 891 BGB. gilt, kann nicht bes 
zweifelt werden. Der Mühlenteich Parzellen-Nr. III des Kartenbl. 5 der 
Gemarkung L. iſt im Grundbuch eingetragen auf den Namen des Klägers 
als des Eigentümers. Es beſteht daher nach 8891 BGB. die Vermutung, 
daß dieſer der Eigentümer ſei, und zwar gilt dies, obgleich der Kläger 
1886, alſo vor Inkrafttreten des BGB., eingetragen iſt (Staudinger BGB. 
1910 8891 A. 8) und ebenſo obgleich die Eintragung vor dem 1. Mai 1914 
erfolgt iſt. Die Vermutung, daß das am Mühlenteich überhaupt vor⸗ 
handene Eigentum dem Kläger zuſtehe, war nach 8891 BGB. ſchon vor 
dem 1. Mai 1914 gegeben. Nur konnte damals die Frage aufgeworfen 
werden, ob es ſich überhaupt um ein eigentumsfähiges Grundſtück handle. 
Dieſe Frage fällt heute weg, da es Gewäſſer, die nicht eigentumsfähig ſind, 
nicht mehr gibt. Dem Kläger wird nicht etwa, wenn zu ſeinen Gunſten die 
Vermutung des 8 891 für durchgreifend erachtet wird, ein Recht zugeſprochen, 
das er früher nicht hatte, ſondern es wird lediglich aus der heutigen allgemeinen 
Rechtslage die Folgerung gezogen, daß eine früher A Vorausſetzung 
der Vermutung weggefallen iſt. 

Freilich ſteht es dem Beklagten frei, die Vermutung zu entkräften, 
nämlich darzutun, daß der Mühlenteich vor 1900 ein öffentliches Gewäſſer 
geweſen ſei und deshalb heute anteilig den Anliegern (8 8 WaſſerG.), nicht 
dem Kläger allein gehöre. Daraus, daß der Mühlenteich ein Aufſtau eines 
öffentlichen Waſſerlaufs, nämlich der W., war, folgt nicht, daß er an der 
Rechtsnatur der W. teilnehmen mußte. Es ſtand rechtlich nichts im Wege, 
daß der geſamte Teich im Eigentum des Müllers ſtand, und vielleicht iſt 
die Rechtslage die geweſen, daß die durch den Aufſtau mit Waſſer be⸗ 
ſpannte Bodenfläche des Teichs dem Müller gehörte, während die Bachrinne, 
welche bei Beſeitigung der Stauanlage zutage trat, ein öffentlicher Waſſerlauf 
war, was natürlich, ſolange der Stau beſtand, keine Bedeutung hatte. Mühlen⸗ 
teiche ſind oft künſtliche Anlagen auf eigenem Grund und Boden des Müllers 
und mit einem durch Menſchenhand hergeſtellten, vom Waſſer durch⸗ 
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ſtrömten Nebenarm eines öffentlichen Fluſſes (fr. 1 $ 8 de flum. D. 43, 12) 
nicht auf eine Stufe zu ftellen. 
Urteil des OLG. zu Celle (6. Sen.) v. 11. Juli 1914 i. S. H. w. 
Sch. 6 U. 541/13. Lt. 


4. Zubehör; maßgebliche Verkehrsauffaſſung. 
(Vgl. 63 Nr. 239; 67 Nr. 101; 68 Nr. 206.) 
BGB. 8 97. 

Durch notariellen Vertrag v. 10. September 1907 hatte die Klägerin 
von den verklagten Eheleuten die Villa E. in Wiesbaden gekauft und dann 
die in der Klage aufgeführten Gegenſtände, die als Mobiliar für den Betrieb 
einer Penſion dienen ſollten und demnächſt auch gedient haben, in die Villa 
eingebracht. Im Jahre 1911 verkaufte ſie das Haus mit dem Mobiliar an 
die Witwe N., behielt ſich aber das Eigentum an dem Mobiliar bis zur Tilgung 
des Kaufpreiſes vor. Das Grundſtück wurde der Witwe N. aufgelaſſen, der 
Kaufpreis war aber noch nicht völlig bezahlt als auf Antrag der Beklagten, 
für die auf Grund des Kaufvertrages v. 10. Sept. 1907 eine Hypothek von 
24 000 „ auf das Grundſtück eingetragen worden war, das Grundſtück zur 
Zw.⸗Verſteigerung kam. Es wurde den Beklagten zugeſchlagen. Im Ber- 
ſteigerungstermin wurde auf Antrag der Klägerin die Zw. Vollſtreckung in 
das vorbezeichnete Mobiliar eingeſtellt. Die Beklagten ließen das Mobiliar 
demnächſt auch im Wege der Mobiliar⸗Zw.⸗Vollſtreckung pfänden. 

Die Klägerin erhob nun Klage auf Feſtſtellung, daß die durch die Ein- 
leitung der Zw.⸗Verſteigerung des Grundſtücks erfolgte Beſchlagnahme das 
ihr gehörige Mobiliar nicht umfaſſe und aufzuheben ſei, auch zu geſtatten, 
daß ſie das Mobiliar von dem Grundſtück vorbehaltlich der durch die Mobiliar- 
Zw.⸗Vollſtreckung für die Beklagten erwirkten Pfändungsgläubiger⸗Rechte 
entfernen dürfe. Sie machte geltend, daß das zufolge des Eigentumsvorbehalts 
ihr gehörige Mobiliar nicht als Zubehör des Hauſes anzuſehen ſei und daher 
nicht für die Hypothek der Beklagten hafte. Die Beklagten entgegneten: 
die Klägerin habe die Villa, nachdem ſie das Grundſtück von ihnen gekauft 
habe, zu einer Penſion eingerichtet, daher ſei das Mobiliar als Einrichtung 
der von der Klägerin betriebenen Penſion Zubehör des Grundſtücks, und durch 
den Eigentumsvorbehalt werde die Haftung der Sachen für die Hypothek 
nicht berührt. — In den erſten beiden Inſtanzen wurde die Klage abgewieſen. 
Das Reichsgericht hob auf und verwies die Sache in die Ber. ⸗Inſtanz 
zurück. Aus den Gründen: 

„— — — Der Ber. Richter erachtet die ſtreitigen Gegenſtände als 
Zubehör der in Rede ſtehenden Villa. Er nimmt an, daß die Villa für den 
gewerblichen Betrieb einer Penſion dauernd eingerichtet, die Gegenſtände 
zu dieſem Betriebe beſtimmte Gerätſchaften geweſen ſeien und zu dem Gebäude 
in einem dieſer Beſtimmung entſprechenden räumlichen Verhältniſſe geſtanden 
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hätten, daß daher die Vorausſetzungen der 88 97. 98 BGB. für die Zubehör⸗ 
eigenſchaft gegeben geweſen ſeien. Auf die von der Klägerin aufgeſtellte 
Behauptung, daß nach der in Wiesbaden herrſchenden Verkehrsauffaſſung 
die Möbel einer Penſion nicht zum Zubehör des Hauſes gehörten, einzu⸗ 
gehen, lehnt der Ber.⸗Richter ab, weil die Klägerin trotz Befragens ihre Be⸗ 
hauptung nicht nach der Richtung, daß die Verkehrsauffaſſung die Zubehör⸗ 
eigenſchaft ablehne, näher begründet, ſich vielmehr nur auf das Gutachten 
eines vom Gericht zu beſtimmenden Immobilienmaklers berufen habe, es 
aber auf die Anſchauung einzelner Perſonen, auch die eines Sachverſtändigen, 
nicht ankomme. Hiergegen wendet ſich die Reviſion mit Recht. Gemäß 
897 Abſ. 1 Satz 2 BGB. iſt eine Sache nicht Zubehör, wenn fie im Verkehr 
nicht als Zubehör angeſehen wird. Eine Verkehrsauffaſſung nach dieſer 
Richtung hinſichtlich der Möbel einer Penſion in W. hat die Klägerin behauptet. 
Über das Beſtehen einer ſolchen Verkehrsauffaſſung, alſo einer allgemeinen, 
in den Lebens⸗ und Geſchäftsgewohnheiten in W. in die Erſcheinung getretenen 
Anſchauung, ſollte der Sachverſtändige, den das Gericht aus den Kreiſen der 
Immobilienmakler auswählen ſollte, Auskunft geben; nicht ſollte er nur ſeine 
perſönliche Anſchauung über die Frage der Zubehöreigenſchaft darlegen. 
Eine nähere Begründung der Behauptung, daß die Verkehrsauffaſſung be⸗ 
züglich der Möbel für Penſionsbetriebe in W. beſtehe, war nicht erforderlich. 
Der Ber.⸗Richter erklärt zwar, ihm ſei eine der Zubehöreigenſchaft des Penſions⸗ 
inventars entgegenſtehende Verkehrsauffaſſung nicht bekannt; dadurch aber, 
daß dem Prozeßgericht das Beſtehen der Verkehrsauffaſſung unbekannt iſt, 
wird nicht ausgeſchloſſen, daß die Verkehrsauffaſſung dennoch beſteht. Der 
Ber.⸗Richter hätte daher a über die Verkehrsauffaſſung angetretenen Beweis 
erheben müſſen. — — — 

Urteil des Reichsgerichts (. Sen.) v. 19. Juni 1914 in der preuß. 

Sache S. (Kl.) w. R. (OLG. Frankfurt a. M.). V. 72/14. 


5. Unterſchied zwiſchen Scheingeſchäft und Abſchluß durch eine 
vorgeſchobene Perſon. 
Vgl. 57 Nr. 41; 60 Nr. 91; 65 Nr. 43. 
BGB. $ 117. 

Die Beklagte hatte durch Beſchluß v. 24. Okt. 1910 im Wege des 
Arreſtes gegen ihren damaligen Ehegatten, Grafen Ch., zur Sicherung ihres 
Anſpruchs auf Herausgabe des Eingebrachten zum Betrage von 156 400 M 
die Pfändung des Erbteils erwirkt, der dieſem am Nachlaſſe ſeines verſtorbenen 
Bruders zuſtand. Gegen dieſe Pfändung erhob der Kläger Widerſpruchs⸗ 
klage, indem er ſich auf einen notariellen Vertrag v. 14. Okt. 1910 ſamt Nach⸗ 
trag vom 19./31. Okt. 1910 berief, inhalts deſſen der genannte Graf Ch. ihm 
jenen Erbteil unter den dort näher angegebenen Bedingungen verkauft und 
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übereignet habe. — In 2. Inſtanz wurde die Klage auf Grund des Einwandes, 
daß der Erbſchaftskauf ein Scheingeſchäft ſei, abgewieſen. Das Reichs- 
gericht hob auf und verwies die Sache zurück. Aus den Gründen: 

„Die Annahme des Ber.⸗Richters, daß der zwiſchen dem Kläger und 
dem Grafen Ch. geſchloſſene Erbſchaftskauf ein Scheingeſchäft geweſen ſei, 
iſt, wie die Reviſion mit Grund geltend macht, rechtlich nicht haltbar. Sie 
beruht auf einer Verwechſelung des Scheingeſchäfts mit dem Geſchäftsabſchluß 
durch eine vorgeſchobene Perſon. Der Unterſchied zwiſchen beiden Geſchäften 
iſt bereits in dem Urteil des erkennenden Senats v. 5. Juni 1908 (RGeEntſch. 
69, 44) dargelegt; dieſes Urteil ſpricht nicht, wie der Ber.⸗Richter bemerkt, 
für, ſondern gegen ſeine Meinung. 

Das Scheingeſchäft ſetzt das mindeſtens ſtillſchweigende Einverſtändnis 
derer, die den Vertragſchluß erklären, voraus, daß das Erklärte nicht gelten 
ſolle (§S 117 BGB.). Sie müſſen, wenn es ſich um eine Veräußerung im Wege 
des Kaufs handelt, darüber einig ſein, daß nicht gekauft und übereignet fein 
ſolle, trotzdem daß das Gegenteil erklärt iſt. Ein ſolches Geſchäft hat keinerlei 
rechtliche Wirkung; es iſt nichtig. Anders verhält es ſich, wenn jemand einen 
Gegenſtand erwerben, dieſen Erwerb aber zunächſt nicht nach außen hin er- 
kennbar machen will und ſich deshalb einer Mittelsperſon als ſtillen Stell⸗ 
vertreters bedient. Hier kann nur ein ernſt gemeintes Geſchäft zwiſchen der 
Mittelsperſon und dem Veräußerer in Frage kommen, da nur auf dieſe Weiſe 
die Abſicht der Beteiligten zu verwirklichen iſt. Die Mittelsperſon erwirbt den 
Gegenſtand für ſich und wird deſſen Eigentümer, aber ſie handelt für Rech⸗ 
nung des ſchließlichen Erwerbers und iſt ſchuldrechtlich dieſem gegenüber 
zur Herausgabe des Erlangten verpflichtet. So liegt aber nach den Feſt⸗— 
ſtellungen des Ber.⸗Richters der gegenwärtige Fall. Nach der von ihm 
für glaubwürdig erachteten Ausſage des Zeugen L. hat dieſer das Ge⸗ 
ſchäft nicht auf ſeinen Namen machen wollen, ſondern ‚durch den Kläger‘; 
der Graf Ch. iſt damit einverſtanden geweſen. L. hat ſich, wie es an 
einer anderen Stelle des Ber.⸗Urteils heißt, mit ſeinem Namen nicht 
‚heraugitellen‘ wollen. Damit ſtimmen nach der Annahme des Ber. 
Richters auch die Ausſagen des Grafen Ch. und des beurkundenden Notars 
C. überein. Richtig iſt mithin, daß das Geſchäft für Rechnung des Zeugen 
L. hat gehen ſollen, und daß dieſer als der wahre Erwerber des Erb— 
anteils des Grafen Ch. im Hintergrunde ſtand. Aber nicht richtig iſt der 
fernere Schluß des Ber Richters, daß deshalb der Vertrag zwiſchen dem 
Kläger und dem Grafen nicht ernſtlich gemeint geweſen ſei und daß 
Rechtsbeziehungen zwiſchen dem Grafen und dem Zeugen L. hätten be⸗ 
gründet werden ſollen. Sollte dieſer, wie auch der Ber.⸗Richter nicht be⸗ 
zweifelt, der eigentliche Erwerber ſein, ſo mußte zunächſt der Kläger als 
die vorgeſchobene Mittelsperſon erwerben, nicht zum Schein, ſondern in 
Wahrheit. Denn durch ein Scheingeſchäft wäre das erſtrebte Ziel nicht er⸗ 


6. Auslegung. 9 


reicht worden; der Graf Ch. wäre Miterbe geblieben. Wirkſame Rechts- 
beziehungen zwiſchen ihm und L. konnten nur durch einen formgerechten 
Vertrag (88 2033. 2371 BGB.) hergeſtellt werden. Darüber waren ſich 
jedenfalls die geſchäftskundigen Zeugen L. und C. und ebenſo auch der 
Kläger klar. Zwar ſagt der Ber.⸗Richter, daß der Graf Ch. die Zu⸗ 
mutung, mit dem Kläger abzuſchließen, zurückgewieſen haben würde. Aber 
damit ſetzt er ſich in Widerſpruch mit der Ausſage des Grafen, der aus⸗ 
drücklich ablehnt, daß er mit dem Kläger nur zum Schein abgeſchloſſen 
habe, und mit dem ſonſtigen Ergebniſſe der Beweisaufnahme. — — — 
Wenn ferner der Ber.⸗Richter erwägt, daß die Annahme eines Schein⸗ 
geſchäfts der Intereſſenlage der Beteiligten entſpreche, jo trifft, wie be⸗ 
reits ausgeführt, das Gegenteil zu. Dieſer Intereſſenlage konnte nur mit 
einem ernſtlichen Verkauf an den Kläger gedient ſein. Danach erweiſt ſich 
der Grund, aus dem der Ber.⸗Richter die Klage abweiſt, als nicht ſtich⸗ 
haltig. Nach dem, was er feſtgeſtellt hat, iſt der Erbſchaftskauf zwiſchen 
dem Kläger und dem Grafen Ch. rechtlich nicht als Scheingeſchäft, ſondern 
als ein ernſt gemeintes Geſchäft anzuſehen, bei dem der Kläger als 
Mittelsperſon (ſtiller Stellvertreter) und für fremde Rechnung, aber als 
wirkliche Vertragspartei handelte. 

Die Beklagte hat noch andre Angriffe gegen den Vertrag v. 14. Ok⸗ 
tober 1910 erhoben, auf die der Ber.⸗Richter nicht eingegangen iſt und 
von ſeinem Standpunkt aus auch nicht einzugehen brauchte. Die Sache 
war daher unter Aufhebung des Ber.⸗Urteils zur anderweitigen Verhand⸗ 
lung und Entſcheidung an das Ber.⸗Gericht zurückzuverweiſen.“ 


Urteil des Reichsgerichts (7. Sen.) v. 10. März 1914 in der preuß. 
Sache G. (Kl.) w. Gräfin Ch. (KG. Berlin). VII. 333/14. 


6. Auslegung eines Vertrages anders als beide Parteien wollen. 
[Vgl. 62 Nr. 78; 66 Nr. 3. 
BGB. Ss 133. 157. 

Der klagende Eiſenbahnfiskus hatte der verklagten Geſellſchaft die 
Herſtellung von elektriſchen Beleuchtungseinrichtungen auf dem Rangierbahn⸗ 
hof N. übertragen. Bevor die Arbeiten vollſtändig ausgeführt waren, ſetzte 
Kläger am 3. Auguſt 1903 das elektriſche Werk in Betrieb, im Einverſtändnis 
mit der Beklagten. Am 6. Auguſt 1903 wurde der Hülfsmonteur der Be⸗ 
klagten, L., in dem Hochſpannſchalteraum durch einen elektriſchen Schlag 
ſchwer körperlich verletzt. Dieſer Unfall war nach den Feſtſtellungen beider 
Vorinſtanzen darauf zurückzuführen, daß einerſeits ein Beamter des Klägers, 
anderſeits ein Angeſtellter der Beklagten es ſchuldhaft unterlaſſen hatten, 
die erforderlichen Sicherungsmaßregeln zu treffen. Der Kläger wurde rechts⸗ 
kräftig zum Erſatz des dem L. entſtandenen Schadens verurteilt und nahm 
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dann auf Grund einer Beſtimmung in $6 ihres Werkvertrags die Beklagte 
auf Erſatz in Anſpruch, wozu ſie auch verurteilt wurde. — Aus den Gründen 
des Rev.⸗Urteils: | 

„Das Landgericht hat in Auslegung der im §6 des Vertrags vom Sep⸗ 
tember 1902 getroffenen Beſtimmung den Vertragswillen beider Parteien 
dahin ermittelt, daß, wenn Schadensanſprüche dritter Perſonen gegen den 
Kläger aus einem ſowohl von ihm wie von der Beklagten zu vertretenden 
Verſchulden erwachſen ſollten, in bezug auf Erſatzanſprüche des Klägers gegen 
die Beklagte die in den 88 426 Abſ. 1 und 254 BGB. gegebenen Vorſchriften 
entſprechend angewendet werden ſollten. Die hier einſchlägigen Ausfüh⸗ 
rungen des Landgerichts bezeichnet der Ber.⸗Richter ‚für ſich betrachtet als 
vollſtändig zutreffend‘, er meint aber, dieſer Auslegung des Landgerichts 
ſei in der Ber.⸗Inſtanz dadurch, daß beide Parteien übereinſtimmend erklärt 
haben, dieſe Art der Regelung der Schadenshaftung habe ihnen ferngelegen, 
derart der Boden entzogen, daß ſie nicht mehr in Betracht komme. Von dieſer 
Auffaſſung ausgehend prüft der Ber.⸗Richter nur, ob für den Fall beider⸗ 
ſeitigen Verſchuldens die volle Haftung der Beklagten — Standpunkt des 
Klägers — oder völliges Freiſein der Beklagten von jeder Haftung — Stand⸗ 
punkt der Beklagten — gewollt ſei, und kommt zu dem Ergebnis, daß nach den 
Umſtänden als Wille beider Teile die volle Haftung der Beklagten anzuneh⸗ 
men ſei. 

Der Reviſion iſt zuzugeben, daß dieſe Art, den Vertragswillen beider 
Parteien zu ermitteln, die für die Auslegung geltenden Grundſätze ver⸗ 
letzt. Dahingeſtellt kann bleiben, ob das Gericht, ſei es allgemein, ſei es 
in beſonders gearteten Fällen, an die im Prozeß von beiden Teilen über 
den Inhalt einer Vertragsbeſtimmung übereinſtimmend abgegebene Er⸗ 
klärung derart gebunden ſei, daß es ſich ſeinerſeits jeder eigenen Auslegung 
zu enthalten habe, denn im vorliegenden Fall kann keine Rede davon 
ſein, daß die Parteien ſich über den wirklichen Vertragsinhalt überein⸗ 
ſtimmend erklärt hätten. Nach wie vor hat Kläger in der Ber.⸗Inſtanz den 
Standpunkt vertreten, daß die Beklagte die volle Schadenshaftung auch 
beim Vorliegen eines beiderſeitigen Verſchuldens übernommen habe, und 
ebenſo hat die Beklagte nach wie vor eine ſolche Übernahme beſtritten. 
Daß jede Partei unter Feſthalten an ihren ſich widerſprechenden Auf- 
faſſungen erklärt hat, die vom Landgericht angenommene anteilige Haftung 
ſei nicht gewollt geweſen, hat an dem zwiſchen ihnen beſtehenden Streit 
über den Vertragsinhalt nichts geändert. Gleich dem Landgericht lag es 
deshalb dem Ber.⸗Gericht ob, durch Auslegung der einſchlägigen Vertrags- 
beſtimmung feſtzuſtellen, was denn nach Treu und Glauben mit Rüdjicht 
auf die Verkehrsſitte als von den Parteien für den ſtreitigen Fall gewollt 
anzuſehen ſei. Dabei war der Ber.⸗Richter keineswegs durch die bloß in 
der Negative übereinſtimmende Erklärung der Parteien auf die von dieſen 
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vertretenen Auslegungsmöglichkeiten beſchränkt und genötigt, entweder die 
Auffaſſung des Klägers oder die der Beklagten für die richtige zu erklären, 
er hatte vielmehr der im Vertrag feſtgelegten Abrede denjenigen Inhalt 
beizumeſſen, der ihr nach den beſonderen Umſtänden des Falles gemäß 
88 133. 157 BGB. tatſächlich zukommt. Darin, daß der Ber.⸗Richter ge⸗ 
glaubt hat, bei ſeiner Ermittelung des Vertragswillens die von ihm 
ſelbſt als an ſich zutreffend bezeichnete, vom Landgericht vertretene Aus⸗ 
legungsmöglichkeit grundſätzlich außer Betracht laſſen zu müſſen, liegt ein 
Verſtoß gegen die für die Auslegung geltenden Rechtsgrundſätze, ſo daß 
die von der Reviſion bemängelte Auslegung des Ber.⸗Richters nicht auf⸗ 
rechterhalten werden kann. 

Dennoch war im Ergebnis der Reviſion der Erfolg zu verſagen, weil 
der Ber.⸗Richter am Schluß ſeiner Urteilsbegründung, zurückkommend auf 
die an ſich von ihm gutgeheißene Auffaſſung des Landgerichts, daß beim 
Zuſammenwirken eines beiderſeitigen Verſchuldens eine Ausgleichung unter 
Heranziehung der Grundſätze des 8 254 BGB. ſtattzufinden habe, die An» 
wendbarkeit dieſer Vorſchriften auf den vorliegenden Fall unterſtellt und 
den feſtgeſtellten Sachverhalt in Abweichung vom Landgericht dahin ge⸗ 
würdigt hat, daß das Verſchulden der Beklagten als urſächliches Moment 
ſo ſehr überwiege und das Verſchulden des Klägers als Urſache des Un⸗ 
falls ſo ſehr zurücktrete, daß kein Anlaß beſtände, dem Kläger irgendeinen 
Teil des Schadens aufzulegen. Die Reviſion der Beklagten, die in der 
Rev.⸗Inſtanz ſelbſt eine entſprechende Anwendung des 8254 als der 
Billigkeit entſprechend bezeichnet, hat dieſe Abwägung des beiderſeitigen 
Verſchuldens überhaupt nicht bemängelt, ſie läßt auch einen Rechtsirrtum 
nicht erkennen. Da ſomit die angefochtene Entſcheidung die Beklagte im 
Ergebnis nicht beſchwert, war auf Zurückweiſung ihrer Reviſion zu er⸗ 
kennen.“ 

Urteil des Reichsgerichts (7. Sen.) v. 24. März 1914 in der bayer. 
Sache S. & Sch.⸗Werke (BEL) w. Bayer. EB.⸗Fiskus (OLG. Nürn⸗ 
berg). VII. 13/14. 

7. Abmachung, daß das Datum des Konnoſſements die Zeit der 
, HVeerſchiffung feftftellen folle.* 

Nachweis der Derficherung einer cif verkauften Ware durch ein 

Verſicherungszertifikat. 
„gl. 55 Nr. 133. 
BGB. 85 157. 271; HGB. 95 346. 642 Ab]. 5. 

Der in Hamburg wohnende Beklagte hatte von der A. N. St. Company 
in Savannah 100 Faß Terpentinöl scif Hamburg, shipment during March 
1913 und mit der weiteren Klauſel »date of bill of lading to constitute time 
of shipment gekauft. Als Zahlungsmodus war vereinbart: » Reimbursement 
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by draft at 90 days sight — with bill of lading and insurance policy attachede. 
Die Verkäuferin ließ mit dem zu akzeptierenden Wechſel ein vom Schiffer 
des Dampfers „Aſtoria“ der G. St.⸗Linie gezeichnetes Konnoſſement aus 
Jackſonville, Fla., March 31 ſowie ein Certificat of insurance, datiert 
New York April 7, 1913, dem Beklagten präſentieren. Dieſer verweigerte die 
Aufnahme. Die Verkäuferin ließ nach 8 373 HGB. im Wege des Selbſthülfe⸗ 
verkaufs die Ware öffentlich verſteigern. Den ſich ergebenden Mindererlös von 
1692,14 / klagte der Kläger als Zeſſionar der Verkäuferin ein. Der Beklagte 
entgegnete: Er ſei durch die Weigerung, die Dokumente aufzunehmen, nicht 
in Verzug gekommen, da dieſe Papiere nicht in Ordnung geweſen ſeien. Es 
habe ſich daraus weder erſehen laſſen, daß nach der Vertragsbeſtimmung 
»Shipment during March « die Ware am 31. März 1913 verſchifft geweſen ſei, 
noch daß ſie von dieſem Tage an unter Verſicherung geſtanden habe. — Das 
Landgericht hat der Klage ſtattgegeben. Die Berufung des Beklagten iſt 
zurückgewieſen worden. Aus den Gründen des Ber. Urteils: 

„Die entſcheidende Frage, ob der Beklagte durch die Nächtaufnahme 
der ihm angedienten Dokumente in Annahmeverzug geraten war, iſt zu be» 
jahen. Seit die Geſetzgebungen der ſchiffahrttreibenden Nationen den An- 
forderungen und der tatſächlichen Übung des Verkehrs folgend, ſich dazu haben 
verſtehen müſſen, anzuerkennen und zuzulaſſen, daß das Konnoſſement auch 
über Güter ausgeſtellt werden darf, die vom Schiffer oder einem andern zur 
Konnoſſementszeichnung legitimierten Vertreter des Reeders ſchon am Lande 
zur Beförderung übernommen, aber noch nicht abgeladen ſind (HGB. 8 642 
Abſ. 5), iſt im Einzelfalle allerdings die Frage gegeben, ob die Abladung ſchon 
als zur Zeit der Ausſtellung des Konnoſſements beſchafft gelten könne, wenn 
das Konnoſſement nicht ausſagt, daß ſich die Ware an Bord befinde, ſondern 
eben nur, daß ſie zur Beförderung übernommen ſei. Dieſe Frage kann aber 
da nicht aufgeworfen werden, wo, wie im Falle des hier in Betracht ſtehenden 
Kaufvertrages, über eine März-Abladung (shipment during march 1913) 
ausdrücklich vereinbart iſt, daß durch das Datum des Konnoſſements die Zeit 
der Verſchiffung feſtgeſtellt werde (date of bill of lading to constitute time of 
shipment). Das vorliegende Konnoſſement der G. St.⸗Linie, vom Schiffer 
ausgeſtellt, weiſt das Datum auf: Jackſonville, Fla., march 31, 1913. Der 
Inhalt dieſes Konnoſſements bot alſo keinen berechtigten Anlaß, zu bezweifeln, 
daß es ſich bei den als ſchiffſeitig in Jackſonville zur Beförderung mit dem 
Dampfer Aſtoria nach Hamburg am 31. März 1913 empfangen beſcheinigten, 
mit ‚A. A. gemarkten 100 Faß Terpentin von der American Naval Stores Co. 
um die vom Beklagten zu beanſpruchende März-Abladung handelte. 

Ebenſowenig gab der Verſicherungsnachweis, das Certificate of Insurance, 
zu berechtigten Zweifeln über den Beginn des verſicherten Riſikos Anlaß. Dieſe 
Urkunde iſt allerdings keine Verſicherungspolize. Aber auf den Standpunkt, 
daß er nach der Vertragsbeſtimmung: »reimbursement by draft with bill of 
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lading and insurance policy attached« ſich mit einem Verſicherungszertifikat, 
einer in Kürze berichtenden Beſcheinigung, daß und wo und wie die Ware 
unter Verſicherung gebracht ſei, nicht zu begnügen brauche, ſondern die Police, 
den Verſicherungsvertrag ſelbſt, urkundlich zu verlangen habe, hat ſich der 
Beklagte mit Recht nicht geſtellt. Denn er hätte gutgläubig nicht in Abrede 
nehmen können, daß, wo im überſeeiſchen Handel Akzept oder Zahlung der 
Dokumente geleiſtet werden ſoll, es durchaus nicht ungewöhnlich, im Gegenteil, 
bei den großen Abladern, die ihre zu beſchaffenden Verſicherungen auf laufende 
Jahrespolicen deklarieren, nur das Gewöhnliche und Übliche iſt, an Stelle 
einer den ganzen Verſicherungsvertrag reproduzierenden Policenausfertigung 
das kurze Certificate of Insurance zu präſentieren und daß der Verkehr das 
Zertifikat als ein zum vorläufig ſummariſchen Nachweis, daß das Seeriſiko 
durch Verſicherung gedeckt ſei, genügendes, für den Empfänger vorerſt die 
Police erſetzendes Dokument anſieht. Nicht gegen das Zertifikat als ſolches, 
ſondern gegen vermeintliche Mängel ſeines Inhalts hat denn auch der Beklagte 
ſeine Beanſtandung gerichtet, indem er geltend macht, es laſſe ſich aus dem 
Zertifikat nicht erſehen, ob die darin beſcheinigte Verſicherung ſchon vor dem 
7. April 1913, dem Datum des Zertifikats, begonnen habe, und ob alſo die nach 
dem Konnoſſement ſchon am 31. März 1913 von der G. St.⸗Linie zur Beförde⸗ 
rung übernommene Ware, ſolange ſie noch am Lande gelegen und auf die 
Verſchiffung gewartet haben mochte, auch bereits durch dieſe Verſicherung ge⸗ 
deckt geweſen ſei. Dieſes Vorbringen geht fehl.“ (Wird ausgeführt.) 

Urteil des OLG. zu Hamburg (2. Sen.) v. 18. April 1914 in der Ham⸗ 

burger Sache W. w. B. Bf. II 363/13. A- d. 


8. Gegenſeitige Verpflichtungkzu Unterhaltsbeiträgen an einen Dritten; 
formlos gültig, kein Leibrentenvertrag. 
Vgl. 67 Nr. 34; 68 Nr. 190. 
BGB. $$ 328. 761. 1601. 

Der Beklagte hatte mit ſeinen beiden Geſchwiſtern aus der erſten, 
geſchiedenen, Ehe ihrer Mutter, der Klägerin, nach dem Tode des Vaters 
im Jahr 1902 bei einer Zuſammenkunft in Leipzig vereinbart, daß ſie 
ihrer Mutter auf Lebenszeit eine Rente von monatlich je 50 % geben 
wollten, weil ſie ſelbſt erheblich geerbt hatten, die Mutter aber nach einer 
Wiederverheiratung in dürftigen Verhältniſſen als Witwe lebte. Der Klägerin 
war davon Mitteilung gemacht und die Zahlungen waren auch geleiſtet 
worden. Der Beklagte ſtellte jedoch ſeine Zahlungen gegen das Ende des 
Jahres 1909 ein. Die Klägerin erhob deshalb Anfang 1912 gegen ihn 
Klage auf Zahlung der rückſtändigen Beträge nebſt Zinſen und Zahlung 
einer jährlichen Rente von 600 % für die Zukunft. — In 1. Inſtanz 
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wurde die Klage abgewieſen; in 2. Inſtanz wurde der Beklagte verurteilt; 
ſeine Reviſion blieb ohne Erfolg. Aus den Gründen: 

— — — Das Ber.⸗Gericht ſtellt als Sinn der Vereinbarung feſt, 
daß die Klägerin durch Benachrichtigung von ihrem Inhalt in den Stand 
geſetzt werden ſollte, ihre Anſprüche gegen die einzelnen Kinder ſelbſt 
geltend zu machen. — — — Es handelte ſich bei dieſer Vereinbarung um 
eine gegenſeitige mündliche Verpflichtung der drei Geſchwiſter, ihrer be⸗ 
dürftigen Mutter bis an ihr Lebensende zur Beſtreitung ihres Unterhalts 
monatlich je 50 % zu geben, in dem Sinne, daß die Klägerin unmittel- 
bar das Recht erwerben ſollte, von ihren Kindern Zahlung zu fordern, 
alſo, wie das Ber.⸗Gericht auch ausdrücklich ausspricht, um einen Vertrag 
zugunſten der Klägerin nach § 328 Abſ. 1 BGB. 

Verträge zugunſten Dritter oder, wie das Geſetz ſagt, Verträge über 
eine Leiſtung an einen Dritten bedürfen als ſolche keiner beſonderen 
Form. Die Frage, ob für die Beobachtung einer ſonſt etwa in Betracht 
kommenden Form nur das Verhältnis unter den Vertragſchließenden maß— 
gebend ſei oder auch das Verhältnis zu dem Dritten eine Rolle ſpiele, 
iſt im Geſetze nicht beantwortet, ihre Beantwortung iſt vielmehr (vgl. die 
Motive zum 1. Entw. 2, 270) der Rechtswiſſenſchaft überlaſſen. Sie wird 
von dieſer wohl ganz allgemein dahin entſchieden, daß für den etwaigen 
Formzwang grundſätzlich lediglich das Verhältnis unter den Vertrag⸗ 
ſchließenden, das ſog. Deckungsverhältnis, und nicht auch das Verhältnis 
zu dem Dritten Bedeutung habe. Dieſe Anſicht iſt zutreffend. Iſt ſie das 
aber, ſo kann zunächſt darüber keine Meinungsverſchiedenheit aufkommen, 
daß zur Gültigkeit der Leipziger Vereinbarung gerichtliche oder notarielle 
Beurkundung, wie ſie bei Schenkungen vorgeſchrieben iſt, nicht erforder— 
lich war. Denn nach den Feſtſtellungen des Ber.-Gerichts liegt ein gegen— 
ſeitig verpflichtender Vertrag der drei Geſchwiſter vor, Schenkungen und 
gegenſeitig verpflichtende Verträge ſind jedoch geradezu Gegenſätze, und 
die Gegenſeitigkeit von Verpflichtungen wird (vgl. das Senatsurteil 
v. 16. Januar 1911, IV. 58/10, Warneyer Erg. Nr. 174) dadurch nicht aus⸗ 
geſchloſſen, daß jede der bedungenen Leiſtungen einem Dritten gewährt 
werden, dieſer fie aber ſeinerſeits von dem Geber unentgeltlich bekom- 
men ſoll. 

In Frage kommen könnte nur, ob die Verſprechen, die ſich die drei 
Geſchwiſter zugunſten ihrer Mutter gegenſeitig haben geben laſſen, Leib— 
rentenverſprechen waren und ob aus dieſem Grunde die Leipziger Verein- 
barung der in § 761 vorgeſchriebenen Schriftform bedurft hätte. Dabei 
braucht nicht erörtert zu werden, ob ein Vertrag, wie ihn hier die drei 
Geſchwiſter zugunſten ihrer Mutter untereinander geſchloſſen haben, einen 
Leibrentenvertrag, wie ihn das Geſetz in den $8 759 bis 761 im Auge hat, 
überhaupt darſtellen kann. Denn keinesfalls können die von den drei Ge— 
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ſchwiſtern ausgetauſchten Verſprechen als Leibrentenverſprechen im Sinne 
dieſer Geſetzesbeſtimmungen angeſehen werden. Das Ber. Gericht ſtellt 
feſt, daß die Vereinbarung mit Rückſicht auf die Bedürftigkeit der Mutter 
zu dem Zwecke getroffen iſt, damit die Rente zur Beſtreitung ihres Unter⸗ 
halts diene. Darin liegt ohne weiteres, daß die der Mutter zugedachten 
Leiſtungen auch in der Zukunft von ihrer Bedürftigkeit abhängen ſollten. 
Sie waren alſo nicht durch die Vereinbarung ſelbſt ein für allemal feſt be⸗ 
grenzt, ſie ſollten ſich ihrem Gegenſtande nach nicht aus ihr allein er⸗ 
geben, ſondern ſie hingen zugleich von äußeren Verhältniſſen ab. Ver⸗ 
ſprechen ſolchen Inhalts erfüllen, ſelbſt wenn ſie ſich auf die Lebenszeit 
des Berechtigten erſtrecken, nicht die in der Rechtſprechung des Reichs⸗ 
gerichts entwickelten Begriffserforderniſſe eines Leibrentenverſprechens; 

vgl. die Senatsurteile v. 12. Dez. 1907, IV. 221/07, Entſch. 67, 204, insbeſondere 

213, und v. 12. Okt. 1912, IV. 75/12, Entſch. 80, 209 und SeuffA. 68 Nr. 190; 

ſowie vor allem das auch im Ber.⸗Urteil angezogene Senatsurteil v. 20. März 

1911, IV. 448/10, Gruchot 55, 949 und JW. 1910 44918, 

Solche Verſprechen find Unterhaltsverſprechen, aber keine Leibrenten⸗ 
verſprechen, die Formvorſchrift des § 761 iſt jedoch nur für eigentliche 
Leibrentenverſprechen, nicht auch für andre, wenngleich ähnliche Verträge 
gegeben. 

Die Vereinbarung, die die drei Geſchwiſter untereinander zugunſten 
ihrer Mutter geſchloſſen haben, bedurfte auch nicht aus irgend einem ande- 
ren rechtlichen Geſichtspunkt einer beſonderen Form, ſie iſt vielmehr durch 
ihren mündlichen Abſchluß gültig zuſtande gekommen. Trifft das zu, dann 
hat auch die Klägerin durch den mündlichen Abſchluß das Recht erworben, 
die vom Beklagten ſeinen Geſchwiſtern zugeſagte Leiſtung zu fordern, 
und dieſes Recht macht ſie mit der Klage dem Beklagten gegenüber 
geltend. — — —“ | 

Urteil des Reichsgerichts (4. Sen.) v. 14. Mai 1914 in der preuß. 

Sache G. (Bkl.) w. W. (KG. Berlin). IV. 655/13. 


9. Iſt ein Eigentumsvorbehalt nach Höhe des jeweils noch ausſtehenden 
Haufgeldes zuläſſig d 
BGB. 8 455. 

Der Antragſteller will durch ein Veräußerungsverbot ein Ausſonde⸗ 
rungsrecht geſchützt ſehen, das er auf Vorbehalt des Eigentums an dem 
Geſchäftsinventar und dem Lager im $ 4 des Geſchäftsüberlaſſungsvertrags 
v. 27. Oktober 1913 ſtützt. Der $4 beſtimmt: „Verkäufer behält ſich Eigen⸗ 
tumsrecht an Inventar und feſt übernommener Ware in jeweiliger Höhe 
des jeweils noch ausſtehenden Reſtbetrages des Kaufpreiſes bis zur Til 
gung desſelben vor“. Das Landgericht erblickt hierin den Ausdruck des 
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Vertragswillens, daß mit fortſchreitender Abzahlung des Kaufpreiſes in 
dieſem Verhältniſſe das Eigentum des Verkäufers an den verkauften 
Sachen aufgegeben und nur noch nach Höhe der jeweils beſtehenden 
Kaufpreis⸗Reſtſchuld aufrechterhalten werden ſolle; es erklärt einen ſolchen 
Eigentumsvorbehalt für unwirkſam. Dem Beſchwerdegericht erſcheint eine 
ſolche Vertragsauslegung nach dem bisher Beigebrachten als angängig, 
wenn auch nicht ausgeſchloſſen iſt, daß die Vertragsparteien vielmehr be⸗ 
abſichtigt haben, der Verkäufer ſolle volles Eigentum behalten, Teilzahlung 
nicht etwa als Grund teilweiſen Eigentumsüberganges auf den Käufer 
gelten, der Verkäufer ſolle aber ſein Eigentumsrecht gegenüber dem 
Käufer nur bis zu einem Beſtand an Büchern und Inventar geltend 
machen dürfen, deſſen Wert dem ungetilgten Kaufpreiſe gleichkomme. 
Aber auch bei dieſer Auslegung ſteht nicht zweifelfrei feſt, in welchem Um⸗ 
fange der Eigentumsvorbehalt noch wirkſam ſei. Angeſichts dieſer Sach⸗ 
lage kann der erhobene Anſpruch nicht als ſo weit dargetan erachtet wer⸗ 
den, daß es unbedenklich wäre, ohne den Gegner zu hören und ohne ihm 
den Gebrauch aller zur Auslegung des Vertrags dienlichen Beweismittel 
zu geſtatten, mit der beantragten einſchneidenden Maßregel im Wege einſt⸗ 
weiliger Verfügung einzugreifen. 

Beſchluß des OLG. zu Dresden (Ferien-Zivilſen. C) v. 15. Sept. 

1914. 6 a. Reg. 277/14. Ch. 


10. Anwendbarkeit des § 618 (auch $ 278) BGB. auf öffentlich- 
rechtliche Dienſtverträge. 
BGB. 88 618. 278; GVG. $ 13. 

Der Kläger war als geprüfter Lokomotivheizer im Bezirk der Eiſen⸗ 
bahndirektion in St. angeſtellt. Während des Dienſtes, auf der Fahrt vom 
St. Bahnhof in B. nach A., erkrankte er am 9. Auguſt 1908 an Herz⸗ 
krämpfen. Ein nervöſes Herzleiden, das ſich bei ihm entwickelte, führte 
dahin, daß er am 25. November 1909 mit einem Ruhegehalt von jähr⸗ 
lich 600 % zwangweiſe penſioniert wurde. Er behauptete, ſich das Leiden 
durch Überanſtrengung zugezogen zu haben; die EB.⸗Verwaltung habe 
durch übermäßige Ausdehnung der Arbeitszeit, durch Herrichtung mangel⸗ 
hafter Übernachtungsräume und Einſtellung der ſchlechtlaufenden Loko⸗ 
motive Nr. 1803 ihre Fürſorgepflicht ſchuldhaft verletzt. Er verlangte vom 
preuß. EB.⸗Fiskus als Schadenerſatz Zahlung des Unterſchiedes zwiſchen 
ſeinem Ruhegehalt und den Einkünften, die er beim Verbleiben im Dienſte 
bezogen haben würde. — In 2. Inſtanz wurde der Schadenerſatzanſpruch 
dem Grunde nach für gerechtfertigt erklärt. Die Reviſion des Beklagten 
wurde zurückgewieſen. Aus den Gründen: | 


10. Dienſtvertrag. 17 


„Gegen die Zuläſſigkeit des Rechtswegs für den eingeklagten Schaden⸗ 
erſatzanſpruch beſtehen keine Bedenken. 

Daß der § 618 BGB. auf das öffentlichrechtliche Beamtenverhältnis 
entſprechende Anwendung zu finden habe, iſt vom Reichsgericht oftmals 
ausgeſprochen worden (vgl. Entſch. 63, 430; 71, 243; auch III. 347/11). 
Der Dienſtberechtigte hat nach § 618 Dienſtleiſtungen, die unter feiner An⸗ 
ordnung oder ſeiner Leitung vorzunehmen ſind, ſo zu regeln, daß der 
Verpflichtete gegen Gefahr für Leben und Geſundheit jo weit geſchützt iſt, 
wie die Natur der Dienſtleiſtung es geſtattet. Es ſtellt einen Verſtoß 
gegen dieſe Pflicht dar, wenn der Dienſtberechtigte von dem Verpflich- 
teten ein geſundheitsſchädliches Übermaß der Dienſtleiſtung verlangt. Ob 
bei der entſprechenden Anwendung des 8 618 die Gerichte befugt find, die 
allgemeinen Dienſtpläne und ſonſtigen allgemeinen Vorſchriften der Ver⸗ 
waltungsbehörden daraufhin zu prüfen, ob nach ihnen ein geſundheit⸗ 
ſchädliches Übermaß von Arbeit erforderlich wird, kommt hier nicht in 
Betracht. Jedenfalls unterliegt die Frage der gerichtlichen Beurteilung, 
ob durch eine Anordnung, die über das für den Verwaltungszweig all⸗ 
gemein beſtimmte Maß hinaus eine Arbeitleiſtung forderte, ſchuldhaft eine 
Geſundheitsbeſchädigung verurſacht iſt. 

Wenn aber eine ſolche Anordnung für den Schaden urſächlich iſt, dann 
macht es für die Haftung des Dienſtberechtigten keinen Unterſchied, daß 
jenes Übermaß nicht regelmäßig, ſondern nur ausnahmsweiſe erfordert 
wurde. Dem Vorwurf der Reviſion, das Ber.⸗Gericht habe unbeachtet ge⸗ 
laſſen, daß es ſich hier um Fahrperſonal und nicht um ‚jtationäres‘ handle, 
fehlt es an jedem Anhalt. Der Fahrdienſt des Klägers, eines Lokomotiv⸗ 
heizers, mit allen Dienſtunterbrechungen durch Aufhören des Fahrbetriebes 
wird doch gerade vom Ber.⸗Gericht auf das Vorhandenſein einer über⸗ 
mäßigen Belaſtung des Fahrbeamten geprüft. Innerhalb des ganzen, 
einen längeren Zeitraum umfaſſenden Dienſtplans wird nun neben der 
Arbeitleiſtung an günſtigeren Tagen auch die vom Ber.⸗Gericht feſtgeſtellte, 
auf drei Tage zuſammengedrängte außergewöhnlich große Leiſtung ver⸗ 
langt. Dadurch, daß der Kläger an mehreren Tagen des Dienſtplans nicht 
ſo angeſtrengt iſt, wird nichts daran geändert, daß er vom 7. bis 9. Auguſt 
eine Arbeit zu leiſten genötigt war, die durch ihr Übermaß ſeine Geſund⸗ 
heit ſchädigen mußte und geſchädigt hat, nämlich, wie das Ber.⸗Gericht 
berechnet, 45 Stunden Dienſt mit Einſchluß einer nur ſechsſtündigen Ruhe⸗ 
pauſe. — — — 

Unbegründet iſt auch die Reviſionsrüge, es ſei übergangen, daß die 
EB.⸗Verwaltung bei Zuteilung des Dienſtes damit habe rechnen dürfen, 
daß die Beamten körperlich und geiſtig voll tauglich ſeien und auch einmal 
außergewöhnliche Arbeiten auf ſich nehmen könnten. Das iſt keineswegs 
überſehen. Unſtreitig iſt der Kläger bei der Aufnahme in den UND 

Seufferts Archiv 70. 8. Folge Bd. 15 Heft 1. 
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dienſt völlig geſund befunden. Dies legt der Sachverſtändige O. zugrunde, 
wenn er die Frage des Beweisbeſchluſſes: ob ‚diefe Umſtände' (Dienit- 
dauer in der Zeit vom 7. bis 9. Auguſt, mangelhafte Schlafräume, jchlecht- 
fahrende Lokomotive Nr. 1803) ein jeder für ſich oder doch in ihrem Zu- 
ſammenwirken geeignet waren, die Geſundheit eines jeden, der in ſolcher 
Weiſe beſchäftigt wurde, erheblich zu gefährden, dahin beantwortet, daß 
‚eine derartige Tätigkeit in hohem Maße geeignet ſei, die Geſundheit 
eines jeden ſo Beſchäftigten auf das ſchwerſte dauernd zu gefährden und 
zu ſchädigen'. Auf Grund dieſes Gutachtens bejaht das Ber.⸗Gericht den 
urſächlichen Zuſammenhang zwiſchen der Erkrankung und den Verſtößen 
gegen 8618 BGB. Damit iſt zugleich gejagt, daß die hier in Frage kom- 
mende ‚außergewöhnliche Anſtrengung' unter Umſtänden, wie fie hier 
obwalteten, auch einem körperlich voll tauglichen Beamten nicht ohne 
Gefährdung und Schädigung ſeiner Geſundheit zugemutet werden konnte. 
Die Reviſion meint, mit Unrecht ſei der Beklagte für ein Verſchulden 
des Werkmeiſters L. verantwortlich gemacht, der ein verfaſſungmäßig be— 
rufener Vertreter des Staates nicht ſei; ein Vertragsverhältnis liege nicht 
vor, folglich finde der §278 BGB. keine Anwendung. Es iſt richtig, daß 
ein bürgerlichrechtliches Vertragsverhältnis nicht gegeben iſt, aber das Ver⸗ 
hältnis zwiſchen Staat und Beamten iſt ein dem öffentlichen Recht ange— 
höriges, vertragähnliches. Aus ihm erwachſen für den Staat gegenüber 
dem Beamten „Verbindlichkeiten“, insbeſondere gerade die kraft entſpre— 
chender Anwendbarkeit für ihn aus 8618 BGB. begründeten. Für das 
Verſchulden der Perſonen, deren ſich der Staat zur Erfüllung dieſer Ver— 
bindlichkeiten bedient, haftet er auf Grund entſprechender Anwendung nach 
Maßgabe des § 278 BGB. Der erkennende Senat hat das wiederholt aus- 
geſprochen (jo in den Urteilen III. 105/11; 312/11; 260/13). Das Ber. 
Gericht hat deshalb mit Recht in Anſehung der vom Werkmeiſter L. ge- 
troffenen Dienſtanordnung und hinſichtlich der Einſtellung der ungenügend 
ausgebeſſerten Lokomotive Nr. 1803 den Staat für Verſchulden von Er⸗ 
füllungsgehülfen haften laſſen und eine Entſcheidung darüber für entbehr⸗ 
lich erklärt, ob für die mangelhafte Einrichtung der Übernachtungsräume 
in Str. einen Erfüllungsgehülfen oder einen verfaſſungmäßig berufenen 
Vertreter das urſächliche Verſchulden treffe. — — —“ 
Urteil des Reichsgericht (3. Sen.) v. 16. Juni 1914 in der preuß. 
Sache Pr. EB.⸗Fiskus (Bkl.) w. W. (OLG. Stettin). III. 193/14. 
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11. Diebſtahlverſicherung; keine Verwirkung durch Anzeige des Dieb⸗ 
ſtahls bei der Generalagentur ſtatt der Direktionk. Notwendigkeit 
beſonderen Verſchluſſes von Wertſachen“ *. 

Vgl. 63 Nr. 189. — gl. 66 Nr. 234. 

VerſVertrG. 8 6; BGB. $ 157. 

Die Klägerin verlangt Erſatz für Entwendung von Schmuckſachen, die 
ſich in ihrer verſchloſſenen Schreibſtube im unverſchloſſenen Schreibtiſch 
befunden hatten. In die Stube waren die Diebe durch eine Offnung in der 
Wand des Vorplatzes gelangt, nachdem ſie die vor der Offnung befindliche 
Holzklappe eingedrückt hatten. Zunächſt ſteht allerdings der Beklagten der 
§8 der Verſich.⸗Bedingungen zur Seite. Demzufolge hatte die Klägerin die 
Verpflichtung, unmittelbar nach Entdeckung eines Einbruchs den Schadensfall 
der Direktion der Geſellſchaft unter Angabe der ungefähren Schadens— 
höhe und der Policenummer zu melden. Daneben iſt jedoch § 6 Abſ. 2 
Geſ. über den Verſicherungsvertrag v. 30. Mai 1908 maßgebend. Dieſer 
ſchreibt vor, daß eine Verwirkungsbeſtimmung, welche für den Fall der 
Nichteinhaltung einer nach Eintritt des Verſicherungsfalls gegen den Ver— 
ſicherer zu erfüllenden Pflicht gilt, nicht zur Anwendung kommt, wenn die 
iſt aber hier auszuſchließen. Für eine vorſätzliche Zuwiderhandlung der 
Klägerin gegen den 88 fehlt jeder Anhalt; wenn ſie die ihr dadurch aus- 
drücklich auferlegte Anzeige bei der Direktion unterließ, ſo hat ſie ſich 
höchſtens einer Fahrläſſigkeit ſchuldig gemacht. Aber von einer groben 
Fahrläſſigkeit läßt ſich ebenfalls nicht ſprechen. Es iſt erklärlich, daß ſich 
die Klägerin, wenn ſie ſchon die umfangreichen Verſicherungsbedingungen 
geleſen, nicht alle einzelnen Beſtimmungen gegenwärtig gehalten hatte. 
Auch erſcheint es als zweifelhaft, ob ihr nach ihrer Lebenserfahrung der 
Unterſchied zwiſchen Direktion und Generalagentur überhaupt zum Be⸗ 
wußtſein gekommen iſt. So mag ſie der Auffaſſung geweſen ſein, durch 
die am folgenden Tage gemachte Anzeige bei der Generalagentur ihren 
Pflichten genügt zu haben. 

Die Klägerin hat jedoch, wie ihre eigene Darſtellung ergibt, den 84 
Abſ. 1 der Verſich.⸗Bedingungen nicht erfüllt. Dort heißt es: 

Baargeld, Wertpapiere, Sparkaſſenbücher, Dokumente ... gelten nur verſichert, 
ſolange ſie ſich unter Verſchluß befinden. Für Schmuck, Gold- und Silber- 
ſachen gilt die gleiche Beſtimmung, ſofern ſie nicht im Gebrauch ſind. 

Daß die Schmuckſachen zur Zeit ihrer Entwendung gerade im Gebrauch 

waren, hat die Klägerin nicht behauptet. Die Erſatzpflicht der Beklagten 

hängt alſo davon ab, daß ſich dieſe Gegenſtände unter Verſchluß befunden 

haben. Betrachtet man den $4 für ſich allein, jo könnte es ſcheinen, als 

ob ſein Tatbeſtand erfüllt ſei, weil ſich die Schmuckſachen in dem ver⸗ 

ſchloſſenen Arbeitszimmer befanden. Der $4 muß aber im Zuſammen⸗— 
2* 
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hange mit den übrigen Bedingungen und namentlich mit $1 gewürdigt 
werden und iſt deshalb jo zu verſtehen, daß er für die in ihm hervor- 
gehobenen Sachen einen beſonderen Verſchluß im Auge hat. Denn nach 
81 der Bedingungen liegt, abgeſehen von Diebſtählen mittels Einſteigens 
oder mittels Einſchleichens zur Nachtzeit, der Verſicherungsfall nur vor, 
wenn die Diebe durch Einbruch oder unter Eröffnung von Türen mittels 
Nachſchlüſſel oder ähnlicher Werkzeuge in die Verſicherungsräumlichkeiten 
gelangt ſind, woneben auch die entſprechende Eröffnung von Behältniſſen 
erwähnt wird. Allgemeine Vorausſetzung iſt alſo, daß zunächſt ein Ver⸗ 
ſchluß der Verſicherungsräumlichkeiten vorgelegen haben und durch An⸗ 
wendung von Gewalt oder falſcher Schlüſſel und ähnlicher Werkzeuge 
überwunden ſein muß, um den Dieben den Zugang in jene Räume 
zu verſchaffen. Dazu kommt weiter der Verſchluß, von welchem im 84 
die Rede iſt. Wollte dieſe Vorſchrift für die Verſicherung von Wert⸗ und 
Schmuckſachen nicht mehr verlangen als daß das Zimmer, in dem ſie 
aufbewahrt wurden, verſchloſſen war, jo wäre das nach $1 ohnehin ſelbſt⸗ 
verſtändlich. Der allgemeine Sprachgebrauch bezeichnet eine Aufbewahrung 
lediglich in einem verſchloſſenen Zimmer auch nicht als Aufbewahrung 
unter Verſchluß. § 4 bringt eben den ganz berechtigten Standpunkt des 
Verſicherers zur Geltung, welcher für die dort aufgeführten Stücke nur 
haften will, wenn ſie innerhalb der Räumlichkeit, in der ſie ſich befinden, 
ſo aufbewahrt werden, daß ſie nicht, weil frei umherliegend oder in unver⸗ 
ſchloſſenen Behältniſſen vorhanden, für Diebe ohne weiteres erreichbar, 
ſondern für ſie dort noch durch einen Verſchluß möglichſt unzugänglich gemacht 
ſind. Dabei kann es nur auf die objektive Sachlage ankommen. Fehlt es 
an dem vorgeſchriebenen Verſchluß des 84, jo tritt die Verſicherung nicht 
ein. Unweſentlich muß es deshalb hier ſein, ob es entſchuldbar war, 
wenn die Klägerin den Schreibtiſch, in dem ſich die Schmuckſachen be- 
fanden, deshalb, weil ſie gerade an ihm gearbeitet hatte, unverſchloſſen 
ließ, als ſie aus dem Zimmer hinausging, um zu ſehen, was auf dem 
Vorplatz geſchah. Demnach ſteht $ 4 dem Anſpruch der Klägerin entgegen, 
ſelbſt wenn ihre eigenen Angaben zugrunde gelegt werden. 

Urteil des OLG. zu Celle (4. Sen.) v. 16. Mai 1914 i. S. H. w. Preuß. 

Nat.⸗Verſ. 4 U. 7/14. Lt. 


12. Vorausſetzungen einer Klage oder einſtweiligen Verfügung zum 
Schutz der Ehre neben der Privatklage. 
Vgl. 69 Nr. 33 m. N., 105. 239. 
BGB. § 823 Abſ. 2; ZPO. 35 890. 935. 
H. hatte eine einſtweil. Verfügung beantragt, wodurch der Buch⸗ 
druckerei K. bei Strafe verboten werde, bis zur rechtskräftigen Entſcheidung 
der Privatklage wegen Beleidigung eine näher bezeichnete Druckſchrift 
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feilzuhalten, zu verkaufen oder ſonſt zu vertreiben, weil in der Schrift die 
Ehre des Antragſtellers angegriffen werde, die durch 88823 Abſ. 2, 
826 BGB., 88185 bis 187 StGB. geſchützt ſei. — Die Zurückweiſung des 
Antrags fand die Billigung des Oberlandesgerichts. Aus den Gründen: 

„— — — Mit feinem Antrage konnte der Antragſteller nur dann 
durchdringen, wenn ein ſchutzbedürftiges Intereſſe beſtanden hat. Ein 
ſolches war nicht vorhanden. Durch die beantragte einſtweil. Verfügung 
ſollte ausſchließlich die Ehre des Antragſtellers gegen weitere Beleidi⸗ 
gungen geſchützt werden. Dieſem Zweck dienen die Beſtimmungen des 
Strafgeſetzbuchs und das Strafverfahren einſchließlich des Privatklage⸗ 
verfahrens (RGEntſch. 77, 222; 82, 64, in Seuff A. 69 Nr. 33). Beſondere 
Umſtände, die ausnahmsweiſe die zivilrechtliche Unterlaſſungsklage und die 
Erlaſſung einer einſtweil. Verfügung rechtfertigen könnten, liegen nicht vor. 
Schwierigkeiten in der Durchführung des Strafverfahrens ſind hier nicht 
erſichtlich. Ebenſowenig ſind Anhaltspunkte dafür gegeben, daß die An⸗ 
tragsgegnerin trotz Erhebung der Privatklage und Verweiſung auf die 
dort angeführten Beſtimmungen des Strafgeſetzbuchs hartnäckig fortfahren 
werde, ſich der von dem Antragſteller behaupteten ſtrafbaren Handlung 
ſchuldig zu machen. Sofern aber der Beſchwerdeführer der Meinung ſein 
ſollte, daß er ohne weiteres nach den Beſtimmungen des bürgerlichen 
Rechts zum Schutz feiner bedrohten Ehre Anſpruch auf ſtrengere Straf- 
androhungen habe als ſie das Strafgeſetzbuch bietet, wäre das abwegig. 
Im übrigen zeigt die Vergleichung des 8 185 StGB. mit 8890 ZPO. als 
höchſte Stufe dort 1 Jahr Gefängnis, hier 6 Monate Haft. Die Grund⸗ 
ſätze des ſog. „fortgeſetzten Verbrechens“ ſind auch dem Verfahren nach 
§ 890 ZPO. nicht fremd (Gaupp ZPO. § 890 Anm. III. 2 N. 44). Die 
Androhung einer beſtimmten Strafe in dem nach § 890 Abſ. 2 ZPO. er- 
forderlichen Beſcheid ſtellt nur den Höchſtbetrag der im Verfahren nach 
8890 Abſ. 1 vom Gericht nach den Umſtänden frei zu bemeſſenden Strafe 
dar (Gaupp ZPO. § 890 Anm. II. 2 N. 19). Im übrigen wird auf die 
Begründung der angeführten Urteile des Reichsgerichts verwieſen. Von 
der dort niedergelegten Anſchauung abzuweichen, bieten die von dem 
Antragſteller vorgelegten Entſcheidungen auswärtiger Gerichte dem Senat 
um ſo weniger Veranlaſſung, als die Rechtſprechung des Reichsgerichts in 
dieſen Entſcheidungen nirgends ausdrücklich bekämpft wird und die tat⸗ 
ſächliche Begründung, auf die der Antragſteller in Wen, e ſeinen 
Anſpruch geſtützt hat, dem Senat nicht bekannt ift. — — — 


Beſchluß des OLG. München (3. Sen.) v. 6. Juni 1914 i. S. H. w 
K. Beſchw.⸗Reg. 346/14. P. 
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13. Haftung für Beihülfe zur Vereitelung einer Lohnpfändung. 
(Vgl. 60 Nr. 147. 233 m. N.) 
BGB. 89 826. 249; ZPO. 5 8501; Lohn BG. $ da. 

Die unverehelichte Thereſe S. erhob als Vormünderin ihres außer⸗ 
ehelichen Kindes gegen Joſeph K., den Vater ihres früheren Geliebten 
Johann K., nach fruchtloſem Verſuch einer Zw. Vollſtreckung gegen den 
letzteren aus einem Urteil vom 13. Dez. 1911, wodurch er zur Alimenten⸗ 
zahlung für das Kind verurteilt worden war, Klage mit dem Antrage, 
ihr vom 21. Mai 1911 bis zum vollendeten 16. Lebensjahre des Kindes 
jährlich 100.4, vorauszahlbar in vierteljährigen Raten, jo lange zu zahlen, 
als er ſeinen Sohn ohne Entgelt in Dienſt und Unterhalt behalte. — 
Das Landgericht P. entſprach dem Klagantrage im weſentlichen, das 
Oberlandesgericht beſtätigte auf die Berufung des Beklagten das Urteil, 
nur unter andrer zeitlicher Abgrenzung der Anſprüche. Aus den Gründen: 

„Johann K. iſt unbeſtrittenermaßen geſund und arbeitsfähig. Er kann 
bei dem notoriſchen Mangel an landwirtſchaftlichen Dienſtboten mit 
Leichtigkeit eine Stelle als Knecht erhalten. Im elterlichen Anweſen iſt 
ſeine Arbeitskraft, wie der Beklagte ſelbſt behauptet, entbehrlich. Dem 
entſprechend ſtand Johann K., wie gleichfalls nicht beſtritten iſt, von ſeiner 
Entlaſſung aus dem Militärdienſt bis zum Herbſt 1911 in fremden Dienſten. 
Als die Erlaſſung eines ihm ungünſtigen Urteils im Alimentenprozeß drohte, 
kehrte er in das elterliche Anweſen zurück. Wohl befand er ſich nach dem 
Beweisergebnis auch in der Folgezeit noch manchmal auswärts in Arbeit 
und Logis, allein die hierbei in Betracht kommenden kurzen Zeiträume 
fallen gegenüber dem langen Zeitraum vom Herbſt 1911 bis zur Gegen— 
wart nicht ins Gewicht. Während des größten Teils dieſes faſt drei Jahre 
währenden Zeitraums war er in Koſt und Wohnung bei ſeinem Vater, 
ging ab und zu auf Stör zum Holzſchuhmachen, fertigte auch zu Hauſe zu— 
weilen Holzſchuhe auf Beſtellung und verrichtete landwirtſchaftliche Ar— 
beiten im elterlichen Anweſen, das auch ohne ſeine Beihülfe von den 
übrigen Familienmitgliedern hätte bewirtſchaftet werden können; Lohn er— 
hielt er von ſeinem Vater nicht. Er hatte ſohin ſeine Arbeits- und Unter⸗ 
haltsverhältniſſe in eine Form gebracht, die der Klagepartei den inner— 
halb der Schranken des Lohnbeſchlagnahmegeſetzes ſonſt möglichen Zugriff 
abſchnitten. 

Bei Berückſichtigung des Zeitpunktes, in welchem Johann K. ſeine 
mehr oder minder ſtändige auswärtige Beſchäftigung mit der jetzigen 
Lebensweiſe vertauſchte, liegt der vom 1. Richter gezogene Schluß außer— 
ordentlich nahe, daß das ganze Vorgehen dem Zweck der Vereitelung der 
Zw.⸗Vollſtreckung dient und daß der Beklagte dieſen Zweck kennt und die 
Hand zu ſeiner Verwirklichung bietet. Ein ſolches gemeinſchaftliches Ver— 
halten, durch welches noch dazu dem eigenen Kinde des einen Teils der Unter— 
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halt entzogen wird, verſtößt gröblich gegen die guten Sitten und macht 
den Beklagten gemäß den 88826. 249 BGB. ſchadenerſatzpflichtig. Von 
einer ſittlichen Pflicht des Vaters, ſeinem arbeitsfähigen Sohne, der jeder⸗ 
zeit als Knecht Arbeit finden könnte, Koſt und Wohnung zu gewähren, 
kann keine Rede ſein; der Beklagte würde ſich auch wohl — von dem hier 
verfolgten Zweck abgeſehen — gegen eine ſolche Zumutung verwahren. 
Ein allzu großes Opfer bedeutet die Durchführung der argliſtigen Abſicht 
für den Beklagten nicht, da die Beihülfe ſeines Sohnes bei der Bewirt⸗ 
ſchaftung des Anweſens, wenn ſie auch nicht notwendig iſt, doch eine viel⸗ 
leicht erwünſchte Entlaſtung bietet, da ihm ferner, wenn er es verlangt, 
zweifellos der freilich nicht erhebliche Verdienſt des Sohnes aus der Holz⸗ 
ſchuhmacherei zur Verfügung ſteht. Der Sohn Johann K. arbeitet eben 
gerade ſo viel, als nötig iſt um von ſeinem Vater den notdürftigen Unter⸗ 
halt zu erlangen, und läßt im übrigen ſeine Arbeitskraft brach liegen, um 
nicht deren Erträgniſſe ſeinem Kinde zuwenden zu müſſen, und in dieſem ver⸗ 
werflichen Beſtreben wird er von dem Beklagten unterſtützt. 
Bei der Berechnung des Umfangs der Schadenerjagpflicht iſt mit dem 
1. Richter davon auszugehen, daß der Beklagte nur den Betrag zu er» 
ſetzen hat, der ohne die unerlaubte Handlung nach Maßgabe des Lohn⸗ 
beſchlagnahmegeſetzes hätte gepfändet werden können. Auch kann hierbei 
der vom 1. Richter angenommene Jahreslohn ſowie ein pfändbarer Jahres- 
überſchuß von 60 zugrunde gelegt werden. Dagegen bedarf die zeit⸗ 
liche Begrenzung einer Anderung. Maßgebend hierfür iſt nicht die Zu⸗ 
ſtellung der den gegenwärtigen Rechtsſtreit einleitenden Klage, ſondern 
die am 24. Juli 1911 zugeſtellte Alimentenklage. Bezüglich aller nach 
dieſem Zeitpunkt und für das dieſem Zeitpunkt vorangehende Vierteljahr 
zu entrichtenden Unterhaltsbeiträge gilt das im $ 4a des Lohn BG. ge⸗ 
währte Pfändungsvorrecht. Anderſeits iſt zu beachten, daß Johann K. zur 
Zeit der Erhebung jener Klage noch in fremden Dienſten ſtand und erſt 
im Herbſt 1911 von ſeinem Vater aufgenommen wurde. Mangels einer 
genaueren Feſtſtellbarkeit des Zeitpunktes kann der 1. Oktober 1911 als 
Zeitpunkt des Beginns der unerlaubten Handlung und damit der Schaden⸗ 
erſatzpflicht angenommen werden. Selbſtverſtändlich dauert die Erſatzpflicht 
nur ſo lange, bis der Beklagte ſeinen Sohn durch Entziehung des Unter⸗ 
halts zur Übernahme eines fremden Dienſtes nötigt und dadurch die För⸗ 
derung der argliſtigen Abſicht aufgibt oder ſeinem Sohne einen bis zu 
dem Betrage von 60. % jährlich pfändbaren Lohn gewährt. — — —, 
Urteil des OLG. München (1. Sen.) v. 8. Juli 1914 i. S. S. w. K. 
L. 559/13. P. 
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14. Schadenshaftung des Geſchäftsherrn; Entlaſtungsbeweis forgfältiger 
Auswahl des Angeſtellten, beſonders in umfangreichen Betrieben. 
Vgl. 65 Nr. 49; 66 Nr. 180 m. N. 

BGB. 8 831. 

Am 11. Dezember 1911 ſtieß in N. ein Transportwagen der klagenden 
Akt.⸗Geſellſchaft mit einem Straßenbahnwagen der Beklagten zuſammen. 
Beide Parteien verlangten voneinander, klagend und widerklagend, Scha⸗ 
denerſat. Im übrigen aus den Gründen des Rev.⸗Urteils, das die Ab⸗ 
weiſung der Widerklage aufhob und zurückverwies. 

„Die Reviſion rügt Verletzung der 88 823. 831 BGB. ſowie des 
§ 286 ZPO. Sie muß im Endergebnis zur Aufhebung des Ber. Urteils 
führen. 

Kutſcher des Transportwagens der Klägerin war H., ſein Mitfahrer 
war L. Dieſer hatte auf den Wagen aufzupaſſen, wenn H. Waren ab- 
lieferte, ſelber fahren durfte er nicht. Dies tat er gleichwohl und ſtieß 
dabei mit dem Straßenbahnwagen zuſammen. H. hatte derartiges ver⸗ 
botenes Fahren des L. ſchon vordem geduldet, ohne hiervon der Klägerin 
Anzeige zu machen; L. wäre dann entlaſſen oder doch ernſtlich verwarnt 
und der gegenwärtige Unfall wäre vermieden worden. Das Ber. Gericht 
legt daraufhin dem L. ſowohl wie dem H. zur Laſt, daß beide in Aus- 
führung der ihnen als Kutſcher und Mitfahrer übertragenen Verrichtung 
die Beklagte widerrechtlich geſchädigt haben. Dieſe Ausführungen des Ber. 
Gerichts laſſen einen Rechtsirrtum in der Anwendung des § 831 Satz 1 BGB. 
nicht erkennen. Danach hat die Klägerin an ſich für den durch ihre Ange— 
ſtellten widerrechtlich herbeigeführten Schaden der Beklagten einzuſtehen. 

Was ſodann den der Klägerin im § 831 Satz 2 BGB. offengelaſſenen 
Entlaſtungsbeweis betrifft, ſo hat das Ber.⸗Gericht ihn für die Perſon von H. 
und auch von L. für erbracht gehalten. 

Soweit die Ausführungen des Ber.⸗Gerichts den Kutſcher H. betreffen, 
beruhen ſie auf der Feſtſtellung, daß H. auf gute Zeugniſſe hin angeſtellt worden 
ſei und ſich als zuverläſſiger, umſichtiger Fahrer bewährt habe. Danach iſt 
er von der Klägerin mit verkehrserforderlicher Sorgfalt für die am 11. De⸗ 
zember 1911 ausgeführte Fahrt ausgewählt geweſen. Inſoweit find rechts- 
irrtumsfrei die geſetzlichen Anforderungen an den Entlaſtungsbeweis des 
Geſchäftsherrn als erfüllt angenommen worden. 

Anders liegt aber die Sache bei L. Ihn, der vordem mehrere Stellen als 
Radfahrer und Hausdiener innehatte, hält das Ber.⸗Gericht ſchon deshalb 
zum Mitfahrer für geeignet, weil er zu dieſer ganz einfachen Verrichtung nach 
Alter, Geſchlecht und Körperkraft tauglich geweſen ſei; ob er auf vorgelegte 
Befähigungsnachweiſe angeſtellt worden, ſei hiernach unerheblich. Dieſer 
Standpunkt verkennt die Anforderungen, die an die Tauglichkeit eines Mit- 
fahrers geſtellt werden müſſen. Es beruht auf polizeilicher Vorſchrift, daß 
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jeder Transportwagen der Klägerin einen Mitfahrer haben muß, der auf 
Wagen und Pferde bei Behinderung des Kutſchers aufzupaſſen hat. Dieſes 
Aufpaſſen dient lediglich zur Sicherung des öffentlichen Verkehrs, und wenn 
es auch eine einfache Tätigkeit iſt, ſo muß doch von Verkehrs wegen verlangt 
werden, daß der Mitfahrer die nach dieſer Richtung hin unerläßliche Zuver⸗ 
läſſigkeit beſitzt. Auf dieſe ſittliche Eigenſchaft iſt daher bei ſeiner Auswahl 
ſogar das Hauptgewicht zu legen. Darüber aber, ob die Klägerin den L. auch 
hinſichtlich ſeiner moraliſchen Tauglichkeit mit verkehrserforderlicher Sorgfalt 
ausgewählt habe, fehlen, was die Reviſion mit Recht rügt, jegliche Feſt⸗ 
ſtellungen. 

Das Ber.⸗Gericht hat aber auch weiter außer acht gelaſſen, daß der Ent⸗ 
laſtungsbeweis aus § 831 Satz 2 BGB. in erſter Linie auf B. als den Berliner 
Geſchäftsleiter der Klägerin zu richten war. Denn grundſätzlich iſt bei umfang⸗ 
reichen Unternehmungen, bei denen der Geſchäftsherr die Auswahl der niederen 
Angeſtellten vielfach den Angeſtellten höherer Ordnung überlaſſen muß, der 
Entlaſtungsbeweis auf die ſorgfältige Anſtellung des höheren Ange⸗ 
ſtellten zu richten; 

Urt. des Senats v. 14. Dez. 1911, VI. 75/11, in RGeEntſch. 78, 107; v. 2. Juni 
1918, VI. 194/13, Warneyer 1913 Nr. 364; v. 20. April 1914, VI. 545/13. 
Dies trifft auch hier zu. Die Klägerin iſt eine Aktiengeſellſchaft, deren 
geſetzliche Vertreter in Hamburg wohnen; ſie unterhält in Berlin einen 
umfangreichen Betrieb, zu dem 38 bis 45 Kutſcher und 34 Mitfahrer nötig 
ſind. Geleitet wird das Berliner Unternehmen von B.; zu ſeinem Wir⸗ 
kungskreiſe gehört auch, das niedere Fahrperſonal, die Kutſcher und Mit⸗ 
fahrer, anzuſtellen. Alſo hätte das Ber.⸗Gericht zu prüfen gehabt, ob B. 
in dem Sinne ſorgfältig ausgewählt war, daß ihm nach ſeinen techniſchen 
und moraliſchen Eigenſchaften die Anſtellung des Unterperſonals über⸗ 
laſſen werden durfte. Aber die Tatſache ſorgfältiger Auswahl würde allein 
noch nicht den Entlaſtungsbeweis nach 8 831 BGB. voll erbringen können. 
Denn erſt dann wird der ſorgfältig Ausgewählte zu einem ſorgfältig An- 
geſtellten, wenn der Geſchäftsherr, um ihn im übertragenen Wir⸗ 
kungskreiſe nicht eigenmächtig und unabhängig walten und ſchalten zu 
laſſen, ihn ſolchen organiſatoriſchen Einrichtungen und Anordnungen unter⸗ 
ftellt, die es ermöglichen und gewährleiſten, ſeine Tätigkeit zuverläſſig zu 
regeln und zu überwachen. Vor allem könnte in dieſer Hinſicht eine An- 
ordnung der Klägerin darüber als erforderlich in Betracht kommen, in 
welcher Weiſe B. das Fahrperſonal auszuwählen und auf welche Nachweiſe 
über Tauglichkeit und Zuverläſſigkeit er die Fuhrleute anzuſtellen hatte. 
Die Reviſion weiſt darauf hin, daß B. nach ſeiner eigenen Ausſage die 
Anſtellung der Mitfahrer ganz dem Ermeſſen ſeines Platzmeiſters über⸗ 
laſſen habe. War aber dem B. ein ſolches Verfahren bei Anſtellung des 
Mitfahrers von der Klägerin organiſatoriſch nicht verwehrt, ſo könnte der 


26 15. Schmerzengeld. 


Klägerin, die dann ganz dem von ihr unkontrollierbaren Ermeſſen des B. und 
ſogar des Platzmeiſters ausgeliefert war, allerdings rechtlich vorgeworfen 
werden, daß ſie den B. ohne eine ſeine Anſtellungsbefugniſſe regelnde 
Anweiſung, alſo nicht mit der verkehrserforderlichen Sorgfalt angeſtellt habe. 

Die Reviſion iſt ſomit begründet. Die Sache iſt, um nach den vor⸗ 
ſtehenden Geſichtspunkten erneut verhandelt zu werden, an das Ber. 
Gericht zurüdverwiejen worden.“ 

Urteil des Reichsgerichts (6. Sen.) v. 20. Mai 1914 in der preuß. 

Sache Gr. Berl. Str.⸗B. (Bkl.) w. D.⸗A. Petr.⸗Akt.⸗Geſ. (KG. Berlin). 

VI. 77714. 

15. Der Anſpruch auf Schmerzengeld betrifft auch andre als 

körperliche Unbilden. 
Vgl. 64 Nr. 7. 
BGB. § 847. 

Am 6. April 1908 war der Major N., Kläger, in der Olgaſtraße zu U. 
wegen der mangelhaften Beſchaffenheit des Straßendamms mit ſeinem 
Pferde geſtürzt und am rechten Fuße erheblich verletzt worden. In 
einem Vorprozeß wurde rechtskräftig feſtgeſtellt, daß die verklagte Stadt- 
gemeinde dem Kläger vom 17. Dezember 1910 an allen Schaden zu er- 
ſetzen habe, der ihm infolge des erwähnten Unfalls künftig entſtehen 
werde. Unter ſeinen Schadensanſprüchen erhob der Kläger auch einen 
Anſpruch auf Schmerzengeld, und zwar nicht bloß für die körperlichen 
Schmerzen bei der Verletzung und deren ärztlicher Behandlung, ſondern 
auch für die Unannehmlichkeiten, die er infolge ſeiner Verſetzung in den 
Ruheſtand erleide. Auch in letzterer Beziehung erkannte das Oberlandes— 
gericht ſeinen Anſpruch an; ihm wurde dafür eine Entſchädigung von 
4000 % zugeſprochen. Die Reviſion der Beklagten hatte keinen Erfolg. — 
Aus den Gründen: 

„— — — Die am 2. Nov. 1911 erfolgte Verabſchiedung des Klägers 
hat nicht nur eine materielle, ſondern auch eine ideelle Schädigung nach 
verſchiedenen Richtungen zur Folge gehabt. Von der Reviſion wird zur 
Nachprüfung verſtellt, ob ein derartiger Schaden in den Rahmen des 
8847 BGB. falle. Grundſätzliche Bedenken ſind hiergegen nicht zu er⸗ 
heben. Nicht nur wegen erlittener Schmerzen kann der Verletzte eine 
Geldentſchädigung verlangen, ſondern wegen eines jeden Schadens, der 
kein Vermögensſchaden iſt (JW. 1913, 5437), aber eine Schmälerung des 
ſeeliſchen Wohlbefindens des Verletzten mit ſich bringt. Daß ein Offizier 
durch ſeine Verabſchiedung an äußerer Stellung verliert, verkennt auch die 
Reviſion nicht, es kommt hinzu der von dem Kläger hervorgehobene Um⸗ 
ſtand, daß er infolge des Unfalls aus einem ihm lieb gewordenen, aus⸗ 
ſichtreichen Berufe ausſcheiden mußte. Daß ihm für dieſe Beeinträchti⸗ 
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gungen eine Geldentſchädigung gemäß 8 847 BGB. gewährt wurde, läßt 
ſich nicht beanſtanden. Die Höhe der Entſchädigung hatte das Ber.⸗Gericht 
nach ZPO. 8287 nach freier Überzeugung feſtzuſtellen, wobei der durch 
die Verabſchiedung dem Kläger entſtehende Vermögensſchaden außer Be⸗ 
tracht zu bleiben hatte. Nach dieſer Richtung iſt kein Rechtsirrtum er⸗ 
ſichtlich. — — —“ 

Urteil des Reichsgerichts (6. Sen.) in der württemb. Sache 

Stadtgem. U. (Bkl.) w. N. (OLG. Stuttgart). VI. 186/14. 


16. Trunkſucht als Eheſcheidungsgrund kann durch erbliche Belaſtung 
entſchuldigt ſein. 
BGB. $ 1568. 

Die Klägerin durfte nach 81574 Abſ. 3 BGB. nur dann für mit⸗ 
ſchuldig erklärt werden, wenn gegen ſie Tatſachen vorlagen, wegen deren 
der Beklagte auf Scheidung klagen konnte. Als eine ſolche Tatſache kommt 
die vom Ber.⸗Richter feſtgeſtellte Trunkſucht nicht ohne weiteres, ſondern 
nur dann in Betracht, wenn damit der vom Beklagten im vollen Um⸗ 
fange zu erweiſende Tatbeſtand einer ſchweren Eheverfehlung i. S. des 
§ 1568 erfüllt iſt. Allein der Beklagte ſelbſt hatte geltend gemacht, das 
Trinken der Klägerin ſei ein auf erbliche Belaſtung der Frau zurückzuführender 
Krankheitszuſtand. Der Ber.⸗Richter durfte dieſem Umſtande nicht des⸗ 
halb die Bedeutung abſprechen, weil Geiſteskrankheit der Klägerin nicht er⸗ 
wieſen ſei. Denn auch eine hierdurch hervorgerufene bloße Geiſtes⸗ und 
Willensſchwäche konnte ſie hinlänglich entſchuldigen, um eine ſchwere Ver⸗ 
fehlung im Sinne des Geſetzes zu verneinen. Es iſt ferner nicht erwogen, 
ob dem Beklagten trotz der Trinkerneigung der Frau mit Rückſicht auf die ihm 
ſelbſt zur Laſt fallenden groben Verletzungen der Ehepflichten nicht die Fort⸗ 
ſetzung der Ehe zuzumuten ſei. Weiter iſt die Annahme, der Beklagte hätte 
die Ehe als zerrüttet empfunden, kaum vereinbar mit der von ihm ſelbſt auf⸗ 
geſtellten Behauptung, er hätte noch im Juni 1911 mit der Klägerin geſchlecht⸗ 
lich verkehrt, ein Umſtand, der zugleich als Verzeihung in Betracht kommen 
konnte. In dieſem Falle bedurfte es endlich im Hinblick auf § 1574 Abf. 3 
(vgl. RGEntſch. 70, 334) noch näherer Feſtſtellungen über das zeitliche Ver⸗ 
hältnis, in welchem die etwa der Klägerin zur Laſt fallende Verfehlung, ihr 
übermäßiges Trinken, zu den vom Beklagten ſelbſt geſetzten Scheidungsgründen 
geſtanden hätte. 

Das Ber.⸗Urteil konnte nach alledem nicht beſtehen bleiben, es war 
vielmehr aufzuheben und die Sache war in die Ber.⸗Inſtanz zurückzu⸗ 
verweiſen. 

Urteil des Reichsgerichts (4. Sen.) v. 9. März 1914 in der Hamb. 

Sache B. (Bkl.) w. B. (OLG. Hamburg). IV. 630/13. 
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17. Behandlung zuſammentreffender Unterhaltsanſprüche eines min- 
derjährigen Kindes und der Ehefrau bei zeitlich getrennter Geltend⸗ 
machung. 

(Vgl. 67 Nr. 16.) 

BGB. §§ 1609. 1360. 1361. 

Gemäß 8 1609 Abſ. 2 BGB. ſteht bei Konkurrenz mehrerer Unterhalts- 
berechtigter der Ehegatte dem minderjährigen unverheirateten Kinde gleich. 
Der Unterhaltsanſpruch der Ehefrau des Beklagten ſcheidet daher nicht von 
vornherein aus der Beurteilung des von ſeiner minderjährigen Tochter er⸗ 
hobenen Unterhaltsanſpruchs aus, konkurriert vielmehr im gleichen Range 
mit jenem des Kindes. Auch inhaltlich ſtehen ſich die beiden Unterhalts- 
berechtigungen inſofern gleich, als der Beklagte weder der Frau noch dem 
Kinde gegenüber ſeinen ſtandesgemäßen Unterhalt vorweg in Abzug brin⸗ 
gen darf, vielmehr alle verfügbaren Mittel mit dieſen gleichmäßig — 
allerdings nicht nach Köpfen, ſondern nach Verhältnis des Bedarfs — 
teilen muß; 

Komm. von RGRäten $ 1609 Anm. 1, $ 1603 Anm. 2, $ 1360 Anm. 1; Staudinger 

BGB. 5 1609 Anm. 3a, $ 1603 Anm. 6b, $ 1360 Anm. 4a. 

Dieſe Rechtsgrundſätze müſſen zur Anwendung kommen nicht nur, wenn 
über die konkurrierenden Anſprüche gleichzeitig, ſondern auch dann, wenn 
darüber nacheinander entſchieden wird. Der Anſpruch des Kindes darf nicht 
darunter leiden, daß die Mutter mit Verfolgung ihres Anſpruchs zeitlich 
zuvorgekommen iſt und der Beklagte es damals unterlaſſen hat, auf Berück- 
ſichtigung des konkurrierenden Anſpruchs des Kindes hinzuwirken; ebenſo⸗ 
wenig durch die Erwägung, daß ſich das Kind event. mit einem Bereicherungs⸗ 
anſpruch gegenüber der Ehefrau ſchadlos halten kann (Komm. v. RGRäten 81609 
Anm. 2), denn ein ſolcher Bereicherungsanſpruch hätte immerhin zur Voraus- 
ſetzung, daß die Leiſtung an die Ehefrau tatſächlich erfolgt iſt; läſſige Bei⸗ 
treibung ſeitens der Ehefrau könnte ihn alſo mehr oder weniger vereiteln. Die 
klagende Tochter braucht ſich daher auf dieſen Bereicherungsanſpruch nicht 
verweiſen zu laſſen, hat vielmehr trotz des zugunſten der Ehefrau bereits er- 
gangenen Urteils das Recht auf Zuerkennung des Unterhaltsbeitrags, der ihr 
zuzubilligen wäre, falls im vorliegenden Prozeß gleichzeitig auch über den 
Anſpruch der Mutter zu entſcheiden wäre. Inſoweit daneben — wegen 
weſentlicher Anderung der Verhältniſſe — der Anſpruch der Ehefrau nicht 
mehr beſtehen kann, muß es dem Beklagten überlaſſen bleiben, Hülfe im Wege 
des 8323 3PO. zu ſuchen. 

Der Unterhaltsanſpruch der Klägerin bemißt ſich von vornherein nach 
dem Bedürfnis. Die Ehefrau allerdings kann gemäß § 1360 BGB. zunächſt 
Unterhalt in Natur ohne Rückſicht auf das Bedürfnis beanſpruchen (Komm. 
v. RGRäten § 1360 Anm. 1; Staudinger BGB. 81360 Anm. 2). Sobald 
aber ihr Naturalanſpruch ſich in einen Geldanſpruch des § 1361 BGB. ver⸗ 
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wandelt, iſt auch dem Bedürfnis, nach Maßgabe des § 1361 Abſ. 2, Rechnung 
zu tragen. Die Vorausſetzung, welche § 1361 ſelbſt aufſtellt: Berechtigung 
eines Ehegatten, die Herſtellung des ehelichen Lebens zu verweigern, verbunden 
mit tatſächlicher Weigerung, liegt hier allerdings nicht vor. Aus einem Be⸗ 
dürfnis heraus hat jedoch die Praxis die Anwendbarkeit des § 1361 auch auf 
den Fall ausgedehnt, daß, wie hier, der unterhaltspflichtige Ehegatte unbe⸗ 
rechtigterweiſe die Herſtellung des ehelichen Lebens verweigert (Staudinger 
BGB. 81360 Anm. 4 d a. E., nebſt Anf.). Mit Recht hat daher der 
1. Richter der Ehefrau auf ihr Verlangen den Anſpruch auf Gewährung 
einer Geldrente im Prinzip zugebilligt. Sie muß ſich dann aber auch die 
Anwendung des Abſ. 2 der genannten Geſetzesbeſtimmung gefallen laſſen. 
Zur Aufwerfung der Bedürfnisfrage bei der Ehefrau zwingt übrigens 
ſchon die Tatſache der Konkurrenz des Kindes. Dieſe Konkurrenz erfordert, 
„daß, ſoweit nicht alle konkurrierenden Unterhaltsanſprüche volle Deckung 
finden können, die Kürzung im Verhältnis zum Bedarf der einzelnen 
Unterhaltsberechtigten erfolgt. Nur dieſe Berechnungsweiſe führt zu einem 
befriedigenden, der Billigkeit entſprechenden Ergebnis, nur ſie gewährleiſtet 
— beſonders bei ſo mißlichen Verhältniſſen wie hier — die geſetzlich geforderte 
wahre Gleichſtellung der minderjährigen Kinder mit dem konkurrierenden 
Elternteil. Letztere Erwägung träfe auch für den Fall zu, daß man den Geld⸗ 
anſpruch der Ehefrau als Anſpruch aus § 1360 (nicht 1361) BGB. auffaſſen 
wollte. Die Ehefrau kann daher im vorliegenden Fall mit dem Kinde nur 
nach Maßgabe des Bedürfniſſes konkurrieren. — — — 


Urteil des OCG. München (3. Sen.) v. 10. Dez. 1913 i. S. St. w. St. 
L. 705/13. P: 


18. Beſchränkung auf den Pflichtteil bei einer Zuwiderhandlung 
gegen das Teſtament; Wirkſamkeit trotz unterlaſſener Ausſchlagung 
der Erbſchaft. 

Vgl. 49 Nr. 101 m. N. 

BGB. 88 2306. 2075. 133. 

Die Witwe Eliſabeth R. in B., die Mutter der Parteien, war ge- 
ſtorben unter Hinterlaſſung eines am 2. Auguſt 1906 errichteten Teſtaments, 
worin ſie ihre vier Kinder zu Erben eingeſetzt und in 8 7 u. a. beſtimmt hatte, 
daß das aus dem väterlichen Nachlaß ſtammende Grundſtück nur freihändig 
und auch nur dann verkauft werden dürfe, wenn ihre beiden Söhne Heinrich 
und Max R. es als zweckmäßig erachten würden, und daß jeder Erbe, der hier⸗ 
gegen oder gegen irgendeine andere Beſtimmung des Teſtaments gerichtliche 
Schritte unternehmen würde, auf den Pflichtteil geſetzt ſein ſolle. Der Be⸗ 
klagte Wilhelm R. focht das in ſeiner Gegenwart am 22. Juni 1912 verkündete 
Teſtament mittels Erklärung v. 11. April 1913 dem Nachlaßgericht gegen⸗ 
über an, weil die Erblaſſerin als bloße Miteigentümerin des Grundſtücks 
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nicht zur Verfügung über das ganze Grundſtück berechtigt geweſen ſei. Er 
hatte ferner die Zw.⸗Verſteigerung des Grundſtücks zum Zweck der Auseinander⸗ 
ſetzung beantragt und war im Verſteigerungstermin am 4. April 1913 
Meiſtbietender geblieben. Der Zuſchlag wurde ihm nicht erteilt, weil das Ver⸗ 
ſteigerungsverfahren inzwiſchen durch eine vom Kläger Heinrich R. erwirkte 
einſtweil. Verfügung eingeſtellt worden war. Der Kläger klagte nun auf 
Feſtſtellung, daß der gerichtliche Verkauf des Grundſtücks unzuläſſig ſei. Der 
Beklagte wandte u. a. ein, daß er infolge feines Vorgehens nach 87 des Teſta⸗ 
ments als auf den Pflichtteil geſetzt anzuſehen und damit aller ihm auferlegten 
Beſchränkungen entbunden worden ſei. — Die Klage wurde in 1. Inſtanz ab⸗ 
gewieſen, während das Ber.⸗Gericht ihr ſtattgab. Das Reichsgericht ſtellte das 
1. Urteil wieder her. Aus den Gründen: 

„Die Witwe R. hat dem Beklagten den vollen geſetzlichen Erbteil unter 
Auferlegung gewiſſer im Teſtament näher bezeichneter Beſchränkungen zu⸗ 
gewendet. Der Beklagte war daher gemäß § 2306 Abſ. 1 Satz 2 BGB. be⸗ 
rechtigt, den Pflichtteil zu verlangen, wenn er den Erbteil ausſchlug. Er 
hat von dieſer Befugnis innerhalb der ſechswöchigen Ausſchlagungsfriſt keinen 
Gebrauch gemacht und iſt deshalb unter den Beſtimmungen des Teſtaments 
Erbe geworden. Er hat in der Folgezeit in mehrfacher Beziehung gerichtliche 
Schritte gegen Beſtimmungen des Teſtaments unternommen, das Ber. Gericht 
iſt aber, obwohl das Teſtament hieran die Beſchränkung auf den Pflichtteil 
knüpft, der Anſicht, daß der Beklagte, nachdem er einmal Erbe geworden ſei, 
dieſe Eigenſchaft nicht wieder habe verlieren können und deshalb auch an die 
ihm auferlegten Beſchränkungen gebunden geblieben ſei. Dieſe Anſicht wird 
von der Reviſion mit Recht beanſtandet. 

Das Ber.⸗Gericht legt die Beſtimmung im §7 des Teſtaments, daß 
jeder Erbe, der gegen die dort getroffene Anordnung hinſichtlich des Verkaufs 
des Grundſtücks oder gegen irgendeine andre Feſtſetzung des Teſtaments ge— 
richtliche Schritte unternehmen würde, auf den Pflichtteil geſetzt werden ſolle, 
dahin aus, daß jeder Erbe dadurch vor die Wahl geſtellt worden ſei, das ihm 
hinterlaſſene Erbe, ſo wie es belaſtet oder beſchwert ſei, hinzunehmen oder aber 
ſich mit dem Pflichtteil zu begnügen. Der Beklagte habe von dieſem Wahl- 
recht dadurch in dem erſten Sinn Gebrauch gemacht, daß er innerhalb der 
Ausſchlagungsfriſt die Erbſchaft nicht ausgeſchlagen habe, ſo daß ſie als 
angenommen gelte; dadurch ſei ſein Wahlrecht erſchöpft und für eine 
ſpätere anderweitige Ausübung desſelben kein Raum geblieben. 

Die Reviſion weiſt mit Recht darauf hin, daß für die Auslegung des 
§7 des Teſtaments nicht nur die dort getroffenen Beſtimmungen, ſondern 
auch der geſamte übrige Inhalt des Teſtaments, insbeſondere deſſen 88 9. 
10 und 12, die ähnliche Anordnungen enthalten, in Betracht zu ziehen ſind. 
— — — Die vielfache Wiederholung dieſer Anordnungen beweiſt, daß die 
Erblaſſerin ganz beſonderen Wert auf die Erreichung des damit verfolgten 
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Zweckes gelegt hat: einerſeits die Ausführung ihres letzten Willens nach allen 
Richtungen hin möglichſt zu ſichern, anderſeits jeden gerichtlichen Streit zwiſchen 
den eingeſetzten Erben auszuſchließen. Jedem Erben, der den Willen der 
Erblaſſerin nicht ehrt, der auch nur einen gerichtlichen Schritt zur Beſeitigung 
einer Beſtimmung des Teſtaments unternimmt oder gegen einen Miterben, 
ſei es auch nur wegen eines vermeintlichen Anſpruchs aus der väterlichen 
Erbſchaft, klagbar wird, iſt als Strafe die Beſchränkung auf den Pflichtteil 
angedroht, um dadurch die Erben zur Unterlaſſung derartiger Schritte zu be— 
ſtimmen. Dieſer Zweck würde verfehlt werden, wenn die Strafandrohung mit 
dem Ablauf der Ausſchlagungsfriſt, wie es das Ber.⸗Gericht annimmt, wirkung⸗ 
los geworden wäre. Die Erblaſſerin hat die Beſchränkung auf den Pflichtteil 
nicht auf den Fall eines Erfolges des gerichtlichen Vorgehens abgeſtellt, ſondern 
unzweideutig erklärt, daß die bloße Tatſache eines gerichtlichen Schrittes ohne 
Rückſicht auf deſſen Erfolg den Verluſt des den Pflichtteil überſteigenden 
Betrages des Erbteils nach ſich ziehen ſoll. Die Möglichkeit des Unternehmens 
ſolcher gerichtlichen Schritte blieb aber beſtehen, auch wenn die berufenen 
Perſonen die Erbſchaft angenommen und dadurch die Verpflichtung zur 
Duldung oder Erfüllung der ihnen auferlegten Beſchwerungen oder Leiſtungen 
überkommen hatten. — — — 

Der unzweideutige Sinn der Anordnungen geht demnach dahin, daß die 
als Erben eingeſetzten Perſonen die vollen Erbteile nur unter der Bedingung 
erhalten ſollen, daß ſie jeden gerichtlichen Schritt gegen das Teſtament und 
gegeneinander ſowohl in Anſehung des mütterlichen als auch in Anſehung 
des väterlichen Nachlaſſes dauernd unterlaſſen. Die Bedingung, unter der 
die Zuwendungen gemacht ſind, iſt, da das den Erben auferlegte Unter⸗ 
laſſen lediglich in ihrer Willkür liegt und zeitlich nicht begrenzt iſt, gemäß 
§ 2075 BGB. als auflöſende Bedingung anzuſehen. Da die Bedachten für 
den Fall des Eintritts der Bedingung auf den Pflichtteil geſetzt ſind und 
darin gemäß § 2304 BGB. keine Erbeinſetzung zu ſehen iſt, jo iſt das 
Teſtament dahin auszulegen, daß darin nur eine auflöſend bedingte Erb— 
einſetzung der Kinder der Erblaſſerin angeordnet iſt. Die der Erbeinſetzung 
beigefügte auflöſende Bedingung, deren Eintritt von dem freien Belieben 
jedes Erben abhängt, ſtellt die Erben vor die Wahl, ob ſie unter den an- 
geordneten Belaſtungen und Beſchränkungen Erben bleiben oder ſich mit 
dem Pflichtteil begnügen wollen. Die ihnen zuſtehende Wahl iſt daher 
nicht, wie das Ber.⸗Gericht annimmt, mit der Entſcheidung, die Erbſchaft 
anzunehmen, erſchöpft, vielmehr ſind ſie durch die Annahme der Erbſchaft 
nur bedingt Erben geworden und in der Lage geblieben, durch die Herbei— 
führung des Eintritts der auflöſenden Bedingung ihre Eigenſchaft als 
Erben wieder zu beſeitigen. Gerade durch die der Erbeinſetzung beige— 
fügte Bedingung unterſcheidet ſich der vorliegende Fall von den Tat— 
beſtänden, die den Urteilen des erkennenden Senats v. 11. Januar 1904 
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(JW. 1904, 11515) und v. 4. November 1911 (Warneyer 1913 Nr. 250) zu- 
grunde gelegen haben und bei denen der Erbeinſetzung keine Bedingung 
beigefügt war. Die Auslegung, die das Ber.⸗Gericht den Anordnungen 
der Erblaſſerin gegeben hat, kann hiernach, da ſie dem unzweideutig er⸗ 
klärten Willen der Erblaſſerin widerſpricht, nicht als maßgebend anerkannt 
werden. 

Iſt aber der Beklagte infolge des in ſeiner Perſon erfolgten Eintritts 
der auflöſenden Bedingung, unter der er als Erbe eingeſetzt war, nicht 
mehr Erbe, ſondern bloßer Pflichtteilsgläubiger geworden, ſo ſind damit 
auch die ihm als Erben auferlegten Beſchwerungen in Wegfall gekommen. 
Die Beſtimmung des § 7 des Teſtaments ſteht daher feinem Recht, zwecks 
Aufhebung der an dem Grundſtücke beſtehenden Gemeinſchaft die Zw.⸗ 
Verſteigerung zu betreiben, nicht entgegen. Dieſes Recht ſteht ihm auf 
Grund ſeines aus der väterlichen Erbſchaft herrührenden ideellen Mit⸗ 
eigentumsrechts am Grundſtücke zu (88 749. 753 BGB.). — — — 

Da nach dem feſtgeſtellten Sachverhalt die Sache zur Entſcheidung 
reif iſt und ſich die Klage als unbegründet erweiſt, ſo iſt nach §S 565 ZPO. 
unter Aufhebung des Ber.⸗Urteils auf Zurückweiſung der Berufung des 
Klägers gegen das klageabweiſende erſtinſtanzliche Urteil zu erkennen.“ 

Urteil des Reichsgerichts (4. Sen.) v. 23. April 1914 in der preuß. 

Sache Wilh. R. (Bkl.) w. Heinr. R. (KG. Berlin). IV. 712/13. 


19. Bezieht ſich das Strafverſprechen eines Handlungsgehülfen aus 
§ 60 HGB. auch auf den Nichtantritt des Dienſtes d, 
HGB. § 60; BGB. §9 339. 157. 

Die Parteien hatten am 13. Nov. 1911 einen Vertrag geſchloſſen, 
durch den ſich der Beklagte der Klägerin als Reiſender für das Jahr 1912 
gegen 4800 % Gehalt, 25 Tagesſpeſen und beſtimmte Umſatzproviſion 
verpflichtete. Nach §7 ſollte es dem Beklagten nicht geſtattet ſein, neben 
ſeiner Tätigkeit für die Firma der Klägerin andre Geſchäfte für eigene 
oder fremde Rechnung zu machen; Zuwiderhandlungen ſollten in jedem 
einzelnen Fall eine Vertragsſtrafe von 5000 % nach ſich ziehen. Am 4. Ja⸗ 
nuar 1912 ſchrieb der Beklagte an die Klägerin, daß er durch eine Wett⸗ 
bewerbsklauſel an feinen bisherigen Geſchäftsherrn gebunden ſei und da- 
nach für die Klägerin nur einen beſchränkten Teil der vereinbarten Be⸗ 
zirke würde bereiſen können, und er bat, ihn aus dem Vertrage zu ent« 
laſſen, den er unter irrtümlichen Vorausſetzungen geſchloſſen habe. Die 
Klägerin lehnte dies ab, der Beklagte trat jedoch trotz wiederholter Auf- 
forderung feine Stellung nicht an. Die Klägerin klagte deshalb auf Zah- 
lung der Vertragsſtrafe und Schadenerſatz. — Die Klage wurde in den 
erſten beiden Inſtanzen abgewieſen, und dieſe Entſcheidung wurde, ſoweit 
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ſie ſich auf die Vertragsſtrafe bezog, in der Rev.⸗Inſtanz beſtätigt. Aus 
den Gründen: 

„Die Reviſion wendet ſich zunächſt gegen die Annahme des Ber. 
Gerichts: nach 87 des Vertrags beziehe ſich die. Vertragsſtrafe nur auf 
den dort beſtimmt ausgeſprochenen Fall, daß der Beklagte während feiner 
Dienſtzeit bei der Klägerin auch andre Geſchäfte zum Zweck eigenen Ge⸗ 
ſchäftsgewinns oder eines ſolchen für Dritte mache. Sie meint, eine nicht 
am Wortlaut haftende Auslegung könne nach Treu und Glauben nur 
dazu führen, daß die bedungene Strafe auch für den Fall feſtgeſetzt ſei, 
daß der Beklagte ſeinen Dienſt bei der Klägerin überhaupt nicht antrete, 
weil dies einen noch viel größeren Verſtoß gegen ſeine Pflicht enthalte, 
ſeine Arbeitskraft nur zur Verfügung der Klägerin zu halten und für 
Wettbewerbsunternehmen keine Geſchäfte zu machen. Eine Verletzung von 
Auslegungsgrundſätzen fällt indeſſen dem Ber.⸗Gericht nicht zur Laſt. 
Dem Wortſinn und der Stellung des Strafgedinges innerhalb des ganzen 
Aufbaus des Vertrages entſpricht, wie auch die Reviſion ſelbſt nicht zu 
bezweifeln ſcheint, die Auslegung, die das Ber.⸗Gericht jener Beſtimmung 

gegeben hat. Es kann ſich alſo nur fragen, ob ſie gegen den Grundſatz 
verſtößt, daß Rechtsgeſchäfte ſo auszulegen ſind, wie es Treu und Glauben mit 
Rücksicht auf die Verkehrsſitte erfordern. Hierbei aber fällt weſentlich ins 
Gewicht, daß ſich der im Vertrage ſelbſt beſtimmte Fall der Verwirkung 
einer Vertragsſtrafe nicht als ein Ausſchnitt aus einem größeren Ganzen, 
dem derſelbe Gedanke zugrunde liege, nicht als ein bloßes Minderes gegen⸗ 
über dem Mehreren darſtellt und daß deshalb die für jenes vermeintlich 
Mindere ausdrücklich geſetzte Folge von den Parteien auch als für dieſes 
Mehr gewollt angeſehen werden müßte. Vielmehr unterſcheiden ſich beide 
Fälle ihrer inneren Natur nach. Machte der Beklagte während er ſich 
tatſächlich im Dienſte der Klägerin befand, für eigene oder fremde Rech⸗ 
nung Geſchäfte neben ſeiner Tätigkeit für die Klägerin, ſo lag die be⸗ 
ſondere Verletzung der Vertragstreue gerade darin, daß er für ſeine 
Tätigkeit, die er ausſchließlich der Klägerin zu widmen hatte, von dieſer 
die in §2 bedungene Vergütung erhielt, die gerade auch das Unterlaſſen 
einer Tätigkeit für fremde oder eigene Rechnung mit abzugelten beſtimmt 
war. Trat der Beklagte dagegen ſeinen Dienſt bei der Klägerin ohne 
rechtfertigenden Grund überhaupt nicht an, ſo verletzte er zwar auch ſeine 
Vertragspflicht, aber dieſe Verletzung ſtand nicht auf derſelben Stufe wie 
die ſoeben erörterte, weil dabei das wichtige Moment, daß der Kläger 
gleichwohl die vertragmäßige Vergütung erhielt, in Wegfall kam. Jeden⸗ 
falls kann bei dieſer Sachlage nicht davon die Rede ſein, daß die Aus⸗ 
legung des Ber.⸗Gerichts gegen die 88 133 und 157 BGB. verſtoße. 
Ebenſowenig kann aber dann auch, wie die Reviſion ferner meint, in 
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jei, die dahin gemäß jenen Vorſchriften auszufüllen jei, daß auch für den 
Fall des Unterbleibens des Dienſtantritts überhaupt die in §7 feſtgeſetzte 
Vertragsſtrafe platzgreifen müßte. — — —“ 
Urteil des Reichsgerichts (3. Sen.) v. 3. April 1914 in der bayer. 
Sache W. & H. (Kl.) w. E. (OLG. Nürnberg). III. 81/14. 


II. Verfahren. 


20. Pachtſtreitigkeiten ſind keine Ferienſachen. 
GVG. § 202°, 

Die Beſchwerde, welche die Erklärung der Sache als Ferienſache be— 
zielt, iſt zuläſſig, ſachlich aber nicht begründet. 

Es handelt ſich nicht um einen Fall des § 202 GVG. Der Gegen- 
ſtand des Rechtsſtreits betrifft nicht ein Mietverhältnis, ſondern eine Pacht. 
Allerdings finden zivilrechtlich grundſätzlich die Beſtimmungen des Bürgerl. 
Geſetzbuchs über die Miete auf die Pacht Anwendung ($ 581 Abſ. 2 BGB.). 
Allein daraus folgt noch nicht, daß auch prozeſſual Miete und Pacht in 
jeder Beziehung gleichgeſtellt ſein ſollen. Gegen die Einreihung der 
Pachtſtreitigkeiten in die in § 202 GG. erwähnten Mietſtreitigkeiten 
ſpricht vor allem der klare Wortlaut des Geſetzes, ſodann aber auch die 
Erwägung, daß für die Möglichkeit der Erzwingung einer raſchen Räumung 
von Wohnungen und andern Räumen mit Rückſicht auf den ganz be— 
ſonderen Verkehr im Mietweſen, auf die häufig kürzeren Mietperioden 
und den öfteren Mietwechſel in § 202° GG. eine beſondere Garantie ge— 
ſchaffen werden ſollte, wozu für die Pachtverhältniſſe mit regelmäßig 
längeren Zeitperioden nicht das gleiche Bedürfnis beſteht (vgl. auch Sydow— 
Buſch ZPO. und GVG. 4 1191. 1092). 

Einer beſonderen Beſchleunigung bedarf der Fall nicht — — — 

Beschluß des OLG. München (Ferienjenat) v. 20. Juli 1914 i. S. 

Genoſſenſchaftsbrauerei w. J. Beſchw.-Reg. 512/14. 


21. Ausſetzung des Verfahrens; Anwendung des Kriegsſchutzgeſetzes 
v. 4. Aug. 1914 auf die Beſchwerde nach § 16 GH. 
GKG. 816 Abſ. 2; Kriegsſchutzgeſ. Nr. 4437 v. 4. Aug. 1914 § 3 Abſ. 2. 
Die Ausſetzungsbeſtimmung des § 3 Abſ. 2 ReichsG. zum Schutze der 
Kriegsteilnehmer v. 4. Auguſt 1914 hat nach dem Zweck des Geſetzes 
ebenſo wie die Ausſetzungsbeſtimmungen des 5. Titels des 1. Buchs 
Abſchn. 3 ZPO. auch auf das Verfahren nach § 16 Abſ. 2 Gu G. Anwen— 
dung zu finden. ’ 
Beſchluß des OSG. München (3. Sen.) v. 22. Okt. 1914 i. S. V. 
w. v. F. Beſchw.-Reg. 615/14. P. 
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22. Unzuläſſigkeit der Berufung auch gegen ein die SZuſtändigkeit des 
Landgerichts ausſprechendes Swiſchenurteil. 
Val. 57 Nr. 88 m. N. 
3PO. 88 10. 275. 

Es wurde von S. und H. beim Landgericht M. auf Erlaſſung des 
Vollſtr.-Urteils für einen Schiedsſpruch geklagt. Der Beklagte B. erhob 
in erſter Linie die Einrede der Unzuſtändigkeit des Gerichts und verweigerte 
die Verhandlung zur Hauptſache, indem er den Streitwert auf nur 85/4 
angab, ſo daß das Amtsgericht für die Erlaſſung des Vollſtr.-Urteils zu— 
ſtändig ſei. — Das Landgericht verwarf die Einrede der Unzuſtändigkeit 
durch Zwiſchenurteil, da dem Schiedsrichter von den Klägern ein Antrag 
auf Zuerkennung von 1388./ unterbreitet worden jet und es gleichgültig ſei, 
daß nunmehr der Streitwert nur 85% betrage (88 1045. 1046 ZPO.). 
Die Berufung des Beklagten wurde zurückgewieſen. — Aus den Gründen: 

„Das die Einrede der Unzuſtändigkeit verwerfende Zwiſchenurteil des 
Landgerichts iſt aus dem Grunde angefochten, weil die Zuſtändigkeit des 
Amtsgerichts begründet geweſen ſei. Dieſe Anfechtung erſcheint nach 8 10 
3 PO. ausgeſchloſſen. 

Die Geltendmachung des Beklagten, es komme dieſe Beſtimmung für 
den hier zutreffenden Fall, daß die Einrede durch ein Zwiſchenurteil, ſo— 
hin ohne Würdigung des ſachlichen Streitſtoffs, verworfen wurde, nicht 
zur Anwendung, geht fehl. Der Wortlaut der Beſtimmung des im Titel 
über die ſachliche Zuſtändigkeit der Gerichte ſtehenden § 10 iſt ſo allgemein, 
daß er eine, Einſchränkung ihrer Anwendung in der gedachten Richtung 
nicht rechtfertigt. Wenn auch die Beſtimmung in Abſ. 2 des 8 275 3PO. 
die Berufung gegen die die prozeßhindernde Einrede verwerfenden Urteile 
ausdrücklich zuläßt, ſo iſt dieſe Vorſchrift eben nur mit der aus der Son— 
derbeſtimmung des § 10 ſich ergebenden Einſchränkung zu verſtehen. Der 
hier vertretene Standpunkt entſpricht auch der herrſchenden Rechtſprechung 
und Rechtslehre. 

Vgl. insbeſ. Gaupp ZPO. $ 10 Bem. II und § 275 Bem. II Abſ. 1 a. E.; Seuffert 
Anm. 1 zu § 10; Struckmann u. Koch Anm. 1 zu § 10; Neumiller zu § 10; 
RGeEntſch. 11, 432 (SeuffA. 40 Nr. 147). 

Demgegenüber kann der von der Berufung angezogenen Entſcheidung 
des Oberſten LG. f. Bayern v. 22. Okt. 1898 (Seuff Bl. 64, 96) nicht bei⸗ 
gepflichtet werden. Insbeſondere iſt nicht einzuſehen, daß letztere Rechts— 
anſchauung ‚jedenfalls durch den Wortlaut des § 10 gedeckt je. Wenn 
§ 10 von einem ‚Urteil‘ ſpricht, jo trifft das auch auf die hier in Frage 
kommende Entſcheidung zu, wie ſie auch in 3275 ZPO. lediglich mit 
Urteil“ bezeichnet iſt. — — —“ 

Urteil des OCG. München (3. Sen.) v. 12. Mai 1914 i. S. S. u. H. 
w. B. L. 238/14. 
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23. Über das Recht des Armenanwalts zur Beitreibung feiner 
Gebühren vom Gegner. 
Vgl. 48 Nr. 211 m. N.; 50 Nr. 126; 68 Nr. 110. 
3PO. 8 124. 

Der Kläger war in die Prozeßkoſten verurteilt worden. Der Armen⸗ 
anwalt des Beklagten erwirkte auf den Namen der armen Partei einen 
Koſtenfeſtſetzungsbeſchluß und ließ dieſen durch Pfändung eines Geld— 
ſchranks beim Kläger vollſtrecken. Der Kläger ließ darauf wegen vollſtreck— 
barer älterer Forderungen gegen den Beklagten deſſen erwähnten Koſten⸗ 
anſpruch pfänden und ſich ſelber zur Einziehung überweiſen. Als nun— 
mehr der Armenanwalt des Beklagten ſich von dem Koſtenfeſtſetzungs⸗ 
beſchluß eine auf feinen eigenen Namen lautende vollſtreckbare Ausferti- 
gung erteilen ließ, klagte der Kläger auf Freigabe des gepfändeten Geld— 
ſchranks, womit er in 2. Inſtanz durchdrang. — Aus den Gründen des 
Ber.⸗Urteils: 

„Die Klage iſt auf die §§ 795. 7942. 767 ZPO. geſtützt. Der Kläger 
macht geltend, daß der der Pfändung des Geldſchranks zugrunde liegende 
Koſtenerſtattungsanſpruch des Beklagten gegen ihn durch die erfolgte Pfän- 
dung und Überweiſung zur Einziehung dieſes Koſtenerſtattungsanſpruchs an 
ihn ſelber als Schuldner erloſchen ſei und damit gleichfalls das Pfandrecht 
an dem Geldſchrank als akzeſſoriſches Recht. 

Die Vorausſetzungen dieſer Vollſtr.-Gegenklage nach Abſ. 2 des 8 767 
ZPO. find gegeben. Der Grund, wegen deſſen die Aufhebung der Zw.“ 
Vollſtreckung begehrt wird, iſt erſt nach dem Schluſſe derjenigen münd— 
lichen Verhandlung in dem Vorprozeß entſtanden, in welcher Einwendun— 
gen ſpäteſtens hätten geltend gemacht werden können. 

Zu unterſuchen bleibt, ob die der Pfändung des Geldſchranks zu— 
grunde liegende Forderung durch ihre Pfändung und Überweiſung an 
den Kläger erloſchen iſt. Um dieſe Frage bejahen zu können, muß man 
zunächſt prüfen, ob der Beklagte vor der Umſchreibung der Vollſtr.⸗Klauſel 
— wie formell — fo auch materiell als der Gläubiger des Koſtenfeſt— 
ſetzungsbeſchluſſes v. 26. März 1913 anzuſehen war. Die Entſcheidung dieſer 
Frage hängt von der Auslegung des § 124 ZPO. ab, wonach der Rechts⸗ 
anwalt und Gerichtsvollzieher einer armen Partei berechtigt ſind, ihre 
Gebühren und Auslagen von dem in die Prozeßkoſten verurteilten Gegner 
beizutreiben, und dann eine Einrede aus der Perſon der armen Partei 
nur ſo weit zuläſſig iſt, als die Aufrechnung von Koſten verlangt wird, 
welche nach der in demſelben Rechtsſtreit über die Koſten erlaſſenen Entſchei— 
dung von der armen Partei zu erſtatten ſind. 

Eine ältere, von Raddatz in Gruchots Beitr. 39, 289 ff., von Gaupp-Stein 
in den älteren Auflagen des Komm. und vom Reichsgericht in der JW. 1904, 
146 vertretene Theorie beſagt, der Koſtenerſtattungsanſpruch der armen Partei 
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gegen den unterlegenen Gegner gehe kraft Geſetzes mit dem Erlaß oder der 
Rechtskraft eines Koſtenurteils auf den Armenanwalt in Höhe ſeiner Koſten⸗ 
forderung über. Vor einer Rückübertragung auf die arme Partei würde bei 
dieſer Anſicht keine Rede davon ſein können, daß das Recht des Armenanwalts 
aus 8124 ZPO. durch einen auf den Namen der armen Partei ergangenen 
Koſtenfeſtſetzungsbeſchluß verloren ginge oder durch Verfügungen der Parteien 
beeinträchtigt werden könnte. Bra 

Eine andre Meinung vertritt den Standpunkt, daß der 8 124 ZPO. 
dem Armenanwalt gegen die unterlegene Partei ein ſelbſtändiges, mit der 
Verurteilung des Gegners in die Prozeßkoſten entſtandenes Recht auf Koſten⸗ 
erſtattung neben dem Rechte der armen Partei auf Koſtenerſtattung 
verleihe; 

vgl. RG. in Gruchots Beitr. 45, 652; OLG. Roſtock in der OLGRſpr. 16, 297 ff.; 

OLG. Kiel (1. Sen.) in SchlHolſtunz. 1907, 29 und 1908, 86. 

Im einzelnen gehen aber dieſe Entſcheidungen wieder auseinander. Das 
OLG. Kiel nimmt an, der Antrag des Anwalts auf Feſtſetzung der Koſten 
auf den Namen der armen Partei enthalte keinen Verzicht auf das Recht des 
Anwalts, dieſer könne vielmehr jederzeit die Vollſtr.⸗ Klauſel auf feinen 
Namen umſchreiben laſſen und kraft eigenen Rechts vorgehen mit der Wirkung, 
daß nunmehr Einreden aus der Perſon der armen Partei mit Ausnahme der im 
Abſ. 28124 ZPO. genannten ihm gegenüber ausgeſchloſſen ſeien. Das OLG. 
Roſtock nimmt an, daß das Recht des Armenanwalts, nachdem dieſer einen 
Feſtſetzungsbeſchluß auf den Namen der armen Partei erwirkt habe, durch 
Zahlung ſeitens des Gegners an die arme Partei erlöſche; deshalb ſei die Zu— 
laſſung der Umſchreibung des Beſchluſſes auf den Namen des Anwalts zum 
mindeſten bedenklich. Das RG. in JW. 1904, 145. 146 erklärt wieder, es ſei 
ein Verzicht des Armenanwalts auf ſein ſelbſtändiges Recht auf Beitreibung 
ſeiner Gebühren und Auslagen in der Regel darin zu erblicken, daß er einen 
Koſtenfeſtſetzungsbeſchluß ausdrücklich nur auf den Namen der armen Partei 
beantrage und erwirke, ſolange aber noch das ſelbſtändige Recht des Armen- 
anwalts auf Beitreibung ſeiner Gebühren und Auslagen vom Gegner beſtehe, 
könne dieſes Recht überhaupt nicht durch einſeitige Dispoſitionsakte der armen 
Partei oder ihres Gegners beeinträchtigt werden. Mit letzterem überein⸗ 
ſtimmend OLG. Celle in OL GRſpr. 15, 260. 261. 

Dieſen Anſichten gegenüber iſt der erkennende Senat der Auffaſſung bei- 
getreten, die von dem Komm. von Gaupp-Stein!? zu § 124, Hellwig Ver⸗ 
pfändung und Pfändung von Forderungen 51 und Geuffert!! zu § 124 ver⸗ 
treten wird. Danach übt der Armenanwalt nicht ein in ſeiner Perſon ent⸗ 
ſtandenes eigenes Recht, ſondern lediglich das Recht der armen Partei aus. Seine 
Befugnis zur Geltendmachung dieſes Rechts beruht aber nicht auf einem 
Übergang kraft Geſetzes, ſondern auf einer ihm kraft Geſetzes zuſtehenden 
Ausübungsbefugnis nach Art eines Pfändungs⸗ und Überweiſungs⸗ alſo 
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eines Pfandgläubigers. Der Armenanwalt iſt mithin niemals Gläubiger 
des Koſtenerſtattungsanſpruchs gegen den Gegner, ebenſowenig wie der 
Pfändungs- und Überweiſungsgläubiger Gläubiger des ihm überwieſenen 
Anſpruchs wird; ſondern der Anwalt macht immer nur das Recht der armen 
Partei geltend, wenn er die Forderung für ſich im eigenen Namen betreibt. 
Anderſeits ſteht die Geltendmachung dieſes Rechts zunächſt nur dem Armen— 
anwalt zu, jedoch ſteht nichts entgegen, daß mit ſeiner Zuſtimmung die arme 
Partei ihr Recht geltend macht. Eine ſolche Zuſtimmung iſt darin zu finden, 
daß er den Koſtenfeſtſetzungsbeſchluß auf den Namen der armen Partei er— 
wirkt und ihn in ihrem Namen vollſtrecken läßt. Die Folge dieſer Maßnahme 
iſt dann, daß die arme Partei unbeſchränkt über das Recht mit Wirkung gegen 
den Anwalt verfügen kann und für den Gegner die Gläubigerin des Koſten— 
erſtattungsanſpruchs iſt. Der Gegner kann alſo mit Wirkung gegen den An— 
walt, der ihn durch die Zuſtellung der Vollſtr.-Klauſel ermächtigt hat, an die 
arme Partei zu leiſten, an dieſe auf Grund des Koſtenfeſtſetzungsbeſchluſſes 
zahlen und gegen ſie aufrechnen. Soweit dadurch die Gebühren und Aus— 
lagen des Armenanwalts berichtigt werden, hat dieſer ſein Recht auf Bei— 
treibung der Koſten verloren, er kann nachher die Koſten nicht mehr auf ſeinen 
eigenen Namen feſtſetzen laſſen, um den Gegner zur nochmaligen Zahlung zu 
zwingen. Ob die Umſchreibung der vollſtreckbaren Ausfertigung des Koſten— 
feſtſetzungsbeſchluſſes auf den Namen des Armenanwalts ohne Einwilligung 
der armen Partei, die hier nicht feſtſteht, oder überhaupt zuläſſig iſt, kann 
dahingeſtellt bleiben, denn wenn ſie zuläſſig wäre, würde ſie dem Armen— 
anwalt nichts nützen können. Der Gegner würde dem Armenanwalt alle 
Einreden aus der Perſon der armen Partei, die vor der Erteilung einer voll— 
ſtreckbaren Ausfertigung des Beſchluſſes an den Anwalt entſtanden ſind, 
entgegenhalten können. Nach der Erteilung und Zuſtellung einer ſolchen 
Ausfertigung entſtandene Einreden aus der Perſon der armen Partei könnte 
der Gegner dagegen nicht gegen den Anwalt geltend machen, mit Ausnahme der 
im Abſ. 28124 ZPO. erwähnten (Gaupp-Stein!' Anm. III zu § 124 ZPO.). 

Dem Kläger gegenüber war alſo nach obigem der Beklagte der wirkliche 
Gläubiger des gegen ihn gerichteten Koſtenerſtattungsanſpruchs aus dem 
Beſchluß v. 26. März 1913. Durch die vor der Erteilung einer vollſtreckbaren 
Ausfertigung für den Armenanwalt erfolgte Überweiſung zur Einziehung an 
den Kläger iſt der Koſtenerſtattungsanſpruch erloſchen. Denn wenn auch 
der Kläger durch die Überweiſung zur Einziehung nicht Gläubiger des Er— 
ſtattungsanſpruchs wird, ſo erliſcht dieſer doch dadurch, daß der Kläger den gegen 
ihn ſelbſt gerichteten Anſpruch für ſich wegen eines höheren Anſpruchs einzieht; 
er verwertet dadurch die ihm zur Einziehung überwieſene Forderung im Wege 
der Aufrechnung. Daß aber die Pfändung und Überweiſung eigener Schulden 
zuläſſig iſt, kann keinem Bedenken unterliegen und ebenſo war der jetzige 
Kläger auch berechtigt, ſich den Koſtenerſtattungsanfpruch des Beklagten 
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an ihn pfänden und überweiſen zu laſſen, ohne daß er vorher mit ſeinen 
Urteilsforderungen aus dem Jahre 1912 gegen die Hauptforderung des Be⸗ 
klagten aus dem Vorprozeſſe aufzurechnen brauchte, da eine Verpflichtung zu 
dieſer Aufrechnung bei Verluſt ſeines Anſpruchs für ihn nicht beſtand. Iſt 
aber die der Pfändung des Geldſchranks zugrunde liegende Forderung er⸗ 
loſchen, ſo beſteht damit auch die Pfändung ſelbſt, die der Befriedigung jener 
erloſchenen Forderung dienen ſollte, zu Unrecht. 

Ohne daß es noch einer Prüfung der Frage bedarf, ob nicht ſchon mit 
Rückſicht auf den formell rechtskräftigen Koſtenfeſtſetzungsbeſchluß v. 26. März 
1913 im Verhältnis der Parteien der Beklagte als der Gläubiger des Koſten⸗ 
erſtattungsanſpruchs anzuſehen ſei, war daher unter Abänderung des erit- 
inſtanzlichen Urteils die Zw.-Vollſtreckung in den Geldſchrank aufzuheben.“ 


Urteil des OLG. zu Kiel (3. Sen.) v. 10. Januar 1914 i. S. K. w. S. 
U IH. 263 / 13. Schl.⸗Holſt. Anz. 1914, 94. 


24. Wiedereinſetzung i. d. v. St. wegen eines Verſehens des Gerichts» 
ſchreibers bei Ausfertigung des Armenrechtsbeſchluſſes. 
ZPO. 88 233. 544. 

Das Kammergericht hatte die Klage abgewieſen. Dagegen legte der 
Kläger Reviſion ein. Die Friſt zu deren Begründung lief am 22. März 1914 
ab. Am 7. März beantragte der Kläger Bewilligung des Armenrechts wegen 
der Gerichtskoſten. Dem Antrag wurde durch Beſchluß v. 10. März ſtatt⸗ 
gegeben; infolge Verſehens der Gerichtsſchreiberei des Reichsgerichts wurde 
aber ausgefertigt und dem Prozeßbevollmächtigten des Klägers zugeſtellt 
unter Benutzung des unrichtigen Vordrucks ein das Armenrecht verſagender 
Beſchluß ſtatt des bewilligenden. Der Prozeßbevollmächtigte legte deshalb 
die Vertretung nieder, die Reviſion wurde innerhalb der Friſt nicht begründet. 
Nach Ablauf der Friſt erlangte der Kläger Kenntnis von dem Verſehen. Er 
beantragte am 4. April 1914 Wiedereinſetzung i. d. v. St. und begründete 
am ſelben Tage durch Schriftſatz vom 31. März 1914 die Reviſion. — Dem 
Wiedereinſetzungsgeſuch wurde ſtattgegeben. Aus den Gründen: 

„Der Antrag des Klägers auf Wiedereinſetzung i. d. v. St. gegen Ver⸗ 
ſäumung der Begründungsfriſt (8 233 ZPO.) iſt gerechtfertigt. Die mit dem 
Verſehen des Gerichtsſchreibers zuſammenhängenden Vorgänge liegen außer⸗ 
halb des Einflußbereichs des Klägers. Sie bilden für ihn einen unabwendbaren 
Zufall. Dieſer Zufall hat auch die Wahrung der Friſt verhindert, er war für 
die Verſäumung urſächlich. Der Kläger hatte zwar für den Rechtszug der 
Reviſion einen Prozeßbevollmächtigten, allein es war ihm, nachdem er durch 
die unrichtige Beſchlußausfertigung in den Irrtum verſetzt war, die Bewilligung 
des Armenrechts ſei abgelehnt, nicht zuzumuten, die nach ſeiner Meinung 
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vom Reichsgericht — wenn auch auf Grund bloß vorläufiger Prüfung — für 
ausſichtlos erklärte Reviſion auf ſeine Koſten, d. h. mit der Folge ſeiner Ver⸗ 
pflichtung zur Vorſchußleiſtung nach 8554 Abſ. 7 ZPO. zu begründen (vgl. 
RGEntſch. 70, 121). Die Reviſion iſt danach zuläſſig. — — —“ 
Urteil des Reichsgerichts (63. Sen.) v. 9. Juni 1914 in der preuß. 
Sache M. (Kl.) w. P. III. 90/14. 


25. Mißbrauch des Antrags auf Ausſetzung des Verfahrens während 
des Krieges. 
ZPO. § 247; Kriegsſchutzgeſ. Nr. 4437 v. 4. Aug. 1914 $ 3. 

In einem Prozeßvergleich v. 6. April 1914 hatte ſich der Kläger verpflichtet, 
für ſeine beiden Kinder je 100.46 und für jene von ihm geſchiedene Ehe- 
frau 116,67 % monatlichen Unterhalt zu bezahlen. Mit Klage v. 7. Auguſt 
1914 verlangte er mit Rückſicht auf die Kriegsverhältniſſe und den Umſtand, 
daß er ſchon als Oberarzt zum Kriege einberufen ſei und demnächſt ins Feld 
rücken müſſe, die Unterhaltsbeträge auf insgeſamt 100 / herabzuſetzen. Zu 
gleicher Zeit erwirkte er durch ſeinen Prozeßbevollmächtigten beim Land- 
gericht M. unter Bezugnahme auf die Klage eine einſtweil. Verfügung, wonach 
er für die Zeit vom 1. Sept. 1914 bis zur Erledigung der vorbezeichneten 
Klage monatlich im ganzen nur 100.4 Unterhaltsbeträge zu entrichten habe 
und für etwaige Rückſtände aus der früheren Zeit vorläufig von der Zahlungs- 
pflicht befreit ſei. Die Beklagten legten Widerſpruch ein. In der mündlichen 
Verhandlung hierüber am 9. September 1914 wurde auf den Antrag der 
Klagepartei das Verfahren über den Widerſpruch nach §3 Nr. 2 des Kriegs⸗ 
ſchutzgeſetzes v. 4. Aug. 1914 ausgeſetzt. Zur gleichen Maßregel kam es am 
8. Oktober 1914 im Hauptprozeſſe. Gegen den Beſchluß vom 9. September 
1914 hat die Beklagte Beſchwerde eingelegt. Die Beſchwerde iſt zuläſſig 
(8 567 ZPO.) und begründet. 

Nach § 3 Abſ. 2 mit Abſ. 1 Nr. 2 und §2 des erwähnten Reichsſchutzgeſ. 
v. 4. Auguſt 1914 muß allerdings jedes ſchwebende Prozeßverfahren auf den 
Antrag des Prozeßbevollmächtigten des Kriegsteilnehmers ausgeſetzt werden. 
Auch gegenüber dem Verfahren auf einſtweil. Verfügung haben für die Regel 
die Unterbrechungs- und die Ausſetzungsgründe die geſetzliche Wirkung. — — — 
Allein die Vorſchriften über die Ausſetzung des Verfahrens ſind nicht zwingendes 
Recht, ſondern der Parteiwillkür unterworfen und es tritt auch die Ausſetzung 
des Verfahrens nicht kraft Geſetzes, ſondern nur auf Parteiantrag oder be» 
ſondere Anordnung des Prozeßgerichts ein (§ 3 Abſ. 2 Kriegsſchutzgeſ.; $ 247, 
auch § 246 3 PO.). Hieraus ergibt ſich, daß eine Partei auch von vornherein 
auf die Geltendmachung eines Ausſetzungsgrundes wirkſam verzichten kann, 
andernfalls wären argliſtigem Verhalten die Wege geöffnet. Im vorliegen- 
den Fall erwirkte der Kläger auch mit Rückſicht auf die durch ſeine künftige 
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Kriegsteilnehmerſchaft bedingten Verhältniſſe eine einſtweil. Verfügung auf 
Ermäßigung von Unterhaltsanſprüchen, die auf Grund eines Vergleichs gegen 
ihn erhoben werden konnten. Er mußte damit rechnen, daß dieſe Verfügung 
nicht ohne mündliche Verhandlung, ſondern erſt nach einer mündlichen Ver⸗ 
handlung erlaſſen werden würde. Wollte er die einſtweil. Verfügung erlangen, 
ſo mußte er daher für den Fall, daß während der Verbeſcheidung ſeines An⸗ 
trags ſeine Kriegsteilnehmerſchaft eintreten würde, im voraus auf ſein Recht 
auf Ausſetzung des Verfahrens verzichten. Dieſer Verzicht, der ſtillſchweigend 
in dem Antrag auf einſtweil. Verfügung enthalten iſt, muß dann aber auch 
für das Widerſpruchsverfahren wirken, da es argliſtig wäre, wenn der Kläger 
ohne mündliche Verhandlung, alſo ohne Gehör des Gegners, eine ſo einſchnei⸗ 
dende Dringlichkeitsmaßregel erwirken und, ſobald er ſie erlangt hat, ſich auf 
den Ausſetzungsgrund der Kriegsteilnehmerſchaft berufen würde, um ſo dem 
Gegner jede Abhülfe unmöglich zu machen. 

Auch der Inhalt und der Zweck des Kriegsſchutzgeſetzes erheiſchen keine 
andre Beurteilung. Die Vorſchrift im § 3 Nr. 1 betrifft nur den Arreſt und 
läßt allerdings erkennen, daß nur beim perſönlichen Sicherheitsarreſt, nicht 
bei den andern Arreſtarten der Unterbrechungsgrund des 82 verſagt. Die 
hieraus für die Behandlung der Arreſte etwa zu ziehenden Schlußfolgerungen 
laſſen ſich aber nicht ohne weiteres auf die einſtweil. Verfügungen anwenden, 
insbeſondere nicht auf ſolche, die nicht bloß, wie der Arreſt, Anſprüche ſichern, 
ſondern, wenn auch nur für eine gewiſſe Zeitdauer und unter Vorbehalt 
ſpäterer Anderung, Forderungsrechte regeln ſollen. Der Zweck des Schutz 
geſetzes iſt allerdings, jeden Kriegsteilnehmer, der infolge des Krieges an der 
Wahrnehmung ſeiner Rechte behindert iſt, entſprechend zu ſchützen; auf dieſen 
Zweck kann ſich aber derjenige nicht berufen, der unter Mißbrauch des Schutzes 
ſolche Maßregeln gegen Andre erwirkt; er muß dann einen Vertreter be- 
ſtellen, der das Verfahren zu Ende führt, ohne von dem Rechte auf Aus⸗ 
ſetzung des Verfahrens Gebrauch machen zu dürfen. Die Sache liegt hier im 
Grunde nicht anders, als wenn jemand erſt nach dem Eintritt feiner Kriegs- 
teilnehmerſchaft eine einſtweil. Verfügung erwirken würde; gegenüber einem 
nach dieſem Zeitpunkte von einem Kriegsteilnehmer beantragten Verfahren 
kann ſinngemäß die Unterbrechung des Verfahrens nach dem Schutzgeſetze 
nicht durchdringen, wenn nicht unbillige Härten entſtehen ſollen. — — — 
Wie ſehr der Kläger hier argliſtig handelte, wird noch beſonders dadurch be⸗ 
ſtätigt, daß er unter Verſchweigung ſeiner beträchtlichen Kriegsbezüge eine 
ſo weitgehende Minderung der Unterhaltsanſprüche erwirkte und, ſobald er 
ſie erlangt hatte, die Ausſetzung des Verfahrens beantragen ließ. Der land⸗ 
gerichtliche Beſchluß v. 9. Sept. 1914 war daher aufzuheben. 

Beſchluß des OLG. München (4. Sen.) v. 10. Nov. 1914 i. S. C. 

w. C. Beſchw.⸗Reg. 667/14. 
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26. Können einzelne Mitglieder eines nicht rechtsfähigen Vereins für 
dieſen klagen d 
Vgl. 56 Nr. 162 m. N.; auch 69 Nr. 28 m. N. 
3 PO. § 2531; BGB. 58 54. 709. 

Die auf § 99 Abſ. 3 ZPO. geſtützte Beſchwerde iſt unbegründet, denn 
das Beſchwerdegericht teilt die Anſchauung des 1. Richters, daß zur ord— 
nungmäßigen Klagerhebung, hier Antragſtellung, gemäß $ 2531 ZPO. die 
namentliche Aufführung der einzelnen Mitglieder der Geſellſchaft gehört 
hätte und daß mangels Erfüllung dieſer weſentlichen Formvorſchrift der 
Antrag auf Erlaſſung einer einſtweil. Verfügung, wenn er ſich nicht in 
der Hauptſache erledigt hätte, zur Abweiſung hätte kommen müſſen, ſo 
daß die Verurteilung der Kläger zur Tragung der Koſten des Verfahrens 
gerechtfertigt erſcheint. So, wie der Antrag bei dem Amtsgericht geſtellt 
war, hätte man vielleicht zu der Auslegung kommen können, daß die 
in dem dortigen Antrage einzeln aufgeführten Mitglieder in eigenem 
Namen und für eigene Rechnung, gleichſam als Geſchäftsführer ohne 
Auftrag klagen wollten, und hätte im Hinblick auf $ 432 BGB. die Aktiv- 
legitimation als gegeben annehmen können (ZRechtspfl. 1912, 189; RG⸗ 
Entſch. 78, 106). Durch den an das Landgericht gemäß 8 942 ZPO. 
geſtellten Antrag iſt aber außer Zweifel geſtellt, daß die aufgeführten 
Perſonen nicht in eigenem Namen, ſondern als angebliche geſetzliche Ver— 
treter der nicht benannten derzeitigen Mitglieder des in Frage kommenden 
nicht rechtsfähigen Vereins gerichtliche Hülfe in Anſpruch nehmen wollten. 
Es kommt daher garnicht in Frage, ob etwa durch irgend eine Beſtim— 
mung der Satzung der Vorſtand des Vereins ermächtigt war, in eigenem 
Namen und für Rechnung des Vereins Klage zu erheben (OL GRſpr. 20, 
33), in welchem Fall auf die Aufführung der Namen der einzelnen Vereins- 
mitglieder nicht verzichtet werden konnte; denn hier erſcheinen nach dem 
klaren Wortlaut des Antrages als Kläger und Antragſteller nicht der Vor— 
ſtand oder Ausſchuß, ſondern „die derzeitigen Mitglieder des Vereins“. 
Es fehlt daher, abgeſehen von der Frage des Vollmachtpunktes, an der 
vom Geſetz geforderten, jeden Zweifel an der Identität ausſchließenden 
Bezeichnung der Klagepartei, und da dieſer Mangel bis zum Schluß der 
dem Urteil vorausgehenden mündlichen Verhandlung nicht beſeitigt war, 
it mit Recht die Klagepartei für ſach- und koſtenfällig erachtet worden. — — 

Beſchluß des OLG. München (3. Sen.) v. 20. Jan. 1914 i. S. H. u. 

Gen. w. L. Beſchw.-R. Nr. 8 u. 9/14. BR 
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27. Unzuläſſige Anderung der Anfechtungs- in eine Wandelungsklage.“ 
Anfechtung eines Spezieskaufs wegen Argliſt ſtatt Gewährleiſtung.““ 
„gl. 47 Nr. 161. — gl. 66 Nr. 223; auch 61 Nr. 146; 69 Nr. 167. 
ZPO. § 264. — BB. 88 123. 462. 

Der Kläger hatte vom Beklagten ein Grundſtück gekauft und ſpäter 
den Kauf wegen argliſtiger Täuſchung angefochten. Das Landgericht hatte 
die auf Rückzahlung des Kaufpreiſes gegen Rückauflaſſung des Grundſtücks 
gerichtete Klage abgewieſen, worauf Kläger Berufung einlegte und dabei 
unter Widerſpruch des Beklagten den Anſpruch auch vom Geſichtspunkte 
der Wandelung zu ſtützen verſuchte. — Aus den Gründen des Ber. Urteils: 

„Die Meinnng des Klägers, in dem Klagebegehren ſei das Verlangen 
der Wandelung mitenthalten, iſt irrig. Gefordert wird die Verurteilung des 
Beklagten, anzuerkennen, daß der Kaufvertrag nichtig ſei, und den Kaufpreis 
gegen Rückauflaſſung des Grundſtücks zurückzuzahlen. Der erſte Teil dieſes 
Klagantrags iſt mit dem Wandelungsanſpruch unverträglich, da der letztere 
einen rechtsgültigen Kaufvertrag vorausſetzt (RGEntſch. 62, 125, in SeuffA. 
62 Nr. 6). Iſt aber wirkſam angefochten, ſo iſt der Vertrag nichtig. Auch die 
Rechtsfolgen der Anfechtung find nach 88 812 BGB. weſentlich anders ge— 
regelt als die der Wandelung nach §8 467 ff. Die Geltendmachung der Wande— 
lung an Stelle der Anfechtung würde deshalb eine beim Widerſpruch des 
Beklagten unzuläſſige Klagänderung bedeuten. 

Eine andre Frage iſt, ob die Vorſchriften des Bürgerl. Geſetzbuchs über 
die Gewährleiſtung wegen Mängel die Anfechtung wegen Irrtums oder 
Argliſt ausſchließen. Das wird bejaht wegen einfachen Irrtums über Sach— 
mängel (Komm. v. RG Räten? Bem. 1 8459 m. Nachtr.). Dagegen wird die 
Anfechtung des Kaufvertrags wegen argliſtiger Täuſchung nicht ausgeſchloſſen. 
Allerdings hat das Reichsgericht (RG. 70, 429) bei einem Gattungskauf 
die Anfechtung des Erfüllungsgeſchäfts wegen argliſtigen Verſchweigens eines 
Fehlers verſagt. Allein im vorliegenden Falle handelt es ſich um einen Spezies— 
kauf und um eine argliſtige Täuſchung, die für den Kaufvertrag ſelbſt urſäch— 
lich war. In einem ſolchen Falle iſt nach der im Schrifttum und neuerdings 
auch vom Reichsgericht vertretenen Anſicht, welcher der Senat ſich anſchließt, 


126; JW. 1913, 883). 
Urteil des OLG. zu Braunſchweig (1. Sen.) v. 6. April 1914 
i. S. G. w. E. 1 V. 3/13. A. H. 


28. Iſt die Unterbrechung des Verfahrens nach dem Kriegsſchutzgeſetz 
v. 4. Aug. 1914 von Amts wegen zu prüfen? 
ZPO. § 335. 247; Reichsgeſ. Nr. 4437 v. 4. Aug. 1914 $ 2. 
Der Beklagte war, nachdem er gegen einen Zahlungsbefehl des Amts— 
gerichts rechtzeitig Widerſpruch erhoben hatte, am 22. Mai 1914 zur münd⸗ 
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lichen Verhandlung vor dem Landgerichte, und zwar durch Zuftellung des 
Ladungsſchriftſatzes an ihn ſelbſt, geladen worden. Im Termin vom 16. Juni 
wurde auf den 6. Oktober und in letzterem Termin auf den 13. Oktober 1914 
durch ſofort verkündeten Beſchluß vertagt. Den Antrag auf Erlaſſung eines 
Verſäumnisurteils gegen den nicht vertretenen Beklagten wies das Landgericht 
zurück, weil die Frage, ob der Beklagte Kriegsteilnehmer ſei, von Amts wegen 
geprüft werden müſſe und nicht feſtſtehe, daß der Beklagte zu dieſen Perſonen 
nicht gehöre, die Klägerin aber ſich weigere, eine Beſtätigung hierüber beizu- 
bringen. Auf ſofortige Beſchwerde der Klägerin hob das Oberlandesgericht 
den landgerichtlichen Beſchluß auf und ordnete an, daß vor dem Landgericht 
neuer Verhandlungstermin anzuberaumen ſei. — Aus den Gründen: 

„Es fragt ſich, ob die im Kriegsſchutzgeſ. v. 4. Auguſt 1914 Nr. 4437 be⸗ 
ſtimmte Unterbrechung des Verfahrens unter die im 8335 ZPO. enthaltenen 
Fälle eingereiht werden kann. Was zunächſt den Fall des § 335 Nr. 1 anlangt, 
ſo iſt — da die Beſtimmungen über die Unterbrechung des Verfahrens und 
ihre Wirkungen nicht zwingendes Recht ſind, ſondern der Parteiwillkür unter- 
liegen und deshalb Verſtöße gegen dieſe Verfahrensvorſchriften nach 8 295 ZPO. 
heilbar ſind, auch die während der Unterbrechung ergangenen richterlichen 
Entſcheidungen nicht nichtig, ſondern nur anfechtbar find und durch Genehmi- 
gung der Partei, zu deren Gunſten das Verfahren unterbrochen iſt, vollwirkſam 
werden — auch im Verſäumnisverfahren die Frage, ob ein Unterbrechungsgrund 
vorhanden ſei, nicht von Amts wegen zu berückſichtigen und iſt deshalb das 
Gericht auch nicht berechtigt, von der das Verſäumnisurteil beantragenden 
Partei von Amts wegen den Nachweis zu verlangen, daß kein Unterbrechungs⸗ 
grund vorliege. Nur dann, wenn ihm ein Unterbrechungsgrund bekannt iſt 
oder wenn ſich aus den Umſtänden eines einzelnen Falles für den Unter- 
brechungsgrund eine derartige Vermutung ergibt, daß dem Antragſteller der 
Nachweis des Gegenteils billigerweiſe zugemutet werden darf, kann und 
muß das Gericht die weiteren richterlichen Handlungen verweigern, bis 
klargeſtellt iſt, daß der vermutete Unterbrechungsgrund nicht vorhanden iſt. 
Das Geſetz v. 4. Auguſt 1914 enthält für das hinſichtlich der Unterbrechung 
zu beobachtende Verfahren keine beſonderen Vorſchriften; als ein die 
Zivilprozeßordnung ergänzendes Geſetz muß es ſeine eigene Ergänzung 
aus dieſem Geſetz entnehmen, ſofern nur ſein beſonderer Zweck keine 
andere Beurteilung erheiſcht. Das Letztere trifft aber für die hier zu 
entſcheidende Frage nicht zu. — — — Wird daher ein Verſäumnisurteil 
begehrt, ſo darf das Prozeßgericht in eine Prüfung der Frage, ob der 
Gegner ein Kriegsteilnehmer ſei, nur dann eintreten, wenn ihm das ſchon 
bekannt oder doch nach den beſonderen Umſtänden des Einzelfalles zu ver⸗ 
muten iſt. Dieſe Vermutung wird namentlich dann begründet ſein, wenn 
die Klage nach § 203 3 PO. öffentlich oder nach § 182 durch Niederlegung 
an drittem Ort oder nach $$181 bis 186 durch Erſatzzuſtellung zugeſtelll 
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wurde und ſich im letzteren Falle aus den Erklärungen des Empfängers oder 
Dritter, die vom Zuſtellungsbeamten in die Zuſtellungsurkunde aufzunehmen 
ſein werden, ergibt, daß der, dem zugeſtellt werden ſoll, zu den vom Geſetz 
geſchützten Perſonen gehört. Es wird dadurch nicht ausgeſchloſſen, daß das 
Prozeßgericht wie ſonſt ſo auch hier auf den Antrag des Klägers oder von 
Amts wegen von Behörden amtliche Auskünfte oder Gutachten erholt, um 
ſo die Kriegsteilnehmerſchaft des Beklagten ausreichend klarzuſtellen. 

Auch die Vorſchrift im 8335 Nr. 2 ZPO. führt zu keinem andern Ergeb⸗ 
nis. Sowohl der $ 2 wie der § 9 Abſ. 2 Reichsgeſ. v. 4. Aug. 1914 ſetzen voraus, 
daß gegen einen Kriegsteilnehmer eine Klage durch Zuſtellung rechtshängig 
gemacht werden kann, und es ſetzt auch jede Unterbrechung eines Prozeß⸗ 
verfahrens voraus, daß ein Rechtsſtreit rechtshängig (§§ 263. 253 ZPO.) ge⸗ 
worden iſt, weil etwas, was nicht vorhanden iſt, nicht unterbrochen werden kann. 
Für die Anwendung des Reichsgeſ. v. 4. Aug. 1914 folgt hieraus, daß gegen 
eine der hierin geſchützten Perſonen die Klage noch rechtsgültig erhoben und 
wirkſam zugeſtellt werden kann, daß aber unmittelbar im Anſchluß an die Zu— 
ſtellung das Verfahren als unterbrochen anzuſehen iſt. Iſt das aber der Fall, 
ſo iſt auch die Beſtimmung des Verhandlungstermins zuläſſig und wirkſam, 
da dieſe der Klagezuſtellung vorauszugehen hat, und iſt die Ladung gültig, 
weil dieſe ſchon in der Klageſchrift enthalten iſt. Auch die durch das Kriegs⸗ 
ſchutzgeſetz geſchützten Perſonen ſind dann durch die Zuſtellung der Klageſchrift 
im Sinne des 8 335 Nr. 2 ZPO. ordnungmäßig geladen, ſie ſind es auch recht— 
zeitig, d. h. unter Wahrung der Einlaſſungsfriſt, ſolange nicht für das Gericht 
in der oben bezeichneten Weiſe der Unterbrechungsgrund des Schutzgeſetzes 
dargetan iſt, weil inſolange die Unterbrechung des Verfahrens und damit 
auch das Aufhören des Friſtenlaufes (8 249 ZPO.) außer Berückſichtigung zu 
bleiben hat. — — — Im vorliegenden Falle handelt es ſich nun nicht darum, 
daß dem Prozeßgericht eine Kriegsteilnehmerſchaft des Beklagten bekannt 
geweſen wäre, es lagen auch ſonſt und im beſonderen nach den vorgelegten Zu- 
ſtellungsurkunden keine Anhaltspunkte für eine ſolche Eigenſchaft vor. 

Das Landgericht durfte daher auf Grund der vorſtehenden Ausfüh⸗ 
rungen den Antrag auf Erlaſſung eines Verſäumnisurteils nicht ohne 
weiteres abweiſen, es konnte allenfalls nach $ 144 oder nach se ZPO. 
verfahren, um dann zu dem Antrage Stellung zu nehmen. — — — 

Beſchluß des OLG. München (4. Sen.) v. 28. Oktober 1914 i. S. 

L. w. B. Beſchw.⸗Reg. 661/14. | F—2. 


29. Behandlung einer unzuläſſigen Beſchwerde gegen eine oberlandes⸗ 
gerichtliche Entſcheidung. 
8 PO. 8s 567 Abi. 2, 574. 
Auf die Beſchwerde des Klägers gegen einen Beſchluß des Oberlandes⸗ 
gerichts, der feinen Antrag auf Bewilligung des Armenrechts für die Ber. 
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Inſtanz ablehnte, erging vom Oberlandesgericht zum Beſcheide, daß die 
Beſchwerde unberückſichtigt zu bleiben habe. Gründe: 

„Nach 8 567 Abſ. 2 ZPO. in der Faſſung der Novelle v. 22. Mai 1910 
iſt gegen Entſcheidungen der Oberlandesgerichte eine Beſchwerde nicht zu— 
läſſig. Es gilt dies ausnahmslos und insbeſondere auch für Entſcheidungen 
über das Armenrecht. Die in den Beratungen wiederholt beantragte Aus— 
nahme für ſolche Entſcheidungen iſt abgelehnt worden; 

vgl. die bei Gaupp-Stein ZPO. § 567 Anm. I Fußnote 3 angef. Kommiſſions- 
berichte 10, 33 und Stenogr. Ber. 10, 2870 ff., 2940; vgl. auch Ne umiller ?“. 

Anm. zu Abſ. 2 des § 567. 

Zur Verbeſcheidung der Beſchwerde als unzuläſſig mangelt dem Ober— 
landesgericht die Zuſtändigkeit, da der frühere Abſ. 2 des 8574 3PO. 
durch die Novelle v. 22. Mai 1910 geſtrichen wurde: eine Vorlage an das 
Oberſte Landesgericht oder an das Reichsgericht iſt nicht tunlich, da es ein 
Beſchwerdegericht i. S. des § 571 ZEIT. für Beſchwerden gegen ober— 
landesgerichtliche Beſchlüſſe nicht mehr gibt: 

§ 135 GG.; § 8 Abi. 1 Einf G. z. GVG.; 87 EinfG. z. ZPO. in der Faſſung 

des Geſetzes v. 22. Mai 1910; Beſchluß des Oberſten LG. v. 22. Juni 1910 

Nr. 42/10; vgl. Zeitſchr. f. Rechtspfl. in Bayern 1911, 208. 

Deshalb kann die Beſchwerde überhaupt nicht weiter behandelt werden. 

Der Beſchluß iſt nach S471 G&G. gebührenfrei.“ 

Beſchluß des OEG. München (3. Sen.) v. 17. März 1914 i. S. K. w. 

K. L. 132/14. . 
30. Freigabe einer rechtshängigen Forderung aus der Honk.-Maſſe 
nach Abweiſung des Antrags des Konf.-Derwalters fie durch Auf— 
rechnung für erledigt zu erklären; Berufung des Gemeinſchuldners. 

KO. 8s 6. 10. 

Die Firma J. & W., eine Dampfbäckerei, hatte in der Zeit vom 1. Mai 
bis 1. Oktober 1911 von der verklagten Firma für etwa 24000 % Mehl 
bezogen und den Preis bezahlt. Im Oktober 1911 klagte ſie auf Rück— 
zahlung von 6327 , weil das Mehl minderwertig geweſen ſei, was die 
Beklagte beſtritt. Während der Rechtsſtreit in 1. Inſtanz ſchwebte, wurde 
am 7. Oktober 1912 über das Vermögen der Firma J. & W. das Konk.⸗ 
Verfahren eröffnet. Der Konk.-Verwalter erklärte in der Verhandlung 
vom 20. Februar 1913, daß er das durch die Konk.-Eröffnung unter- 
brochene Verfahren aufnehme. Im Konk.- Verfahren meldete die Beklagte 
eine Forderung von 8517./ für im Jahre 1912 geliefertes Mehl an, 
die von der Gemeinſchuldnerin beſtritten wurde. Der Verwalter ſtellte 
ſich auf den Standpunkt, daß die Forderung von 8517. Nan ſich der Beklagten 
zuſtehe, daß er aber gegen ſie mit der eingeflagten Forderung aufrechne, 
weshalb er auch im Prozeß nicht mehr einen Anſpruch auf Zahlung verfolge, 
ſondern beantrage, den Klaganſpruch für durch Aufrechnung erledigt zu er— 
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klären und der Beklagten die Koſten des Rechtsſtreits aufzuerlegen. Die 
Beklagte widerſprach der Aufrechnung, weil die eingeklagte Forderung nicht 
beſtehe, und blieb bei dem Antrage auf Klagabweiſung. — Das Landgericht 
wies durch Urteil vom 10. März 1913 die Klage ab, weil das Mehl nicht mangel— 
haft geweſen ſei. Das Urteil wurde dem Konk.-Verwalter am 27. März 1913 zu⸗ 
geſtellt, worauf er am 11. April 1913 dem Vertreter des Alleininhabers der 
Firma J. & W. mitteilte, daß er Berufung nicht einlegen werde und die ein— 
geklagte Forderung aus der Konk.-Maſſe freigebe. Er erkannte auch ſpäter 
im Konk.⸗Verfahren die Forderung an. Dagegen legte die Gemeinſchuldnerin 
am 22. April 1913 Berufung ein mit dem Antrage, das angefochtene Urteil 
aufzuheben, den Klaganſpruch durch die am 20. Febr. 1913 erfolgte Aufrech— 
nung für erledigt zu erklären und der Beklagten die Koſten des Rechtsſtreits 
aufzuerlegen. Über die Zuläſſigkeit dieſer Berufung enthält das Ber.-Urteil 
folgende Ausführungen: 

„Der von dem Konk.-⸗Verwalter aufgenommene Rechtsſtreit betraf die 
Aktivmaſſe. Zwar konnte der Verwalter, nachdem er mit der von der Beklagten 
angemeldeten und an ſich anerkannten Gegenforderung aufzurechnen erklärt 
hatte, keine Vergrößerung der Maſſe mehr erreichen; es handelte ſich vielmehr 
nur noch darum, ob die von der Beklagten angemeldete Forderung zu dem 
urſprünglich in der Klage geltend gemachten Betrage durch die Aufrechnung 
erloſchen ſei oder auch mit dieſem Betrage noch im Konk.-Verfahren zu be— 
rückſichtigen ſei. Gegenüber dem Beſtreiten der angemeldeten Forderung 
war alſo die Beklagte an ſich auf den Weg des § 146 KO. verwieſen. Aber 
auch der Konk.⸗Verwalter kann, wenn er eine Forderung beſtreitet, Feſtſtel— 
lungsklage erheben (Jaeger Anm. 13 zu § 146 KO.), und es muß ihm daher 
auch freiſtehen, durch Fortführung eines von dem Gemeinſchuldner vorher 
anhängig gemachten Prozeſſes zur Feſtſtellung zu bringen, daß dieſe For— 
derung zunächſt beſtanden habe und erſt durch die Aufrechnung getilgt ſei, 
und daß durch dieſe Aufrechnung auch anderſeits die Forderung des Konk.“ 
Gläubigers erloſchen ſei. Dem entſpricht der vom Konk.-Verwalter im 
vorliegenden Falle nach der Aufnahme des Verfahrens geſtellte Autrag. 
Der Prozeß iſt damit ein Aktivprozeß für die Maſſe geblieben. Die zugrunde 
liegende Frage iſt ja auch die, ob der Gemeinſchuldnerin die behauptete For— 
derung zugeſtanden habe, während das Beſtehen der Forderung des Nonf.- 
Gläubigers an ſich nicht beſtritten iſt. Nun hätten freilich die Parteien über- 
einſtimmend erklären können, daß der Rechtsſtreit erledigt ſei und daß ſie nur 
noch eine Entſcheidung über den Koſtenpunkt begehren wollten; hätte das Land- 
gericht dann lediglich hierüber erkannt, ſo wäre eine Berufung nicht zuläſſig 
geweſen. Nur der Konk.⸗Verwalter hat aber den Antrag geſtellt, den Anſpruch 
für erledigt zu erklären, während die Beklagte um Klagabweiſung gebeten hat. 
Das LG. hat letzterem Antrage entſprochen und damit eine fachliche Entjchei- 
dung getroffen; es hat ausgeſprochen, daß die Klageforderung niemals be— 
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ſtanden habe und nicht erſt durch die Aufrechnung mit einer Gegenforderung 
erloſchen ſei. Der 899 ZPO. ſteht alſo der Berufung nicht entgegen; 
vgl. Förster ZPO. Anm. la Abſ. 2 zu $ 99 und dortige Zitate; neuerdings RG. 
in Warneyer ErgBd. 1914, 186121. 


Eine andre Frage iſt die, ob die Gemeinſchuldnerin Berufung einlegen 
könne. Im allgemeinen iſt anerkannt, daß der Konk.-Verwalter ein an ſich 
zur Maſſe gehöriges Vermögensſtück, alſo auch eine Forderung, daraus aus⸗ 
ſcheiden und dem Gemeinſchuldner überlaſſen kann und daß daher, wenn der 
Verwalter im Lauf eines Prozeſſes über das Vermögensſtück dieſes freigibt, 
der Gemeinſchuldner ohne weiteres an ſeine Stelle tritt, ebenſo wie es geſchieht, 
wenn das Konk.-Verfahren aufgehoben wird. Der Gemeinſchuldner kann in 
einem ſolchen Falle auch Berufung einlegen (RGEntſch. 79, 28). 

Im vorliegenden Falle hat der Konk.-Verwalter den eingeklagten An— 
ſpruch zur Aufrechnung verwendet. Dieſe Aufrechnung kann allerdings nur 
wirkſam werden, wenn der eingeklagte Anſpruch überhaupt beſteht; fie iſt 
aber vom Konk.⸗Verwalter unbedingt und nicht nur als eventuelle ge— 
wollt. Hieraus folgt, daß er ſie nicht wieder rückgängig machen kann, und 
ebenſowenig kann es die Gemeinſchuldnerin; durch die Freigabe konnte 
alſo nicht der Erfolg erzielt werden, daß dieſe wieder den urſprünglichen 
Klagantrag zu ſtellen berechtigt wurde. Es wäre auch im höchſten Grade 
unbillig, wenn die Beklagte an die Gemeinſchuldnerin zahlen a und ihrer⸗ 
ſeits nur die Konk.-Dividende erhalten würde. 

Dagegen wird durch die Freigabeerklärung des Konk.-Verwalters für 
die Gemeinſchuldnerin das Recht begründet, den Anſpruch in der Geſtalt, 
welche er im Prozeſſe zuletzt erlangt hatte, zu verfolgen, alſo Berufung einzu- 
legen mit dem Antrage, daß der Anſpruch durch die Aufrechnung für 
erledigt erklärt werde. Zwar kann auch ein Erfolg der Gemeinſchuldnerin 
nicht verhindern, daß die Beklagte in dem Konk.-Verfahren mit ihrer vom 
Konk.-Verwalter jetzt anerkannten Forderung berückſichtigt wird; es würde 
ji) aber bei Obſiegen der Ber.⸗Klägerin ergeben, daß die Beklagte nicht 
außerhalb des Konk.-Verfahrens mit dem hier nicht zur Hebung ge— 
langten Teile ihrer von der Aufrechnung ergriffenen Forderung von der 
Gemeinſchuldnerin Zahlung verlangen könnte. 

Daß die Ber.⸗Friſt von der Zuſtellung des Urteils an den Konk.- 
Verwalter läuft, iſt nicht zu bezweifeln, jedenfalls dann nicht, wenn er, 
wie hier, zur Zeit der Zuſtellung die Freigabeerklärung noch nicht ab- 
gegeben hatte. 

Hiernach beſtehen begründete Bedenken gegen die Zuläſſigkeit der 
Berufung und des geſtellten Antrages nicht.“ 

Urteil des OLG. zu Roſtock (2. Sen.) v. 1. Juli 1914 i. S. B. 

w. S. Sa. 448/13. Das für die Rev.⸗Inſtanz nachgeſuchte Armenrecht 

iſt verſagt worden. K—n. 
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31. Derfallabrede iſt keine Vertragsſtrafe. 
BGB. $ 342. 

— — — Die Heranziehung der Vorſchriften der 88 339 ff. BGB. über 
die Vertragsſtrafe kann nicht gebilligt werden. Eine Verfallabrede des hier in 
Rede ſtehenden Inhalts iſt weder nach $ 339 noch nach 8 342 BGB. als Ver⸗ 
tragsſtrafe anzuſehen. Schon die ältere Rechtſprechung (ROHGntſch. 11 
Nr. 131; RGEntſch. 4, 51) hat die Verwirkungsklauſel von der Vertragsſtrafe 
unterſchieden; dem haben ſich auch die Motive zum 1. Entw. des BGB. an⸗ 
geſchloſſen (2, 275). Auch die herrſchende Meinung der Schriftſteller ſteht 
auf dieſem Standpunkt; 

wofür auf Planck? BGB. Erl. 1 zu § 339; Oertmann? Vorbem. 4 vor § 339 ff.; 

Staudinger“ Vorbem. IV daſ.; Dernburg B. R. 21 8 101 unter II. 3 zu 

verweiſen genügt; die im Recht 1902, 125 angeführte Entſcheidung des RG. 

V. 361/01 läßt die Frage dahingeſtellt und will jedenfalls eine unmittelbare 

Anwendung der 88 339 ff. nicht zulaſſen. 


Es kann nach dem Geſetze keinem begründeten Zweifel unterliegen, 
daß ſowohl in 8 339 wie in 8 342 an eine Leiſtung gedacht iſt, die als eine 
neue, weitere neben die Hauptleiſtung treten ſoll. So mag es noch als Ver— 
tragsſtrafe gelten, wenn im Fall des Verzugs eine Zinserhöhung eintritt 
oder wenn auf eine Vertragsleiſtung verzichtet wird, z. B. auf einen Teil 
des Lohnes oder des Kaufpreiſes (RGeEntſch. 68, 42). Nach der hier zu be— 
urteilenden Verfallklauſel indeſſen kann von dergleichen nicht die Rede ſein: 
darnach tritt die Fälligkeit der Leiſtung früher ein — das iſt keine neue weitere 
Leiſtung, die neben die Hauptleiſtung träte und bezüglich deren z. B. in Frage 
kommen könnte, daß der Richter in Anwendung des § 343 Satz 1 die Fällig⸗ 
keit auf einen „angemeſſenen“ Zeitpunkt hinausſchieben dürfte. — — — 

Urteil des Reichsgerichts (6. Sen.) v. 21. Febr. 1914 in der bayer. 

Sache St. v. S. (OLG. München). VI. 11/14. 


32. Keine Haftung für die Güte einer an Sahlungſtatt abgetretenen 
Hypothek auf Grund bloßer Anpreiſung. 
Vgl. 48 Nr. 14 m. N.; 59 Nr. 151; 60 Nr. 4. 
BGB. 59 365. 437. 
Die Kläger hatten an den Beklagten Grundbeſitz verkauft und ſich in 


Anrechnung auf den Kaufpreis eine Hypothek des Beklagten an 55 Grund⸗ 
Seufferts Archiv 70. 3. Folge Bd. 15 Heft 2. 
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beſitz Dritter an Zahlungſtatt abtreten laſſen. Mit dieſer Hypothek fielen ſie 
im Zw.⸗Verſt.⸗Verfahren aus. Sie nahmen den Beklagten für den Ausfall 
in Anſpruch auf Grund ſeiner Anpreiſungen der Hypothek. — Die Klage 
wurde abgewieſen. Aus den Gründen des Ber. ⸗Urteils: 

„Der Beklagte haftet als Verkäufer der Hypothek, die er an Zahlung— 
ſtatt gegeben hat, kraft Geſetzes nur für den rechtlichen Beſtand, nicht aber 
für Eigenſchaften des verkauften Rechts (88 365. 437 BGB.). Eine Haftung 
für die Güte der Hypothek würde daher nur begründet ſein, wenn eine ſolche 
beſonders vereinbart worden wäre. Eine ſolche Vereinbarung iſt aber nicht 
ſchon dann anzunehmen, wenn der Verkäufer, um den Käufer zur Annahme 
der Hypothek an Zahlungſtatt zu beſtimmen, dieſe als eine ſichere bezeichnet 
hat, vielmehr iſt erforderlich, daß beide Vertragſchließende erkennbar die 
vom Verkäufer abgegebene Verſicherung, die Hypothek ſei ſicher, im Sinn 
eines Verſprechens, als einen Teil der dem Verkäufer obliegenden vertrag⸗ 
lichen Verpflichtungen aufgefaßt haben (RG. in Gruchot 48, 340). Dafür, 
daß das hier der Fall war, fehlt es an ausreichendem Anhalt. Die dienſtliche 
Außerung des Gerichtsſchreibers über die der Beurkundung des Kaufvertrags 
vorausgehenden Verhandlungen ergibt nur, daß der Beklagte den Klägern, 
die ſich anfänglich geweigert hatten, eine Hypothek an Zahlungſtatt zu über⸗ 
nehmen, wiederholt mit den Worten: „ich ſage Euch, die Hypothek iſt prima, 
die Taxe iſt hochfein“, die Hypothek als eine ſichere angeprieſen hat, und daß 
ſich die Kläger durch dieſe Verſicherungen haben beſtimmen laſſen, ihre ab— 
lehnende Haltung aufzugeben. Daß der Beklagte irgendwelche Verpflich— 
tung übernommen habe, für die Güte der Hypothek einzuſtehen, oder daß die 
Kläger ſeine Verſicherungen in dieſem Sinne aufgefaßt hätten, ergibt ſich 
daraus nicht. — — —“ ö 

Urteil des OLG. zu Jena (2. Sen.) v. 11. Mai 1914. 2 U. 19/14. 
B. 


33. Argliſtiges Verſchweigen eines baupolizeilichen Mangels der 
vermieteten Räume d 
Vgl. 62 Nr. 34 m. N., Nr. 179; 68 Nr. 230. 
BGB. 8 540. 

Durch ſchriftlichen Vertrag v. 23. November 1904 hatte der Kläger in 
dem der Beklagten gehörigen Hausgrundſtück gewerbliche Räume des 4. Stock⸗ 
werks zum Betrieb einer Gravieranſtalt für 660 „ jährlich gemietet. Im 
Jahre 1909 war der Mietzins auf 755 , erhöht und ein neuer, in den übrigen 
Beſtimmungen gleichlautender Mietvertrag am 26. Juni 1909 auf die Zeit 
vom 1. Januar 1910 bis zum 31. Dezember 1914 abgeſchloſſen worden. Im 
Juli 1912 wurde dem Kläger vom Rat der Stadt L. aufgegeben, die Räume 
leerzuſtellen, was dann auch geſchah. Der Beklagten war bereits im März 
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neuen tatſächlichen Zuſtand und die ſich daraus ergebenden rechtlichen Folgen 
anzuerkennen haben. Wie ſeinerzeit ein baulicher Zuſtand in Verbindung mit 
der Tatſache, daß kein Verſchulden des Erbauers und kein Widerſpruch des 
Nachbars vorlag, zur Begründung ganz eigenartiger Eigentumsverhältniſſe und 
Eigentumsbeſchränkungen geführt hatte, jo genügt jetzt die mit Zuſtimmung 
der Beteiligten eingetretene Anderung dieſes baulichen Zuſtandes, um das 
Eigentumsrecht des Inhabers des Erſtbaugrundſtücks und anderſeits die 
Duldungspflicht des Inhabers des Nachbargrundſtücks erlöſchen und die 88 94. 
946 BGB. wieder in Wirkſamkeit treten zu laſſen, womit der Inhaber des 
Nachbargrundſtücks jetzt kraft Geſetzes Eigentümer des mit ſeinem Grundſtück 
verbundenen, die Mauerhälfte darſtellenden Steingefüges wird. 

Daß die Anerkennung des geſchaffenen Zuſtandes und des Eintritts der 
Bedingung durch richterliches Urteil erſetzt werden könnte, wenn der Eigen— 
tümer des Erſtbaugrundſtücks den Anbau trotz Bezahlung oder Angebots der 
Ablöſungsſumme verweigern würde, bedarf keiner weiteren Ausführung. 

Dieſe Rechtsanſchauung ſtützt ſich im weſentlichen auf den Wortlaut des. 
§ 912 BGB., auf die Motive 3, 287, auf RGeEntſch. 83, 147 Zeilen 29 ff., auf 
3fRpfl. 1914, 159 f. und auf die beiden Entſcheidungen des 2. Senats des 
OLG. München v. 17. Mai 1914 (ZfRpfl. 1914, 181 f.). Als ein Vorzug dieſer 
Theorie kann gelten, daß ſie klare und einfache Rechtsverhältniſſe ſchafft und 
die Künſteleien der Grenzmauererrichtungstheorie (3fRpfl. 1914, 199 ff. und 
240 ff., insbeſ. 199 II Abſ. 3) vermeidet. Sie dürfte für München der 
hiſtoriſchen Entwicklung des Kommunmauerrechts Rechnung tragen und wohl 
auch der Verkehrsauffaſſung des der Spekulation mit Kommunmauerhälften 
ferner ſtehenden, Häuſer beſitzenden Publikums entſprechen. 

Deshalb war die Beſchwerde als unbegründet zurückzuweiſen und der 
Beſchwerdeführer nach § 91 ZPO. mit den Koſten ſeines erfolgloſen Rechts⸗ 
mittels zu belaſten. 

Beſchluß des OLG. München (3. S.) v. 19. Sept. 1914 i. S. J. w. K. 

Beſchw.⸗Reg. 473/14. P. 


39. Das Übernahmerecht des Ehegatten aus § 1477 Abſ. 2 BGB. 
geht auf deſſen Rechtsnachfolger über. 
BGB. 8 1477 Abſ. 2. 

— — — Das jedem Ehegatten beigelegte Recht, gewiſſe zum Geſamt⸗ 
gute gehörige Gegenſtände bei der Teilung gegen Erſatz des Wertes zu über⸗ 
nehmen, enthält eine Anderung der im übrigen auf die Auseinanderſetzung 
zwiſchen den Ehegatten für anwendbar erklärten allgemeinen Teilungsgrund⸗ 
ſätze, die in den Motiven (4, 415) durch Rückſichten der Billigkeit und die be⸗ 
ſonderen Verhältniſſe der Gütergemeinſchaft gerechtfertigt wird, bei der die 
Ehegatten regelmäßig auf eine dauernde Vereinigung des beiderſeitigen 
Vermögens für ihre Lebenszeit rechneten. Daß dieſes Recht kein höchſtperſön⸗ 
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liches, unveräußerliches und unvererbliches Recht iſt, hat in den Motiven klaren 
Ausdruck gefunden. 

Es iſt dort in Ermangelung einer entgegenſtehenden Beſtimmung als 
ſelbſtverſtändlich bezeichnet, daß das jedem der Gatten beigelegte Recht auch 
ſeinen etwaigen Rechtsnachfolgern, insbeſondere den Erben zuſtehe; ein hin⸗ 
reichender Grund für eine entgegengeſetzte beſondere Beſtimmung iſt ver⸗ 
neint worden, weil namentlich die Erben des Ehegatten ein Intereſſe daran 
haben könnten, die betreffenden Gegenſtände zu übernehmen und ihrer Familie 
zu erhalten (Motive 4, 415). In der Kommiſſionsberatung wurde der Antrag 
geſtellt, zu beſtimmen, daß das Recht nicht auf die Erben übergehe. Dieſer 
Antrag wurde abgelehnt aus folgenden Erwägungen. Der Übergang des 
Anſpruchs auf Übernahme gewiſſer Gegenſtände auf die Erben ſei in allen Fällen, 
wo Kinder oder Angehörige der Familie, aus welcher der zu übernehmende 
Gegenſtand ſtamme, in Frage ſtänden, ſicher nur zu billigen, namentlich da 
die zu übernehmenden Gegenſtände oft nur für Angehörige Wert hätten, 
anderſeits es ſich oft auch um Grundſtücke ꝛc. handle, die der Familie er- 
halten werden ſollten; aber auch wenn Nichtverwandte, etwa Erbſchafts— 
käufer in Betracht kämen, ſei kein Grund vorhanden, das Recht auf Übernahme 
auszuſchließen (Mugdan Mat. 4, 828). Wenn hiernach aus den Geſetzes— 
materialien auch hervorgeht, daß für die Feſtſetzung des Übernahmerechts 
und für die Nichtausſchließung ſeiner Übertragbarkeit im weſentlichen das 
Intereſſe des Ehegatten ſelbſt und ſeiner Familie an der Erhaltung gewiſſer 
Gegenſtände beſtimmend geweſen iſt, ſo erhellt doch anderſeits mit aller Deut— 
lichkeit, daß daraus kein Anlaß hat entnommen werden ſollen, die Ausübung 
dieſes Rechts auf einen beſtimmten Perſonenkreis zu beſchränken, daß es viel— 
mehr auf alle Rechtsnachfolger des Ehegatten ohne Rüchkſicht auf ein beſtimmtes 
Verwandtſchaftsverhältnis hat übergehen und auch außerhalb des Weges 
der Erbfolge, z. B. im Wege des Erbſchaftskaufs, hat übertragbar ſein ſollen. 

Dieſer Standpunkt hat auch im Geſetze ſelbſt hinreichenden Ausdruck 
gefunden. Die §s 1474 bis 1477 BGB. regeln die Art der Auseinanderſetzung 
für alle Fälle der Aufhebung der allg. Gütergemeinſchaft und gelten insbe— 
ſondere auch für den in $ 1482 vorgeſehenen Fall, daß die Gütergemeinſchaft 
durch den Tod des einen Ehegatten endigt und die Auseinanderſetzung zwiſchen 
ſeinen Erben und dem überlebenden Ehegatten erfolgt. Hätte für dieſen Fall 
etwas abweichendes gelten, namentlich das Übernahmerecht des § 1477 Abſ. 2 
für die Erben des verſtorbenen Ehegatten ausgeſchloſſen ſein ſollen, ſo würde 
dieſe Abweichung in gleicher Weiſe wie es durch die 88 1478. 1479 für die dort 
vorgeſehenen beſonderen Fälle geſchehen iſt, durch eine beſondere Vor⸗ 
ſchrift feſtgeſetzt worden ſein. Das kann um ſo weniger bezweifelt werden, 
als das Geſetz für den Fall der Auseinanderſetzung nach beendeter fortgeſetzter 
Gütergemeinſchaft in Anſehung des dem überlebenden Ehegatten durch 8 1502 
Abſ. 1 eingeräumten bedeutend weitergehenden Übernahmerechts einen 
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1901 durch den Rat verboten worden, die fraglichen Räume zu Arbeitszwecken 
zu verwenden. In § 11 der zwiſchen den Parteien abgeſchloſſenen beiden 
Mietverträge war beſtimmt: „Sollten aus irgendeinem Grunde auf behörd— 
liche Anordnung die Lokalitäten geräumt werden müſſen, ſo verſpricht Ab— 
mieter, dies auf ſeine Koſten, ohne Anſpruch auf Entſchädigung ſeitens des 
Vermieters, ſofort und ohne weiteres zu tun“. Der Kläger behauptete nun, 
die Beklagte könne ſich auf dieſe Beſtimmung nicht berufen, weil ſie ihm beim 
Abſchluß des Mietvertrags argliſtig verſchwiegen habe, daß der Rat die Be⸗ 
nutzung der vermieteten Räume zu Arbeitszwecken verboten habe. Er ver- 
langte von der Beklagten Erſatz des Schadens, der ihm durch die vorzeitige 
Räumung erwachſen ſei und den er auf 3973,42 . bezifferte. — In 1. Inſtanz 
wurde der Anſpruch dem Grunde nach feſtgeſtellt; in 2. Inſtanz wurde der 
Kläger aus folgenden Gründen abgewieſen: 

„Der Wortlaut der fraglichen Beſtimmung in § 11 der zwiſchen den 
Parteien abgeſchloſſenen Mietverträge läßt keinen Zweifel darüber zu, daß 
damit auch ſolche Schädenanſprüche des Klägers ausgeſchloſſen werden ſollten, 
die durch die behördliche Anordnung der Räumung auf Grund eines bereits 
früher erlaſſenen Benutzungsverbots entſtehen möchten. Denn der Kläger 
verzichtet dort ſchlechthin auf jede Entſchädigung, falls aus irgendeinem Grunde 
auf behördliche Anordnung die Lokalitäten geräumt werden müßten. Die 
Anſicht des Klägers, daß hierdurch Räumungsanordnungen nicht getroffen 
würden, die auf Grund eines ſchon früher ergangenen Benutzungsverbots 
erlaſſen werden ſollten, kann daher nicht für zutreffend erachtet werden. Nun 
behauptet er zwar, und das Landgericht iſt ihm darin gefolgt, dieſe Beſtimmung 
in 8 11 ſei nichtig, weil die Beklagte ihm das Benutzungsverbot argliſtig ver⸗ 
ſchwiegen habe (§ 540 BGB.). Aber den ihm obliegenden Nachweis argliſtigen 
Verhaltens der Beklagten hat der Kläger nach der Anſicht des Ber.⸗Gerichts 
nicht geführt. | 

Argliſt im Sinne der angezogenen Geſetzesbeſtimmung ‚jet voraus, 
daß der Vermieter den Mangel verſchwiegen hat in der Abſicht, den Mieter 
zu täuſchen. Sie wird regelmäßig nicht vorliegen, wenn es ſich um einen 
Mangel handelt, bezüglich deſſen der Vermieter annahm oder nach Lage des 
Falls annehmen durfte, daß er auch dem Mieter bekannt fei‘ (Staudinger 
BGB. 2, 867 § 540 Note 1). Zum Nachweis des Mangels, als den ſich 
im vorliegenden Fall das Beſtehen eines behördlichen Verbots der Benutzung 
der vermieteten Räume zu Arbeitszwecken darſtellt, genügt alſo keineswegs, 
wie das LG. anzunehmen ſcheint, die durch die Eidesleiſtung feſtſtehende 
Tatſache, daß der Kläger beim Abſchluß des Mietvertrags von dem Benutzungs⸗ 
verbot keine Kenntnis hatte. Vielmehr iſt weiter erforderlich, daß der Be— 
klagten die Unkenntnis des Klägers bewußt war und daß ſie dieſe Unkenntnis 
in Täuſchungsabſicht ausnutzte, daß ſie alſo eine ihr nach Lage der Sache ob— 
liegende Pflicht zur Offenbarung verletzte. Hieran aber fehlt es gerade. 

4* 
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Eine ſolche Offenbarungspflicht mag vielleicht für die Beklagte beim 
Abſchluß des Mietvertrags v. 23. Nov. 1904 vorgelegen haben, denn damals 
waren erſt wenige Monate ſeit dem Benutzungsverbot vergangen, und die 
Beklagte mußte immerhin mit einer ſtrengen Durchführung dieſes Verbots 
rechnen. Für den vorliegenden Rechtsſtreit aber iſt maßgebend der Miet⸗ 
vertrag v. 26. Juni 1909 und zu dieſem Zeitpunkt lagen die Verhältniſſe 
weſentlich anders. Es waren mehr als fünf Jahre ſeit dem Benutzungsverbot 
vergangen, ohne daß die Behörde auf deſſen Einhaltung gedrungen hätte. 
Die Beklagte durfte mithin annehmen, daß mit einer Durchführung des Ver— 
bots überhaupt nicht zu rechnen ſei und daß einer der, nach ihrer unwiderlegt 
gebliebenen Behauptung in L. häufig vorkommenden Fälle vorliege, wo eine 
Benutzung von Räumen zu Arbeitszwecken trotz eines behördlichen Verbots 
ſtillſchweigend geduldet werde. Sie handelte alſo nicht argliſtig, ja nicht ein— 
der folgenden fünf Jahre, auf die der neue Mietvertrag geſchloſſen wurde, 
in der Benutzung der Mieträume gerade fo unbehelligt bleiben wie während 
der verfloſſenen Mietzeit - - über das mehr als fünf Jahre zurückliegende 
Benutzungsverbot nicht auftlärte. 

Dazu kommt noch, daß die Beklagte mindeſtens beim Abſchluß des zweiten 
Mietvertrags annehmen durfte, der Kläger habe von jenem Verbot Kenntnis. 
— — — War, wie aus den Angaben dreier Angeſtellter der Beklagten hervor— 
geht, bei deren Firma ſchon vor dem 26. Juni 1909 die Anſicht verbreitet, 
der Kläger habe von dem Benutzungsverbot Kenntnis, ſo lag für die Beklagte 
keine Veranlaſſung vor, bei Eingehung des zweiten, am 26. Juni 1909 ab— 
geſchloſſenen Mietvertrags den Kläger noch beſonders auf das Verbot hin— 
zuweiſen. Die Unterlaſſung eines ſolchen Hinweiſes kann ihr deshalb nicht 
als Argliſt augerechnet werden. 

Mangels Nachweiſes eines argliſtigen Verhaltens der Beklagten beſteht 
aber die Beſtimmung in § 11 des Mietvertrags zu Recht, und dadurch wird 
jeder Anſpruch des Klägers auf Erſatz von Schäden ausgeſchloſſen, die ihm 
aus der vorzeitigen Räumung der Mietlokalitäten erwachſen ſind. Damit 
fällt die Klage. — — —“ 

Urteil des OLG. zu Dresden (7. Sen.) v. 26. Juni 1914 i. S. K. (Bkl.) 

w. B. 7 0. 120/14. | —— 
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34. Unerlaubte Handlung durch Vorſchieben eines Strohmanns.“ — 
Arreſtbefehle find keine Vollſtreckungstitel nach § 2 AnfGeſetzes. — 
Einſtweilige Verfügungen dienen nur zur Sicherung einer Individual» 
leiſtung.“ “ 
„(Vgl. 69 Nr. 124 m. N.). — gl. 50 Nr. 225. 
BGB. 58 826. 138. 117. — AnfG. § 2. — 3. $ 935. 

Dem Antragsgegner iſt durch die angefochtene einſtweil. Verfügung 
aufgegeben worden, ſein geſamtes Möbellager an den Spediteur T. in K. 
als gerichtlich beſtellten Sequeſter herauszugeben. 

Zu prüfen iſt zunächſt, ob ein Anſpruch des Antragſtellers M. gegen den 
Antragsgegner glaubhaft gemacht iſt, zu deſſen Sicherung die getroffene 
Anordnung geboten wäre. Dieſer Anſpruch muß ein ſolcher auf eine Indi⸗ 
vidualleiſtung ſein; denn nur für ſolche Anſprüche — nicht für Geldanſprüche — 
iſt das Sicherungsmittel der einſtweil. Verfügung gegeben (vgl. Gaupp⸗Stein 
Vorbem. II u. V vor 8 916 ZPO.). Nach der Darſtellung des Antragſtellers iſt 
ein Anſpruch auf Individualleiſtung gegeben. Er behauptet, daß er gegen 
den Möbelhändler B. eine Kaufpreisforderung für gelieferte Möbel in Höhe 
von 29175,08 / habe, daß B. die gelieferten Möbel an den Antragsgegner 
weitergegeben habe, und daß dieſer lediglich als vorgeſchobene Perſon, um die 
wahre Vermögenslage zu verſchleiern und die Gläubiger des B. zu täuſchen, 
das Möbellager halte und die Möbel verkaufe, während materiell B. Eigen⸗ 
tümer der Möbel geblieben ſei und ein Verkauf der Möbel an den Antrags- 
gegner überhaupt nicht ſtattgefunden habe. Der Antragſteller leitet aus dieſem 
Tatbeſtande den Anſpruch her, daß der Antragsgegner die Zw. Vollſtreckung in 
das nach außen ihm gehörige, materiell aber dem B. zuſtehende Möbellager dulde. 

Dieſen Anſpruch ſtützt der Antragſteller zunächſt auf §§ 31. 7 AnfG. Allein 
dieſe rechtliche Begründung ſcheitert daran, daß es an einem vollſtreckbaren 
Schuldtitel gegen B. i. S. des § 2 AnfG. fehlt. Der Kläger hat gegen B. 
unſtreitig bisher nur einen Arreſtbefehl erwirkt. Dies iſt aber kein Schuld⸗ 
titel, der dem 82 AnfG. genügte. Denn aus dem Zuſammenhalt der 88 2 und 7 
AnfG. iſt zu entnehmen, daß das Anf.-Geje das mit einem vollſtreckbaren 
Schuldtitel ausgeſtattete Befriedigungsrecht des Gläubigers im Wege der 
Zw.⸗Vollſtreckung gegen dritte Perſonen erweitern will. Es muß daher ein 
Schuldtitel vorliegen, der das Recht auf Befriedigung, nicht bloß ein Recht 
auf Sicherung gibt, wie letzteres beim Arreſtbefehl der Fall iſt. Das Anf.⸗Geſetz 
gibt keinen ausreichenden Anhalt dafür, daß es auch erweiterte Möglichkeiten 
der Sicherung für den Gläubiger hätte ſchaffen wollen. Die Nichterwähnung 
der Arreſtbefehle im $ 10 ſpricht ebenfalls gegen die Zuläſſigkeit einer ſolchen 
Erweiterung. Deshalb war — in Übereinſtimmung mit der herrſchenden 
Anſicht — der Anſpruch aus dem Anfechtungsgeſetz zu verſagen; 

vgl. Reichsgericht in JW. 1888, 18; Entſch. 32, 233; Hartmann⸗Meikel AnſG.“ 102; 

Becker im „Recht“ 1911, 284; abweichend Riehl bei Gruchot 53, 183. 
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Dagegen iſt der Anſpruch aus unerlaubter Handlung, nämlich aus 8 826 
BGB., rechtlich begründet. Wie der Tatbeſtand des § 31 AnfG. für ſich allein 
nicht ausreicht, Anſprüche aus 8 826 BGB. zu begründen, ſo können ander⸗ 
ſeits auch ſittenwidrige Gläubigerbenachteiligungen den Tatbeſtand des § 826 
BGB. erfüllen, nämlich dann, wenn zu dem Tatbeſtande des Anf. Geſetzes 
noch weitere unſittliche Momente hinzutreten, namentlich eine bewußte Ver- 
ſchleierung der den Gläubiger ſchädigenden Machenſchaften oder ein bewußtes 
tätiges Zuſammenwirken beider Teile zwecks Täuſchung der Gläubiger (vgl. 
RGentſch. 74, 225: anderſeits 69, 143). In ſolchen Fällen kann der an ſich 
vorliegende Tatbeſtand des §S 826 BGB. nicht um deswillen der ſich aus dieſer 
Geſetzesbeſtimmung ergebenden Folgen entkleidet werden, weil zugleich 
der Tatbeſtand des 83! AnfG. gegeben iſt; es ſtehen alsdann dem Gläubiger 
beide Anſprüche nach ſeiner Wahl zu. 

Was aber den Inhalt des Anſpruchs aus § 826 BGB. angeht, jo wird 
ſich derſelbe gemäß § 249 BGB. durchweg mit dem Inhalt des Anſpruchs 
aus 87 AnfG. decken. Denn, beſtand die unerlaubte ſittenwidrige Schädi— 
gung des Gläubigers darin, daß der Beklagte ſich von dem Schuldner bewußt 
als Vermögensinhaber vorſchieben ließ, obwohl die Sachen in Wahrheit zum 
Vermögen des Schuldners gehörten, ſo muß er den Zuſtand wiederherſtellen, 
der ohne dieſe Schiebung beſtanden hätte, d. h. alſo, er muß die Zw. Voll⸗ 
ſtreckung des Gläubigers in die Sachen dulden, als wenn ſie auch äußerlich 
zum Vermögen des Schuldners gehörten. Dieſer Anſpruch auf Duldung 
der Zw. Vollſtreckung in beſtimmte einzelne Sachen iſt ein Anſpruch auf 
Individualleiſtung, der durch einſtweil. Verfügung geſichert werden kann 
(vgl. auch Gaupp-Stein Anm. II zu 8 935, zu Note 9; RGentſch. 67, 41). 
Dem ſteht nicht entgegen, daß der Gläubiger gegen ſeinen Schuldner, wie im 
vorliegenden Falle, lediglich einen Geldanſpruch hat. Denn nicht dieſer Geld- 
anſpruch iſt dem Gläubiger verloren gegangen, ſondern die Möglichkeit, ſich 
wegen dieſes Geldanſpruchs an beſtimmte Sachen des Schuldners im Wege 
der Zw.⸗Vollſtreckung zu halten, und der dritte Schädiger hat demgemäß 
— entſprechend dem Grundſatz der Naturalherſtellung — dieſe Möglichkeit 
dem Gläubiger wieder zu verſchaffen. 

Daß die tatſächlichen Vorausſetzungen eines ſolchen Anſpruchs aus 
§ 826 BGB. hier vorliegen, iſt ausreichend glaubhaft gemacht. — — — 

Das Geſamtergebnis geht dahin, daß der Antragsgegner eine in Wahr- 
heit nur für B. tätige, nach außen als Geſchäftsinhaber lediglich vorgeſchobene 
Perſon iſt, daß ein Verkauf der Möbel an den Antragsgegner überhaupt nicht 
ſtattgefunden hat, daß vielmehr im beiderſeitigen Einverſtändnis die von 
M. bezogenen Möbel nur deshalb äußerlich an den Antragsgegner weiter⸗ 
gegeben find, damit fie dem Zugriff der Gläubiger, namentlich des M., ent⸗ 
zogen würden und eine Zw.-Vollſtreckung gegen B., der im Jahre 1910 bereits 
den Offenbarungseid geleiſtet hatte, ergebnislos ausfiele. 
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Ein derartiges aktives auf Täuſchung der Gläubiger ausgehendes und 
die wahre Vermögenslage bewußt verſchleierndes Zuſammenwirken ver⸗ 
ſtößt gegen die guten Sitten und iſt mit bewußter Schädigung der Gläubiger 
verbunden. Es ſind daher die tatſächlichen Vorausſetzungen des §S 826 BGB. 
gegeben, ohne daß noch näher darauf eingegangen zu werden braucht, ob 
nicht auch aus 8 823 Abſ. 2 BGB. in Verbindung mit dem zum Schutz der 
Gläubiger beſtimmten Strafgeſetz des 8 2391 KO. ein Erſatzanſpruch zu be⸗ 
gründen wäre. 

Urteil des OLG. zu Kiel (2. Sen.) v. 13. Aug. 1914 i. S. P. w. M. 

Konkurs. U II. 208/14. Mn. 


35. Begriff der Beſtellung zu einer Verrichtung nach $ 831 BGB. 
Vgl. 67 Nr. 153 m. N.; 68 Nr. 205. 
BGB. $ 831. 

Die Klägerin war bei Schneeglätte auf dem Bürgerſteig vor dem un⸗ 
bebauten Grundſtück des Beklagten geſtürzt und hatte den Arm gebrochen. 
Der Beklagte hatte das Grundſtück vom Rentner S. gekauft und übereignet 
erhalten. Der Grundbeſitz des S. liegt ſo geteilt, daß er das Grundſtück des 
Beklagten einſchließt, S. beſorgte daher auch noch das Streuen vor ſeinem 
früheren Grundbeſitz; auch am Unfalltage hatte er es getan. Der Beklagte 
behauptete, S. habe es übernommen gehabt, er habe ihn beſtellt und da er 
in ihm einen fleißigen, gewiſſenhaften Mann gewählt habe, ſei er nicht für 
den Unfall verantwortlich. — Dies wurde für begründet erachtet: 

„Beſtellen iſt im Rahmen des 8831 Abſ. 1 nicht mit beauftragen (88 662 ff.) 
gleichbedeutend; es genügt, wenn jemand mit einer gewiſſen Verrichtung 
betraut wird, einerlei, was für ein Verhältnis zugrunde liegt. Deshalb iſt es 
gleichgültig, ob jemand zu Rechtshandlungen oder nur zu tatſächlichen Hand⸗ 
lungen beſtellt wird, ob es im allgemeinen oder beſonders zu dieſer Verrichtung, 
ob es entgeltlich oder unentgeltlich geſchieht. S. gilt nach $ 831 auch dann 
ſchon als beſtellt, wenn er für den Beklagten geſtreut hat ohne daß zwiſchen 
dieſem und ihm eine rechtliche Abmachung beſtand. Er bleibt es auch, ſelbſt 
wenn er geſagt hat: ich beſorge es mit, aber wenn etwas vorkommt, über⸗ 
nehme ich keine Verantwortung. Wenn er das gejagt hat, jo iſt es nur ge 
ſchehen, um dadurch dem Beklagten zu ſagen, er ſei nicht mehr Beſitzer, hafte 
alſo nicht mehr als ſolcher. Es ändert aber nichts daran, daß er es aus Ge⸗ 
fälligkeit oder als Teil der Leiſtungen aus dem Kaufvertrag übernommen 
und beſorgt hat. 

Die Tätigkeit des Beſtellten braucht auch keineswegs verhältnismäßig 
untergeordnet zu ſein. Auch wer grundſätzlich nach ſeinen eigenen Erwägungen 
zu handeln hat, kann darum doch „beſtellt“ ſein, nämlich zu allen den Hand⸗ 
lungen, die er nach freier Entſchließung in den ihm anvertrauten Wirkungs- 
kreis einreiht, wenn ſie ſich überhaupt inhaltlich darauf beziehen. S. hat für 
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den Beklagten geſtreut; wann er es im einzelnen zu tun hatte, blieb ſeiner 
Entſchließung vorbehalten. Er iſt ein ſehr gewiſſenhafter Mann, der nach 
den Angaben der Zeugen immer gut und reichlich geſtreut hat, „in dem es ſo 
drin ſteckt, daß er gewiſſenhaft ift". Wenn der Beklagte ihn zum Streuen 
gewählt hat, jo hat er die im Verkehr erforderliche Sorgfalt beobachtet (8 831 
Abſ. 1). Eine beſondere Leitung lag ihm nicht ob; bei einem ſolch einfachen 
Geſchäft wie dem Streuen iſt das nicht erforderlich. Sonach iſt der Entlaſtungs⸗ 
beweis nach 8 831 Abſ. 1 geführt.“ 
Urteil des OLG. zu Jena (3. Sen.) v. 2. Jan. 1914. 3 U. 140/13. 
B—l. 


36. Urſächlicher Huſammenhang bei einem durch mehrere Tiere 
verurſachten Schaden. 
BGB. 88 833. 840. 

Der Sohn des Klägers A. fuhr im Dezember 1912 auf einem mit einem 
Pferde beſpannten Trabrennwagen auf der ziemlich ſtark anſteigenden Staats⸗ 
ſtraße von S. nach N. Um dieſelbe Zeit fuhr der Zeuge K. auf der in dieſe 
Staatsſtraße einmündenden Diſtriktsſtraße nach N. Außerhalb der Ortſchaft 
G., wo der Beklagte wohnt, hatte ſich dem Fuhrwerk des K. ein dem Be⸗ 
klagten gehöriger Pudel angeſchloſſen, dieſer lief eine Zeit lang neben dem 
Fuhrwerk her, ſtürmte aber plötzlich links querfeldein auf eine dort weidende, 
einer Frau S. gehörigen Schafherde zu. Der mit der Beaufſichtigung der 
Schafe betraute Schäfer hatte ſich mit dem Schäferhunde vorübergehend 
von der Herde entfernt, um ſich Schnupftabak zu kaufen. Die Schafe wurden 
durch den auf ſie einſtürmenden Pudel ſcheu gemacht, liefen — eine Strecke 
weit vom Hunde verfolgt — in wilder Flucht gegen die Staatsſtraße und direkt 
unter den Wagen und unter das Pferd des jungen A. Dieſer hielt das Pferd 
mit aller Kraft feſt, um es am Durchgehen zu hindern, das Pferd ſtieg aber 
an der rechten Straßenböſchung empor und ſtürzte herunter; dabei riß es den 
Wagen um, der junge A. wurde vom Wagen geſchleudert, erlitt aber nur 
unbedeutende Verletzungen; auch die Verletzungen des Pferdes waren nicht 
erheblich, dagegen wurde der Wagen, den der Kläger etwa vier Jahre vorher 
um 800 % gekauft hatte und der inzwiſchen nur wenig benutzt worden war, 
derart beſchädigt, daß er nicht mehr in gebrauchsfähigen Zuſtand verſetzt werden 
konnte. — Das LG. verurteilte den Beklagten entſprechend dem Klagantrage 
zur Bezahlung von 800 KH. Der Beklagte machte in 2. Inſtanz geltend, daß 
durch das Verſchulden des Schäfers, der ſeine Schafe im Stiche gelaſſen, 
oder durch das Verſchulden des Schafhalters, der eine ungeeignete Perſön⸗ 
lichkeit mit der Beaufſichtigung der Schafe betraut habe, der Kauſalzuſammen— 
hang zwiſchen dem Verhalten des Hundes und dem eingetretenen Schaden 
unterbrochen worden ſei, dem Beklagten auch die Beſtimmung des 8 833 
Satz 2 BGB. zur Seite ſtehe und daß er höchſtenfalls nur für ein Drittel des 
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Schadens verantwortlich gemacht werden könne, wenn der Schaden durch 
das Zuſammenwirken des Hundes, der Schafe und des Pferdes verurſacht 
worden ſei. Die Berufung wurde zurückgewieſen. Aus den Gründen: 

„Bei der Würdigung des feſtgeſtellten Sachverhalts ergibt ſich vor allem, 
daß der Schaden, für den Erſatz begehrt wird, auf das Zuſammenwirken mehrerer 
Tiere zurückzuführen iſt. In ſolchen Fällen ſind folgende Möglichkeiten zu 
unterſcheiden. Hat ein Tier auf den Körper oder die Sinne eines andern Tieres 
mit einer Gewalt eingewirkt, der Tiere der betreffenden Art nach phyſio⸗ 
logiſchen Geſetzen nicht widerſtehen können, ſo hat das Verhalten des andern 
Tieres als ſelbſtändiges Mittelglied aus der Kauſalreihe auszuſcheiden (RGeEntſch. 
54, 73; 61, 316; Gruchot 50, 973). Hat ein Tier zwar den äußeren Anlaß 
zu dem ſchadenbringenden Tun eines andern Tiers gegeben, war aber jener 
äußere Anlaß ſo ſchwach, daß nach dem gewöhnlichen Verlauf der Dinge 
eine derartige Wirkung auf das andre Tier nicht zu erwarten war, ſo iſt die 
Kauſalität des Verhaltens des erſten Tieres zu verneinen (OL GRſpr. 9, 43; 
Gruchot a. a. O.). Hat aber das eine Tier auf den Inſtinkt des andern Tiers 
zwar nicht in überwältigender Weiſe, aber doch derart eingewirkt, daß nach 
dem gewöhnlichen Verlauf der Dinge unter Berückſichtigung der Natur der 
in Betracht kommenden Tiergattungen mit einer gewiſſen Wahrſcheinlichkeit 
ein beſtimmtes ſchadenbringendes Verhalten des andern Tieres erwartet 
werden konnte, dann kann das Verhalten beider Tiere als Urſache des Schadens 
erachtet werden (RGEntſch. 60, 69; Gruchot a. a. O.). Iſt nun ein Schaden 
durch das Verhalten mehrerer Tiere im Rechtsſinn verurſacht worden, ſo 
haften nach der herrſchenden Meinung die mehreren Tierhalter — vorbehalt— 
lich der Beſtimmung in 8 833 Satz 2 BGB. — gemäß der 88 830. 840. 426 BGB. 
für den Schaden als Geſamtſchuldner, wobei aber im Verhältnis der Tierhalter 
untereinander eine Ausgleichung gemäß dem $ 426 BGB. einzutreten hat 
(RGeEntſch. 60, 315; OL GRſpr. 14, 45). Iſt der Beſchädigte ſelbſt Halter 
eines der Tiere, deren Verhalten als kauſal im Rechtsſinne zu erachten iſt, 
jo kann ihm gegenüber der 8 254 BGB. zur Anwendung kommen. 

Im gegebenen Fall iſt das Einſtürmen des Hundes auf die Schafe, ſo— 
fern man nicht im Hinblick auf die Natur der Schafe unwiderſtehliche Ge⸗ 
walt annehmen will, doch mindeſtens als eine derart ſtarke Einwirkung auf 
die Sinne der Schafe zu erachten, daß ſie mit größter Wahrſcheinlichkeit die 
blinde Flucht der Schafe zur Folge haben mußte. Das Verhalten des Hundes 
war ſohin unmittelbar für die Bewegung der Schafe und mittelbar für die 
durch dieſe ausgelöſten weiteren Ereigniſſe kauſal. Das Verhalten der Schafe 
aber, die von der linken Seite her in wilder Flucht unter den Leib des Pferdes 
liefen, mußten beim Pferde, das durch den Lenker ſtreng gehalten wurde 
und deshalb ſich nur nach links und rechts bewegen konnte, mit Naturnot- 
wendigkeit den Sprung auf die rechte Straßenböſchung bewirken; es liegt 
hier nach der Überzeugung des Gerichts, wenn nicht ein rein mechaniſches 
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Hinüberdrängen, jo doch mindeſtens eine vom Willen des Tieres unabhängige 
Reflexbewegung vor. Hiernach hat das Verhalten des Pferdes als ſelbſtändige, 
rechtlich bedeutſame Urſache auszuſcheiden. Ein Verſchulden des Klägers 
oder ſeines mit der Lenkung des Fuhrwerks betrauten Sohnes iſt in der Ber. 
Inſtanz nicht mehr behauptet worden und jedenfalls nicht erwieſen. Es kann 
ſohin von einer teilweiſen Abwälzung des Schadens auf den Kläger ſelbſt 
auf Grund des 8 254 BGB. keine Rede fein. Die Frage, ob fein Pferd nur 
Luxuszwecken oder auch geſchäftlichen Zwecken gedient habe, bedarf bei dieſer 
Sachlage keiner Erörterung. 

Eine Unterbrechung des Kauſalzuſammenhanges zwiſchen dem Verhalten 
des Hundes und dem Eintritt des Schadens liegt nicht vor. Daß die einmal 
aufgeſchreckten Schafe ohne Rückſicht auf weitere Verfolgung eine weite 
Strecke flohen, liegt angeſichts der Natur der Schafe durchaus im Rahmen 
des adäquaten Kauſalzuſammenhanges. Aber auch ein etwaiges Verſchulden 
des Schäfers oder des Schafhalters hätte den Kauſalzuſammenhang nicht 
unterbrochen; es könnte nur als Miturſache in Betracht kommen und eine 
Mithaftung begründen, auf die ſich aber der Beklagte im gegenwärtigen 
Prozeſſe nicht berufen könnte. Der vom Kläger in Anſpruch genommene 
Beklagte hat als Halter des für den Schaden zweifellos kauſalen Hundes 
nach den oben entwickelten Grundſätzen — vorbehaltlich der Beſtimmung 
in 8833 Satz 2 BGB. — für den ganzen Schaden aufzukommen und kann 
einen ihm etwa zuſtehenden Ausgleichanſpruch gegen den Schafhalter nur 
in einem beſonderen Rechtsſtreit geltend machen. 

Doch auch die Beſtimmung im § 833 Satz 2 BGB. vermag den Beklagten 
nicht zu entlaſten. Es iſt außerordentlich zweifelhaft, ob der Hund nach den 
eigenen Angaben des Beklagten als Wachehund in Betracht kommen kann. 
Jedenfalls iſt aber das Ber.⸗Gericht — entgegen der Annahme des 1. Richters 
— der Überzeugung, daß der Beklagte ſeine Aufſichtspflicht verletzt hat. Er 
wußte zweifellos ebenſo gut wie die dem Hunde ganz fernſtehenden Zeugen 
K. und B., daß ſein Hund zum Revieren neigt und zuweilen auch, wenn 
auch vielleicht ohne bösartige Motive, auf Tiere losfährt, und hätte deshalb 
ſorgen müſſen, daß der Hund im Anweſen zurückgehalten wird. 

Die Höhe des geltend gemachten u iſt durch die glaubwürdigen 
Angaben der Zeugen erwieſen. — — — 


Urteil des OLG. München (1. Sen.) v. 13. Juli 1914 i. S. A. w. G. 
L. 252/1914. F. 
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37. Haftung der Straßenbahn für die Verletzung eines Fahrgaſtes 
beim Aufſteigen durch ein andres Fuhrwerk;* höhere Gewalt ?** 
| eigenes Derfchulden? 
„Vgl. 66 Nr. 188 m. N. — Vgl. 60 Nr. 170 m. N., 190. 

er Haftpfl®. $ 1; BGB. 8 254. 

Die Klägerin wurde am 6. März 1913, als fie an einer Halteſtelle einen 
Straßenbahnwagen der verklagten Straßenbahngeſellſchaft beſteigen wollte, 
von einem vorüberfahrenden Möbelwagen gegen den Straßenbahnwagen 
gedrückt und ſchwer verletzt. Sie klagte gegen den Herrn des Möbelwagens 
und gegen die Beklagte auf Schadenerſatz. Die Klage gegen die Beklagte 
wurde in 1. Inſtanz abgewieſen; in 2. Inſtanz wurde die Beklagte verurteilt, 
der Klägerin im Rahmen des Haftpflichtgeſetzes den Schaden aus dem Un— 
fall zu erſetzen. Die Reviſion der Beklagten blieb ohne Erfolg. — Gründe 
des Rev.⸗Urteils: 

„Nach der Feſtſtellung des Ber.-Gerichts war die Klägerin bereits an 
den Straßenbahnwagen herangetreten und hatte zum Aufſteigen die Stange 
des Hinterperrons mit der linken Hand erfaßt. Zwei Perſonen waren ſchon 
vor ihr aufgeſtiegen. Nach dieſen kam ihr ein von rechts herkommender Herr 
beim Einſteigen zuvor. In demſelben Augenblick kam in leichtem Trab von 
hinten her ein Möbelwagen angefahren und erfaßte die Klägerin mit der 
Seitenwand, ſo daß ſie in der Mitte des Triebwagens eingeklemmt wurde. 

Das Ber.⸗Gericht nimmt einen Betriebsunfall im Sinne des 81 HaftpflG. 
an, weil er nicht nur örtlich und zeitlich mit dem Straßenbahnbetrieb zuſammen— 
hange, ſondern auch die mit dieſem Betrieb verbundenen beſonderen Umſtände, 
die Schienenanlage auf dem Fahrdamm, an die die Straßenbahn gebunden ſei, 
die Eile beim Ein⸗ und Ausſteigen, die ihr Betrieb erfordere, das Gedränge, 
das ſich dabei regelmäßig entwickle und auch hier entwickelt habe, bei der Ent- 
ſtehung des Unfalls mitgewirkt hätten, wenn dieſer auch in erſter Reihe auf 
das Verſchulden des Kutſchers des Möbelwagens zurückzuführen ſei. 

Die Reviſion beſtreitet, daß ein Betriebsunfall vorliege. Der Unfall 
hätte der Klägerin ebenſo widerfahren können, wenn ſie neben einem andern 
Fahrzeug oder einem Hauſe geſtanden hätte. Im vorliegenden Falle hätte das 
Ein- und Ausſteigen keine Eile erfordert. Auch bei andern Gefährten komme 
es vor, daß jemand, um ſich ihm zu nähern, die Straße kreuzen müſſe; dies ſei 
alſo nichts der Straßenbahn Eigentümliches. Das Ber.-Gericht habe ferner 
nicht unterſucht, ob keine höhere Gewalt gegeben ſei. Der Unfall ſei durch ein 
von außen her wirkendes Ereignis verurſacht, das bei der Sachlage nicht abge⸗ 
wendet werden konnte. Beklagte habe auch eingewendet, die Klägerin hätte ſich 
rechtzeitig in Sicherheit bringen können und müſſen. So gut wie der Straßen⸗ 
bahnſchaffner den Möbelwagen kommen ſah, ſei das auch der Klägerin möglich ge⸗ 
weſen. Sie hätte dann bloß auf die Inſel zurückzutreten brauchen, was auch den 
Ausſteigenden gelungen ſei. — Dieſe Angriffe können keinen Erfolg haben. 
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1. Nach der Rechtſprechung des Reichsgerichts gehört das Ein- und Aus⸗ 
ſteigen zum Eiſenbahn⸗ und Straßenbahnbetrieb im engeren Sinn, näm⸗ 
lich zur Beförderungstätigkeit, die mit dem Einſteigen beginnt und mit dem 
Ausſteigen endigt. Da ferner ein Straßenbahnwagen damit, daß er an einer 
Halteſtelle zum Abſetzen und Aufnehmen von Fahrgäſten hält, nicht außer 
Betrieb geſetzt wird, ſo ſteht die Verletzung der Klägerin nicht bloß in einem 
zeitlichen und örtlichen, ſondern auch in einem inneren Zuſammenhang mit 
dem Straßenbahnbetrieb, ſo daß es keines Hinzutretens einer dieſem Betrieb 
eigentümlichen Gefahr bedurfte, um den Unfall als einen Betriebsunfall 
gemäß § 1 HaftpflG. erſcheinen zu laſſen. Der Umſtand, daß die Klägerin 
noch nicht das Trittbrett beſtiegen, ſondern erſt die Perronſtange ergriffen 
hatte, iſt ohne Belang, da ſie jedenfalls im Einſteigen begriffen war. Übrigens 
fehlte es hier nicht an Gefahren, die dem Straßenbahnbetrieb eigentümlich 
find. Zutreffend weiſt das Ber.⸗Gericht darauf hin, daß die Gleiſe der Straßen- 
bahn auf dem Fahrdamm liegen, ſo daß der Fahrgaſt den Straßenverkehr 
kreuzen muß, um zu dem Wagen zu gelangen; daß die Wagen an die Schienen 
gebunden ſind und deshalb einem andern Fahrzeug nicht ausweichen können; 
daß der Betrieb der Straßenbahn Eile beim Ein- und Ausſteigen erfordert, 
die entgegen der Meinung der Reviſion im gegenwärtigen Fall wegen des 
Nahens des Möbelwagens ganz beſonders nötig war; und daß in der Regel 
beim Ein- und Ausſteigen ein Gedränge entſteht, das für die Ein- und Aus⸗ 
ſteigenden wegen der vorüberfahrenden Gefährte unheilvoll werden kann. 
Bilden dieſe Verhältniſſe Gefahren, die dem Straßenbahnbetrieb eigentüm⸗ 
lich find, fo kommt es nicht darauf an, daß fie nicht ausſchließlich dieſem Be- 
trieb eigentümlich ſind, ſondern ſich auch einzeln bei einem andern Betrieb 
einſtellen können. Übrigens ſind die Beiſpiele der Reviſion unglücklich ge⸗ 
wählt, da eine Droſchke oder ein Kraftwagen dem Möbelwagen hätte aus- 
weichen können, und dieſer, wenn die Klägerin an einem Hauſe geſtanden 
hätte, ſie wegen des Bürgerſteigs nicht angefahren haben würde. 

2. Höhere Gewalt iſt nach der Rechtſprechung des Reichsgerichts dann 
ausgeſchloſſen, wenn es ſich um Ereigniſſe handelt, die mit der Natur des 
Betriebs unvermeidlich verbunden ſind und mit einer gewiſſen Häufigkeit 
wiederkehren, die daher von dem Unternehmer von vornherein in Ausſicht 
genommen und in Rechnung gezogen werden müſſen. Dazu zählen Zuſammen⸗ 
ſtöße zwiſchen den Straßenbahnwagen, die mitten im Straßenverkehr mit 
erheblicher Schnelligkeit fahren und an feſte Schienen gebunden ſind, mit 
andern Fahrzeugen, und ebenſo eine gefährliche Annäherung der beiden. 

3. Für ein eigenes Verſchulden der Klägerin mangelt es an einer Feſt— 
ſtellung des Ber.⸗Gerichts und an genügenden Behauptungen der Beklagten. 
Wenn die Klägerin den Möbelwagen herankommen ſah, ſo konnte ſie noch 
nicht erwarten, daß er ohne Rückſicht auf die Ein- und Ausſteigenden weiter 
und ſo dicht an der Straßenbahn vorüberfahren werde, daß die am Trittbrett 
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ſtehenden Fahrgäſte mitgeriſſen würden. Es kann auch den Einſteigenden 
nicht zugemutet werden, daß ſie, weil ſie möglicherweiſe durch herankommende 
Fahrzeuge gefährdet werden, auf die Inſel oder den Bürgerſteig zurücktreten 
und die Straßenbahn davon fahren laſſen. Sie dürfen vielmehr darauf rechnen, 
daß die Fahrzeuge, bis das Einſteigen fertig iſt, halten oder ihre Fahrtrichtung 
ſo einſchlagen, daß die Fahrgäſte nicht beſchädigt werden. 

Daß Ausgeſtiegene die Inſel noch erreichten, oder daß der Schaffner 
Ausſteigende zurückhielt, damit ſie nicht in den Möbelwagen hineinliefen, 
den ſie vom Wagen aus nicht bemerkt hatten, iſt dafür, daß die Klägerin ein 
Verſchulden treffe, ohne jede Bedeutung. 

Die Reviſion war demgemäß auf Koſten der Rev.⸗Klägerin zurückzu⸗ 
weiſen.“ 

Urteil des Reichsgerichts (6. Ser 
H. 


) v. 15. Juni 1914 in der preuß. Sache 
B.⸗Ch. StrBGeſ. (Bkl.) w K 


en. 
(KG. Berlin). VI. 150/14. 
38. Über das Eigentumsrecht an einer durch Überbau und ſpäteren 
Anbau entſtandenen gemeinſchaftlichen Hausmauer, 
Vgl. 66 Nr. 189 m. N.; 67 Nr. 204. 
BGB. $$ 912. 922. 95. 

Wird ein Neubau derart aufgeführt, daß eine Giebelmauer halbſcheidig 
auf die Grenze gegen das Nachbargrundſtück zu ſtehen kommt, dann hat nach 
§ 912 BB. der Nachbar den Überbau zu dulden, ſofern dem Erbauer nicht 
Vorſatz oder grobe Fahrläſſigkeit zur Laſt fällt. Das muß auch dann gelten, 
wenn der Nachbar ſeine Zuſtimmung erteilt hat; denn auch hier fällt dem Er— 
bauer nichts zur Laſt, weder Vorſatz noch grobe Fahrläſſigkeit, weder dem 
Nachbar noch ſonſt jemand gegenüber. Ob der Nachbar zuſtimmen oder 
widerſprechen will, hängt ausſchließlich von ſeinem Willen ab. Er kann ſich 
ſchon im voraus erklären, er kann ſeine Zuſtimmung von Gegenleiſtungen 
abhängig machen und es ſteht nichts im Wege, daß er ſie unter Verzicht auf 
die in § 912 Abſ. 2 BGB. vorgeſehene Rentenentſchädigung an eine ander- 
weitige Bedingung knüpft, z. B. an die Bedingung, daß er ſpäter gegen Ab- 
löſung der Mauerhälfte, d. h. gegen Erſtattung der halben Herſtellungskoſten 
anbauen darf. Dieſe Bedingung kommt allerdings einer Verlängerung der 
dem Eigentümer des Nachbargrundſtücks in 8 912 Abſ. 1 BGB. eingeräumten 
Widerſpruchsfriſt gleich, doch beſtehen gegen eine ſolche vertragmäßige Ver⸗ 
längerung der ohnehin nach den Umſtänden zu bemeſſenden Widerſpruchs⸗ 
friſt keine Bedenken. Die Bedingung kann auch ſtillſchweigend vereinbart 
werden; wenigſtens in München, wo nach altem Herkommen allenthalben 
in dieſer Weiſe und in dieſem Sinne gebaut wird, und die Erlaubnis zur Er⸗ 
richtung einer „Kommunmauer“ dieſe Bedingung nach der Verkehrsauffaſſung 
begrifflich in ſich ſchließt. 
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Daß der im Einverſtändnis mit dem Nachbar handelnde Erbauer der 
Kommunmauer mit Rückſicht auf die ihm erteilte nachbarliche Erlaubnis in 
Ausübung eines „Rechts“ im Sinne des 8 95 Abſ. 1 Satz 2 BGB. handelt, 
wird anzunehmen ſein, doch braucht die Entſcheidung auf dieſen Punkt nicht 
abgeſtellt zu werden. 

Die nach § 912 BGB. eintretenden rechtlichen Wirkungen find eigen⸗ 
artiger Natur. Der Nachbar wird kraft Geſetzes in der freien Verfügung über 
ſein Eigentum beſchränkt und er kann ſein Eigentum im Falle der Weiter⸗ 
veräußerung nur mit dieſer Beſchränkung belaſtet auf andre übertragen. 
Die 88 94. 946 BGB. verlieren auf die Dauer des durch den Überbau geſchaffe⸗ 
nen Zuſtandes ihre Wirkſamkeit und der Überbau verbleibt nicht bloß nach dem 
Wortlaut des § 912 BGB., weil man nur einen fremden Überbau dulden 
kann, ſondern nach §§ 93. 946 BGB. als weſentlicher Beſtandteil des Erſtbau⸗ 
grundſtücks dem Eigentümer des letzteren, von dem es bei Weiterveräußerung 
oder zwangweiſer Verſteigerung des Grundſtücks als weſentlicher Beſtandteil 
desſelben notwendig auf den Rechtsnachfolger übergeht. 

An den fremden Überbau, den er nach jeder Richtung zu dulden hat, 
darf der Eigentümer des Nachbargrundſtücks vor Erfüllung der erwähnten 
Bedingung nicht anbauen, weil darin eine Einwirkung auf den fremden Über— 
bau im Sinne der SI 903. 1004 BGB. zu erblicken wäre. Der Eigentümer 
des Erſtbaugrundſtücks hat Anſpruch darauf, durch Erlaſſung einer einſtweil. 
Verfügung dagegen geſchützt zu werden. Wird aber die Bedingung erfüllt 
und gegen Bezahlung der Ablöſungsſumme angebaut, dann wird der Eigen⸗ 
tümer des Nachbargrundſtücks auch Eigentümer des bisherigen Überbaus, 
nicht durch Vertrag, nicht durch Übertragung, ſondern durch die Gewalt der 
Tatſachen oder richtiger durch Beſeitigung der Tatſachen, die ſeinerzeit die 
94. 946 BGB. außer Wirkſamkeit geſetzt und dadurch ein jo eigenartiges 
Rechtsverhältnis geſchaffen hatten. 

Durch den berechtigten Anbau an die Kommunmauer wird die Sachlage 
völlig geändert. Es ſind jetzt zwei Gebäude vorhanden. Die Rommunmauer 
iſt ganz gleichmäßig mit der vorderen und der hinteren Grundmauer ſowohl 
des einen wie des anderen Gebäudes feſt zuſammengefügt und ſie hilft in gleicher 
Weiſe die Balkenlager der beiden Gebäude tragen. Es hieße den tatſächlichen 
Verhältniſſen Gewalt antun, wenn man jetzt noch die auf das Nachbargrund⸗ 
ſtück gebaute Mauerhälfte, die jetzt in erſter Linie den Intereſſen dieſes Grund⸗ 
ſtücks dient, als weſentlichen Beſtandteil des Erſtbaugrundſtücks bezeichnen 
wollte. Vielmehr iſt die Mauerhälfte von nun an als weſentlicher Beſtandteil 
des Nachbargrundſtücks zu betrachten. Dazu zwingt der tatſächliche Zuſtand, 
und dem ſteht nichts entgegen, insbeſondere nicht der Wille der beteiligten 
Grundſtückseigentümer, die höchſtens den Verzicht des Eigentümers des Erſt⸗ 
baugrundſtücks auf ſeinen bisherigen Duldungsanſpruch zu erklären und ent— 
gegenzunehmen, im übrigen aber nichts zu vereinbaren, ſondern lediglich den 
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ausdrücklichen Ausſpruch, daß dieſes Recht nicht auf die Erben übergehe, für 
notwendig erachtet und anderſeits in § 1502 Abſ. 2 für den dort vorgeſehenen 
Fall den Eintritt des dem verſtorbenen Gatten nach § 1477 Abſ. 2 zuſtehenden 
Übernahmerecht3 für die anteilsberechtigten Abkömmlinge anerkannt hat. — — 


Urteil des Reichsgerichts (4. Sen.) v. 2. März 1914 in der hanſeat. 
Sache C. u. Gen. (Bkl.) w. K. u. Gen. (OLG. Hamburg). IV. 635/13. 
Auch RGeEntſch. 85 Nr. 1 S. 1. 


40. Der Mann in Errungenſchaftsgemeinſchaft darf ein erworbenes 
Grundſtück für ſich und ſeine Frau als Geſamtgut eintragen laſſen. 
Vgl. 69 Nr. 247 m. N. 

BGB. $$ 1519. 1438. 1444; GBO. 88 22. 29. 

Käufer und Verkäufer hatten die Eintragung der Eigentumsänderung 
in das Grundbuch beantragt, und zwar dahin, daß das verkaufte Grundſtück 
fortan Geſamtgut des Käufers und ſeiner mit ihm in Errungenſchaftsgemein⸗ 
ſchaft lebenden Ehefrau ſei. Das Grundbuchamt hatte den Antrag abgelehnt, 
weil die Zuſtimmung der Ehefrau zu dem Erwerbe fehle. Beſchwerde beim 
Landgericht hatte keinen Erfolg. Die weitere Beſchwerde wurde vom OLG. 
Darmſtadt gemäß 879 GBO. dem Reichsgericht vorgelegt, weil das Ober⸗ 
landesgericht von der Entſcheidung des Bayer. Oberſten Landesgerichts in 
O ᷣLGRſpr. 27, 201 (auch RIA. 13, 160 und SeuffA. 69 Nr. 247) abweichen 
wollte, worin angenommen iſt, daß der Mann zu ſolchem Antrage als ſtill⸗ 
ſchweigend von der Frau bevollmächtigt angeſehen werden müſſe. — Im übrigen 
aus dem der Auffaſſung des Oberſten LG. beitretenden Beſchluß des Reichs⸗ 
gerichts: 

„— — — Nach § 1519 BGB. wird gemeinſchaftliches Vermögen beider 
Ehegatten (Geſamtgut), was der Mann oder die Frau während der Errungen⸗ 
ſchaftsgemeinſchaft erwirbt. Dabei werden nach 88 1519 Abſ. 2 und 1438 
Abſ. 2 die einzelnen Gegenſtände gemeinſchaftlich, ohne daß es einer Über- 
tragung durch Rechtsgeſchäft bedarf. Hiernach kann, wie der Senat bereits 
in dem Beſchluſſe v. 21. Januar 1914 (RGeEntſch. 84, 71) dargelegt hat, der 
Mann unter ſeinem Namen ſelbſtändig, und zwar ohne Zuſtimmung der 
Frau mit Wirkung für das Geſamtgut handeln. Der Erwerb vollzieht ſich 
dann zunächſt in der Perſon des Mannes, aber das Eigentum wandelt ſich in 
dem Augenblick, wo es für den Mann entſteht, unmittelbar kraft Geſetzes in 
gütergemeinſchaftliches Geſamteigentum um. Im vorliegenden Fall gehörte 
bereits zum Geſamtgut der durch den Kaufvertrag begründete Anſpruch auf 
Auflaſſung, ſo daß nur noch das dingliche Erfüllungsgeſchäft, die Auflaſſung 
ſelbſt, ausſtand. Erfolgte ſie entſprechend dem Kaufvertrage auf den Namen 
beider Eheleute, ſo blieb das Grundbuch richtig. Für eine Grundbuchberichti⸗ 


gung war dann kein Raum, und daraus folgt, daß auf einen 5 wie den 
Seufferts Archiv 70. 3. Folge Bd. 15 Heft 2. 
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vorliegenden die Vorſchriften der 88 22 GBO. und 1438 Abſ. 3 BGB. keine 
Anwendung finden können. Der 822 GBO. verlangt, daß der, deſſen Recht 
davon betroffen wird, der Berichtigung des Grundbuchs zuſtimmt, und auch 
§ 1438 Abſ. 3 BGB. betrifft nur die Grundbuchberichtigung, nämlich den 
Fall, daß ein Recht, das in das Grundbuch eingetragen werden kann, gemein- 
ſchaftlich ‚wird‘. Aus dieſer Beſtimmung möchte vielleicht, was hier übrigens 
dahingeſtellt bleiben kann, zu folgern ſein, daß es der Zuſtimmung der Frau 
bedürfe, wenn der zunächſt für den Mann gebuchte Erwerb nachträglich in Be— 
richtigung des Grundbuchs als Geſamtgut eingetragen werden ſoll; dagegen 
geht es nicht an, jenen Vorſchriften im Wege der entſprechenden Geſetzes— 
auslegung über die Fälle der Grundbuchberichtigung hinaus ein erweitertes 
Anwendungsgebiet zu geben. 

Beantragt der Ehemann, das für ihn noch nicht gebuchte Eigentum ſo— 
gleich für beide Eheleute als Geſamtgut einzutragen, jo entſpricht dieſer An- 
trag, ohne daß eine Grundbuchberichtigung in Frage kommt, der Rechtslage. 
Die Frau iſt garnicht in der Lage, den Rechtserwerb für ſich abzulehnen; 
ihre Zuſtimmung zu der Eintragung könnte daher ſachlich kaum mehr als eine 
bloße Form ſein. Der Verkehr würde unnötig erſchwert, ohne daß dem Inter— 
eſſe der Frau gedient wäre. Es iſt nicht einzuſehen, was den Geſetzgeber be— 
ſtimmt haben könnte, dennoch für den grundbuchlichen Verkehr die Zuſtimmung 
der Frau zu erfordern. Das Geſetz macht es dem Manne mit dem in ſeine 
Hand gelegten Verwaltungsrecht zugleich zur Pflicht, im Intereſſe der Frau 
das Geſamtgut zu erhalten und zu ſichern, und gerade dieſem Zweck dient die 
Eintragung im Grundbuch. 

Sodann aber und vor allem kommen die Vorſchriften der 88 1444 ff. 
BGB. in Betracht. Hiernach verlangt das Geſetz da, wo es für die dinglichen 
Erfüllungsgeſchäfte der Einwilligung der Frau bedarf, überall auch deren 
Einwilligung zur Eingehung der Verpflichtung zu einer ſolchen Verfügung. 
Dem Geſetze müßte der Vorwurf der Unſtimmigkeit gemacht werden, wenn 
es umgekehrt die Einwilligung der Frau zwar nicht zu den obligatoriſchen 
Erwerbsgeſchäften, wohl aber zu grundbuchlichen Erklärungen verlangen würde, 
die nichts andres bezwecken, als den dinglichen Vollzug der mit Rechtswirkung. 
für das Geſamtgut eingegangenen Geſchäfte formell zum Abſchluſſe zu bringen. 

Hiernach war dem Beſchluſſe des Bayer. Oberſten Landesgerichts zuzu— 
ſtimmen, und zwar ohne daß es des Eingehens auf die Frage bedurfte, ob 
in Fällen der vorliegenden Art der Mann als von der Frau ſtillſchweigend 
bevollmächtigt anzuſehen ſei.“ 

Beſchluß des Reichsgerichts (5. Sen.) v. 24. Januar 1914 in der 

St.ſchen Grdb Sache. V. B. 1/14. Auch in RGéEntſch. 84 Nr. 59 S. 326. 
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41. Bemeſſung des Ausſteue ranſpruchs. 
Vgl. 7 Nr. 60. 
BGB. 8 1620. 

Der Kläger P., der ſich am 28. Jan. 1907 mit der minderjährigen Tochter 
des Sch. verheiratet hatte, ließ am 22. Jan. 1908 gegen ſeinen Schwieger⸗ 
vater Klage auf Gewährung einer Ausſteuer im Werte von 2000 / erheben. 
Die Klage wurde, ohne daß über ſie verhandelt war, am 13. Jan. 1911 zu⸗ 
rückgenommen, weil ſie durch Ruhenlaſſen des Rechtsſtreits nach §§ 1623. 
211 BGB. verjährt war. Nun verklagte P. ſeinen damaligen prozeßvoll⸗ 
mächtigen Anwalt auf Schadenerſatz in Höhe von 2000 , ſpäter ermäßigt 
auf 1600 /, mit der Begründung, daß er ohne deſſen Verſchulden mit ſeinem 
Anſpruch gegen Sch. in dieſer Höhe durchgedrungen ſein würde. — In 1. In⸗ 
ſtanz wurden dem Kläger 750 /, in 2. Inſtanz nur 300 als Entſchädigung 
zugeſprochen. Aus den Gründen des Ber. Urteils: 

„Der Beklagte hat, wie er ſelbſt zugibt, ſchuldhafter Weiſe die Verjährung 
des Ausſteueranſpruchs der nunmehrigen Ehefrau des Klägers herbeigeführt 
und iſt deshalb zum Erſatze des hieraus entſtandenen Schadens verpflichtet 
(88 276. 611. 675. 249. 251 BGB.). Der Kauſalzuſammenhang zwiſchen 
dieſem Verſchulden des Beklagten und dem behaupteten Schaden iſt nur dann 
vorhanden, wenn der Rechtsſtreit mit dem Vater der Frau des Klägers bei 
ordnunggemäßer Erledigung zu einem obſiegenden Urteil für den Kläger und 
deſſen Ehefrau geführt haben würde. Die Entſcheidung des gegenwärtigen 
Rechtsſtreits erfordert deshalb die fehlende Sachentſcheidung des Vorprozeſſes, 
wobei nach allgemeinen Erfahrungsgrundſätzen angenommen werden darf 
und muß, daß der Verlauf und die Entſcheidung des Vorprozeſſes die gleichen 
wie die des nunmehrigen Rechtsſtreits geweſen wären, um ſo mehr, als der 
Kläger diesbezügliche gegenteilige Sachbehauptungen nicht aufgeſtellt hat.“ 

Bei Prüfung der im Vorprozeß und auch jetzt wieder von der ver— 
klagten Seite erhobenen Einwendungen tritt das Ber.-Gericht im übrigen 
der dem Beklagten ungünſtigen Beurteilung des 1. Richters bei. Dann 
wird fortgefahren: 

„Die Verpflichtung des Vaters nach 81620 geht auf Gewährung einer 
„angemejjenen‘ Ausſteuer; deren Umfang richtet ſich nach dem Vermögen 
des Verpflichteten wie auch nach der ſozialen Stellung des zukünftigen Ehe⸗ 
mannes der Tochter. Bei Berückſichtigung dieſer Umſtände erſcheint auch 
dem Ber.⸗Gericht eine Ausſteuer im Werte von 800 ½ im vorliegenden Fall 
an ſich angemeſſen. Dagegen erachtet das Ber.⸗Gericht, daß der Vater Sch. 
zur Zeit der Eheſchließung ohne Gefährdung ſeines ſtandesmäßigen Unterhalts 
bei Berückſichtigung ſeiner ſonſtigen Verpflichtungen nicht imſtande war, 
die Ausſteuer ſeiner Tochter in dieſem Umfange zu gewähren. Sch. hat zu 
der maßgebenden Zeit (Januar 1907) aus ſeinem Anweſen Einkünfte außer 
der freien Wohnung nicht bezogen; ſein Geſchäftseinkommen betrug im Jahre 

hr 


68 41. Ausſteuer. 


1906 etwa 2500 , im Jahre 1907 nur 1600 ; davon mußte er den Unter⸗ 
halt für ſich, ſeine Ehefrau und drei minderjährige Kinder, von welchen eines 
infolge von Krankheit beſonderer Pflege bedurfte, beſtreiten. Dazu kommt, 
daß er zur Aufrechterhaltung ſeines Geſchäfts damals erhebliche Schulden 
machen mußte (rund 9000 ). Wenn er nun auch zu Anfang Januar 1907 
Ausſicht auf einen größeren Geſchäftsauftrag hatte, ſo mußte er doch, um in 
einigermaßen geordneten Vermögensverhältniſſen zu bleiben, vor allem 
damit rechnen und danach trachten, die obigen Schulden nach und nach wieder 
abzahlen zu können. Es konnte ihm nicht zugemutet werden, daß er zur Aus— 
ſteuer ſeiner Tochter noch weitere, wenn auch nur geringere Schulden machte. 
Eine einigermaßen ſichere Ausſicht, in Bälde erheblichere, über ſeinen Haus⸗ 
und Geſchäftsbedarf hinausgehende Mittel zu erwerben, beſtand damals 
für ihn nicht. — — — 

Dagegen wäre die Verweigerung der Ausſteuer inſoweit unberechtigt 
geweſen, als Sch. zur Zeit der Eheſchließung ſeiner Tochter die für dieſe be— 
ſtimmte Ausſteuerverſicherung im Betrage von 500. erhalten hatte. Um 
dieſen Betrag war damals ſein Vermögen erhöht worden: ohne die Eheſchließung 
ſeiner Tochter hätte ihm dieſe Summe nicht zu Gebot geſtanden und er hätte 
bei Aufſtellung ſeines Haushaltungs- und Geſchäftsſtandes mit dieſem Be— 
trage nicht rechnen können. Für die Erfüllung ſeiner ſonſtigen Verpflichtungen 
war dieſe Summe niemals beſtimmt, ſie muß deshalb auch bei Prüfung 
dieſer Verpflichtungen i. S. des 8 1620 BGB. unberüdjichtigt bleiben. 

Hiernach wäre der Erfolg des Vorprozeſſes geweſen, daß der damalige 
Beklagte Sch. zur Bezahlung eines Betrages von 500. ½ verurteilt worden 
wäre. Die notwendige Folge hiervon wäre aber auch eine entſprechende 
Koſtenverteilung geweſen, als welche mit Rückſicht auf die Feſtſetzung der 
Höhe des Klaganſpruchs durch richterliches Ermeſſen zugunſten des Klägers 
die gegenſeitige Aufhebung der Koſten nach 892 ZPO. angenommen werden 
kann. Dieſe Koſten des Klägers hätten im Vorprozeſſe bei der obigen Unter- 
ſtellung ſeines gleichen Verlaufs rund 200 ½ betragen. — — — Demnach 
iſt das Vermögen des Klägers durch die Vertragsverletzung des Beklagten 
lediglich um den Betrag von 300 4 geringer geblieben als bei ordnung⸗ 
mäßiger Durchführung des Rechtsſtreits durch den Beklagten. Der Kläger 
hat deshalb nur einen Schadenerſatzanſpruch in dieſer Höhe gegen den Be— 
klagten. — — —“ 

Urteil des OLG. München (3. Sen.) v. 3. März 1914 i. S. P. w. K. 

L. 939/13. P. 
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42. Die Einzelheiten des Verkehrs geſchiedener Ausländer mit ihren 
Kindern hat das Dormundfchaftsgericht zu regeln. 
Bol. 65 Nr. 191 m. N.; auch 69 Nr. 250. 
BGB. 8 1636; Einf G. Art. 19. 

Die Ehe der Parteien war rechtskräftig geſchieden und die Klägerin für 
den allein ſchuldigen Teil erklärt worden. Der Ehe entſtammt ein am 31. Aug. 
1900 geborener Sohn, der ſich bei ſeinem dauernd in L., innerhalb des Deutſchen 
Reichs, wohnenden Vater befindet, während ſich die Mutter mit ihrem zweiten 
Ehemann z. Z. der Klagerhebung in M. aufhielt. Die Parteien ſind engliſche 
Staatsuntertanen. Die Klägerin wollte mit ihrer Klage den Verkehr zwiſchen 
ſich und ihrem Kinde geregelt wiſſen. Sie beantragte, daß der Beklagte ver⸗ 
urteilt werde, ihr das Kind auf die Dauer von deſſen Minderjährigkeit all⸗ 
jährlich zu beſtimmt bezeichneten Zeiten zu überlaſſen und in näher angegebener 
Weile zuführen zu laſſen. Das CG. erkannte im weſentlichen nach dem 
Klagantrage; in 2. Inſtanz wurde die Klage abgewieſen. Aus den Gründen: 

„Die Vorderrichter ſind mit Recht davon ausgegangen, daß die familien⸗ 
rechtlichen Beziehungen der Parteien zu ihrem Kinde trotz ihrer engliſchen 
Staatsangehörigkeit doch nach den Vorſchriften des deutſchen Bürgerl. Geſetz⸗ 
buchs als dem am Wohnort des Beklagten zur Zeit der Scheidung geltenden 
Recht zu beurteilen ſind, daß demzufolge die Klägerin ungeachtet der Schuld, 
die ſie allein an der Auflöſung ihrer erſten Ehe trifft, doch nach Maßgabe der 
Beſtimmungen in $ 1636 BGB. noch immer zum Verkehr mit dem aus dieſer 
Ehe herrührenden Kinde berechtigt iſt, und daß ſie dieſes Recht im Hinblick 
auf die zwingende Natur der in jener Geſetzesſtelle enthaltenen Anordnungen 
auch weder durch einen von ihr dem Beklagten gegenüber ausgeſprochenen 
Verzicht noch durch einen etwaigen Ehebruch vor der Trennung ihrer erſten 
Ehe verloren hat. Wenn ſich gleichwohl dieſe Entſcheidung nicht aufrecht⸗ 
erhalten läßt, ſo liegt der Grund hierfür in dem falſchen Wege, den die Klägerin 
zur Geltendmachung des von ihr mit der Klage verfolgten Anſpruchs einge⸗ 
ſchlagen hat. Sie will damit nicht etwa eine richterliche Feſtſtellung dahin 
erreichen, daß ihr überhaupt die Befugnis zum Verkehr mit ihrem Sohne 
zuſtehe, verlangt alſo ſelbſt nicht eine Entſcheidung über den eigentlichen Rechts⸗ 
grund, der ihrem Klagegeſuch zum Ausgangspunkt dient, ſondern ihr Verlangen 
geht ausſchließlich dahin, die Einzelheiten ihres Verkehrs mit dem Kinde durch 
einen richterlichen Ausſpruch geregelt zu ſehen. Hierzu aber iſt nicht der 
Prozeßrichter berufen. Es gehört vielmehr die Regelung dieſes Verkehrs nach 
der zwingenden Vorſchrift im 2. Satze des 8 1636 BGB. zur ausſchließlichen 
Zuſtändigkeit des Vorm.⸗Gerichts (RGEntſch. 63, 236; 69, 94). 

Das verkennt an ſich auch das Landgericht nicht. Es ſieht ſich nur zur 
Anwendung jener Zuſtändigkeitsvorſchrift im gegebenen Fall um deswillen 
für behindert, weil dieſe ſchlechterdings bloß für deutſche Staatsuntertanen gelte 
und deshalb verſage, wenn, wie hier, Angehörige eines ausländiſchen Staats 
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als Beteiligte in Frage kämen. Dieſe Anſicht entſpricht zwar den Grundſätzen, 
die das Kammergericht in feinem RIA. 10, 1 ff. abgedruckten Beſchluſſe vom 
15. Okt. 1908 des näheren entwickelt hat. Das Oberlandesgericht vermag in⸗ 
des einer ſolchen Auffaſſung nicht beizutreten. Wenn das deutſche Recht die 
Regelung des Verkehrs zwiſchen geſchiedenen Ehegatten und ihren minder— 
jährigen Kindern im wohlverſtandenen Intereſſe aller Beteiligten grundſätzlich 
dem Vorm.⸗Gericht und — von dem einzigen, hier nicht einſchlagenden Aus- 
nahmefall des § 627 ZPO. abgeſehen — nicht gleichzeitig oder daneben auch 
dem Prozeßgericht zuweiſt, ſo gilt die damit geſchaffene Zuſtändigkeitsvorſchrift 
ſelbſtverſtändlich nicht nur für deutſche Staatsangehörige allein, ſondern 
unterſchiedlos auch für ſolche Ausländer, welche die Hülfe der deutſchen Behörde 
für ihre Angelegenheiten in Anſpruch nehmen wollen. Das iſt bereits in über- 
zeugender Weiſe vom 4. Zivilſenat des Reichsgerichts im Urteil v. 12. Juni 
1913 (Warneyer Jahrb., Erg Bd. 1913, 516 ff.) des näheren ausgeführt worden. 
Dem ſchließt ſich auch das Oberlandesgericht an. Der Prozeßweg erweiſt 
ſich demnach als unzuläſſig, und es ändert hieran auch der Umſtand nichts, 
daß ſich das von der Klägerin vor der Erhebung ihrer jetzigen Klage zunächſt 
angegangene Amtsgericht (Vormundſchaftsabteilung) zu L. bereits durch 
Beſchluß v. 10. Okt. 1912 für ſachlich unzuſtändig erklärt hat. Eine ſolche Ver— 
fügung bindet weder das Prozeßgericht noch kann ſie ihm eine Zuſtändigkeit 
verleihen, die ihm geſetzlicher Beſtimmung zufolge fehlt. Der Klägerin bleibt 
es zudem unbenommen, im Wege des Rechtsmittels oder durch neuen Antrag 
bei dem Vorm. Richter ſelbſt eine im Einklange mit der gegenwärtigen Ent- 


ſcheidung ſtehende, ihr günſtige Entſchließung herbeizuführen. — — —“ 
Urteil des OLG. zu Dresden (7. Sen.) v. 30. Jan. 1914 i. S. P. w. P. 
7 0. 335/13. F—ch. 


43. Die Anmeldung einer Prokura für eine Aktiengeſellſchaft kann 
nicht von einem Prokuriſten erfolgen. 
HGB. 88 53. 232. 

Nach dem Geſellſchaftsvertrage der N. Lebensverſ.-Aktien-Geſellſchaft 
bildeten 2 Direktoren den Vorſtand und konnte die Geſellſchaft durch den erſten 
Direktor oder durch den zweiten Direktor und einen Prokuriſten vertreten 
werden. Am 4. Auguſt 1913 meldeten der zweite Direktor und der Prokuriſt B. 
beim Amtsgericht zur Eintragung in das Handelsgericht an, daß zwei andern 
Perſonen Geſamtprokura erteilt worden ſei. Die Eintragung wurde abge- 
lehnt, Beſchwerden hatten keinen Erfolg. — Aus den Gründen des die weitere 
Beſchwerde zurückweiſenden Beſchluſſes: 

„— — -Nach 853 HGB. iſt die Erteilung der Prokura von dem 
Inhaber des Handelsgeſchäfts zur Eintragung in das Handelsregiſter anzu- 
melden. Bei einer Akt.⸗Geſellſchaft iſt Inhaber des Handelsgeſchäfts die 
Geſellſchaft, dieſe wird vertreten durch den Vorſtand. Ob die Anmeldung 
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eine Verpflichtung der Geſellſchaft iſt oder dem Vorſtande als ſolchem obliegt, 
läßt die Faſſung des 853 offen. Iſt die Anmeldung eine Verpflichtung der 
Geſellſchaft, ſo kann ſie nicht nur durch den Vorſtand allein, ſondern, ſoweit 
die rechtsgeſchäftliche Vertretung der Geſellſchaft nach 8232 HGB. durch 
Prokuriſten möglich iſt, auch durch Prokuriſten erfüllt werden. Iſt die An⸗ 
meldung dagegen eine Pflicht des Vorſtandes als ſolchen, ſo iſt eine Vertretung 
von Vorſtandsmitgliedern durch Prokuriſten ausgeſchloſſen. Die Frage iſt 
im letzteren Sinne zu entſcheiden. Dies folgt nicht nur aus der Organiſation 
der Akt.⸗Geſellſchaft, wonach der Vorſtand die Geſellſchaft repräſentiert, 
ſondern insbeſondere aus den übrigen Beſtimmungen des Handelsgeſetzbuchs 
hinſichtlich der Anmeldungen zum Handelsregiſter bei Akt.⸗Geſellſchaften, 
welche die Anmeldung durch den Vorſtand (88 234. 244. 265. 277 HGB.), teil⸗ 
weiſe durch ſämtliche Vorſtandsmitglieder (88 195. 201. 280. 284. 289. 291. 
HGB.) vorſchreiben. Dazu kommt, daß die Prokura bei der Akt.-Geſellſchaft 
nur vom Vorſtande — allein oder mit Zuſtimmung des Aufſichtsrats (§ 238 
HGB.) — erteilt werden darf; die Anmeldung der Prokura iſt zugleich ein 
Zeugnis ihrer Erteilung und liegt deshalb ſachgemäß demjenigen ob, dem die 
Erteilung zukommt. 

Soweit hiernach die Anmeldung durch den Vorſtand zu bewirken iſt, 
haben ſo viele Vorſtandsmitglieder mitzuwirken, als ſonſt zur Vertretung der 
Geſellſchaft erforderlich ſind; 

Ritter HGB. Anm. 2 zu § 234; Staub HGB.“ Anm. 2 zu $ 234, Anm. 9 zu $ 238. 

Daß die dem Vorſtande oder den Vorſtandsmitgliedern obliegende Ver⸗ 
pflichtung der Anmeldungen zum Handelsregiſter eine rein perſönliche Ver⸗ 
pflichtung iſt, iſt in der Rechtſprechung anerkannt; 

RIA. 9, 240, vgl. auch 47; Beſchl. des KG. v. 17. Juni 1910 und Beſchl. des 

OLG. Hamburg v. 4. Juni 1913 in OL GRſpr. 22, 34 u. 27, 352. 

— — — Es fragt ſich hiernach nur noch, ob nicht die durch den zweiten 
Direktor und einen Prokuriſten erfolgte Anmeldung v. 4. Auguſt 1913 zu voll⸗ 
ziehen iſt, weil etwa der zweite Direktor allein zur Anmeldung berechtigt 
und deshalb die Mitwirkung eines Prokuriſten unſchädlich ſei. Dieſe Frage iſt 
zu verneinen. Die Anmeldung hat durch den Vorſtand zu erfolgen, und zwar 
in der Zuſammenſetzung, wie er auch ſonſt die Geſellſchaft vertritt. Zur 
Vertretung der Geſellſchaft allein iſt nach der Satzung der Beſchwerdeführerin 
nur der erſte Direktor berechtigt; der zweite Direktor kann allein die Geſellſchaft 
nicht vertreten, ſondern nur mit einem Prokuriſten. Bei den Anmeldungen 
zum Handelsregiſter iſt aber die Mitwirkung von Prokuriſten ausgeſchloſſen; 
der zweite Direktor kann deshalb allein auch nicht anmelden. 

Die weitere Beſchwerde iſt demnach als unbegründet zurückzuweiſen.“ 


Beſchluß des Oberſten LG. f. Bayern (1. Sen.) v. 22. Mai 1914; Reg. II. 
35/14. Bay Ob“ Gz. 15, 362. 
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44. Die Eingetragene Genoſſenſchaft wird gerichtlich vom Dorftand, 
nicht Aufſichtsrat, vertreten. 
Vgl. 50 Nr. 199; 61 Nr. 89. 
GenG. 88 24. 38. 

Auf Klage des Tr. gegen ſeine Ausſchließung aus der Eingetr. Zucht⸗ 
u. Weidegenoſſenſchaft G. m. b. H. war die Genoſſenſchaft in die allein noch 
ſtreitigen Prozeßkoſten verurteilt worden. Als für ſie Berufung eingelegt 
wurde, beſtritt der Kläger deren Zuläſſigkeit. Im übrigen aus den Gründen 
des Ber.⸗Urteils: 

„Die Bemängelung der Zuläſſigkeit der Berufung wegen fehlender Zu— 
ſtimmung des Aufſichtsrats zur Prozeßführung iſt nicht begründet, weil nach 
824 Abſ. 1 GenG. die Genoſſenſchaften durch den Vorſtand gerichtlich und 
außergerichtlich vertreten werden, die Vertretungsbefugnis nach dem Geſetze 
ſelbſt Dritten gegenüber eine unbeſchränkte iſt und die Nichtbeachtung von 
ſatzungmäßig zugelaſſenen Einſchränkungen der Befugnis des Vorſtandes 
durch Zuſtimmung des Aufſichtsrats ꝛc., ſohin Überſchreitung der Vertretungs— 
befugnis nach der Satzung, lediglich das Innenverhältnis betrifft und zur 
Haftung des Vorſtandes gegenüber der Genoſſenſchaft auf Schadenerſatz 
führen kann (vgl. § 38 GenG. und Crüger Komm.“ 220. 224. 268).“ 

Urteil des OLG. München (3. Sen.) v. 26. Mai 1914 i. S. Tr. (Kl.) 

w. Z. u. W. Gen. B. L. 19/14. P. 


45. Die Satzung einer Genoſſenſchaft kann beſtimmen, welche Vorſtands- 
mitglieder die Willenserklärungen abzugeben haben; einzutragen im 
Genoſſenſchaftsregiſter und zu veröffentlichen. 

GenG. § 28. 

Die Satzung des Plater Spar- und Darlehnskaſſen-Vereins beſtimmt 
im 8 16, daß der Verein durch den Vorſtand gerichtlich und außergerichtlich 
vertreten wird, und daß der Vorſtand mindeſtens durch drei Mitglieder, darunter 
den Vorſteher oder ſeinen Stellvertreter, ſeine Willenserklärungen kundzu— 
geben und für den Verein zu zeichnen hat. Im Jahre 1911 iſt der Lehrer 
St. in den Vorſtand gewählt worden, und zwar als Vorſteher. Er iſt als 
Mitglied des Vorſtandes in das Genoſſenſchaftsregiſter eingetragen, jedoch da— 
bei nicht als Vorſteher bezeichnet worden, was auch nicht beantragt war. 
Im Jahre 1912 hat der Verein beantragt, das Genoſſenſchaftsregiſter dahin 
zu vervollſtändigen, daß St. als Vorſteher bezeichnet werde. Das AG. hat 
den Antrag abgelehnt: das LG. hat die Beſchwerde zurückgewieſen. Auf die 
weitere Beſchwerde hat das OLG. Roſtock beſchloſſen, die Sache gemäß § 28 
FGG. dem Reichsgericht vorzulegen, weil es dem Rechtsmittel ſtattgeben 
wollte, ſich aber daran durch den Beſchluß des Kammergerichts vom 1. Nov. 
1912 (RIA. 12, 318) verhindert ſah. 
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Es handelt ſich um zwei Streitpunkte. Erſtens darum, ob der Vorſchrift 
der Satzung, daß der Vorſtand ſeine Erklärungen durch drei Mitglieder, darunter 
den Vorſteher oder ſeinen Stellvertreter, abzugeben hat, Rechtswirkung 
gegen Dritte zukommt. Zweitens, wenn dies bejaht wird: ob die zum Vor⸗ 
ſteher und Stellvertreter gewählten Mitglieder des Vorſtandes im Genoſſen⸗ 
ſchaftsregiſter als ſolche zu bezeichnen ſind. 

Da das Kammergericht dieſe letztere Frage in dem bezeichneten Beſchluſſe 
verneint, während das OLG. Roſtock ſie bejahen will, ſo liegt ein Fall des 
§ 28 Abſ. 2 FGG. vor. Das Kammergericht will anſcheinend auch die Rechts⸗ 
wirkung der Statutenvorſchrift gegen dritte bezweifeln. Da es über dieſen 
Punkt nicht entſcheidet, würde deswegen allein die Anrufung des Reichsgerichts 
nicht ſtatthaft ſein. Er kommt aber für die dem Reichsgericht obliegende Ent⸗ 
ſcheidung über die weitere Beſchwerde in erſter Linie in Betracht und muß 
deswegen entſchieden werden. 

Das Reichsgericht tritt in dieſem Punkte dem Ausſpruch des OLG. Roſtock 
bei. Der § 27 GenG. handelt nur von Beſchränkungen, die dem Vorſtand als 
ſolchem und in ſeiner Geſamtheit durch die Satzung oder die Generalverſamm⸗ 
lung geſetzt ſind. Laut Abſ. 1 iſt der Vorſtand gegenüber der Genoſſenſchaft 
verpflichtet, ſolche Beſchränkungen einzuhalten. Laut Abſ. 2 ſind ſie Dritten 
gegenüber unwirkſam; ſie mindern die Vertretungsmacht des Vorſtandes 
nicht. Jedes Rechtsgeſchäft, das der Vorſtand in der vom Geſetz oder der 
Satzung beſtimmten Form namens der Genoſſenſchaft vorgenommen hat, 
gilt als von der Genoſſenſchaft vorgenommen und verpflichtet ſie. Die Satzung 
kann nicht mit Wirkſamkeit gegen Dritte beſtimmen, daß Rechtsgeſchäfte 
des Vorſtandes unter gewiſſen Vorausſetzungen nicht, oder nur bei Hinzutritt 
andrer Organe, wie etwa des Aufſichtsrats, als Handlungen der Genoſſenſchaft 
gelten ſollen. Dagegen beſtimmt dieſer Paragraph nicht darüber, ob alle, 
oder wie viele und welche Mitglieder des Vorſtandes mitwirken müſſen, damit 
ein Rechtsgeſchäft als vom Vorſtande namens der Genoſſenſchaft vorgenommen 
gilt. Der § 27 ſteht alſo der hier fraglichen Vorſchrift der Satzung und ihrer 
Wirkſamkeit gegenüber Dritten nicht entgegen. Ebenſowenig ſteht irgendeine 
andre Vorſchrift des Geſetzes dem im Wege. Es iſt nirgends geboten, daß 
alle Mitglieder des Vorſtandes in gleicher Weiſe an der Ausübung der Ver⸗ 
tretungsmacht beteiligt ſein müſſen. Die einſchlagende Vorſchrift iſt der $ 25. 
Laut dieſem Paragraphen beſtimmt das Statut über die „Form“, in der der 
Vorſtand ſeine Willenserklärungen kundzugeben hat. Daß unter dem viel⸗ 
leicht nicht ganz deutlichen und treffenden Ausdrucke „Form“ die Art der für 
Erklärungen des Vorſtandes erforderlichen Mitwirkung ſeiner einzelnen Mit- 
glieder verſtanden iſt, ergibt ganz klar der Zuſammenhang mit dem nächſten 
Satze; denn in dieſem wird beſtimmt, daß, wenn „darüber“ — nämlich über 
die Form — im Statut nichts beſtimmt iſt, ſämtliche Mitglieder mitwirken müſ⸗ 
ſen. Die Beſtimmung darüber, wie viele Mitglieder und in welcher Weiſe 
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ſie zuſammenwirken müſſen, damit eine Erklärung des Vorſtandes für die 
Genoſſenſchaft zuſtande kommt, iſt alſo in erſter Linie dem Statut überlaſſen, 
mit der alleinigen, im dritten Satze enthaltenen Einſchränkung, daß nicht 
weniger als zwei Mitglieder hierfür beſtimmt werden dürfen. Der ſtatutariſchen 
Anordnung, daß bei Willenserklärungen des Vorſtandes die Inhaber beſtimmter 
Amter jedenfalls, und von den übrigen Mitgliedern eine gewiſſe Zahl mitzu⸗ 
wirken haben, ſteht alſo keine geſetzliche Schranke entgegen. Insbeſondere 
iſt die Rechtswirkſamkeit ſolcher Vorſchriften gegen Dritte nicht eingeſchränkt. 
Daß im Gegenteil ihre Wirkſamkeit nach außen bedacht und beabſichtigt war, 
iſt daraus zu entnehmen, daß fie laut $ 12 Abſ. 4 GenG. und dem ſich hieran 
anſchließenden § 15 der die Führung des Regiſters betreffenden Verordnung 
des Bundesrats in das Regiſter einzutragen und zu veröffentlichen ſind. Denn 
der Ausdruck „Form der Erklärungen des Vorſtandes“ iſt in 8 12 augenſcheinlich 
in demſelben Sinne verwandt, der ihm nach § 25 zukommt. 

Das OLG. Roſtock ſpricht hiernach mit Recht aus, daß Beſtimmungen, 
wie der hier fragliche 8 16 im Statut des beſchwerdeführenden Vereins, durch 
Eintragung und Veröffentlichung gegenüber Dritten rechtswirkſam werden. 
Es iſt weiter nicht zu bezweifeln, daß ſich hieraus für den Verkehr Unzuträglich⸗ 
keiten ergeben, wenn ſich aus dem veröffentlichten Regiſterinhalt nicht auch 
erſehen läßt, wer Vorſteher und Stellvertreter iſt. Wenn aber das Oberlandes⸗ 
gericht weiter ausführt, daß die Eintragung der Amterverteilung im Geſetze 
nicht geboten, aber auch nicht verboten und deshalb wegen ihrer Zweckmäßig⸗ 
keit wahlfrei zuzulaſſen ſei, ſo konnte das Reichsgericht dies nicht billigen. 
Die bloß wahlfreie Eintragung würde dem Verkehr keine Sicherheit ſchaffen 
und ſie iſt rechtlich unzuläſſig. 

In allen Zweigen des Regiſterrechts gilt der Grundſatz, daß in die gericht⸗ 
lichen Regiſter die im Geſetze bezeichneten Tatſachen und nur dieſe einzutragen 
ſind. Das älteſte Regiſter iſt das durch das Handelsgeſetzbuch eingeführte 
Handelsregiſter. Das HGB. a. F. beſtimmte im Art. 12 ausdrücklich, daß 
in das Handelsregiſter die im Geſetze angeordneten Eintragungen — alſo keine 
anderen — aufzunehmen ſind. Dieſe Vorſchrift iſt zwar in das HGB. von 
1897 nicht übergegangen. Sie iſt aber nicht ausgelaſſen, weil man ſie auf⸗ 
heben wollte, ſondern weil man ſie für ſelbſtverſtändlich hielt. Das ergibt die 
Denkſchrift z. Entw. des HGB. S. 22, wo der Gedanke, gewiſſe Eintragungen 
nicht zu gebieten, ſondern nur zuzulaſſen, ausdrücklich gemißbilligt wird. Der 
für das Handelsregiſter gültige Grundſatz gilt in gleicher Weiſe für das Ge- 
noſſenſchaftsregiſter, das urſprünglich — nach dem Geſetze von 1868 — 
einen Teil des Handelsregiſters gebildet hat. Wenn das GenGeſetz eine 
ausdrückliche Vorſchrift des Inhalts, daß nur die im Geſetze bezeichneten 
Tatſachen in das Regiſter aufzunehmen ſeien, nicht enthält, ſo erklärt ſich dies 
daraus, daß man eine ſolche Vorſchrift ebenſo wie im Handelsgeſetzbuch für 
überflüſſig erachtet hat. Es iſt aber in den einzelnen Paragraphen beſtimmt, 
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welche Tatſachen eingetragen werden ſollen. Eine bloß zuläſſige Eintragung 
iſt weder im Geſetze noch in der auf Grund des § 161 erlaſſenen Verordnung 
des Bundesrats erwähnt. Das Geſetz kennt ſie nicht und geſtattet ſie nicht. 

Aber angeſichts der klaren Rechtslage, daß ſtatutariſche Vorſchriften, 
wie die der Beſchwerde zugrunde liegenden, zuläſſig und gegen Dritte wirkſam 
ſind, daß ſie deswegen auch in das Regiſter eingetragen werden müſſen, iſt es 
nicht nur für die Intereſſenten erwünſcht, ſondern es iſt eine logiſch notwendige 
Folge der übrigen Vorſchriften des Geſetzes, daß auch die Verteilung der Amter 
im Vorſtande ſo weit in das Regiſter eingetragen und veröffentlicht werden 
muß, als dies nötig iſt, um Dritten ein Urteil darüber zu ermöglichen, ob eine 
von Mitgliedern des Vorſtandes abgegebene Erklärung gemäß den Statuten 
die Genoſſenſchaft bindet. Zweck der geſamten einſchlagenden Vorſchriften 
iſt es offenbar, daß ein Dritter, der zu der Genoſſenſchaft in Rechtsbeziehungen 
tritt, aus dem Regiſter und den Veröffentlichungen ſich über die verfaſſung— 
mäßige Vertretung der Genoſſenſchaft unterrichten kann. Dem dienen die 
Beſtimmungen, wonach Vorſchriften des Statuts über die Form der Erklä— 
rungen des Vorſtandes und die Namen ſeiner Mitglieder, ſowie jeder Wechſel 
im Vorſtande in das Regiſter einzutragen und zu veröffentlichen ſind. Dem 
dient vor allem die Regel des § 29, wonach Anderungen der Organiſation in 
dieſen Punkten gutgläubigen Dritten nicht entgegengehalten werden können, 
ſolange ſie nicht öffentlich bekannt gemacht ſind. Der veröffentlichte Regiſter— 
inhalt ſoll alſo die Grundlage des Verkehrs zwiſchen der Genoſſenſchaft und 
Dritten bilden. Er würde aber eine Lücke haben, die ihn hierfür untauglich 
macht, wenn, wie im Streitfall, die Satzung zu Erklärungen des Vorſtandes 
die Mitwirkung des Inhabers eines beſtimmten Amtes fordert und wenn 
dann der Inhaber des Amtes nicht in dem Regiſter und den Bekanntmachungen 
bezeichnet wird. Der Dritte würde dann durch den veröffentlichten Inhalt 
des Regiſters nicht in den Stand geſetzt ſein zu beurteilen, ob eine namens der 
Genoſſenſchaft abgegebene Erklärung auf Grund des Statuts für ſie verbind— 
lich ſei. Eine Auslegung, die zu dieſem Ergebniſſe führt, widerſpricht alſo dem 
deutlich erkennbaren Zweck des Geſetzes, und geht ſomit fehl. 

Wenn die 8810. 12. 28 anordnen, daß die Mitglieder des Vorſtandes 
einzutragen und öffentlich bekannt zu geben ſind, daß auch jede Anderung des 
Vorſtandes einzutragen und zu veröffentlichen iſt, ſo erhellt aus dem erörterten 
Zuſammenhange des Geſetzes, daß die den Vorſtand betreffenden Eintragungen 
alles zu enthalten haben, was erforderlich iſt, um beurteilen zu können, ob eine 
Erklärung des Vorſtandes der Satzung gemäß abgegeben iſt. Dazu gehört, 
daß in den Eintragungen und Veröffentlichungen die Inhaber ſolcher Amter 
bezeichnet werden, deren Mitwirkung zu Erklärungen des Vorſtandes durch 
die Satzung gefordert wird. Die Eintragung dieſer Bezeichnungen wird dem⸗ 
nach durch das Geſetz nach ſeinem ganzen Sinn und Zuſammenhange zwingend 
geboten, wenn es auch an einer Vorſchrift in ausdrücklichen Worten fehlt. 
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Es mag hier noch beſonders betont werden, daß nur diejenige Vertei⸗ 
lung der Geſchäfte unter den Vorſtandsmitgliedern, die gemäß der Satzung 
für die Ausübung der Vertretungsmacht weſentlich iſt, eingetragen werden 
muß und darf; nicht dagegen eine vom Vorſtande gewillkürte Geſchäftsver⸗ 
teilung, die die Erteilung einer Vollmacht an einzelne Mitglieder in ſich 
ſchließt. 

Sit es hiernach bei den gemäß 88 10 und 12 erfolgenden erſten Eintragungen 
und Veröffentlichungen geboten, daß die Mitglieder des Vorſtandes, die 
kraft der Satzung und ihres Amtes bei Erklärungen des Vorſtandes mitzu⸗ 
wirken haben, als ſolche bezeichnet werden, ſo folgt ohne weiteres, daß auch 
die Anderungen in der Inhaberſchaft ſolcher Amter unter die Vorſchrift des 
828 fallen, alſo einzutragen und zu veröffentlichen ſind. Dem ſteht auch die 
in der Reichstagskommiſſion von 1889 (7. Leg.-Per. IV. Seſſ. 88/9 Nr. 132 
S. 21) erfolgte Feſtſtellung nicht entgegen, daß „Anderung des Vorſtandes“ 
nur den Fall bezeichne, daß andre Perſonen in den Vorſtand kommen oder 
die Zahl der Mitglieder verringert wird. Man hat hierbei erſichtlich an den 
Sonderfall einer Statutenvorſchrift von der Art der ſtreitigen nicht gedacht. 
Auch könnte einer derartigen Bemerkung der Kommiſſion gegenüber dem aus 
der Geſamtheit des Geſetzes notwendig folgenden abweichenden Verſtändniſſe 
keinesfalls einſchneidende Bedeutung beigemeſſen werden. 

Nach alledem iſt es alſo in dem hier ſtreitigen Falle, in dem der Vorſtand 
‚feine Willenserklärungen durch drei Mitglieder, darunter den Vorſteher oder 
ſeinen Stellvertreter abzugeben hat, geſetzlich notwendig, daß der Vorſteher 
und ſeine Stellvertreter im Regiſter bezeichnet, daß jeder Wechſel in dieſen 
Amtern eingetragen und daß Eintragungen dieſes Inhalts veröffentlicht 
werden. 

Beſchluß des Reichsgerichts (2. Sen.) v. 12. Juni 1914 betr. Genoſſenſch. 

Plater Spar⸗ und Darlehnskaſſen⸗Verein. II B. 1/14. Auch RGentſch. 

85 Nr. 26 S. 139. 


II. Verfahren. 


46. Gerichtsſtand für den Anſpruch auf Schadenerſatz wegen Nicht- 
antritts eines Dienſtes. 
3PO. 8 29. 

Der Beklagte, der von der Klägerin als Appreturleiter für ihre Fabrik 
in B. auf die Zeit vom 1. Januar 1913 ab angenommen war, hatte dieſe Stelle 
nicht angetreten, die Stellung vielmehr für den 31. März 1913 gekündigt. 
Die Klägerin forderte „Schadenerſatz wegen Nichterfüllung“ in Höhe von 
1923,80 / nebſt Zinſen und klagte auf Zahlung dieſer Forderung gegen den 
in S. wohnhaften Beklagten vor dem Landgericht B., das nach ihrer Anſicht 
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Gericht des Erfüllungsorts war. Das Landgericht wies die Klage in Beachtung 
der vom Beklagten erhobenen Unzuſtändigkeitseinrede ab, wogegen in 2. In⸗ 
ſtanz die Einrede mit nachſtehender Begründung verworfen wurde: 

„Daß der Vertrag, vermöge deſſen der Beklagte die Stellung eines Ap⸗ 
preturleiters bei der Klägerin in B. zu übernehmen hatte, von ihm in B. zu 
erfüllen war, iſt nicht zu bezweifeln; aus der Natur des Schuldverhältniſſes 
(8 269 Abſ. 1 BGB., vgl. Komm. von RGRäten'? 1, 303) folgt mit Notwendig⸗ 
keit, daß der Beklagte die Dienſte als Appreturleiter in der Fabrik der Klägerin 
in B. zu leiſten hatte; das Beſtehen eines andern Erfüllungsorts hat Beklagter 
ſelbſt nicht behauptet. War ſomit der Dienſtvertrag in B. zu erfüllen, ſo iſt 
das angerufene Landgericht B. auch für die auf Entſchädigung wegen Nicht- 
erfüllung des Vertrags — nicht auf bloßen Verzugsſchaden — gerichtete 
Klage zuſtändig. Der Gerichtsſtand des § 29 ZPO. umfaßt jede Klage, welche 
einen Anſpruch aus dem Vertrage in jedweder denkbaren Rechtsſchutzform 
zum Gegenſtand hat (Wach Handb., 446. 150). Mit Unrecht legt das Land⸗ 
gericht darauf Gewicht, daß der zwiſchen den Parteien abgeſchloſſene Dienſt⸗ 
vertrag infolge der Kündigung des Beklagten bereits am 31. März 1913, alſo 
vor der Klagezuſtellung, geendigt habe. Deſſenungeachtet war der Beklagte 
verpflichtet, den für die Zeit vom 1. Januar 1913 bis 31. März 1913 beſtehen⸗ 
den Vertrag zu erfüllen; die jetzt von der Klägerin geforderte Entſchädigung 
iſt, wie die Klägerin zutreffend hervorgehoben hat, nur der Erſatz dafür, daß 
Beklagter ſeine Vertragspflicht für die Zeit bis zum 31. März 1913 nicht er⸗ 
füllt hat; die Entſchädigung iſt nur das Erſatzmittel für die richtige Erfüllung 
dieſer Vertragspflicht, mithin als Erfüllung der ſtreitigen Verpflichtung i. S. 
des § 29 ZPO. anzuſehen; 

vgl. RGEntſch. 40, 408; auch BGB. v. RGRäten a. a. O. ſowie RGEntſch. 55, 425.“ 
Urteil des OLG. zu Dresden (9. Sen.) v. 6. Febr. 1914 i. S. H. u. Sohn 
w. S. 90. 171/13. F—ch. 
47. Gerichtsſtand der Widerflage für eine zunächſt zur Aufrechnung 
gebrachte Gegenforderung. 
Vgl. 47 Nr. 151; 64 Nr. 201. 
ZPO. 8 33. 

Die verklagte Firma in B. wurde aus einem von ihr angenommenen, 
am 2. Dezember 1912 zahlbar geweſenen Wechſel über 477,50. im Wechſel⸗ 
prozeſſe durch Urteil des Amtsgerichts B. unter Vorbehalt der Ausführung 
ihrer Rechte verurteilt, an den Kläger 491. ſ. Z. und Koſten zu zahlen. Sie 
lud den Kläger zur weiteren Verhandlung des Rechtsſtreits im ordentlichen 
Verfahren vor das Amtsgericht B. und beantragte, unter Aufhebung des Vor⸗ 
behaltsurteils die Klage abzuweiſen; ferner erhob ſie Widerklage auf Zahlung 
von 992,80 4. Auf ihren weiteren Antrag erklärte ſich das Amtsgericht für 
unzuſtändig und gleichzeitig verwies es den Rechtsſtreit an das Landgericht B. 
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Vor dieſem Gericht erneuerte die Beklagte ihren Antrag auf Abweiſung der 
Klage und erweiterte die Widerklage auf Zahlung von 1007 ,, indem fie geltend 
machte, daß ihr gegen den Kläger wegen unterlaſſener Lieferung beſtellter 
Waren ein Schadenerſatzanſpruch in Höhe von 924,25 % zuſtehe. Damit 
rechne ſie gegen die Wechſelforderung des Klägers auf, dieſer müſſe ihr alſo 
die auf Grund des Urteils und der Koſtenfeſtſetzung von ihr beigetriebenen 
575,64 % erſtatten und außerdem den Reſt ihrer Schadenerſatzforderung 
von 431,36 It zahlen. — Chne Erfolg bejtritt der Kläger die örtliche Zu— 
ſtändigkeit des Landgerichts B. Aus den Gründen des Ber. Urteils: 

„Dem Landgericht iſt darin beizutreten, daß durch den Verweiſungs— 
beſchluß des Amtsgerichts zwar die ſachliche, nicht aber die örtliche Zuſtändig— 
keit des Landgerichts in bindender Weiſe feſtgelegt worden iſt. Das letztere 
iſt ſchon deshalb ausgeſchloſſen, weil die Einrede der örtlichen Unzuſtändigkeit 
erſt vor dem Landgericht erhoben worden iſt, das Amtsgericht alſo garnicht 
beabſichtigt haben kann, über die örtliche Zuſtändigkeit des Landgerichts eine 
Entſcheidung zu treffen. 

Mit Recht hat nun das Landgericht die Einrede ſeiner örtlichen Unzu— 
ſtändigkeit verworfen; denn dieſe Zuſtändigkeit ergibt fi) aus § 33 ZPO. 
Der Anſpruch der Widerklage gründet ſich, ſoweit die geleiſteten Zahlungen 
zurückgefordert werden, auf die im landgerichtlichen Verfahren erklärte Aufrech⸗ 
nung und auf das dadurch bewirkte Erlöſchen der Klageforderung; er ſteht 
alſo mit einem gegen den Klaganſpruch vorgebrachten Verteidigungsmittel 
in rechtlichem Zuſammenhange. Ein gleicher Zuſammenhang beſteht 
auch hinſichtlich des Reſtes des Widerklageanſpruchs, da die ganze Gegen— 
forderung der Beklagten auf demſelben tatſächlichen und rechtlichen Grunde 
beruht. Zu den Vorausſetzungen des Gerichtsſtandes der Widerklage gehört 
allerdings, daß das vorgebrachte Verteidigungsmittel der Klage gegenüber 
materiell zuläſſig iſt (RGEntſch. 23, 398, in SeuffA. 45 Nr. 127; Gruchot 
42, 1187). Das iſt aber bei der von der Beklagten im Prozeſſe erklärten Auf— 
rechnung der Fall. Der Abſ. 2 des 8 391 BGB., aus dem der Kläger die Un- 
zuläſſigkeit der Aufrechnung ableiten will, kann hier nicht zur Anwendung 
kommen. Denn eine Vereinbarung, daß die eingeklagte Leiſtung zu einer 
beſtimmten Zeit an einem beſtimmten Ort erfolgen ſolle, wird auch vom Kläger 
nicht geltend gemacht. In dem eingeklagten Wechſel iſt ein eigener Zahlungs⸗ 
ort nicht angegeben, ſondern nur der Sitz der Beklagten genannt, demnach 
gilt dieſer Ort kraft Geſetzes als Zahlungsort des Wechſels (Art. 4 WO.) 
Es iſt daher der Abſ. 1 des 8391 BGB. maßgebend, wonach die Aufrechnung 
nicht dadurch ausgeſchloſſen wird, daß für die gegeneinander aufzurechnenden 
Forderungen verſchiedene Leiſtungsorte beſtehen.“ 

Urteil des OLG. zu Dresden (9. Sen.) v. 16. Jan. 1914 i. S. Schr. 

w. H. u. St. 90. 157/13. F- ch. 
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48. Wird das Verfahren auch gegenüber Handelsgefellfhaften* auf 
Grund des Krieges unterbrochen d 
(„Vgl. 62 Nr. 168 m. N.; 64 Nr. 52.) 
BRD. 88 245. 247; Kriegsſchutz G. Nr. 4437 v. 4. Aug. 1914 $ 2. 
I. 

Gegen die verklagte offene Handelsgeſellſchaft war am 14. Oktober 1914 
ein Verſäumnisurteil auf Bezahlung von 1068 / mit Zinſen erlaſſen worden. 
Es wurde Einſpruch eingelegt und die Ausſetzung des Verfahrens beantragt, 
weil die beiden zurzeit vorhandenen Geſellſchafter zur Armee einberufen und 
im Felde ſeien. Das Landgericht wies den Ausſetzungsantrag zurück; die 
ſofortige Beſchwerde des Prozeßbevollmächtigten der Beklagten blieb ohne 
Erfolg. Aus den Gründen: 

„Nach 89 Geſ. v. 4. Auguſt 1914 Nr. 4437 beſteht das Recht auf Aus⸗ 
ſetzung i. S. des §3 Abſ. 2 nur, wenn der geſetzliche Vertreter einer natür- 
lichen Perſon im Felde ſteht. Die Wahl dieſes Ausdrucks ſchließt eine 
ausdehnende Auslegung ebenſo aus wie die Bezugnahme der Begründung 
auf 813 Bundesgeſ. v. 21. Juli 1870 (BGBl. 496); denn letzteres Geſetz 
ſprach nur von ‚Pflegebefohlenen‘ und bezog ſich ganz offenbar nur auf bevor— 
mundete natürliche Perſonen. Der Zweck des Kriegsteilnehmergeſetzes trifft 
auch auf juriſtiſche Perſonen und ihnen gleichſtehende Rechtsgebilde keines— 
wegs ohne weiteres zu; in der Regel wird die Forterhaltung des wirtſchaft⸗ 
lichen Geldverkehrs hier vielmehr für Fortſetzung des Prozeſſes, allenfalls 
unter Aufſtellung eines anderen Vertreters, ſprechen. Regelmäßig wird 
übrigens ein ſolcher Vertreter ſchon wegen der Fortſetzung des werbenden Ge— 
ſchäftsbetriebs vorhanden ſein. 

Prozeßrechtlich ſtellt aber die off. Handelsgeſellſchaft eine von der Perſon 
der Geſellſchafter verſchiedene ſelbſtändige Partei dar; denn ſie kann kraft 
beſonderer geſetzlicher Vorſchrift klagen und verklagt werden, ſteht alſo im 
Rechtsſtreit einer rechtsfähigen Perſon (Partei) ebenſo gleich wie der nicht 
rechtsfähige Verein nach 8 50 Abſ. 2 ZPO. (vgl. die Denkſchr. zu $ 49a ZPO.). 
Das iſt die überwiegende Anſicht der Prozeßrechtswiſſenſchaft gegenüber dem 
Reichsgericht (ſ. die Zuſammenſtellung bei Förſter-Kann ZPO.? Bem. 3 zu 
850); fie allein vermag die rechtliche Unterlage für die Mitverklagung der 
Geſellſchafter neben der off. Handelsgeſellſchaft und für Klagen zweier der— 
artiger Geſellſchaften unter ſich zu bieten, wenn beide Geſellſchaften aus den 
nämlichen Mitgliedern beſtehen. Die Einberufung ſämtlicher (geſchäftsführen⸗ 
der) Geſellſchafter einer off. Handelsgeſellſchaft führt ſohin nur zur Ausſetzung 
gegen die Geſellſchafter perſönlich, ſoweit dieſe mitverklagt ſind; die Gejell- 
ſchaft ſelbſt iſt auf Erwirkung einer Zahlungsfriſt nach 881 bis 3 Bekanntm. 
v. 7. Auguſt 1914 (RGBl. 359), ſowie auf die ſonſtigen Behelfe der Nicht⸗ 
einberufenen beſchränkt; auch kann eine Vollſtreckung in das Eigentum der 
Geſellſchafter nicht ſtattfinden. Es bedarf daher keiner Erörterung, ob ſich 
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die verklagte Partei überhaupt auf das Ausſetzungsrecht nach 889 und 3 
Geſ. v. 4. Auguſt 1914 in einem Falle wie hier berufen könnte, wo nach dem 
Inhalt des von Amts wegen erholten Regiſterauszugs gerade der nicht ins Feld 
gezogene Geſellſchafter erſt nach Zuſtellung der Klage trotz Fortführung des 
Geſchäfts aus der off. Handelsgeſellſchaft ausgetreten iſt.“ 

Beſchluß des OLG. München (1. Sen.) v. 18. Nov. 1914 i. S. F. w. W. 

Beſchw.⸗Reg. 712/1914. F—z. 

II. 

Dem Antrage der klagenden Geſellſchaft m. b. H. entſprechend hatte das 
Landgericht auf Grund der Beſcheinigung, daß der Geſchäftsführer der Klägerin 
Fritz L. zum mobilen Heere einberufen ſei, das Verfahren ausgeſetzt, auf Be⸗ 
ſchwerde der Beklagten aber die Ausſetzung wieder aufgehoben. Hiergegen 
wendet ſich die ſofortige Beſchwerde der Klägerin. 

Das Landgericht hat ſeine jetzt angefochtene Entſcheidung auf Grund 
des dem Schutze von Kriegsteilnehmern dienenden Geſetzes v. 4. Auguſt 1914 
getroffen. Zu dem in der Rechtſprechung und Literatur zurzeit beſtehenden 
Streit darüber, ob 8 2, § 3 Abſ. 2 jenes Geſetzes auch auf juriſtiſche Perſonen an⸗ 
wendbar ſei oder nicht, 

vgl. die Ausführungen Güthes im Preuß. IMBl. 1914 Nr. 41 unter A I. 2; 

JW. 1914, 789. 854. 961; Leipzg. 1914, 1744, 
braucht im vorliegenden Fall nicht Stellung genommen zu werden, da das 
Oberlandesgericht nach der Lage des Falles die analoge Anwendbarkeit der 
Beſtimmung in § 247 ZPO. für gegeben erachtet, indem es davon ausgeht, 
daß der Zweck jenes Geſetzes, Schutz der infolge des Krieges an Wahrnehmung 
ihrer Rechte behinderten Prozeßpartei, eine möglichſt freie Auslegung geboten 
erſcheinen läßt. Die Beſtellung eines anderen Vertreters für die Klägerin 
würde im vorliegenden Fall keine genügende Abhülfe ſchaffen können, weil 
der durch Kriegsdienſt behinderte Geſchäftsführer L. einen zurückgeſchobenen 
Eid über eine von ihm für die Klägerin abgegebene Erklärung leiſten ſoll, 
von deren Wahrheit ſich ein etwa neu zu beſtellender andrer Vertreter nur durch 
Rückſprache mit dem abweſenden Vertreter würde überzeugen können (88 471. 
459 Abſ. 3 ZPO.). 

Beſchluß des OLG. zu Dresden (1. Sen.) v. 3. Dez. 1914 i. S. B. (Kl.) 

w. K. 1C. 256/14. L. 


49. Der aus der offenen Handelsgeſellſchaft während des Rechtsſtreits 
ausgeſchiedene Geſellſchafter als Zeuge. 
Vgl. 57 Nr. 116 m. N. 
3PO. 8 393%, 
Ernſt B. war bis zum 1. Juli 1912 Mitinhaber der klagenden Firma, 
einer aus ihm und ſeinem Bruder Heinrich B. beſtehenden off. Handelsgeſell⸗ 
ſchaft. Durch ſein am 1. Juli 1912, während dieſes Rechtsſtreits, erfolgtes 
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Ausſcheiden aus der off. Handelsgeſellſchaft iſt ſein Bruder Heinrich B. 
alleiniger Inhaber der Firma geworden. Ernſt B. war nun nach ſeinem 
Ausſcheiden aus der Handelsgeſellſchaft vom klägeriſchen Anwalt als Zeuge 
benannt, und ſeine Vernehmung als Zeuge iſt auch vom Ber.⸗Gericht be⸗ 
ſchloſſen und ausgeführt worden. Mit dem Reichsgericht, 

Entſch. 35, 388; 46, 41; 49, 426 (SeuffA. 57 Nr. 116); auch Seuff A. 42 Nr. 127, 
muß zunächſt angenommen werden, daß Ernſt B. trotz ſeines Ausſcheidens aus 
der off. Handelsgeſellſchaft zuſammen mit ſeinem Bruder Heinrich B. Prozeß⸗ 
partei geblieben iſt und beide Brüder als gewöhnliche Streitgenoſſen anzuſehen 
ſind. Darin nun, daß der klägeriſche Anwalt nach dem Ausſcheiden des Ernſt B. 
aus der Geſellſchaft ihn als Zeugen benannte, iſt eine unzweideutige Erklärung 
des Heinrich B., daß er den Rechtsſtreit als alleinige Hauptpartei übernehme, 
i. S. des § 265 Abſ. 2 Satz 2 ZPO. zu finden, und darin, daß die Beklagte ohne 
Widerſpruch den Prozeß mit Heinrich B. fortſetzte, insbeſondere auch gegen die 
Benennung des Ernſt B. als Zeugen — abgeſehen von der Glaubwürdigkeit 
desſelben — Bedenken nicht erhob, liegt die ſtillſchweigende Zuſtimmung des 
Beklagten zu der Übernahme des Rechtsſtreits durch Heinrich B. (RGeEntſch. 
35, 388; JW. 1902, 2705). 

Hiernach erſchien die Vernehmung des Ernſt B. als Zeugen zwar zuläſſig. 
Er iſt aber nach ſeiner eigenen Angabe und den übereinſtimmenden Partei⸗ 
angaben, falls die Klägerin obſiegt, an dem Gewinn zur Hälfte beteiligt und 
hat im entgegengeſetzten Falle die Hälfte der Prozeßkoſten zu tragen; da er 
alſo ein rechtliches Intereſſe daran hat, daß die Klägerin obſiege, ſo war er 
nach § 393? ZPO. unvereidigt zu vernehmen. Die Klägerin hat zwar dar⸗ 
gelegt, daß Ernſt B. am 13. Auguſt 1910 das Telephongeſpräch, über deſſen 
Inhalt er vernommen iſt, als damaliger Inhaber der Klägerin, mithin als ihr 
Vertreter, geführt habe, und demnach gemäß § 385. ZPO. vereidigt werden 
müſſe. Dabei überſieht fie aber, daß ſich der $ 385 ZPO. nur auf die im 8 3933 
erwähnten Fälle der 88 383173 und 3841, nicht aber auf den hier ebenfalls 
vorliegenden Fall des § 3934 bezieht. Eine Vereidigung des Zeugen Ernſt B. 
gemäß 8 393 Abſ. 2 ZPO. iſt dem Ber. ug nach jeinem freien Ermejjen 
nicht angebracht erſchienen. 

Urteil des OLG. zu Roſtock (1. Sen.) v. 10. März 1913 i. S. B. 

w. F. Fo. 193/11. Kn. 


50. Begriff der „anderen Urkunden“ im Wiederaufnahmeverfahren. 
Vgl. 39 Nr. 65; 62 Nr. 267; 69 Nr. 259. 
3 PO. 5 580 7d. 
Die Parteien hatten ſich am 9. März 1909 verheiratet, ſich aber ſchon nach 
2 Monaten getrennt. Am 7. Juli 1910 erhob die Frau von J. aus, wohin 
ſie gezogen war, Klage auf Wiederherſtellung der ehelichen Gemeinſchaft 
Der Beklagte bat zwar um Abweiſung der Klage, jedoch ohne . Begrün⸗ 
Seuffert! Archiv 70. 8. Folge Bd. 15 Heft 2. 


82 50. Wiederaufnahme des Verfahrens. 


dung. Dem Urteil auf Wiederherſtellung leiſtete der Ehemann keine Folge, 
ſo daß nach Ablauf des Jahres die Ehe geſchieden und er für den allein ſchuldigen 
Teil erklärt wurde, nachdem er im Prozeſſe nicht beſtritten hatte, daß die 
Vorausſetzungen des § 15671 BGB. vorlägen. Im September 1913 erfuhr 
nun der Ehemann zufällig, daß ſeine Frau ein kleines Kind bei ſich habe. Er 
fragte am 24. September bei dem Einwohnermeldeamt in J. an, wie das 
Kind heiße. Am 30. September erhielt er den Beſcheid, daß das Kind ſeinen 
Namen trage. Die darauf von ihm beſtellte Geburtsurkunde ergab, daß dieſes 
Kind von ſeiner Frau am 18. März 1911 geboren war. Der Ehemann focht 
alsbald die Ehelichkeit dieſes Kindes an; in dieſem Verfahren bekundete die 
Mutter des Kindes als Zeugin, daß ſie es nicht von ihrem früheren Manne 
empfangen habe. — Der Ehemann nahm nun das Verfahren in der Klage auf 
Wiederherſtellung der ehelichen Gemeinſchaft und in der Scheidungsklage 
wieder auf, beantragte beide Urteile aufzuheben und die Klagen abzuweiſen; 
zugleich erhob er Widerklage mit dem Antrage, die Ehe zu ſcheiden und ſeine 
Frau für allein ſchuldig zu erklären. Er vertrat die Anſicht, daß die Geburts⸗ 
urkunde in beiden Prozeſſen eine ihm günſtigere Entſcheidung herbeigeführt 
haben würde, wenn er ſich ihrer ſchon damals als Beweismittels hätte bedienen 
können. In beiden Prozeſſen ſei unſtreitig geweſen, daß ſchon ſeit Mai 1909 
keine häusliche Gemeinſchaft mehr zwiſchen ihnen beſtanden habe, das Kind, 
deſſen Empfängniszeit zwiſchen dem 20. Mai und 18. September 1910 liege, 
könne alſo offenbar nicht von ihm empfangen ſein. — Die Reſtitutionsklage 
wurde indes in beiden Inſtanzen als unzuläſſig verworfen. Aus den Gründen 
des Ber.⸗Urteils: 

„Das Protokoll über die Vernehmung der Ehefrau in dem Prozeß gegen 
das Kind kann zur Begründung der Reſtitutionsklage ſchon deshalb nicht be⸗ 
nutzt werden, weil es an die Stelle der unmittelbaren Vernehmung der Zeugin 
in dieſem Prozeß treten würde, das Bekanntwerden neuer Zeugen vermag 
aber jene Klage nicht zu rechtfertigen. Dazu kommt, daß das Protokoll erſt nach 
Beendigung der beiden Eheprozeſſe aufgenommen worden iſt. Die Faſſung 
des § 5807 (‚auffindet oder zu benutzen in Stand geſetzt wird“, in Verbindung 
mit den Worten , welche ... herbeigeführt haben würde“) läßt aber erkennen, 
daß die Urkunde, wenn auch dem Reſtitutionskläger unbekannt, bereits bei 
Erlaſſung des erſten Urteils vorhanden geweſen ſein muß, daß alſo Urkunden, 
die erſt ſpäter entſtehen, zur Begründung einer Reſtitutionsklage unverwertbar 
find (RCEntſch. 48, 384). Daraus ergibt ſich, daß das Verfahren auf Wieder⸗ 
herſtellung der ehelichen Gemeinſchaft, in welchem das Urteil bereits am 
26. Auguſt 1910 rechtskräftig geworden iſt, nicht auf Grund der Urkunde wieder 
aufgenommen werden kann, die erſt am 21. März 1911 errichtet wurde. 

Der Wiederaufnahme des Scheidungsprozeſſes aus dem Jahre 1911 
ſteht nun nicht entgegen, daß es dem Ehemann in erſter Linie nicht auf die 
Beibringung eines neuen Beweismittels für die Geburt des Kindes, ſondern 
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auf die Verwertung einer neuen, durch dieſe Urkunde zu beweiſenden Tatſache 
ankommt, die ihm vorher unbekannt war und deshalb von ihm nicht geltend 
gemacht worden iſt. Wie nämlich das Reichsgericht (Entſch. 35, 40948, 384) 
zutreffend entſchieden hat, ſteht es mit dem Sinn und dem Wortlaut des Ge⸗ 
ſetzes im Einklang, auch die Beibringung eines urkundlich beweisbaren, neuen 
Angriffs — oder Verteidigungsmittels durch die Urkunde zuzulaſſen. 

Auch der Umſtand, daß die Eintragungen im Geburtsregiſter der allge⸗ 
meinen Kenntnisnahme offenſtehen, ſchließt ihre Verwendbarkeit zur Begrün⸗ 
dung einer Reſtitutionsklage nicht notwendig aus. Allerdings hat das Reichs⸗ 
gericht in mehreren Entſcheidungen (Entſch. 48, 375; 59, 413) ausgeſprochen, 
man könne von öffentlich zugänglichen Urkunden, wie einer Patentſchrift oder 
einer Gebrauchsmuſteranmeldung begrifflich nicht ſagen, ſie ſei zeitweilig 
nicht bekannt, nicht auffindbar, verborgen oder ſonſt nicht benutzbar“ geweſen. 
Dieſer Grundſatz mag für die vom Reichsgericht entſchiedenen Fälle zutreffen; 
für den vorliegenden Tatbeſtand paßt er jedenfalls nicht. Wenn nämlich 
der Kläger von dem Vorhandenſein der Geburtsurkunde keine Kenntnis hatte, 
war er auch nicht imſtande, ſie zu benutzen, obwohl ſie der Einſichtnahme jedes 
Intereſſenten offenſtand. Mehr als dieſe ſubjektive Unfähigkeit zur Benutzung 
der Urkunde verlangt aber das Geſetz nach Sinn und Wortlaut nicht. Es kann 
dem Kläger auch nicht etwa nach § 582 ZPO. zum Verſchulden angerechnet 
werden, daß er die Urkunde nicht ermittelt hat, ſolange er von dem Geburts⸗ 
fall keine Kenntnis hatte und haben konnte. ö 

Die Verwerfung der Klage iſt jedoch um deswillen gerechtfertigt, weil 
nur ſolche Urkunden das Verfahren begründen können, die eine günſtigere 
Entſcheidung herbeigeführt haben würden“, und zwar entweder für ſich allein 
oder doch im Zuſammenhang mit den Beweisergebniſſen des früheren Ver⸗ 
fahrens. Bildet die Urkunde nur ein Indiz, das in Verbindung mit anderen 
neu zu erhebenden Beweiſen Bedeutung gewinnen könnte, ſo vermag ſie das 
Wiederaufnahmeverfahren nicht zu begründen. Im vorliegenden Fall aber 
hat die Urkunde nur die Bedeutung eines ſolchen unſelbſtändigen Indizes. Für 
ſich allein beweiſt ſie nur, daß die Beklagte während des Beſtehens der Ehe 
ein Kind geboren hat, womit natürlich für den Beweis des Ehebruchs noch 
nichts gewonnen iſt. Durch die beiden Vorprozeſſe iſt aber lediglich dargetan, 
daß während der Empfängniszeit unter den Parteien keine häusliche Gemein⸗ 
ſchaft beſtanden hat. Hierdurch iſt aber die Möglichkeit, daß der Kläger das 
Kind erzeugt haben könnte, noch nicht ausgeſchloſſen. Selbſt wenn alſo die 
Geburtsurkunde im Vorprozeß vorgelegen hätte, wäre eine weitere Beweis⸗ 
erhebung über den angeblichen Ehebruch unumgänglich geweſen. Die Er⸗ 
gebniſſe des ſpäteren Perſonenſtandsprozeſſes aber könnten zur Begründung 
des vorliegenden Verfahrens nicht verwandt werden.“ 

Urteil des OLG. zu Frankfurt a. M. (1. e v. 7. Juni 1914 i. S. 


B. w. B. 1 U. 123/14. K. 
nn 6-— 


84 51. Einſtweilige Verfügung. 


51. Einſtweilige Verfügung, Begriff des Gerichts der Bauptfache*. 
Unlauterer Wettbewerb durch Bezeichnung des Geſchäfts als Münchener 
Reformhaus. 

Vgl. 66 Nr. 129 m. N. 

N ZPO. 5 943. — Unl WG. $ 16. 

Auf Antrag der off. Handelsgeſellſchaft Reformhaus München P. & Co. 
(Klägerin) wurde der Geſellſchaft m. b. H. Th. in L. (Beklagten) durch 
einſtweilige Verfügung des LG. München, wo die Hauptſache anhängig 
war, bei Geldſtrafe verboten, ſich im geſchäftlichen Verkehr der Bezeichnung 
Münchener Reformhaus zu bedienen. Dieſe Verfügung wurde im Wider⸗ 
ſpruchsverfahren aufrechterhalten. Die Berufung der Beklagten wurde 
zurückgewieſen. — Aus den Gründen: 

1. Zunächſt iſt der Angriff unhaltbar, den die Beklagte gegen die 
örtliche Zuſtändigkeit des LG. München richtet. Auch bei Anſprüchen aus 
dem UnlWGeſetz gilt die Beſtimmung des § 937 ZPO., daß für die 
Erlaſſung einſtweiliger Verfügungen das Gericht der Hauptſache i. S. des 
§ 943 ZPO. zuſtändig iſt. Eine Beſonderheit enthält das UnlWGeſetz in 
§ 25 lediglich hinſichtlich der hier nicht in Frage kommenden Zuſtändigkeit 
des Amtsgerichts. Iſt die Hauptſache, d. i. der Anſpruch, der durch die 
einſtweil. Verfügung geſichert werden ſoll, bereits anhängig, ſo iſt das 
Gericht, bei dem dieſer Rechtsſtreit ſchwebt, Gericht der Hauptſache nach 
§ 943 und als ſolches gemäß $ 937 für das Verfahren über die einſtweil. 
Verfügung zuſtändig. Ob es für die Hauptſache wirklich zuſtändig iſt, 
hat auf die Frage, ob es als Gericht der Hauptſache zu gelten hat, 
keinen Einfluß, ſolange nicht in dem Rechtsſtreit über die Hauptſache die 
Unzuſtändigkeit rechtskräftig ausgeſprochen iſt. Deshalb iſt in dem Ver⸗ 
fahren über die einſtweil. Verfügung eine Prüfung der Zuſtändigkeit für 
die Hauptſache ausgeſchloſſen. Die bloße Rechtshängigkeit der Hauptſache 
begründet die Zuſtändigkeit für die einſtweil. Verfügung; 

RGEntſch. 40, 377; 50, 346 (in Seuff A. 58 Nr. 114); OL GRſpr. 21, 100 (Beſchl. 
des 3. Ziv.⸗Sen. des OLG. München v. 9. April 1910); SeuffA. 66 Nr. 129; 
Gaupp⸗Stein ZPO. 5 919 Bem. 2. 

Im vorliegenden Fall war die Hauptſache, nämlich der auf § 16 Abſ. 1 
UnlWG. geſtützte Unterlaſſungsanſpruch der Klägerin gegen die Beklagte, 
bei dem Landgericht M. in dem Zeitpunkt anhängig, als dieſes über die 
Beſtätigung oder Aufhebung der einſtweil. Verfügung durch Urteil zu ent⸗ 
ſcheiden hatte. Das genannte Gericht war alſo in dem maßgebenden 
Zeitpunkt Gericht der Hauptſache nnd deshalb zur Entſcheidung über die 
einſtweil. Verfügung zuſtändig. Ob es dieſe Zuſtändigkeit ſchon bei Er⸗ 
laſſung der einſtweil. Verfügung beſaß, iſt ohne Belang; denn ausſchlag⸗ 
gebend iſt der Sachſtand zur Zeit des Schluſſes der mündlichen Ver⸗ 
handlung, auf die das Urteil ergeht; 

Seuff A. 66 Nr. 129; RGeEntſch. 52, 136 (SeuffA. 58 Nr. 177). 
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2. Mit Recht hält das LG. auch die tatſächlichen Vorausſetzungen 
eines Unterlaſſungsanſpruchs nach $ 16 Abſ. 1 UnlWG. für genügend 
glaubhaft gemacht. Daß die Worte „Reformhaus München“ eine Gattungs⸗ 
bezeichnung darſtellen, iſt nicht richtig. Die Beklagte hat für dieſe Be⸗ 
hauptung auch nichts beigebracht. Daß in München vor der Klägerin 
ſonſt jemand jene Bezeichnung für ſein Geſchäft geführt habe, iſt von 
der Beklagten nicht dargetan und auch nicht unter Beweis geſtellt. Gleich⸗ 
gültig iſt, ob in andern Städten die Beklagte oder Dritte das Wort 
Reformhaus in Verbindung mit dem Namen der betreffenden Stadt zur 
Bezeichnung ähnlicher Geſchäfte unbeanſtandet verwenden. Es kann eben 
ſein, daß dort Andre das Recht zur Benutzung jener Geſchäftsbezeichnung 
beſitzen; das ſchließt aber nicht aus, daß in München kraft der Priorität 
des Gebrauchs das Benutzungsrecht ſich im Beſitze der Klägerin befindet. 

Für die Anwendung des $ 16 Abſ. 1 UnlWG. iſt nicht erforderlich, daß 
die Verwechſelung mit der Geſchäftsbezeichnung der Klägerin in der Abſicht der 
Beklagten liege oder irgendwie auf ihr Verſchulden zurückzuführen ſei. Es 
kommt nur darauf an, ob objektiv eine Verwechſelungsgefahr beſteht. Daß 
eine ſolche Gefahr vorhanden iſt und auch nicht durch die Verbindung mit 
der Firma oder Teilen der Firma der Beklagten hintangehalten wird, hat 
der 1. Richter eingehend und richtig dargelegt. Übrigens wird ſich die 
Behauptung der Beklagten, ſie habe ohne Kenntnis von dem Beſtehen und 
dem Sitze des Geſchäfts der Klägerin gehandelt, nicht aufrechthalten laſſen 
angeſichts der unbeſtrittenen Tatſache, daß die Streitteile noch vor kurzer 


Zeit mit einander in Geſchäftsverbindung geſtanden haben. — — —“ 
Urteil des OLG. München (1. Sen.) v. 29. Dez. 1913 i. S. Reform⸗ 


haus M. w. Th. L. 758/13. P. 


52. Ablehnung der Erfüllung eines Kaufvertrages durch den Honkurs⸗ 
verwalter; kann der Gemeinſchuldner auf Erfüllung Magen? 
Vgl. 48 Nr. 79; 54 Nr. 133; 61 Nr. 192. 

KO. $ 17. 

Die Parteien hatten am 24. Juni 1911 einen Vertrag dahin abgeſchloſſen, 
daß der Beklagte vom Kläger 30 Fahrräder zu je 110, fohin zum Geſamt⸗ 
preis von 3300. kaufte und ſich verpflichtete, dieſe Räder gegen Nachnahme 
von 1650.“ an der Station Str. in Empfang zu nehmen und den Reſtkauf⸗ 
preis von einer Darlehnsſchuld des Klägers in Abrechnung zu bringen. Auf 
Grund dieſes Vertrags beantragte der Kläger, nachdem über ſein Vermögen 
Konkurs eröffnet worden war, den Beklagten zu verurteilen, die 30 Fahr⸗ 
räder zum Preiſe von je 110 gegen Einlöſung einer Nachnahme von 1650. 
am Bahnhof in Str. in Empfang zu nehmen und die andre Hälfte des Kauf⸗ 
preiſes an der Darlehnsforderung in Abrechnung zu bringen. — Die Klage 
wurde in beiden Inſtanzen abgewieſen. Aus den Gründen des Ber. ⸗Urteils: 


86 53. Konkurs; Anfechtung. 


„Der Kaufvertrag v. 24. Juni 1911, auf den ſich die Klage ſtützt, war zur 
Zeit der Konk.⸗Eröffnung über das Vermögen des Klägers beiderſeits noch 
nicht erfüllt. Der Konk.⸗Verwalter hat die Erfüllung abgelehnt. Die Ent⸗ 
ſcheidung des Konk.⸗Verwalters für die Ablehnung der Erfüllung eines noch 
nicht vollzogenen zweiſeitigen Vertrages hat — mindeſtens im Regelfall — 
die Wirkung, daß von da ab auch der Gemeinſchuldner nicht mehr die Erfüllung 
dieſes Vertrags von dem Vertragsgegner verlangen kann; 

RGeEntſch. 41, 133 (in Seuffü. 54 Nr. 133); Jaeger KO. $ 17 Bem. 50. 51. 

Der vom Beklagten vorgebrachte Einwand, daß im gegebenen Falle der 
Gemeinſchuldner Verkäufer und nicht Käufer ſei, iſt nicht zutreffend; die 
vorerwähnte Rechtsfolge tritt für jeden zweiſeitigen nicht erfüllten Vertrag 
ein. Der hierfür ausſchlaggebende Grund, daß dem Vertragsgegner nicht zu⸗ 
gemutet werden kann, dem Gemeinſchuldner gegenüber trotz der Erfüllungs⸗ 
ablehnung des Konk.⸗Verwalters ferner noch ‚im Engagement zu bleiben‘ 
(RGEntſch. 41, 133) trifft auch für den Fall zu, daß der Gemeinſchuldner 
Verkäufer iſt. Dieſe Bindung iſt für den Vertragsgegner des Gemeinſchuldners 
als Verkäufer nicht weniger läſtig und ſeine Rechte gefährdend als wenn 
der Gemeinſchuldner Käufer war; auch hier hat der Vertragsgegner das gleiche 
Intereſſe, einem in der Verfügung über ſein Vermögen nicht beſchränkten Ver⸗ 
käufer gegenüber zu ſtehen, wie dort einem ſolchen Käufer. 

Die vom Beklagten für ſeine Meinung angeführte Entſcheidung des 
RG. 79, 28 behandelt lediglich die Uberlaſſung eines zur Konk.⸗Maſſe gehörigen 
Vermögensſtücks an den Gemeinſchuldner (88 6. 114 KO.) und die Wirkung 
einer ſolchen Überlaffung auf deſſen Befugniſſe. Für die Aufhebung des An⸗ 
ſpruchs des Gemeinſchuldners aus einem zweiſeitigen noch nicht erfüllten 
Vertrage iſt aber nicht die Freigabe dieſes Anſpruchs ſeitens des Konk.⸗Ver⸗ 
walters als ſolche der dieſe Aufhebung begründende Umſtand, ſondern die mit 
dieſer Freigabe erfolgte Erklärung des Konk.⸗Verwalters, den gegenſeitigen 
Vertrag für die Konk.⸗Maſſe nicht erfüllen zu wollen. Hier entläßt der Konk.⸗ 
Verwalter kein Stück des Aktivvermögens aus der Maſſe, ſondern er befreit 
dieſe von einer Vertragsverpflichtung, die ſie ſonſt, wenn auch gegen eine 
ſolche des andern Vertragsteils zu leiſten hätte (Jaeger KO. 917 Bem. 30. 
40. 45; $6 Bem. 43; 8 10 Bem. 15. 31—33). 

Es mag überdies mit dem Beklagten dahingeſtellt bleiben, ob dann, 
wenn der Gemeinſchuldner bereits Mittel zur Erfüllung ſeiner Vertragsleiſtung 
beſitzt, die vorangeführte Wirkung der Erfüllungsablehnung ſeitens des Konk.⸗ 
Verwalters nicht einträte. Jedenfalls muß in dieſem Fall der Gemeinſchuldner 
ſeine Vertragsleiſtung zu machen tatſächlich imſtande ſein, nicht nur die Möglich⸗ 
keit ihrer Erfüllung in Ausſicht ſtellen. Der die Abnahme verlangende Ver⸗ 
käufer beim Gattungskauf, wie hier, muß die dem Käufer zu liefernde Ware 
ſchon angeſchafft und zu deſſen Verfügung in ſeinem Beſitze bereit haben; 
hierfür genügt nicht die Möglichkeit, die Ware erſt ſich zu verſchaffen (RGeEntſch. 
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56, 173). In dieſem Sinne die zur Erfüllung feiner Vertragsleiſtung bereiten 
Mittel, nämlich die vom Beklagten zur Abnahme verlangten Fahrräder zu 
beſitzen, hat der Kläger ſelbſt nicht behaupten können. Deshalb iſt für den Kläger 
im gegebenen Falle die Regelwirkung der Erfüllungsverweigerung ſeitens 
des Konk.⸗Verwalters als eingetreten zu e und ſeine Klage aus dieſem 
Grunde nicht gerechtfertigt.“ 

Urteil des OLG. München (3. Sen.) v. 18. Dez. 1913 i. S. F. w. H. 

L. 114/1913. P. 


— — — 


53. Honkursrechtliche Anfechtung einer Pfändung; die Kenntnis des 
Gerichtsvollziehers von der Fahlungseinſtellung iſt unerheblich. 
Vgl. 58 Nr. 159 m. N. 

KO. 5 80%; BGB. $ 166. 

— — — Die Entſcheidung hängt davon ab, ob der pfändende Gerichts⸗ 
vollzieher B. nach dem § 166 BGB. als ein „Vertreter“ der Beklagten anzuſehen 
ſei, deſſen Kenntnis von der Zahlungseinſtellung einer Kenntnis der Beklagten 
ſelbſt gleichzuſtellen wäre. In dieſer Beziehung hatte der Kläger in der Vor⸗ 
inſtanz behauptet, der Gemeinſchuldner habe am 29. März 1912, als ihm 
der Ger.⸗Vollzieher ſeinen Auftrag zur Pfändung mitteilte, erwidert, wenn 
jetzt gepfändet würde, müſſe er Konkurs anmelden. Es kann dahingeſtellt 
bleiben, ob dieſe Außerung für ſich allein und ohne das Hinzutreten der Pfän⸗ 
dung ſelbſt, alſo auch für den Fall des ſpäteren Unterbleibens der Pfändung, 
die Annahme einer Zahlungseinſtellung begründen würde oder ob nicht viel⸗ 
mehr die Pfändung als die Urſache der Zahlungseinſtellung anzuſehen und 
hieraus zu folgern wäre, daß die Pfändung nicht „nach der Zahlungseinſtel⸗ 
lung“ erfolgt ſei. Denn dem Ber. Richter ift darin beizutreten, daß der Ger.⸗ 
Vollzieher als Vertreter des Gläubigers bei der Pfändung i. S. des $ 166 BGB. 
nicht anzuſehen iſt. 

Das Reichsgericht hat, im weſentlichen in Übereinſtimmung mit den 
juriſtiſchen Schriftſtellern, unter denen freilich auch vereinzelt die entgegen⸗ 
geſetzte Meinung vertreten wird, durch die Urteile verſchiedener Senate in 
ſtändiger Rechtſprechung dargetan, daß das Wiſſen des mit der Pfändung 
beauftragten Ger.⸗Vollziehers um die Zahlungseinſtellung oder um den Antrag 
auf Eröffnung des Konkurſes als das Wiſſen eines rechtsgeſchäftlichen Ver⸗ 
treters nicht anzuſehen und daher in ſeinen Wirkungen dem eigenen Wiſſen 
des nen Gläubigers nicht gleichzuſetzen ſei; 

RGeEntſch. 9, 361 (SeuffA. 39 Nr. 70); Urt. v. 23. März 1887, III. 317/86; 


Bolze Pr. 4 Nr. 1519; RGeEntſch. 16, 406 (Seuff A. 42 Nr. 204); Gruchots Beitr. 
44, 1204. 1206. 


Auf die in dieſen Urteilen enthaltene Begründung des Standpunkts des 
Reichsgerichts kann hier verwieſen werden. Ein Zweifel daran, daß dieſer 
Standpunkt dem Geſetze entſpricht, läßt ſich ſchon gegenüber der Erwägung 
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nicht aufrechterhalten, daß der geſetzgeberiſche Zweck der Vorſchrift, die Kennt⸗ 
nis des Konk.⸗Gläubigers von der bereits erfolgten Zahlungseinſtellung mache 
die Vollſtr.⸗Handlung zu einer anfechtbaren, offenbar der iſt, zu verhindern, 
daß nach der Zahlungseinſtellung der einzelne Gläubiger zum Schaden der 
übrigen noch eine Sonderbefriedigung zu erlangen ſucht. Der Geſetzgeber 
nimmt an, daß der anſtändig und gerecht denkende Gläubiger bei Kenntnis 
von der Zahlungseinſtellung von einem ſolchen Verſuch abſehen wird, und er 
will derartigen Verſuchen dadurch entgegentreten, daß er die an ſich rechts⸗ 
wirkſame Durchführungshandlung der Anfechtung unterwirft. Dieſer Zweck 
würde vereitelt, wenn das Wiſſen des Ger.⸗Vollziehers von der Zahlungs⸗ 
einſtellung für die Frage entſcheidend wäre, ob die Vollſtr.⸗-Handlung der 
Anfechtbarkeit unterliegt; denn der Ger.⸗Vollzieher iſt amtlich verpflichtet, 
die Vollſtreckung auch dann zu bewirken, wenn er weiß, daß die Zahlungs⸗ 
einſtellung bereits erfolgt iſt. Er macht ſich verantwortlich, wenn er die Voll⸗ 
ſtreckung unterläßt und hinterher durch Beſeitigung der Zahlungseinſtellung, 
Nichtſtellung des Eröffnungsantrags ꝛc. der Ausbruch des Konkurſes verhindert 
wird. Die Entſcheidung des Streits darüber, ob die Vollſtreckung in ihren 
Wirkungen aufrechtzuerhalten ſei, hat er den ſachlich beteiligten Parteien zu 
überlaſſen. 

Der vorbezeichnete Standpunkt der Rechtſprechung iſt durch den Beſchluß 
der vereinigten Zivilſenate des Reichsgerichts v. 2. Juni 1913 (RGeEntſch. 
82, 85) nicht erſchüttert. In dem Beſchluſſe ſelbſt iſt ausdrücklich anerkannt, 
daß durch ihn darüber nichts entſchieden werde, ob der Ger.⸗Vollzieher bei 
der Vornahme von Vollſtr.⸗Handlungen als Vertreter des Gläubigers i. S. 
der 88 164 ff. BGB. anzufehen ſei. Zwar haben der 6. und der 3. Zivilſenat 
des RG. für das Gebiet des gemeinen Rechts (Entſch. 39, 160 und 43, 180, 
in Seuff A. 53 Nr. 5 und 54 Nr. 199) und auch neuerdings (Entſch. 77, 24) 
für den Bereich des Bürgerl. Geſetzbuchs ausgeſprochen, daß bei der Vornahme 
von Pfändungen und von Vollſtr.⸗Handlungen aus § 897 Abſ. 1 ZPO. der 
böſe Glaube des Ger.⸗Vollziehers hinſichtlich der Begründung des Pfändungs⸗ 
pfandrechts und des Übergangs des Eigentums auf den die Vollſtreckung 
betreibenden Gläubiger deſſen dinglichen Rechtserwerb hindere. Dabei iſt 
aber ſtets ausdrücklich anerkannt worden, daß von dieſen Entſcheidungen die 
Frage nicht berührt werde, ob bei der Anfechtung eines Pfändungs⸗ 
pfandrechts das Wiſſen nur des pfändenden Ger.⸗Vollziehers dem Gläubiger 
ſchädlich ſei. Für die Beantwortung dieſer Frage ſind in der Tat ganz andre 
rechtliche Geſichtspunkte maßgebend. Ob der Entſch. in Bd. 77, 24 beizutreten 
wäre, kann daher unerörtert bleiben. Vielmehr iſt, da dieſe Entſcheidung der 
für das Gebiet der Anfechtbarkeit geltenden bisherigen ſtändigen Rechtſprechung 
nicht entgegenſteht, gemäß der letzteren das Ber.⸗Urteil aufrechtzuerhalten. — — 

Urteil des Reichsgerichts (7. Sen.) v. 12. Mai 1914 in der preuß. 

Sache Konk. T. (Kl.) w. P. (OLG. Stettin). VII. 32/14. 


— — — 
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54. Argliſtige Dorjpiegelung einer Eigenſchaft durch den Bevollmäch⸗ 
tigten des Verkäufers“; der Verkäufer haftet auf das Erfüllungs-**, 
der Bevollmächtigte auf das negative Vertragsintereſſe. 

„Vgl. 66 Nr. 224 m. N.; 69 Nr. 197. — „gl. 63 Nr. 131 m. N.; 65 Nr. 138. 
144; 67 Nr. 199. 

BGB. 899 463. 826. 831. 249. 

Der Kläger forderte von den beiden Beklagten als Geſamtſchuldnern 
250 000 HK Schadenerſatz unter der Behauptung, daß er bei Abſchluß des 
Vertrages v. 24. Auguſt 1907, durch welchen er ſein Grundſtück gegen ein 
dem Beklagten zu 1 gehöriges Berliner Hausgrundſtück vertauſcht hatte, durch 
den Beklagten zu 2, der den Vertrag als Bevollmächtigter des Beklagten 
zu 1 in deſſen Namen abgeſchloſſen hatte, über die Unkoſten des eingetauſchten 
Grundſtücks argliſtig getäuſcht worden ſei. — In 1. Inſtanz war die Klage 
abgewieſen worden und das Ber.⸗Gericht hatte zunächſt die Berufung zurück⸗ 
gewieſen. Nach Aufhebung dieſes Urteils durch Rev.⸗Urteil v. 11. Okt. 1913 
war dann in 2. Inſtanz der Klaganſpruch dem Grunde nach für geredht« 
fertigt erklärt und die Sache zur Verhandlung und Entſcheidung über den 
Betrag an das Landgericht zurückberwieſen worden. Das Reichsgericht hob 
das Ber.⸗Urteil wiederum auf, ſoweit es den Klaganſpruch gegen den Be⸗ 
klagten zu 2 betraf, und verwies inſoweit die Sache an das Ber.⸗Gericht zurück. 
Aus den Gründen: 

„Die Reviſion des Beklagten zu 1 konnte keinen Erfolg haben. Das Ber.- 
Gericht erachtet für erwieſen, daß der Beklagte zu 2 dem Kläger bei Abſchluß 
des Vertrages v. 24. Aug. 1907 Fehler des Berliner Grundſtücks argliſtig 
verſchwiegen habe, und läßt den Beklagten zu 1 wegen dieſer ſeinem Bevoll⸗ 
mächtigten zur Laſt zu legenden Argliſt gemäß § 463 Satz 2 BGB. auf das 
Erfüllungsintereſſe haften. Hierin iſt das Gericht im weſentlichen den 
vom erkennenden Senat in ſeinem Urteil v. 11. Okt. 1913 ausgeſprochenen 
Rechtsgrundſätzen gefolgt, und die Reviſion hat hiergegen auch keine Einwen⸗ 
dung erhoben. Fehlſam iſt es nur, daß das Ber.⸗Urteil von einer Verſchwei⸗ 
gung eines Fehlers des Grundſtücks ſpricht. Verſchwieg der Beklagte zu 2, 
wie das Urteil annimmt, die wirkliche Höhe der Unkoſten des Grundſtücks, 
dann handelte es ſich nicht um einen Fehler der Sache, da die Unkoſten nicht 
als ein Sachmangel angeſehen werden können. Eine unmittelbare Anwend⸗ 
barkeit des § 463 Satz 2 iſt daher auch ausgeſchloſſen. Wohl . iſt deſſen 

Seufferts Archiv 70. 3. Folge Bd. 15 Heft 3. 


90 54. Kauf; argliſtige Täuſchung. 


mittelbare Anwendung nach den vom Ber.⸗Gericht getroffenen Feſtſtellungen 
gegeben, ſo daß das Ergebnis des Urteils ſelbſt keine Anderung zu erleiden 
braucht. Hat nämlich der Beklagte zu 2 über die Höhe der Unkoſten eine falſche 
Verſicherung abgegeben, ſo täuſchte er den Kläger zugleich über die Ertrags⸗ 
fähigkeit des Grundſtücks, da dieſe ſich aus den Grundſtückserträgniſſen und 
anderſeits den Unkoſten zuſammenſetzt, und die Ertragsfähigkeit ſtellt eine 
Eigenſchaft des Grundſtücks dar (RGGEntſch. 54, 222). Demgemäß wäre aber 
davon auszugehen, daß der Beklagte zu 2 dem Kläger eine nicht vorhandene 
Eigenſchaft des Grundſtücks vorgeſpiegelt hat, und daß die Haftung des Be- 
klagten zu 1 mithin aus dieſem Grunde unter entſprechender Anwendung 
des § 463 gegeben iſt: wie bereits in dem Urteile v. 11. Okt. 1913 erwogen 
worden (vgl. RGEntſch. 63, 112: 66, 335, auch in Seuff A. 63 Nr. 131; JW. 
1913, 1979). — — — 

Der Reviſion des Beklagten zu 2 muß Folge gegeben werden. Ihm 
gegenüber können nicht die gleichen Haftungsgrundſätze Platz greifen wie 
dem Beklagten zu 1 gegenüber, und das hat das Ber.-Gericht verkannt. Wird 
nämlich auch an den von ihm getroffenen tatſächlichen Feſtſtellungen feſt⸗ 
gehalten. fo iſt es doch ausgeſchloſſen, den Beklagten zu 2, der den Vertrag 
v. 24. Aug. 1907 nur namens des Beklagten zu 1 abgeſchloſſen hat und daher 
Vertragspartei überhaupt nicht geworden iſt, gleichwohl gemäß § 463 BGB. 
auf das Erfüllungsintereſſe haften zu laſſen. Als Haftungsgrund kann bei 
ihm vielmehr nur die unerlaubte Handlung i. S. des § 826 oder des $ 823 
Abſ. 2 BB. in Verbindung mit $ 263 StGB. in Betracht kommen, und geht 
man davon aus, dann regelt ſich ſeine Verpflichtung lediglich nach dem Grund— 
ſatze des 8 249 BGB., wonach er nur gehalten fein kann, den Zuſtand herzu— 
ſtellen, der für den Kläger dann beſtände, wenn ſich der Beklagte zu 2 der 
argliſtigen Täuſchung des Klägers nicht ſchuldig gemacht hätte. Nun iſt es 
aber denkbar, daß der Kläger auch von dieſem Geſichtspunkt aus Entſchädigung 
in Geld fordern könnte, ſofern er nämlich nachwieſe, daß das Tauſchgeſchäft 
auch dann zuſtande gekommen wäre, und zwar zu günſtigeren Bedingungen 
für den Kläger, wenn der Beklagte zu 2 die von ihm geforderte Auskunft 
redlich erteilt hätte. Denn unter ſolchen Vorausſetzungen diente die Erſatz⸗ 
leiſtung des Beklagten zu 2 lediglich dazu, den Kläger wirtſchaftlich in die 
Lage zu verſetzen, in der er ſich befände, wenn er das Tauſchgeſchäft infolge 
der Redlichkeit des Zweitbeklagten zu den ihm vorteilhafteren Bedingungen 
abgeſchloſſen haben würde (vgl. Warneyer Erg. 1910 Nr. 383 und RGerntſch. 83, 
245). Daß der Regel des § 249 BGB. auch dann genügt iſt, wenn nur in wirt⸗ 
ſchaftlicher Hinſicht die Herſtellung des dort vorgeſehenen Zuſtandes erfolgt, 
iſt feſtſtehender Grundſatz (Entſch. 76, 146, in SeuffA. 66 Nr. 226; JW. 1914, 
1403). Ob nun aber der Kläger dem Beklagten zu 2 gegenüber den vorhin 
vorausgeſetzten Nachweis zu führen vermag, iſt eine offene Frage. Bis jetzt 
fehlt es jedenfalls an allen Grundlagen für ihre Entſcheidung. Soweit es 
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ſich um den Beklagten zu 2 handelt, war deshalb die Zurückverweiſung der 
Sache geboten. 

Selbſtverſtändlich iſt, daß der Kläger mehr, als das Erfüllungsintereſſe 
beträgt, überhaupt nicht beanſpruchen darf, und daß die erörterten Anſprüche 
beider Art auch nicht nebeneinander geltend gemacht werden können. — — —“ 


Urteil = Reichsgerichts (5. Sen.) v. 7. Okt. 1914 in der preuß. Sache 
K. v. S. und G. (Bkl.) w. W. (KG. Berlin). V. 69/14. 


55. Haftung der Eiſenbahn aus dem Beförderungsvertrage für 
erwärmte Wagen. 
BGB. 8 635; HGB. $ 472. 

Die Klägerin iſt in der Nacht vom 28. zum 29. Dez. 1910 mit dem ſog. 
Römerzuge, einem D-Zuge, von Berlin über Probſtzella, Nürnberg, Augs⸗ 
burg, München, Kufſtein in einem Abteil 2. Klaſſe nach Bozen gereiſt. Dort 
iſt ſie erkrankt und hat ihre Abſicht, am 30. Dez. 1910 nach Genua weiter 
zu reiſen, um ſich dort, wie ſie behauptet, mit einer Dame zu treffen, von 
Der ſie als Geſellſchafterin für eine Reiſe nach Agypten angenommen war, 
nicht ausführen können. Die Klägerin führte ihre Erkrankung an Lungen⸗ 
katarrh und Ischias darauf zurück, daß ſie ſich in dem ihr angewieſenen und 
von ihr allein benutzten Abteil eine ſtarke Erkältung zugezogen habe. Das 
Abteil ſei bei der Abfahrt von Berlin gut durchwärmt geweſen, ſie habe Pelz, 
Decken und Kiſſen bei ſich gehabt und ſich zum Schlafen niedergelegt. Als ſie 
am Morgen gegen 6 Uhr erwacht ſei, ſei ſie infolge der von Nürnberg ab im 
Abteil eingetretenen Kälte völlig erſtarrt und linksſeitig faſt wie gelähmt 
geweſen. Die Folgen dieſer Erkältung ſeien nicht gehoben, ſie habe ihre vor- 
läufige völlige Erwerbsunfähigkeit zur Folge gehabt, und Wiederherſtellung 
ſei in abſehbarer Zeit noch nicht zu erwarten. — Für dieſe ſchädlichen Folgen 
des auf der Fahrt eingetretenen Temperaturwechſels machte die Klägerin 
den bayer. Eiſenbahnfiskus u. a. auf Grund des Beförderungsvertrags ver⸗ 
antwortlich und dieſer Anſpruch war in den erſten beiden Inſtanzen dem Grunde 
nach als berechtigt anerkannt worden. Im übrigen aus den Gründen des 
Rev.⸗Urteils, das aufhob und die Sache zurückverwies: 

„— — — Mit dem Beförderungsvertrage übernimmt der Unternehmer, 
wie vom Reichsgericht in zahlreichen Entſcheidungen ausgeſprochen iſt 
(RGeEntſch. 83, 343), die Sorgfaltspflicht, den Fahrgaſt ungefährdet an das 
Reiſeziel zu bringen. Wie dieſe Sorgfaltspflicht zu gewähren iſt, iſt mangels 
beſonderer, die Vertragspflichten des Unternehmers regelnden Vereinbarungen 
nach allgemeinen Rechtsgrundſätzen zu beurteilen. Daraus, daß die Eiſenb.⸗Ver⸗ 
kehrsordnung den Beklagten zur Heizung der der Perſonenbeförderung dienen⸗ 
den Eiſenbahnwagen nicht ausdrücklich verpflichtet, iſt deshalb noch nicht zu 

ir 
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folgern, daß die Beheizung der Wagen zu den Vertragspflichten des Unter⸗ 
nehmers nicht gehöre. Das Ber.-Gericht befindet ſich in Übereinftimmung 
mit der Rechtſprechung des Reichsgerichts, wenn es für den Inhalt und den 
Umfang der Pflichten, die vom Unternehmer durch den Beförderungsvertrag 
übernommen werden, nicht bloß den in der Verkehrsordnung aufgeſtellten 
Normen, ſondern auch dem alle Vertragsverhältniſſe beherrſchenden Grundſatz 
des § 242 BGB. entſcheidende Bedeutung einräumt (RGeEntſch. 69, 362). 
Die Leiſtung iſt ſo zu bewirken, wie Treu und Glauben nach der Verkehrsſitte 
es erfordern. Wenn nun danach das DBer.-Gericht zu der Annahme gelangt 
iſt, bei dem fortgeſchrittenen Standpunkt der heutigen Technik erfordere es 
die Verkehrsſitte, daß den Reiſenden jedenfalls in Zügen, die weite Strecken 
ohne längere Unterbrechung durchfahren, zur Winterzeit erwärmte Wagen zur 
Verfügung geſtellt werden, fo iſt das nicht zu beanſtanden. Die jahrzehnte- 
lang bereits beſtehende Übung, ſolche Züge zu heizen, hat es, obſchon als 
Fahrpreis für den geheizten Zug kein höherer als für den ungeheizten gefordert 
wird, zur Verkehrsſitte gemacht, daß beim Sinken der Außentemperatur bis 
auf ein von den Eiſenbahnverwaltungen in ihren Dienſtinſtruktionen beſtimmtes 
geringſtes Maß oder innerhalb beſtimmter Zeiträume des Jahres jedenfalls 
Fernzüge geheizt werden. Der ſie benutzende Reiſende darf nach der Ver— 
kehrsſitte darauf rechnen, daß ihm, inſoweit die Witterung und der Stand 
der Technik dies geſtatten, ein angemeſſen erwärmtes Abteil zum Aufenthalt 
angewieſen wird. Er will ſo, geſtützt auf die Verkehrsſitte, zur Winterzeit 
den Beförderungsvertrag abſchließen, und der Eiſenbahnunternehmer, welcher 
den Reiſenden in einen mit Heizvorrichtungen verſehenen Zug aufnimmt, 
erkennt damit ſtillſchweigend feine der langjährigen Übung entſprechende Ver— 
tragspflicht an, die Wagen angemeſſen zu erwärmen. 

Was die Reviſion hiergegen anführt, kann als ſtichhaltig nicht angeſehen 
werden. Es iſt bei der vorſtehenden Beurteilung durchaus nicht verkannt, 
daß der Wille und die Verpflichtung der Vertragſchließenden mit Rückſicht 
auf die Verkehrsſitte zu betrachten ſind. Die Verkehrsſitte führt eben dazu, 
daß zur Winterzeit die Verpflichtungen des Eiſenbahnunternehmers weiter— 
gehende ſind als im Sommer. Es handelt ſich bei der Beheizung der Züge 
auch nicht bloß um eine dem Reiſenden gewährte Annehmlichkeit, ſondern, 
wie in Nachtzügen ebenfalls ohne beſonderes Entgelt den Reiſenden Beleuch- 
tung gewährt wird, jo hat die Technik es ermöglicht, daß der Eifenbahnunter- 
nehmer den Fahrgaſt auch gegen Kälteeinwirkung ſchützen kann, und durch 
die Einrichtung heizbarer Wagen wird ein ſolcher Schutz als unter ſeine Sorg— 
faltspflicht fallend anerkannt. Daß damit nicht jede Temperaturſchwankung 
ſchon als Vertragverletzung anzuſehen iſt, liegt ebenſo in der Natur der Sache, 
wie es mit dem Grundſatze des $ 242 BGB. nicht vereinbar iſt, Witterungs⸗ 
einflüſſen Bedeutung auf die Vertragspflicht des Unternehmers zu verſagen. 
Anders aber iſt es, wenn die Beheizung ganz aufhört oder die Wärme ſo herab— 
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ſinkt, daß von einer Beheizung des Wagens nicht mehr die Rede ſein kann. 
In einem ſolchen Falle gehört es zu den Vertragspflichten des Unternehmers, 
für die anderweitige Unterbringung der Inſaſſen eines ſolchen Wagens nach 
Möglichkeit Sorge zu tragen. Wenn es ſich bei einem ſolchen Sinken der 
Temperatur auch nicht, wie z. B. bei Gasausſtrömungen, um eine abſolute, 
jedem Fahrgaſt drohende Gefahr handelt, fällt es doch unter die durch den 
Beförderungsvertrag übernommene Sorgfaltspflicht des Unternehmers, auch 
relativen, für nicht abgehärtete Perſonen beſtehenden Erkältungsgefahren 
vorzubeugen. 

Aus dieſen Geſichtspunkten kann es weiter auch nicht mit der Reviſion 
als zu weitgehend und die Pflichten des Eiſenbahnunternehmers überſpannend 
angeſehen werden, wenn das Ber.⸗Gericht das Zugperſonal für verpflichtet 
erachtet, ſchlafende Reiſende auf ein erhebliches Sinken der Temperatur, auf 
eintretende Kälte in ihrem Abteil aufmerkſam zu machen. Im wachen Zu— 
ſtande kann ſich der Reiſende ſelbſt ſchützen, iſt er in Schlaf ſo verfallen, daß 
er ein auch erhebliches Sinken der Temperatur nicht wahrnimmt, ſo darf er 
nicht ſchutzlos einer plötzlich eintretenden Kälteeinwirkung überlaſſen bleiben, 
die ſeiner Geſundheit ſchädlich werden kann. Daß, wer ſchlafen will, Schlaf- 
wagen benutzen müſſe, iſt als zutreffend nicht anzuerkennen. Dem Ber.⸗Gericht 
iſt beizutreten, wenn es ausführt, daß die Eiſenbahnverwaltung nicht verlangen 
könne und tatſächlich auch nicht verlange, daß die nicht Schlafwagen benutzenden 
Reiſenden ſich während einer Fahrt von vielleicht 24—30 Stunden wach halten 
ſollen, um ihnen drohende Gefahren rechtzeitig zu erkennen. — — — 

Das Ber.⸗Gericht hat nun feſtgeſtellt, daß die Temperatur in dem von 
der Klägerin benutzten Abteil infolge der Zugumſtellung und der mangel⸗ 
haften Heizvorrichtung des Italienerwagens raſch und ſehr ſtark geſunken iſt 
und daß das Zugperſonal dies hat vorausſehen können und vorausgeſehen hat. 
Dieſe Feſtſtellungen rechtfertigen es an ſich, nach dem vorſtehend Erörterten 
eine Verpflichtung des Zugperſonals anzuerkennen, die Klägerin, wenn ſie 
in tiefem Schlafe die eingetretene Veränderung nicht wahrgenommen hat, 
hierauf aufmerkſam zu machen. Der Reviſion iſt auch nicht darin zu folgen, 
daß, weil die Klägerin gebeten habe, ſie nicht zu ſtören und weil ſie mit Decken 
und Kiſſen verſehen geweſen ſei, ihr gegenüber die erörterte Verpflichtung 
des Zugperſonals nicht beſtanden habe. Mit Recht weiſt das Ber.⸗Gericht 
darauf hin, daß der von der Klägerin ausgeſprochene Wunſch, allein zu bleiben, 
für den Fall einer Geſundheitsgefährdung nicht habe gelten ſollen. Es kann 
in der Außerung eines ſolchen Wunſches auch mit der Reviſion kein in Betracht 
kommendes eigenes Verſchulden der Klägerin gefunden werden. Derartige 
Wünſche werden von Reiſenden erfahrunggemäß oft ausgeſprochen, ſie ſind 
eben für die rechtliche Geſtaltung der aus dem Beförderungsvertrage ſich 
ergebenden Rechte und Pflichten völlig bedeutunglos. Der Schaffner iſt in 
dieſer Beziehung bindende Zuſagen zu machen nicht befugt. — — — 
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Zur Aufhebung der Entſcheidung führt aber die Erwägung, daß der 
urſächliche Zuſammenhang zwiſchen dem dem Schaffner zur Laſt gelegten 
Verſchulden und der Erkrankung der Klägerin noch nicht in ausreichender 
Weiſe feſtgeſtellt iſt. Dieſer Zuſammenhang hat zur Vorausſetzung, daß die 
Klägerin, wenn der Schaffner ſie rechtzeitig auf das zu erwartende oder ein⸗ 
getretene Sinken der Temperatur aufmerkſam gemacht hätte, ihr Abteil ver⸗ 
laſſen und einen wärmeren Wagen aufgeſucht haben würde. War aber der 
Wunſch der Klägerin, allein zu bleiben, der ſie überwiegend beſtimmende oder 
ſcheute ſie die mit dem Verlaſſen des Wagens verbundene Unbequemlichkeit, 
wie dies die andern Reiſenden getan haben, dann iſt das Verhalten des 
Schaffners mit der erlittenen Schädigung nicht kauſal. Von einer Feſtſtellung 
nach dieſer Richtung hin kann nicht abgeſehen werden. — — — 

Auch iſt zu Unrecht die Eideszuſchiebung des Beklagten darüber als un⸗ 
zuläſſig zurückgewieſen worden, daß die Klägerin nicht, wie ſie behauptet, 
auf der Strecke Nürnberg Augsburg bis etwa 1, Stunde vor Augsburg ſo 
feſt geſchlafen habe, daß ſie die Kälteeinwirkung nicht bemerkt habe. — — —“ 

Urteil des Reichsgerichts (7. Sen.) v. 10. Juli 1914 in der bayer. Sache 

Bayer. Fiskus (Bkl.) w. W. (OLG. München). VII. 135/14. 


56. Tierhaftung; gemeinſchaftliches Halten von Zuchthunden. 
Vgl. 65 Nr. 72 m. N.; 66 Nr. 235; 67 Nr. 224. 
BGB. $ 833, 

Als B. mit dem Rade an dem Anweſen der Beklagten auf der Straße 
vorbeifuhr, ſprangen ihm zwei Hunde aus dem Hauſe heraus entgegen; fie 
verfolgten ihn, einer lief hart am rechten Pedal vorbei links vor das Vorderrad 
und quer über den Weg; dabei rannte B. an den Hund an und kam zu Fall. 
Der Unfall des B. wurde alſo durch die Hunde, d. i. durch eine willkürliche 
Handlung derſelben, herbeigeführt. Ä 

Mit Recht hat der 1. Richter angenommen, daß die Beklagte gemeinſchaft⸗ 
lich mit ihrem Sohne K. „Halterin“ der fraglichen Hunde war. In ihrem Hauſe 
wurden die Hunde gehalten, von ihr und ihrer Tochter und von K., wenn er 
zu Hauſe war, wurden die Hunde beaufſichtigt; die Beklagte beſorgte die Ver⸗ 
pflegung der Hunde und beſchaffte für die Fütterung die benötigte Milch aus 
ihrem Anweſen; die Hundezucht wurde mit Rückſicht auf den geringen Ver⸗ 
dienſt des K. und auf die beſchränkte wirtſchaftliche Lage der Mutter in grö⸗ 
ßerem Umfange betrieben, mit einem Reingewinn von jährlich 80100 1 
vom jeweiligen Erlöſe aus dem Verkauf von Jungen erhielt die Beklagte 
einen Teil; ſie hat auch ſeinerzeit das Muttertier angeſchafft. Aus all dem 
ergibt ſich, daß die Beklagte im eigenen Intereſſe durch Gewährung von Ob⸗ 
dach und Unterhalt die Sorge für die Hunde, und zwar nicht bloß zu einem 
vorübergehenden Zweck, übernommen hat. Ob ſie mit Geld ihres Sohnes 
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oder in ſeinem Auftrage das Muttertier gekauft hat, und ob ihr Sohn die 
Hunde verſteuert, und die Eigentumsfrage überhaupt iſt nicht von ausſchlag⸗ 
gebendem Belang. Die Beklagte iſt ſohin als Tierhalterin i. S. des § 833 
Satz 1 BGB. anzuſehen. 

Den Entlaſtungsbeweis i. S. des § 833 Satz 2 BGB. hat die Beklagte 
nicht erbracht. Die Hunde wurden täglich um 6 Uhr morgens ins Freie ge⸗ 
laſſen, ſo daß ſie der unmittelbaren Aufſicht der Beklagten und ihrer eben⸗ 
falls und vorwiegend damit betrauten Tochter vollſtändig entzogen waren. — — 
Die Beklagte hatte um ſo mehr Anlaß, die Tiere zu überwachen, als dieſe 
ſchon mehrfach auf der Straße verkehrende Perſonen beläſtigt hatten und in 
der Gegend berüchtigt waren; ſie mußte ſich ſagen, daß Junge von ſcharfen 
Elterntieren höchſtwahrſcheinlich gleich veranlagt ſeien. Inwiefern der Schaden 
auch bei Anwendung der erforderlichen Sorgfalt entſtanden ſein würde, iſt 
nicht abzuſehen.— — — 

Urteil des OLG. München (3. Sen.) v. 2. Juni 1914 i. S. Ortskranken⸗ 

kaſſe M. (Kl.) w. S. L. 438/13. P. 


— 


57. Einheitlichkeit der Rente wegen Erwerbsverluſtes und Bedürfnis- 
mehrung infolge einer Hörperverletzung. 
BGB. $ 843; Haftpfl@. $ 7. 

Der Kläger hat am 15. Okt. 1908 in Berlin durch den Zuſammenſtoß 
der Kraftdroſchke, in der er ſaß, mit einem Motorwagen der verklagten Stra⸗ 
ßenbahngeſellſchaft einen ſchweren Unfall erlitten. Wegen der dadurch ver⸗ 
urſachten Minderung ſeiner Erwerbsverhältniſſe und Vermehrung ſeiner Be⸗ 
dürfniſſe ſowie auf Erſatz der Heilungs⸗ und Pflegekoſten nahm er die Be⸗ 
klagte in Anſpruch; er forderte 3356,50 „ an Heilungs⸗ und Pflegekoſten 
und eine jährliche Rente von 15000 „ bis zum vollendeten 65. Lebensjahre. 
Dieſe Anſprüche ſind rechtskräftig dem Grunde nach für gerechtfertigt erklärt 
worden. In dem Verfahren über den Betrag erhöhte der Kläger ſeine An⸗ 
ſprüche, wogegen die Beklagte die Einrede der Verjährung erhob. Im übrigen 
aus den Gründen des Rev.⸗Urteils: 

„In der Ber.⸗Inſtanz hat die Beklagte den Einwand der Verjährung 
erhoben bezüglich aller Anſprüche, die erſt nach dem Ablauf von zwei Jahren 
nach dem Unfall geltend gemacht worden ſind. Der Kläger, der von der früher 
eingeklagten Rente von 15000 „ auf den Erwerbsverluſt 12000 „, auf die 
Vermehrung der Bedürfniſſe 3000 „ gerechnet hatte, hat zur Begründung 
ſeiner jetzigen höheren Forderung vorgetragen, daß der letztere Betrag ſich 
als viel zu niedrig herausgeſtellt habe und für die Vermehrung der Bedürf⸗ 
niſſe einſchließlich der koſtſpieligen Badereiſen ein jährlicher Betrag von 9750 M 
anzunehmen ſei. Die Beklagte meint, daß es ſich hier um eine Mehrforderung 
Handle, die unter den erhobenen Verjährungseinwand falle. Das Ber.⸗Gericht 
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vertritt demgegenüber die Anſchauung, daß die Verjährungseinrede der Be⸗ 
klagten nur zur Abweiſung aller Anſprüche des Klägers führe, die über die 
Geſamtſumme der Rente nach Betrag und Zeit hinausgehen, welche bis zum 
Ablauf der Verjährungsfriſt erhoben war. Deshalb könne dem Kläger keine 
höhere Rente als 15000 A im Jahre, und dieſe nicht für längere Zeit als bis 
zum Ablauf des 65. Lebensjahres zugeſprochen werden. Dagegen ſei der 
Kläger nicht gehindert, innerhalb der Geſamtſumme die Begründung für die 
Rente derart zu ändern, daß er für die Vermehrung der Bedürfniſſe einen 
höheren, für die Einbuße an Erwerb einen geringeren Betrag einſetze. Der 
höhere Betrag für die Vermehrung der Bedürfniſſe ſei durch die Unbehülflich⸗ 
keit des Klägers infolge des Unfalls tatſächlich gerechtfertigt. 

Mit Unrecht kämpft die Reviſion gegen die Rechtsauffaſſung des Ber.⸗ 
Gerichts an. Es iſt in der Rechtſprechung des Reichsgerichts wiederholt aus⸗ 
geſprochen worden, daß die Rente des 8 843 BGB. ſowohl wie die der 88 3a. 7 
HaftpflG. eine einheitliche Leiſtung iſt, mag fie wegen Aufhebung der Erwerbs⸗ 
fähigkeit oder wegen Vermehrung der Bedürfniſſe oder auf beiden Grundlagen 
gefordert und zugeſprochen werden. Bei der Feſtſetzung der Rente iſt auf 
beide Umſtände Rückſicht zu nehmen. Durch eine anderweitige Verteilung 
unter den beiden Richtungen der Rentenentſchädigung innerhalb der einheit⸗ 
lichen Rentenforderung wird der Anſpruch nicht erweitert; Erwerbsverluſt und 
Bedürfnisvermehrung zuſammengenommen bilden die Grundlage der einen 
Rente; 

vgl. für die Anwendung des Rechtsſatzes beim ReichshaftpflGGeſ. Entſch. 69, 296; 
JW. 1906, 23623; 1914, 40819; i. ü. die in Anm. 206 zu $ 843 BGB. im Komm. 
von RGRäten aufgeführten Entſcheidungen. 
Der Kläger war alſo nicht in Höhe von 3000 „ mit ſeinem Rentenanſpruch 
abzuweiſen, weil das Ber.⸗Gericht auf den Erwerbsverluſt des Klägers nur 
9000 % anſtatt der früher vom Kläger dafür geforderten 12000, dagegen 
auf die Vermehrung der Bedürfniſſe den Reſt der Rente von 15000 K an- 
ſetzt, wofür der Kläger früher nur 3000 % gerechnet hatte. — — —“ 
Urteil des Reichsgerichts (6. Sen.) v. 21. Sept. 1914 in der preuß. 
Sache Gr. B. Strb.⸗Akt.⸗Geſ. (TH) w. H. (KG. Berlin). VI. 217/14. 


58. Sicherungsübereignung eines Warenlagers; Vereinbarung eines 
kommiſſionsähnlichen Derhältniffes. 
Vgl. 67 Nr. 259 m. N.; 68 Nr. 173. 
BOB. 88 930. 868. 

Der Gaſthofbeſitzer W. ſchuldete dem Kläger aus Darlehn eine größere 
Summe und hatte mit ihm einen notariellen Vertrag geſchloſſen, worin er 
ihm zur Sicherheit das Eigentum an den in einer Anlage verzeichneten Gegen⸗ 
ſtänden und an dem geſamten gegenwärtig in feinem Beſitz befindlichen Lager⸗ 
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vorrat von Weinen und Spirituoſen jeder Art übertrug. Der Kläger erklärt 
in dem Vertrage, daß er hiermit in aller Form Rechtens das Eigentum dieſer 
Gegenſtände ergreife, jedoch den Beſitz leihweiſe dem Schuldner überlaſſe 
und dieſem auch geſtatte, die Wein⸗ und Spirituoſenvorräte zu veräußern, 
ſoweit ſolche Veräußerung im regelmäßigen Betriebe ſeines Geſchäfts ge⸗ 
ſchehe. W. erklärt ſich mit dieſer Leihe einverſtanden und übernimmt die Ver⸗ 
pflichtung, die geliehenen Gegenſtände auf eigene Rechnung gegen Feuers⸗ 
gefahr zu verſichern; der Anſpruch auf die Verſicherungsſumme ſolle dem 
Gläubiger zuſtehen. W. ſei ferner verpflichtet, die Gegenſtände in gutem wirt⸗ 
ſchaftlichen Zuſtande zu erhalten und beſchädigte, unbrauchbar gewordene 
oder im Betriebe des Geſchäfts veräußerte durch Sachen von gleicher Art und 
gleichem Werte zu erſetzen, die mit der Anſchaffung in das Eigentum des 
Gläubigers treten und gleichfalls dem Leihverhältnis unterliegen ſollten. 

Der Gaſthof des W. kam in Zwangsverwaltung und der Beklagte nahm 
als Zwangsverwalter die Weine ꝛc. in Beſitz. Die Klage auf Herausgabe 
drang in 2. Inſtanz durch. Aus den Gründen: 

„In Übereinſtimmung mit der Praxis des Reichsgerichts und andrer 
Oberlandesgerichte geht der erkennende Senat davon aus, daß die Sicherungs⸗ 
übereignung von Warenlagern mit wechſelndem Beſtande rechtlich möglich iſt; 
ob ein ſolcher Vertrag im einzelnen Falle wegen unſittlicher Verſchleierung 
des im loyalen Geſchäftsverkehr vorausgeſetzten wirklichen Sachverhalts auf 
Grund des § 138 BGB. für nichtig zu erachten ſei, iſt hier nicht zu unterſuchen, 
da dahingehende Behauptungen nicht aufgeſtellt ſind. 

Der erkennende Senat hält anderſeits an der in ſeiner früheren Ent⸗ 
ſcheidung v. 6. Juli 1910 (Seuff A. 66 Nr. 51) ausgeſprochenen Anſicht feſt, 
daß das im notariellen Vertrage als abgeſchloſſen bezeichnete Leihe verhältnis 
an den Vorräten eines Hotels mit Reſtaurationsbetrieb an Weinen, ſonſtigen 
Spirituoſen und andern Getränken rechtlich nicht mit Wirkſamkeit vereinbart 
iſt. Denn wenn auch die Geſtattung der Veräußerung der im Beſitze des 
Veräußerers belaſſenen Sachen der Annahme eines Leiheverhältniſſes nicht 
unbedingt widerſpricht, ſo iſt ein ſolches doch ausgeſchloſſen, wenn es ſich um 
verbrauchbare Sachen handelt, die zum Verbrauch oder zur Veräußerung 
im Geſchäftsbetrieb des Veräußerers beſtimmt ſind. Der Senat hält weiter 
daran feſt, daß auch ein Verwahrungs vertrag nicht gewollt fein kann, weil 
die Vorräte dem bisherigen Eigentümer nicht zur Aufbewahrung, ſondern 
zur Verwertung überlaſſen wurden, und zwar jo, daß er in ſeinem Geſchäfts⸗ 
betriebe im eigenen Namen darüber verfügen ſollte. 

Es war dann jedoch weiter zu prüfen, ob zwiſchen den Vertragsparteien 
ein andres, ähnliches Rechtsverhältnis ($ 868 BGB.) vereinbart ſei, vermöge 
deſſen der Kläger den mittelbaren Beſitz an dem Weinlager erlangt habe; dies 
mußte ein individuell und konkret beſtimmtes ſein, durch das eine Verwal⸗ 
tungspflicht des unmittelbaren Beſitzers begründet wurde (RGEntſch. 49, 173), 
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es war aber nicht erforderlich, daß es unter einen der benannten Verträge 
fiel. Dabei kam es auch nicht auf die von den Parteien gebrauchten Aus- 
drücke, ſondern auf ihren wirklichen, aus den Umſtänden zu ermittelnden 
Willen an, 

58 133. 157 BGB.; RG. bei Warneyer ErgBd. 1910 Nr. 246; 1913 Nr. 200. 201, 
und bei der Auslegung des Vertrages konnten auch die mündlichen Verein⸗ 
barungen der Vertragsparteien verwertet werden, ſoweit die Urkunde nicht 
mit ihnen in Widerſpruch ſteht (RGentſch. 62, 49). Für eine Auslegung 
würde es nur dann an jeder Möglichkeit fehlen, wenn der Wortlaut der Ver⸗ 
tragsurkunde völlig klar und unzweifelhaft wäre und einen Zweifel über den 
Sinn des darin Erklärten nicht übrig ließe. Das iſt aber hier nicht der Fall. 
Vielmehr laſſen die Beſtimmungen der Urkunde es zweifelhaft erſcheinen, 
welcher Art das von den Parteien zum Zweck der Sicherheitsübereignung 
vereinbarte Rechtsverhältnis ſein ſollte. In betreff der mündlichen Verein⸗ 
barungen war die Ausſage des Gaſthofbeſitzers W. grundleglich zu machen. 
W. hat ausgeſagt: er habe mit dem Kläger vereinbart, daß er das Weinlager 
„kommiſſionsweiſe'“ in ſeinem Beſitz behalten ſollte, bis er das Darlehn 
zurückgezahlt hätte; der Einkauf und Verkauf ſei ihm überlaſſen, er habe jedoch 
auf das Darlehn abzahlen ſollen was er laut Buch übrig haben würde; es 
ſei beredet, daß alle 2—3 Monate eine Abrechnung ſtattfinden ſolle; dem 
Notar ſei die Abrede mitgeteilt, auch erklärt, daß er, W., über das Weinlager 
frei müſſe verfügen können und es ihm vom Kläger nicht geſperrt werden 
dürfe; in betreff der Abzahlungen ſei dem Notar geſagt, der Kläger werde 
zu W. kommen, ſie würden abrechnen und der Kläger würde dann den Über- 
ſchuß erhalten. 

Darnach iſt im vorliegenden Falle — entgegen dem früher entſchiedenen — 
für erwieſen zu erachten, daß der Gaſthofbeſitzer W. den Wein für den Kläger 
verkaufen und den Erlös an ihn abführen ſollte, es war mithin, wenn auch 
vielleicht kein eigentliches Kommiſſionsgeſchäft, ſo doch ein ähnliches Rechts⸗ 
verhältnis verabredet, das eine Verwaltungspflicht des W. in betreff der in 
ſeinem Beſitze befindlichen Getränke begründete. Wenn es tatſächlich in der 
Zeit vom 14. März bis 29. Juli 1913 zu einer Abrechnung nicht gekommen 
iſt, ſo ſteht das der als erwieſen erachteten Vereinbarung der Abrechnung 
nicht entgegen. Auch die Ernſtlichkeit der Eigentumsübertragung kann nicht 
in Zweifel gezogen werden, fie ergibt ſich ſchon aus dem Sicherungszweck 
zur Genüge. Gegen die Verwaltungspflicht und ein kommiſſionsähnliches 
Verhältnis ſpricht nicht entſcheidend, daß W. die Gegenſtände auf eigene 
Rechnung gegen Feuersgefahr zu verſichern hatte (vgl. RG. bei Warneyer 
Erg Bd. 1913 Nr. 201), auch nicht, daß in dem notariellen Vertrage über die 
Abrechnung ausdrücklich nichts geſagt und nur beſtimmt war, daß veräußerte 
Sachen durch ſolche von gleicher Art und gleichem Werte zu erſetzen ſeien; 
die Abrechnungspflicht war ſtillſchweigend damit vereinbart, daß W. zur Ver⸗ 
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äußerung in ſeinem Geſchäftsbetriebe für befugt erklärt war, ohne hinzu⸗ 
zufügen, daß die Veräußerung auf ſeine Rechnung geſchah, und damit, daß 
das Verhältnis, wenn auch unzutreffend, als Leihe bezeichnet wurde; mit 
dieſem Worte ſollte den Umſtänden nach der Parteiwille, der auf Veräußerung 
für Rechnung des Klägers ging, Ausdruck finden. 

Es ergibt ſich ferner aus dem Vertrage, daß das Rechtsverhältnis zwiſchen 
dem Kläger und W. in betreff der veräußerten Getränke nach dem Willen der 
Parteien als eines Tages zu Ende gehend gedacht war, W. alſo nur auf Zeit 
dem Kläger gegenüber zum Beſitze berechtigt und verpflichtet war; § 4 enthält 
Beſtimmungen über die friſtloſe Kündigung des Klägers, insbeſondere falls W. 
nicht pünktlich die fälligen Zahlungen entrichtete oder die ſonſtigen ihm dem 
Kläger gegenüber obliegenden Verpflichtungen nicht erfüllte. 

Ohne Bedeutung iſt im vorliegenden Falle, inwieweit W. das Eigentum 
an Erſatzſtücken für den Kläger erworben haben würde. Der Beklagte hat 
ſelbſt erklärt, daß W. Erſatzſtücke nicht angeſchafft habe, auch der Kläger hat 


Gegenteiliges nicht behauptet. — — —“ 
Urteil des OLG. zu Roſtock (2. Sen.) v. 1. April 1914 i. S. L. w. K. Lo. 
178/14. Kn. 


59. Erbbaurecht oder deutſchrechtliche Grunddienſtbarkeit des 
Kellerrechts d 
Vgl. 6 Nr. 152; 29 Nr. 11; 52 Nr. 147. 
Einf. z. BGB. Artt. 184. 187; BGB. 55 1012. 1018. 

Die Ortsgemeinde B. iſt Eigentümerin der PlNrn. 265. 267. 306. 343 
und 265½ der Steuergemeinde B., zu denen im Grundſteuerkataſter ein⸗ 
getragen iſt, daß der dort befindliche Felſenkeller ſowie die Kegelbahn ſamt 
Häuschen gegen jährliches Pachtgeld auf Widerruf beſtänden und zum Haus 
Nr. 37 gehörten. Entſprechende Einträge finden ſich in den einſchlägigen 
Grundſteuerliquidations⸗Protokollen v. 16. Juli 1847 zum Hauſe Nr. 17, zu 
welchem jene Grundſtücke kataſtriert find, und zu dem erwähnten Haus Nr. 37 
des Gaſtwirts Gg. Sch. in B. Am 2. März 1899 verkaufte die Witwe Sch. ihr 
Haus Nr. 37 in B., mit welchem eine radizierte Brau⸗ und Gaſtgerechtigkeit 
verbunden iſt, an den Taglöhner J. H. und den Gaſtwirt H. W. in Bg. Als 
mitverkauft iſt in der Notariatsurkunde u. a. aufgeführt alles natürliche und 
geſetzliche Zubehör, und am Schluß nachträglich noch bemerkt, „daß auch die 
auf Gemeindegrund ſtehenden, zum Anweſen gehörigen Kelleranlagen, näm⸗ 
lich Kegelbahn und Halle, Küchenhäuschen, Glashalle und Felſenkeller mit- 
verkauft ſeien und die beiden Käufer in die diesbezüglichen Rechte und Ver⸗ 
bindlichkeiten der Marktgemeinde B. gegenüber einträten; es ſolle hierwegen 
ein Erbpachtvertrag mit der Gemeinde vorliegen“. Die beiden Käufer nahmen 
auch die erwähnten Anlagen auf dem Gemeindegrund in Beſitz. 
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Auf Betreiben der Verkäuferin wurde das Haus Nr. 37 am 18. Mai 1910 
zwangweiſe verſteigert und dem F. als Meiſtbietendem zugeſchlagen. Im 
Verſteigerungsprotokoll ſind die oben erwähnten, zu Hs.⸗Nr. 37 gehörigen 
Anlagen nicht erwähnt. Dieſe Anlagen befinden ſich ungefähr 10 Minuten 
von B. entfernt. Das Kellerhaus wurde von den Taglöhnereheleuten H. 
bewohnt. — — — 

Die Ortsgemeinde B. und der Erſteher, Brauereibeſitzer F., verlangten 
nun klagend von den Eheleuten H. die Räumung der ganzen Kellereianlage, 
zu deren Benutzung ihnen weder ein perſönliches noch ein dingliches Recht 
zuſtehe. Die Beklagten beantragten die Abweiſung der Klage und erhoben 
Widerklage mit dem Antrag, auszuſprechen, daß ihnen ein Erbbaurecht an 
dem Kellereianweſen zuſtehe, oder doch, daß die Kläger die Wegnahme der 
Kellereianlage zu dulden oder ihnen wenigſtens eine Entſchädigung von 1500 
für die Räumung zu zahlen hätten. Zur Begründung wurde ausgeführt: 
Es ſei am 19. Mai 1833 zwiſchen der Gemeinde B. einerſeits, dem Gg. Sch. 
und dem N. Sch. anderſeits ein ſchriftliches Übereinkommen dahin getroffen 
worden, daß man den hier in Betracht kommenden Gemeindegrund zwar an 
die letztgenannten Perſonen nicht verkaufe, wohl aber um einen jährlichen 
Bodenzins von einem Gulden auf ewig gebe, d. i. zur Benutzung überlaſſe. 
Der Erbpachtzins (Bodenzins) ſei bisher ſtets bezahlt worden. Das gemeind⸗ 
liche Protokoll v. 19. Mai 1833 bilde einen rechtsgültigen Erſitzungstitel. Das 
ſo entſtandene Erbbaurecht ſei ein ſelbſtändiges, von dem Beſitz am Anweſen 
Hs.⸗Nr. 37 unabhängiges Recht, das bei dem Erwerb dieſes Anweſens 
zwar auf ſie übergegangen, dagegen dem Mitkläger F. nicht mit zugeſchlagen 
ſei, wie vor der Verſteigerung der amtierende Notar ausdrücklich erklärt habe. 
Liege etwa nur ein Pachtverhältnis vor, dann ſeien ſie berechtigt, die auf 
dem belaſteten Grundſtück aufgeführten Bauten zu entfernen oder Entſchä⸗ 
digung zu verlangen. 

Die Beklagten wurden in beiden Inſtanzen zur Räumung verurteilt 
und die Widerklage wurde abgewieſen. Aus den Gründen des Ber.⸗Urteils: 

„— — — Dem Landgericht kann in der Anſchauung nicht zugeſtimmt 
werden, daß in RGentſch. 7, 146 (Seuff A. 38 Nr. 109) ausgeſprochen ſei, 
es könne ein ſuperfiziariſches Recht nicht nur als ein für ſich beſtehendes ſelb⸗ 
ſtändiges Recht, ſondern auch nach Art einer Prädialſervitut als ein mit dem 
Eigentum eines benachbarten Grundſtücks verbundenes Nebenrecht vorkommen. 
Ein Satz dieſes Inhalts kann dem angeführten Urteil nicht entnommen werden. 
Die Superfizies iſt nach römiſchem und gemeinem Recht ein ſubjektiv dingliches, 
ſelbſtändiges, veräußerliches und vererbliches Recht; in den Quellen iſt nichts 
davon geſagt, daß dieſes Recht auch in der Form eines mit einem herrſchenden 
Grundſtück verbundenen Nebenrechts vorkommen könne (Windſcheid Pand.“ 1 
§ 223; Dernburg Pand.? 1 8 259). Dagegen ſtimmt das Ber.⸗Gericht dem 
Landgericht darin zu, daß es ſich im vorliegenden Fall um ein ſolches ſub⸗ 
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jektiv dingliches, ſelbſtändiges, ſrei verkäufliches und vererbliches Recht gar- 
nicht handelt, ſondern um ein mit dem Beſitz des Anweſens Hs.⸗Nr. 37 
in B. verbundenes unſelbſtändiges Nebenrecht. Das Recht iſt demnach keine 
Superfizies, ſondern eine einfache Grunddienſtbarkeit, die allerdings ihrem 
Inhalt nach der Superfizies ähnlich iſt, beſonders in Anſehung des Grund⸗ 
ſtücks Nr. 267, hinſichtlich deſſen die Beſchränkung des Eigentumsrechts ſo 
groß iſt, daß dieſes faſt aufgehoben wird, während dem Eigentümer des 
Grundſtücks Nr. 265½ die Verfügung über die Oberfläche faſt unbeſchränkt 
geblieben iſt. Es handelt ſich hier um die deutſchrechtliche Dienſtbarkeit des 
Kellerrechts, die von der deutſchen Rechtſprechung ſtets anerkannt worden iſt, 
wennſchon die römiſchen Rechtsquellen kein direktes Zeugnis für ſie geben 
(RGeEntſch. 4, 136, in SeuffA. 37 Nr. 11). 

Das hier vorliegende Recht entſpricht allen Erforderniſſen, die an eine 
Grunddienſtbarkeit geſtellt werden (Windſcheid Pand. 1 88 209. 210). Ins⸗ 
beſondere fehlt es nicht an dem Erfordernis der Vizinität. Die Beklagten 
faſſen den Begriff der Vizinität zu eng auf, wenn ſie meinen, das herrſchende 
und das dienende Grundſtück müßten unmittelbar nebeneinander liegen und 
aneinander ſtoßen. Es iſt vielmehr weiter nichts nötig als ein ſolches räum⸗ 
liches Verhältnis zwiſchen dem herrſchenden und dem dienenden Grundſtück, 
daß das eine zu den Zwecken des andern benutzt werden kann. In dieſem 
richtig verſtandenen Sinn beſteht die Vizinität auch hier. Der Felſenkeller 
wird zum Einlagern des in der Brauerei erzeugten Biers benutzt und iſt der 
Brauerei unentbehrlich; Kegelbahn und Glashalle dienen zur Unterhaltung 
und zum Aufenthalt der Gäſte, welche das in der Brauerei hergeſtellte und 
im Keller eingelagerte Bier genießen wollen. Die Grundſtücke, auf denen 
ſich Keller, Kegelbahn und Glashalle befinden, dienen demnach dem Brauerei⸗ 
grundſtück, indem ſie deſſen dauerndes Intereſſe zu befriedigen beſtimmt 
und geeignet ſind. 

Eigenſchaft der Grunddienſtbarkeit iſt es, daß ſie mit dem herrſchenden 
Grundſtück unzertrennlich verbunden iſt, ſo daß ſie einerſeits ohne das Grund⸗ 
ſtück nicht veräußert werden kann, anderſeits mit ihm notwendig auf jeden 
neuen Erwerber übergeht. Die Beklagten geben zu, daß das Recht bisher, 
alſo ſeit ſeinem Beſtehen vom Jahr 1833 an, ſtets mit dem Anweſen Hs.⸗ 
Nr. 37 verbunden geweſen iſt, meinen aber, dies ſei deswegen nicht von Be⸗ 
deutung, weil eben bisher keine Veranlaſſung zu einer Trennung geweſen ſei. 
In den Verhältniſſen der Brauerei iſt auch jetzt noch keine Anderung ein⸗ 
getreten, die eine Trennung des Rechts, wobei dieſes untergehen würde, 
begründet erſcheinen ließe. Die Brauerei iſt vielmehr heute noch wie vor 
80 Jahren auf den Keller angewieſen, während das Kellerhaus, das jetzt von 
den H.ſchen Eheleuten in Ermangelung einer andern Wohnungsgelegenheit 
als Wohnſtätte benutzt wird, niemals früher zu Wohnzwecken gedient hat. 
Die ganze Verwirrung ſcheint daher zu kommen, daß der Verſteigerungs⸗ 
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beamte bei der Verſteigerung v. 18. Mai 1910 über die rechtliche Natur des 
ihm durch die Mitteilung des H. bekannt gewordenen Kellerrechts ſich nicht 
klar war und deshalb jedenfalls nicht die bündige Erklärung abgegeben hat, 
daß dieſes Recht von ſelbſt auf den Anſteigerer des Anweſens Hs.⸗Nr. 37 
übergehe. So konnte ſich bei H. die Meinung bilden, es handle ſich um ein 
ſelbſtändiges Recht, das ihm durch die Verſteigerung nicht verloren gehe, 
weil es in der Verſteigerungsurkunde nicht erwähnt ſei, während es beim 
Kauf v. 2. März 1899 in der Urkunde ausdrücklich als mitverkauft bezeichnet 
wurde. Die Erwähnung in dieſer Urkunde war überflüſſig, das Recht wäre 
auch ohnedies mit dem Anweſen Hs.-Nr. 37 auf die Erwerber H. und W. 
übergegangen. Ebenſo iſt es durch die Zw.⸗Verſteigerung auf den Anſteigerer F. 
mit dem herrſchenden Grundſtück ohne weiteres übergegangen, mag der Ver⸗ 
ſteigerungsbeamte hierwegen gelegentlich der Zw.-Verſteigerung geäußert 
haben, was er will. 

Die Begründung des Rechts geht auf den Vertrag zwiſchen Gg. Sch., 
einem Vorbeſitzer der Beklagten, und der Ortsgemeinde B. v. 19. Mai 1833 
zurück. Damals wurden die heute dienenden Grundſtücke, die Sch. kaufen 
wollte, ihm zwar nicht verkauft, aber ‚um einen jährlichen Bodenzins von 
einem Gulden auf ewig gegeben“. Zur Auslegung deſſen, was unter dem 
‚auf ewig geben‘ verſtanden werden ſollte, darf wohl auf die Erklärung des 
Ortsausſchuſſes v. 19. Juli 1847 gelegentlich der Liquidation des Beſitzſtandes 
der Gemeinde hingewieſen werden. Der Ausſchuß hat damals erklärt, daß 
Felſenkeller und Kegelbahn ſamt Häuschen zu Hs.⸗Nr. 37 gehören. Da aber 
auch Gg. Sch. die ihm auf ‚ewig‘ gegebene Berechtigung nicht für ſeine Per— 
ſon, ſondern für ſein Anweſen erwerben wollte, ſo ergibt ſich zun Überzeugung 
des Ber.⸗Gerichts, daß im Vertrag v. 19. Mai 1833 durch den übereinſtimmen⸗ 
den Willen der beiden Vertragſchließenden auf den Grundſtücken der Gemeinde 
zugunſten des Anweſens Hs.⸗Nr. 37 das Recht begründet wurde, auf dieſen 
Grundſtücken eine dauernde Anlage, nämlich Keller, Kegelbahn ꝛc., zu halten. 
In dieſem Sinn iſt das Recht ſeitdem von den Beſitzern des Anweſens Hs. 
Nr. 37 ausgeübt und beſeſſen. Niemand hat während dieſer Zeit das Recht 
für ein ſelbſtändiges gehalten, ſondern nach der Meinung aller Beteiligten 
ſollte es für immer mit dem Beſitz des Anweſens Hs.-Nr. 37 ver⸗ 
bunden ſein. — — — 

Für das Ber.⸗Gericht ſteht demnach feſt, daß es ſich bei dem ſtrittigen 
Kellerrecht um eine Grunddienſtbarkeit handelt, für welche Art. 184 und Art. 187 
Einf G. z. BGB. in Betracht kommen. Da es ſich hier um eine Frage des In⸗ 
halts der Grunddienſtbarkeit, nämlich um ſeine Übertragbarkeit, handelt, ſo 
kommen die bisherigen Geſetze zur Anwendung. Nach bisherigem Recht aber 
gingen die Grunddienſtbarkeiten mit dem herrſchenden Grundſtück ohne wei⸗ 
teres auf deſſen Erwerber über, ohne daß es hierwegen einer Erwähnung 
in der Kauf- oder Verſteigerungsurkunde bedurfte. Deswegen hat F. durch 
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die Zw.⸗Verſteigerung v. 18. Mai 1910 das Recht mit erworben. Die recht- 
lichen Ausführungen der Beklagten, daß für das Recht ein Blatt im Grund⸗ 
buch hätte angelegt werden ſollen und daß es außerdem keinen Gegenſtand 
der Zw.⸗Vollſtreckung hätte bilden können, gehen alle von der Vorausſetzung 
aus, daß ein Erbbaurecht i. S. des §S 1012 BGB. vorliege. Da dieſe Voraus⸗ 


ſetzung unzutreffend iſt, ſind dieſe Ausführungen gegenſtandslos. — — —“ 
Urteil des OLG. Bamberg (2. Sen.) v. 13. Okt. 1914 i. S. B. und 7 
w. H. L. 103/14. —ch— 


60. Hirchenbaulaſt; Weſen der Obſervanz. 
Vgl. 40 Nr. 85 m. N.; 50 Nr. 73. 
Einf. z. BGB. Art. 132. 

Die verklagte Kirchengemeinde war der Anſicht, daß der Kläger als Patron 
den geſetzlichen Patronatsbeitrag von 24 der baren Baukoſten zu leiſten habe, 
während der Kläger ſich nur zur Leiſtung eines Viertels der Baukoſten für ver⸗ 
pflichtet hielt und in dieſem Sinn auf Feſtſtellung geklagt hatte. Er ſtützte dieſe 
Auffaſſung erſtens auf einen zwiſchen ſeinem Rechtsvorgänger am 29. Mai 1846 
mit der Beklagten geſchloſſenen Vertrag, in zweiter Linie auf eine ſeit dem 
Abſchluß dieſes Vertrages entſtandene Obſervanz. — Das Landgericht wies 
die Klage ab, während in 2. Inſtanz nach dem Klagantrage erkannt wurde. 
Das Reichsgericht hob auf und verwies die Sache zurück. In den Gründen 
wird ausgeführt, daß der Vertrag von 1846 nichtig ſei; über die Begründung 
der Klage auf Obſervanz wird u. a. geſagt: 

— — — Das Ber.⸗Gericht überſieht, daß eine Übung, die urſprüng⸗ 
lich durch einen Vertrag veranlaßt iſt, nur dann zur Bildung einer Obſervanz 
führen kann, wenn im Lauf einer längere Zeit hindurch fortgeſetzten Übung 
jene anfängliche Veranlaſſung des Handelns im Bewußtſein der Beteiligten 
geſchwunden und an ihre Stelle die Überzeugung getreten iſt, daß die Übung 
in Befolgung einer objektiven Rechtsnorm erfolge (JW. 1912, 48431, RGentſch. 
12, 294; Warneyer 1912 Nr. 23). Das aber hat das Ber.⸗Gericht nicht feſt⸗ 
geſtellt, es gibt vielmehr zu, daß die Leiſtung ‚bisweilen ſogar mit Hindeutung 
auf jenen Vertrag‘ erfolgt ſei. Es muß bei dieſer Sachlage dem Ber.⸗Gericht 
überlaſſen werden, nochmals zu prüfen, ob ſich auf Grund des vorliegenden 
Materials bei Anwendung der zutreffenden rechtlichen Geſichtspunkte eine 
Obſervanz des vom Kläger behaupteten Inhalts feſtſtellen läßt.“ 


Urteil des Reichsgerichts (4. Sen.) v. 24. Sept. 1914 in der preuß. Sache 
Ev. KGem. Groß. (BEL) w. Graf B. (KG. Berlin). IV. 172/14. 
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61. Unterhaltspflicht des ſchuldig geſchiedenen Mannes; wie weit iſt 
auf feine wirtſchaftlichen Pläne Rüdficht zu nehmen d 
BGB. zs 1578. 1579. 

Die Ehe der Parteien war rechtskräftig am 29. Mai 1913 geſchieden und 
der Beklagte für den allein ſchuldigen Teil erklärt worden. Die Klägerin 
begehrte eine jährliche Unterhaltsrente von 8400 A, der Beklagte wollte 
nur eine ſolche von 3600 .K zahlen. Das Landgericht ſprach der Klägerin 
eine jährliche Rente von 6000 .K zu und wies fie mit der Mehrforderung ab. 
Die Berufungen beider Parteien wurden zurückgewieſen. Die Reviſion des 
Beklagten blieb erfolglos. Aus den Gründen: 

„Der Beklagte hat zugeſtanden, daß er ein in Grundſtücken und in ſeinem 
Geſchäft, einer Kiſtenfabrik, angelegtes Kapital von 400000 Kt und ein Rein⸗ 
einkommen von 31500 .K habe. Trotzdem hatte er geltend gemacht, daß er 
bei Berückſichtigung ſeiner ſonſtigen Verpflichtungen nicht imſtande ſei, ohne 
Gefährdung ſeines ſtandesmäßigen Unterhalts eine höhere Unterhaltsrente 
als 3600 „ jährlich zu zahlen. Zur Begründung hatte er angeführt, er müſſe 
eine auf feinem Grundſtück eingetragene Baugelderhypothek von 420000 K 
vertraglich in der Zeit von 1909 bis 1914 jährlich mit 20000 / amortiſieren 
und den nach Amortiſation von 120000 % noch verbleibenden Reſt der Hy⸗ 
pothek am 1. April 1918 zurückzahlen. Er müſſe ferner, um ſein Unternehmen 
auf eine ſolide Baſis zu ſtellen, den zurzeit in Höhe von etwa 90000 % von 
ihm in Anſpruch genommenen Bankkredit möglichſt bald abſtoßen. Endlich 
müſſe er eine auf einem andern bon feinen Grundſtücken eingetragene Kauf⸗ 
gelderhypothek von 200000 4 nach 3 Jahren zurückzahlen. Als ordentlicher 
Geſchäftsmann müſſe er von feiner Jahreseinnahme etwa 20000 % zur Ab⸗ 
ſtoßung des Bankkredits und zur Rückzahlung der Hypotheken verwenden, 
es blieben daher nur 12000 . im Jahre verfügbar. 

Das Ber.⸗Gericht hat dieſen Einwand des Beklagten für unbegründet 
erachtet. Es führt aus: Bei der Größe des Vermögens des Beklagten und 
der Höhe ſeiner Einnahmen könne der von ihm beſtrittene Mehrbetrag der 
Rente von 2400 . im. Jahre keine ernſtliche Rolle für ihn ſpielen. Seine 
Darlegungen gipfelten darin, daß er ſeine erheblichen Einnahmen von über 
30000 e jährlich im Intereſſe einer ordentlichen Wirtſchaft und Vermögens— 
verwaltung jo verwenden müſſe, daß für den Lebensunterhalt nur ein ver⸗ 
hältnismäßig kleiner Teil verfügbar bleibe. Damit könne er aber nicht gehört 
werden. Denn ganz abgeſehen davon, daß es ſich bei den von ihm für er- 
forderlich erachteten wirtſchaftlichen Maßnahmen um bloße Vermögensver⸗ 
ſchiebungen handle, die ihm an andrer Stelle wieder zugute kämen, ſei er 
bei einem Mangel flüſſiger Mittel auch verpflichtet, ſich die für den Unterhalt 
der Klägerin erforderlichen Beträge im Wege des Kredits zu beſchaffen. Hierzu 
aber ſei er zweifellos jederzeit in der Lage. 
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— — — Die Reviſion hält dies für rechtsirrtümlich. Es fer zwar richtig, 
daß durch die Verwendung von Mitteln zur Schuldentilgung nicht nur die 
Aktiven ſondern auch die Paſſiven vermindert würden; das ändere aber 
nichts an der Tatſache, daß zur Zahlung einer Unterhaltsrente flüſſige Mittel 
nötig ſeien, die eben nicht vorhanden wären, wenn die vorhandenen Mittel 
zur Schuldentilgung verwendet werden müßten. Dem iſt nicht beizutreten. 
Das Ber.⸗Gericht will offenbar ſagen: der Beklagte könne diejenigen Beträge, 
die zur Tilgung von Schulden, alſo zur Verſchiebung von Werten innerhalb 
des Bereichs ſeines Vermögens, erforderlich ſeien, aus ſeinem Vermögen 
entnehmen und dürfe ſie deshalb nicht zum Nachteil der Klägerin von den 
Einkünften dieſes ſeines Vermögens abziehen. Das iſt rechtlich nicht zu be— 
anſtanden. Wollte der Beklagte zu jenem Zweck die Einkünfte ſeines Ver 
mögens verwenden, ſo würde er ſein Vermögen auf Koſten der der Klägerin 
geſetzlich zuſtehenden Unterhaltsrente verbeſſern. Jedenfalls hat der in dieſem 
Punkte beweispflichtige Beklagte nicht nachgewieſen, daß zur Erhaltung ſeines 
bisherigen Vermögensſtandes die Zuhülfenahme der Einkünfte nötig ſei. Es 
braucht deshalb auch nicht unterſucht zu werden, ob der geſchiedene Ehemann 
im Fall des § 1579 BGB. verpflichtet iſt, zur Beſtreitung des Unterhalts 
ſeiner geſchiedenen Frau den Stamm ſeines Vermögens anzugreifen. 

Es iſt auch ferner nicht, wie die Reviſion meint, rechtsirrig, wenn das 
Ber.⸗Gericht dem Beklagten zumutet, ſich die für den Unterhalt der Klägerin 
erforderlichen Mittel nötigenfalls im Wege des Kredits zu verſchaffen. Nimmt 
man auch hier zugunſten des Beklagten an, daß der geſchiedene Ehemann 
beim Mangel von Einkünften ſein Kapitalvermögen zur Beſtreitung des 
Unterhalts der Frau nicht zu verwenden brauche, ſo ergibt ſich allerdings, daß 
er auch nicht verpflichtet wäre, dasſelbe im Wege des Kredits zu dieſem Zweck 
flüſſig zu machen. Aber ſo liegt die Sache hier nicht. Dem Beklagten ſtehen 
unſtreitig die erforderlichen Einkünfte zu Gebote. Er will ſie aber zum Nach- 
teil der Klägerin zur Beſſerung ſeines Vermögensſtandes verwenden. Tut 
er dies, ſo muß er die Mittel für den der Klägerin geſetzlich zuſtehenden Unter— 
halt eben in andrer Weiſe beſchaffen. In Wirklichkeit mutet alſo das Ber. 
Gericht dem Beklagten nicht zu, feinen Kredit behufs Gewährung des Unter- 
halts an die Klägerin, ſondern behufs Abſtoßung ſeiner Schulden anzuſpannen. 
Ganz zutreffend hat das Landgericht dieſe Rechtslage gekennzeichnet, indem 
es ſagt, der Unterhaltspflichtige könne nicht dadurch ſeine Pflicht ausſchließen 
oder beſchränken, daß er ſich der Verfügung über ſeine Mittel durch wirtſchaft— 
liche Maßnahmen (im Intereſſe ſeines Vermögensſtandes) beraube. Habe er 
dies getan, ſo müſſe er eben ſehen, die Mittel zur Beſtreitung ſeiner Unter— 
haltspflicht anderwärts zu beſchaffen. Das Ber. Gericht hat dieſe Ausfüh— 
rungen ausdrücklich gebilligt. 

Es kann endlich der Reviſion auch nicht zugegeben werden, daß die Feſt— 
ſtellung des Ber. Gerichts, der Beklagte ſei zweifellos in der . ſich den 
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erforderlichen Kredit zu verſchaffen, der prozeſſualen Grundlage entbehre. 
Das Ber.⸗Gericht konnte zu dieſer Annahme auf Grund der günſtigen Ver⸗ 
mögens⸗ und Erwerbsverhältniſſe des Beklagten unbedenklich kommen. Über⸗ 
dies würde ſich der Beklagte auch mit der Unmöglichkeit der Kreditbeſchaffung 
nach dem Geſagten garnicht entſchuldigen können, da er verpflichtet iſt, aus 
ſeinen Einkünften in erſter Linie den Unterhalt für die Klägerin zu beſtreiten. 
Abgeſehen von alledem trägt ſchon der vom Ber.⸗Gericht an erſter Stelle 
angeführte Grund die Entſcheidung, daß für den Beklagten bei der Größe 
ſeines Vermögens und der Höhe ſeiner Einnahmen der von ihm beſtrittene 
Mehrbetrag der Rente von 2400 4 keine ernſtliche Rolle ſpielen könne, d. h. 
daß er zur Leiſtung imſtande ſei. Das iſt eine auf tatſächlichem Gebiete liegende 
Erwägung, die in dieſer Inſtanz nicht nachgeprüft werden kann, übrigens 
auch von der Reviſion nicht angefochten iſt — — —“ 
Urteil des Reichsgerichts (4. Sen.) v. 1. Okt. 1914 in der preuß. Sache 
E. (BE) w. E. (K. Berlin). IV. 224/14. 


62. Fortbeſtehen eines vor 1900 abgeſchloſſenen Einkindſchaftsvertrages. 
(Vgl. 56 Nr. 80; 64 Nr. 219.) 
BGB. § 1741; EinfG. Art. 209. N 

Am 6. März 1913 ſtarb in Cl. bei Lübeck die Witwe N. Sie war ver- 
heiratet geweſen mit dem vor ihr verſtorbenen Makler N. in Ottenſen, deſſen 
Sohn erſter Ehe der Kläger iſt. Vor Eingehung ihrer kinderlos gebliebenen 
Ehe hatten am 2. Juni 1886 ſie, ihr ſpäterer Ehemann und der Pfleger des 
damals noch minderjährigen Klägers vor dem Amtsgericht in Altona einen 
Vertrag geſchloſſen, in dem ſie ſich bereit erklärt hatte, den Kläger als eigenes 
Kind anzunehmen, ihn als ſolches zu erziehen und ihm Erbrechte nach Ein— 
kindſchaftsrecht zu gewähren. Sie hinterließ bei ihrem Tode ein Teſtament 
v. 23. Jan. 1913, durch das ſie ihren Bruder Julius zu ihrem alleinigen 
Erben eingeſetzt und den Beklagten, der zugleich allgemeiner Bevollmächtigter 
des Erben iſt, zum Teſtamentsvollſtrecker ernannt hatte. Der Kläger hielt 
das Teſtament für ihm gegenüber unwirkſam, weil es gegen das ihm 
durch den Vertrag vom 2. Juni 1886 vertragmäßig eingeräumte Erbrecht 
verſtoße. Er hat es auch durch Erklärung gegenüber dem Nachlaßgericht 
angefochten und gegen den Beklagten mit dem Antrage geklagt, anzuerkennen, 
daß ihm dem Nachlaſſe gegenüber ein Pflichtteilsanſpruch in Höhe der Hälfte 
des Nachlaſſes zuſtehe. — Dem Antrage entſprechend wurde erkannt und 
die Reviſion des Beklagten zurückgewieſen. Aus den Gründen des Rev.é 
Urteils: 

„Das Urteil des Ber.-Gerichts beruht, ſoweit es für die jetzt zu treffende 
Entſcheidung von Bedeutung iſt, auf der Erwägung, daß der Vertrag v. 2. Juni 
1886 einen vollwirkſamen Einkindſchaftsvertrag darſtelle, durch den der Kläger 
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in Anſehung des Nachlaſſes ſeiner Stiefmutter zwar nicht bereits ein unent— 
ziehbares Erbrecht, wohl aber die Stellung eines Abkömmlings der Erb— 
laſſerin und damit die Stellung eines Pflichtteilsberechtigten erworben habe. 

— — — Die Reviſion ſcheint beſtreiten zu wollen, daß die Wirkungen, 
die das Ber.⸗Gericht dem Einkindſchaftsvertrage beimißt, auch nach dem In- 
krafttreten des Bürgerl. Geſetzbuchs bei Beſtand geblieben ſeien. Darin kann 
ihr nicht gefolgt werden. 

Richtig iſt zwar, daß das Bürgerl. Geſetzbuch die Einkindſchaft nicht kennt. 
Auch das EinfG. z. BGB. übergeht die Einkindſchaftsverhältniſſe mit Still— 
ſchweigen. Trotzdem kann kein Zweifel darüber beſtehen und beſteht denn 
auch nirgends ein Zweifel, daß — abgeſehen vielleicht von der durch die Ein— 
kindſchaft begründeten Unterhaltspflicht — die vermögensrechtlichen Wir— 
kungen des Einkindſchaftsvertrages und insbeſondere ſeine erbrechtlichen Wir- 
kungen, die ja auch unter der Herrſchaft des Bürgerl. Geſetzbuchs durch einen 
Erbvertrag erzielt werden könnten, durch das Inkrafttreten des Bürgerl. Ge— 
ſetzbuchs nicht berührt werden. Das iſt auch ſchon in den Motiven zum 1. Entw. 
des EinfG. (S. 288) bemerkt. Andre als erbrechtliche Wirkungen legt aber 
das Ber.⸗Gericht dem Vertrage v. 2. Juni 1886 nicht bei. Wenn es davon 
ſpricht, dem Kläger ſei durch den Vertrag die Stellung eines Abkömmlings 
der Erblaſſerin eingeräumt worden, ſo denkt es dabei immer nur an die erb— 
rechtliche Seite des Verhältniſſes, nicht aber an etwaige familienrechtliche 
Wirkungen, die darüber hinaus die Einkindſchaft gehabt haben möchte. Indem 
die Reviſion meint, das Vorliegen eines Erbvertrags ſtelle das Ber.-Gericht 
nicht feſt, ſeine Darlegungen reichten inſoweit zum mindeſten nicht aus, über— 
ſieht ſie, daß im Einkindſchaftsvertrage regelmäßig ein Erbvertrag ſteckt, in— 
ſofern nämlich, als vertragmäßig den Kindern der erſten Ehe ein Recht auf 
die Beerbung der Ehegatten der zweiten Ehe in der Art zugeſichert wird, 
wie es ſich bei der Annahme ergibt, daß die Vorkinder und die Nachkinder 
aus einer und derſelben Ehe abſtammen. Einen von dem Einkindſchaftsver— 
trage unabhängigen, einen ſelbſtändigen Erbvertrag, ſtellt allerdings das Ber. 
„Gericht nicht feſt, der Feſtſtellung eines ſolchen Erbvertrags bedurfte es aber 
zur Annahme der hier in Frage kommenden Vertragswirkung auch nicht. — —“ 

Urteil des Reichsgerichts (4. Sen.) v. 5. Nov. 1914 in der preuß. Sache 

G. (BEL) w. N. (OLG. Kiel). IV. 222/14. 


— = — u 


63. Mißbrauch einer fremden Firma durch Auslaſſung des unter— 
ſcheidenden Huſatzes zu der eigenen Firma. 
Vgl. 62 Nr. 166; 65 Nr. 31. 
HGB. 8 37. 
Die off. Handelsgeſellſchaft „Gebrüder M.“ betreibt ſeit 1880 unter der 
im Handelsregiſter eingetragenen Firma „Gebrüder M.“ ein Bankgeſchäft 
8 
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in München, K.⸗Straße Nr. 25. Die Brüder Emanuel und Joſeph M. haben 
im Jahre 1913 ein Herrenkonfektionsgeſchäft in der K.-Straße Nr. 14 über⸗ 
nommen und betreiben ſeitdem dieſes Geſchäft als off. Handelsgeſellſchaft 
unter der im Handelsregiſter eingetragenen Firma „Gebrüder M. Konfektions⸗ 
haus“. Die Firma „Gebrüder M.“ machte klagend geltend, die Firma „Ge- 
brüder M. Konfektionshaus“ verſtoße andauernd gegen die Pflicht der Fir⸗ 
menwahrheit dadurch, daß ſie nicht ihre volle Firma gebrauche, ſondern den 
Zuſatz „Konfektionshaus“ entweder ganz weglaſſe oder in einer Form bei- 
füge, die nicht erkennen laſſe, daß es ſich um einen Beſtandteil der Firma 
handle; dadurch entſtänden beſtändige Verwechſelungen der für beide Par⸗ 
teien beſtimmten Sendungen, zumal da ſich die beiden Geſchäfte in derſelben 
Straße befänden. Sie beantragte, der Beklagten bei Meidung von Strafe 
den Gebrauch der Firma „Gebrüder M.“ ohne den Zuſatz „Konfektionshaus“ 
oder auch ohne den als Firmenbeſtandteil in Schrift und Druck deutlich er- 
erkennbaren Zuſatz „Konfektionshaus“ zu unterſagen. Das Landgericht er⸗ 
kannte nach dem Antrage, während in der Ber. -Inſtanz die Beklagte ledig- 
lich ſchuldig erkannt wurde, den Gebrauch der Firma „Gebrüder M.“ ohne 
den als Firmenbeſtandteil deutlich erkennbaren Zuſatz „Konfektionshaus“ zu 
unterlaſſen. Aus den Gründen: 5 
„Nach 837 Abſ. 2 H B. kann, wer in ſeinen Rechten dadurch verletzt wird, 
daß ein anderer eine Firma unbefugt gebraucht, von dieſem die Unterlaſſung 
des Gebrauchs der Firma verlangen. Die Beklagte gebraucht ihre Firma 
unbefugt, wenn ſie der firmenrechtlichen Vorſchrift des $ 30 HGB. zuwider— 
handelt, wonach ihre Firma ſich von derjenigen der Klägerin deutlich unter— 
ſcheiden muß. Da der unterſcheidende Zuſatz in dem Worte „Konfektions⸗ 
haus“ beſteht, iſt ſohin die Beklagte verpflichtet, wenn ſie ſich ihrer Firma 
bedient, dieſen Zuſatz als Beſtandteil der Firma deutlich hervortreten zu laſſen. 
Ein Verſchulden der Beklagten iſt nicht Vorausſetzung der Unterlaſſungsklage 
aus 8 37 HGB., dagegen iſt auch die auf § 37 HGB. geſtützte Unterlaſſungs⸗ 
klage wie jede andre Klage auf Unterlaſſung nur dann begründet, wenn die 
Beſorgnis einer Wiederholung der Rechtsverletzung gerechtfertigt iſt; 
jo mit Recht Roſenthal Unl WG.“ 63 ff., 376 und in der LeipzZ. 1911, 889; a. M. 
ohne genügende Begründung Ritter HGB. 64. 
Eine Firmenrechtsverletzung durch Gebrauch der Firma ‚Gebrüder M.“ ohne 
Zuſatz hat die Beklagte unzweifelhaft durch die Zeitungsanzeige v. 8. Jan. 
1914 begangen (Anzeige des Inventurausverkaufs). Einen weiteren Fall 
aber, in welchem ſie bei Gebrauch ihrer Firma das Wort „‚Konfektionshaus“ 
gänzlich weggelaſſen hätte, hat die Klägerin nicht nachzuweiſen vermocht. 
Was die Anbringung von Schildern am Geſchäftshaus anlangt, ſo läßt nach 
dem Augenſchein der Geſamteindruck der Faſſade keinen Zweifel darüber 
aufkommen, daß in dem Hauſe ein Geſchäft der Firma ‚Gebrüder M. Kon- 
fektionshaus“ betrieben wird. Der Umſtand, daß zahlreiche für die Beklagte 
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beſtimmte Briefe lediglich die Adreſſe tragen Gebrüder M.“, beweiſt keines- 
wegs, daß die Beklagte im Geſchäftsverkehr ihre Firma in dieſer Form ge— 
braucht; denn es iſt eine Erfahrungstatſache, daß gerade im kaufmänniſchen 
Verkehr unendlich häufig trotz Kenntnis der richtigen Adreſſe ungenau adreſ— 
ſiert wird. — — — Demgemäß iſt nur ein Fall dargetan, in welchem die 
Beklagte ſich einer firmenrechtlichen Verfehlung durch den Gebrauch der Firma 
„Gebrüder M.“ ohne Zuſatz ſchuldig gemacht hat. Dieſer eine Fall reicht aber 
nicht aus, um die Annahme der Wiederholungsgefahr zu begründen. — — — 

Durch Verfügung des Regiſtergerichts v. 29. März 1914 iſt der Beklagten 
unter Androhung einer Ordnungsſtrafe aufgegeben worden, den Gebrauch 
der Firma Gebr. M. ohne den Zuſatz ‚Konfektionshaus' und auch ohne den 
als Firmenbeſtandteil deutlich erkennbaren Zuſatz ‚Konfektionshaus“ zu unter⸗ 
laſſen oder Einſpruch gegen dieſe Verfügung zu erheben. Ein ſolcher Einſpruch 
iſt nicht erfolgt. Trotzdem hat die Beklagte bis in die letzte Zeit wiederholt 
bei Anzeigen den Worten ‚Gebrüder M. zwar die Worte ‚Konfektionshaus“ 
beigefügt, aber in einer Weiſe, die den wahren Wortlaut der Firma nicht nur 
nicht deutlich erkennen läßt, ſondern geradezu verdunkelt. Gewiß beſteht an 
ſich keine Rechtspflicht des Inhalts, daß bei Wiedergabe einer aus mehreren 
Worten beſtehenden Firma im Druck jedes Wort gleich groß oder in den gleichen 
Drucktypen gebracht werden müſſe. Wenn aber ein einziges Wort (wie hier 
das Wort ‚Konfektionshaus“) die Firma von einer im übrigen gleichlautenden 
Firma desſelben Ortes unterſcheidet, ſo muß wenn nicht der Zweck des Bei⸗ 
ſatzes entgegen dem Willen des Geſetzes vereitelt werden ſoll, mit beſonderer 
Sorgfalt darauf geachtet werden, daß das unterſcheidende Wort deutlich als 
Firmenbeſtandteil hervortritt. Das gilt im vorliegenden Fall um ſo mehr, 
als die Geſchäftslokale der beiden Parteien ſich in der nämlichen Straße be⸗ 
finden. Nun iſt aber in zahlreichen Anzeigen der Beklagten das Wort „Kon⸗ 
fektionshaus“ ganz weſentlich kleiner gedruckt als die Worte ‚Gebrüder M.“ 
und von dieſen Worten räumlich derart getrennt, daß ſeine Eigenſchaft als 
Firmenbeſtandteil vollſtändig verwiſcht wird. Hinſichtlich der hier in Frage 
ſtehenden Firmenrechtsverletzung beſteht auch ohne Zweifel Wiederholungs⸗ 
gefahr. Denn die Beklagte hat trotz des vom Regiſtergericht erlaſſenen und durch 
das erſtrichterliche Urteil wiederholten Verbots bis in die letzte Zeit derartige 
Zeitungsanzeigen veröffentlicht. Ihre Behauptung, dieſe Anordnung der An— 
zeigen ſei ausnahmslos auf Verſehen oder Irrtum der Setzer zurückzuführen, 
iſt bei der großen Anzahl von Anzeigen, um die es ſich handelt, offenſichtlich 
unwahr. Auch das Verhalten der Beklagteu im Rechtsſtreit ſchließt die Wie der⸗ 
holungsgefahr nicht aus. Denn ſie hat zwar in 2. Inſtanz auf Befragen zu— 
gegeben, daß ſie verpflichtet ſei, beim Gebrauch ihrer Firma das Wort ‚Kon- 
fektionshaus“ als Firmenbeſtandteil deutlich hervortreten zu laſſen, hat aber 
in der Klagebeantwortung ausdrücklich ihr Verfahren, den Zuſatz in anderem 
Druck als den Hauptbeſtandteil der Firma zu bringen, als zuläſſig bezeichnet 
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und an dieſem Rechtsſtandpunkt bis zur Erlaſſung des landgerichtlichen Urteils 
feſtgehalten. Bei dieſem Geſamtverhalten der Beklagten kann die von ihr 
in 2. Inſtanz abgegebene Erklärung nicht als genügende Gewähr dafür an⸗ 
geſehen werden, daß ſie ohne richterliches Verbot ihrer Pflicht, beim Gebrauch 
der Firma das Wort „Konfektionshaus“ deutlich als Firmenbeſtandteil er⸗ 
kennbar zu machen, jederzeit nachkommen werde. Der Klage iſt alſo inſoweit 


vom 1. Richter mit Recht ſtattgegeben worden. — — —“ 
Urteil des OLG. München (1. Sen.) v. 30. Dez. 1914 i. S. Gebr. M. w. 
Gebr. M. Konfektionshaus. L. 802/14. F—2. 


64. Über den Einfluß einer Geſchäftsverlegung auf den Dienſtvertrag 
des Handlungsgehülfen. 
(Vgl. 32 Nr. 131; 48 Nr. 176.) 
HGB. § 59; BGB. 8 611. 

Die Klägerin war ſeit dem 1. Januar 1911 lebenslänglich als Sekretärin 
und Bureauvorſteherin der verklagten Eiſenbahngeſellſchaft angeſtellt, die 
ihren Sitz in G. hatte. Eine Kündigung ſollte der Beklagten nur aus drei 
beſtimmten Gründen zuſtehen. Als im Februar 1913 der Aufſichtsrat der Be⸗ 
klagten ihr ſchrieb, daß er ſich auch für andre Fälle ein Kündigungsrecht wahre, 
klagte die Klägerin gegen die Geſellſchaft auf Feſtſtellung, daß ihr das Dienſt⸗ 
verhältnis nicht gekündigt werden dürfe, es ſei denn aus einem jener drei 
Gründe. Die Beklagte hatte am 1. April 1913 einen Teil ihres Bureaus 
nach Berlin verlegt unter Leitung eines Baurats G. und verlangt, daß die 
Klägerin in dieſes Bureau eintrete. Die Klägerin hatte ſich auch bereit erklärt, 
ſich verſetzen zu laſſen wenn der Sitz der Geſellſchaft von G. verlegt werde, 
aber die Arbeit im Bureau des Baurats G. nur unter Vorbehalt ihrer ver⸗ 
traglichen Rechte zu übernehmen. Die Beklagte beantragte jetzt widerklagend, 
feſtzuſtellen, daß die Klägerin verpflichtet ſei, nach Verlegung des Bureaus 
nach Berlin dort für die Geſellſchaft tätig zu ſein. — In beiden Inſtanzen 
wurde nach dem Antrag der Klage erkannt und die Widerklage abgewieſen. 
Aus den Gründen des Rev.⸗Urteils zur Widerklage: 

„— — — Die Feſtſtellungswiderklage iſt nach §S 256 ZPO. zuläſſig, aber 
ohne Rechtsirrtum für unbegründet erklärt worden. 

Nach dem Wortlaut des Antrags ſoll nur feſtgeſtellt werden, daß die 
Klägerin verpflichtet ſei, für die Beklagte in Berlin tätig zu werden. Und die 
Reviſion betont, es ſei garnicht zu entſcheiden, welche Dienſte ſie dort leiſten, 
vielmehr nur, ob ſie dort tätig ſein müſſe. Das ſteht aber mit den weiteren 
Ausführungen der Reviſion im Widerſpruch, wonach die Klägerin ſich in den 
Berliner Verwaltungsorganismus einfügen laſſen müſſe. Das Ber.⸗Gericht 
faßt denn auch das Widerklagebegehren dahin auf, daß verlangt werde, die 
Klägerin müſſe ſich die Beſchäftigung in Berlin, und zwar in der ihr dort 
zugemuteten Stellung, gefallen laſſen. — — — 
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Nach der Vertragsauslegung des Ber.-Gerichts war der Dienſtvertrag 
für G. geſchloſſen. Entſprechend den Verhältniſſen dieſer kleinen Stadt waren 
Stellung, Arbeitsleiſtung und Einkommen der Klägerin bemeſſen. Nach Treu 
und Glauben wird angenommen werden können, daß ſie ſich, wenn die Inter⸗ 
eſſen der Beklagten die Verlegung der Verwaltung an einen Ort von ähnlicher 
Größe, mit ähnlichen Verhältniſſen verlangt hätten, die Verſetzung dorthin 
hätte gefallen laſſen müſſen. Zu den berechtigten Intereſſen des Dienſtherrn 
gehört auch die Vermehrung ſeines Gewinns, die Rückſicht auf die Gewinn⸗ 
ſteigerung war für die Beklagte auch ein triftiger Grund zur Verlegung 
des Bureaus von G. Ganz gewiß folgte ſie auch einem berechtigten Intereſſe, 
als ſie das Bureau nach Berlin verlegte. Daraus folgt aber noch nichts für 
das Rechtsverhältnis zur Klägerin. Deren Stellung und Einkommen, für G. 
zugeſchnitten, entſprachen nicht den Verhältniſſen und Anforderungen der 
Großſtadt. Der für die Verlegung triftige Grund ergab noch keine Befugnis 
zum Eingriff in die Vertragsrechte der Klägerin. Treu und Glauben forderten 
nicht, daß ſie ſich auf Grund der Bedingungen des bisherigen Vertrags nach 
Berlin verſetzen ließ. Wie ſelbſt die Aufgabe des ganzen Geſchäfts den Dienſt⸗ 
herrn nicht berechtigt, den Handlungsgehülfen ſofort zu entlaſſen, ſo berechtigt 
ihn auch nicht ohne weiteres die Verlegung des ganzen Geſchäfts an einen 
andern Ort, den Handlungsgehülfen wider ſeinen Willen dorthin zu verſetzen. 
Hier handelt es ſich aber noch nicht einmal um eine gänzliche Verlegung; 
der Sitz der Geſellſchaft und ein Teil der Verwaltung ſind nach wie vor in G. 
geblieben. zZ 

Doch angenommen ſelbſt, nach dem Vertrage wäre die Klägerin verpflichtet, 
in Berlin zu arbeiten, ſo könnte ſie jedenfalls eine der bisherigen gleichwertige 
Stellung verlangen (Staub⸗Könige HGB. Anm. 27 zu § 59). Nach den Feſt⸗ 
ſtellungen iſt aber die Berliner Stellung der Klägerin ihrer bisherigen in G. 
keineswegs gleichwertig. Es beſtehen geſellſchaftliche, wirtſchaftliche und na⸗ 
mentlich Unterſchiede hinſichtlich der Selbſtändigkeit. Die Klägerin iſt nicht 
mehr in der durch den Vertrag ihr verliehenen Stellung einer Bureauvor⸗ 
ſteherin. Sie ſteht geſchäftlich nicht mehr unmittelbar unter dem Vorſtande, 
ſie bekommt die Arbeiten zugewieſen durch andre Angeſtellte und muß ſie 
nach Anfertigung dieſen abliefern und zur Gutheißung vorlegen. Daß die 
untergeordnete Stellung in Berlin darum der höheren in G. gleichwertig wäre, 
weil das Berliner Bureau groß iſt und das andre klein war, davon kann nicht 
die Rede ſein. 

Es beſteht darnach keine Verpflichtung für die Klägerin aus dem Ver⸗ 
trage, für die Beklagte in Berlin in der ihr dort zugemuteten Tätigkeit oder 
überhaupt in irgendwelcher Stellung unter den bisherigen Vertragsbedingungen 
ſich beſchäftigen zu laſſen. 

Will oder kann die Beklagte, die den Vertrag mit der Klägerin auf deren 
Lebenszeit geſchloſſen hat, ſie nicht lebenslänglich in vertragmäßiger Weiſe 
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beſchäftigen, nun dann muß ſie ihr eben ohne Gegenleiſtung lebenslänglich 
das vertragmäßige Gehalt zahlen, ſolange nicht einer der vom Vertrage zu— 
gelaſſenen drei Kündigungsgründe gegeben iſt.“ 
Urteil des Reichsgerichts (3. Sen.) v. 7. Juli 1914 in der preuß. Sache 
T. EBGeſellſch. CHE.) w. B. (OL G. Hamm). III. 135/14. 


65. Friſtloſe Kündigung agenturähnlicher Verhältniſſe aus wichtigem 
Grunde. Vertragsauslegung. 
Val. 67 Nr. 195; 68 Nr. 125 m. N. 
HGB. § 92 Abſ. 2; BGB. 58 675. 157. 

Die klagende Geſellſchaft, die Feuerlöſchapparate herſtellt, hatte durch 
Vertrag v. 19. Mai 1912 ihre Generalvertretung für die Provinz Weſtpreußen 
unter dem Titel „Bezirksdirektion“ dem Beklagten zum Vertrieb auf eigene 
Rechnung auf vorläufig 12 Monate übertragen. Nach § 2 des Vertrages 
erhält der „Bezirksdirektor ein Lager von 300 Apparaten zum Preiſe von 
8,50 .K für den Apparat mit 5% Kaſſe⸗Skonto bei ſofortiger Bezahlung“. 
Am 21. Mai 1912 teilte die Klägerin dem Beklagten mit, daß die nach § 10 
des Vertrages vorgeſehene Demonſtration der Apparate (Feuerlöſchprobe), 
die bei nicht gutem Ausfall dem Beklagten ein Recht zum Rücktritt geben ſollte, 
am 29. Mai 1912 ſtattfinden ſolle. Der Beklagte antwortete unter Mitſendung 
eines ärztlichen Atteſtes, daß er infolge eines Herzleidens vorläufig nicht in 
der Lage ſein werde den Proben beizuwohnen. Am 29. Auguſt 1912 zeigte 
der Beklagte unter Überſendung eines zweiten ärztlichen Atteſtes der Klägerin 
an, daß er infolge ſeines Herzleidens zur Wahrnehmung der Verrichtungen 
eines Bezirksdirektors bis auf weiteres nicht imſtande ſein werde. Bei dieſem 
Standpunkte iſt er geblieben. Er hat die für ſein Lager beſtimmten 300 Ap⸗ 
parate nicht abgenommen. Die Klägerin verlangte Schadenerſatz wegen Nicht⸗ 
erfüllung. — Die Berufung der Klägerin gegen das die Klage EN: 
Urteil wurde zurückgewieſen. Aus den Gründen: 

„Es handelt ſich nicht, wie Klägerin meint, nur oder im weſentlichen um 
einen Vertrag auf Abnahme von 300 ihrer Apparate durch den Beklagten, 
um einen Kaufvertrag mit einigen Nebenbeſtimmungen, ſondern, wie auch 
ſchon das Außere des Vertrages, der nur in zweien ſeiner 10 Paragraphen 
von der Abnahme der 300 Apparate ſpricht, zeigt, in erſter Linie um die Be⸗ 
gründung eines dauernden agenturähnlichen Vertretungsverhältniſſes. Der 
Beklagte war nach dem Vertrage, wie er nach dem Wortlaut und nach 8 157 
BGB. auszulegen iſt, verpflichtet, in dem ihm zugewieſenen Bezirk während 
eines auf 12 Monate feſtgeſtellten Zeitraums als „Bezirksdirektor“ der Klägerin 
auftretend, deren Apparate als ihre Fabritate in den Handel zu bringen und 
für deren möglichſten Abſatz, insbeſondere durch Reklame und geeignete Ein⸗ 
richtungen zu ſorgen, auch ſonſt, wo es nötig war, die Intereſſen der Klägerin 
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wahrzunehmen. Er durfte nur zu einem genau beſtimmten Preiſe verkaufen 
und erhielt bei Erzielung eines größeren Jahresumſatzes ſteigende Prämien. 
In andern Bezirken durfte er nicht verkaufen. Für den Vertrieb hatte er ein 
Lager von 300 Apparaten zu halten. Das alles ſind Beſtimmungen, wie ſie 
bei jeder Bezirksagentur gang und gäbe ſind. Etwas ungewöhnlich, aber dem 
Agenturverhältniſſe nicht widerſtreitend, iſt die Beſtimmung, daß nicht bloß 
im Fall des Geſchäftsverkaufs, ſondern auch im Fall des Todes des Beklagten 
der Vertrag auf die Rechtsnachfolger übergehen ſoll. Dienſtverträge, die eine 
Geſchäftsbeſorgung zum Gegenſtande haben, ebenſo wie Geſellſchaftsverträge, 
zwiſchen denen beiden Agentur- und ähnliche Verträge ein Mittelding bilden, 
enden nach 88 675. 673 und 727 BGB. nur im Zweifel mit dem Tode des 
Dienſtverpflichteten und Geſellſchafters. Anderſeits würde dieſe Beſtimmung, 
wie Beklagter mit Recht bemerkt, unverſtändlich ſein, wenn nach der Vorſtel⸗ 
lung der Parteien es ſich im Grunde um ein Kaufgeſchäft gehandelt hätte, 
denn dann wäre ſie ſo ſelbſtverſtändlich, daß ihre Aufnahme nicht erklärbar 
wäre. Eine erhebliche Anderung gegenüber einem Agenturvertrage enthält 
nun zwar die Beſtimmung, daß der Beklagte den Vertrieb auf eigene Rech— 
nung übernehmen, daß er alſo auch die für das Lager nötigen 300 Apparate 
ſofort bezahlen ſollte. Das ſteht nicht, wie Beklagter meint, dem Fall gleich, 
daß ein Agent einen beſtimmten Abſatz garantiert, ſondern es ändert die Sach— 
lage dahin, daß der Beklagte alle Apparate, die er im Lauf der Zeit für ſeinen 
Bezirk nötig hatte, einerlei wieviele es waren, ſelbſt bezahlen mußte, alſo 
auch nicht etwa bloß für ſeine Abnehmer Delkredere ſtand, und daß als ſelbſt⸗ 
verſtändliche Folge davon die Klägerin mit den Abnehmern nichts zu tun hatte, 
der Beklagte alſo im eigenen Namen verkaufte (vgl. dagegen $ 84 HGB.). 
Inwieweit dies auf die Einzelverpflichtungen des Beklagten, wie ſie ſich für 
einen Agenten namentlich aus $ 675 BGB. ergeben würden, von Einfluß 
iſt, iſt hier nicht in Frage. Jedenfalls ändert jene Beſtimmung nichts daran, 
daß nach dem Vertrage die Grundlage des ganzen Verhältniſſes die den Be— 
klagten zum Vertrieb der Fabrikate der Klägerin verpflichtende Vertretung 
ihrer Intereſſen, eine dauernde auf Erreichung desſelben Erfolges gerichtete 
Verbindung war. Ihr gegenüber erſcheint die Beſtimmung, daß der Beklagte 
das von ihm zu haltende Lager und die ſonſt für den Vertrieb nötigen Apparate 
ſelbſt bezahlen ſollte, als eine ſekundäre, zur größeren Sicherheit der Klägerin 
für Abſatz und Bezahlung ihrer Waren getroffene, allerdings einſchneidende 
Nebenbeſtimmung. Es mag ſein, daß die Klägerin ſich die Sache anders ge- 
dacht hat, daß es ihr nur oder in erſter Linie darauf ankam, für 300 Apparate 
in dem Beklagten einen Abnehmer zu finden. Aber nur darauf, wie der Ver— 
trag, zu deſſen Abſchluß ſie ihn veranlaßte, von ihm und jedem andern auf— 
gefaßt werden mußte, kommt es an. 

Mit dem Reichsgericht (vgl. insbeſondere RGeEntſch. 65, 37, wo ein 
ähnlicher Vertrag behandelt wird) iſt nun aber auch dieſes Gericht der Mei— 
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nung, daß für einen derartigen Vertrag, wie mehr oder minder für alle Ver⸗ 
tragsverhältniſſe mit dauernden Verpflichtungen, der Grundſatz zu gelten hat, 
daß jeder Teil den Vertrag aus einem wichtigen Grunde, d. h. dann zur Auf⸗ 
hebung bringen kann, wenn ihm Umſtände halber, die nach dem Vertrag⸗ 
ſchluß hervorgetreten ſind, die weitere Aushaltung des Vertrages nicht wohl 
zugemutet werden kann. Ein ſolcher wichtiger Grund zur ſofortigen Kündigung 
war für den Beklagten gegeben. Nach dem Gutachten des Dr. W. hat ſich 
wenige Tage nach dem Vertragſchluſſe gezeigt, daß das Herzleiden des Be⸗ 
klagten ſich ſo verſchlimmert hatte, daß ihm jede Geſchäftstätigkeit als Reiſender 
und jede körperliche und geiſtige Anſtrengung bei Lebensgefahr verſchloſſen 
war. Dies hat das ganze hier fragliche Jahr hindurch gedauert. Ob das Gut⸗ 
achten, wie Beklagter meint, auch dahin zu verſtehen iſt, daß er an jeder ge⸗ 
ſchäftlichen Tätigkeit, ſelbſt wenn ſie ſich in mäßigen Grenzen hielt, verhindert 
ſei, mag dabei auf ſich beruhen. Schon wenn er zu reiſen verhindert war, 
war er nicht in der Lage, in dem ihm zugewieſenen Bezirk (Provinz Weſt⸗ 
preußen) die ihm obliegende Tätigkeit in gedeihlicher Weiſe auszuüben. Denn 
es handelte ſich um die Einführung eines neuen Fabrikats für beſondere dem 
täglichen Leben fernliegende Zwecke, das, wenn es einmal gebraucht wird, 
ſehr wichtige Dienſte leiſten ſoll und auf das man ſich daher verlaſſen muß, 
dem aber das Publikum, das ſeine Bewährung nicht kennt, leicht mit Miß⸗ 
trauen gegenüberſteht. Die Einführung einer ſolchen Ware erforderte aber 
eine Aufſuchung und Bearbeitung der in Frage kommenden Kreiſe. Mit 
Reklame allein ließ ſich nichts anfangen. Und ſeine perſönlichen Verhältniſſe 
drängten bei dem Beklagten zur eigenen Wahrnehmung dieſer Tätig⸗ 
keit. — — — ö 

Bei ſeinen beſcheidenen Verhältniſſen und bei der doch immer nur be⸗ 
ſchränkten Abſatzgelegenheit für ſolche Ware konnte der Beklagte nicht wohl 
daran denken, ſein Geſchäft nur durch Reiſende in Gang zu bringen laſſen. 
Wurde ihm daher durch ſein Leiden die Ausnutzung ſeiner Arbeitskraft und 
die perſönliche Ausnutzung ſeiner Beziehungen unmöglich gemacht, ſo war 
das Unternehmen für ihn ſo gut wie wertlos. Und mag es auch nicht unbedenk⸗ 
lich ſein, die Vorſchrift des 8 71 HGB., wonach ein Handlungsgehülfe berech⸗ 
tigt iſt, auch ſeinerſeits den Vertrag aufzuheben, wenn er zur Fortſetzung 
ſeiner Dienſte unfähig wird, allgemein auf ein Agentur⸗ oder Vertreterver⸗ 
hältnis zu übertragen, ſo hat dies doch dann kein Bedenken, wenn für den 
Vertreter ohne ſeine perſönliche Tätigkeit die Aushaltung des Vertrages 
keinen Nutzen haben kann. Dem Beklagten war aber die Aushaltung des Ver⸗ 
trages um ſo weniger zuzumuten, als der Vertrag ihm mit der Verpflichtung 
zur Übernahme der 300 Apparate eine für ſeine Verhältniſſe ſehr große Laſt 
auferlegte, die er wegen der Feſtlegung des Verkaufspreiſes und auch, weil 
für ſolche Ware ein andrer Vertreter, auf den er nach $ 9 des Vertrages viel- 
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leicht den ganzen Vertrag hätte übertragen können, natürlich ſchwer zu finden 
war, nicht von ſich abſtoßen konnte. — — —“ 
Urteil des OLG. zu Hamburg (5. Sen.) v. 24. April 1914 in der Ham⸗ 
burger Sache Hanſa⸗Trocken⸗Feuerlöſch⸗G. m. b. 9. w. K. Bf. V. 
18/14. A—d. 


II. Verfahren. 


66. Streitwert für einen gerichtlichen Vergleich bei Bereinziehung 
außerhalb des Prozeſſes liegender Anſprüche. 
GKG. § 23 Abſ. 2; RAGebdO. 8 133. 

Die auf Grund des $ 16 GKG. ergangene Entſcheidung des 1. Richters 
betrifft den Wert des Streitgegenſtandes. Sie dient in erſter Linie der Be⸗ 
rechnung der Gerichtsgebühr, die gemäß dem § 23 Abſ. 2 GK G. für die Auf- 
nahme des zur Beilegung des Rechtsſtreits abgeſchloſſenen Vergleichs zu er⸗ 
heben iſt, und iſt gemäß dem $ 11 RAGebOO. auch maßgebend für die Be⸗ 
rechnung der den Rechtsanwälten auf Grund der §§ 9 mit 133 daſ. für ihre 
Mitwirkung bei dem Vergleich zuſtehenden Gebühren. Sowohl die Gerichts⸗ 
gebühr des § 23 Abſ. 2 GKGG., die als Bruchteil der Entſcheidungsgebühr des 
§ 183 GKG. beſtimmt iſt, als auch die Anwaltsgebühr des § 133 RAGeb O. find 
gemäß 88 8 GKG. und 9 GebO. nach dem Wert des Streitgegenſtandes, d. i. 
nach dem Wert des Gegenſtandes des Rechtsſtreits, zu deſſen Beilegung der 
Vergleich geſchloſſen worden iſt, zu erheben. Unter dem Gegenſtand des 
Rechtsſtreits iſt das zu verſtehen, was der Kläger mit der Klage oder in einem 
im Lauf des Rechtsſtreits geſtellten erweiterten oder beſchränkten Klagantrage 
(8 2682 ZPO.) verlangt. Erſtreckt ſich der Vergleich auf Anſprüche, die nicht 
im Wege der Klagerweiterung zum Gegenſtand des Rechtsſtreits gemacht 
worden ſind, ſo bleibt der Wert dieſer Anſprüche für die Berechnung der Ge⸗ 
bühren und für die Feſtſetzung des Streitwerts außer Betracht (RGeEntſch. 36, 
404; Bayer Ob. 15, 273). 

Im vorliegenden Fall betrug der Wert des Streitgegenſtandes zunächſt 
unbeſtrittenermaßen 1500 . Durch den ſpäter in der mündlichen Verhand⸗ 
lung geſtellten Antrag wurde die Klage dahin erweitert, daß auch Rechnung⸗ 
ſtellung für das Jahr 1909 verlangt wurde. Den Wert dieſes Anſpruchs ſchätzt 
das Gericht, unter Berückſichtigung des von der Klägerin behaupteten voraus⸗ 
ſichtlichen Ergebniſſes der Rechnungſtellung, auf 500 , jo daß alſo zur Zeit 
des Vergleichsabſchluſſes der Wert des Streitgegenſtandes im ganzen 2000 .% 
betragen hat. Die in den Vergleich einbezogene Beteiligung der Klagepartei 
an dem Sch.ſchen Unternehmen iſt niemals in der Form eines Antrags zum 
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Gegenſtand des Rechtsſtreits gemacht worden und deshalb bei der Feſtſetzung 
des Streitwerts außer Betracht zu laſſen. 

Auch die Heranziehung des § 101 GK. führt zu keinem andern Ergeb— 
niſſe. Beträgt die Gebühr für die Aufnahme eines Vergleichs weniger als 
die Gebühr, welche nach den Landesgeſetzen für einen außerhalb des Nechts- 
ſtreits abgeſchloſſenen Vergleich zur Staatskaſſe zu erheben ſein würde, ſo iſt 
gemäß $ 101 GKG. der Mehrbetrag der letzteren neben der Entſcheidungs— 
(Vergleichs-) Gebühr zu erheben. Unter einem außerhalb des Rechtsſtreits 
abgeſchloſſenen Vergleich verſteht das Geſetz einen rechtswirkſam geſchloſſenen 
Vergleich. Die Beſtimmung kommt alſo insbeſondere in Betracht, wenn der 
Vergleich bei außergerichtlichem Abſchluß der notariellen Beurkundung be— 
durft hätte (Bayer ObLG. 15, 572: OLG Rſpr. 19, 251: Bayr. Fin Bl. 16, 187). 
Nach dem jetzt geltenden Rechte ſind nun außergerichtliche Vergleiche als ſolche 
einem Formzwange nicht mehr unterworfen; ſie bedürfen einer beſonderen 
Form, insbeſondere der notariellen Beurkundung nur, inſoweit für die in 
ihnen enthaltene Vereinbarung eine Form vorgeſchrieben iſt (OL GRſpr. 1, 
195). Der Vergleich v. 29. Nov. 1913 enthält eine ſolche formbedürftige Ver⸗ 


einbarung nicht. — — — Er unterlag alſo nach bayer. Landesrecht keiner 
Gebühr. — — — | 
Beſchluß des OLG. München (1. Sen.) v. 27. Mai 1914 i. S. B. w. H. 
BeſchwReg. 79/14. P. 


67. Hoſtenerſtattun g auf Grund eines mit der Vollſtr.⸗Klauſel ver⸗ 
ſehenen, vorläufig vollſtreckbaren Endurteils vor Erledigung des Rechts- 
mittels gegen ein vorausgegangenes Vorbehaltsurteild 
Vgl. 56 Nr. 17. 

ZPO. 38 103. 275. 599. | 

Nachdem die Firma F. & Sch. im Wechſelprozeß nach 8 599 ZPO. Vor⸗ 
behaltsurteil am 24. Dez. 1913 gegen die Firma P. E. erwirkt hatte, erhielt 
ſie von dieſer die eingeklagte Wechſelſumme nebſt Zinſen bezahlt. Gegen das 
Vorbehaltsurteil legte die Beklagte Berufung ein. Im Nachverfahren er— 
kannte am 17. Juni 1914 das Landgericht, daß das Vorbehaltsurteil auf⸗ 
gehoben, die Klage abgewieſen und die Klägerin zur Rückzahlung der Wechjel- 
ſumme nebſt Zinſen ſowie in die Koſten verurteilt werde; das Urteil wurde 
gegen eine beſtimmte Sicherheitsleiſtung für vorläufig vollſtreckbar erklärt. 
Gegen dieſes Endurteil legte die Klägerin Berufung ein. Bevor eine Ver— 
handlung vor dem Ber. Gericht ſtattgefunden hatte, beantragte die Beklagte 
unter Bezugnahme auf das Endurteil v. 17. Juni 1914 bei der Gerichts: 
ſchreiberei des Landgerichts, die von der Klägerin zu erſtattenden Koſten 
feſtzuſetzen. Der Gerichtsſchreiber wies den Antrag zurück, weil kein zur Zw. 
Vollſtreckung geeigneter Schuldtitel vorliege. Die Beklagte beantragte dar- 
über Entſcheidung des Prozeßgerichts gemäß § 576 ZPO.; das Landgericht 
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wies aber dieſen Antrag mit Beſchluß v. 21. Okt. 1914 zurück. Die Beklagte 
legte Beſchwerde ein. 

Der Gerichtsſchreiber hatte ſeinen ablehnenden Beſcheid geſtützt auf den 
Schlußſatz der Entſcheidungsgründe des Endurteils, welcher lautet: „Daß 
die Vollſtreckung aus dem vorwürfigen Urteil erſt erfolgen kann, wenn die 
Berufung gegen das Vorbehaltsurteil verbeſchieden iſt, und dann nur je nach 
dem Urteilsſpruch des Ber.⸗Gerichts, brauchte im Urteilsſatz nicht beſonders 
hervorgehoben zu werden“. Das Prozeßgericht hatte die Entſcheidung des 
Gerichtsſchreibers gebilligt unter Hinweis auf Stein ZPO. zu 8275 IV A. 1 
und dabei bemerkt: Es ſei richtig, daß in dem Urteilsſatz der Entſcheidung, 
aus der die Koſtenfeſtſetzung verlangt werde, davon nichts ſtehe, daß die Voll⸗ 
ſtreckung aus dem Urteil erſt nach der Verbeſcheidung des vorausgegangenen 
Vorbehaltsurteils erfolgen könne. Das ſei aber eine ſelbſtverſtändliche Voraus⸗ 
ſetzung und daher im Urteilsſatz nicht beſonders hervorzuheben geweſen. Ob 
die Vollſtreckung aus einer Entſcheidung möglich ſei, ſei eine Frage, die bei 
der Erteilung der Vollſtr.⸗Klauſel zu prüfen wäre. Die Ausführung im letzten 
Abſatz der Urteilsgründe habe auch nur den Zweck gehabt, bei der Erteilung 
der Vollſtr.⸗Klauſel auf die einſchlägigen Beſtimmungen der ZPO. hinzulenken. 
Der Gerichtsſchreiber ſei im Recht geweſen, wenn er ſagte, daß ein die Koſten⸗ 
feſtſetzung rechtfertigender Titel noch nicht vorliege. 

Das Oberlandesgericht hob den Beſchluß des Landgerichts auf und ver— 
wies die Sache an das Landgericht zu anderweitiger Entſcheidung zurück; 
die Koſten wurden der Klägerin auferlegt. — Aus den Gründen: 

„— — — Außer Zweifel ſteht, daß auf Grund eines gegen Sicherheits- 
leiſtung für vorläufig vollſtreckbar erklärten Urteils Koſtenfeſtſetzung verlangt 
werden kann, auch bevor die Sicherheit erlegt iſt. Es hätte in einem ſolchen 
Fall ein bedingt vollſtreckbarer Koſtenfeſtſetzungsbeſchluß zu ergehen (Freuden⸗ 
thal ZPO. 8 103 A. 3). Der angefochtene Beſchluß, der die Vollſtreckung 
aus dem Endurteil v. 17. Juni 1914 für unzuläſſig hält, ſucht ſeine Stütze 
hauptſächlich bei Stein ZPO. 10 8 275 IV A. 1. Der 8 275 handelt von den 
prozeßhindernden Einreden. — — — Wer dieſer, allerdings herrſchenden, 
Anſicht zuſtimmt, darf auch keinen Anſtoß daran nehmen, daß der völlig klare 
Ausſpruch in der Formel des Urteils vom 17. Juni 1914 nicht im Einklang 
ſteht mit dem Schlußſatz der Entſcheidungsgründe dieſes Urteils, während 
doch in der Regel gegenüber dem Inhalt der Urteilsformel, wenn dieſer klar 
und unzweideutig iſt, die Entſcheidungsgründe außer Betracht bleiben, auch 
kein Raum dafür iſt, ſie zur Auslegung der Urteilsformel heranzuziehen. 

Fraglich könnte ſein, ob der herrſchenden Anſicht beizupflichten iſt. Die 
in einem Beſchluß des 8. Zivilſen. des KG. in Berlin v. 5. Mai 1909 (OL G⸗ 
Rſpr. 18, 387) gegen ſie angeführten Gründe dürften ſehr beachtenswert ſein. 

Weiter könnten ſich Bedenken ergeben, ob ein Urteil zur Hauptſache, 
das einem über eine prozeßhindernde Einrede vorausgegangenen Zwiſchen⸗ 
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urteil nachfolgt, immer völlig gleichſtehe einem im Nachverfahren ergan⸗ 
genen Urteil, dem ein Vorbehaltsurteil i. S. des $ 599 ZPO. vorausgegangen 
war. Zu einer Verurteilung des Beklagten in der Hauptſache kommt nach 
vorausgegangener prozeßhindernder Einrede der Richter überhaupt nur, wenn 
er die Einrede durch das Zwiſchenurteil verworfen hat; hält er die prozeß⸗ 
hindernde Einrede für begründet, ſo erfolgt ſofort Abweiſung der Klage; 
ſein Zwiſchenurteil aufzuheben iſt der Richter nicht in der Lage. Wohl aber 
kann der Richter im Nachverfahren ein von ihm erlaſſenes Vorbehaltsurteil 
ſelbſt wieder aufheben. Dies iſt auch durch das Endurteil v. 17. Juni 1914 
geſchehen, das die Klage abwies, weil es die Einrede der Beklagten, der ein⸗ 
geklagte Wechſel ſei ein Gefälligkeitsakzept und brauche von ihr nicht ein⸗ 
gelöſt zu werden, für im Nachverfahren erwieſen erachtete. Es könnte ſich 
fragen, ob da nicht die gegen das Vorbehaltsurteil von der Beklagten ein⸗ 
gelegte Berufung gegenſtandslos geworden ſei (vgl. hierwegen Stein a. a. O. 
$ 600 II Abſ. 3). 

Es iſt jedoch angängig, die vorerwähnten Bedenken auf ſich beruhen zu 
laſſen, wo die Entſcheidung über die eingelegte Beſchwerde in einem andern, 
von dem angefochtenen Beſchluß nicht gewürdigten Punkt zu ſuchen iſt. Aus 
der Begründung des Beſchluſſes v. 21. Okt. 1914 iſt zwar zu erſehen, daß 
der Beklagten eine vollſtreckbare Ausfertigung des Urteils v. 17. Juni 1914 
erteilt worden war, der Beſchluß ſpricht ſich aber nicht darüber aus, welche 
Wirkung dieſem Umſtand für die beantragte Koſtenfeſtſetzung zukomme. Wie 
es ſcheint, will ihm der Beſchluß keinen Einfluß auf ſie zugeſtehen. Nach Seuffert 
3PO. 11 8 275 A. 4 Abſ. 4 — der Kommentar teilt die von Stein vertretene, 
oben als die herrſchende bezeichnete Anſicht — folgt aus der Abhängigkeit 
des Urteils zur Hauptſache vom Zwiſchenurteil, daß zu einem ſolchen Urteil 
trotz ſeiner Rechtskraft oder feiner vorläufigen Vollſtreckbarkeit keine Vollſtr.- 
Klauſel erteilt werden darf, bevor das Zwiſchenurteil rechtskräftig geworden iſt. 
Werden auch die hinſichtlich der Richtigkeit der herrſchenden Anſicht oben 
angedeuteten Bedenken zunächſt fallen gelaſſen, ſo kann doch ein Zweifel 
nicht beſtehen darüber, daß nach 8 724 ZPO. auf Grund einer mit der Vollitr.- 
Klauſel verſehenen Ausfertigung eines Urteils (vollſtreckbaren Ausfertigung) 
auch wirklich vollſtreckt werden kann und darf. Der Gerichtsſchreiber iſt geſetz— 
lich ermächtigt zur Erteilung der Vollſtr.-Klauſel. Das Gericht wäre zu einer 
Entſcheidung über die Zuläſſigkeit der Vollſtr.-Klauſel nur berufen, wenn gegen 
ſie vom Schuldner nach § 732 ZPO. Einwendungen erhoben werden. Solche 
zu erheben hätte die Firma F. & Sch. ſelbſtverſtändlich nur Anlaß, wenn die 
verklagte Partei in dieſer Sache, deren Ausgang doch zurzeit recht zweifelhaft 
iſt, vollſtrecken würde. Die Beklagte würde im Fall der Vollſtreckung Gefahr 
laufen, gemäß § 600 Ab}. 2 ZPO. Schadenerſatz leiſten zu müſſen. Augen— 
blicklich läßt ſich aber, nachdem zu dem vorläufig vollſtreckbaren Urteil v. 17. Juni 
1914 nun einmal die Vollſtr.-Klauſel erteilt worden iſt, der angefochtene Be— 
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ſchluß v. 21. Okt. 1914 nicht aufrechterhalten. Er mußte aufgehoben werden, 
und Aufgabe der Vorinſtanz iſt es nun, in der an ſie zurückgehenden Sache 
auf den Antrag anderweitige ſachgemäße Entſcheidung zu treffen.“ 
Beſchluß des OLG. Bamberg (2. Sen.) v. 7. Dez. 1914. Beſchw.⸗Reg. II 
240/14. —ch— 


68. Kann die Herausgabe der fälligen Zinsjcheine von hinterlegten 
Wertpapieren verweigert werden, weil der Wert der hinterlegten 
Sicherheit geſunken ſeid 
8PO. $ 109; BGB. $ 1296. 

Zur Vollſtreckung eines gegen Sicherheitsleiſtung vorläufig vollſtreckbar 
erklärten Verſäumnisurteils hatte die Klägerin Wertpapiere nebſt Zinsſcheinen 
als Sicherheit bei der Königl. Filialbank B. hinterlegt. Sie beantragte, die 
Herausgabe der fälligen Zinsſcheine, mit welcher der Beklagte nicht einver⸗ 
ſtanden ſei, anzuordnen. Durch Gerichtsbeſchluß v. 15. Sept. 1914, in welchem 
auf § 109 Abſ. 1 ZPO., RGeEntſch. 72, 264 und Hein Zw.⸗Vollſtreckung? 186 
hingewieſen iſt, wurde der Beklagte aufgefordert, binnen zwei Wochen die Ein- 
willigung in die Rückgabe der Zinsſcheine zu erklären oder die Erhebung der 
Klage wegen ſeiner Anſprüche nachzuweiſen. Auf den von der Klägerin dem⸗ 
nächſt gemäß § 109 Abſ. 2 ZPO. geſtellten Antrag ordnete am 22. Okt. 1914 
das Landgericht die Rückgabe der fälligen Zinsſcheine an die Klägerin an. 
Die ſofortige Beſchwerde des Beklagten wurde als unbegründet koſtenfällig 
zurückgewieſen. Aus den Gründen: 

„Der angefochtene Beſchluß iſt nur damit begründet, daß der Beklagte 
innerhalb der ihm geſteckten Friſt weder ſeine Einwilligung zur Hinausgabe 
der Zinsſcheine erklärt noch die Erhebung der Klage wegen ſeiner Anſprüche 
nachgewieſen habe. Es ſtützt ſich alſo der Beſchluß auf § 109 Abſ. 1-3 3PO. 
Der vom Beklagten eingenommene Standpunkt, es müßten die Zinsſcheine 
zurückbehalten werden zur Erhöhung der wegen des geſunkenen Kurſes der 
Wertpapiere nicht mehr ausreichenden Sicherheit, hat in dem Beſchluß keine 
Würdigung gefunden. In der Begründung der Beſchwerde kommt vor, der 
Mandant halte eine reichsgerichtliche Entſcheidung für das Oberlandesgericht 
in dieſem Fall nicht für bindend. Dies bezieht ſich jedenfalls auf die im land— 
gerichtlichen Beſchluß v. 15. Sept. 1914 angezogene RGEntſcheidung. Aller— 
dings ſind reichsgerichtliche Entſcheidungen keine Präjudizien in dem Sinn, 
daß ſie für das Oberlandesgericht unter allen Umſtänden maßgebend wären. 
Teilt aber das Oberlandesgericht nach ſelbſtändiger Prüfung der Frage die 
in einer reichsgerichtlichen Entſcheidung zum Ausdruck gekommene Rechts— 
anſchauung, ſo iſt es ſelbſtverſtändlich nicht gehindert, dieſer Rechtsanſchauung 
ſich anzuſchließen. So im gegebenen Fall. In dem Beſchluß des 6. Ziv.-Sen. 
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des Reichsgerichts v. 6. Dez. 1909 (RGEntſch. 72, 264) iſt ausgeſprochen, daß 
auf den Fall der Herausgabe fälliger Zinsſcheine von Wertpapieren, die zur 
Sicherheitsleiſtung hinterlegt ſind, die Vorſchriften des S 109 ZPO. entſpre⸗ 
chende Anwendung fänden. Wenn auch auf einen ſolchen Fall nach dem Wort— 
laut des § 109 deſſen Vorſchrift: „Iſt die Veranlaſſung für eine Sicherheits 
leiſtung weggefallen“ an ſich nicht zutreffe, ſo ſei doch immerhin nach dem 
zu unterſtellenden Sachverhalt die Vorausſetzung dafür weggefallen, daß die— 
jenigen Zinsſcheine, die nach 8 108 Abſ. 2 ZPO. und § 234 Abſ. 2 BGB. 
mit den Wertpapieren zu hinterlegen waren, inzwiſchen jedoch fällig ge— 
worden ſind, weiterhin hinterlegt bleiben. Nach 8 1296 BGB. kann, wenn 
die zu einem Wertpapier gehörigen Zinsſcheine, wie hier, dem Pfandgläubiger 
übergeben ſind, der Verpfänder in der Regel deren Herausgabe verlangen, 
ſoweit ſie vor dem Eintritt der Vorausſetzungen des § 1228 Abſ. 2 BGB. 
fällig werden. Ein Anſpruch des Beklagten auf Erſatz eines ihm etwa aus der 
Vollſtreckung des Urteils erwachſenden Schadens (§ 717 ZPO.) iſt noch nicht 
fällig; der Rechtsſtreit iſt noch nicht beendigt und es iſt daher noch nicht abzu⸗ 
ſehen, ob das Urteil, auf Grund deſſen die Klägerin vorläufig vollſtreckt hat, 
aufgehoben oder abgeändert werden wird. 

Iſt aber, wie das Oberlandesgericht in Übereinſtimmung mit dem Reichs— 
gericht annimmt, auf die Hinausgabe fällig gewordener Zinsſcheine der $ 109 
ZPO. anwendbar, jo folgt hieraus, daß das Gericht ihre Rückgabe anzuordnen 
nur dann verweigern könnte, wenn die Partei, zu deren Gunſten die Sicher: 
heit geleiſtet iſt, die Erhebung der im $ 109 vorgeſehenen Klage wegen ihrer 
Anſprüche nachgewieſen hat. Nicht aber kann der Gegner die Hinausgabe 
fälliger Zinsſcheine an den Verpfänder dadurch verhindern, daß er deren 
Zurückbehaltung zum Zweck der Erhöhung der geleiſteten Sicherheit verlangt. 
Wohl iſt auf Parteiantrag eine Anordnung dahin zuläſſig, daß ein gegen 
Hinterlegung einer beſtimmten Sicherheit für vorläufig vollſtreckbar erklärtes 
Urteil nur gegen Hinterlegung einer höheren Sicherheit vollſtreckt werden 
dürfe (JW. 1907, 67922, Reincke ZPO.“ § 719 Erl. Abſ. 3), aber eine ſolche 
Anordnung kann außer nach § 718 nur im Wege des in den 88 719. 707 
PO. vorgeſchriebenen Verfahrens herbeigeführt werden, nicht durch Ver— 
weigerung der Einwilligung in die Hinausgabe fälliger Zinsſcheine unter der 
Begründung, daß die Zinsſcheine zur Erhöhung der Sicherheit zurückbehalten 
werden müßten. 

Übrigens hatte im vorliegenden Fall der Beklagte durch Schriftſatz v. 
7. Febr. 1914 mit einem Antrage, die Zw.⸗Vollſtreckung aus dem Verſäumnis⸗ 
urteil v. 30. Dez. 1913 ohne Sicherheitsleiſtung einzuſtellen, bereits den für- 
ſorglichen Antrag auf Anordnung der Erhöhung der Sicherheit verbunden 
und es iſt daraufhin durch Gerichtsbeſchluß v. 9. Febr. 1914 die Erhöhung 
der Sicherheit auf 3000 %, nämlich die Hinterlegung weiterer 1000 „ zu 
den im Urteil angeordneten 2000 /, beſchloſſen worden, nachdem am 29. Jan. 
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1914 Pfändung zugunſten von 2027 / und der Vollſtreckungskoſten auf Be⸗ 
treiben der Klägerin vorgenommen worden war.“ 
Beſchluß des OLG. Bamberg (2. Sen.) v. 3. Nov. 1914. Beſchw.⸗Reg. II. 
221/14. —ch— 


69. Beweiskraft des Tatbeftands* für das Nichtvorbringen einer 
angekündigten Einrede; keine richterliche Fragepflicht.“ * 
„Vgl. 36 Nr. 161. — Vgl. 38 Nr. 172 und 265 m. N. 

ZPO. d 314. 139. 

— — — Mit feiner Behauptung, daß er im 1. Rechtsgange die Ver⸗ 
handlung zur Hauptſache bis zur Entſcheidung über die Unzuſtändigkeitsein⸗ 
rede verweigert habe, kann der Beklagte nicht gehört werden, da der Tat⸗ 
beſtand des landgerichtlichen Urteils von einer ſolchen Erklärung nichts ent— 
hält und der Antrag des Beklagten auf Tatbeſtandsberichtigung durch Be— 
ſchluß v. 6. Mai 1914 vom Landgericht zurückgewieſen worden iſt. Denn der 
Urteilstatbeſtand liefert hinſichtlich des mündlichen Parteivorbringens vollen 
Beweis (8 314 3PO.), und zwar auch dafür, daß von einer Partei eine Er: 
klärung nicht abgegeben worden iſt, ohne daß dieſe Negative — abgeſehen 
von den Fällen der 88 354. 455 und 510 ZPO. — ausdrücklich im Tatbeſtande 
hervorgehoben zu werden braucht (vgl. Stein ZPO. § 314 Anm. I. 2). Die 
ſchriftliche eidesſtattliche Verſicherung des erſtinſtanzlichen Prozeßbevollmäch⸗ 
tigten des Beklagten, daß er nicht nur die Unzuſtändigkeitseinrede erhoben, 
ſondern auch ausdrücklich die Verhandlung zur Hauptſache bis zur Entſcheidung 
über dieſe Einrede verweigert habe, iſt unbeachtlich; der durch den Tatbeſtand 
bezüglich des mündlichen Vorbringens der Parteien gelieferte Beweis kann 
nach § 314 Abſ. 2 ZPO. nur durch das Sitzungsprotokoll entkräftet werden, 
in dem Protokoll über die landgerichtliche Verhandlung v. 18. März 1914 
findet ſich aber nichts davon, daß die Verhandlung zur Hauptſache verweigert 
worden wäre. Ohne Belang iſt auch, daß der anſcheinend in jenem Verhand⸗ 
lungstermin dem Gericht überreichte Schriftſatz des Beklagten v. 17. März 
1914 im Eingange die Erklärung enthält, daß bis zur Entſcheidung über die 
Einrede der Unzuſtändigkeit die Verhandlung zur Hauptſache verweigert werde. 
Wenn der Vorſitzende daraus keinen Anlaß entnommen hat, den Vertreter 
des Beklagten in der mündlichen Verhandlung zu fragen, ob er die Verhand— 
lung zur Hauptſache verweigern wolle, jo iſt darin eine Verletzung der in $ 139 
3PO. beſtimmten Fragepflicht nicht zu erblicken. Eine Verpflichtung des 
Vorſitzenden, achtzugeben, ob der geſamte Inhalt eines Schriftſatzes vor⸗ 
getragen wird, und darauf hinzuwirken, daß in einem Schriftſatz angekündigte 
Erklärungen in der Verhandlung vorgebracht werden, beſteht nicht (JW. 1913, 
69718 und Recht 1914 Nr. 3546).— — — 

Urteil des OLG. zu Dresden (5. Sen.) v. 23. Nov. 1914. 5 O. 139/14. 


5 Ch. 
Seuffertt Archiv 70. 3. Folge Bd. 15 Heft 3. 9 
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70. Einrede der rechtskräftig entſchiedenen Sache auf Grund Vertrages. 
(Vgl. 51 Nr. 228.) 
ZPO. 8 325. 

Der Kläger erlitt am 4. Sept. 1904 auf einem Dampfer der Firma J. H. 
Nachf. einen Unfall, klagte gegen den Inhaber der Firma auf Schadenerſatz 
und erlangte deſſen Verurteilung zur Zahlung von Schmerzengeld und Rente. 
Der Rechtsſtreit war namens des damaligen Beklagten von der Verſicherungs⸗ 
geſellſchaft geführt worden, bei welcher die Firma gegen Haftpflicht ver— 
ſichert war. Als die Zw.-Vollſtreckung gegen den Inhaber der Firma erfolg— 
los ausfiel, ließ der Kläger wegen fällig gewordener Beträge den Verſiche— 
rungsanſpruch des Firmeninhabers gegen die Verſicherungsgeſellſchaft pfän- 
den und ſich zur Einziehung überweiſen und wurde darauf gegen ſie klagbar. 
— Die Beklagte wurde zur Zahlung verurteilt. Aus den Gründen des Rev. 
Urteils: 

„Das Ber.⸗Gericht hat die Erklärung der Beklagten, daß fie die Renten- 
anſprüche des Klägers, derenwegen er die Pfändungen erwirkt habe, nach 
Grund und Betrag beſtreite, mit der Begründung zurückgewieſen, mit dieſem 
Beſtreiten könne die Beklagte nicht mehr gehört werden, da die erwähnten 
Rentenanſprüche in dem Prozeß des Klägers gegen die Firma J. H. Nachf. 
rechtskräftig feſtgeſtellt ſeien. Die Reviſion macht hiergegen geltend, die Ein- 
rede der Rechtskraft ſtehe der Beklagten, wennſchon ſie den erwähnten Prozeß 
für die genannte Firma geführt habe, nicht entgegen. Dem läßt ſich nicht 
zuſtimmen. | 

Dem Geſetze nach iſt allerdings die Wirkung des in einem Rechtsſtreit 
ergangenen rechtskräftigen Urteils auf die Parteien, ihre Rechtsnachfolger 
und gewiſſe andre Perſonen beſchränkt (ZPO. 88 325f.). Aber der Grund, 
weshalb im vorliegenden Falle die Beklagte jene rechtskräftige Entſcheidung 
gegen ſich gelten laſſen muß, liegt nicht in der der Rechtskraft dieſer Entſchei⸗ 
dung nach dem Geſetz zukommenden Bedeutung, ſondern in dem zwiſchen 
der Beklagten und der Firma J. H. Nachf. beſtehenden Vertragsverhältnis. 
Vertragmäßig hat die Beklagte der genannten Firma, der Verſicherten, gegen— 
über die Verpflichtung übernommen, ſie wegen der ihr aus Haftpflicht erwach— 
ſenden Verbindlichkeiten zu entſchädigen, ſich aber das Recht vorbehalten, 
den von dem Beſchädigten gegen die Verſicherte anhängig gemachten Rechts- 
ſtreit für die Verſicherte ſelbſt zu führen, fie hat auch von dieſem Recht vor⸗ 
behaltlos Gebrauch gemacht. Hiernach muß es als im Sinne des Vertrages 
liegend angeſehen werden, daß die Beklagte der Verſicherten gegenüber ver— 
pflichtet iſt, das in jenem Rechtsſtreit ergangene Urteil gegen ſich gelten zu 
laſſen. Die Beklagte handelt der Verſicherten gegenüber und mithin auch, 
da der Kläger im vorliegenden Rechtsſtreit die Anſprüche der Verſicherten 
gegen die Beklagte geltend macht, dem Kläger gegenüber argliſtig, wenn ſie 
die in dem Prozeß des Klägers gegen die Verſicherte ergangene rechtskräftige 
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Entſcheidung nicht gegen ſich gelten laſſen will, obwohl ſie dieſen Prozeß 
an Stelle der Verſicherten ſelbſt geführt hat. — — —“ 
Urteil des Reichsgerichts (7. Sen.) v. 7. Juli 1914 in der preuß. Sache 
Schweiz. Unf. Verſ. AktGeſ. (Bkl.) w. W. (KG. Berlin). VII. 168/14. 


71. Zurücknahme der Berufung; Entſcheidung über die Koſten, auch 
wenn dieſe, bis auf einen beſtrittenen Poſten, ſchon bezahlt ſind. 
Vgl. 69 Nr. 66 m. N. 
3PO. 8s 515 Abſ. 3, 271. 

Der Beklagte hatte feine Berufung im Termin v. 26. Sept. 1913 zurück⸗ 
genommen. Im weiteren Verhandlungstermin, am 24. Febr. 1914, bean⸗ 
tragte die Klägerin, den Beklagten der Berufung für verluſtig zu erklären 
und ihm die Ber.⸗Koſten aufzuerlegen. Der Beklagte widerſprach dieſem An⸗ 
trage nur bezüglich der Koſten, weil er die bisher entſtandenen Koſten der 
Ber.⸗Inſtanz mit Ausnahme eines von ihm nicht anerkannten Poſtens bereits 
an die Klägerin bezahlt habe und deshalb nicht mehr zur Zahlung verurteilt 
werden dürfe. Die Klägerin gab die Zahlung zu, machte aber geltend, daß 
über den noch beſtrittenen Poſten nur im Koſtenfeſtſetzungsverfahren ent⸗ 
ſchieden werden könne. — Das Oberlandesgericht erklärte den Beklagten der 
Berufung für verluſtig und legte ihm die geſamten Koſten des Ber.⸗Verfahrens 
auf, ſprach aber dabei aus, daß ihm darauf die bereits gezahlten Koſten mit 
63,25 .K in Anrechnung zu bringen ſeien. Gründe: 

„Zu der ſtreitigen Frage, ob ein Koſtenurteil nach 88 271 Abſ. 3, 515 
Abſ. 3 ZPO. ohne Rückſicht darauf zu erlaſſen ſei, daß der zurücknehmende 
Kläger oder Ber.⸗Kläger die Koſten bis auf einzelne, hinſichtlich der Erſtattungs⸗ 
fähigkeit beſtrittene Anſätze an die Gegenpartei gezahlt hat, 

OL GRſpr. 13, 143; 17, 148; 19, 97; 23, 155; 25, 93 und Sächſ. OL GAnn. 32, 51, 
braucht nicht Stellung genommen zu werden. Im gegebenen Fall handelt 
es ſich um die Zurücknahme der Berufung. Dieſe gibt dem Ber.⸗Beklagten, 
hier der Klägerin, nach $ 515 Abſ. 3 ZPO. ein Recht, den Verluſt des Rechts⸗ 
mittels durch Urteil ausgeſprochen zu erhalten. Dieſe ſelbſtändige Folge der 
Zurücknahme der Berufung kann nicht dadurch beſeitigt werden, daß der 
Ber.⸗Kläger die bisher entſtandenen Koſten des Rechtsmittels an den Ber.⸗ 
Beklagten abführt. Da aber durch das zu erlaſſende Verluſtigkeitsurteil neue 
Koſten entſtehen, wie $ 20 GebO. f. RA. und § 265 verb. mit $ 46 GKG. er⸗ 
geben, ſonach die Bezahlung der bisher erwachſenen Koſten des Rechtsmittels 
den Koſtenanſpruch der Klägerin nicht zur völligen Tilgung hat bringen können, 
der Beklagte auch unbeſtritten nicht etwa die durch den Verluſtigkeitsausſpruch 
neu entſtandenen Koſten im voraus bezahlt hat, bedarf es noch eines Ausſpruchs 
über die Koſten, und dieſer muß nach der Regel des § 515 Abſ. 3 ZPO. zu⸗ 
ungunſten des Beklagten lauten. Jedoch war mit dem Reichsgericht (Entſch. 

9% 
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62, 189) die auf die Koſten bezahlte Summe als ein bei der künftigen Koſten⸗ 
feſtſetzung zu kürzender Betrag im Urteilsausſpruch feſtzuſtellen.“ 
Urteil des OLG. zu Dresden (3. Sen.) v. 18. März 1914 i. S. P. w. N. 

3 O. 87/13. F—ch 

72. Anberaumung des Swangsverſteigerungstermins. 
3G. $ 36; Kriegs⸗Schutzgeſ. v. 4. Aug. 1914 $ 73, 

Während die übrigen Hyp.⸗Gläubiger auf baldige Verſteigerung des 
Anweſens dringen, will der Nachhypothekgläubiger Str., der angeſichts der 
durch den Krieg hervorgerufenen ſchlimmen Wirtſchaftslage und Geldarmut 
von einer Verſteigerung während des Krieges die Nichterreichung eines ent⸗ 
ſprechenden Gebots und damit den Ausfall ſeiner Hypotheken im Geſamtbe⸗ 
trage von 10000. befürchtet, da er ſelbſt nicht in der Lage iſt, den zur Deckung 
der ihm vorausgehenden Hypotheken und der beträchtlichen Zinsrückſtände 
notwendigen Betrag von rund 24 000 .K aufzubringen, den Verſteigerungs⸗ 
termin möglichſt weit hinausgeſchoben wiſſen. 

Auf die Beſtimmung in §7 Nr. 3 Reichsgeſ. v. 4. Aug. 1914, betr. den Schutz 
der infolge des Krieges an Wahrnehmung ihrer Rechte behinderten Perſonen, 
kann dieſes Begehren zunächſt nicht geſtützt werden. Nach dieſer Beſtimmung 
kann der Zuſchlag verſagt und ein neuer Verſteigerungstermin beſtimmt werden, 
ſofern die Umſtände die Annahme begründen, daß ein höheres, zur gänzlichen oder 
teilweiſen Befriedigung genügendes Gebot erfolgen werde. Dieſe Beſtim⸗ 
mung ſetzt alſo die Durchführung der Verſteigerung bis zum Zuſchlag voraus 
(vgl. auch die bayer. Vollzugsbekanntm. v. 16. Aug. 1914 A 5 Abſ. 3). — — 

Maßgebend kann nur fein 836 Abſ. 2 3VG., wonach beim Vorliegen 
beſonderer Gründe der längſte regelmäßige Zwiſchenraum zwiſchen Anberau⸗ 
mung und Abhaltung des Verſteigerungstermins über ſechs Monate hinaus 
erſtreckt werden kann (vgl. die angef. Bekanntm. BW Abſ. 3 ff.). Für die Be⸗ 
urteilung der Frage, ob ſolche beſonderen Gründe vorliegen, iſt das Schutz 
bedürfnis der ſich widerſtreitenden Intereſſen der an der Verſteigerung beteilig⸗ 
ten Gläubiger entſcheidend. Zwei derſelben drängen ſchon mit Rüchkſicht auf 
den Zuſtand des Anweſens, das von ſeinen Beſitzern vollſtändig verlaſſen und 
ausgeräumt iſt, mit gutem Grunde auf baldige Verſteigerung. Von einer Hinaus⸗ 
ſchiebung der Verſteigerung beſorgen ſie nicht mit Unrecht eine weitere Gefähr⸗ 
dung der Sicherheit für ihre Anſprüche. Auch die weiteren Umſtände, die von 
dem Verſteigerungsbeamten, Notar A., in ſeinem Beſchluſſe v. 22. Auguſt 1914 
aufgeführt ſind, ſprechen zugunſten des die Verſteigerung betreibenden Gläu⸗ 
bigers und für die Notwendigkeit der alsbaldigen Verſteigerung. Dem Gläu⸗ 
biger Str. dagegen bietet vorerſt die Möglichkeit der Anfechtung des ſeinerzeitigen 
Zuſchlags auf Grund der oben angeführten Beſtimmung genügenden Schutz. 

Es war deshalb die weitere Beſchwerde des Str. gegen den Beſchluß 
des Landgerichts, welches im Beſchwerdeverfahren die Anordnung des 
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Vollſtr.⸗Gerichts auf Anberaumung eines Verſteigerungstermins über ſechs 
Monate hinaus aufgehoben und die Anſetzung eines möglichſt nahen Ver— 
ſteigerungstermins angeordnet hat, zurückzuweiſen. 
Beſchluß des OLG. München (4. Sen.) v. 26. Okt. 1914 i. S. P. w. J. 
Beſchw.⸗Reg. IV. 657/14. P. 


73. Nach Leiſtung des Offenbarungseides iſt eine Beſchwerde über 
den Haftbefehl unzuläſſig; die Art ſeiner Ausführung iſt Sache der 
Dienftaufficht. 

ZPO. 5 902. 

Der Schuldner hat, nachdem am 9. Juni 1914 auf Grund Haftbefehls 
ſeine Verhaftung zwecks Erzwingung des Offenbarungseides aus 8 883 ZPO. 
erfolgt war, am 12. Juni 1914 den Offenbarungseid abgeleiſtet und iſt darauf 
aus der Haft entlaſſen worden. Hiernach war das Verfahren betr. Ableiſtung 
des Offenbarungseides am 12. Juni 1914 beendet und die am 20./23. Juni 
1914 erhobene ſofortige Beſchwerde war von vornherein gegenſtandslos, iſt 
alſo vom Landgericht mit Recht als unzuläſſig verworfen worden. Zwar 
wird, wie in der weiteren Beſchwerde hervorgehoben iſt, der Haftbefehl durch 
die Eidesleiſtung nicht aufgehoben, und auch eine Zurücknahme des Yaft- 
befehls nach der Eidesleiſtung findet nicht ſtatt. Aber trotzdem iſt das Offen: 
barungseid⸗Verfahren mit der Ableiſtung des Eides beendet; der Haftbefehl 
darf von dieſem Zeitpunkt an nicht mehr vollſtreckt werden, und der Schuldner 
kann dem Verſuche, ihn erneut zu vollſtrecken, durch Vorlegung einer Abſchrift 
des Protokolls über die Eidesleiſtung mit Erfolg entgegentreten. Wenn in 
der weiteren Beſchwerde ferner geltend gemacht wird, der Schuldner habe 
ein lebhaftes Intereſſe daran, feſtgeſtellt zu wiſſen, ob ſeine Verhaftung zu 
Recht erfolgt ſei oder nicht, ſo mag dies an ſich richtig ſein; aber auch dadurch 
wird die Tatſache nicht aus dem Wege geräumt, daß infolge der Beendigung 
des Offenbarungseid⸗Verfahrens die Prozeßlage, gegen welche der Schuldner 
mittels der Beſchwerde Abhülfe ſucht, zur Zeit der Einlegung der Beſchwerde 
bereits zu beſtehen aufgehört hatte. 

In der ſofortigen Beſchwerde vom 20.23. Juni 1914 iſt weiter „Be— 
ſchwerde erhoben über die Art und Weiſe der Durchführung der Haft“. Geltend 
gemacht wird insbeſondere Unreinlichkeit der Zelle, Fehlen von Stuhl und 
Spiegel, Verzögerung der Vorführung des Schuldners zur Eidesleiſtung um 
1 Stunde 20 Minuten, Verſagung der Sprecherlaubnis durch den Richter 
außerhalb der Zeit von 10 bis 12 Uhr vormittags. Die Zivilkammer des Land- 
gerichts hat dieſen Teil der Beſchwerde als gegen die Amtstätigkeit des Rich⸗ 
ters gerichtet angeſehen und ſie inſoweit an das Präſidium des Landgerichts 
abgegeben. Dieſer Standpunkt iſt zu billigen. In der weiteren Beſchwerde 
wird allerdings dargelegt, die Beſchwerde ſei in Anſehung dieſes Punktes als 
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Erinnerung aus 8 766 ZPO. aufzufaſſen. Es kann indeſſen nicht bezweifelt 
werden, daß der Schuldner inſoweit eine Dienſtaufſichtsbeſchwerde und nicht 
eine Erinnerung aus § 766 ZPO. hat erheben wollen. Denn die Beſchwerde 
vom 20./23. Juni war an das Landgericht gerichtet, während über eine Er- 
innerung aus 8 766 ZPO. das Amtsgericht als Vollſtreckungsgericht zu ent- 
ſcheiden hatte; in der Beſchwerde iſt nicht davon die Rede, daß gemäß § 766 
ZPO. Erinnerung erhoben werden ſolle, ſondern nur davon, daß Beſchwerde 
über die Art und Weiſe der Durchführung der Haft erhoben werde. Daß 
der Schuldner hierdurch Erinnerung aus §S 766 ZPO. einlegen wollte, kann 
um ſo weniger angenommen werden, als die Erinnerung wegen Beendigung 
des Eidesverfahrens ebenfalls als unzuläſſig hätte verworfen werden müſſen. 
Hiernach war die weitere Beſchwerde als unbegründet zurückzuweiſen. 
Beſchluß des OLG. zu Roſtock (Ferienſen.) v. 17. Aug. 1914 i. S. Lucas 
w. Lucas. 73 S. A. 1a. Kn. 


74. Ablehnung eines Schiedsrichters wegen Beſorgnis der Befangenheit. 
Vgl. 47 Nr. 57 m. N. 
ZPO. 85 1032. 42. 

In einem ſchiedsrichterlichen Verfahren war das Zementwerk Sch. ver- 
urteilt worden, der Firma R. für die Ausführung von Zement-Brennöfen 
36216 / zu zahlen. Die Firma R. erhob Klage auf Zulaſſung der Vollſtreckung, 
wogegen das Zementwerk Sch. die Zuläſſigkeit des ſchiedsgerichtlichen Ver⸗ 
fahrens aus Gründen beſtritt, die vermeintlich ſie zur Ablehnung der beiden 
Schiedsrichter berechtigten. — Der Klage wurde in allen Inſtanzen ſtatt⸗ 
gegeben. Aus den Gründen des Rev. Urteils: 

„Die Reviſion hat die Verletzung der 88 1032. 42. 286 ZPO. gerügt, weil 
das Ber.⸗Gericht mit Unrecht die Ablehnung für unbegründet erklärt und 
in unzuläſſiger Weiſe die Erhebung der hinſichtlich der Befangenheit des einen 
Schiedsrichters angebotenen weiteren Beweiſe abgelehnt habe. Es wurde 
geltend gemacht, das Recht, einen Richter oder Schiedsrichter wegen Beſorgnis 
der Befangenheit abzulehnen, ſei nach den 88 42. 1032 ZPO. nicht von der 
Vorausſetzung abhängig, daß das wirkliche Bewußtſein einer Parteilichkeit 
zu erſehen ſei, es genüge vielmehr, daß ein Grund vorliege, der nach der fub- 
jektiven Anſchauung des Ablehnenden geeignet ſei, Mißtrauen gegen die 
Unparteilichkeit des Richters zu rechtfertigen. Nun iſt es allerdings richtig, 
daß die Ablehnung wegen Beſorgnis der Befangenheit nicht den Nachweis 
einer tatſächlich beſtehenden Parteilichkeit vorausſetzt, anderſeits iſt es aber 
zweifellos unrichtig, wenn die Reviſion die Frage, ob ein Richter mit Recht 
abgelehnt wird, nur von dem ſubjektiven Empfinden des Ablehnenden aus 
entſchieden wiſſen will. Die Wahrheit liegt in der Mitte. Allerdings hat der 
über die Berechtigung der Ablehnung entſcheidende Richter das ſubjektive 
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Moment inſofern zu berückſichtigen, als er die Sachlage vom Standpunkt der 
ablehnenden Partei aus beurteilen muß, er darf ſich aber nicht mit einem 
rein ſubjektiven Mißtrauen dieſer Partei genügen laſſen, vielmehr die Ab⸗ 
lehnung nur dann als berechtigt anerkennen, wenn Tatſachen vorliegen, die 
in den Augen eines vernünftig denkenden Menſchen geeignet ſind, Mißtrauen 
in die Unparteilichkeit des Richters zu erregen, die alſo objektiv dieſes Miß⸗ 
trauen rechtfertigen und nicht nur in dem Glauben der ablehnenden Partei 
wurzeln. Es iſt denn auch in der Rechtslehre und in der Praxis allgemein 
anerkannt, daß Tatſachen, wie: daß ein Richter in früheren Prozeſſen gegen 
die ablehnende Partei entſchieden hat, daß er eine dieſer ungünſtige Rechts⸗ 
anſchauung in irgendeiner Weiſe vertreten hat, daß er bei früheren der Partei 
ungünſtigen Entſcheidungen mitgewirkt hat ꝛc., zur Ablehnung eines Richters 
nicht genügen, obwohl unter Umſtänden eine unvernünftige Partei aus ihnen 
einen Grund ableiten zu können glaubt, an der Unparteilichkeit des Richters 
zu zweifeln (vgl. Gaupp⸗Stein Anm. II zu $ 42 ZPO.). 
E Prüft man die Ablehnung der beiden Schiedsrichter von dieſem Stand- 
punkt aus, jo muß dem Ber.⸗Gericht bezüglich des Rechtsanwalts Dr. R. 
ohne weiteres beigeſtimmt werden. Denn es iſt lediglich erwieſen, daß Dr. R. 
im März 1911, alſo über ein Jahr vor der Fällung des Schiedsſpruchs, als 
Anwalt für eine Firma B. & H., die von der jetzigen Beklagten, dem Zement⸗ 
werk Sch., auf Schadenerſatz belangt war, dieſe Forderung brieflich beſtritten, 
ſpäter aber irgendeine weitere Tätigkeit in dieſer Angelegenheit, die mit der 
vom Schiedsgericht zu entſcheidenden in keinem oder doch nur in einem ſehr 
entfernten Zuſammenhang ſtand, nicht ausgeübt hat, da der angekündigte 
Schadenerſatzanſpruch von dem Zementwerk nicht weiter verfolgt wurde. 
Kein vernünftig und ruhig abwägender Menſch wird nun zu der Anſchauung 
gelangen können, daß ein Mann von der ſozialen Stellung und Bildung des 
Schiedsrichters Dr. R. ſich durch Verhältniſſe, wie ſie hier gegeben waren, 
in ſeiner richterlichen Unbefangenheit beeinfluſſen läßt; darauf allein, nicht 
auf die ſubjektive Anſchauung der Beklagten kommt es aber an. — — — 
Der Ablehnung des andern Schiedsrichters, Ingenieurs Dr. L., ſtand der 
Umſtand, daß er von dem Zementwerk ſelbſt zum Schiedsrichter ernannt 
worden war, nicht im Wege, ebenſowenig wie die Tatſache, daß das Abhän⸗ 
gigkeitsverhältnis, in das Dr. L. zum genannten Werk nach ſeiner Ernennung 
zum Schiedsrichter getreten ſein ſoll, ſeine Unbefangenheit wohl nur zugunſten 
der ablehnenden Partei hätte beeinfluſſen können. Jede Prozeßpartei hat ein 
Intereſſe daran, daß über ihren Rechtsſtreit in einwandfreier Weiſe entſchieden 
wird und daß ſie nicht den Vorwurf zu gewärtigen hat, ſie habe ein ihr gün⸗ 
ſtiges Urteil durch unlautere Mittel erzielt; die Ablehnung eines Richters wegen 
der Beſorgnis der Befangenheit zugunſten des Ablehnenden unterliegt daher 
keinem rechtlichen Bedenken. Mit Recht hat jedoch das Ber.⸗Gericht angenom⸗ 
men, daß keiner der geltend gemachten Ablehnungsgründe ein Mißtrauen 
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in die Unparteilichkeit des Dr. L. rechtfertigt. Seine Ablehnung wäre jeden- 
falls nur inſoweit berechtigt geweſen, als die Gründe, auf die ſie geſtützt werden 
ſoll, erſt nach ſeiner Ernennung zum Schiedsrichter entſtanden oder doch zur 
Kenntnis der ablehnenden Partei gekommen ſein möchten. Dies iſt aber 
nicht der Fall. — — — Wenn das Ber.⸗Gericht zu dem Schluß gelangt, daß 
Dr. L. nicht in ein Abhängigkeitsverhältnis zu dem Werk getreten ſei, das 
geeignet geweſen wäre, die Unparteilichkeit ſeiner Entſcheidung im Schieds⸗ 
gerichtsverfahren zu beeinträchtigen, ſo iſt das rechtlich nicht zu beanſtanden. 
Daß ein vernünftiger Grund, an ſeiner Unbefangenheit zu zweifeln, nicht 
beſtanden hat, geht wohl am beſten daraus hervor, daß die Klägerin keinen 
Anlaß gefunden hat, ihn abzulehnen, obwohl ſie ſein Verhältnis zu dem Werk 
Sch. gekannt hat. — — — 

Soweit die Ablehnung des Dr. L. auf die Behauptung geſtützt wird, 
er habe während ſeiner Tätigkeit für das Werk ſeine Pflichten vorſätzlich oder 
fahrläſſig durch Fehler in der Zementfabrikation verletzt und dadurch das 
Werk ſchwer geſchädigt, erledigt ſie ſich ſchon durch den Hinweis auf das zeit— 
liche Verhältnis. Dr. L. iſt am 14. April 1912 als techniſcher Beirat angeſtellt 
worden, am 28. April 1912 wurde der Schiedsſpruch gefällt und die Fehler 
in der Zementfabrikation ſollen im Lauf des Sommers 1912 begangen worden 
ſein. Aus der Tatſache, daß Dr. L. geraume Zeit nach der Fällung des Schieds⸗ 
ſpruchs zum Nachteil des Werks gehandelt haben ſoll, geht ſelbſtverſtändlich 
nicht ohne weiteres hervor, daß er ſchon zur Zeit der Fällung des Schiedsſpruchs 
dem Werk feindlich geſinnt und deshalb nicht unbefangen geweſen ſei. Sonſt 
müßten ſchon Umſtände vorliegen, die aus jenen nachfolgenden Tatſachen 
den Schluß auf eine bereits zur Zeit der Fällung des Schiedsſpruchs beſtehende 
Feindſchaft gegen das Werk zulaſſen würden. Solche Umſtände ſind aber 
vom Ber.⸗Gericht nicht feſtgeſtellt, auch von der Beklagten nicht behauptet 
worden. Im übrigen könnte doch die Tatſache, daß Dr. L. Fehler in der Her⸗ 
ſtellung des Zements begangen haben ſoll, jedenfalls nur dann Zweifel an 
ſeiner Unbefangenheit rechtfertigen, wenn bewieſen wäre, daß er jene Fehler 
abſichtlich, um das Werk zu ſchädigen, begangen habe; inwiefern mangelnde 
Kenntniſſe in der Zementfabrikation oder Fahrläſſigkeit geeignet ſein ſollten, 
ſeine Unparteilichkeit zu beeinfluſſen, iſt nicht erſichtlich. Für ein abſichtlich 
ſchuldhaftes Verhalten e one nach den Feſtſtellungen des Ber.⸗Gerichts 
keine Beweiſe vor. — — — 

Urteil des Oberſten LG. f. Bayern (1. Sen.) v. 6. Nov. 1914 i. S. R. 

w. Sch. und Gen. Reg. Nr. 91/14. F—2. 


l. Bürgerliches Recht. 


75. Auslegung einer Entlaſtungserklärung als Vertrag gemäß 
$ 1572 BGB. 
Vgl. 32 Nr. 801 m. N.; 36 Nr. 104 m. N. 
BGB. 88 157. 133. 397 Abſ. 2. 

Der Kläger W. hatte den damaligen Auktionator Br., Beklagten, mit dem 
öffentlichen meiſtbietenden Verkauf von Grundſtücken und Einhebung der 
Kaufgelder nebſt 4% Aufgeld und den Stempelkoſten auf deſſen Gefahr 
beauftragt. Beklagter hatte den Auftrag auch ausgeführt. Einer der Käufer, 
B., verweigerte die Zahlung, und der Kläger beanſpruchte nun von dem Be⸗ 
klagten die Zahlung des von B. zu entrichtenden Kaufgeldes nebſt Aufgeld 
und 502 „ Stempelkoſten. Die Stempelkoſten hatte der Beklagte veraus⸗ 
lagt, ſie aber in einer am 27. Nov. 1912 aufgeſtellten Abrechnung dem Kläger 
in Rechnung geſtellt, und der Kläger hatte folgende unter die Abrechnung 
geſetzte Erklärung unterſchrieben: „Vorſtehende Abrechnung erkenne ich als 
richtig an und erteile dem Auktionator Br. über die geführten Geſchäfte voll⸗ 
ſtändige Entlaſtung“. Nach der Anſicht des Beklagten war dadurch der ein⸗ 
geklagte Anſpruch erloſchen. — Das Landgericht verurteilte den Beklagten 
nach dem Klagantrage; in der Ber.⸗Inſtanz wurde die Klage abgewieſen. Die 
Reviſion des Beklagten blieb erfolglos. Aus den Gründen: 

„Das Ber.⸗Gericht hat die Klage abgewieſen, weil die Entlaſtungser⸗ 
klärung des Klägers, die an ſich zweideutig ſei, unter den gegebenen Umſtänden 
nach objektiver Beurteilung nur den Sinn haben könne, daß damit ſämtliche 
von dem Beklagten für den Kläger geführten Geſchäfte, auch die B.ſche Kauf⸗ 
angelegenheit, erledigt ſein ſollten. Als für die Auslegung bedeutſame Um⸗ 
ſtände verwertet der Vorderrichter beſonders die dem Kläger bekannten Tat⸗ 
ſachen, daß der Beklagte damals als Auktionator entlaſſen war, ſein Geſchäft 
veräußert hatte und fortziehen wollte, ferner den Hinweis des Beklagten auf 
den in die Anlage der Abrechnung eingeſtellten Stempelbetrag aus dem Kaufe 
des B. in Verbindung mit der Bemerkung des Beklagten, den könne der Kläger 
von B. wieder erhalten, und endlich die Außerung des Beklagten: ‚Ja, W., 
jetzt ſind unſere Geſchäfte alle in Ordnung“. 

Dieſe Ausführungen ſind frei von jedem Rechtsirrtum. Wenn die Reviſion 
die objektive Auslegung in dem vorliegenden Fall deshalb für unzuläſſig 


erklärt, weil es ſich bei der Entlaſtungserklärung nicht um einen Vertrag, 
Seufferte Archiv 70. 3. Folge Bd. 15 Heit 4. 10 
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ſondern um eine einſeitige Willenserklärung handle, jo kann ihr nicht beige- 
pflichtet werden. Die Entlaſtungserklärung bildet vielmehr in Verbindung 
mit der vorausgehenden Aufforderung zu ihrer Unterzeichnung einen Vertrag, 
mag man in ihr, worüber in der Rechtslehre Streit beſteht, einen jog. negativen 
Schuldanerkennungsvertrag (BGB. 8397 Abſ. 2) oder einen Verzicht ſehen; 
auch ein Verzicht kommt innerhalb des Rechts der Schuldverhältniſſe nur als 
Vertrag zuſtande; 

fo ausdrücklich RGEntſch. 72, 170 und auch Dernburg B. R. 21 8 40 in Verbin- 

dung mit $ 131, auf den ſich die Reviſion zu Unrecht beruft. 

Der Vorderrichter hat demnach mit Recht bei der Auslegung für maß⸗ 
gebend erklärt, wie die Entlaſtungserklärung nach objektiver Beurteilung, 
nach Treu und Glauben mit Rückſicht auf die Verkehrsſitte (§S 157 BGB.) 
zu verſtehen war, und nicht, was der Kläger ſich bei ſeiner Erklärung gedacht 
hat. Damit erledigt ſich die Ausführung der Reviſion, der Kläger habe zur 
Hinzufügung eines Vorbehalts keinen Anlaß gehabt, weil er die Erklärung 
überhaupt nicht auf den Fall B. mitbezogen habe. — — — 

Bezog ſich aber die Entlaſtungserklärung auch auf die Anſprüche des Klägers 
aus dem B.ſchen Kaufe, ſo ſind dieſe damit nach 8 397 BGB. erloſchen, einer⸗ 
lei, ob man in der Erklärung einen Verzicht oder einen jog. negativen Schuld— 
anerkenntnisvertrag ſieht. Eine Beſeitigung der Anerkennung des Nicht— 
beſtehens eines Schuldverhältniſſes durch die Bereicherungsklage gemäß $ 812 
Abſ. 2 BGB. kommt hier nicht in Frage, weil der Kläger nach feinem eigenen 
Vorbringen zur Zeit der Entlaſtungserklärung das Beſtehen der Schuld des 
Beklagten kannte (8 814). Die Reviſion hat auch in dieſer Hinſicht keinen 
Angriff erhoben.“ 

Urteil des Reichsgerichts (3. Sen.) v. 9. Okt. 1914 in der oldenb. Sache 

W. (Kl.) w. Br. (OL G. Oldenburg). III. 183/14. 


76. Verjährung der Forderung aus einem Vergleich über Anſprüche 
wegen Derlöbnisbruchs. 
BGB. $$ 218. 779. 1302. 

Das Landgericht wird dem am 21. Dezember 1907 zwiſchen den Streit- 
teilen beim öſterreichiſchen Landesgerichte Innsbruck abgeſchloſſenen Ver— 
gleich, in welchem ſich der Beklagte auf die Klage der Karoline L. auf 5000 M 
Entſchädigung wegen Rücktritts vom Verlöbniſſe zur Zahlung von 3000 % ver⸗ 
pflichtet hat, nicht in vollem Umfang gerecht; es unterſucht die Tragweite 
und die Wirkungen dieſes Abkommens nur, ſoweit es ſich als prozeſſuale 
Handlung darſtellt und berückſichtigt ſeine Rechtsnatur und Bedeutung als 
Geſchäft des materiellen Rechts nicht in entſprechendem Maße. 

Das in zuläſſiger Weiſe geſchloſſene und gerichtlich beurkundete Abkommen 
it, eben weil es ein Vergleich i. S. des 8 779 BGB. iſt, als ein Vertrag auf— 
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zufaſſen, durch den ein Streit der Parteien, und zwar ein Streit nicht bloß 
über die Höhe einer an ſich unbeſtrittenen Schuld, ſondern ein Streit über ein 
Rechtsverhältnis im Wege des gegenſeitigen Nachgebens beſeitigt worden 
iſt. Der Beklagte, der beſtritten hat, mit der Klägerin ein Verlöbnis einge⸗ 
gangen zu ſein, erklärte ſich bereit, zur Abfindung aller gegen ihn erhobenen 
Anſprüche die Summe von 3000 % in beſtimmten Friſten zu verzinſen und 
zu zahlen, die Klägerin dagegen gab die weitere Verfolgung ihres vom Be⸗ 
klagten beanſtandeten Rechtsanſpruchs — Entſchädigung für ein vom Gegner 
ohne Grund gelöſtes Verlöbnis — auf und begnügte ſich mit dem Anerkenntniſſe 
des Beklagten, daß er ihr ein beſtimmtes Kapital ſchuldig ſei, ſowie mit dem 
Verſprechen, daß er ihr dieſes Kapital in beſtimmter Weiſe verzinſen und 
heimzahlen wolle. 

Aus den Umſtänden, unter denen der Vergleich geſchloſſen wurde, ins⸗ 
beſondere aus der Tatſache, daß der Beklagte in andauernder Weiſe, ja noch 
im Lauf des gegenwärtigen Rechtsſtreits ſelbſt das Vorhandenſein eines Ver⸗ 
löbniſſes beſtritten hat, und aus der eingehenden Regelung, welche die Ver⸗ 
zinſung und Heimzahlung des vom Beklagten verſprochenen Kapitals im Ver⸗ 
gleich ſelbſt gefunden hat, geht mit Deutlichkeit hervor, daß es den Parteien 
dabei nicht darauf ankam, Klarheit über das der Klage zugrunde gelegte Rechts- 
verhältnis zu gewinnen oder die aus dem von der Klägerin behaupteten Schuld⸗ 
grunde ſich ergebenden Verpflichtungen des Beklagten der Höhe nach abzu⸗ 
grenzen, ſondern daß ihre übereinſtimmende Abſicht dahin ging, an die Stelle 
des beanſtandeten Rechtsverhältniſſes ein neues zu ſetzen. Dies iſt in der 
Weiſe verwirklicht worden, daß der Beklagte die beſtimmte Pflicht zur Leiſtung 
von Kapital und Zinſen übernahm, wogegen die Klägerin auf einen Teil der 
verlangten Summen verzichtete und für den Reſt mit drei Zahlungsterminen 
Stundung gewährte. 

Dernburg B. R. 2 $ 202; BGB. v. RGRäten $ 779 Anm. 5; Urtt. des RG. I 

v. 11. Mai 1903 in JW. Beil. Nr. 219; V. v. 27. Mai 1903 in Gruchots Beitr. 47, 

934; VI. v. 24. Okt. 1910 in RGeEntſch. 75, 4; VII. v. 16. Mai 1911 in JW. 648. 

Damit iſt das ganze zwiſchen den Parteien beſtandene Rechtsverhältnis 
umgeſchaffen und auf eine von der früheren verſchiedene Grundlage geſtellt; 
nicht mehr die vom Beklagten beſtrittene und durch den Vergleich als ſolchen 
auch nicht eingeräumte Tatſache eines ohne Grund gelöſten Verlöbniſſes 
ſollte nach dem übereinſtimmenden Willen der Parteien für die künftigen Zins⸗ 
und Kapitalzahlungen zum Rechtsgrunde dienen, ſondern einzig und allein 
der nunmehr abgeſchloſſene, die Anſprüche der Klägerin und die Pflichten des 
Beklagten im einzelnen und erſchöpfend regelnde Vergleich ſelbſt. Dieſer 
Vergleich verſuchte es nicht, die Beſtätigung einer beſtehenden Schuld im Rahmen 
des alten Schuldgrundes zu erzielen, er ließ nicht das frühere, beim Beſtreiten 
des Beklagten durchaus ungewiſſe Rechtsverhältnis beſtehen, er erſetzte viel⸗ 
mehr, was nach den 88 779 —782 BGB. zuläſſig iſt und dem Grundſatze der 
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Vertragsfreiheit vollkommen entſpricht (RG. bei Gruch. 47, 934), den alten 
Schuldgrund durch einen neuen, das ſelbſtändige Schuldanerkenntnis und 
Schuldverſprechen des Beklagten. Erklärte der Beklagte, daß er zwar nach 
dem Recht der Verlöbniſſe der Klägerin nichts ſchuldig ſei, daß er ſich aber 
trotzdem zu beſtimmten Zahlungen herbeilaſſe, und war anderſeits die Klägerin 
mi: dieſer Erklärung des Beklagten vorbehaltlos zufrieden, jo ergibt ſich als 
der übereinſtimmende Wille der Parteien, daß auf die Beſonderheiten jenes 
unge wiſſen Rechtsverhältniſſes nicht mehr eingegangen und zurückgegriffen 
werden dürfe, daß vielmehr die Klägerin ihre Forderungen an den Beklagten 
nur noch auf Grund und nach Maßgabe des von ihm abgegebenen Anerkennt⸗ 
niſſes ſolle verfolgen können. 

Für die Annahme einer zweijährigen, dem Rechte der Verlöbniſſe ange- 
hörigen Verjährungsfriſt iſt demnach hier kein Raum; vielmehr gilt mit Rück⸗ 
ſicht auf das neue zwiſchen den Parteien aufgerichtete Rechtsverhältnis, dann 
bei dem Mangel einer beſonderen Geſetzesbeſtimmung, endlich beim Fehlen 
anderweitiger Parteivereinbarung die regelmäßige Verjährung von dreißig 
Jahren (§ 195 BGB.; RCentſch. 75, 4). Die Beſtimmung des § 218 BGB., 
wonach einem an ſich einer kürzeren Verjährung unterliegenden Anſpruch 
durch die rechtskräftige Feſtſtellung die dreißigjährige Verjährungsfriſt ver⸗ 
ſchafft und die gleiche Vergünſtigung auch für den Anſpruch aus einem voll- 
ſtreckbaren Vergleich gewährt wird, kommt im gegenwärtigen Falle nicht 
zur Anwendung. Hier iſt ja gerade nicht der von der Klägerin behauptete, 
der zweijährigen Verjährungsfriſt unterliegende Anſpruch aus dem Verlöbniſſe 
zur rechtskräftigen Feſtſtellung und Vollſtreckbarkeit gebracht, ſondern ein von 
dieſem Anſpruch völlig verſchiedener, ihm gegenüber durchaus ſelbſtändiger 
Anſpruch geſchaffen worden, zu deſſen Begründung der urſprüngliche Anſpruch 
der Klägerin aus dem Verlöbniſſe lediglich die Veranlaſſung gebildet hatte. 
Infolgedeſſen handelt es ſich auch nicht um eine bloße Unterbrechung der nach 
den 881300. 1302 BGB. laufenden Verjährung, nach deren Beendigung 
(88 217. 208 BGB.) wieder eine neue nach § 1302 BGB. ſich bemeſſende 
zweijährige Verjährung zu laufen begonnen hätte, ſondern um die ihren eigenen 
Normen folgende Verjährung eines Schuldanerkenntniſſes i. S. der 88 781. 
782 BGB. 

Die Klägerin iſt daher nicht gehindert, gegen den Beklagten die Ver⸗ 
gleichsſumme von 3000 % im Klagewege geltend zu machen, und der Be⸗ 
klagte iſt nicht berechtigt, die ihm angeſonnene Leiſtung zu verweigern. Da 
alſo der in dieſem Rechtsſtreit verfolgte Anſpruch begründet und das Ver⸗ 
langen der Klägerin nach Zahlung von Prozeßzinſen ohne weiteres als be— 
rechtigt anzuerkennen iſt, muß das angefochtene Urteil aufgehoben und der 
Beklagte nach der Klagebitte verurteilt werden. 

Urteil des OLG. München (4. Sen.) v. 12. Juni 1914 i. S. L. w. D. L. 

215/14. P. 
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77. Rücktritt des Käufers wegen Verzugs ohne Friſtſetzung, wenn 
beide Teile den Vertrag als erledigt behandelten. 
Vgl. 63 Nr. 109 m. N. 
BGB. § 326. 

Die klagende Firma hatte der verklagten Akt.⸗Geſellſchaft am 8. Nov. 1912 
rund 1000 Tonnen Kohlen „prompte Abladung“ verkauft. Unter „prompter 
Abladung“ war nach dem Vortrag beider Parteien eine ſolche binnen vierzehn 
Tagen zu verſtehen. Geliefert wurden am 25. Nov. 1912 180, am folgenden 
Tage 175 und weitere 180 Tonnen am 6. Dezember 1912. Der Reſt wurde 
am 15. März 1913 angedient, nachdem an der Börſe eine Parteiunterredung 
ſtattgefunden hatte, bei welcher nach der beſtrittenen Behauptung der Klägerin 
auf ihre Bemerkung, Beklagte habe noch Kohlen zu empfangen, nichts 
erwidert worden ſein ſoll. Die Beklagte lehnte unter Hinweis auf die 
Klauſel „prompte Abladung“ die Annahme des angedienten Reſtes ab und 
wiederholte einige Tage ſpäter, ſie lehne den Empfang jeglicher Kohle ab. 
Die Klägerin forderte nun mit der Klage Schadenerſatz wegen Nichterfüllung. 
Beklagte wendete ein, Klägerin habe ſich in Verzug befunden, ſie habe daher 
ihrerſeits vom Vertrage zurücktreten dürfen, und zwar ohne vorherige Friſt⸗ 
beſtimmung, weil die nachträgliche Erfüllung für fie kein Intereſſe mehr ge- 
habt habe. — In 2. Inſtanz wurde die Klage abgewieſen. Aus den Gründen: 

„Angeſichts der wiederholt erklärten Weigerung der Beklagten, das an⸗ 
gediente Reſtquantum abzunehmen und überhaupt noch Kohlen auf Grund 
des Abjchluffes v. 8. November 1912 zu empfangen, konnte die Klägerin nach 
feſtſtehender Rechtſprechung auch ohne vorherige Friſtbeſtimmung Schaden⸗ 
erſatz wegen Nichterfüllung fordern, falls die Beklagte zur Abnahme über⸗ 
haupt noch verpflichtet war. Dieſe Vorausſetzung lag indeſſen zur Zeit der 
ſtreitigen Andienung v. 15. März 1913 nicht mehr vor. 

An ſich blieb die Beklagte, wenn ſie es nicht vorzog, nach den Regeln 
des § 326 BGB. eine Klärung herbeizuführen, an den einmal geſchloſſenen 
Kauf gebunden und ſonach verpflichtet, die auf Grund des Abſchluſſes an- 
gediente Ware abzunehmen. Dieſe Bindung mußte aber, wenn auch die Klägerin 
ſich nicht rührte, eine zeitliche Grenze haben, die dann überſchritten war, wenn 
die Beklagte aus dem Verhalten der Klägerin nach Treu und Glauben mit 
Rückſicht auf die Verkehrsſitte entnehmen durfte, daß Klägerin den Abſchluß 
als erledigt betrachte; 

vgl. u. a. HanſGZ. Hauptbl. 1907 Nr. 110 S. 263 und Reichsgericht daſ. Haupt⸗ 

bl. 1908 Nr. 127 S. 276. 

Die ſtets nur von Fall zu Fall zu entſcheidende Frage, ob eine ſolche An⸗ 
nahme zuläſſig und gerechtfertigt war, mußte hier bejaht werden. Es handelt 
ſich um einen für die der Klägerin zweifellos bekannten Verhältniſſe der Be⸗ 
klagten geringfügigen Abſchluß. Durch die Ausbedingung, daß die Ware 
innerhalb 14 Tagen zu liefern ſei, war deutlich erkennbar gemacht, daß der 
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Abſchluß eine baldige Erledigung finden ſolle. Zwar haben die Parteien dieſe 
Friſt nicht genau innegehalten. Immerhin ſind aber die erſten Teillieferungen, 
die zuſammen etwas mehr als die Hälfte des Abſchluſſes ausmachten, ſämt⸗ 
lich innerhalb des erſten Monats erfolgt. Wenn die Klägerin alsdann über 
ein Vierteljahr lang nichts von ſich hören ließ und nach ihrem eigenen Vortrage 
erſt unmittelbar vor der Andienung des Reſtquantums gelegentlich eines 
Börſengeſprächs den Abſchluß v. 8. November 1912, der nun über vier Monate 
zurücklag, wieder aufnahm, ſo durfte die Beklagte aus dem Stillſchweigen 
der Klägerin in der Zwiſchenzeit den Schluß ziehen, daß dieſe den Abſchluß 
als erledigt angeſehen wiſſen wolle. Wenn dann auch die Beklagte ſich nicht 
rührte, ſo lag in dieſem beiderſeitigen Verhalten die ſtillſchweigende Erklärung 
des Willens, den Vertrag als aufgehoben zu betrachten. Die Beklagte war 
daher nicht mehr verpflichtet, dem plötzlich gleichwohl erklärten Verlangen 
der Klägerin auf Abnahme des ſtreitigen Reſtes zu entſprechen. 

Der Berufung der „ war daher ſtattzugeben und die Klage 
ſonach abzuweiſen. — — — 

Urteil des OLG. zu Hamburg (3. Sen.) i. S. A. Portl.⸗Zem.⸗Fabr. (Blkl.) 
w. L. B. — Bf. III. 143/14. B. 


78. Wandelung im Wege der Einrede. Schadenerſatzanſprüche neben 
der Wandelung*; Verjährung.“ “ 
Vgl. 68 Nr. 209 m. N. — Vgl. 58 Nr. 185 m. N. 
BGB. 89 462. 465. 480. 477. 276. 

A. hatte von der Firma B. eine ſelbſtbindende Glattſtrohpreſſe gekauft 
und am 30. Juli 1908 geliefert erhalten. Wegen Mängel und vertragwidriger 
Beſchaffenheit der Preſſe ſtellte er ſie am 7. November 1908 der Firma B. 
zur Verfügung. Am 2. Februar 1909 erhob dieſe Klage auf Zahlung des Kauf⸗ 
preiſes; A. machte durch Einrede die Wandelung des Vertrags wegen der 
Mängel der Preſſe geltend und behielt ſich den Anſpruch auf Schadenerſatz 
vor. Die Mängelrüge wurde rechtskräftig für begründet erklärt und dem⸗ 
gemäß infolge der Wandelungseinrede die Klage abgewieſen. A. machte 
nun gegen die Firma B. Schadenerſatzanſprüche (Auslagen für Fracht, Lager⸗ 
miete, Reparatur, Gewinnentgang) im Betrage von 2369 „ geltend und 
erhob Ende Dezember 1912 gegen ſie Klage. Die Beklagte wandte ein, der 
Kläger habe ſich im Vorprozeſſe, wenn auch nur im Wege der Einrede, für 
die Wandelung des Vertrags entſchieden, mit der rechtskräftigen Durch⸗ 
ſetzung dieſer Einrede ſei er an ſeine Wahl gebunden und könne deshalb zum 
Schadenerſatzanſpruch nicht mehr übergehen; die Anſprüche ſeien auch längſt 
verjährt. — Die Klage des A. wurde abgewieſen und ſeine Berufung zurück⸗ 
gewieſen mit folgender Begründung: 


78. Einrede der Wandelung. 135 


„Der Käufer hat wegen Mängel der Kaufſache das Recht auf Wandelung 
oder Minderung. Wenn der verkauften Sache eine zugeſicherte Eigenſchaft 
fehlt oder ein Mangel argliſtig verſchwiegen iſt, kann er Schadenerſatz wegen 
Nichterfüllung verlangen. Handelt es ſich wie hier um eine nur der Gattung 
nach beſtimmte Sache, ſo kann er auch verlangen, daß ihm an Stelle der mangel⸗ 
haften Sache eine fehlerfreie geliefert werde. Die Wandelung wird voll⸗ 
zogen, wenn ſich der Verkäufer auf Verlangen des Käufers mit ihr einver⸗ 
ſtanden erklärt oder der Verkäufer rechtskräftig zur Wandelung verurteilt 
wird. Nach dem Vollzuge der Wandelung beſtimmt ſich das Rechtsverhält⸗ 
nis unter den Parteien gemäß $ 467 BGB. nach den Vorſchriften der $$ 346 
bis 348. 350 bis 354. 356. Der Käufer, der bis dahin das Wahlrecht hatte 
und von einem Rechtsbehelf unter deſſen Aufgabe zum anderen übergehen 
konnte, iſt von da ab an ſeine Wahl gebunden und kann nicht mehr Minderung 
des Kaufpreiſes oder Nachlieferung oder Schadenerſatz wegen Nichterfüllung 
fordern. 

Im gegenwärtigen Rechtsſtreit ſteht feſt, daß der Kläger die von der Be⸗ 
klagten gekaufte Strohpreſſe wegen vertragwidriger Beſchaffenheit zur Ver⸗ 
fügung geſtellt und auf Grund der Wandelungseinrede rechtskräftig die Ab⸗ 
weiſung der auf Zahlung des Kaufpreiſes gerichteten Klage der Beklagten 
erwirkt hat. Ob die ſo durchgeſetzte Wandelungseinrede die gleiche Bedeutung 
wie eine durch Einverſtändnis der Beteiligten erzielte Wandelung habe, iſt 
beſtritten, jedenfalls wird mit Planck BGB. § 465 Bem. 3 anzunehmen ſein, 
daß mit der rechtskräftigen Abweiſung der Kaufpreisklage auf Grund der 
Wandelungseinrede das Wahlrecht des Käufers erſchöpft iſt und er nicht be⸗ 
rechtigt iſt, nachträglich nach § 463 Schadenerſatz wegen Nichterfüllung zu 
fordern. Dies gilt aber nur für die Gewährſchaftsanſprüche nach §8 459. 463. 
480 BGB. 

Die beſtrittene Frage, ob der Käufer neben dieſen Rechtsbehelfen ſolche 
Entſchädigungsanſprüche, die nach § 276 BGB. auf ein Verſchulden des 
Verkäufers geſtützt werden, geltend machen könne, iſt vom Reichsgericht in 
Entſch. 52, 18 bejaht worden. Hiernach kann neben der Wandelung auf Grund 
des Vertragsverhältniſſes ein Schadenerſatzanſpruch beſtehen, wenn der Ver⸗ 
käufer ſchuldhaft eine fehlerhafte Sache geliefert und hierdurch dem Käufer 
einen Schaden zugefügt hat, der in der Wirkung der Wandelung nicht ſeine 
Deckung findet (vgl. auch Seuff A. 61 Nr. 5). Der Kläger iſt daher durch den 
Ausſchluß ſeines Wahlrechts nicht behindert, neben der Wandelung einen aus 
8276 BGB. begründeten Schadenerſatzanſpruch wegen Vorſatzes oder Fahr⸗ 
läſſigkeit des Verkäufers gegen die Beklagte geltend zu machen. Aber auch 
dieſe auf $ 276 BGB. geſtützten Schadenerſatzanſprüche unterliegen der kurzen 
Verjährung nach § 477 BGB., ſoweit nicht Argliſt des Verkäufers vorliegt. 

Hiernach find die Gewährſchaftsanſprüche nach 88 459. 463. 480 BGB. 
ſowohl wie die nicht auf Argliſt geſtützten Schadenerſatzanſprüche nach § 276 
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BGB. längſt verjährt (RGeEntſch. 53, 203 [in Seuff A. 58 Nr. 185]; 56, 166). 

Eine andre Beurteilung hätte Platz zu greifen, wenn der vom Kläger 
gegen die Beklagte erhobene Vorwurf der Argliſt in Erfüllung des Vertrages 
zutreffen würde. Ein hierauf geſtützter Anſpruch wäre durch die Wahl der 
Wandelung nicht ausgeſchloſſen, da die Anſprüche auf Schadenerſatz nach 
§ 276 BGB. neben der Wandelung beſtehen können, und würde der kurzen 
Verjährung nach 8477 BGB. nicht unterliegen, ſondern erſt in 30 Jahren 
verjähren. Die Beweislaſt liegt dem Kläger ob; der Beweis iſt aber nicht 


erbracht. — — —“ 
Urteil des OLG. Bamberg (1. Sen.) v. 29. Januar 1915 i. S. A. w. B. 
L. 35/14. Chr. 


79. Auslegung der Vertragsbeſtimmung, daß während beſtimmter 
Seit der Bauunternehmer für alle Unfälle und Schäden hafte. 
BGB. 88 633. 157. 

Die Stadtgemeinde B., welche die Kanaliſierung ihrer Straßen nach 
einem beſtimmten Plan durchführen laſſen wollte, ſchloß mit der Baufirma 
H. G. in B. im Auguſt 1904 einen ſchriftlichen Vertrag, worin die genannte 
Firma „die Ausführung der Bauarbeiten und Lieferungen zur Herſtellung 
der gemauerten und Rohrkanäle für das Los III in B.“ übernahm. Zu dieſem 
Los gehörte die Roſengaſſe, deren Kanaliſierung nach dem „Leiſtungsver⸗ 
zeichnis“ vorgeſehen war. Infolge der von der Baufirma H. G. ausgeführten 
Kanaliſierung der Roſengaſſe erlitt das in dieſer nur 2,42 m breiten Straße 
ſtehende Haus des Bäckermeiſters R. Beſchädigungen. R. klagte gegen die 
Stadt auf Entſchädigung, und die Stadt wurde auch rechtskräftig zu einer 
ſolchen verurteilt. Als Urſache der Beſchädigung wurden in dem Urteil die 
tiefen Ausgrabungen in der Gaſſe und das Einlaufen von Abwaſſer aus dem 
Anweſen des R. in den Schacht feſtgeſtellt, wofür neben dem Unternehmer 
auch der Bauherr aufzukommen habe, nach deſſen Anweiſungen der Unter⸗ 
nehmer verfahren ſei. Die Stadtgemeinde habe ſich ſchuldhafterweiſe gegen 
das Verbot des § 909 BGB. verfehlt und die ihr obliegende Oberaufſicht über 
die Ausführung der Kanaliſierung nicht in genügendem Maße geübt. 

Die Stadtgemeinde nahm nun Rückgriff gegen die Baufirma H. G., 
von der ſie klagend Erſtattung der von ihr an R. gezahlten Entſchädigungs⸗ 
ſumme von 3343,52 „ verlangte. Sie ſtützte dieſen Anſpruch darauf, daß 
die Beklagte zufolge der in dem Werkvertrage für maßgebend erklärten „all⸗ 
gemeinen Bedingungen für die Vergebung ſtädtiſcher Arbeiten in B.“ und 
„beſonderen Bedingungen für den Sielbau B.“, und zwar namentlich nach 
dem § 42 dieſer beſonderen Bedingungen, für alle auf die Ausführung der 
Arbeiten zurückzuführenden Schäden ohne Rückſicht auf etwaiges Verſchulden, 
ausgenommen höhere Gewalt, aufzukommen, überdies aber auch ſchuldhaft 
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gehandelt habe. Die Beklagte beſtritt jedes Verſchulden und wollte den er⸗ 
wähnten $ 42 fo ausgelegt wiſſen, daß fie nur für ſolche Schäden aufzukommen 
habe, für welche ihr nach Recht und Billigkeit eine Haftung zugemutet werden 
könne, weil nur dies der Verkehrsauffaſſung entſpreche und die Auslegung 
der Klägerin gegen die guten Sitten verſtoße. 

In 1. Inſtanz wurde die Klage abgewieſen, in 2. Inſtanz erfolgte die 
Verurteilung der Beklagten nach dem Klagantrage. — Aus den Gründen 
des Ber.⸗Urteils: 

„Die Streitteile haben unter ſich die Haftung, welche ſich aus der 
Kanaliſierung der Roſengaſſe ergeben würde, durch Vertrag geregelt. Deutlich 
erhellt dies aus dem Worte ‚Haftpflicht‘, mit dem der § 42 der beſonderen 
Bedingungen überſchrieben iſt. Abſ. 1 des 8 42 ſetzt die Zeitdauer der Haft- 
pflicht für die Güte der Arbeiten auf 3 Jahre von der Abnahme der Arbeiten 
an feſt. Abſ. 2 beſtimmt, daß der Unternehmer während dieſer Zeit für die 
gute Ausführung und die Güte des Materials verantwortlich ‚bleibt‘ der⸗ 
geſtalt, daß er nötigenfalls die Nachbeſſerung und die Neuherſtellung vor⸗ 
nehmen muß. Abſ. 3 kennzeichnet mit dem einleitenden Worte ‚ferner‘ eine 
weitere Haftung, nämlich die für ‚alle Unfälle und Schäden“, die infolge der 
Ausführung des Baues an Häuſern oder ſonſtigen Gebäulichkeiten vorfallen. 
Die Beſtimmung iſt unzweideutig und klar. Sie erklärt den Unternehmer 
für verantwortlich für Unfälle und Schäden ohne Ausnahme, wenn ſie nur 
infolge des Baues vorfallen. Der zweite Satz dieſes Abſatzes erſtreckt dieſe 
Verantwortlichkeit auf alle Unfälle und Schäden, die infolge Setzens des Erd⸗ 
reichs der Straßenoberfläche entſtehen können. Der Inhalt der Verantwort⸗ 
lichkeit in dieſem letzten Satz iſt kein andrer als in dem vorhergehenden Satz, 
er umſchließt geradeſo wie dort die Haftung für alle Unfälle und Schäden. 
Es geht deshalb nicht an, einen Gegenſatz der Haftung in Satz 2 zu der in Satz 1 
aufgeſtellten anzunehmen und zu behaupten, die Haftung in Satz 1 ſetze ein 
Verſchulden voraus, während Satz 2 von einem ſolchen abſehe. Der Unter⸗ 
ſchied beſteht nur darin, daß Satz 1 die Verantwortlichkeit behandelt für 
Schäden, die infolge der Ausführung des Baues vorfallen, während Satz 2 
die Unfälle und Schäden zum Gegenſtand hat, die infolge Setzens des Erd— 
reichs der Straßenoberfläche entſtehen können. Die Haftung ſelbſt iſt die 
gleiche. Im vorliegenden Rechtsſtreit trifft ſowohl Satz 1 wie Satz 2 zu. 

Die von dem Unternehmer in $ 42 Abſ. 3 gegenüber der Stadtgemeinde 
eingegangene Haftpflicht verſchafft der letzteren einen Rückgriff. Die Ver⸗ 
tragsbeſtimmung verpflichtet den Unternehmer, die Stadt ſchadlos zu halten, 
wenn dritte Perſonen berechtigt ſind, einen Anſpruch wegen eines ihnen durch 
das Kanaliſierungsunternehmen zugegangenen Schadens gegen die Stadt⸗ 
gemeinde zu erheben. Dadurch, daß der Unternehmer ſich für alle Unfälle 
und Schäden verantwortlich erklärt, die infolge der Bauausführung vorfallen, 
die alſo objektiv durch die Ausführung verurſacht werden, ſichert er das Ein⸗ 
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ſtehen für einen Schaden zu, den er nicht ſchon kraft des Werkvertrags zu tragen 
hat; er übernimmt in dieſem vereinbarten Umfange die Gefahr, die für ſeinen 
Vertragsgegner mit dem Unternehmen verbunden iſt. In dem vereinbarten 
Umfange hat der Unternehmer ein Garantieverſprechen abgegeben; 

Heilfron B. R. 2, 848; v. Staudinger“ s 2, 556 Vorbem. vor $ 433 BGB. 

Aus dem Umſtand, daß die Garantieverpflichtung nur dem anderen 
Vertragsteil gegenüber eingegangen wurde, folgt von ſelbſt, daß dritte Perſonen 
ſich nicht auf ſie berufen können, und aus der Geſtaltung der Garantie als einer 
Haftpflicht ergibt ſich, daß der Unternehmer die Stadtgemeinde nur inſoweit 
ſchadlos zu halten hat, als dieſe ſelbſt durch Schadenerſatzanſprüche Dritter 
Einbußen erleidet. Schadenerſatzanſprüche hat aber die Stadt nur zu gewärtigen, 
wenn ſie ſelbſt ein Verſchulden trifft. Aus dieſem Grunde iſt der Einwurf 
der Beklagten, daß ihr durch die Beſtimmung des $ 42 Abſ. 3 eine General⸗ 
verantwortung für alles, was überhaupt paſſieren könne, aufgeladen werden 
ſolle, verfehlt. 

Die in Frage ſtehende Beſtimmung verſtößt auch weder gegen Treu 
und Glauben, noch gegen die guten Sitten. Der Beklagten wurden vor dem 
Abſchluß des Vertrags die Verhältniſſe offen dargelegt. In dem Vertrage 
ſelbſt iſt ausdrücklich erwähnt, daß er auf Grund der Entwurfszeichnungen 
abgeſchloſſen wurde. In dem Leiſtungsverzeichnis hat die Beklagte die Be⸗ 
träge ſelbſt ziffermäßig angeſchlagen und erklärt, daß ſie von den aufge⸗ 
legenen Submiſſionsbedingungen Kenntnis genommen habe. Hat die Be⸗ 
klagte die Voranſchläge gemacht, ſo hat ſie auch ſicherlich die Ortlichkeit, dar⸗ 
unter die Roſengaſſe, bei der ein Rohrgraben von 4,30 m Tiefe im Leiſtungs⸗ 
verzeichnis vorgeſchrieben war, eingeſehen. — — — 

Die Beklagte war auch nicht gehalten, den Vertrag mit der Stadt abzu⸗ 
ſchließen. Hat ſie ihn aber abgeſchloſſen, ſo muß ſie auch die ihr nachteiligen 
Bedingungen erfüllen. Zudem iſt in den 8812. 28 der allgemeinen und in 
§2 der beſonderen Bedingungen dem Unternehmer das Recht gewährt, ſeinen 
Einſpruch gegen das Anſinnen der Bauleitung anzubringen. Die Beklagte 
hat jedoch von dieſer Beſtimmung keinen Gebrauch gemacht. — — — 
Wohl haben ihre Bedienſteten vor dem Beginn der Kanaliſierung der 
Roſengaſſe dem Stellvertreter des Bauleiters, dem Ingenieur W., gegen⸗ 
über ihre Bedenken wegen der Gefährlichkeit des Unternehmens ausgeſprochen, 
allein W. war für die Abänderung des Projekts oder der Vertragsbeſtimmungen 
nicht zuſtändig. Den in 88 12 und 28 der allgemeinen Bedingungen vorge⸗ 
ſchriebenen Weg, um die Entſcheidung des Stadtmagiſtrats herbeizuführen, 
hat die Beklagte nicht eingeſchlagen. Trotzdem hat ſie die Kanaliſierung der 
Roſengaſſe begonnen und durchgeführt, ſie kann deshalb nicht geltend machen, 
daß ſie ihre Haftung abgelehnt habe, ſondern ſie muß ihre Garantie halten. 

Es kann nicht davon geſprochen werden, daß die Beklagte in unerlaubter 
Weiſe benachteiligt oder übervorteilt ſei. Hat ſie einmal die Arbeiten aus⸗ 
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geführt, ſo muß ſie nach dem Vertrag für ſolche auch einſtehen. Der Vertrag 
ſelbſt hat mit feiner Beſtimmung in $ 42 der beſonderen Bedingungen nichts 
Außergewöhnliches an ſich. Durch Sachverſtändige iſt erwieſen, daß Verträge 
mit derartigem Inhalt bei den im Submiſſionsweg vergebenen Arbeiten ſehr 
oft vorkommen. Daß aber auf Grund ſolcher Beſtimmungen der Unternehmer 
im Wege des Rückgriffs von dem aufjichtpflichtigen Bauherrn in Anſpruch 
genommen werden kann, ergeben die Gründe des im Recht 1908, 2311375 
mitgeteilten Urteils des Reichsgerichts v. 29. Februar 1908. 

Somit iſt die Beklagte verpflichtet, der Stadt allen Schaden zu erſetzen, 


den fie durch die Anſprüche des R. erlitten hat. — — —“ 
Urteil des OLG. Bamberg (2. Sen.) v. 1. Dezember 1914 i. S. Stadtgem. 
B. w. Firma H. G. L. 208/1913. —ch— 


80. Derficherungsvertrag; Einfluß inzwifchen eingetretener geſetzlicher 
Anderungen d 
Vgl. 56 Nr. 100 m. N.; 63 Nr. 4; auch 4 Nr. 200; 14 Nr. 192; 56 Nr. 97; 57 
Nr. 147. 190. 
Einf G. z. BGB. Art. 170; BGB. $ 157. 

Die Beklagte, eine Verſicherungsgeſellſchaft, hat ſich in den Verträgen 
von 1905 und 1907 verpflichtet, bei der Verſicherung von Abonnenten der 
Klägerin, einer Wach- und Schließgeſellſchaft, die in §6 des Vertrags von 
1905 feſtgelegten Prämienberechnungen anzuwenden, weigert ſich aber jetzt, 
es zu tun und begründet dies damit, daß jene Vertragsprämie für ſie nicht 
auskömmlich ſei, weil inzwiſchen die Allgemeinen Verſicherungsbedingungen 
abgeändert worden ſeien und ſich dadurch ihr Riſiko erhöht habe. 

Dieſer Grund ſchlägt nicht durch, denn die Beklagte iſt die Verpflichtung 
zur Anwendung der Vertragsprämie auf die Zeit bis zum 1. April 1913 ein⸗ 
gegangen und hat, wie nicht ſtreitig iſt, ſchon beim Abſchluß des Vertrags 
von 1905 gewußt, daß ein Geſetz über den Verſich.⸗Vertrag bevorſtehe und zur 
Anderung der Allgem. Verſich.⸗Bedingungen führen werde. Sie macht da⸗ 
zu geltend, ſie habe ihren Betrieb bis zum Erlaß des Geſetzes nicht einſtellen 
oder auf ganz kurzfriſtige Verträge beſchränken können, und ihre Verträge 
ſeien ſo auszulegen, daß ſie berechtigt ſei, „bei einer Anderung des Geſetzes 
diejenigen Folgerungen zu ziehen, welche aus der Neuregelung der Verhält⸗ 
niſſe zu ziehen ſein würden“. Dieſe Auslegung trifft nicht zu. Die Beklagte 
konnte, wie ſie erwähnt, nicht wiſſen, wann das Geſetz in Kraft treten werde 
und was ſich an den Allgem. Verſich.⸗Bedingungen ändern werde. Sie hat 
aber trotzdem die Verpflichtung zur Anwendung der Vertragsprämien nicht nur 
auf ſo lange, als die Allgem. Verſ.⸗Bedingungen ungeändert gelten würden, 
ſondern auf die Zeit bis zum 1. April 1913 übernommen, ohne ſich für den Fall, 
daß die Anderung ſchon vorher erfolge, einen Vorbehalt zu machen. Daher 
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konnte die Klägerin annehmen, daß die Beklagte die Vertragsprämie auch 
in dieſem Fall, und zwar ſelbſt dann weiter anwenden werde, wenn ſie durch 
die neuen Allgem. Verſ.⸗Bedingungen mehr belaſtet werde als durch die alten; 
denn die Klägerin brauchte, wenn es die Beklagte unterließ, einen entſprechen⸗ 
den Vorbehalt zu machen, nicht davon auszugehen, daß die Beklagte zwar 
ihrerſeits einen kurzfriſtigen Vertrag nicht wünſche und daher die Klägerin 
und ſich auf längere Zeit, nämlich bis zum 1. April 1913, binde, anderſeits 
aber an die Vertragsprämie doch ſchon vorher nicht mehr gebunden ſein wolle, 
wenn ſich infolge einer nach Erlaß des Geſetzes eintretenden Anderung der 
Allgem. Verſich. Bedingungen ihr eigenes Riſiko erhöhe. Bei dieſer Sach⸗ 
lage iſt es unbegründet, wenn die Beklagte behauptet, das von ihr bekämpfte 
Verlangen der Klägerin widerſpreche den vertraglichen Abmachungen. — — — 

Urteil des OLG. zu Dresden (4. Sen.) v. 5. Januar 1915. 4 O. 148/13. 

Ch. 


81. Feuerverſicherung; Veräußerung des verſicherten Gegenſtandes. 
VerſVG. 8 69 Abi. 1. 


Die Klägerin hatte ihre Gebäude bei der verklagten Verſich.⸗Geſellſchaft 
gegen Brandſchaden verſichert. Durch Vertrag v. 4. Januar 1912 verkaufte 
ſie ihr Wohnweſen an den Tiſchlermeiſter Auguſt D., die Beſitzübergabe er⸗ 
folgte am 1. April 1912, die Auflaſſung aber iſt bisher nicht erfolgt. Am 31. Au⸗ 
guſt 1912 brannte das Wohnweſen nieder. Als die Klägerin von der Beklagten 
Zahlung des Schadensbetrages von 7120 & verlangte, beſtritt die Beklagte 
ihre Zahlungspflicht, weil nach der Veräußerung und Übergabe des Wohn⸗ 
weſens das Intereſſe der Klägerin an der verſicherten Sache erloſchen ſei 
und weil die Klägerin ihr die Veräußerung nicht angezeigt habe. — Die Be⸗ 
klagte wurde verurteilt. Aus den Gründen des Rev. Urteils: 

— — Für das Vertragsverhältnis der Parteien ſind die Verſicherungs⸗ 
bedingungen der Beklagten maßgebend, welche ſich an den Inhalt des Verſich.⸗ 
Vertr.⸗Geſetzes v. 30. Mai 1908 anſchließen. Danach kommt es für die Ent⸗ 
ſcheidung weſentlich auf die Deutung des 1. Satzes des 869 VerſVG. an, 
welcher lautet: 

Wird die verſicherte Sache von dem Verſicherungnehmer veräußert, jo tritt 
an die Stelle des Veräußerers der Erwerber in die während der Dauer ſeines 
Eigentums aus dem Verſich.⸗Verhältniſſe ſich ergebenden Rechte und Pflichten 

des Verſich.⸗Nehmers ein. 

Es iſt der Auslegung des Ber.⸗Gerichts beizuſtimmen, daß der Eintritt 
des Erwerbers der verſicherten Sache in das Verſich.⸗Verhältnis an Stelle des 
Veräußerers erſt ſtattfindet, wenn er das Eigentum an der verſicherten Sache 
erlangt, bei einem Grundſtück alſo, wenn er auf Grund der Auflaſſung als 
Eigentümer im Grundbuch eingetragen wird. Schon die Tatſache, daß 8 69 
Abſ. 1 den Fall einer „Veräußerung“ der verſicherten Sache vorausſetzt, weiſt 
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deutlich darauf hin, daß der Geſetzgeber eine Eigentumsübertragung im Auge 
hat. Man darf annehmen, daß bei der ſehr ſorgfältig redigierten Faſſung des 
Verſ.⸗Vertr.⸗Geſetzes grundſätzlich der Sprachgebrauch des Bürgerl. Geſetz⸗ 
buchs beobachtet iſt. Das Bürgerl. Geſetzbuch verſteht aber unter, Veräußerung“ 
die vollkommene Übertragung einer Sache oder eines Rechts auf eine andre 
Perſon. Im Sinn ſeines Sprachgebrauchs ſteht der Begriff der Veräußerung 
neben dem von ihm verſchiedenen Begriff der Belaſtung, und iſt unter Ver⸗ 
äußerung in der Anwendung auf Sachen ausſchließlich die Übertragung des 
Eigentums, bei Grundſtücken alſo die Auflaſſung nebſt der Eintragung der 
Rechtsänderung in das Grundbuch zu verſtehen (Planck BGB. Vorbem. vor 
§ 104, VII 4). Sodann ſprechen für die Auslegung der Vorinſtanz ganz un⸗ 
zweideutig die Worte des Geſetzes „während der Dauer ſeines Eigentums“. 
Klarer konnte nicht zum Ausdruck gebracht werden, daß nach dem Willen des 
Geſetzgebers der 8 69 nur und erſt anwendbar fein ſoll, wenn ein Übergang 
des Eigentums an der verſicherten Sache von dem Verſich.⸗Nehmer als Ver⸗ 
äußerer auf den Erwerber ſtattgefunden hat. Ebendafür ſpricht die Begrün⸗ 
dung des mit dem Geſetzestexte wörtlich übereinſtimmenden Geſetzentwurfs. 
Erheblichen Beweiswert hat namentlich, daß inhalts der Begründung die 
Beſtimmung des § 69 Abſ. 1 im Anſchluß an die Vorſchriften des Bürgerl. 
Geſetzbuchs über die Fortdauer des Mietverhältniſſes nach einer Veräußerung 
des vermieteten Grundſtücks (§ 571 Abſ. 1) getroffen iſt. Denn für die Anwend⸗ 
barkeit des § 571 Abſ. 1 iſt, wie in Rechtslehre und Rechtſprechung als zweifel⸗ 
frei anerkannt wird, vorauszuſetzen, daß das Eigentum an dem vermieteten 
Grundſtücke von dem Vermieter auf einen Dritten als Erwerber übergegangen iſt; 

vgl. Planck BGB. $ 571 Anm. 2; Staudinger $ 571 Anm. B I 1 zu a; RGentſch. 

59, 188; 68, 12 (Seuff A. 64 Nr. 70); 78, 36 (SeuffA. 67 Nr. 156). 

Im übrigen mag noch auf den in der Begründung der §8 69— 73 Entw. 
mehrfach vorkommenden Ausdruck „Eigentumswechſel“ und auf ihre Schluß⸗ 
bemerkungen hingewieſen werden, wo von dem Falle die Rede iſt, wenn 
der Käufer die gekaufte und ihm zu Eigentum übertragene Sache noch im 
Gewahrſam des Verkäufers läßt. 

Aus dem ſonſtigen Inhalt und insbeſondere dem Syſtem des Berj.- 
Vertr.⸗Geſetzes laſſen ſich keine zwingenden Gegengründe entnehmen, min⸗ 
deſtens nicht im Bereich einer regelmäßigen Geſtaltung der einſchlägigen Ver⸗ 
hältniſſe, wie ſie vorliegend in Betracht kommt. Die Reviſion will davon 
ausgehen, daß eine Verſicherung Schutz gegen eine Gefahr bieten ſoll, und 
meint, wenn im Vertragsverhältnis zwiſchen dem Verſich.⸗Nehmer als Ver⸗ 
käufer und einem Dritten als Käufer der verſicherten Sache die Gefahr des 
zufälligen Unterganges und einer zufälligen Verſchlechterung der Sache auf 
den Käufer übergehe, dann beſtehe die verſicherte Gefahr nicht mehr für den 
Verſich.⸗Nehmer, ſondern für den Käufer. Allein es iſt nicht von dem all⸗ 
gemeinen Begriff einer die Unverſehrtheit der Sache bedrohenden Gefahr, 
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ſondern von dem Begriff des rechtlichen Intereſſes an der Erhaltung der Sache 
auszugehen. Erſt in ſolchem Intereſſe des Verſich.⸗Nehmers findet der Ver⸗ 
ſich.-Abſchluß eine verſtändliche und rechtfertigende Grundlage. Im vor⸗ 
liegenden Fall iſt durch den Verſich.⸗Vertrag unzweifelhaft wirkſam ein Ver⸗ 
ſicherungsſchutz für das Eigentumsintereſſe der Klägerin an dem Wohnweſen 
erworben. Dem Abſchluſſe wäre ſeine Grundlage auf ſeiten der Klägerin 
entzogen worden, wenn ihr Eigentum an dem bezeichneten Gebäudegrund⸗ 
ſtück erloſchen wäre. Dieſer Fall iſt aber bis zum Brande v. 31. Auguſt 1912 
hinſichtlich keines Teiles des Grundſtücks eingetreten. Der Umſtand, daß 
in Gemäßheit des Kaufvertrages die Gefahr des Kaufgegenſtandes ſchon 
am 1. April 1912 auf den Käufer D. übergegangen iſt, hat an ſich nur ſchuld⸗ 
rechtliche Bedeutung und Wirkung für die Kontrahenten des Kaufvertrags 
und iſt nicht ohne weiteres geeignet, auf das zwiſchen der Klägerin und einer 
dritten Perſon zuſtande gekommene Verſich.⸗Vertragsverhältnis einen Ein⸗ 
fluß auszuüben (vgl. auch Seuff A. 50 Nr. 37). Allerdings verknüpfte ſich 
der Gefahrübergang mit dem gleichzeitig auf D. erfolgten Übergang des 
Beſitzes an dem gekauften Grundſtücke (vgl. auch $ 446 BGB.). Da nun ein 
Käufer durch den Beſitz der ihm übergebenen Kaufſache eine Rechtsſtellung 
erlangt, der gewiſſe über ſeine ſchuldrechtlichen Beziehungen zum Verkäufer 
hinausreichende Wirkungen abſoluter Natur zukommen, ſo konnte für den 
Geſetzgeber die Frage entſtehen, ob im Fall der Veräußerung einer verſicherten 
Sache der Eintritt des Erwerbers in das Verſich.⸗Verhältnis auf den Zeitpunkt 
abzuſtellen ſei, in welchem ihm der Beſitz der Sache übertragen wird, gleich⸗ 
viel, ob ſich hiermit ein Eigentumsübergang verknüpft oder nicht (vgl. BGB. 
88 929 ff., 873. 925). Daß mit dieſem Zeitpunkt für den Erwerber ein unmittel- 
bares Intereſſe an der Erhaltung der verſicherten Sache erwächſt, das dem 
Eigentumsintereſſe ähnlich iſt und ihm, zumal bei Anwendbarkeit des § 446 
BGB., wirtſchaftlich unter Umſtänden gleichkommen kann, iſt nicht zu ver⸗ 
kennen. Es werden indes ausreichende innere Gründe für die geſetzliche Re⸗ 
gelung erkennbar, welche den Beſitznachfolger des Verſich.⸗Nehmers erſt mit dem 
Zeitpunkt ſeines Eigentumserwerbs in das Verſich.⸗Verhältnis eintreten läßt. 

Hauptſächlich kommen Verkäufe von verſicherten, vor der Auflaſſung 
dem Käufer übergebenen Gebäudegrundſtücken in Frage, auf die ſich daher 
die Betrachtung beſchränken kann. Hierbei laſſen ſich Fälle denken, in 
denen das nach der Übergabe fortbeſtehende Eigentum des Verkäufers 
nicht mehr einen berechtigten materiellen Inhalt, ſondern nur noch formale 
Bedeutung hat, ſo namentlich, wenn der geſamte Kaufpreis bar zu zahlen 
und in vollem Betrage bei der Übergabe gezahlt iſt. Es kann ſich aber dabei 
nur um ſehr ſeltene Ausnahmefälle handeln. Ob in derartigen Fällen der 
Verkäufer nach der Grundſtücksübergabe noch als Inhaber der Rechte aus 
der Verſicherung angeſehen werden könnte, ſteht hier nicht zur Entſcheidung. 
Regelmäßig wird die Sache ſo liegen, daß das Grundſtück mit Hypotheken 
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belaſtet und der Kaufpreis zum Teil durch Übernahme von Hypotheken 
zu regulieren iſt. In ſolchen der Regel entſprechenden Fällen fehlt es dem 
nach der Übergabe des Grundſtücks an den Käufer fortbeſtehenden Eigen⸗ 
tumsrecht und Eigentumsintereſſe des Verkäufers nicht an materiellem Ge⸗ 
halt. Häufig wird ein erheblicher Aufſchub der Auflaſſung über den Zeitpunkt 
der Übergabe hinaus tatſächlich darauf zurückzuführen ſein, daß der Käufer 
mit der Leiſtung des bar zu zahlenden Teils des Preiſes ſäumig iſt, wie dies 
auch vorliegend der Fall iſt. In derartigen Fällen erſcheint in der Zeit nach 
der Übergabe bis zur Auflaſſung, auch wenn man einen rein wirtſchaftlichen 
Maßſtab anlegt, das für den Verkäufer am Grundſtück beſtehende Intereſſe 
dem Intereſſe des Käufers am Grundſtück überlegen. — — — 

Die vorſtehend im allgemeinen angedeuteten praktiſchen Geſichtspunkte 
laſſen die Regelung, welche den Eigentumsübergang für maßgebend erklärt, 
als verſtändlich und zweckmäßig erſcheinen. — — — 

In der Literatur wird die zur Entſcheidung ſtehende Frage zum Teil 
aus dem Geſichtspunkte des wirtſchaftlichen Intereſſebegriffs behandelt. Es 
ergibt ſich aber aus Vorſtehendem, daß dieſer Begriff hier kein geeigneter Aus⸗ 
gangspunkt wäre und das Geſetz den Eigentumsübergang für maßgebend erklärt. 

Da nach Vorſtehendem eine Veräußerung, wie ſie § 69 VerſVG. und § 10 
der Bedingungen der Beklagten vorausſetzen, nicht erfolgt iſt, beſtand für die 
Klägerin keine Verpflichtung, der Beklagten ſolche Veräußerung anzuzeigen. 
Demgemäß war die Reviſion zurückzuweiſen.“ 

Urteil des Reichsgerichts (7. Sen.) v. 28. April 1914 in der preuß. Sache 

Vaterl. Feuer⸗Verſ.⸗Akt.⸗Geſ. (Bkl.) w. M. (OLG. Celle). VII. 79/14. 

Auch RGéEntſch. 84 Nr. 77 S. 409. 


82. Schadenerſatzanſprüche des unehelichen Kindes gegen die Zuhälter 
ſeiner Mutter wegen Erſchleichung der Einrede aus $ 121 BGB. 
BGB. 58 826. 840. 1717. | 

Die Mutter des klagenden unehelichen Kindes hatte als deſſen Vater 
bei der Vormundſchaftsverhandlung den Beklagten F. bezeichnet. Dieſer 
hatte die Vaterſchaft beſtritten, weil innerhalb der Empfängniszeit auch der 
Dienſtknecht L. der Kindesmutter beigewohnt habe, was dieſe ableugnete. 
Die vom Vormund des Kindes gegen F. erhobene Klage auf Anerkennung 
der Vaterſchaft und Leiſtung eines jährlichen Unterhaltsbeitrages zu 120 M 
war dann abgewieſen worden, weil der vom Beklagten als Zeuge benannte 
L. beſchworen hatte, daß er an einem in die Empfängniszeit fallenden Tage 
mit der Mutter geſchlechtlich verkehrt habe. Nunmehr erhob der Vormund 
gegen F. und gegen L. Schadenerſatzklage in Höhe der im vorangegangenen 
Prozeß dem Kind aberkannten Unterhaltsbeiträge. Sie wurde auf die Behaup- 
tung geſtützt, daß F. und L., um die Anſprüche der Mutter und des zu erwarten 
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den Kindes gegen F. zu vereiteln, miteinander verabredet gehabt hätten, L. 
ſolle, indem er ſich als F. ausgebe, die Kindesmutter über ſeine Perſon täuſchen 
und dadurch zum Beiſchlafvollzug mit ihm verleiten. Die Ausführung dieſes 
Planes ſei tatſächlich auch gelungen; damit ſei für den Vaterſchaftsprozeß die 
Einrede aus 8 1717 Abſ. 1 Satz 1 BGB. begründet und mit deren Hülfe die 
Klage des Kindes gegen F. zur Abweiſung gebracht worden. Bei dieſem Sach⸗ 
verhalt ſeien nach 8 826 BGB. die beiden Beklagten dem Kinde als Geſamt⸗ 
ſchuldner zum Erſatz des Schadens verpflichtet, der ihm durch den Verluſt 
ſeiner Unterhaltsanſprüche gegen F. entſtanden ſei. — Nach eidlicher Ver⸗ 
nehmung von Zeugen, darunter auch der Kindesmutter, die nun zugab, daß 
L. ſie fleiſchlich gebraucht habe, verurteilte das LG. den Beklagten F. durch 
Teilurteil nach dem Antrag der Klage; in der Richtung gegen L., der Kriegs⸗ 
teilnehmer iſt, wurde das Verfahren ausgeſetzt. Die Berufung des F. blieb 
erfolglos. Aus den Gründen: 

„Die Angriffe der Berufung gegen die tatſächlichen Feſtſtellungen des 
Landgerichts können nicht für begründet erachtet werden. Auch das Ber.⸗ 
Gericht trägt kein Bedenken, den beeidigten Angaben der Kindesmutter im 
gegenwärtigen Prozeß vollen Glauben zu ſchenken, der Zeugenausſage des 
L. dagegen, der die Täuſchung der Kindesmutter über ſeine Perſon und die 
Erſchleichung des Beiſchlafs ganz verſchwieg und dadurch den Anſchein erweckte, 
als habe jene ſich ihm freiwillig hingegeben, eine überwiegende Beweiskraft 
völlig abzuſprechen. Das Ber.⸗Gericht iſt aber auf Grund der Beweisauf⸗ 
nahme auch zu der Anſicht gelangt, daß die Kindesmutter, wie ſie von Anfang 
an behauptet hat, in der Tat von F. bereits geſchwängert war, als ſie einige 
Tage ſpäter mit L. den Beiſchlaf vollzog und daß alſo in dieſem Zeitpunkte 
das Kind bereits erzeugt géweſen iſt. Voll erwieſen iſt ferner durch die Be⸗ 
weisaufnahme, daß der Beklagte F., um die rechtlichen Folgen aus der Schwän⸗ 
gerung von ſich abzuwenden, ſeinen Kameraden L. angeſtiftet hat, die Kindes⸗ 
mutter aufzuſuchen und mit ihr den Beiſchlaf zu vollziehen, ſich ihr aber dabei 
nicht zu erkennen zu geben, daß die Kindesmutter auch in der Dunkelheit den 
L. nicht erkannt, vielmehr geglaubt hat, ihr Geliebter F. ſei gekommen, wie er 
es verſprochen hatte, und daß ſie dem L. in dieſer irrigen Meinung die Bei⸗ 
wohnung geſtattete.— — — 

Haben ſonach F. und L. in bewußter und gewollter Weiſe zuſammen⸗ 
gewirkt, um gegenüber den Anſprüchen des Kindes gegen F. die Einrede 
der mehreren Zuhälter aus § 1717 BGB. zu ſchaffen, und iſt infolge dieſer 
Einrede das Kind mit ſeiner Klage gegen F. abgewieſen und um ſeine Rechte 
gegen F. gebracht worden, ſo erſcheint damit auch rechtlich die vom Kind in 
Anſpruch genommene Schadenshaftung des F. durchaus begründet. Seine 
Handlung ſtellt ſich als Ausfluß beſonderer Geſinnungsgemeinheit dar und muß 
vom Standpunkt eines jeden anſtändig und billig denkenden Menſchen für 
verwerflich erachtet werden; ſie verſtößt daher gegen die guten Sitten. Auch 
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war es dem Beklagten nicht bloß darum zu tun geweſen, die Mutter des Kindes 
zu ſchädigen; ſein Vorſatz bei der Schadenzufügung war gleichzeitig und haupt- 
ſächlich und deshalb auch unmittelbar gegen das Kind ſelbſt gerichtet geweſen; 
deſſen mit der Geburt entſtehenden Rechte gegen ſeinen natürlichen Vater 
ſollten zunichte gemacht werden. Der Tatbeſtand des 8826 BGB. iſt daher 
nach jeder Richtung erfüllt. Nach dieſer Beſtimmung in Verbindung mit 
§ 840 BGB. iſt der Beklagte F. als Geſamtſchuldner zum Erſatz des Schadens 
verpflichtet, den er dem Kinde in einer gegen die guten Sitten verſtoßenden 
Weiſe vorſätzlich zugefügt hat. Dieſer Schaden beſteht aber darin, daß das 
Kind im vorausgegangenen Rechtsſtreit den von ihm geltend gemachten Unter⸗ 
haltsanſpruch gegen den Beklagten infolge ſeines unter $ 826 BGB. fallenden 
Verhaltens nicht zuerkannt erhalten hat. 

Gegen dieſes Ergebnis können bei dem vorliegenden Sachverhalt auch 
keine begründeten rechtlichen Einwendungen erhoben werden. 

Der Einwand, es ſei begrifflich ausgeſchloſſen, das Kind als durch 
einen Akt geſchädigt anzuſehen, dem es möglicherweiſe gerade ſeine Exiſtenz 
verdanke, kann hier überhaupt nicht Platz greifen, weil nach dem feſtgeſtellten 
Tatbeſtand das Kind bereits zur Zeit der Begehung der ſchädigenden Handlung 
erzeugt geweſen iſt. Aber auch die weitere Einwendung ſchlägt nicht durch, 
daß das Bürgerliche Geſetzbuch den Satz des gemeinen Rechts „nasciturus pro 
jam nato habetur“ als allgemeinen Rechtsſatz nicht kennt, und daß darnach 
wie im Hinblick auf die Beſtimmung im $1 die rechtliche Möglichkeit einer 
unerlaubten Handlung gegenüber einem Ungeborenen für ausgeſchloſſen zu 
erachten iſt; denn, wie Schweizer in IW. 1912, 555 überzeugend dargetan hat, 
handelt es ſich in einem Falle wie hier garnicht um eine unerlaubte Handlung 
gegenüber einem Ungeborenen, der freilich nicht rechts- und vermögensfähig 
iſt, ſondern gegenüber einem Geborenen. Hier fallen Handlung im engeren 
Sinne und der zum Tatbeſtand der unerlaubten Handlung nach $ 826 BGB. 
gehörige Erfolg zeitlich auseinander: die unerlaubte Handlung wurde ſchon 
vor der Geburt des Kindes begonnen, mithin noch vor der Exiſtenz einer rechts 
fähigen Perſon; die ſchon in jenem Zeitpunkt beabſichtigt geweſene Schädi⸗ 
gung des Kindes trat dagegen erſt ein, als dieſes geboren und damit ein Träger 
von Rechten vorhanden war. Überdies hat der Beklagte F. in Durchführung 
des von Anfang an gefaßten Planes im Verfahren vor dem Vormundſchafts⸗ 
gericht ſowie im Vaterſchaftsprozeß unter Verſchweigung der ihn und den 
L. belaſtenden Umſtände die Einrede geltend gemacht und mit Hülfe des als 
Zeugen benannten L. die Abweiſung der Anſprüche des Kindes gegen ihn 
durchzuſetzen gewußt; man wird daher wohl nicht mit Unrecht in dieſem Ver⸗ 
halten die Fortſetzung der durch 8 826 BGB. geforderten Schadenzufügung 
erblicken können, die aber hiernach auch noch gegenüber dem ſchon geborenen 
Kinde erfolgt iſt. Es iſt alſo nicht an dem, daß dem Kinde die Klageberechti— 
gung aus § 826 BGB. abzuſprechen und nur der Mutter die e 
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eines Rechts auf Schadenerſatz nach dieſer Beſtimmung oder nach $ 823 oder 
§ 825 BGB. einzuräumen wäre. Daß $ 826 ſich nicht auf die Verletzung be⸗ 
ſtimmter Rechte beſchränkt, ſondern daß vielmehr zu deſſen Anwendung jede 
Schadenzufügung im weiteſten Sinn, alſo jede nachteilige Einwirkung auf die 
Vermögenslage in ihrer Geſamtheit genügt, iſt anerkannten Rechtens (Entſch. 


79, 55. 58). 
Vgl. Schweizer JW. 1911, 696 und 1912, 555; Eichbaum JW. 1911, 960; Stau- 
dinger BGB. s $ 1717 Anm. 3b 7; Komm. von RGRäten Anm. 3 und 4 zu 
5 1717; Neumann BGB. Anm. 3 zu § 1717. 
Urteil des OLG. München (1. Sen.) v. 22. Januar 1915 in S. Z. w F. 
L. 934/14. F—2. 


83. Verhältnis der Anſprüche aus dem Mannſch.⸗Verſorg.⸗Geſetze 
v. 31. Mai 1906 zu denen aus dem Geſetz über die Haftung des 
Reichs für feine Beamten v. 22. Mai 1910. 

BGB. $ 839; Mannſch.⸗VerſorgG. § 41; R.⸗Beamt.⸗HaftungG. $ 6; GVG. $ 13. 

Der Kläger macht nicht Anſprüche aus dem Mannſch.⸗Verſorg.⸗Geſetz 
v. 31. Mai 1906 geltend, denen gegenüber der Reichsmilitärfiskus auch nur 
durch das Kriegsminiſterium als oberſte Militärverwaltungsbehörde vertreten 
wird ($ 42); er erhebt vielmehr andre und weitergehende Anſprüche auf Grund 
des Geſetzes über die Haftung des Reichs für ſeine Beamten v. 22. Mai 1910, 
geſtützt auf die Behauptung, daß ihm durch ſchuldhaft unrichtige Behandlung 
des Oberſtabsarztes Dr. B. im Garniſonlazarett in H. Schaden zugefügt 
worden ſei. Der Rechtsweg für Anſprüche aus dieſem Geſetz ſteht ohne weiteres 
offen und iſt nicht von einer vorgängigen Entſcheidung der oberſten Militär⸗ 
verwaltungsbehörde des Kontingents abhängig. Das hat der angefochtene 
Beſchluß überſehen. Trotzdem iſt dem Kläger mit Recht das Armenrecht durch 
dieſen Beſchluß entzogen worden. Denn die Prüfung der Klaganſprüche unter 
dem Geſichtspunkt des RGeſ. v. 22. Mai 1910 ergibt die Ausſichtloſigkeit der 
bereits eingeleiteten Rechtsverfolgung. 

Die von dem Kläger behaupteten Geſundheitsſtörungen ſtellen ſich als 
Dienſtbeſchädigungen i. S. des $ 3 MannſchVerſorgG. dar, da ſie durch 
die dem Militärdienſt eigentümlichen Verhältniſſe, nämlich das Recht und die 
Pflicht des Staates, erkrankten Militärperſonen ärztliche Hülfe zuteil werden 
zu laſſen, und die Pflicht dieſer Perſonen, ſich der Behandlung der Militär⸗ 
ärzte zu unterwerfen, verurſacht oder verſchlimmert ſind. Aus dem Grunde 
einer ſolchen Dienſtbeſchädigung hat aber nach § 41 der Kläger gegen die Mili⸗ 
tärverwaltung nur die auf dieſem Geſetz beruhenden Anſprüche; weitergehende 
Anſprüche find ausgeſchloſſen. Hierbei iſt es auch nach dem RGeſ. v. 22. Mai 
1910 verblieben, ſo daß dieſes Geſetz im Fall einer Dienſtbeſchädigung nicht 
zur Anwendung kommt; 

vgl. 86 und die Begründung zu $ 5 des Entw., Druckſ. 1343, 12. Legisl.⸗ Per. 
I. Seſſion 1907/09. 
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Nun weiſt freilich der Kläger auf den Beſcheid des Kriegsminiſteriums 
v. 29. Dez. 1913 hin, wonach die von ihm „geklagten rheumatiſchen Beſchwerden 
nicht auf Dienſtbeſchädigungen zurückzuführen ſind“. Allein dieſer Beſcheid 
befaßt ſich einmal nur mit rheumatiſchen Beſchwerden des Klägers und ver⸗ 
neint, daß dieſe eine Folge von Dienſtbeſchädigung ſeien, während vorliegend 
der Kläger Anſprüche wegen unrichtiger Behandlung einer Mittelohrentzün⸗ 
dung mit Kiefernhöhlenvereiterung und einer infolge davon eingetretenen 
Nervenerkrankung erhoben hat. Sodann aber bindet die Entſcheidung des 
Kriegsminiſteriums nach § 431 MannſchVerſorgG., wie ſich aus dem Zu⸗ 
ſammenhang dieſer Vorſchrift mit dem § 42 ergibt, der mit $ 43 unter der Über- 
ſchrift „Rechtsweg“ zuſammengefaßt iſt, den Richter nur dann, wenn er mit 
der Entſcheidung über Anſprüche aus dieſem Geſetz befaßt iſt. Hat er dagegen, 
wie vorliegend, über Anſprüche zu entſcheiden, die ſich auf das Geſetz v. 22. Mai 
1910 ſtützen, ſo hat er ſelbſtändig und unabhängig von der Auffaſſung andrer 
Behörden darüber zu befinden, ob die Vorausſetzungen für die Anwendbar⸗ 
keit dieſes Geſetzes vorliegen, mithin auch darüber, ob dieſe Anwendbarkeit 
nicht etwa durch § 6 ausgeſchloſſen iſt. 
Beſchluß des OLG. zu Caſſel (2. Sen.) v. 14. Januar 1915 i. S. H. w. 
Militärfiskus. 2 W. 136. 137/14. Mt. 


84. Unterhaltspflicht des Vaters und außerhäuslicher Derdienft des 
minderjährigen Kindes. 
BGB. 38 1610. 1619. 1638 ff. 

In dem Muttergutsvertrage v. 14. Juni 1893 hatten der Beklagte und 
ſeine verſtorbene Ehefrau vereinbart, daß der Beklagte das den Kindern aus⸗ 
geſetzte Muttergut erſt bei deren Großjährigkeit oder wenn ſie früher aus dem 
Unterhalt austreten ſollten mit jährlich 4% zu verzinſen habe. Der Tochter 
Hermine war ein Muttergut von 15000 & ausgeſetzt. Dieſe war vor ihrer 
Großjährigkeit über vier Jahre lang als Buchhalterin in Stellung geweſen 
und hatte den größten Teil ihres Verdienſtes dem Vater überlaſſen, der ihren 
Unterhalt nach wie vor beſtritt. Nachdem ſie das Vaterhaus am 22. Nov. 1912 
verlaſſen hatte, verklagte ſie, als ſie großjährig geworden war, den Vater auf 
Zahlung von 4% jährlicher Zinſen von ihrem Muttergut für die ganze Zeit, 
ſeitdem ſie ihm ihren Verdienſt überlaſſen hatte, ſoweit nicht die Zinſen ver⸗ 
jährt waren. — Zugeſprochen wurden ihr nur Zinſen vom 22. Nov. 1912 an; 
ihre n wurde zurückgewieſen. Aus den Gründen des Ber.⸗Urteils: 

— — Der ſtandesmäßige Unterhalt umfaßt den ganzen Lebens⸗ 
bedarf d der Klägerin, und für das Maß des zu gewährenden Unterhalts iſt der 
Stand des Vaters — eines Münchner Bürgers — maßgebend. Zum Lebens⸗ 
unterhalt iſt nicht nur das Notwendigſte zu rechnen, ſondern außer der Pflege 

11° 


148 84. Väterliche Gewalt. 


des Körpers auch die Koſten für Erziehung und Ausbildung, mithin alle Aus- 
lagen für das leibliche und geiſtige Wohl ſeines Kindes bei normaler Lebens⸗ 
führung, die der im Beſitz der elterlichen Gewalt befindliche und zum Unter⸗ 
halt verpflichtete Beklagte zu tragen hatte; 

$ 1610 BGB.; Komm. von RGRäten z. BGB. $ 1610 Anm., auch $$ 1602 ff., 

1627 BGB. 

Die Klägerin hat ſich von ihrer Geburt bis zum 22. Nov. 1912, alſo 
20 Jahre hindurch, im Hauſe ihrer Eltern befunden, ſohin in engſter Familien⸗ 
gemeinſchaft mit ihren Eltern und Geſchwiſtern geſtanden. Der Beklagte hat 
für ihre geſamten Lebensbedürfniſſe geſorgt, ihr Wohnung und Nahrung, 
Erziehung und Bildung in einem Maße gewährt, wie es in Kreiſen des 
mittleren Münchner Bürgerſtandes üblich iſt. Sie wurde gleich den andern 
Kindern gehalten und der Beklagte war für ihr leibliches und geiſtiges Wohl 
in jeder Weiſe beſorgt. Es kann danach keinem Zweifel unterliegen, daß die 
Klägerin, ſolange ſie im Hauſe ihres Vaters weilte, in deſſen Unterhalt ge— 
ſtanden hat und daß der Beklagte nach dem Muttergutsvertrage der noch 
minderjährigen Klägerin bis zum 22. Nov. 1912 keine Zinſen aus ihrem 
Muttergute zu entrichten hatte. 

Nun iſt es richtig, daß die Klägerin, die aus Mitteln des Beklagten eine 
kaufmänniſche Ausbildung erhalten hatte, vom 1. Mai 1908 bis zum 15. Okt. 
1912 mit kleinen Unterbrechungen in verſchiedenen Geſchäften hier gegen Be— 
zahlung in Stellung geweſen iſt und, wie unbeſtritten, ihr Gehalt teils ganz, 
teils zum größten Teil an ihren Vater abgeliefert hat; die geſamten abge- 
lieferten Beträge belaufen ſich auf 3228 1. Es kann dahingeſtellt bleiben, 
ob die Klägerin dieſes für ſie freie Vermögen ihrem Vater aus freien Stücken 
zur Beſtreitung ihres Unterhalts, wie dies vielfach von Kindern, die ſich 
eine Lebensſtellung errungen und ſich ihren Eltern dankbar erweiſen wollen, 
zu geſchehen pflegt, überlaſſen, oder ob der Vater die Aushändigung dieſes 
Geldes auf Grund des ihm zuſtehenden Verwaltungsrechts verlangt hat; auf 
keinen Fall hat hierdurch die dem Beklagten obliegende Pflicht und Leiſtung 
des Unterhalts eine Anderung erlitten. Nach wie vor ſtand die Klägerin im 
Unterhalt des Beklagten und verblieb die Nutznießung des Muttergutes ver— 
traggemäß dem Vater (88 1602. 1606; dann 88 1651 und 1650. 1627. 1638. 
1642 BGB.). Ob allenfalls die Klägerin ein Rückforderungsrecht habe, ſei es, 
weil ſie mehr als ihr Unterhalt verlangte ihrem Vater von ihren Gehalts⸗ 
bezügen überlaſſen hat, ſei es vom Standpunkte der Verwaltungspflicht des 
Beklagten, unterſteht nicht der richterlichen Prüfung, da die Klägerin nur die 
Verzinſung ihres Vermögens begehrt (vgl. auch § 1618. 1619 BGB.). Her⸗ 
vorzuheben iſt jedoch, daß der Beklagte das feiner Verwaltung unter- 
ſtehende Vermögen zur Beſtreitung von Auslagen für die Klägerin verwenden 
durfte und verlangen konnte, daß die Einkünfte aus dem freien Vermögen der 
Klägerin ohne Rückſicht auf ſein Nutzungsrecht an dem weiteren Vermögen 
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derſelben in erſter Linie zur Beſtreitung des Unterhalts der Klägerin Ver⸗ 


wendung zu finden hätten; 
88 1602 und 1642 BGB.; Komm. von RGRäten 5 1602 S. 242; Planck BGB. 


$ 1602 Anm. 2.“ 
Urteil des OLG. München (2. Sen.) v. 16. Jan. 1915 i. S. M. w. M. 
L. 358/14. P. 


85. Vorausſetzungen der Klage auf Unterlaſſung des unberechtigten 
Gebrauchs einer Firma: bewußter Gebrauch, Wiederholungsgefahr. 
Vgl. oben Nr. 63 m. N. 

HGB. 8 37. . 

Die Klägerin betreibt unter der Firma „D. . .. Gef. m. b. H.“ die Her⸗ 
ſtellung von Einſchleifpräparaten. Der Beklagte iſt ihr Geſellſchafter und Leiter 
ihres Auslandsgeſchäfts mit der Befugnis, für dieſes „D. . .. Geſ. m. b. H. 
Abt. Ausland“ zu firmieren. Er iſt gleichzeitig Geſchäftsführer der „O... 
Geſ. m. b. H.“, die chemiſche Präparate fabriziert. Unſtreitig hat er am 11. Okt.“ 
1913 eine Poſtkarte mit dem Aufdruck „D. . .. Geſ. m. b. H., Abt. Ausland“ 
unterzeichnet, durch welche Beſtellungen für die Geſellſchaft O. bei der Firma 
Schr. in M. gemacht wurden. Die Klägerin ſah hierin eine unbefugte Firmen⸗ 
führung und klagte gegen den Beklagten auf Unterlaſſung. — Die Klage 
wurde abgewieſen. Aus den Gründen: 

„Die Klage iſt ausſchließlich auf §37 Abſ. 2 HGB. geſtützt. Sie iſt, wenn 
man die ſonſtigen Vorausſetzungen des 837 Abſ. 2 als gegeben unterſtellt, 
dem Beklagten gegenüber begründet“ — indem er, wie ausgeführt wird, durch 
Unterſchreiben der Poſtkarte die Firma der Klägerin in einem fremden Geſchäfts⸗ 
betrieb unbefugt gebraucht und dadurch die Klägerin in ihrem Firmenrecht 
verletzt habe. Dann wird fortgefahren: 

„Zur Begründung der Unterlaſſungsklage gehört aber weiter auch ein 
ſubjektives Moment. Zwar iſt es hinſichtlich der fehlenden Befugnis zur Firmen⸗ 
führung gleichgültig, ob der Gebrauchende in gutem oder ſchlechtem Glauben 
gehandelt hat; es genügt, daß die Firmenführung objektiv unbefugt war. 
Um aber von dem Gebrauch einer Firma ſprechen zu können, müſſen Handlungen 
vorliegen, die einen Willen kundgeben, ſich bei dem Betriebe eines Handels⸗ 
gewerbes der Firma zu bedienen (RGEntſch. 55, 123). Ob dieſer Wille ſich 
ſchon in einem einmaligen Gebrauch bekunde, iſt nach Lage des Einzelfalls 
zu entſcheiden (Staub HGB. Anm. 20 § 37; OLG. Hamburg im Recht 1907, 
1330). Vorliegend erachtet der Senat es für erwieſen, daß der Beklagte bei 
Unterzeichnung und Abſendung der Karte v. 11. Okt. 1913 einen ſolchen 
Willen nicht gehabt hat. Zunächſt fehlte es für ihn an jedem Intereſſe 
gegenüber der Firma Schr. in M., ſich der Firma der Klägerin zu bedienen; 
denn das vorgelegte Korreſpondenzheft ergibt, daß Schr. ausſchließlich mit 
der Geſellſchaft O. in Geſchäftsbeziehungen geſtanden hat. Zudem handelte 
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es ſich um ein Einkaufgeſchäft der Geſellſchaft O., bei welchem, anders als 
vielleicht bei Verkaufgeſchäften, ein Intereſſe an der Benutzung der kläge⸗ 
riſchen Firma erſichtlich überhaupt nicht in Frage kommen kann, zumal da 
die Beſtellung in Höhe von nur 19,25 „ verhältnismäßig geringfügig er⸗ 
ſcheint. Weiter iſt berückſichtigt, daß der Beklagte ſchon am 6. November 
gegenüber der Firma Schr. die Sachlage richtiggeſtellt hat. Auch im 
Prozeſſe hat er von Anfang bis zum Schluſſe das Vorliegen eines Ver⸗ 
ſehens rückhaltlos anerkannt und ſich nie auf eine Befugnis zum Gebrauch 
der Firma der Klägerin im Geſchäftsbetrieb der Geſellſchaft O. berufen. 
Zutreffend hat er darauf hingewieſen, daß ein ſolches Verſehen bei der räum⸗ 
lichen Vereinigung der Betriebe der klägeriſchen Auslandsabteilung und der 
O. Geſ. m. b. H. und ihrer Vereinigung in ſeiner Hand im Bereich der Mög⸗ 
lichkeit liege. Wenn dennoch nur dies eine Mal ein unbefugter Gebrauch der 
Firma D. Geſ. m. b. H. Auslandsabteilung nachgewieſen iſt, ſo ſpricht auch 
dies dafür, daß bei dem Beklagten auch in dieſem Falle ein Wille, ſich bei dem 
Betriebe der Geſellſchaft O. der klägeriſchen Firma zu bedienen, nicht beſtanden 
hat. Es liegt ein reines Verſehen vor, und es muß als widerlegt angeſehen 
werden, daß der Beklagte; bewußt in unzuläſſiger Weiſe die klagende Firma 
benutzt habe. 

Aus der beſonderen Lage des Falles entnimmt der Senat aber zugleich, 
daß es dem Klaganſpruch auch an einer weiteren Vorausſetzung fehlt, näm⸗ 
lich der allgemeinen Rechtsſchutzvorausſetzung einer Unterlaſſungsklage, daß 
eine ernſtliche Beſorgnis, eine auf Tatſachen ſich gründende Wahrſcheinlich— 
keit der Wiederholung des objektiv widerrechtlichen Eingriffs beſtehe 
(RGEntſch. 78, 212). Eine ſolche iſt nicht daraus zu entnehmen, daß der Be- 
klagte in einem früheren Prozeß am 18. Dez. 1912 verurteilt iſt, zu unterlaſſen, 
andre Stoffe als die von der Klägerin hergeſtellte Einſchleifmaſſe unter Be⸗ 
nutzung der Firma der Klägerin in den Handel zu bringen; denn einmal be⸗ 
trifft dieſes Urteil Verkaufgeſchäfte des Beklagten, ſodann liegt es auch ſchon 
geraume Zeit zurück, und es iſt nicht einmal behauptet, daß ſeitdem Zuwider⸗ 
handlungen vorgekommen ſeien. Eine Wiederholungsgefahr liegt auch nicht 
um deswillen vor, weil, wie unſtreitig, eine gewiſſe perſönliche und eine räum⸗ 
liche Vereinigung der erwähnten beiden Betriebe beſtehen; denn tatſächlich 
hat ſich erwieſen, daß trotzdem ſich nur dieſer eine Fall der Verwechſelung 
ereignet hat. Die Klägerin hat auch nicht etwa einen Anſpruch darauf, daß 
der Beklagte ihr durch weitergehende Trennung der Betriebe oder andre 
einſchneidende Maßnahmen eine beſondere Gewähr dafür biete, daß ſchlechthin 
jedwede Möglichkeit eines erneuten Verſehens von vornherein ausgeſchloſſen 
wäre. Vorliegend war jedenfalls für die Klägerin, nachdem der Beklagte 
noch vor Erhebung der Klage das Verſehen in Ordnung gebracht und als auf 
Irrtum beruhend entſchuldigt hatte, ein vernünftiges Intereſſe an der Rechts- 
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verfolgung, da nur die abſtrakte Möglichkeit einer Wiederholung noch in Frage 
ſtand, nicht gegeben (vgl. Roſenthal Unl WG. 52). 
Demgemäß war die Klage als unbegründet abzuweiſen.“ 
Urteil des OLG. zu Caſſel (2. Sen.) v. 15. Juni 1914 i. S. O. w. D. 2 U. 
80/14. Mt. 


86. Auftrag der offenen Handelsgeſellſchaft oder der Geſellſchafter d 
HGB. $ 114. 
Die Annahme, daß gegebenenfalls alle Geſellſchafter ein Rechtsgeſchäft 
— ſelbſt in Beziehung auf geſellſchaftliche Angelegenheiten oder ſolche der 
Firma (Übergabe der Geſchäftsbücher zur Prüfung an einen Dritten) — ab⸗ 
ſchließen, ohne doch für die Geſellſchaft zu handeln, kann keinem rechtlichen 
Bedenken unterliegen und ſetzt ſich weder mit dem Begriff und Weſen der 
Geſellſchaft noch mit den geſetzlichen Beſtimmungen über die Rechtsverhält⸗ 
niſſe der Geſellſchafter nach außen und innen in Widerſpruch. Sie iſt viel⸗ 
mehr die einzige natürliche und wirkſame Rechtsgeſtaltung in Fällen, wo es 
ſich darum handelt, daß ein Rechtsgeſchäft eingegangen wird, welches der 
Klärung oder Beſeitigung von Differenzen zwiſchen den einzelnen Geſell⸗ 
ſchaftern dienen ſoll. Ein derartiger Zweck würde jederzeit vereitelt werden 
können, wenn die rechtliche Möglichkeit ausgeſchloſſen wäre, daß die Geſell⸗ 
ſchafter gemeinſchaftlich eine Rechtshandlung vornehmen, durch die nur ſie 
gemeinſchaftlich berechtigt und gebunden werden. Hieraus folgt aber, daß 
auch nur alle drei im notwendigen Zuſammenwirken den Vertrag gegen⸗ 
über dem Beklagten (Bücherreviſor) kündigen und auf Grund deſſen die Rück⸗ 
gabe der Bücher fordern konnten. 
Urteil des OLG. zu Dresden (5. Sen.) v. 21. Dezember 1914. 5 O0. 
109/14. Ch. 


87. Unterſchrift einer Kommanditgeſellſchaft nur mit dem in der Firma 
enthaltenen Perſonennamen. 
Vgl. 23 Nr. 200; 27 Nr. 47; 57 Nr. 86. 
HGB. $$ 161. 19; BGB. $ 126. 

Durch ſchriftlichen Mietvertrag v. 17. Dezember 1906, in deſſen $1 die 
Fabrikbeſitzer Kurt und Hans D. als die Vermieter bezeichnet waren, mieteten 
die Kläger das den genannten Fabrikbeſitzern, den perſönlich haftenden Ge⸗ 
ſellſchaftern der Kommanditgeſellſchaft „Mechan. Schuhfabrik R. D., Bres⸗ 
lau“ gehörende Reſtaurationslokal in Breslau nebſt Tanzſaal, Wohnungs⸗ 
räumen, Garten und Kolonnade für die Zeit vom 1. Februar 1907 bis 31. März 
1912. Die Vertragsurkunde war unterzeichnet „R. D.“. Im Juni 1909 wurde 
durch Verfügung der ſtädtiſchen Polizeiverwaltung die Weiterbenutzung aller 
Wohn⸗ und Gaſtwirtſchaftsräume aus Sicherheits- und Geſundheitsgründen 
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für unzuläſſig erklärt und den Parteien unterſagt. — Die Kläger forderten 
Schadenerſatz von der genannten Kommanditgeſellſchaft. Aus den Gründen 
des Rev.⸗Urteils: | 

„— — — Die Reviſion bekämpft die Annahme des Ber.⸗Gerichts, daß 
ein zwiſchen den Klägern und der verklagten Kommanditgeſellſchaft ſchrift⸗ 
lich zuſtande gekommener Mietvertrag vorliege. Sie macht geltend, bei dieſer 
Frage könne es nicht entſcheidend ſein, wer als Vermieter habe gelten ſollen; 
die Unterſchrift „R. D. könne als ſchriftliche Erklärung der Beklagten nicht 
bewertet werden, da deren Firma ‚Mechaniſche Schuhfabrik R. D. Breslau“ 
laute. Dieſer Angriff iſt unbegründet. 

Es mag für den rechtsgeſchäftlichen Verkehr davon auszugehen ſein, daß 
die Firma in der Regel ohne Abkürzungen gebraucht werden ſoll (RGEntſch. 56, 
419). Dem Erforderniſſe der Schriftlichkeit iſt aber jedenfalls genügt, wenn 
eine ſolche Namensunterſchrift vorliegt, die zur Individualiſierung des Unter⸗ 
zeichners ausreicht (vgl. Oertmann Allg. Teil Bem. 3a, 5 , 1 zu $ 126). 
Auch die nicht völlig genaue Wiedergabe der Firma kann nach der gegebenen 
Sachlage unſchädlich ſein (RGEntſch. 47, 157, in Seuff A. 56, Nr. 133). Das 
iſt namentlich für einen Fall wie den vorliegenden anzunehmen. Wie das 
Reichsgericht bereits ausgeſprochen hat (Entſch. 47, 165, in Seuff A. 57 Nr. 86), 
legen bei Firmen, die aus Sach⸗ und Namenbezeichnung zuſammengeſetzt 
ſind, der Verkehr und das Geſetz das Schwergewicht auf den Namen. Die 
Firma der off. Handelsgeſellſchaft wie der Kommanditgeſellſchaft muß 
den Namen mindeſtens eines Geſellſchafters enthalten und das Vorhanden⸗ 
ſein einer Geſellſchaft erkennen laſſen. Zuſätze, die aus dem Gegenſtande des 
Unternehmens, der Art des Geſchäftsbetriebes, entnommen werden, ſind nicht 
notwendige Zuſätze, ſondern nebenſächlich; ſie dienen zur Kennzeichnung, 
Unterſcheidung, oft auch nur zur Reklame. Die Firma erſcheint regelmäßig 
als vollſtändig in der Zeichnung nur mit dieſem Zuſatz. Aber dem Namen 
kann bei Firmen dieſer Art die Firma auch im Sinne des Geſetzes nur inſoweit 
gleichgeſtellt werden, als ſie eine Namensbezeichnung enthält, die allein weſent⸗ 
lich iſt. Es iſt deshalb angenommen worden, daß im Sinne der Artt. 45. 12 WO. 
die Firma unterſchrieben iſt, wenn geſchrieben iſt was der weſentliche Teil der 
Firma iſt, und daß der Zuſatz nicht geſchrieben zu werden braucht, der nur da⸗ 
zu dient, die Beziehung der Unterſchrift auf die Geſellſchaft klarzuſtellen (vgl. 
auch RGEntſch. 14, 17). Dieſe Auffaſſung iſt auch hier zugrunde zu legen. 
Danach genügte die Unterſchrift ‚N. D.“, da ſie das einzig Weſentliche in 
der Firma iſt, während die Worte ‚Mechaniſche Schuhfabrik“ nur ein aus 
dem Gegenſtande des Unternehmens entnommener Zuſatz ſind und das Wort 
„Breslau“ nur den Sitz der Geſellſchaft bezeichnet. — — —“ 

Urteil des Reichsgerichts (3. Sen.) v. 23. Juni 1914 in der preuß. Sache 
R. D. (BE) w. S. (OLG. Breslau). III. 122/14. 
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88. Wann entſteht der Anſpruch der Genoſſenſchaft gegen die 
Genoſſen auf Nachſchuß d 
Vgl. 51 Nr. 49; auch 36 Nr. 175; 37 Nr. 88; 41 Nr. 135. 
GenG. 58 73. 105. 

Der Kläger iſt der Konk.⸗ Verwalter der Genoſſenſchaft m. u. H. zu N., 
die am 19. Dezember 1911 in Konkurs geraten iſt. Der Vater des verklagten 
Ehemannes war ſeit 1889 Mitglied dieſer Genoſſenſchaft und iſt auf Grund 
der vollſtreckbaren Nachſchußberechnung des zuſtändigen Amtsgerichts zur 
Leiſtung eines Beitrags von 200000 „ verpflichtet. Er hat durch Vertrag 
v. 27. Sept. 1908 ſeinen geſamten Grundbeſitz nebſt totem und lebendem In⸗ 
ventar, außer welchem er weſentliches Vermögen nicht beſaß, an ſeinen Sohn 
und deſſen Ehefrau, die beiden Beklagten, für Gegenwerte von etwa 15000 #6 
übertragen. Der Kläger macht geltend, daß die Beklagten durch dieſen Ver⸗ 
trag das Vermögen ihres Vaters und Schwiegervaters übernommen hätten. 
Er nimmt fie deswegen auf Grund des § 419 BGB. für die Haftſumme in 
Anſpruch. 

Beide Vorinſtanzen haben zugunſten des Klägers angenommen, daß 
der zwiſchen dem alten M. und dem Beklagten geſchloſſene Vertrag unter 
den § 419 BGB. fällt, daß alſo die Beklagten für die am 27. Sept. 1908 be⸗ 
ſtehenden Verbindlichkeiten des Übergeber3 mit den übernommenen Werten 
haften. Dieſe Entſcheidung iſt richtig, auch nicht weiter angefochten. Es kommt 
aber auf dieſen Punkt nicht an, denn es iſt den Vorinſtanzen auch darin beizu⸗ 
treten, daß die Forderung, wegen deren der Kläger ſich an die Übernehmer 
des Vermögens feines Schuldners halten will, bei Abſchluß des Übernahme⸗ 
vertrags noch nicht beſtanden hat. 

Nach dem jetzt geltenden Genoſſenſchaftsgeſetz 88 2 und 120 (vgl. auch 
§ 113 Geſ. von 1889) hat der alte M. durch den Beitritt die unbeſchränkte 
Haftung für die Verbindlichkeiten der Genoſſenſchaft gegenüber dieſer fo- 
wie unmittelbar gegenüber den Gläubigern übernommen. Es fragt ſich, in 
welchem Zeitpunkt aus dieſer Übernahme der Haftung ein Schuldverhältnis 
i. S. des § 241 BGB. zwiſchen ihm und der Genoſſenſchaft ſowie ihren ein⸗ 
zelnen Gläubigern entſtanden iſt. 

Was zunächſt das Rechtsverhältnis zu den einzelnen Gläubigern angeht, 
ſo kann durch den Beitritt eine Verbindlichkeit des M. höchſtens gegenüber 
denjenigen Gläubigern entſtanden ſein, die derzeit von der Genoſſenſchaft zu 
fordern hatten. Andern Perſonen, die erſt ſpäter Forderungen an die Ge⸗ 
noſſenſchaft erwarben, wurde er durch ſeinen Beitritt nicht verpflichtet. Der 
Beitritt ſchuf vielmehr nur eine rechtlich erhebliche Tatſache, aus der ſpäter 
durch Hinzutritt der weiteren Tatſache, daß die Genoſſenſchaft Schulden ein- 
ging, Verbindlichkeiten des M. gegen die neuen Gläubiger entſtehen konnten. 
Zwiſchen M. und jedem einzelnen Gläubiger der Genoſſenſchaft iſt alſo ein 
Schuldverhältnis keinesfalls früher entſtanden, als der Betreffende eine Forde⸗ 
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rung gegen die Genoſſenſchaft erwarb. Bis dahin beſtand auch keine auf⸗ 
ſchiebend bedingte Schuld, weil es ſowohl an einem Gläubiger wie an einem 
Gegenſtand der Forderung fehlte. Zur Zeit des Abſchluſſes des Ubernahme⸗ 
vertrags ſtanden alſo nur denjenigen Gläubigern, die damals ſchon Forde⸗ 
rungen gegen die Genoſſenſchaft hatten, Anſprüche gegen M. zu. Es würden 
ſich jedenfalls nur dieſe, zur Zeit des Übernahmevertrags vorhandenen Gläu⸗ 
biger im Einzelangriffe auf Grund des § 419 an die Beklagten halten können. 
Ob dieſen Gläubigern ein ſolches Recht wirklich zuſteht, oder ob ihnen gegen⸗ 
über noch andre Gegengründe vorliegen, kann unerörtert bleiben; denn über 
einen Einzelangriff iſt hier nicht zu entſcheiden, ſondern nur über den Anſpruch 
des Konk.⸗Verwalters. 

Nach der auf Geſetz und Satzung begründeten Organiſation der Genoſſen⸗ 
ſchaft lag dem alten M. nicht nur eine Pflicht ob, für die durch die Genoſſen⸗ 
ſchaft erſtrebten gemeinſchaftlichen Zwecke die aus der Satzung und ſeiner 
Beitrittserklärung ſich ergebenden Beiträge zu leiſten, ſondern er hatte darüber 
hinaus im Fall ſeines Austritts (8 73) und im Fall des Konkurſes der Ge⸗ 
noſſenſchaft (§ 105) für einen ſich aus der Bilanz ergebenden Fehlbetrag in 
der im Geſetz geregelten Weiſe einzuſtehen. Der Genoſſenſchaft gegenüber 
haftete er aber gemäß dem Inhalt des Geſetzes nicht, wie gegenüber den 
Gläubigern, für einzelne Schulden, ſondern für den bilanzmäßigen Fehl⸗ 
betrag. Es fragt ſich, ob aus dieſer Hapftpflicht zur Zeit des Übernahmever⸗ 
trags ſchon ein Forderungsrecht der Genoſſenſchaft gegen den alten M., ſei 
es auch ein aufſchiebend bedingtes, entſtanden war. 

Ein Forderungsrecht beſteht laut §S 241 BGB., wenn eine Perſon, der 
Gläubiger, berechtigt iſt, von einer andern, dem Schuldner, eine Leiſtung zu 
fordern. Das Recht kann befriſtet oder bedingt ſein, aber es kann nicht ohne 
einen beſtimmten oder irgendwie beſtimmbaren Inhalt der Leiſtung gedacht 
werden. Hängt das Recht eines Gläubigers, eine beſtimmte Leiſtung zu fordern, 
von dem ungewiſſen Eintritt einer künftigen Tatſache ab, ſo beſteht ein be⸗ 
dingtes Forderungsrecht; ſoll aber auch der Inhalt der Leiſtung erſt durch 
dieſe Tatſachen beſtimmt werden, ohne daß vorher aus der Natur des Rechts⸗ 
verhältniſſes ſich auch nur irgendwelche unteren und oberen Grenzen der 
Leiſtung ergeben, ſo beſteht nach dem obigen ein Forderungsrecht nicht, wenn 
auch ſchon der Grund zu einem künftigen Forderungsrecht gelegt iſt. So iſt 
aber, jedenfalls ſolange ein Fehlbetrag im Vermögen der Genoſſenſchaft nicht 
beſteht, die Rechtslage eines Genoſſen, der durch ſeinen Beitritt die Haftung 
für einen etwaigen Fehlbetrag im Vermögen der Genoſſenſchaft übernommen 
hat. Bis ein Fehlbetrag entſteht, iſt ſeine Haftung gegenſtandlos. Die 
Leiſtungspflicht, in die er durch Eintritt weiterer Ereigniſſe verſtrickt werden 
kann, iſt bis dahin weder beſtimmt noch beſtimmbar. Seine Mitgliedſchaft 
begründet für den Genoſſen alſo wohl die Möglichkeit des künftigen Entſtehens 
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einer Schuldverbindlichkeit gegenüber der Genoſſenſchaft, nicht aber eine 
Schuldnerverbindlichkeit ſelbſt, auch keine bedingte. 

Daß dies richtig und notwendig iſt, zeigt ſich beſonders klar, wenn man den 
Fall des Konkurſes eines Genoſſen betrachtet. Wäre ſeine Haftpflicht eine 
aufſchiebend bedingte, aber beſtehende Schuld, ſo wäre die Genoſſenſchaft 
ohne Rückſicht auf ihre Vermögenslage gemäß § 67 KO. berechtigt, Sicherung 
ihrer Forderung zu beanſpruchen; was offenbar unausführbar iſt, weil es an 
jeder Möglichkeit, die Forderung zu bemeſſen, fehlt. An dieſem Beiſpiel 
erweiſt ſich auch der Unterſchied zwiſchen der Haftpflicht des Genoſſen und dem 
Fall der Ausfallbürgſchaft (vgl. Entſch. 69, 416), der gewiſſe Ahnlichkeiten mit 
jenem andern haben mag. Von der Maſſe des in Konkurs geratenen Ausfall⸗ 
bürgen kann und darf Sicherſtellung gemäß §67 KO. gefordert werden. 

Darnach beſtand alſo für M. bei Abſchluß des Übergabevertrags am 27. Sept. 
1908 eine Schuldverbindlichkeit gegenüber der Genoſſenſchaft jedenfalls nur 
dann und nur inſoweit, als im Vermögen der Genoſſenſchaft derzeit ſchon 
ein Fehlbetrag beſtand. Schon hiernach muß die Klage abgewieſen werden; 
denn die damals letzte Bilanz von 1907 zeigte noch einen Gewinn von 4013,94 M. 
Ein bilanzmäßiger Fehlbetrag war nicht vorhanden. — — — 

Aber ſelbſt wenn im Sept. 1908 bereits ein bilanzmäßig feſtgeſtellter 
Fehlbetrag vorhanden geweſen wäre, ſo wäre dadurch eine Schuld des M. 
gegenüber der Genoſſenſchaft nicht begründet geweſen. Da er nicht ausge⸗ 
ſchieden, ſondern bis zum Konkurſe Genoſſe geblieben iſt, ſo ſteht ein Anſpruch 
der Genoſſenſchaft auf Grund einer Auseinanderſetzung gemäß § 73 Gen. 
nicht in Frage. Abgeſehen von dieſem Fall kann aber die Genoſſenſchaft 
während ihres Beſtehens ihre Mitglieder nicht wegen eines bilanzmäßigen 
Fehlbetrags in Anſpruch nehmen, ſondern nur im Fall der Konk.⸗Eröffnung 
und nur für den Fehlbetrag, der ſich aus der vom Konk.⸗Verwalter gemäß 
§ 124 KO. aufgeſtellten Bilanz ergibt. Wenn auch eine während des Betriebes 
der Genoſſenſchaft feſtgeſtellte Unterbilanz eine gewiſſe Gefahr ergibt, daß 
Konkurs eintreten und die Genoſſen in Anſpruch genommen werden könnten, 
ſo iſt eine aufſchiebend bedingte Verbindlichkeit, den zurzeit beſtehenden Fehl⸗ 
betrag zu decken, damit noch nicht begründet. Die Genoſſen haben nicht den 
Fehlbetrag einer während des Beſtandes der Genoſſenſchaft aufgeſtellten 
Bilanz, der wieder verſchwinden oder anwachſen kann, zu decken, ſondern 
nur den Fehlbetrag der vom Konk.⸗Verwalter aufzuſtellenden Bilanz. Und 
ihre Pflicht hierzu iſt nicht nur durch den Eintritt des Konkurſes bedingt, ſon⸗ 
dern es ſteht auch über Inhalt und Höhe ihrer Leiſtung im voraus nichts feſt. 
Der Inhalt ihrer ſich aus der genoſſenſchaftlichen Haftung dereinſt ergebenden 
Verbindlichkeit wird alſo auch durch die während des Beſtandes der Genoſſen⸗ 
ſchaft feſtgeſtellte Unterbilanz weder beſtimmt noch beſtimmbar gemacht. 
Erſt durch die Eröffnung des Konkurſes ergibt ſich aus der genoſſenſchaftlichen 
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Haftpflicht die Verbindlichkeit zur Leiſtung von einem beſtimmbaren Inhalt, 
indem jetzt nur noch durch Aufſtellung der Bilanz vom Konk.⸗Verwalter 
ermittelt werden muß, wie hoch ſich die Nachſchußpflicht der Genoſſen beläuft. 
Danach entſteht alſo erſt durch die Eröffnung des Konkurſes aus der Haft⸗ 
pflicht der Genoſſen ein Schuldverhältnis zwiſchen ihnen und der Genoſſen⸗ 
ſchaft, d. h. ein Anſpruch der Genoſſenſchaft gegen die Genoſſen auf Nach⸗ 
ſchuß. | 
Da ſomit eine Forderung der Konk.⸗Maſſe gegen M. zur Zeit der Über⸗ 
nahme ſeines Vermögens gegen die Beklagten noch nicht beſtanden hat, ſo 
ſind dieſe nach 8419 BGB. für die Forderung nicht haftbar. 
Urteil des Reichsgerichts (2. Sen.) v. 10. Juli 1914 in der heſſ. Sache 
Kreditver. N. (Kl.) w. M. (OLG. Darmſtadt). II. 161/14. Auch in RG⸗ 
Entſch. 85 Nr. 41 S. 209. K. 


89. Guter Glaube beim redlichen Pfanderwerb an Inhaberpapieren, 
die von einem Kaufmann im Geſchäftsbetriebe verpfändet werden. 
Vgl. 26 Nr. 54; 46 Nr. 36; 59 Nr. 8. 

HGB. 8 366; BGB. 9 1207. 932. 

Der klagende Rentier S. in B. hatte durch Vermittelung des L. in B. 
ein Geſchäft in Weizen mit der verklagten Handelsgeſellſchaft P. & Co. in 
H. gemacht und ihr aus dieſem Anlaß durch L. einen Pfandbrief der Schleſ. 
Bod.⸗Kred.⸗Aktienbank über 1000 % als Sicherung zugehen laſſen. Das 
Geſchäft war im Juli 1912 mit Gewinn für den Kläger abgewickelt, der Kläger 
ließ aber den Pfandbrief in dem Beſitz der Beklagten, und zwar nach ſeiner 
jetzigen Angabe in der Erwartung, daß er vielleicht ſpäter wieder einmal ein 
Geſchäft mit ihr machen werde. Im Jahre 1913 ſchloß L. im eigenen Namen 
ein Kaffeegeſchäft mit der Beklagten ab. Als ſeinen Hintermann bezeichnete 
er den Kläger, der nicht beſtreitet, das Geſchäft mit L. gemacht zu haben. 
Nach der Behauptung der Beklagten hatte L. ſie in einer Unterredung durch 
Fernſprecher auf ihr Verlangen nach Leiſtung eines Nachſchuſſes auf den 
noch in ihrem Beſitz befindlichen Pfandbrief des Klägers verwieſen. Die Be- 
klagte erblickte hierin eine rechtsgültige Verpfändung des Pfandbriefs zur 
Sicherung ihrer Anſprüche aus dem Kaffeegeſchäft und weigerte ſich, unter 
Berufung auf dieſes Pfandrecht, dem Verlangen des Klägers auf Heraus- 
gabe des Wertpapiers nachzukommen. — Die Berufung des Klägers gegen 
das die Klage abweiſende Urteil des LG. wurde zurückgewieſen. Aus den 
Gründen des Ber. ⸗Urteils: 

„Die Entſcheidung des Rechtsſtreits hängt davon ab, ob die Beklagte 
aus dem von ihr mit L. geſchloſſenen Kaffeegeſchäft einen Verluſt erlitten 
hat und ob ihr für ihre Forderungen aus dieſem Geſchäft der dem Kläger 
gehörige Pfandbrief verpfändet worden iſt. Beide Fragen ſind zu bejahen. 
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Das Gericht hat die Überzeugung erlangt, daß die Behauptung der Be⸗ 
klagten, ihr ſtehe aus dem Kaffeegeſchäft ein Anſpruch gegen L. zu, der Wahr⸗ 
heit entſpricht. — — — Auf welchen Betrag ſich dieſe Forderung beläuft, iſt 
für die Entſcheidung des Rechtsſtreits ohne Belang. 

Der Beklagten ſteht für dieſe Forderung ein Pfandrecht an dem in Streit 
befangenen Pfandbrief des Klägers zu., Allerdings hat L. dem Prokuriſten 
der Beklagten bei dem Ferngeſpräch nicht wörtlich erklärt, er verpfände der 
Beklagten den Pfandbrief für ihre Forderungen aus dem Kaffeegeſchäft, es 
iſt aber im Hinblick auf den Anlaß der Unterredung die Annahme gerechtfertigt, 
daß der wahre Wille des L. darauf gerichtet war, der Beklagten von neuem 
die Rechte an dem Pfandbrief einzuräumen, die ſie daran bei dem vorher⸗ 
gehenden Geſchäft gehabt hatte. Danach ſollte die Beklagte befugt ſein, ſich 
für ihre Anſprüche aus dem Kaffeegeſchäft an den Pfandbrief zu halten, er 
ſollte ihr ebenſo als Sicherheit dienen wie er es zuvor getan hatte, und ihr die 
Gewähr dafür bieten, daß ſie im Fall des ungünſtigen Ausgangs des Geſchäfts 
für ihre Anſprüche Befriedigung finden werde. Das hat L. dem Prokuriſten 
der Beklagten gegenüber hinlänglich zum Ausdruck gebracht, und in dieſem 
Sinne hat dieſer die Erklärung angenommen, wenngleich auch er nicht aus⸗ 
drücklich von einem Pfanderwerb geſprochen hat. — — — 

Zu Unrecht iſt der Kläger der Meinung, die Beklagte habe deshalb kein 
Pfandrecht erworben, weil ſie den Beſitz des Papiers nicht von dem Verpfän⸗ 
der, ſondern von ihm ſelbſt erlangt habe. Der Kläger hat den Pfandbrief 
aus Anlaß des Weizengeſchäfts dem Vermittler L. mit der Beſtimmung über⸗ 
geben, ihn der Beklagten als Sicherheit für ihre Anſprüche zu überſenden. 
Dadurch iſt L. unmittelbarer Beſitzer des Pfandbriefs geworden. L. hat 
ihn der Beklagten in Ausführung des ihm erteilten Auftrags überſandt. Die 
Anwendung des 8 366 HGB. unterliegt danach nicht dem von dem Kläger 
geäußerten Bedenken. Dem Kläger liegt der Nachweis ob, daß die Beklagte 
über die Befugnis des L. zur Verpfändung des Pfandbriefs für ihn nicht 
in gutem Glauben geweſen ſei. Er meint, die Beklagte habe unter den ob⸗ 
waltenden Umſtänden nicht annehmen können, daß L. berechtigt ſei, über 
den ihm nicht gehörigen Pfandbrief zu verfügen. Dem kann nicht beigepflich⸗ 
tet werden; es iſt vielmehr die Feſtſtellung begründet, daß die Beklagte nach 
Lage der Sache auf das Einverſtändnis des Klägers mit der Verpfändung 
des Papiers vertrauen konnte. Sie wußte, daß der Kläger der Hintermann 
des L. bei dem Kaffeegeſchäft war. Sie hatte den L. um Nachſchuß auf das 
Geſchäft erſucht und durfte die Weitergabe dieſes Verlangens an den Kläger 
vorausſetzen. Der Pfandbrief war ihr auf Veranlaſſung des Klägers als Sicher⸗ 
heit für ein durch L. vermitteltes Geſchäft zugegangen und mit ſeinem Willen 
in ihrem Beſitz geblieben. Der Kläger gibt ſelbſt an, er habe den Pfandbrief 
nach der Abwickelung des Weizengeſchäfts nicht zurückgefordert, weil er damit 
gerechnet habe, er werde weiter Geſchäfte mit der Beklagten machen. Vom 
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Standpunkt der Beklagten aus war es ſachgemäß, daß der Kläger ſie durch 
L. auf den Pfandbrief verwies und keinen weiteren Nachſchuß leiſtete; ſie konnte 
darnach ohne Verletzung der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt annehmen, 
daß die Erklärung des L. ſeinem Willen entſprach und daß L. von ihm ermächtigt 
war, über den Pfandbrief wie geſchehen zu verfügen. An dieſer Feſtſtellung 
wird auch dadurch nichts geändert, daß die Beklagte es unterlaſſen hat, den 
Kläger um eine ſchriftliche Beſtätigung der Verpfändung zu erſuchen. Für 
den guten Glauben der Beklagten kommt es allein auf den Zeitpunkt der 
Einigung an. Durfte ſie bei dem Ferngeſpräch mit L. davon ausgehen, daß 
dieſer zur Verpfändung des be für den Kläger befugt ſei, ſo erwarb 
ſie das Pfandrecht. — — — 

Urteil des OLG. zu Hamburg (5. Sen.) v. 20. Mai 1914 in der Hamburger 

Sache S. (Kl.) w. P. & Co. Bf. V. 54/14. A- d. 


90. Gegenbeweis gegen die Befreiung der Eiſenbahn von der 
Haftung nach § 459 HGB. 
Vgl. 33 Nr. 66; 39 Nr. 326; 41 Nr. 42. 43; 60 Nr. 39; 63 Nr. 231; 66 Nr. 76. 
HGB. § 459; EBVerkdO. $ 86. 

Der Kläger verlangte vom Eiſenbahnfiskus 823 /e Schadenerſatz für 
Beſchädigung von zwei am 22. Juli 1913 zur Beförderung aufgegebenen 
Ochſen, die durch unvorſichtiges Rangieren verletzt worden ſein ſollten. Der 
Beklagte beſtritt ſeine Verpflichtung zum Schadenerſatz, weil der nach § 86 
EBBerfd. dem Kläger obliegende Beweis nicht geführt ſei. Das Land⸗ 
gericht wies aus dieſem Grunde nach umfangreicher Beweisaufnahme die 
Klage ab und ſtellte insbeſondere feſt, es liege kein Beweis dafür vor, daß 
durch Freilaufenlaſſen des Viehwagens auf eine andre Wagenabteilung 
ein ungewöhnlicher Aufſtoß verurſacht worden wäre. Die Berufung des 
Klägers blieb erfolglos. Aus den Gründen des Ber. Urteils: 

„Der § 86 EBVerkO. (RGbl. 1909, 93 und bayr. GVBl. 1909, 29) iſt 
nicht eine ſelbſtändige Rechtsnorm, ſondern wiederholt nur die ſchon kraft 
Geſetzes (§ 459 HGB.) beſtehende Haftungsbeſchränkung der Eiſenbahn. Dieſe 
geſetzliche Beſchränkung hat darin ihren Grund, daß die Bahn geſetzlich ge⸗ 
zwungen iſt, den Frachtvertrag abzuſchließen und daß die Beförderung mit 
der Bahn für beſtimmte Frachtſtücke nach verſchiedenen Richtungen beſondere 
Gefahren mit ſich bringt, deren Tragung der Bahn nicht zugemutet werden 
kann, wenn nicht der Frachtſatz außerordentlich erhöht oder die Raſchheit des 
Betriebes gehemmt werden ſoll. Das Geſetz bürdet deshalb für dieſe Gefahr 
dem Verſender die Gefährdungshaftung auf und läßt ihm nur den Nachweis 
offen, entweder daß der ſtreitige Schaden durch ein beſtimmtes, ein Verſchulden 
der Eiſenbahn enthaltendes Betriebsereignis verurſacht worden ſei oder anders 
garnicht vorgekommen fein könne (RGEntſch. 64, 172; OL GRſpr. 24, 202). 
Letzterer Beweis iſt nur ſcheinbar leichter zu führen als der erſtere; in Wirk⸗ 
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lichkeit iſt er viel ſchwerer, weil jede vernünftige Möglichkeit ausgeſchloſſen 
werden muß und dies bei unaufgeklärten Vorgängen außerordentliche Schwierig⸗ 
keiten bietet. Daß die Verletzung von Tieren durch die Beförderung mit der 
Bahn beſonders nahe gerückt wird, bedarf keiner weiteren Ausführung; langes 
Stehen in engen Räumen, lange Fahrt, Lärm, heftige Bremsſtöße (z. B. 
bei Notbremſung), Ausgleiten im eigenen Kot oder Urin (auch bei Beſtreuung 
des Bodens) ſind derartige durch die beſonderen Verhältniſſe der Beförderung 
mit der Eiſenbahn nahe gerückte Unfallsurſachen (DIZ. 1901, 487; Leipzg. 
1911, 390). Daß gerade die ſtreitige Verletzung eine derartige ſei, daß ſie 
nicht auf andre Weiſe entſtanden ſein könne, bedeutet nicht eine Ausſchaltung 
der Vermutung des 8 459 Abſſ. 1. 2 HGB. als ſolcher (RGEntſch. 10, 105, 
in SeuffA. 39 Nr. 326), ſondern eine Art des Gegenbeweiſes nach Abſ. 3. 
Dabei iſt zu bemerken, daß die Vermutung des Abſ. 1 nicht nur ſolche Ge⸗ 
fahren betrifft, die ſehr häufig bei der Bahnbeförderung Schaden herbei⸗ 
führen, ſondern auch ſolche, die ſich ſelten ereignen, aber gleichwohl mit jener 
Beförderung zuſammenhängen (RGEntſch. 64, 172). 

Mit Recht hat das Landgericht den Gegenbeweis nicht für erbracht an⸗ 
geſehen. Die bisherige Beweisaufnahme hat überhaupt nicht den geringſten 
Anhaltspunkt dafür ergeben, daß ein heftiger Stoß den beladenen Viehwagen 
des Klägers getroffen hätte. — — — 

Auch wenn man die beeidigten Ausſagen der beiderſeitigen Zeugen als 
wahr annimmt, mangelt es an dem Nachweis nach § 459 Abſ. 3 HGB. Es 
iſt von jedem der drei feſtgeſtellten Rangierſtöße eidlich erhärtet, daß kein heftiger 
Anprall ſtattgefunden hat, ſondern ſehr ruhig und vorſichtig verfahren wurde. 
Mit Recht erachtet auch das Landgericht angeſichts des Beweisergebniſſes 
ein vorſchriftwidriges Verfahren hierbei als außerhalb jedes Zuſammen⸗ 
hanges mit der Verletzung der Ochſen. — — — 

Nach der Überzeugung des Gerichts iſt bei der vielgeſtaltigen Möglich⸗ 
keit der Entſtehung des vorliegenden Unfalls der Beweis garnicht ſchlüſſig 
und zwingend zu führen, daß er nur durch ein Verſchulden der Bahn entſtanden 
ſein könne. Es iſt durchaus nicht ausgeſchloſſen, daß ein beſonders unruhiges 
oder aufgeregtes Tier mit dem Nachbartier infolge des langen Stehens und 
der wiederholten Hin⸗ und Herbewegung der Wagen in eine Stoßerei kam 
und hierbei zunächſt einige und dann durch die Unruhe alle Stricke abgeriſſen 
ſind. Selbſt wenn man aber dem Kläger zugeben will, daß der Zuſtand der 
Tiere auf ein Verſchulden der Bahn hindeute, ſo iſt damit nicht mehr als 
eine Möglichkeit gegeben, die, ſelbſt wenn ſie der andern Möglichkeit die Wage 
hielte, noch lange nicht den Gegenbeweis des § 459 Abſ. 3 HGB. mit 8 292 ZPO. 
darſtellen würde. Im vorliegenden Falle ſteht aber der Erbringung des Gegen⸗ 
beweiſes noch weiter das gegenteilige Ergebnis der Beweisaufnahme ent⸗ 
gegen, wonach das Vorkommen eines heftigen Rangierſtoßes geradezu als 
widerlegt angeſehen werden muß, jedenfalls aber der tatſächliche Nachweis 
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eines ſolchen Stoßes mangelt, wie ihn der Kläger als Unfallsurſache behauptet. 
Daß nicht jeder Rangierſtoß ein Verſchulden der Bahn darſtellt, hat das Land⸗ 
gericht bereits mit Recht ausgeführt (RGEntſch. 64, 172); vielmehr muß ein 
ſo heftiger Stoß vorliegen, daß auch andre unempfindliche Güter dadurch 
gefährdet werden. — — —“ 
Urteil des OLG. München (1. Sen.) v. 8. Januar 1915 i. S. W. w. Bayer. 
EBFiskus. L. 959/14. F—z. 


II. Verfahren. 


91. Rechtliches Intereſſe zur Nebenintervention. 
Vgl. 68 Nr. 22 m. N.; 69 Nr. 182. 
ZPO. 88 66. 72. 

Der dem Kläger M. gehörige Dampfer A. war von einer im Schlepp⸗ 
tau des den Beklagten L. & M. gehörigen Dampfers W. befindlichen Bagger⸗ 
ſchute der Geſ. m. b. H. Ph. H. & Co. angerannt und beſchädigt worden. 
Der Kläger hatte den ihm dadurch entſtandenen Schaden mit der Behauptung 
gegen L. & M. eingeklagt, daß der Zuſammenſtoß durch ein Verſchulden des 
Führers ihres Dampfers herbeigeführt worden ſei. Er hatte ſodann der Geſ. 
m. b. H. Ph. H. & Co. mit der Begründung den Streit verkündet, daß er 
gegen ſie Regreß nehmen werde, falls ſich herausſtellen ſollte, daß den Führer 
des Dampfers kein Verſchulden an dem Zuſammenſtoß treffe, da alsdann 
der Unfall durch mangelhaftes Nachſteuern der Beſatzung der Baggerſchute 
herbeigeführt ſein müſſe. Die Geſ. Ph. H. & Co. erklärte in der durch den 
8 70 ZPO. vorgeſchriebenen Form, daß fie dem Rechtsſtreit auf ſeiten der 
Beklagten beitrete, da dieſe im Fall ihres Unterliegens gegen ſie Regreß 
nehmen könne. Der Kläger beantragte, die Nebenintervention zurückzuweiſen, 
da die Geſ. Ph. H. & Co. kein rechtliches Intereſſe an dem Obſiege der Be— 
klagten habe. — Das Landgericht wies die Nebenintervention durch Zwiſchen⸗ 
urteil zurück; das Oberlandesgericht lies ſie zu. Aus den Gründen: 

„Wie in der Rechtſprechung anerkannt, iſt der Anſpruch auf Schadener⸗ 
ſatz, welcher durch Streitverkündung einem event. nach oder neben dem 
Beklagten in Anſpruch zu nehmenden Dritten angekündigt wird, als ein ſolcher 
auf Schadloshaltung für den Fall des dem Kläger ungünſtigen Ausgangs 
des Rechtsſtreits i. S. des § 72 ZPO. anzuſehen; 

vgl. Urt. des RG. v. 1. Mai 1907 in Seuffel. 63 Nr. 36; RGentſch. 58, 79; 77, 

360 und in JW. 1912, 42 *; Beſchl. des OLG. Hamburg v. 14. Nov. 1906 in 

Seuff A. 62 Nr. 53; Gaupp⸗Stein ZPO. 10 Note 10 zu $ 72 und Note 35 zu $ 66. 

Es liegt alſo eine in 8S 72 ZPO. geregelte Streitverkündung vor. Wäre 
die Nebenintervenientin dem Streitverkünder beigetreten, ſo wäre das für 
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ihren Beitritt nach 88 73. 66 ZPO. erforderliche rechtliche Intereſſe ſchon 
durch die in der Streitverkündung liegende, wenn auch vorerſt nur bedingte 
Androhung der Geltendmachung von Anſprüchen gegen ſie gegeben geweſen 
(vgl. JW. 1900, 468; Gaupp⸗Stein ZPO. 10 Note 5 zu § 74). Nachdem jedoch 
die Streitverkündete der Beklagten beigetreten iſt, bleibt ihr Intereſſe an 
deren Obſiege beſonders zu prüfen. 

Die Rechtſprechung hat die Grenzen des rechtlichen Intereſſes i. S. 
des 8 66 ZPO. ſehr weit geſteckt. Sie hat ausgeſprochen, daß es genüge, 
wenn es von Erheblichkeit für den Nebenintervenienten ſei, daß die Beweis⸗ 
erhebung ein Ergebnis habe, das ihn vor Anſprüchen der einen oder der andern 
Partei ſchütze und die Erhebung einer ausſichtloſen Klage gegen ihn voraus⸗ 
ſichtlich verhindern werde (OLG. Hamburg in OLGRſpr. 5, 23; Gaupp⸗Stein 
ZPO. 10 Note 51 zu 8 66), ſobald nur feſtſtehe, daß der Intervenient von einer 
Verkümmerung ſeiner Rechtslage bedroht ſein würde, ſei es durch die Rechts⸗ 
fraft3-, die Tatbeſtands⸗ oder die Vollſtreckungswirkung des im Prozeſſe er- 
gehenden Urteils. Insbeſondere iſt auf das Erkenntnis des Reichsgerichts 
(6. Sen.) v. 11. Februar 1909 im Recht 1909 Nr. 3799. 3800 zu verweiſen, 
welches die Nebenintervention einer Gasfirma, deren Monteur durch Un⸗ 
vorſichtigkeit eine Gasentzündung herbeigeführt hatte, auf ſeiten der die ſtädti⸗ 
ſche Gasanſtalt hierfür in Anſpruch nehmenden Klägerin zuließ mit der Be⸗ 
gründung, daß die Feſtſtellung beſtimmter Tatbeſtandsmomente in dem Urteil 
der Nebenintervenientin von Vorteil oder Nachteil ſein könne, denn die 
auf Beweisaufnahme beruhenden Unterlagen der Entſcheidung könnten für 
den Rechtsſtreit zwiſchen der Nebenintervenientin und der Klägerin die Be⸗ 
deutung einer Beweisſicherung haben und das Urteil könnte inſofern die Gefahr 
einer Inanſpruchnahme der Intervenientin verringern oder ihr die Verteidi⸗ 
gung im Fall einer ſolchen erleichtern. Hiernach ſtellt ſich die Frage nach dem 
rechtlichen Intereſſe dahin, ob das ergehende Urteil mitſamt ſeinen Grundlagen 
für die rechtlichen Beziehungen des Intervenienten zu der unterſtützten Partei 
oder dem Gegner Bedeutung hat. Vgl. Urteil des RG. 6. Sen. v. 28. Okt. 
1911 in RGeEntſch. 77, 360 und in JW. 1912, 4238, wo auch die weitere Recht⸗ 
ſprechung angeführt iſt. 

Dieſer Rechtsentwicklung, welche der Abſicht des Geſetzes, widerſprechende 
Entſcheidungen und die Vermehrung der Prozeſſe zu verhindern, über ſeinen 
Wortlaut hinaus durch weitherzigſte Zulaſſung von Nebeninterventionen 
entgegenkommt, folgt dieſes Gericht, wenn es auch nicht verkennt, daß da⸗ 
durch an die Stelle des rechtlichen Intereſſes des Nebenintervenienten am 
Obſiege der unterſtützten Partei ſein Intereſſe an einer Einwirkung auf die 
Prozeß⸗, insbeſondere die Beweisführung zur Vorbereitung oder Vermeidung 
ſeines eigenen Prozeſſes gegen eine der beiden Hauptparteien tritt. 

Von dieſem Standpunkte aus iſt die Nebenintervention der Firma Ph. H. 


& Co. auf ſeiten der Beklagten zuzulaſſen. Denn es kann u ee 
Seufferts Archiv 70. 8. Folge Bd. 15 Heft 4. 
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ſein, daß, wenn die Beweiserhebung ſich auf das Verſchulden der ſämtlichen 
beteiligten Schiffe erſtreckt — und daß dies geſchehen ſoll, zeigt der von dem 
Landgericht verkündete Beweisbeſchluß und liegt in der Natur der Sache —, 
der Nebenintervenientin daran liegen muß, ſchon in dieſem Rechtsſtreit die 
Schuldloſigkeit der Beſatzung ihrer Schute darzutun, damit der Kläger von 
vornherein von einem Vorgehen gegen dieſe Abſtand zu nehmen veranlaßt wird. 
Das Zwiſchenurteil war daher aufzuheben.“ 
Beſchluß des OLG. zu Hamburg (2. Sen.) v. 20. Oktober 1914 in der 
Hamburger Sache M. w. L. & M. Bs. Z II. 94/14. A- d. 


92. Unzuläſſigkeit der Beſchwerde und eines Wiedereinſetzungsantrags 
gegen die Ablehnung der Ausſetzung, wenn das Verfahren in der 
Inſtanz ſchon beendigt iſt. 

Vgl. 52 Nr. 53; 54 Nr. 193; 62 Nr. 97. 

ZPO. 59 247. 252. 238. 577. 

Das den Beklagten verurteilende Urteil des Landgerichts war dem 
Beklagten am 30. November 1914 zugeſtellt worden. Am 28./29. Dezember 
1914 beantragte ſein Anwalt im Hinblick auf $3 Abſ. 2 KriegsſchutzGeſ. v. 
4. Auguſt 1914 Nr. 4437 die Ausſetzung des Verfahrens. Das Landgericht 
wies dieſen Antrag durch Beſchluß v. 30. Dez. 1914 zurück, weil der Beklagte 
wegen der Einberufung zum Kraftfahrerkorps nicht die Eigenſchaft eines 
Kriegsteilnehmers im Sinne jenes Geſetzes erlangt habe und überdies weder 
die Einberufung noch das Abrücken des Beklagten ins Feld glaubhaft gemacht 
ſei. Gegen dieſen am 31. Dez. 1914 zugeſtellten Beſchluß legte der Anwalt 
des Beklagten in einem vom 16. Januar 1915 datierten und am ſelben Tage 
in den Einlauf des Landgerichts gelangten Schriftſatz — unter gleichzeitiger 
Stellung eines Antrags auf Wiedereinſetzung gegen die Verſäumung der 
Beſchwerdefriſt — ſofortige Beſchwerde ein; zur Begründung brachte er vor, 
er ſei zur Zeit der Stellung des Ausſetzungsantrags noch nicht in der Lage 
geweſen, die erforderliche Glaubhaftmachung beizubringen, habe ſich aber 
am 5. Januar 1915 an das Generalkommando um Auskunft gewendet und 
hierauf — eben erſt am 16. d. M., alſo nach Ablauf der Beſchwerdefriſt — 
die Mitteilung erhalten, daß Beklagter dem mobilen Heere angehöre; die 
Partei ſei ſohin durch einen unabwendbaren Zufall an der Einhaltung der 
Notfriſt gehindert worden. — Die Beſchwerde wurde — unter Zurückweiſung 
des gleichzeitigen Antrags auf Wiedereinſetzung gegen die Verſäumung der 
Beſchwerdefriſt — als unzuläſſig verworfen. Aus den Gründen: 

„Auf die Entſcheidung über die Zuläſſigkeit des Antrags auf Wieder⸗ 
einſetzung finden die Vorſchriften Anwendung, die in dieſer Beziehung für 
die nachgeholte Prozeßhandlung gelten (8238 Ab}. 2 ZPO.). Eine Beſchwerde 
und damit auch der Antrag auf Wiedereinſetzung gegen die Verſäumung der 
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Beſchwerdefriſt find unzuläſſig, wenn fie bereits zur Zeit der Anbringung 
gegenſtandlos ſind, alſo namentlich dann, wenn diejenige Prozeßlage, für 
welche Abhülfe geſucht wird, ſchon im Augenblick der Anbringung zu beſtehen 
aufgehört hat (Gaupp⸗Stein!“ Anm. IV 1 zu $ 567 und Anm. I zu § 575 
3PO). Eine Beſchwerde gegen die Ablehnung der beantragten Ausſetzung 
des Verfahrens nebſt dem hierauf bezüglichen Wiedereinſetzungsantrag iſt 
hiernach unzuläſſig, wenn im Augenblick der Anbringung das Verfahren in 
der Inſtanz, in welcher die Ausſetzung des Verfahrens beantragt war, be— 
endigt iſt, insbeſondere wenn ein den Prozeß erledigendes rechtskräftiges 
Endurteil vorliegt; 


Seuffert!! Anm. 4 zu § 252; Gaupp⸗Stein Anm. II zu $ 252 mit Anm. IV 1 
zu § 567 ZPO.; RGeEntſch. 43, 424 (SeuffA. 54 Nr. 193); Gruchot 50, 1098; 
SeuffA. 62 Nr. 97. — A. M. Skonietzki Note 3 zu § 252 ZPO. und die dort 
angeführten Entſcheidungen. 

Im gegebenen Fall iſt das den ganzen Streitſtoff erledigende Endurteil 
des Landgerichts am 30. Dez. 1914 durch Ablauf der Ber.⸗Friſt rechtskräftig 
geworden; eine Beſchwerde gegen den die Ausſetzung ablehnenden Beſchluß 
v. 30. Dez. 1914 war alſo im Augenblick der Zuſtellung dieſes Beſchluſſes 
Ermöglichung der Nachholung bezweckende Antrag auf Wiedereinſetzung 
gegen die Verſäumung der Notfriſt des 8577 ZPO. N 

Eine Ausſetzung des Verfahrens könnte bei der gegebenen Sachlage 
nur dann noch in Frage kommen, wenn aus irgendeinem Grunde eine Wieder⸗ 
einſetzung gegen die Verſäumung der Berufungsfriſt erzielt und durch Nach⸗ 
holung der Ber.⸗Einlegung eine neue Inſtanz eröffnet würde. Ein ſolcher 
Antrag liegt aber nicht vor und könnte auf die bisher angeführten Gründe 
nicht geſtützt werden, da die Einlegung der Berufung unabhängig von der 
Frage der Ausſetzung des Verfahrens hätte erfolgen können. Überdies würde 
im Fall einer Wiedereinſetzung gegen die Verſäumung der Ber.⸗Friſt und 
einer Nachholung der Ber.-Einlegung das Verfahren nicht in der 1. Inſtanz, 
ſondern in der Ber.⸗Inſtanz neu eröffnet; dort müßte ein neuer Ausſetzungs⸗ 
antrag geſtellt werden; die Beſchwerde gegen den die Ausſetzung ablehnenden 
landgerichtlichen Beſchluß und der hierauf bezügliche Wiedereinſetzungsantrag 
blieben wegen Beendigung der Inſtanz, in der die Ausſetzung des Verfahrens 
beantragt war, nach wie vor unzuläſſig (Skonietzki Anm. 3 und Seuffert 
Anm. 4 zu § 252 3PO.). 

Die getroffene Entſcheidung rechtfertigt ſich aber auch noch aus einem 
andern Grunde. Der Anwalt des Beklagten hat, obwohl ihm der ablehnende 
Beſchluß des Landgerichts bereits am 31. Dez. 1914 zugeſtellt worden war, 
erſt am 5. Januar 1915 das zur Beſchaffung der Glaubhaftmachungsbelege 
erforderliche Schreiben abgeſandt und trotz der hierdurch heraufbeſchworenen 
Gefahr einer Verſpätung der Antwort die vorſorgliche Einlegung der Beſchwerde 
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unterlaſſen. Auf dieſes ſehr wohl abwendbare Verhalten, nicht auf einen 
unabwendbaren Zufall iſt die Verſäumung der Beſchwerdefriſt zurückzuführen. 
Auch aus dieſem Grunde iſt der Wiedereinſetzungsantrag unzuläſſig. Die 
Beſchwerde aber müßte nach Zurückweiſung des Wiedereinſetzungsantrags 
ſchon wegen Verſäumung der Beſchwerdefriſt als unzuläſſig verworfen werden 
(GEntſch. 67, 190).“ 

Beſchluß des OLG. München (1. Sen.) v. 27. Januar 1915 i. S. B. w. M. 

Beſchw.⸗Reg. 48/15. F—2. 


93. Keine Unterbrechung nach dem Kriegsſchutzgeſetze gegen die auf 
Leiſtung verklagte Ehefrau, weil der auf Duldung ee Ehe- 
mann im Felde fteht. 

Vgl. 61 Nr. 64. 

PO. 88 247. 739; Kriegsſchutzc. v. 4. Aug. 1914 (Nr. 4437) 88 2. 3; BGB. $ 1400. 

Der nur auf ſeiten des lediglich auf Duldung nach § 739 ZPO. ver⸗ 
klagten Ehemanns vorliegende Grund zur Ausſetzung des Verfahrens nach 
§ 2 u. 8 32 KriegsſchutzGG. v. 4. Aug. 1914 kommt der auf Leiſtung verklagten 
Ehefrau nicht zu. Dieſe iſt nach 852 ZPO. prozeßfähig und erſcheint als 
ſelbſtändige, nicht der Vertretung durch ihren Mann bedürftige Partei, wie 
fie auch nicht der Zuſtimmung des Mannes zur Prozeßführung bedarf ($ 1400 
BGB.). 

Die Verbindung der Leiſtungsklage mit der Duldungsfrage gegen den 
Mann war keineswegs notwendig; die beiden Klagen konnten auch ſelb⸗ 
ſtändig erhoben werden, da es ſich um zwei ſelbſtändige Anſprüche gegen ver⸗ 
ſchiedene Perſonen handelt. Es liegt daher hier nur eine unechte Streit⸗ 
genoſſenſchaft nach §62 ZPO. vor. Daß der Mann nur dann zur Duldung ver⸗ 
urteilt werden kann, wenn die Frau zur Leiſtung verpflichtet iſt, kann ſeitens 
der Frau nicht als Grund für die Ausſetzung geltend gemacht werden (Gaupp 
§ 52 N. 47; 8 62 Anm. II; Peterſen 862 Anm. 21). 

Beſchluß des OLG. München (2. Sen.) v. 21. Jan. 1915 i. S. Schm. w. 

St. Beſchw.⸗R. 33/15. P. 


94. Über die Unterbrechung des Verfahrens auf Grund des Krieges 
gegen eine off. Handelsgeſellſchaft“ und die mitverklagten Geſellſchafter; 
notwendige Streitgenoſſenſchaft ?** 

Vgl. oben Nr. 48 m. N. und die folg. Nr. — (Vgl. 67 Nr. 19 m. N.) 

3 PO. 8 247; KriegsſchG. (Nr. 4437) § 2; HGB. §§ 124. 129. — 3PO. 8 62. 

Verklagt ſind die offene Handelsgeſellſchaft G. & H. und daneben ihre 
beiden in der Vertretungsbefugnis nach keiner Richtung beſchränkten Ge— 
ſellſchafter G. und H. Nur der Geſellſchafter G. iſt Kriegsteilnehmer. Das 
Landgericht hat aber auf Antrag des gemeinſamen Vertreters der drei Be— 
klagten unter Verweiſung auf Beſchlüſſe des KG. Berlin und des OLG. 
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Dresden das Verfahren auch gegen die Beklagten zu 1 und 3 ausgeſetzt. Da⸗ 
gegen beſchwert ſich der Kläger. Die Beſchwerde iſt zuläſſig (88 252. 567 ff. 
3PO.). Sachlich iſt ſie gegen die Beklagten zu 1 und 3 geſondert zu würdigen; 
gegen beide aus dem Geſichtspunkte der Streitgenoſſenſchaft, gegen die Be⸗ 
klagte zu 1 event. auch nach dem Kriegsſchutzgeſ. v. 4. Auguſt 1914 (RG Bl., 328). 

1) Bei der Beklagten zu 1 (der Geſellſchaft) kann von der Streitfrage über 
das Weſen und den Umfang der in § 124 Abſ. 1 HGB. der off. Handelsge⸗ 
ſellſchaft verliehenen Parteifähigkeit abgeſehen werden. So viel iſt ſicher, 
daß die Beklagten zu 2 und 3 neben der Beklagten zu 1 prozeßrechtlich weitere 
Parteien darſtellen. Das müſſen auch diejenigen einräumen, die der off. 
Handelsgeſellſchaft nur eine formale Parteifähigkeit zugeſtehen und, ſoweit 
die Geſellſchaft verklagt iſt, nicht dieſe, ſondern die Geſellſchafter als Partei 
betrachten. Andernfalls wäre es logiſch unmöglich, die Beklagten zu 2 und 3, 
wie die Klage es verlangt, ſamtverbindlich neben der Beklagten zu 1 zu ver⸗ 
urteilen. 

Ob die gegen einen Mitbeklagten eingetretene Unterbrechung oder Aus⸗ 
ſetzung des Verfahrens auch die Streitgenoſſen erfaßt, iſt nicht unbeſtritten 
(Gaupp ZPO. 1 Vorbem. III, 4 vor 859). Indes darf angenommen werden, 
daß bei notwendiger Streitgenoſſenſchaft, da 862 ZPO. ſonſt nicht ange⸗ 
wendet werden könnte, die Ausſetzung des Verfahrens gegen einen notwendigen 
Streitgenoſſen auch die Ausſetzung gegen den anderen bedingt; 

JW. 1893, 342; 1898, 280; 1905, 533; Pr. JM Bl. 1914, 745. 

Zwiſchen den Beklagten zu 1 und 2 iſt die durch die Klage begründete 
Streitgenoſſenſchaft um deswillen eine notwendige, weil ſich der Mitbeklagte 
G., deſſen Vertreter die Ausſetzung des Verfahrens auch gegen die Beklagte 
zu 1 beantragt hat, mit ſeiner Verteidigung in rechtlicher Abhängigkeit von 
dem Schickſal der Klage gegen die Geſellſchaft befindet. Nach rechtskräftiger 
Verurteilung der Beklagten zu 1 könnte er der Klage nur mehr ſolche Einwen⸗ 
dungen entgegenſetzen, die etwa in ſeiner Perſon begründet wären (§ 129 
Abſ. 1 HGB.), und dieſe auf den Beſtimmungen des Handelsrechts beruhende 
Reflexwirkung des gegen die Geſellſchaft zu erlaſſenden Urteils iſt als „ſonſtiger 
Grund“ zu betrachten, der zwiſchen den Beklagten zu 1 und 2 eine notwendige 
Streitgenoſſenſchaft begründet, die allerdings inſofern eine einſeitige iſt, 
als ſie nur einer vorausgehenden Entſcheidung über die Klage gegen die Ge⸗ 
ſellſchaft widerſtrebt, aber nicht umgekehrt einem vorausgehenden Urteil über 
die Klage gegen den Geſellſchafter; 

vgl. Hellwig Lehrb. des deutſch. Zivilprozeßr. 3, 138 ff., 8 156 III 2 bg und 
N. 46; ferner 3, 176 unter 3 und 2, 489, 8 135 N. 71. 
Da das Landgericht die Ausſetzung des Verfahrens gegen die Beklagte zu 1 
ſchon aus dieſem Grunde verfügen mußte, war die von dem Kläger gegen dieſe 
Anordnung eingelegte Beſchwerde als unbegründet zurückzuweiſen, ohne daß 
die weitere Frage, ob die Kriegsteilnehmerſchaft des einen Geſellſchafters 
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nach dem Reichsgeſ. v. 4. Auguſt 1914 den Antrag auf Ausſetzung des Ver⸗ 
fahrens gegen die off. Handelsgeſellſchaft begründen kann, hier der Entſchei⸗ 
dung bedurfte. ö 

2) Anders liegt das Verhältnis des Mitbeklagten H. zu den übrigen Be⸗ 
klagten. Das gegen ihn ergehende Urteil iſt für dieſe in keiner Weiſe bindend, 
und auch ſonſtige Gründe, welche die Annahme einer notwendigen Streit- 
genoſſenſchaft rechtfertigen könnten, ſind bei ihm nicht vorhanden. Daß er 
neben den übrigen Beklagten als Geſamtſchuldner in Anſpruch genommen 
wird, genügt nicht (8 425 Abſ. 2 BGB.). Gegenſtand des Prozeſſes find aus- 
ſchließlich Geldforderungen. Daß es ſich um Geſellſchaftsſchulden handelt, 
iſt belanglos, da in der Richtung gegen die Geſellſchaft das Verfahren aus— 
geſetzt werden muß, und der Beklagte H. zu ſeiner Rechtsverteidigung alle 
Einwendungen geltend machen kann, die von der Geſellſchaft erhoben werden 
könnten. Dagegen werden auch keine Hinderniſſe tatſächlicher Art beſtehen, 
da ſich die klägeriſche Behauptung, daß der Geſellſchafter H. der eigentliche 
Geſchäftsführer der verklagten Geſellſchaft ſei, nach dem Inhalt der Akten in 
Richtigkeit zu verhalten ſcheint. Die ſehr entfernte, aber denkbare Möglich— 
keit, daß auf dieſe Weiſe in dem nämlichen Prozeßverfahren über denſelben 
Streitſtoff entgegenſtehende Entſcheidungen ergehen könnten, iſt gegenüber 
den bei uferloſer Ausdehnung des Begriffs der notwendigen Streitgenoſſen— 
ſchaft drohenden Unzuträglichkeiten nicht von ausſchlaggebender Bedeutung. 
Die notwendige Streitgenoſſenſchaft auch auf ſolche Fälle anzuwenden, in 
denen nur aus Gründen der Logik eine einheitliche Entſcheidung wünſchens— 
wert erſcheint, iſt mit der ſingulären Natur des 862 ZPO. und mit der den 
Zivilprozeß beherrſchenden Verhandlungsmaxime nicht vereinbar (Hellwig 3, 
174; Gaupp ZPO. § 62 Anm. II 3 N. 29). Daher war die nicht gerecht⸗ 
fertigte Anordnung der Ausſetzung des Verfahrens gegen den Beklagten H. 
wieder aufzuheben. 
Beſchluß des OLG. München (3. Sen.) v. 9. Jan. 1915 i. S. B. w. off. 

HG. G. & H. u. Gen. Beſchw.-Reg. 826/14. . 


95. Keine Unterbrechung des Verfahrens auf Grund des Krieges 
ſolange ein vertretungsberechtigter Geſellſchafter der verklagten offenen 
Handelsgeſellſchaft zur Stelle iſt. Notwendige Streitgenoſſenſchaft d 


Vgl. die vorige Nr. m. N. 
3 PO. § 247; KriegsſchG. Nr. 4437 § 2; HGB. $$ 114. 124. 129. — ZPO. 8 62. 


I. 

Die offene Handelsgeſellſchaft ift eine geſteigerte Form der Rechtsgemein⸗ 
ſchaft zur geſamten Hand. Sie nimmt eine Rechtsſtellung zwiſchen der juriſti— 
ſchen Perſon und der natürlichen Perſon ein, indem ſie in verſchiedenen Be— 
ziehungen wie eine juriſtiſche Perſon zu behandeln iſt, aber gleichwohl von 
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ihren Trägern, den Geſellſchaftern, nicht völlig unabhängig iſt. An dieſer 
Rechtsgeſtaltung hat das Reichsgericht bis in die neueſte Zeit feſtgehalten 
(vgl. RGEntſch. 65, 227; 68, 412; 74, 9), ihr pflichtet auch das Schrifttum 
ziemlich allgemein bei (jo Staub HGB. § 124, 1; 8105, 8. 27; Düringer⸗ 
Hachenburg HGB. § 124 Anm. 1). Sie vermag ſich am eheſten den Verkehrs⸗ 
bedürfniſſen anzupaſſen und hat in der Rechtſprechung faſt durchweg zu 
brauchbaren Ergebniſſen geführt. 

Das Kriegsſchutzgeſetz v. 4. Auguſt 1914 befaßt ſich zunächſt nur mit den 
natürlichen Perſonen; inwieweit es auch auf die Rechtsgemeinſchaften zur 
geſamten Hand angewendet werden darf, läßt ſich nur aus dem Geiſte des 
Geſetzes und den für das Rechtsgebilde geltenden beſonderen Vorſchriften ent⸗ 
ſcheiden. Nach § 124 HGB. kann allerdings die off. Handelsgeſellſchaft vor 
Gericht klagen und verklagt werden, die hierdurch ihr eingeräumte Partei⸗ 
fähigkeit reicht aber auch im Prozeßbereiche nicht ſo weit, daß ſie darin von 
ihren Geſellſchaftern völlig unabhängig würde; die Vorſchriften dieſer Ge⸗ 
ſetzesſtelle ſtimmen nach Wortlaut und Sinn nicht mit denen des § 210 HGB. 
überein. Die Rechtſprechung hat hieraus eine Reihe wichtiger und angemeſſener 
Folgerungen gezogen; es genügt in dieſer Hinſicht auf die Ausführungen bei 
Staub a. a. O. zu § 124 Anm. 11 bis 15 zu verweiſen. Im beſonderen wird 
angenommen, daß ein Rechtsſtreit der Geſellſchaft nach 8 246 ZPO. nur dann 
unterbrochen wird oder ausgeſetzt werden kann, wenn kein vertretungsbe⸗ 
rechtigter Geſellſchafter oder bei einer Geſamtvertretung nicht genügend 
vertretungsberechtigte mehr vorhanden ſind. Iſt aber auch für den Prozeß— 
bereich die off. Handelsgeſellſchaft nicht völlig losgelöſt von ihren Geſellſchaftern, 
ſo muß auch eine Unterbrechung oder Ausſetzung des Verfahrens nach dem 
Kriegsſchutzgeſetze möglich ſein, wenn es in Rückſicht auf den einzelnen Ge— 
ſellſchafter einerſeits und die Intereſſen der Geſellſchaft anderſeits der Sinn 
und der Zweck dieſes Geſetzes erfordern. Dann aber wird daran feſtzuhalten 
ſein, daß das Verfahren unterbrochen wird oder auszuſetzen iſt, wenn entweder 
alle Geſellſchafter Kriegsteilnehmer ſind oder derjenige Geſellſchafter Kriegs⸗ 
teilnehmer iſt, in deſſen ausſchließlichen Vertretungs- oder Geſchäftsführungs⸗ 
bereich das den Gegenſtand des Rechtsſtreits bildende Rechtsgeſchäft fällt, 
weil hier der Geſellſchaft mit Rückſicht auf die Kriegsverhältniſſe nicht ohne 
ſchwere Schädigung ihrer Intereſſen zugemutet werden kann, den Rechts⸗ 
ſtreit weiterzuführen (vgl. dazu 88 125. 126. 114. 115 HGB.). Im Wider⸗ 
ſtreit der Meinungen (vgl. Güthe in Gruchots Beitr. 1915, 29) erſcheint dieſe 
Auffaſſung als diejenige, welche dem Verkehrsbedürfnis am meiſten Rechnung 
trägt. 

Auch aus dem Geſichtspunkte der notwendigen Streitgenoſſenſchaft 
können gegen ſie keine begründeten Bedenken geltend gemacht werden. Es 
iſt von vornherein ſchon zweifelhaft, ob überhaupt, wenn die off. Handels⸗ 
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geſellſchaft klagt oder verklagt wird, mit Rückſicht auf die Vorſchrift in $ 124 HGB. 
zugleich eine notwendige Streitgenoſſenſchaft der Geſellſchaft vorhanden ſei; 

vgl. über dieſe Streitfrage beſonders Düringer⸗ Hachenburg HGB. $ 124 Anm. 6 ff. 
Wenn auch, wie oben dargelegt wurde, die off. Handelsgeſellſchaft von ihren 
Trägern nicht völlig unabhängig iſt, ſo darf doch dieſes Abhängigkeitsverhält⸗ 
nis nicht derart überſpannt werden, daß, wenn eine ſolche Geſellſchaft klagt 
oder verklagt wird, die Geſellſchafter eine notwendige Streitgenoſſenſchaft 
bilden müßten. Die Bedeutung des $ 124 HGB. würde ſonſt derart abge⸗ 
ſchwächt werden, daß nennenswerte Vorteile aus dieſer Vorſchrift ſich für die 
Rechtsanwendung kaum noch ergeben würden. Daran ändern auch nichts 
die Vorſchriften in § 129 HGB., da nach ihnen eine verſchiedenartige Ent⸗ 
ſcheidung eines Rechtsſtreits der Geſellſchaft und der Geſellſchafter immerhin 
möglich iſt, weshalb auch die erſte Vorausſetzung des 862 ZPO. nicht ohne 
weiteres zutrifft. 

Im übrigen kommt aber noch das Folgende in Betracht. Das Kriegs⸗ 
ſchutzgeſetz dient der Ergänzung der Zivilprozeßordnung; es kann ſie erweitern 
und ändern. Die Gründe, die eine Unterbrechung oder Ausſetzung des Ver⸗ 
fahrens nach dem Kriegsſchutzgeſetze bedingen, beruhen nicht auf rechtlichen, 
ſondern auf wirtſchaftlichen Erwägungen. Auch die rechtlichen Wirkungen 
der notwendigen Streitgenoſſenſchaft, die nach der Zivilprozeßordnung ein⸗ 
treten, können daher vom Kriegsſchutzgeſetz in der verſchiedenſten Weiſe durch⸗ 
kreuzt werden, wenn es der Sinn und der Zweck dieſes Geſetzes erheiſchen 
(vgl. hierzu und wegen abweichender Meinungen JW. 1915, 4ff.). Ganz 
abgeſehen nun davon, ob überhaupt aus dem 8 62 ZPO. zu ſchließen iſt, 
daß die Unterbrechung und die Ausſetzung des Verfahrens gegenüber dem 
einen Streitgenoſſen dieſelbe Wirkung oder Maßnahme auch gegenüber dem 
andern Streitgenoſſen herbeiführen müſſen, verträgt ſich jedenfalls eine ſo 
weitgehende Folgerung nicht mit der Abſicht des Kriegsſchutzgeſetzes, das nur 
die Fortſetzung des Rechtsſtreits gegen den Kriegsteilnehmer, nicht aber gegen 
andre an demſelben Rechtsſtreit Beteiligte verhindern und ſelbſt mittelbaren 
Nachteilen nicht entgegentreten will, die ſich aus der Fortſetzung des Rechts⸗ 
ſtreits mit den übrigen Beteiligten für den Kriegsteilnehmer ergeben. Bloß 
aus der notwendigen Streitgenoſſenſchaft läßt ſich daher eine Unterbrechung 
oder Ausſetzung des Verfahrens gegen die Geſellſchaft nicht rechtfertigen, 
wenn einer oder mehrere der Geſellſchafter Kriegsteilnehmer ſind. Auch auf 
das Recht des Geſellſchafters, dem Rechtsſtreit der Geſellſchaft als Streit- 
gehülfe beizutreten (§66 ZPO.), darf deshalb keine Rückſicht genommen werden. 

Im vorliegenden Fall ſind nach dem Handelsregiſterauszuge die beiden 
Geſellſchafter S. D. und M. O. nach außen unbeſchränkt vertretungsberechtigt 
(8 125 HGB.), auch Beſchränkungen in der Geſchäftsführung nach innen find 
von der Klägerin nicht behauptet worden, nach § 115 HGB. iſt daher jeder von 
ihnen auch im Verhältniſſe zur Geſellſchaft allein zu handeln berechtigt; im 
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beſonderen iſt nicht dargetan, daß das den gegenwärtigen Rechtsſtreit bildende 
Geſchäft zum Geſchäftsführungsbereich des durch den Krieg behinderten Ge⸗ 
ſellſchafters gehöre. Bei dieſer Sachlage iſt eine Ausſetzung des Verfahrens 
auf Grund des §2 KriegsſchG. nicht zuläſſig; der landgerichtliche Beſchluß 
war daher aufzuheben. — — — 

Beſchluß des OLG. München (4. Sen.) v. 15. Jan. 1915 i. S. J. w. G. 

Beſchw.⸗Reg. 790/14. P. 

II. 

Gegenſtand des Prozeſſes iſt eine Kaufpreisreſtforderung. Die Klage 
richtet ſich gegen eine offene Handelsgeſellſchaft. Deren Geſellſchafter H. Gl. 
und M. Gl. ſind in der Befugnis, die Geſellſchaft zu vertreten nach keiner 
Richtung beſchränkt. Nur M. Gl. iſt Kriegsteilnehmer. Das Landgericht 
hat den Antrag der Klägerin auf Erlaſſung eines Verſäumnisurteils mit der 
Begründung zurückgewieſen, daß das Verfahren unterbrochen ſei. Dagegen 
beſchwert ſich die Klägerin. Mit Recht. 

Die ihm bekannte Tatſache, daß der Geſellſchafter M. Gl. im Felde ſteht, 
durfte das Landgericht im Verſäumnisverfahren von Amts wegen berück⸗ 
ſichtigen (Recht 1914, 731; DIZ. 1914, 1388) 1). Welche Rechtslage ſich er⸗ 
geben würde, wenn die Klägerin neben der Geſellſchaft auch die beiden Geſell⸗ 
ſchafter verklagt hätte, iſt hier nicht zu prüfen, hier hat die Klägerin von der 
Befugnis Gebrauch gemacht, nach § 124 Abſ. 1 HGB. die off. Handelsgeſell⸗ 
ſchaft allein zu verklagen. Infolgedeſſen ſteht ihr im Prozeß nur Eine Partei 
gegenüber. In ihrer Eigenſchaft als geſetzliche Vertreter ſind die Geſellſchafter 
keine Streitgenoſſen (Hellwig Lehrb. des deutſch. Zivilprozeßr. 3, 100 Nr. 2 
und 2, 385 Nr. 2 a). In ihrer Eigenſchaft als natürliche Perſonen ſind ſie nicht 
verklagt und in ihrer Eigenſchaft als Träger des Geſellſchaftsvermögens kommen 
ſie für die prozeſſuale Frage nach der Zahl der auf der verklagten Seite ſtreiten⸗ 
den Parteien nicht in Betracht. Nimmt man an, daß im Prozeß gegen die 
off. Handelsgeſellſchaft in Wirklichkeit die Geſellſchafter in ihrer Geſamtheit, 
in der Zuſammenfaſſung unter der Firma die eigentliche Partei bilden, ſo 
mag dieſe dem materiellen Recht entnommene Fiktion auf dem Gebiet des 
Prozeßrechts über manche Schwierigkeiten, z. B. bei Verwandtſchaft eines 
Geſellſchafters mit einem Richter, Zeugen oder Sachverſtändigen, hinweg⸗ 
helfen, aber ſie darf hier nicht unterſchiedlos auf alles mögliche andre, auf 
den Umfang der Rechtskraft und der Vollſtreckbarkeit des Urteils oder auf den 
Koſtenanſpruch angewendet werden. Das gegen die Geſellſchaft ergangene 
Urteil kann nicht in das Vermögen der Geſellſchafter vollſtreckt werden, dieſe 
können nicht in die Prozeßkoſten verurteilt werden, und, was hier in Betracht 
kommt, die „Geſellſchafter in ihrer Geſamtheit“ ſtellen eben auch nur eine Ein⸗ 
heit vor, die mit ſich ſelbſt keine Streitgenoſſenſchaft bilden kann. Daher geht 

1) Vgl. dazu den Beſchluß des OLG. München (4. Sen.) v. 28. Okt. 1914, ab⸗ 
gedruckt oben Nr. 28. (S.) 
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es nicht an, im Prozeß gegen die off. Handelsgeſellſchaft in Bezug auf die 
Frage nach der Zahl der vorhandenen Prozeßparteien den einzelnen Geſell⸗ 
ſchafter als Partei zu bezeichnen. — — — 

Dieſer Unterſchied zwiſchen den Begriffen „Geſellſchafter in ihrer Geſamt⸗ 
heit“ und „einzelne Geſellſchafter“ wird von denen verkannt, die auch in ſolchen 
Fällen, in denen nur die Geſellſchaft verklagt iſt, von einer notwendigen Streit⸗ 
genoſſenſchaft ſprechen und daraus ableiten wollen, daß ſchon die Kriegsteil⸗ 
nehmerſchaft eines Geſellſchafters genüge, um die Unterbrechung des Ver⸗ 
fahrens gegen die off. Handelsgeſellſchaft zu begründen (A. M. OL GRſpr. 30, 
75; IW. 1914, 11352; 1915, 5). 

Andre nehmen an, daß ſich die Anwendbarkeit des Kriegsſchutzgeſ. v. 4. Aug. 
1914 auf die off. Handelsgeſellſchaft, die weder eine natürliche noch eine 
juriſtiſche Perſon ſei, nach dem Zweck und der Abſicht des Geſetzes beſtimme, 
das als Kriegsgeſetz der gründlicheren Vorbereitung und der ſorgfältigeren 
Ausarbeitung entbehre und deshalb der Auslegung in beſonderem Maße zu— 
gänglich ſei. Doch ſind ſie darüber im Streit, ob das Verfahren gegen die 
Geſellſchaft nur dann unterbrochen werde, wenn alle Geſellſchafter Kriegs- 
teilnehmer ſind, oder ob die Unterbrechung im Intereſſe der im Felde ſtehenden 
Geſellſchafter auch dann eintrete, wenn ein zur Vertretung berechtigter Ge— 
ſellſchafter zurückbleibt. Die erſte Frage ſcheidet hier aus, weil der zurüdge- 
bliebene Geſellſchafter Heinrich Gl. in der Vertretungsbefugnis nach keiner 
Richtung beſchränkt iſt. Die zweite Frage iſt entſchieden zu verneinen. Frei⸗— 
lich hat der im Felde ſtehende Geſellſchafter ein wirtſchaftliches und nach 8 129 
Abſ. 1 HGB. auch ein rechtliches Intereſſe daran, daß gegen die Geſellſchaft 
kein Verſäumnisurteil erlaſſen wird. Aber dieſes rechtliche Intereſſe iſt im 
Reichsgeſ. v. 4. Aug. 1914 nicht geſchützt. Es berechtigt ihn nach 88 66ff. ZPO. 
im Prozeß zu intervenieren, aber das Geſetz geht nirgends jo weit, auch die— 
jenigen Prozeſſe zu unterbrechen, in denen ein Kriegsteilnehmer intervenieren 
könnte, aber nicht interveniert hat (vgl. IW. 1914, 11353), oder gar ſolche 
Fälle zu berückſichtigen, in denen ein nicht mitverklagter Kriegsteilnehmer 
ein ſonſtiges Intereſſe daran haben könnte, ſich mit der verklagten Partei 
zu beraten, oder in denen unter Umſtänden im ſpäteren Verlauf des Rechts⸗ 
ſtreits die Abnahme eines Parteieides nach § 474 IPOD. zu Weitläufigkeiten 
führen könnte (A. M. DIZ. 1914, 1304). Einen weitergehenden Schutz, als 
das Geſetz ihn allen andern Kriegsteilnehmern einräumt, kann auch der im 
Felde ſtehende Geſellſchafter einer off. Handelsgeſellſchaft im Prozeß gegen 
die Geſellſchaft nicht für ſich beanſpruchen (vgl. Pr. IM Bl. 1914, 743). 

Daher war der von der Klägerin angefochtene Beſchluß des Landgerichts 
L. wieder aufzuheben. — — — | 

Beſchluß des OLG. München (3. Sen.) v. 21. Jan. 1915 i. S. Hüttenwerk M. 

w. Gebr. Gl. Beſchw.-Reg. 43/15. P. 
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96. Die Urteilsformel wird rechtskräftig auch ohne Tatbeſtand und 
Entſcheidungsgründe. 
ZPO. §§ 322. 313. 496. 

Die Klägerin hatte in dem Konkurſe über das Vermögen ihres Ehemanns 
eine Mitgiftforderung in Höhe von 17000 / angemeldet, die vom Konk.⸗ 
Verwalter nach Inhalt der Konk.⸗Tabelle beſtritten wurde. Sie hatte als⸗ 
dann bei dem Amtsgericht zu R. auf Anerkennung dieſer Forderung durch 
den Konk.⸗Verwalter Klage erhoben, dieſe Klage war aber durch Verſäumnis⸗ 
urteil v. 23. Dezember 1911 abgewieſen worden. Jetzt ſtellte ſie den Antrag, 
feſtzuſtellen, daß die von ihr zur Konk.⸗Maſſe angemeldete Forderung von 
17000 A zu Nr. 21 der Konk.⸗Tabelle zu Recht beſtehe. Dieſe Klage wurde 
abgewieſen. Aus den Gründen des Rev. Urteils: 

„In erſter Linie wendet ſich die Reviſion gegen die Annahme der Vor⸗ 
inſtanzen, der Klage ſtehe der Einwand der rechtskräftig entſchiedenen Sache 
inſoweit entgegen, als die Klägerin ihren Anſpruch auf die Tatſache ſtützt, 
daß ſie ihrem Ehemann den Betrag von 17000 / als Mitgift in die Ehe ein- 
gebracht habe. In dieſer Hinſicht macht die Reviſion geltend, jene Annahme 
enthalte eine Verletzung der $8 313. 322. 539 ZPO., weil das amtsgerichtliche 
Urteil keine Entſcheidungsgründe enthalte, obwohl es nicht zu den Urteilen 
gehöre, die gemäß § 313 Abſ. 3 ZPO. in abgekürzter Form hätten erlaſſen 
werden dürfen. Es ſei demnach eine Rechtskraft jenes Urteils ausgeſchloſſen. 

Der Angriff iſt unbegründet. Schon der Ausgangspunkt der Reviſion 
iſt in dieſer Hinſicht unrichtig. Es handelt ſich, wie die Urſchrift des Urteils 
v. 23. Dez. 1911 klar ergibt, garnicht um ein ſog. „abgekürztes Urteil“ i. S. 
des § 313 Abſ. 3 3PO.; ſchon deshalb nicht, weil es nicht auf die bei den Akten 
befindliche Urſchrift oder Abſchrift der Klage oder auf ein damit zu verbinden⸗ 
des Blatt geſetzt worden iſt. Es enthält überdies auch die im 8 313 Nr. 1 u. 2 
vorgeſchriebenen Erforderniſſe und ermangelt lediglich des Tatbeſtandes und 
der Entſcheidungsgründe. 

Es bleibt alſo nur zu prüfen, ob ein ſolches Urteil als ein wirkliches, der 
formellen Rechtskraft fähiges Urteil anzuſehen ſei. In dieſer Hinſicht kommt 
zunächſt in Betracht, daß jedes Urteil bereits durch ſeine Verkündung an und 
für ſich wirkſam und exiſtent wird ($ 312 ZPO.), und daß insbeſondere Ver⸗ 
ſäumnisurteile, wie das vorliegende, auch verkündet werden können, wenn 
die Urteilsformel noch nicht ſchriftlich abgefaßt iſt (8 311 Abſ. 1 ZPO.). Die 
Niederſchrift des mündlich verkündeten Urteils iſt aber erforderlich, um die 
Zuſtellung einer Ausfertigung oder Abſchrift des Urteils herbeiführen zu 
können und damit eine Notfriſt in Lauf zu ſetzen oder die Zw.-Vollſtreckung 
zu ermöglichen (88 339. 516. 552. 577. 750 ZPO.). Das hier in Frage ſtehende, 
mittels Einſpruchs anfechtbare Verſäumnisurteil des Amtsgerichts konnte 
alſo vor erfolgter Niederſchrift und Zuſtellung die Rechtskraft nicht erlangen 
(8 705 ZPO.). Es fragt ſich nun, ob die Rechtskraftwirkung im vorliegenden 
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Fall um deswillen ausgeſchloſſen ſei, weil die Niederſchrift des Urteils der 
durch § 313 Nr. 3 u. 4 ZPO. vorgeſchriebenen Erforderniſſe, nämlich des Tat⸗ 
beſtandes und der Entſcheidungsgründe, ermangelt. Wäre die in der Rechts⸗ 
lehre vereinzelt vertretene Anſicht richtig, daß ein Urteil, dem es an einem 
Tatbeſtand gebricht, als ein ſolches nicht anzuſehen ſei, ſo würde das vor⸗ 
liegende Urteil auch durch die Zuſtellung einer Ausfertigung nach fruchtloſem 
Ablauf der Einſpruchsfriſt nicht in Rechtskraft erwachſen können. Jener An⸗ 
ſicht kann indeſſen nicht beigepflichtet werden. Wie nämlich nach der in ſtändiger 
Rechtſprechung feſtſtehenden Anſicht des Reichsgerichts nur der Inhalt der 
Urteilsformel materielle Rechtskraft erlangt, ſo muß auch die Niederſchrift 
eines nur dieſe Formel enthaltenden Urteils für ausreichend erachtet werden, 
um ſeiner formellen Rechtskraft als Grundlage zu dienen. Der Umſtand, daß 
es im Einzelfall mit Schwierigkeiten verknüpft ſein mag, die Tragweite der 
Rechtskraft eines ſolchen Urteils feſtzuſtellen, kann demgegenüber nicht in 
Betracht kommen. Das Geſetz betrachtet ein derartiges Urteil nicht etwa 
als ein „Nicht⸗Urteil“, ſondern als ein wirkliches, wenn auch mit einem weſent⸗ 
lichen Mangel behaftetes Urteil. 

Daß ferner der Mangel an Entſcheidungsgründen das Urteil nicht der 
Möglichkeit beraubt, in Rechtskraft zu erwachſen, ergibt zweifelfrei die Vor⸗ 
ſchrift des 8 5517 ZPO., die einen ſolchen Mangel als einen abſoluten Re⸗ 
viſionsgrund bezeichnet, alſo einem der Entſcheidungsgründe entbehrenden 
Urteil den Charakter einer mittels Rechtsmittels anfechtbaren und damit der 
Rechtskraft fähigen Entſcheidung beimißt. 

Jeder Zweifel in dieſer Hinſicht wird in einem Fall wie dem vorliegenden, 
wo es ſich um die Frage der Rechtskraft eines amtsgerichtlichen Urteils 
handelt, durch die Vorſchrift des § 496 Abſ. 6 ZPO. beſeitigt. Danach find 
die Urteile der Amtsgerichte in allen Fällen, in denen nicht ein abweichender 
Parteiantrag vorliegt, unter Weglaſſung des Tatbeſtandes und der Entſchei⸗ 
dungsgründe auszufertigen. Die Zuſtellung eines derartigen, lediglich die 
Formel enthaltenden Urteils ſteht in ihren Wirkungen der Zuſtellung eines 
vollſtändigen, d. h. eines mit Tatbeſtand und Entſcheidungsgründen verſehenen 
Urteils kraft Geſetzes gleich. Daraus ergibt ſich mit voller Klarheit, daß, wenn 
ein lediglich die Urteilsformel enthaltendes amtsgerichtliches Urteil zugeſtellt 
wird, dieſes nach fruchtloſem Ablauf der Rechtsmittelfriſt in Rechtskraft er⸗ 
wachſen muß, gleichviel, ob die Urſchrift des Urteils mit Tatbeſtand und Ent⸗ 
ſcheidungsgründen verſehen iſt oder nicht. Wollte man dies nicht annehmen, 
ſo ergäbe ſich die unerträgliche Folgerung, daß die Partei, die im Vertrauen 
auf das ordnungmäßige Verfahren des Gerichts ein ohne Tatbeſtand und 
Entſcheidungsgründe ausgefertigtes Urteil dem Gegner hat zuſtellen laſſen, 
dann, wenn ſich nachträglich herausſtellt, daß die Urſchrift des Tatbeſtandes 
und der Entſcheidungsgründe ermangelt, noch nach Jahren eine Anfechtung 
des Urteils gewärtigen könnte, während ſie nach der Vorſchrift des 8 496 


97. Vorläufige Vollſtreckbarkeit. 173 


Abſ. 6 ZPO. der Zuſtellung jenes Urteils an ſich alle Wirkungen eines in 
vollſtändiger Form ausgefertigten (und alſo in Urſchrift in dieſer Form vor⸗ 
liegenden) Urteils beilegen durfte (vgl. RGEntſch. 58, 118, insbeſondere 123). 
Die Gründe, die in der Entſcheidung der Verein. Zivilſenate (82, 422), in der 
die vorliegende Frage offengelaſſen iſt, zu der Annahme geführt haben, daß 
die Zuſtellung eines Urteils die Rechtsmittelfriſt ſelbſt dann in Lauf ſetze, 
wenn die Urſchrift des Urteils die geſetzlich erforderlichen Unterſchriften nicht 
trägt, die Ausfertigung aber vollſtändig iſt und dieſen Mangel nicht erkennen 
läßt, gebieten auch die vorliegende Frage zu bejahen. Demnach muß ein 
amtsgerichtliches Urteil, das ohne Tatbeſtand und Entſcheidungsgründe, alſo 
nach $ 496 Abſ. 6 ZPO. ordnungmäßig zugeſtellt iſt, nach fruchtloſem Ablauf 
der Rechtsmittel⸗ oder Einſpruchsfriſt ſelbſt dann als rechtskräftig angeſehen 
werden, wenn die Urſchrift ohne Tatbeſtand und Entſcheidungsgründe ab⸗ 
gefaßt iſt. 

Zu dem gleichen Ergebnis führt endlich auch die Erwägung, daß die Formel 
des Urteils den imperativen Ausſpruch des Gerichts, alſo denjenigen Be⸗ 
ſtandteil des in der Rechtſprechung der Gerichte ſich verkörpernden Staats⸗ 
aktes enthält, in dem das Weſen der rechtſprechenden richterlichen Tätigkeit 
gipfelt. Demnach muß die Niederſchrift der Formel des Urteils als erforder⸗ 
lich, aber auch als ausreichend bezeichnet werden, um als Grundlage für die 
Rechtskraftwirkung zu dienen. — — —“ 

Urteil des Reichsgerichts (6. Sen.) v. 4. Mai 1914 in der preuß. Sache P. 

(Kl.) w. P. Konk. (OLG. Königsberg). VI. 151/14. Auch in RGEntſch. 

85 Nr. 3 S. 17. 


97. Rückforderung einer Sicherheit zur vorläufigen Vollſtreckung gegen 
Geſamtſchuldner; es bedarf des Rechtskraftzeugniſſes gegen alle 
Schuldner. 

ZPO. $ 715; KriegsſchutzG. v. 4. Aug. 1914 8 2. 

Der Kläger hatte gegen die im geſetzlichen Güterſtand lebenden Eheleute 
K., denen die Klage am 27. Juli 1914, alſo noch vor Ausbruch des Krieges 
zugeſtellt worden war, am 1. Oktober 1914 ein gegen Sicherheitsleiſtung 
von 1300 / vorläufig vollſtreckbares Verſäumnisurteil erwirkt, das die 
Beklagten ſamtverbindlich ſchuldig erkannte, ihm 1158 „ nebſt Zinſen zu 
bezahlen und den Ehemann zur Duldung der Zw.⸗Vollſtreckung in das 
eingebrachte Gut ſeiner Ehefrau verurteilte. Das Urteil war in der Richtung 
gegen die Ehefrau rechtskräftig, dem Mann aber noch garnicht zugeſtellt worden, 
weil er im Felde ſtand. Der Kläger hatte durch Hinterlegung von Pfandbriefen 
im Nennwert zu 2200 M Sicherheit beſtellt und in der Richtung gegen die Ehe⸗ 
frau Mobiliarpfändung vornehmen laſſen. Dann beantragte er Rückgabe 
der Sicherheit, wurde aber mit dieſem Antrag abgewieſen, weil die Sicherheit 
zur Vollſtreckung des Urteils gegen Mann und Frau erlegt, das Urteil aber 
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nur gegen die Frau rechtskräftig ſei, der 8 715 ZPO. demnach nicht zutreffe. 
Seine Beſchwerde blieb erfolglos. Aus den Gründen: 
„Das Rechtsmittel iſt nach 88 715. 567 ff mit RGEntſch. 47, 364 (Seuff A. 57 
Nr. 71) und BayObLG. 1, 754 als einfache Beſchwerde zuläſſig, aber ſachlich 
nicht begründet. Nach den eben erwähnten Entſcheidungen bildet das Ver⸗ 
fahren nach 8 715 ZPO. einen Teil des Prozeſſes, nicht des Vollſtr.⸗Ver⸗ 
fahrens; es iſt alſo gegenüber dem im Felde ſtehenden Ehemann nach $ 2 
Kriegsſchutz GG. v. 4. Auguſt 1914 ebenſo wie ein Verfahren nach § 109 ZPO. 
unterbrochen und ſchon deshalb war der Herausgabeantrag abzuweiſen. Die 
dem Kläger jetzt entſtehenden Schwierigkeiten hätte er vor der in der Richtung 
gegen beide Beklagte geſchehenen Hinterlegung berückſichtigen können. Sie 
bilden keinen Grund, von der klaren Rechtsvorſchrift der Notwendigkeit eines 
Rechtskraftzeugniſſes abzuweichen, zumal es dem Kläger freiſteht, ſich die 
Einwilligung des Ehemannes brieflich zu verſchaffen. Daß gegen den Ehemann 
Vollſtr.⸗Handlungen nicht vorgenommen wurden, iſt für das Verfahren nach 
8715 ZPO. belanglos, übrigens nicht einmal unzweifelhaft richtig... Denn da 
die Vorausſetzungen des §741 ZPO. (insbeſondere Selbſtändigkeit des Geſchäfts⸗ 
betriebs der Ehefrau) nicht feſtgeſtellt ſind, ſcheint der Duldungsausſpruch 
vollzogen worden zu ſein, ohne daß der Duldungstitel dem Manne zugeſtellt 
wurde. Eine Haftung der hinterlegten Sicherheit käme übrigens auch dann 
in Frage, wenn fie zur Zeit der Erlegung (6. Okt. 1914) mangels eines Kurs⸗ 
wertes der Pfandbriefe unzuläſſig war (Bekanntm. v. 22. Dez. 1914, RGbl. 541).“ 
Beſchluß des OLG. München (1. Sen.) v. 4. Jan. 1915 i. S. L. w. K. 
Beſchw.⸗Reg. 3/15. F—z. 


98. Suſtändigkeit des Prozeßgerichts zu einer beſonderen Feſtſetzung 
der Koften der Swangsvollſtreckung. 
Vgl. 62 Nr. 99 m. N 
3PO. 88 788. 103. 

Der Antragſteller hatte auf Grund eines vorläufig vollſtreckbaren Ver⸗ 
ſäumnisurteils des AG. Dresden v. 29. Januar 1909 gegen den Schuldner 
bei dem AG. Hamburg einen Pfändungsbeſchluß erwirkt. Sein Antrag auf 
Feſtſetzung der hierdurch entſtandenen Vollſtreckungskoſten wurde von dem 
Gerichtsſchreiber des AG. Dresden am 16. Januar 1913, weil das Vollſtreckungs⸗ 
gericht zuſtändig ſei, anderſeits auch von dem Gerichtsſchreiber des AG. Hamburg 
am 31. März 1914, weil das Prozeßgericht zuſtändig ſei, abgelehnt. Da die 
Erinnerung, die Beſchwerde und weitere Beſchwerde gegen dieſe Entſcheidung 
erfolglos blieben, wurde nach § 366 ZPO. das Reichsgericht um Beſtimmung 
des zuſtändigen Gerichts angegangen. Das Reichsgericht entſchied für die 
Zuſtändigkeit des Prozeßgerichts. Gründe: 

„Nach § 788 Abſ. 1 Satz 2 ZPO. ſind die Koſten der Zw. Vollſtreckung 
mit dem zur Zw.⸗Vollſtreckung ſtehenden Anſpruch beizutreiben. Es bedarf 
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in dieſem Falle keiner beſonderen Feſtſetzung, und es hat, wenn das den Zw.⸗ 
Vollſtreckungsakt anordnende Vollſtr.⸗Gericht etwa die Form der Feſtſetzung 
wählen ſollte, dieſer Ausſpruch nur die Bedeutung, daß die feſtgeſetzten Koſten 
durch den Vollſtreckungsakt mit beizutreiben ſind. Dem Gläubiger iſt es aber 
unverwehrt, ſtatt des Verfahrens aus 8 788 die Vollſtr.⸗Koſten als allgemein 
von dem Schuldner zu erſtattende auf dem Wege des § 103 ZPO. feſtſetzen 
zu laſſen. Für dieſe Feſtſetzung iſt mit der herrſchenden Meinung (vgl. Stein 
Bem. III zu § 103, Seuffert Bem. 1f zu § 788 ZPO.) das Prozeßgericht als 
zuſtändig anzuſehen. Anzuerkennen iſt allerdings die Befugnis des Vollſtr.⸗ 
Gerichts, in ſolchen Fällen, wo es nicht bloß die Vollſtreckung durchzuführen, 
ſondern gleich dem Prozeßrichter einen beſonderen Streit zu entſcheiden hat 
(vgl. 88 766. 769 Abſ. 2, 899ff.), die Koſten der Entſcheidung feſtzuſetzen. 
Hieraus kann aber nicht mit Falkmann (Zw.⸗Vollſtr. 2, 360; vgl. auch OL GRſpr. 
13, 193) ein Grund entnommen werden, um die ſonſtige dem § 103 Abſ. 2 ZPO. 
entſprechende Zuſtändigkeit des Prozeßberichts zu verneinen. Gegen dieſe 
Zuſtändigkeit des Prozeßgerichts kann auch nicht angeführt werden, daß bei 
Ablehnung einer Zw.⸗Vollſtr.⸗Maßregel das über die Zuläſſigkeit der Maß⸗ 
regel entſcheidende Vollſtr.⸗Gericht zur Feſtſetzung der von dem Gläubiger 
zu tragenden Koſten berufen iſt und daß hinſichtlich der vollſtreckbaren Urkunden 
des 8 7945 ZPO. — welcher Fall hier nicht vorliegt — es zweifelhaft ſein kann, 
ob beim Fehlen eines eigentlichen Prozeßgerichts die Befugnis zur Feſtſetzung 
der Vollſtr.⸗Koſten dem Vollſtr.⸗Gericht beizulegen ſei (Hein Zw.⸗Vollſtr.? 817 
S. 201), oder ob an Stelle des Prozeßgerichts das in § 797 Abſ. 5 beſtimmte 
Gericht zu treten habe. 

Es erſchien hiernach gerechtfertigt, da für die Feſtſetzung der Bollitr.- 
Koſten das AG. Dresden als Prozeßgericht zuſtändig war, es bei dieſer Zu⸗ 
ſtändigkeit auch für die nach $ 366 ZPO. zu treffende Zuſtändigkeitsbeſtimmung 
zu belaſſen.“ 

Beſchluß des Reichsgerichts (4. Sen.) v. 10. Juni 1914 i. S. T. w. J. 

IV. G. B. 394/14. Auch in RGeEntſch. 85 Nr. 24 S. 132. 


99. Einſtweilige Verfügung einer Vormerkung zur Sicherung der 
Übertragung einer Grundſchuld; der Grundſchuldbrief braucht nicht 
dem Prozeßgericht vorgelegt zu werden. 

GBO. 88 42. 43; ZPO. 8 941. 

Der Antrag des Klägers, durch einſtweil. Verfügung die Eintragung 
einer Vormerkung in das Grundbuch anzuordnen, wonach dem Kläger ein 
Anſpruch gegen die Beklagten auf Rückübertragung der von ihm bezeich⸗ 
neten Grundſchuld zuſtehe, iſt durch den angefochtenen Beſchluß zu Unrecht 
mit der Begründung abgelehnt worden, daß gemäß §§ 43. 42 GBO. bei einer 
Grundſchuld, über die ein Brief erteilt iſt, eine Eintragung nur erfolgen ſoll, 
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wenn der Brief vorgelegt wird. Die 88 43. 42 GBO. enthalten lediglich eine 
Inſtruktion des Grundbuchrichters bei den Eintragungen ins Grundbuch, 
bilden aber keine Vorausſetzung für den Erlaß einſtweiliger Verfügungen, auf 
Grund deren eine Eintragung, insbeſondere die Eintragung einer Vormer⸗ 
kung, zu erfolgen hat. Die Vorausſetzungen hierfür werden allein durch die 
für ſie gegebenen geſetzlichen Vorſchriften, insbeſondere der ZPO. und des 
BGB., beſtimmt. Die Frage zu prüfen, ob die Vorlegung des erteilten Grund⸗ 
ſchuldbriefs vor der Eintragung einer Vormerkung bei der eingetragenen 
Grundſchuld nötig iſt, liegt nicht dem Gericht der auf die Eintragung gerich⸗ 
teten einſtweil. Verfügung ob, ſondern dem Grundbuchrichter, der die Ein⸗ 
tragung vorzunehmen hat. Dieſer iſt der Prüfung ſelbſt dann nicht enthoben 
wenn er nach $ 941 ZPO. um die Eintragung nach Maßgabe des § 39 GBO. 
ohne Vorlegung des Briefes erſucht wird (vgl. Güthe GBO. zu § 39 Anm. 51 
verb. mit Anm. 50). 

Ob das Gericht ein ſolches Erſuchen an das Grundbuchamt richten will, 
ſteht zu ſeinem Ermeſſen, und es wird genügende Veranlaſſung finden, einem 
dahingehenden Antrage nicht zu entſprechen, wenn ihm der Brief nicht vor⸗ 
gelegt wird. Der Mangel der Vorlegung ſteht aber dem Erlaß einer einſtweil. 
Verfügung, betr. Eintragung einer Vormerkung, nicht entgegen, weil die Ver⸗ 
fügung nur den Erſatz der Eintragungsbewilligung desjenigen bietet, deſſen 
Grundſtück oder Recht von der Vormerkung betroffen wird (vgl. Predari? 
Bem. 2 A a. E. zu § 9 GB.), und ebenſowenig wie für die Eintragungs⸗ 
bewilligung iſt für die gerichtliche Anordnung der Eintragung die Vorlegung 
erforderlich. Es genügt, wenn demnächſt der Grundſchuldbrief bei dem Eintra⸗ 
gungsantrage überreicht wird. Hierfür zu ſorgen, iſt Sache des Antragſtellers. 
In der Regel wird der den Erlaß einer einſtweil. Verfügung, betr. Eintragung 
einer Vormerkung zur Sicherung des Anſpruchs auf Abtretung einer Grund⸗ 
ſchuld Beantragende den bezüglichen Brief nicht beſitzen und deshalb zugleich 
ſeinen Antrag dahin ſtellen, daß durch einſtweil. Verfügung dem Gegner die 
Herausgabe des Briefes an den Gerichtsvollzieher zwecks Vorlegung an das 
Grundbuchamt aufgegeben werde. Iſt die Herausgabe angeordnet, hat die 
Anordnung aber keinen Erfolg — wie beides im vorliegenden Falle geſchehen —, 
ſo darf das Gericht nicht aus dieſem Grunde die einſtweil. Verfügung, betr. 
die Eintragung, verſagen, da der Antragſteller jederzeit in die Lage kommen 
kann, in den Beſitz des Briefes zu gelangen, auch wenn dieſer beim Gegner 
nicht vorgefunden iſt. 

Da der Kläger genügend glaubhaft gemacht hat, daß ihm ein Anſpruch 
gegenüber den Beklagten auf Rückübertragung der Grundſchuld zuſteht und 
da die übrigen Vorausſetzungen des § 935 ZPO. vorliegen, fo iſt der Antrag 
auf einſtweil. Verfügung begründet. 

Beſchluß des OLG. zu Roſtock (2. Sen.) v. 19. Dez. 1913 i. S. Br. w. 

Sch. u. Gen. 59a, S. A. 1/13. K—n. 
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100. Rücktritt von einem Werkvertrage wegen veränderter Umſtände, 
insbeſondere infolge des Krieges d 
Vgl. 8 Nr. 253; 47 Nr. 20; auch 64 Nr. 107 m. N. 
BGB. 88 242. 157. 631. 

Der Beklagte hatte vor Kriegsbeginn vom Deutſchen Schauſpielhauſe 
zu H. zwecks Weiterverkaufs Abonnementskarten für die Spielzeit 1914/1915 
für den vereinbarten Geſamtpreis von 2 580 M bezogen. Er verweigerte 
die Zahlung mit Rückſicht auf den geringen Theaterbeſuch während des Krieges. 
Er wurde verurteilt, ſeine Berufung wurde zurückgewieſen. Aus den Gründen 
des Ber.⸗Urteils: 

„Der Vertrag, den die Parteien geſchloſſen haben, iſt ein Werkvertrag, 
Opet Theaterr. 219; Oertmann Schuldverh.? 715; Mittelſtein Miete? 39 N. 15, 
gerichtet auf Lieferung der Abonnementskarten an den Beklagten unter 
Übernahme der weiteren Verpflichtung, Vorſtellungen für die ſpäteren Karten⸗ 
inhaber zu veranſtalten. Die Entſcheidung des Rechtsſtreits hängt deshalb 
davon ab, ob Kläger ſeine Verpflichtungen nach dieſer Richtung erfüllt hat. 
Das Landgericht betont mit Recht, daß eine Erfüllung nicht vorliegen würde, 
wenn die jetzigen Aufführungen im Schauſpielhauſe vollſtändig aus dem 
bisherigen Rahmen herausfielen. Wenn auch den Abonnenten beſondere 
Zuſicherungen hinſichtlich der aufzuführenden Stücke nicht gemacht worden 
ſind, ſo iſt es doch ſelbſtverſtändlich, daß ſie die Aufführung ſolcher Stücke 
erwarten dürfen, wie ſie dem allgemeinen Programm des Schauſpielhauſes 
entſprechen. Davon, daß Kläger dem nicht entſprochen hätte, kann nach Sach⸗ 
lage hier nicht die Rede ſein. Der jetzige Spielplan entſpricht an ſich dem 
Programm des Schauſpielhauſes, wenn auch dem ſtarken vaterländiſchen 
Empfinden der gegenwärtigen Zeit in der Auswahl der Stücke erheblich 
Rechnung getragen wird und Neuaufführungen nur ſelten ſind, auch der 
Aufführung klaſſiſcher Stücke engere Grenzen gezogen ſein mögen als früher. 
Hiermit müſſen ſich die Abonnenten abfinden, die einen billigeren Preis für 
die Karten bezahlen als die Käufer von Tageskarten und deshalb ein gewiſſes 
Riſiko tragen müſſen. Als Darſteller ſind die gleichen Kräfte wie früher 
tätig. Die Theaterleitung wahrt alſo nach Kräften den künſtleriſchen Ruf 
der Bühne, der auch durch gelegentliche Wiederholung von Stücken, wie ſie 

auch früher üblich war, nicht berührt wird. 
Seufferts Archiv 70. 3. Folge Bd. 15 Heft 5. 13 
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Dem Verlangen des Beklagten, Kläger ſolle ihm einzelne Karten von den 
Plätzen, auf die Beklagter abonniert hatte, zum Tagespreiſe verkaufen, brauchte 
Kläger, da er zur Annahme von Teilleiſtungen nicht verpflichtet iſt, nicht nachzu⸗ 
kommen. Von einer Verpflichtung des Klägers zur Minderung eines Schadens, 
wie Beklagter meint, kann hier keine Rede ſein; nach § 254 BGB. hat eine 
ſolche Verpflichtung zur Vorausſetzung, daß der Verpflichtete von dem Gegner 
Erſatz eines Schadens beanſprucht; Kläger fordert aber vom Beklagten keinen 
Schadenerſatz, ſondern Bezahlung der vereinbarten Vergütung für die Karten.“ 


Urteil des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) v. 15. Dez. 1914 in der 
Hamburger Sache Deutſch. Schauſpielh. w. St. Bf. VI. 500/14. 
A- d. 


101. Stundungseinwand; Beweislaſt. 
Vgl. 64 Nr. 67 m. N.; auch 68 Nr. 96 m. N. 
BGB. 8 271. 

Das angefochtene Urteil nimmt an, daß der Kläger gegenüber dem Stun⸗ 
dungseinwand des Beklagten die ſofortige Fälligkeit des Anſpruchs zu be⸗ 
weiſen habe. Es ſtützt ſich auf Staub HGB.“ Anm. 3 in Exkurs zu $ 359. 
Dort und in Anm. 88 im Exkurs vor § 373 iſt wörtlich Bezug genommen auf 
einen Teil der Entſcheidungsgründe des RG.⸗Urteils in Entſch. 68, 305 ff. 
(Seuff A. 64 Nr. 67), das ſich auf den Wortlaut des § 271 BGB. gründet. 
Das Reichsgericht hat in einer weiteren Entſcheidung in JW. 1909, 7218 
gleichmäßig entſchieden. Ihm haben außer Staubs Komm.“ von namhaften 
Autoren beigepflichtet: Förſter⸗Kann ZPO. § 282 zu 5 S. 725 und Planck 
BGB. Bem. 5 zu $ 163. Außerdem iſt für dieſe Auffaſſung anzuziehen 
Ztſchr. f. Rpfl. in Bayern 1910, 353. 

Der Kommentar von RGgRäten' iſt unentſchieden (Bem. 2 zu § 163; 
Bem. 7 zu 433 und Bem. 5 zu § 271). Er findet die Stellungnahme des 
Reichsgerichts „bedenklich“. a 

In JW. 1913, 236 ff., namentlich 243, wird mit guten Gründen gegen 
die angeführte RGEntſcheidung angekämpft und nicht ohne eine gewiſſe Be— 
rechtigung aufgeſtellt, daß ſie unter Umſtänden „eine Prämie für ſchlechte 
Zahler“ bedeute. Auch im übrigen iſt die herrſchende Meinung gegen das 
Reichsgericht; 

vgl. Planck 2 Bem. 40 S. 163/4, wo im Gegenſatze zu Bem. 5 zu $ 163 die Be- 

weislaſt des Käufers angenommen wird; Staudinger BGB.). Bem. 8 zu $ 271; 

Oertmann Bem. 7 zu $ 271; Düringer⸗Hachenburg HGB. 2, 283. 299; Gaupp⸗ 

Stein ZPO. Anm. 113 zu § 282 u. die dort Angef.; außerdem Staub HGB.“. 

Einl. zu Bd. 1 S. 12 ff.; Raſſow in Gruchots Beitr. 43, 783 u. A. 

Doch erübrigt für das Beſchwerdegericht, zu der Streitfrage ausdrück— 
lich Stellung zu nehmen. Nach dem Ergebniſſe der Beweiserhebung hat 
der Kläger bei den Kaufverhandlungen geäußert: „Alſo, wenn ich Geld brauche, 
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brauche ich bloß zu ſchreiben“; und der Beklagte hierauf erwidert: „Ja“. 
Dieſe Außerungen ſprechen an ſich ſchon gegen die Behauptung des Beklagten, 
daß ein beſtimmtes — dreimonatiges — Ziel eingeräumt worden ſei. — — — 
Und das Beſchwerdegericht hat aus der weiteren Beweiserhebung die Über⸗ 
zeugung gewonnen, daß Kläger mit dem Beklagten, wie er auch in ſeinem 
mit der Beſchwerdebeantwortung vorgelegten Briefe v. 2. Januar 1914 
ſelbſt geltend gemacht hat, lediglich dahin übereingekommen war, daß der 
Kaufpreis zu zahlen ſei, wenn Kläger Geld brauche und daß er in dieſem 
Falle ſchreiben ſolle. Bei dieſem Beweisergebnis iſt die Frage der Beweis⸗ 
pflicht belanglos. Der Beklagte hat daher die Koſten zu tragen. — — — 

Beſchluß des OLG. München (2. Sen.) v. 14. Mai 1914 i. S. M. w. Sch. 

Beſchw.⸗Reg. 295/14. P 


102. Ein in andrer als der vereinbarten Ausführung hergeſtelltes 
Werk iſt ein andres Werk. 
Vgl. 59 Nr. 77. 
BGB. $ 633. 

Der Beklagten war von der Firma W. in B. die Bauarbeit für den Neu- 
bau ihres Wohnhauſes übertragen. Der Klägerin war darauf von der Be⸗ 
klagten die Ausführung von 21 500 qm Rabitzunterdecken mit ſchlichtem Putz 
zum Preiſe von 2,50 % für das qm übertragen worden. Die Klägerin 
forderte nach Ausführung der Arbeit den Reſtbetrag ihrer Rechnung im Be- 
trage von 4694,35 AM nebſt Zinſen. Die Beklagte beantragte Abweiſung 
der Klage, weil die Decken nicht mit „ſchlichtem Putz“ verſehen, ſondern nur 
zur Aufnahme von Gipsglattputz hergeſtellt ſeien; für die Nichtausführung 
des ſchlichten Putzes rechtfertige ſich ein Abzug von 25 5 für das am. Das 
Landgericht verurteilte; in 2. Inſtanz wurde die Klage abgewieſen. Das 
Reichsgericht hob auf und verwies zurück. Aus den Gründen: 

„Das Ber.⸗Gericht ſtellt feſt, daß der Klägerin die Herſtellung von Rabitz⸗ 
unterdecken mit ‚ſchlichtem Buß‘ übertragen iſt, daß ſie aber Decken mit dieſem 
Putz nicht hergeſtellt hat, ſondern daß die Decken ſo geputzt ſind, wie dies 
zur Aufnahme von Gipsglattputz erforderlich iſt. Die Bauherrin, Firma W., 
hat, nachdem der Werkvertrag unter den Parteien geſchloſſen war, von der 
Klägerin zwei Probedecken herſtellen laſſen, eine mit ſchlichtem Putz, die andre 
zur Aufnahme von Gipsglattputz hergerichtet. Sie hat ſich dann für die 
letztere Herſtellungsform entſchieden und daraufhin ſind die Arbeiten dem 
Verlangen der Firma entſprechend von der Klägerin ausgeführt. Das Ber.- 
Gericht prüft nun, ob die Beklagte gleichwohl den vereinbarten Preis für den 
Deckenputz zu zahlen habe. Es gelangt hierbei zu einem dies verneinenden 
Ergebniſſe, indem es ausführt: Eine ausdrückliche, den urſprünglichen Ver⸗ 
trag abändernde Vereinbarung mit einem geſetzlichen Vertreter der Beklagten 
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behaupte die Klägerin ſelbſt nicht und der Annahme des 1. Richters, daß die 
Beklagte ſtillſchweigend in Kenntnis von der ſeitens der Firma W. getroffenen 
Auswahl die Art der Ausführung der Arbeit genehmigt habe, ſei nicht beizu⸗ 
treten. Der von der Beklagten gemachte Abzug von 25 O für das qm ſei für 
angemeſſen zu erachten und deshalb die Klage abzuweiſen. 

Den Ausführungen des angefochtenen Urteils iſt allerdings inſoweit 
nicht beizutreten, als in ihnen die Ausführung der Deckenarbeit rechtlich als 
eine mangelhafte beurteilt iſt. Das iſt nach den in tatſächlicher Beziehung 
getroffenen Feſtſtellungen nicht zutreffend. Die Klägerin hat, indem ſie die 
Decken nicht mit ſchlichtem Putz, ſondern auf den Wunſch der Bauherrin als 
für Glattputz beſtimmt hergeſtellt hat, nicht ein mangelhaftes, ſondern ein 
andres Werk geliefert als ſie nach dem zwiſchen den Parteien geſchloſſenen 
Werkvertrage zu liefern hatte. Zur Entſcheidung ſteht, ob für dieſes andre 
Werk die Beklagte ebenfalls den vereinbarten Preis zu zahlen hat. Das iſt 
vom Ber.⸗Gericht mit Recht verneint. . 

Dem Anſpruch auf den für ein andres Werk vereinbarten Preis fehlt die 
rechtliche Grundlage. Den vereinbarten Preis trotz der veränderten Sach⸗ 
lage zu fordern iſt die Klägerin nur berechtigt, wenn ſie dartut, daß auch für 
die andre Arbeit die urſprüngliche Preisabrede hat gelten ſollen. Das ſetzt 
eine dahingehende ausdrückliche oder ſtillſchweigende Vereinbarung mit der 
Beklagten voraus. Eine ausdrückliche Abrede dieſes Inhalts iſt nicht behauptet. 
Eine ſolche ſtillſchweigende Vereinbarung iſt daraus, daß der Bauführer und 
der Polier der Beklagten die anders ausgeführte Deckenarbeit geſehen und 
nicht beanſtandet haben ſollen, nicht herzuleiten. — — — Um zu rügende 
Mängel handelt es ſich hier garnicht. Die Rechtslage iſt vom Ber.⸗Gericht 
ſonach zutreffend dahin beurteilt, daß die Beklagte, auch wenn ſie die Arbeit 
an ſich nicht durch ihre Angeſtellten beanſtandet hat, doch nur einen der tat⸗ 
ſächlich geleiſteten Arbeit entſprechenden Preis zu zahlen hat. Ein weiterer 
Angriff der Reviſion richtet ſich dagegen, daß das Ber.⸗Gericht einen Abzug 
von 25 5, für das qm für angemeſſen erachtet hat. Dieſem Angriff war der 
Erfolg nicht zu verſagen. — — —“ 

Urteil des Reichsgerichts (7. Sen.) v. 6. Okt. 1914 in der preuß. 

Sache L. & Oe. (Kl.) w. AktGeſ. f. Beton⸗ ꝛc. Bau (KG. Berlin). VII. 

197/14. 


103. Der Gläubiger hat gegen den Bürgen keine beſondere 
Sorgfaltspflicht. 
Vgl. 69 Nr. 6 m. N. 
BGB. $ 776. 
Zur Sicherung eines Darlehns von 15 000 , das der Erblaſſer der 
Kläger durch Vermittelung des Beklagten einer Frau K. gegeben hatte, war 
auf dem Grundſtück der K. eine Hypothek von 17 500 % für den Beklagten 
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eingetragen worden, die dann dieſer unter gleichzeitiger Übernahme der 
Ausfallbürgſchaft in Höhe von 17500 „ dem Erblaſſer der Kläger abge⸗ 
treten hatte. Bei der Zw.⸗Verſteigerung des verpfändeten Grundſtücks 
fiel die Hypothek gänzlich aus. 

Die Kläger nahmen nun den Beklagten auf Grund ſeiner Ausfallbürgſchaft 
in Anſpruch und verlangten vorläufig einen Teilbetrag von 4300. nebſt 
Zinſen. Der Beklagte behauptete, der Erblaſſer der Kläger und dieſe ſelbſt 
hätten durch ihr Verhalten den Ausfall der Hypothek ſelber verſchuldet, indem 
ſie es abgelehnt hätten, einem gewiſſen R. die Hypothek gegen Zahlung eines 
Betrages von 15 000 / abzutreten; er bat um Abweiſung der Klage. — Die 
Einrede wurde verworfen. Aus den Gründen des Rev.⸗Urteils: 

„— — — Durch das Bürgſchaftsverhältnis entſtehen an und für ſich 
für den Gläubiger dem Bürgen gegenüber nur Rechte, keine Verpflichtungen 
(Begründung z. 1. Entw. des BGB. 2, 678). Von dieſem Standpunkt aus 
iſt auch eine ſog. Sorgfaltspflicht des Gläubigers gegenüber dem Bürgen 
an und für ſich nicht begründet. Vielmehr kann ſich der Bürge — mangels 
anderweitiger vertraglicher Vereinbarungen mit dem Gläubiger — ſeiner In⸗ 
anſpruchnahme aus der Bürgſchaft nur dann widerſetzen, wenn einer der im 
8776 BGB. erwähnten Befreiungsgründe vorliegt (RGeéEntſch. 65, 134). 
Von dieſem Grundſatze ausgehend hat der erkennende Senat weiterhin den 
Satz ausgeſprochen, daß, ſoweit der Bürge ſich ſelbſt zu ſchützen vermag und 
dem Gläubiger eine Aufopferung zugunſten des Bürgen zugemutet werden 
ſoll, die Unterlaſſung einer Fürſorge des Gläubigers den Bürgen nicht zu 
einer Einwendung gegen den Anſpruch aus der Bürgſchaft berechtigt (Urt. 
v. 23. März 1908, VI. 307/07). 

Der vorliegende Fall bietet keinen Anlaß, von dieſen Rechtsgrundſätzen 
abzugehen, zumal da die Sachlage eine ganz andre iſt als die, welche dem von 
der Reviſion angezogenen Urteil des erkennenden Senats v. 12. Okt. 1905 
(Seuff A. 61 Nr. 108; vgl. auch Urt. v. 25. April 1907, VI. 435/06, Recht 1907, 
6981434) zugrunde liegt. In dieſen letzteren Fällen handelte es ſich darum, 
daß der Gläubiger die zur Sicherheit für ſeine Forderung beſtellten Pfänder 
in fahrläſſiger Weiſe aus ſeinem Pfandbeſitz hatte wegbringen laſſen und daß 
deshalb der Bürge, der lediglich eine Ausfallbürgſchaft übernommen hatte, 
alſo erſt zu zahlen brauchte, wenn die Veräußerung der Pfandſache zu einer 
Befriedigung des Gläubigers nicht führte, mit Recht auf den § 776 BGB. 
hinweiſen und geltend machen konnte, der Gläubiger habe ein für die Forderung 
beſtehendes Pfandrecht aufgegeben. 

„Ganz anders liegt die Sache im vorliegenden Fall. Hier wird umgekehrt 
dem Gläubiger von dem Bürgen zugemutet, eine ihm für eine Forderung 
beſtellte Hypothek aufzugeben, um auf dieſe Weiſe eine teilweiſe Tilgung 
ſeiner Schuld durch einen Dritten zu erlangen. Der Gläubiger iſt mangels 
beſonderer Abrede zu einer derartigen Aufgabe ſeiner Pfandſicherheit dem 
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Bürgen gegenüber und in deſſen Intereſſe nicht verpflichtet. Die Kläger 
konnten zu jener Zeit noch erwarten, mittels ihrer Hypothek volle Befriedigung 
aus dem Pfandgrundſtück zu erlangen; ſie hatten alſo garkeine Veranlaſſung, 
lediglich im Intereſſe des Bürgen ihre dingliche Sicherheit preiszugeben. 
Der Beklagte hätte ſich ſelbſt vor der vollen Inanspruchnahme aus der Bürg- 
ſchaft dadurch ſchützen können, daß er ſeinerſeits die Kläger befriedigte und 
dem R. alsdann die Hypothek gegen Zahlung von 15 000 % abtrat. Daß 
aber die Kläger, lediglich um eine völlige oder teilweiſe Inanſpruchnahme 
des Beklagten aus ſeiner Bürgſchaft zu verhindern, ihrerſeits verpflichtet 
geweſen wären, das angebliche Kaufangebot des R. anzunehmen, dafür bietet 
keine geſetzliche Vorſchrift einen Anhalt. — — —“ 

Urteil des Reichsgerichts (6. Sen.) v. 24. Sept. 1914 in der preuß. 

Sache G. (Bkl.) w. F. Erben (KG. Berlin). VI. 228/14. 


— en — — 


104. Beweislaſt bei Unfall⸗ und bei Lebensverſicherung über den 
Eintritt des Verſicherungsfalls. 
Vgl. 49 Nr. 115; 58 Nr. 208. 
Verſ VG. § 181. 
Im vorliegenden Fall handelt es ſich um eine Verſicherung gegen Unfälle. 
Bei der Unfallverſicherung iſt nicht — wie bei der Lebensverſicherung — die 
bloße Tatſache des Todes der Verſicherten das Ereignis, deſſen Eintritt das 
Recht auf Auszahlung der Verſicherungsſumme zur Entſtehung bringt, ſondern 
ein Unfall, d. h. ein äußerliches ſchadenſtiftendes Ereignis, das dem Ver⸗ 
ſicherten wider Willen zuſtößt. Als Folge eines ſolchen Unfalls kommt auch 
der Tod in Betracht. Es erzeugt aber nicht der Tod ſchlechthin, ſondern der 
durch den Unfall verurſachte Tod das Recht auf die Verſicherungsſumme. 
Daher können bei der Unf.⸗Verſicherung die Fälle der Ungewißheit zwiſchen 
Unglücksfall und Selbſtmord nicht ohne weiteres dem Verſicherer zur Laſt 
fallen; vielmehr muß, wer die Rechte aus dem Verſicherungsvertrage geltend 
macht, ſeinerſeits außer dem Tode deſſen Verurſachung durch einen Unfall 
in rechtliche Gewißheit ſetzen. 
Vgl. SeuffA. 49 Nr. 115; 58 Nr. 208; RGeEntſch. 44, 149 ff.; Gerhard - Hagen 
VerſvVG. zum 4. Abſchn. Anm. 3 S. 734. 


Dieſe aus der Natur der Unf.-Verficherung und ihrem Gegenſatze zur 
Lebensverſicherung abzuleitenden Sätze finden für den vorliegenden Fall 
ihre beſondere Beſtätigung in den allgemeinen Verſ.-Bedingungen der Polize, 
nach denen die in $3 näher bezeichneten Unfälle von der Verſicherung ausge— 
ſchloſſen ſind, alſo von dem Vertrage garnicht umfaßt werden, und der die 
Verſ.⸗Summe Beanſpruchende den Beweis zu führen hat, daß ein bedin— 
gunggemäßer Unfall eingetreten ſei und daß die Umſtände vorhanden 
ſeien, die eine Zahlungsverpflichtung des Verſicherers begründen. 
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Es iſt deshalb zutreffend, wenn das Landgericht davon ausgeht, die 
Klägerinnen hätten zu beweiſen, daß M. durch einen Unfall i. ©. des § 1 der 
allgem. Verſ.⸗ Bedingungen ſein Leben eingebüßt habe und daß der Fall 
der Selbſttötung oder Trunkenheit — nur das Vorliegen des einen oder andern 
dieſer Fälle iſt von der Beklagten eingewendet worden — nicht vorliege. Nun 
ſind zwar, worin dem Landgerichte beizupflichten iſt, die Anforderungen an 
dieſen den Klägerinnen obliegenden Beweis nicht zu überſpannen; es bedarf 
nicht einer ſchlechthin unumſtößlichen Beweisführung, vielmehr würde es 
im Hinblick auf die Unzulänglichkeit des menſchlichen Erkenntnisvermögens 
und insbeſondere mit Rückſicht darauf, daß andre Perſonen beim Eintritt 
des Todes Mis nicht zugegen waren und die Urſache des Todes nicht unmittelbar 
durch eigene Wahrnehmungen haben erkennen können, ausreichen, wenn 
die Klägerinnen darlegen, daß M. keinen Selbſtmord begangen habe und der 
Unfall nicht infolge von Trunkenheit Mis eingetreten ſei, ſowie daß eine andre 
Möglichkeit, durch die der Tod herbeigeführt wäre, als die des Unfalls nach 
menſchlichem Ermeſſen nicht wahrſcheinlich ſei. 

Urteil des OLG. Dresden (. Sen.) v. 25. Jan. 1915. 5 0. 147/14. 
Ch. 


105. Vorausſetzungen der Baftung des Unternehmers aus. $ 903 
Rerſch.; zum Begriff der Fahrläſſigkeit bei Übertretung von Unfall» 
Vverhütungsvorſchriften. 

Vgl. 61 Nr. 219; 64 Nr. 5; 66 Nr. 8. 

RVerſo. 88 903 ff.; StGB. §§ 222. 230; GewO. 5 120 a. c. 

Der am 2. Okt. 1897 geborene Karl F. trat am 20. April 1912 beim Be⸗ 
klagten als Fleiſcherlehrling in Stellung. Am 13. Juli 1912 arbeitete er 
im Schlachthauſe des Beklagten an dem mit elektriſcher Kraft betriebenen 
Fleiſchwolf, dabei geriet er mit der rechten Hand in das Getriebe hinein, 
wodurch ihm mehrere Finger abgeriſſen und die halbe Mittelhand zerquetſcht 
wurden. Der behandelnde Arzt mußte ihm die abgeriſſenen Finger und einen 
Teil der Mittelhand abnehmen. Dem Beklagten war am 21. Sept. 1910 
durch die Klägerin ausdrücklich, unter Androhung von Geldſtrafe und ſonſtigen 
Nachteilen, aufgegeben worden, alle Fleiſchzerkleinerungsmaſchinen, Wölfe 
u. dgl. derart mit einem Einlaufſchutz zu verſehen, daß der ſie bedienende 
Arbeiter nicht bis zu der gefährlichen Stelle gelangen könne. Der Beklagte 
hatte auch der Klägerin angezeigt, dieſe Auflage erfüllt zu haben, gleichwohl 
hatte der Fleiſchwolf zur Zeit des Unfalls keine Sicherheitsvorrichtung. Die 
Klägerin kündigte dem Beklagten, ihrem Mitglied, ſchriftlich an, daß die Er⸗ 
hebung des Erſatzanſpruchs gegen ihn beſchloſſen ſei, der Beklagte ließ jedoch 
die in 8 906 RVerſO. gedachte Friſt verſtreichen, ohne etwas gegen den Beſchluß 
zu unternehmen. In der Klage wurde nun geltend gemacht, daß der Beklagte 
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den Unfall verſchuldet habe, inſofern er in Nichtbeachtung der Beſtimmungen 
in §§ 70. 30 der von ihr herausgegebenen Unfallverhütungsvorſchriften und 
in § 120 e GewO. geduldet habe, daß der noch nicht fünfzehnjährige Lehrling 
an dem ungeſchützten Fleiſchwolf beſchäftigt werde. 

Der von der Klägerin gemäß 88 905 ff. RVerſO. erhobene Anſpruch auf 
Erſtattung der bisher gezahlten Renten und ſonſtigen Aufwendungen wurde 
dem Grunde nach feſtgeſtellt, auch dem Feſtſtellungsbegehren der Klägerin 
dahin, daß ihr der Beklagte auch die künftigen Aufwendungen zu erſtatten 
habe, wurde ſtattgegeben. Die Berufung des Beklagten blieb ohne Erfolg. 
Aus den Gründen des Ber. ⸗Urteils: 

„Zwar iſt der nach § 903 Abſſ. 1 und 4 RVerſ. O. gegebene Erſatzanſpruch 
der Berufsgenoſſenſchaft, als welcher ſich die Klageforderung darſtellt, nur 
dann begründet, wenn ein Tatbeſtand vorliegt, der die ſtrafgerichtliche Ver⸗ 
urteilung der in Anſpruch genommenen Perſon rechtfertigen würde (Dannen⸗ 
berg RVerſO. 3, 288, $ 903 unter 4). Aber das iſt, was der Beklagte zu Unrecht 
beſtreitet, hier der Fall. ö 

Der Begriff der Fahrläſſigkeit i. S. des Strafgeſetzes iſt zu beſtimmen als 
die Vernachläſſigung der durch das Recht oder durch die Erforderniſſe der Ver⸗ 
kehrsſicherheit gebotenen Vorſicht, ſofern ihre Beachtung von dem Täter 
nach ſeinen perſönlichen Verhältniſſen und nach den Umſtänden erwartet 
werden kann und er infolge ihrer Vernachläſſigung entweder nicht voraus⸗ 
ſieht, daß ſich der Tatbeſtand einer ſtrafbaren Handlung verwirklichen könne, 
oder darauf vertraut, daß das nicht geſchehen werde (Frank StGB. 1114 145, 
859 VIII). Mit dieſer Begriffsbeſtimmung ſteht im Einklang die feſte Recht- 
ſprechung des Reichsgerichts, z. B. Entſch. in Strafſ. 6, 249; 15, 345; 30, 25. 
Insbeſondere wird nicht, wie der Beklagte will, verlangt, daß der Handelnde 
den Erfolg als Wirkung ſeiner Handlung vorhergeſehen habe, denn dann würde 
nicht Fahrläſſigkeit, ſondern Vorſatz vorliegen. Auch iſt nicht erforderlich, 
daß der Täter gerade dieſen Verlauf der Dinge und dieſe Geſtaltung der Schädi⸗ 
gung vorausſehen konnte (Recht 1906 Nr. 2967). Der Tatbeſtand der Fahr⸗ 
läſſigkeit ſetzt vielmehr nur allgemein die Vorausſehbarkeit des rechtswidrigen 
Erfolgs auf Grund derjenigen objektiven Tatſachen voraus, die tatſächlich 
für den eingetretenen Erfolg urſächlich geweſen ſind; 

RGRſpr. in Strafſ. 9, 63; Warneyers Jahrb. B (Strafr.) 1913, 41 zu $ 222 Nr. 1. 
Hiernach kann die Fahrläſſigkeit insbeſondere darin beſtehen, daß der 
Handelnde unter Außerachtlaſſung der ſchuldigen Aufmerkſamkeit das zu tun 
unterlaſſen hat, was er zu tun rechtlich verpflichtet war. Das Vorliegen einer 
Fahrläſſigkeit iſt daher namentlich bei Verabſäumung notwendiger Schutz- 
maßregeln oder Schutzvorrichtungen zu bejahen; 

Olshauſen StGB.“ 2, 865. 867, $ 222 Note 3 Abſ. 3, Note 5a 4. 

Dieſe Vorausſetzungen ſind hier gegeben. Nach §8 120 a. 120 c GewO. 
war der Beklagte verpflichtet, den von ſeinen Angeſtellten benutzten Fleiſch⸗ 
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wolf ſo einzurichten und deſſen Bedienung jo zu überwachen, daß die Ange- 
ſtellten gegen Gefahr für Leib und Leben ſo weit geſchützt waren, als dies nach 
der Art des Betriebes überhaupt möglich war, und dieſe Fürſorgepflicht hatte 
er einem Arbeiter unter 18 Jahren gegenüber beſonders ſtreng zu beobachten. 
Dieſe allgemeinen geſetzlichen Beſtimmungen haben im gegebenen Falle eine 
weſentliche Verſchärfung erfahren durch die $$ 30. 70 der Unf.⸗Verhütungs⸗ 
vorſchriften der Fleiſchereiberufsgenoſſenſchaft v. 13. Juli / 15. Sept. 1898. Da⸗ 
nach durfte der Beklagte den Lehrling F., der zur Zeit des Unfalls noch nicht 
einmal 15 Jahre alt war, an dem Fleiſchwolf überhaupt nicht beſchäftigen, und 
er war überdies verpflichtet, den Fleiſchwolf mit einem Einlaufſchutz zu ver⸗ 
ſehen. Auf die letztere Verpflichtung iſt er durch das Schreiben der Klägerin 
v. 21. Sept. 1910 noch beſonders hingewieſen worden, und er hat durch ſein 
Schreiben v. 3. Februar 1911 angezeigt, daß er der in jenem Schriftſtück er⸗ 
laſſenen Auflage nachgekommen ſei. Dieſe Angabe entſprach nicht den 
Tatſachen, denn der Fleiſchwolf hatte zur Zeit des Unfalls keinen Einlaufſchutz. 

Nun meint der Beklagte zwar, er habe lediglich zu prüfen gehabt, ob 
der einzelne Arbeiter mit den Fingern bis zu der gefährlichen Stelle der Ma⸗ 
ſchine gelangen könne; dieſe Prüfung habe der Geſelle Fr. mit dem Lehr- 
ling F. vorgenommen; ſie habe ergeben, daß F. nicht bis zur Schnecke im 
Fleiſchwolf habe gelangen können. Aber das trifft nicht zu. F. iſt bei der 
Probe mit der Hand durch die Offnung des Trichters hindurchgekommen 
und deshalb von Fr. wegen der beim Hineingreifen vorhandenen Gefahr 
verwarnt worden. — — — Wie der Unfall gezeigt hat, kam F., namentlich 
wenn er fettige Hände hatte, ohne beſondere Mühe ſo tief in den Trichter 
hinein, daß die Schnecke die Hand erfaſſen konnte. Hätte alſo der Beklagte 
ſelbſt die Prüfung mit F. vorgenommen und hierbei alle Möglichkeiten er⸗ 
wogen, ſo würde er erkannt haben, daß F. bis zur Schnecke gelangen könne. 
Schon der Umſtand, daß er die Vornahme der Prüfung ſeinem Geſellen 
überließ, enthielt eine Außerachtlaſſung der erforderlichen Sorgfalt. Dazu 
kommt, daß er trotz der Beſtimmung in $ 70 Unf.⸗Verhüt.⸗Vorſchr. den 
Fleiſchwolf nicht mit einem Einlaufſchutz verſehen hatte, und daß er entgegen 
der Vorſchrift in § 30 das Arbeiten des noch nicht einmal 15 Jahre alten F. 
am Fleiſchwolf zuließ. Die Nichtbeachtung derartiger Unf.⸗Verhütungs⸗ 
vorſchriften ſtellt aber, wenn nicht beſondere, hier nicht vorliegende Gründe 
ſie rechtfertigen, ſtets eine Fahrläſſigkeit des zu ihrer Beachtung Verpflich⸗ 
teten dar (Warneyer Jahrb. B, Strafr., 1910, 60 zu § 230 Nr. 6d.) Durch dieſe 
Vorſchriften wurde der Beklagte auf die Möglichkeit einer Gefahr beſonders 
hingewieſen, und er kann ſich daher, nachdem gerade infolge Nichtbeachtung 
der vorgeſchriebenen Maßregeln ein Unfall eingetreten iſt, nicht damit ent⸗ 
ſchuldigen, der Unfall ſei für ihn nicht vorausſehbar geweſen. 

Iſt hiernach allenthalben ein Verhalten des Beklagten anzunehmen, 
das auch ſeine ſtrafgerichtliche Verurteilung wegen fahrläſſiger Körperverletzung 
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(8 230 StGB.) rechtfertigen würde, jo ſteht damit auch feine zivilrechtliche 
Haftung für die Folgen des Unfalls der Klägerin gegenüber feſt (§ 903 RVerſO.). 

Eine etwa mitwirkende Fahrläſſigkeit F.s hat das Landgericht bereits 
zutreffend für unbeachtlich erklärt (RGEntſch. 62, 428). 

Auch dagegen iſt kein Bedenken zu erheben, daß der Leiſtungsanſpruch 
zunächſt nur dem Grunde nach für gerechtfertigt erklärt und die Verpflichtung 
des Beklagten zum Erſatz der der Klägerin noch entſtehenden Aufwendungen 
nach § 256 3 PO. feſtgeſtellt worden iſt. Denn ſolange von den Unf.-Ber].- 
Inſtanzen noch keine rechtskräftige Entſcheidung über den Umfang der zu ge— 
währenden Entſchädigung vorliegt, haben hierüber, trotz der Vorſchriften 
in 88 901 Ab}. 1, 907 Abſ. 2 RVerſO., die ordentlichen Gerichte ſelbſtändig zu 
entſcheiden (Dannenberg 3, 286, § 901 Nr. 4) und es ſteht auch nichts ent— 
gegen, die Entſchädigungspflicht im Wege der Feſtſtellungsklage auszuſprechen. 
Inſoweit freilich bereits ein Beſcheid des Verſicherungsträgers vorlag, der als 
Entſcheidung i. S. des § 901 Abſ. 1 RVerſO. anzuſehen iſt, hätte das Land— 
gericht allerdings ſofort den Beklagten zur Zahlung des entſprechenden Be— 
trages verurteilen können. Da aber die Klägerin Berufung nicht eingelegt 
hat, jo mußte es inſoweit bei dem zunächſt nur den Grund des erhobenen 
Anſpruchs feſtſtellenden Urteil verbleiben. Der Beklagte hat keine Ber- 


anlaſſung, ſich hierüber zu beſchweren. — — —“ 
Urteil des OLG. zu Dresden (7. Sen.) v. 17. Dez. 1914 i. S. Fleiſcherei⸗ 
Berufsgenoſſenſch. zu Mainz (Kl.) w. K. 70. 170/14. —— 


106. Verteilung der Haftung bei Beſchädigung eines Kraftwagens 
durch die Eiſenbahnk. Anwendbarkeit des $ 254 BGB. auf Haft- 
pflichtfälle. ! 

"Bol. 67 Nr. 8; 69 Nr. 79. 144. — Vgl. 59 Nr. 123; 64 Nr. 91; 69 Nr. 242. 
Kraftf G. § 18 Abi. 3; Haftpfl®. § 1; BGB. 8 254. 

Der Kläger fuhr am 22. Dez. 1911 gegen Mittag in einem Kraftwagen, 
den er ſelbſt lenkte, auf der Landſtraße Hildesheim-Braunſchweig, die bei 
Grasdorf von der der Beklagten gehörigen Eiſenbahn gekreuzt wird. Schranken 
ſind bei dieſem Straßenübergange nicht angebracht; auf einer Seite der Straße 
ſteht ein Stück vor dem Übergange eine Warnungstafel. Bei dieſer Kreuzung 
ſtieß der Kraftwagen des Klägers mit der Lokomotive eines fahrplanmäßigen 
Zuges der Beklagten zuſammen. Der Kraftwagen wurde beiſeite geſchleudert 
und geriet in Brand; der Kläger wurde aus dem Wagen geworfen und erlitt 
ſchwere Verletzungen. Auf den Erſatz des Schadens nahm er die Beklagte 
in Anſpruch. — Das Landgericht erklärte den Anſpruch zur Hälfte dem Grunde 
nach für gerechtfertigt; in 2. Inſtanz wurde die Klage abgewieſen. Das 
Reichsgericht hob auf und verwies zurück. Aus den Gründen: 


106. Kraftfahrzeuge. 187 


„Das Landgericht erachtete den Klaganſpruch hinſichtlich des Körper— 
ſchadens gemäß § 1 HaftpflG., hinſichtlich des Sachſchadens nach § 25 preuß. 
EiſenbG. v. 3. Nov. 1838 an ſich für begründet, wandte aber hinſichtlich des 
Einfluſſes eines mitwirkenden eigenen Verſchuldens des Klägers für beide 
Schäden den § 254 BGB. an und teilte daraufhin, indem es ein Verſchulden 
des Klägers dafür annahm, daß er bei gehöriger Aufmerkſamkeit, wenn nicht 
den nahenden Zug, ſo doch die Warnungstafel rechtzeitig hätte bemerken 
und dadurch ſich veranlaßt ſehen müſſen, ſo langſam zu fahren, daß er jederzeit 
halten konnte. 

Das Ber.⸗Gericht erachtet dagegen den Klaganſpruch in ſeinem ganzen 
Umfange für unbegründet. Er gründe ſich auf §1 HaftpflG., die Beklagte 
könne ſich jedoch von ihrer Erſatzpflicht befreien. Hierfür kämen zunächſt die 
Vorſchriften der §§ 17. 18 KraftfG. in Betracht; dieſe könnten aber im ge— 
gebenen Falle außer acht gelaſſen werden, da die Beklagte von ihrer Haftung 
jedenfalls dann befreit ſei, wenn fie nach §1 HaftpfiG. nachweiſe, daß der 
Unfall allein durch das eigene Verſchulden des Klägers verurſacht ſei. Dieſen 
Beweis ſieht das Ber. Gericht für erbracht an. — — — Die gegen dieſe Ent⸗ 
ſcheidung vom Kläger eingelegte Reviſion war für begründet zu erachten. 

Einmal iſt es rechtlich nicht angängig, daß das Ber.⸗Gericht, obwohl 
es anerkennt, daß die §§ 17. 18 KraftfG. auf den feſtgeſtellten Tatbeſtand 
hinſichtlich des Umfanges des den Eiſenb.-Unternehmer im Verhältnis zu 
einem beſchädigten Kraftwagenhalter oder Führer treffenden Schadenerſatzes 
an ſich Anwendung finden, dieſe Beſtimmungen dennoch beſeite ſchiebt und 
anſtatt ihrer ältere Beſtimmungen anwendet. Wenn ein Geſetz auf einen 
Tatbeſtand Anwendung findet, dann fordert es auch dieſe Anwendung. Da das 
KraftfGeſetz wie das von dem Ber.-Gericht angewendete HaftpflGeſetz Reichs 
geſetze ſind, ſo hebt das neuere das ältere inſoweit auf, als es ſelbſtändig neue 
Beſtimmungen trifft, die in den Bereich des alten Geſetzes einſchlagen. Das 
iſt aber bei den §§ 17. 18 KraftfG. der Fall. — — — Aus $1 HaftpflG. be⸗ 
ſtimmt ſich nur noch die Schadenerſatzpflicht überhaupt, während deren Um- 
fang gemäß § 17 KraftfG. ‚nach den Umſtänden' und beſonders nach der 
vorwiegenden Verurſachung des Schadens in Anwendung des Grundſatzes 
des § 254 BGB. ſich richtet. Nur die §§ 17. 18 Abſ. 3 KraftfG. ſind jetzt 
hierfür maßgebend und es kann nicht daneben der Umfang der Haftung aus 
§1 HaftpflG. hergeleitet werden. — — — 

Die Anwendung des in den Grenzen des Anwendungsgebiets des ſpäteren 
Geſetzes außer Kraft geſetzten § 1 Haftpfl®. an Stelle der 88 17. 18 KraftfG. 
würde indeſſen nicht notwendig zur Aufhebung des angefochtenen Urteils 
führen. Denn es iſt wiederum rechtsirrig, wenn das Ber.⸗Gericht vermeint, 
daß $ 1 HaftpflG. andre und ſtrengere Anforderungen an einen der Beteiligten, 
mag dies der Erſatzpflichtige oder der Beſchädigte ſein, ſtelle. Die Rechts— 
anſicht des Ber.⸗Gerichts, daß §1 HaftpflG. den Eiſenb.-Unternehmer von 


. 
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jeder Erſatzpflicht befreie, wenn er nachweiſe, daß den Beſchädigten allein 
ein Verſchulden treffe, iſt, wenigſtens nach der Entwickelung, die die Recht⸗ 
ſprechung zu jenem § 1 ſeit dem Inkrafttreten des Bürgerl. Geſetzbuchs ge⸗ 
nommen hat, rechtlich unzutreffend. Bei richtiger Anwendung enthält für 
den Umfang der Erſatzpflicht des Eiſenb- Unternehmers gegenüber dem Be⸗ 
ſchädigten, den ein eigenes mitwirkendes Verſchulden trifft, $1 Haftpfl®. 
in Verbindung mit § 254 BGB. vielmehr genau dieſelben Grundſätze, wie die 
mehrangeführten Vorſchriften des KraftfGeſetzes. Das Reichsgericht hat in 
zahlreichen Entſcheidungen, 
RGeEntſch. 53, 75. 394; 56, 154; aus neuerer Zeit JW. 1909, 46°; 1911, 57813; 
1913, 9215; Warneyer Rechtſpr. 1909 Nr. 532; 1910 Nr. 461; 1912 Nr. 370; 

1914 Nr. 6. 112, 
ausgeſprochen, daß nach dem Inkrafttreten des Bürgerl. Geſetzbuchs nicht 
mehr mit Geſetzesnotwendigkeit der ganze Schaden den Verletzten trifft, 
wenn ihm allein ein Verſchulden zur Laſt fällt, und anderſeits den Eijenb.- 
Unternehmer, wenn jenem Verſchulden ein überwiegendes des Eiſenb.⸗Unter⸗ 
nehmers gegenüberſteht, wie dies der älteren Rechtſprechung zum Haftpfl®. 
entſprach, ſondern daß jetzt für den Umfang der Schadenerſatzpflicht der Ver- 
teilungsmaßſtab des § 254 BGB. Platz zu greifen hat derart, daß auf Seiten 
des erſatzpflichtigen Unternehmers die gegeunſtändliche (objektive) gewöhn⸗ 
liche oder erhöhte Betriebsgefahr und dazu das eigene von ihm ſelbſt zu ver- 
tretende Verſchulden, auf Seiten des Beſchädigten ſein mitwirkendes Ver⸗ 
ſchulden gegeneinander abzuwägen ſind. Die §§ 17. 18 KraftfG. gehen dar⸗ 
über nur nach der einen Richtung noch hinaus, daß beim Zuſammentreffen 
mehrerer Gefährdungshaftungen durch Eiſenbahn⸗ oder Kraftfahrzeug⸗ 
betrieb oder Tiergefahr auch dann, wenn vom Verletzten nicht ein Verſchulden, 
ſondern nur dieſe Betriebs- oder Tiergefahr zu vertreten iſt, der Umfang der 
Erſatzpflicht nach denſelben Grundſätzen zu vertreten iſt, — eine entſprechende 
Anwendung des § 254 BGB., die zwar in die Rechtſprechung des Reichs- 
gerichts auch ohne die 88 17. 18 KraftfG. Eingang gefunden hat (RGEntſch. 67, 
120), aber zu einer allgemeinen Ausgeſtaltung bei Erlaß dieſes Geſetzes noch 
nicht gediehen war. 

Im gegebenen Fall iſt ein Verſchulden des Klägers ſelbſt vom Ber.⸗Gericht 
für dargetan erachtet worden. Bei deſſen Würdigung gegenüber der Betriebs 
gefahr der Eiſenbahn war ſowohl nach § 1 Haftpfl®. in Verbindung mit 
§ 254 BGB. wie nach den 88 17. 18 Abſ. 3 KraftfG. auch auf die Geſtaltung 
der gegenſtändlichen Betriebsgefahr einerſeits der Eiſenbahn, anderſeits 
des Kraftfahrzeuges Rückſicht zu nehmen. Eine Verſchiedenheit der Rechts- 
anwendung beſteht bei richtiger Auslegung beider Geſetze in Wirklichkeit nicht. 
Das Ber.⸗Gericht iſt in ſeinem Urteil indeſſen von einer ſolchen Verſchieden⸗ 
heit ausgegangen. — — — Die umfaſſende Abwägung aller Umſtände gegen 
einander, wie ſie die 88 17 und 18 Abſ. 3 KraftfG. und bei richtiger Anwendung 
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auch § 1 HaftpflG. mit § 254 BGB. im Auge haben, begreift die Zuſtände, 
unter denen der Unfall ſich abſpielte, die Vorgänge, von denen er begleitet 
war, und die Handlungen und Unterlaſſungen der Beteiligten, die für ſein 
Eintreten verurſachend mitgewirkt haben, nebſt den dieſen Perſonen etwa zur 
Laſt fallenden Verfehlungen gegen die im Verkehr erforderliche Sorgfalt. 
Dieſe allſeitige Würdigung hat nicht ſtattgefunden. 

Das Urteil des Ber.⸗Gerichts war deshalb auf die Reviſion des Klägers 
aufzuheben und die Sache an das Ber. Gericht zurückzuverweiſen.“ 

Urteil des Reichsgerichts (6. Sen.) v. 23. Nov. 1914 in der preuß. 
Sache B. (Kl.) w. Braunſchw. Landes⸗EBGeſ. (OLG. Celle). VI. 
397/14. 


107. Able Nachrede zu Wettbewerbszwecken oder berechtigte Warnung d 
Unl WG. $ 14. 

Im Eingange ihres Illuſtrierten Preisbuchs für den Liebhaber⸗Photo⸗ 
graphen brachte die Beklagte, die eine Photo⸗Großhandlung in Leipzig be⸗ 
treibt, unter der Überfchrift: „Sehr beachtenswerte Momente für den Kamera- 
Käufer!“ folgende Sätze: 

In offenen Ladengeſchäften achte man genau darauf, daß nicht alte, auf⸗ 
gefriſchte Modelle zum Verkauf angeboten werden. Dieſe Geſchäfte haben das 
größte Intereſſe daran, ihre Ladenhüter loszuſchlagen. Der angeblich billige 
Preis iſt im Verhältnis zur Sache immer noch viel zu hoch. 

Das Preisbuch war von der Beklagten an Liebhaber⸗ Photographen, auch 
außerhalb Leipzigs, verkauft und verſchickt worden. 

Die Klägerinnen, ſämtlich Photo⸗Spezialgeſchäfte in Leipzig, erhoben 
Klage mit dem Antrage, die Beklagte zu verurteilen, in Mitteilungen für 
einen größeren Kreis von Perſonen dieſe Behauptung zu unterlaſſen und jene 
Sätze aus ihren Preisbüchern zu entfernen. — Das Landgericht erkannte 
nach dieſem Antrage indem es ausführte: Die Parteien ſtänden in einem 
Wettbewerbsverhältnis und es könne kein Zweifel ſein, daß die beanſtandeten 
Sätze zu Wettbewerbszwecken in das Preisbuch aufgenommen ſeien. Für 
deren Sinn ſei maßgebend, was das Publikum aus ihnen herausleſe. Nach 
Anſicht des Gerichts könnten ſie nicht anders aufgefaßt werden als daß den 
Inhabern offener Ladengeſchäfte der Vorwurf gemacht werde, ſie täuſchten 
das kaufende Publikum durch Verkauf alter aufgefriſchter Apparate als neuer 
Modelle, zu zwar herabgeſetzten aber immer noch zu teuren Preiſen. Dieſer 
Vorwurf ſei geeignet, das Erwerbsgeſchäft der Ladeninhaber ſchwer zu ſchädi⸗ 
gen. In ſeiner Allgemeinheit treffe er auch die klagenden Firmen, die in 
Leipzig die größten und bekannteſten Photogeſchäfte darſtellten. 

In der Ber.⸗Inſtanz wurde dagegen die Klage abgewieſen. Aus den 
Gründen: N 

„Der Anſicht des Landgerichts, daß der Unterlaſſungsanſpruch der Kläge⸗ 

rinnen nach $ 14 Unl WG. begründet ſei, vermag das Ber.⸗Gericht nicht beizu⸗ 
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treten. Das Landgericht legt nach diesſeitiger Auffaſſung zu viel in die be- 
anſtandeten Sätze hinein, wenn es in ihnen einen den Inhabern offener Laden⸗ 
geſchäfte gemachten Vorwurf der Täuſchung erblickt. Die Sätze enthalten 
nur den ganz im allgemeinen erteilten Ratſchlag, beim Ankauf von Apparaten 
in offenen Ladengeſchäften darauf zu achten, daß nicht alte aufgefriſchte Modelle 
angeboten würden, weil jene Geſchäfte, wie dies nur zu erklärlich und natür⸗ 
lich iſt, ein großes Intereſſe hätten, auch ihre Ladenhüter loszuſchlagen, und 
weil der angeblich niedrige Preis doch im Verhältnis zur Sache noch viel zu 
hoch ſei, offenbar nach der Überzeugung der Beklagten um deswillen, weil 
es ſich überhaupt empfehle, nie eine Kamera älteren Syſtems, vielmehr nur 
neue Modelle zu kaufen, die alle techniſchen Verbeſſerungen der modernen 
Apparate aufwieſen. Der Vorwurf, daß die Inhaber der offenen Laden⸗ 
geſchäfte die Käufer zu übervorteilen und zu täuſchen verſuchten, iſt in der 
Außerung, auch im Zuſammenhalt mit dem übrigen Inhalt des Preisbuchs, 
nicht zu erblicken. 

Nun ſoll nicht verkannt werden, daß die Beklagte den Kamerakäufern die 
Winke in ihrem Preisbuche ſchließlich doch nur zu dem Zweck gibt, um ihnen 
das Vorteilhafte eines Kaufes bei ihr ſelbſt nahe zu legen, daß ſie alſo dabei 
zu Wettbewerbszwecken gehandelt hat. Allein darum erſcheint weder dieſer 
Wettbewerb als ein unlauterer, noch ſonſt das Vorgehen der Beklagten als 
den guten Sitten zuwiderlaufend. Denn was die Beklagte in jenen Sätzen 
zum Ausdruck bringt, iſt im Grunde nicht mehr, als was ſich jeder vorſichtige 
und vernünftige Käufer bei der Anſchaffung einer Kamera ſelbſt ſagen und zur 
Beachtung halten muß. 

Daß die Beklagte über ihr eigenes Erwerbsgeſchäft und die von ihr an⸗ 
gebotenen Waren unrichtige Angaben gemacht habe, iſt weder behauptet, 
noch beanzeigt. Den Klägerinnen, deren Eigenſchaft als Mitbewerber auf 
dem Gebiete des Photo⸗Handels an ſich wohl nicht in Zweifel zu ziehen iſt, 
iſt nach alledem ein Unterlaſſungsanſpruch gegen die Beklagte weder auf Grund 
der $$ 824. 826 BGB., noch nach den Beſtimmungen in 881. 3. 13. 14 UnlWG. 
gegeben. Es kann deshalb unerörtert bleiben, ob zu einer Anwendung des 
§ 14 Unl WG. insbeſondere nicht erforderlich wäre, daß ſich die Behauptung 
auf eine beſtimmte Perſon beziehe, die entweder genannt oder doch der Be⸗ 
ſchreibung und den Umſtänden nach dem Publikum als die davon betroffene 
erkennbar iſt — woran es hier fehlen würde: die Behauptung iſt ganz all- 
gemein und keinesfalls ſo gehalten, daß daraus ein ausnahmslos gegen alle 
Inhaber offener Photo-Geſchäfte gerichteter Vorwurf zu entnehmen wäre. 
Daß bei Käufen in offenen Ladengeſchäften und zwar in allen Branchen und 
ſo auch in Spezialgeſchäften für Photographen, Verſuche vorkommen können, 
Ladenhüter loszuſchlagen, und tatſächlich in mehr oder minder großem Um- 
fange vorkommen, iſt nicht zu beſtreiten. Der warnende Hinweis auf eine 
ſolche Tatſache iſt nichts Unerlaubtes. 
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Alle dieſe Erwägungen führen in Beachtung der Berufung zur Abweiſung 
der Klage. — — —“ 
Urteil des OLG. zu Dresden (3. Sen.) v. 13. Mai 1914 i. S. W. 
u. Gen. (Kl.) w. B. & H. — 30. 8/14. L. 


108. Inwieweit erſtreckt ſich der öffentliche Glaube des (bayer.) Grund- 
buchs auf Angaben im Titel des Grundbuchblatts d 
Val. 65 Nr. 189 m. N. 
BGB. ds 891. 892; GBO. 88 1. 2; bayer. Dienſtanweiſung $$ 159 ff. 

Laut notarieller Urkunde hatten die Eheleute M. mehrere zum An⸗ 
weſen Haus⸗Nr. 3 in Larch (Oberlarcher Anweſen) gehörende, im Grundbuch 
des Amtsgerichts M. eingetragene Grundſtücke und die „die Larcheralpe“ 
bildenden, im genannten Grundbuch eingetragenen Grundſtücke zu Mit⸗ 
eigentum nach Hälfteanteilen gekauft und aufgelaſſen erhalten. Der Eigen⸗ 
tumsübergang war in das Grundbuch eingetragen worden. Über die Eigentums⸗ 
und Grenzverhältniſſe der Grundſtücke entſtand Streit zwiſchen den Staats⸗ 
forſtbehörden und dem M.; M. verlangte wegen zuſammenhängenden Grund⸗ 
beſitzes von über 400 Tagwerk die Eigenjagd, die Staatsforſtbehörden be⸗ 
zeichneten aber insbeſondere einen Teil des vom Oberlarcher Anweſen in die 
zu dieſem Anweſen gehörige Larcheralpe führenden Weges als fiskaliſches 
Eigentum und behaupteten einen Grenzverlauf, wonach die Plannummer 99 
und die andern zur Larcheralpe gehörenden Grundſtücke von dem übrigen 
M.ſchen Grundbeſitze abgeſchnitten wären. Darauf erhob M. gegen den 
Fiskus Klage auf Feſtſtellung, daß ſich zwiſchen ſeinen Grundſtücken Nr. 99. 
100. 101 und 102 keine Grundfläche des Beklagten befinde. Der Beklagte 
erhob eine entgegengeſetzte Widerklage. — Das Landgericht erkannte im 
Sinn der Klagebitte; die Berufung des Beklagten wurde zurückgewieſen. — 
Aus den Gründen des Ber. ⸗Urteils: 

„— — — Ausſchlaggebend für die Entſcheidung über das Eigentum 
an der ſtrittigen Wegeſtrecke und hinſichtlich der Feſtſtellung des Verlaufs der 
beſtrittenen Grenzen iſt die Tatſache, daß der Erwerb der in Frage kommenden 
Grundſtücke durch den Kläger und deſſen Ehefrau unter Grundbuchrecht 
ſteht und von dem öffentlichen Glauben des Grundbuchs beeinflußt iſt. Grund⸗ 
ſtück im Rechtsſinn iſt ein begrenzter Teil der Erdoberfläche. Nach § 2 Abſ. 2 
GBO. erfolgt die Bezeichnung der Grundſtücke in den Grundbüchern nach 
einem amtlichen Verzeichnis, in welchem die Grundſtücke unter Nummern 
oder Buchſtaben aufgeführt ſind und deſſen Einrichtung im übrigen durch 
landesherrliche Verordnung beſtimmt wird. Nach §1 bayer. VO. betr. 
Führung des Grundbuchs in den Landesteilen rechts des Rheins v. 25. Febr. 1905 
dienen als amtliche Verzeichniſſe der Grundſtücke i. ©. des § 2 Abſ. 2 GBO. die 
Sachregiſter; die Vorſchriften über die Einrichtung und die Führung der Sach— 
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regiſter werden von dem Staatsminiſterium der Juſtiz erlaſſen. Seinen 
Anordnungen unterliegt auch die Einrichtung der Grundbücher, ſoweit ſie 
nicht in der Grundbuchordnung geregelt iſt. Die einſchlägigen Vorſchriften 
ſind in der Dienſtanweiſung für die Grundbuchämter enthalten. Als Grund⸗ 
lage für die Bezeichnung der Grundſtücke im Sachregiſter dienen der Kataſter⸗ 
plan und das Grundſteuerkataſter (88 184. 159 DAnw.). Der Kataſterplan, 
der einen weſentlichen Beſtandteil des Grundſteuerkataſters bildet, läßt ins⸗ 
beſondere die Lage, Figur, Begrenzung, Kulturart und Plannummer jedes 
einzelnen Grundſtücks mit der Hausnummer oder Beſitznummer des Eigen⸗ 
tümers entnehmen (§ 163 DAnw.). Das Sachregiſter enthält nicht nur die 
Plannummern, mit denen die Grundſtücke im Kataſterplan und im Grund⸗ 
ſteuerkataſter bezeichnet find (8 168), ſondern auch die aus dem Grundſteuer⸗ 
kataſter übernommene Angabe des Flächeninhalts, der Benennung und der 
Kulturart der Grundſtücke (§ 184). Es iſt mit dem Grundſteuerkataſter in 
ſteter Übereinſtimmung zu halten. 

Der Titel eines Grundbuchblatts iſt zur Eintragung des Grundſtücks oder 
(bei einem gemeinſchaftlichen Grundbuchblatt) der Grundſtücke beſtimmt, 
für die das Grundbuchblatt geführt wird. In den Titel iſt insbeſondere einzu⸗ 
tragen die Bezeichnung des Grundſtücks ($ 2931). Sie erfolgt gemäß § 294 nach 
dem Inhalt des amtlichen Verzeichniſſes der Grundſtücke (des Sachregiſters) 
durch die Angabe der Plannummer des Grundſtücks. Neben der Plannummer 
find die im Sachregiſter angeführte Kulturart und Benennung und der Flächen- 
inhalt des Grundſtücks im Titel anzugeben. Der Titel des Grundbuchblatts 
gibt ſohin beſtimmunggemäß darüber Auskunft, an welchem Grundſtück 
die dinglichen Rechte beſtehen, die aus den Eintragungen in den drei Abtei⸗ 
lungen des Grundbuchblatts erſichtlich ſind. 

Es ergibt ſich nun die Frage, ob auch die Eintragung im Titel des Grund⸗ 
buchblatt3 teilnimmt an der Rechtsvermutung des § 891 BGB. und an dem 
Rechtsſchein des § 892 BGB., ob und wie weit die dort eingetragenen An⸗ 
gaben über das Grundſtück zum „Inhalt des Grundbuchs“ gehören. 

Die Frage iſt beſtritten. Zweifellos iſt ſie zu verneinen hinſichtlich der⸗ 
jenigen Angaben, die ſich auf Kulturart, Bebauung und Flächeninhalt be⸗ 
ziehen. Denn das ſind reine Tatſachen, die eine Veränderung durch eine 
Rechtsvermutung oder durch öffentlichen Glauben nicht erfahren können. 
Anders aber verhält es ſich mit dem Teil der Eintragung im Titel, der die 
Bezeichnung des Grundſtücks enthält, Eigentum ohne Sache iſt nicht denkbar. 
Der Gegenſtand des Eigentums iſt von entſcheidender Bedeutung für den, 
der das Eigentum hat und für den, der es erwerben will, und für die an der 
Sache ſonſt dinglich Berechtigten. Der öffentliche Glaube würde ohne Er⸗ 
ſtreckung auf den Gegenſtand des Eigentums ein Recht ohne Inhalt gewähren. 
Das Reichsgericht (5. Senat) hat daher, ausgehend von dieſen Erwägungen, 
in der grundlegenden Entſcheidung v. 12. Febr. 1910 (Entſch. 73, 125, in 
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SeuffA. 65 Nr. 189) ausgeſprochen, daß diejenige Eintragung, die nachweiſt, 
welche Grundfläche vom Eigentumsrecht des als Eigentümer Eingetragenen 
umfaßt wird, zu dem Grundbuchinhalt gehört, den der öffentliche Glaube 
des Grundbuchs deckt. Dieſelbe Anſicht iſt vertreten in den Urteilen des 
5. Ziv.⸗Sen. in Warneyer Rſpr. 1913, 468 und 549 und in einem Urteil des 
7. Ziv.⸗Sen. in JW. 1910, 813. 

Demgemäß genießt in Bayern derjenige Teil der Eintragung im Titel 
des Grundbuchblatts den Schutz des öffentlichen Glaubens, der die nach dem 
Inhalt des amtlichen Verzeichniſſes der Grundſtücke durch die Angabe der 
Plannummer erfolgte ‚Bezeichnung‘ des Grundſtücks enthält. Die Angabe 
der Plannummer erfüllt die Aufgabe einer Kennzeichnung des Grundſtücks 
dadurch, daß ſie nach den oben wiedergegebenen landesrechtlichen Vorſchriften 
die im Kataſterplan dargeſtellte Begrenzung des Grundſtücks in ſich begreift. 
Durch die Eintragung der Plannummer im Titel des Grundbuchs wird nicht 
nur beurkundet, daß das mit dieſer Plannummer im Grundſteuerkataſter 
und im Kataſterplan bezeichnete Grundſtück Gegenſtand des Eigentums des 
in der 1. Abt. des Grundbuchblatts als Eigentümer Eingetragenen iſt, ſondern 
es wird auch grundbuchmäßig zum Ausdruck gebracht, daß das Grundſtück 
die im Kataſterplan eingezeichneten Grenzen hat. Nach beiden Richtungen 
wirkt der öffentliche Glaube des Grundbuchs. Er ſchützt den gutgläubigen 
Erwerber ſowohl gegen die Nachteile einer Parzellenverwechſelung wie gegen 
die Nachteile einer unrichtigen Darſtellung der Grenzen im Kataſterplan. 
Der gutgläubige Erwerber kann ſich nach § 892 darauf berufen, daß er das 
Grundſtück mit denjenigen Grenzen zu Eigentum erworben habe, die im Kataſter⸗ 
plan eingezeichnet ſind. Wenn die richtige Grenze anders verläuft, ſo verliert 
der wirkliche Eigentümer des betreffenden Grundſtückteils ſein Eigentum. 
Denn der öffentliche Glaube des Grundbuchs überwindet zwar nicht rein 
tatſächliche Verhältniſſe, auch nicht öffentliches Recht, aber entgegenſtehende 
Privatrechte Dritter. Das verlangt die Sicherheit des Grundbuchverkehrs 
(vgl. RGeEntſch. 73, 125; Güthe GBO. 92 Bem. 55). 

Die Anwendung dieſer Grundſätze auf den vorliegenden Fall führt zu 
ſolgendem Ergebnis. 

Der Weg in die Larchalpe iſt in dem W (letzten) Kataſterplan 
von 1861 als Plannummer 100 bis zur Schnittlinie mit der Geraden 
S 10 bis 160 reichend eingezeichnet. Der Kläger hat das Eigentum an der 
Plannummer 100 erworben. Er iſt daher Eigentümer an dem Wege in deſſen 
ganzer Ausdehnung bis zu der oben bezeichneten öſtlichen Grenzlinie, alſo auch 
Eigentümer an der im Streit befindlichen Wegeſtrecke geworden und zwar 
kraft 5 892 BGB. zufolge des Inhalts des Grundbuchs zur Zeit ſeines Erwerbs. 

Der Verlauf der Grenzen der Plannummern 101. 102 und 99, wie er 
im Kataſterplan dargeſtellt iſt, muß nach den obigen Ausführungen e 
gemäß 5 892 zugunſten des Klägers als richtig gelten. 


Seufferts Archiv 70. 3. Folge Bd. 15 Heft 5. 14 
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Der Beklagte hat auch nicht behauptet, daß dem Kläger in dem nach 
8892 Abſ. 2 maßgebenden Zeitpunkt die Unrichtigkeit des Grundbuchinhalts, 
d. h. der zu ihm gehörigen Darſtellung des Kataſterplans hinſichtlich einer der 
hier in Betracht kommenden Plannummern bekannt geweſen ſei. 

Die Darſtellung der Grenzen von Plannummer 101. 102 und 99 
im Kataſterplan läßt den Klagantrag ohne weiteres als begründet, den An⸗ 
trag der Widerklage als völlig unbegründet erſcheinen. — — —“ 


Urteil des OCG. München (1. Sen.) v. 4. Nov. 1914 i. S. M. w. Fiskus. 
L. 924/12. P. 


109. Rechtsverhältnis einer „Kommunmauer“. Wann entſteht der 
Anſpruch des zuerſt Bauenden auf Entſchädigung für das Anbauen d 
Vgl. 66 Nr. 189 m. N.; 67 Nr. 204; 70 Nr. 38. 

BGB. 58 922. 912. 946. 94. 

Das Grundſtück Bl. 6064 des Grundbuchs für Chemnitz war zu der Zeit, 
als es einem gewiſſen K. gehörte, mit einem Hauſe, Helenenſtr. Nr. 66, be⸗ 
baut worden, deſſen beide Giebel als Brandmauern aufgeführt waren und 
je zur Hälfte auf den Nachbargrundſtücken ſtanden. Das Grundſtück wurde 
nachmals zwangweiſe verſteigert und vom Kläger erſtanden. Anfang No- 
vember 1913 begann der Beklagte als Eigentümer des Nachbargrundſtücks 
Nr. 68 dieſes mit einem Hauſe zu bebauen und dabei den Brandgiebel zu 
benutzen. Der Kläger beanſpruchte nun vom Beklagten die Hälfte der Giebel⸗ 
mauerkoſten mit 1200 %%. Der Beklagte machte dagegen geltend, daß der 
Bebauer des Grundſtücks Bl. 6064 am 27. Februar 1912, als er Eigentümer 
des Grundſtücks geweſen ſei, den Giebelmauer⸗Entſchädigungsanſpruch an 
einen gewiſſen M. und dieſer ihn wiederum an die Bank für Grundbeſitz ab⸗ 
getreten habe, die damals Eigentümerin des Nachbargrundſtücks Helenenſtr. 68 
geweſen ſei. Zur Zeit der letzteren Abtretung ſei mit dem Anbau an den 
Brandgiebel noch nicht begonnen geweſen. Durch das Zuſammentreffen 
des Eigentums an dem Grundftüd Helenenſtr. 68 und des Anſpruchs gegen den 
Eigentümer dieſes Grundſtücks auf Giebelmauer⸗Entſchädigung in Einer 
Perſon ſei die Verbindlichkeit erloſchen. Die Möglichkeit der Tilgung der 
Giebelmauer⸗Entſchädigung vor erfolgtem Anbau ergebe ſich aus § 69 Chem⸗ 
nitzer BauO. v. 13. Juli 1885 in Verbindung mit 8 60 der jetzt geltenden 
BauO. v. 13. März 1912. — Der Beklagte wurde verurteilt und feine Berufung 
zurückgewieſen. Aus den Gründen des Ber.⸗Urteils: 

„Streitig iſt, ob über den Giebelentſchädigungsanſpruch vom Eigen⸗ 
tümer des zuerſt bebauten Grundſtücks rechtsgültig, insbeſondere mit Wirk⸗ 
ſamkeit gegenüber ſeinen Nachfolgern im Eigentum des Grundſtücks, vor der 
Benutzung des Brandgiebels durch Anbau ſeitens des Nachbars verfügt wer⸗ 
den könne, und ob, wenn das im allgemeinen zu verneinen ſein ſollte, eine 
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ſolche Verfügung wenigſtens im Geltungsgebiet des Chemnitzer Bebauungs⸗ 
geſetzes zuläſſig ſei. 

Wenn das Landgericht beide Fragen verneint, ſo folgt es dem vom er⸗ 
kennenden Senat in dem Urteil v. 30. Nov. 1909 (Ann. 31, 50) eingeſchlagenen 
und ſeitdem wiederholt (z. B. Ann. 32, 548; 33, 175) betretenen Wege. 
Was der Beklagte zur Begründung ſeiner Berufung ins Feld führt, kann das 
Ber.⸗Gericht nicht veranlaſſen, von dem bisherigen Wege abzugehen. 

Die danach befolgte Anſicht gründet ſich (vgl. SächſA. 1911, 387) auf 
zwei Sätze: 

einmal auf die Annahme, daß die Giebelmauer im Eigentum des 

Eigentümers des Mauergrundſtücks auch inſoweit ſteht, als ſie ſich auf 

dem Nachbargrundſtück befindet (Durchbrechung des Grundſatzes: super- 

ficies solo cedit); 
ſodann auf die Annahme, daß durch den Anbau an die Giebelmauer 
eine Verſchiebung der Eigentumsverhältniſſe an ihr eintritt, die einen 

Rechtsverluſt für den urſprünglichen Alleineigentümer der Mauer be⸗ 

deutet und hierdurch den Anſpruch auf die Entſchädigung zur Entſtehung 

bringt. 

Dieſe von den ſächſiſchen Obergerichten ſchon unter der Geltung des 
früheren Rechts beſolgte Anſicht (Ann. des OAG. n. F. 3, 322; WenglersA. 
1884, 209) ſteht auch im Einklang mit den Beſtimmungen des jetzigen 
Rechts. 

Nach § 94 Abſ. 2 BGB. gehören zu den weſentlichen Beſtandteilen eines 
Gebäudes die zu ſeiner Herſtellung eingefügten Sachen; alſo wird die Giebel⸗ 
mauer, die zur Herſtellung unbedingt erforderlich und durch Verbindung 
mit den übrigen Umfaſſungsmauern des Gebäudes in dieſes eingefügt iſt, 
in ihrer ganzen Dicke, auch inſoweit ſie ſich auf dem Nachbargrundſtück be⸗ 
findet, weſentlicher Beſtandteil des zuerſt erbauten Gebäudes und gelangt ſo 
ins Eigentum des Eigentümers des dieſes Gebäude tragenden Grundſtücks. 
Das ſpricht, in folgerichtiger Durchführung der Vorſchrift des § 94 Abſ. 2 
die Beſtimmung in § 946 BGB. noch beſonders aus, die nicht bloß analog, 
ſondern unmittelbar auf dieſen Fall anzuwenden iſt. Baut nun der Nachbar 
an, ſo zieht er die Giebelmauer in das Gefüge ſeines Hauſes hinein, das erſt 
durch die Verbindung eben dieſer Mauer mit den übrigen Teilen ſeines Ge⸗ 
bäudes zu einem ſolchen wird. Die Giebelmauer dient alſo nunmehr auch 
zur Herſtellung dieſes zweiten Gebäudes und wird damit gemäß $ 94 Abſ. 2 
BGB. auch weſentlicher Beſtandteil dieſes zweiten Gebäudes. Erſt dadurch 
und erſt in dem Zeitpunkt des Anbaus erleidet das Grundſtück, auf dem ſich 
das erſte Gebäude befindet, einen Verluſt. Denn nunmehr befindet ſich die 
Giebelmauer nicht mehr im Alleineigentum des Eigentümers des erſten Grund⸗ 
ſtücks; vielmehr muß ſich dieſer von nun an, aber auch nicht früher, in die Rechte 
an der Mauer mit dem Nachbar teilen, ſei es, daß die Mauer von jetzt ab im 

14* 
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Miteigentum beider ſteht, ſei es daß ſie als jedem zur Hälfte gehörig angeſehen 
wird (vgl. OLG. Düſſeldorf im SächſA. 1911, 401). Dieſe Eigentumsver⸗ 
ſchiebung bringt erſt den Anſpruch auf Entſchädigung für die Herſtellung der 
Giebelmauer zur Entſtehung. 

Beſteht aber ein derartiger Anſpruch vorher noch nicht, ſo kann auch nicht 
vorher mit der Wirkung darüber verfügt werden, daß er im Zeitpunkt des 
Anbaus als untergegangen zu erachten wäre. Nur in dem Umfange kann 
ſchon vorher darüber, insbeſondere durch Abtretung verfügt werden, als eine 
Veräußerung zukünftig erſt entſtehender Anſprüche möglich iſt. Daher wird, 
wie das Oberlandesgericht ſchon ausgeſprochen hat (Ann. 32, 548), die Ab⸗ 
tretung des künftigen Giebelentſchädigungsanſpruchs wirkſam, ſobald er in 
der Perſon des Abtretenden zur Entſtehung gelangt, oder wenn die Ab⸗ 
tretung ſeitens eines früheren Eigentümers des Grundſtücks erfolgt iſt, ſofern 
derjenige, der zur Zeit des Anbaus Eigentümer iſt, die Abtretung genehmigt. 

Hat dagegen der frühere Eigentümer den Entſchädigungsanſpruch vor 
dem Anbau abgetreten und der ſpätere Eigentümer, dem das Grundftüd 
zur Zeit des Anbaus gehört, die Abtretung nicht genehmigt, ſo kann der letztere 
die Giebelmauer-Entſchädigung trotz der früheren Abtretung von dem an⸗ 
bauenden Eigentümer des Nachbargrundſtücks verlangen (Ann. 32, 553). 
Dies hat der erkennende Senat in folgerichtiger Weiterentwicklung der in dem 
Urteil v. 30. Nov. 1909 aufgeſtellten Grundſätze ausgeſprochen und damit den 
Widerſpruch beſeitigt, in den ſich Abſatz 6 des letzteren Urteils (a. a. O. 52/53) 
zu deſſen übrigem Inhalt ſetzt. 

Gegenüber der zwingenden Vorſchrift in §S 94 BGB., 

vgl. Planck BGB.“ 1, 189, $ 93 4d; ſ. auch Staudinger). 3, 400, Vorbem. vor 
§ 946 III Abſ. 2, wo wenigſtens die grundlegende Beſtimmung in $ 93 als 
zwingend bezeichnet iſt, 
auf der die oben entwickelte Anſicht von dem Weſen des Giebelmaueranſpruchs 
und dem Zeitpunkt ſeiner Entſtehung beruht, ſind Parteivereinbarungen 
ausgeſchloſſen. Das gilt auch von ſolchen Abmachungen, die der durch das 
Chemnitzer Ortsgeſetz v. 13. März 1912 in Kraft gelaſſene §69 BauO. für 
Chemnitz v. 13. Juli 1885 in Nr. 2 im Auge hat. Auch dieſe Beſtimmung ver⸗ 
mag derartigen Abmachungen keine Wirkſamkeit zu verſchaffen. Denn alles, 
was mit der Brandgiebel⸗Entſchädigung zuſammenhängt, iſt privatrechtlich 
(Breit Gemeinſchaftl. Brandmauern, 20). Es wird alſo ausſchließlich durch 
die Vorſchriften des Privatrechts geregelt, mithin durch das Recht des Bürgerl. 
Geſetzbuchs, ſoweit nicht ein Vorbehalt zugunſten der Landesgeſetze gemacht 
it (Art. 55 Einf G. z. BGB.). Das iſt bezüglich der Giebelmauer⸗Entſchädigung 
nicht der Fall; insbeſondere wird ſie von der Beſtimmung in Art. 124 
Einf G. nicht mit umfaßt. Die an ſich öffentlich-rechtliche Normen enthaltende 
Chemnitzer Bauordnung vermag alſo inſoweit, als ſie über Verhältniſſe des 
Privatrechts Beſtimmungen trifft, keine Abweichungen von zwingenden 
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Vorſchriften des BGB. durchzuſetzen (vgl. auch Sächſ. Allgem. BauG. 
$ 111). 

Nach alledem muß daran feſtgehalten werden, daß die von dem Rechts⸗ 
vorgänger des Klägers vor dem Anbau bewirkte Abtretung der Giebelmauer⸗ 
Entſchädigung für den Kläger den Verluſt des mit dem Anbau entſtandenen 
Anſpruchs nur dann zur Folge gehabt haben würde, wenn er die Abtretung 
genehmigt hätte. Das iſt nicht der Fall. 

Hiernach war die Berufung des Beklagten gegen das der Klage ftatt- 
gebende Urteil des Landgerichts als unbegründet zurückzuweiſen.“ 

Urteil des OLG. zu Dresden (7. Sen.) v. 12. Jan. 1915 i. S. V. (Kl.) 

w. S. 70. 243/14. — e — 


110. Annahme des einzigen ehelichen Abkömmlings ihres einzigen 
verſtorbenen ehelichen Kindes an Kindesſtatt durch die Großeltern. 
(Vgl. 19 Nr. 159; 26 Nr. 137.) 

BGB. § 1741. 

Die Witwe Konradine B. in München ſchloß mit dem früheren Mann 
ihrer verſtorbenen einzigen Tochter, Hans B. in Mannheim, nachdem dieſer 
wieder geheiratet hatte, einen Vertrag, durch den ſie die am 8. Sept. 1911 
geborene einzige eheliche Tochter ihrer verſtorbenen Tochter und des Hans B. 
an Kindesſtatt annahm. Der Vertrag wurde vom Amtsgericht Mannheim 
vormundſchaftlich genehmigt; das Amtsgericht München verweigerte die 
Genehmigung, was auf Beſchwerde vom Landgericht beſtätigt wurde; die 
weitere Beſchwerde hiergegen wurde jedoch für begründet befunden. — Aus 
den Gründen: 

„— — — Im vorliegenden Fall iſt ſtreitig, ob jemand feinen Enkel an 
Kindesſtatt annehmen kann, wenn er außer dieſem Enkel keinen anderen 
ehelichen Abkömmling hat. 

Wenn man ſich nur an den Wortlaut des 8 1741 Satz 1 BGB. hält, ſcheint 
es keinem Zweifel zu unterliegen, daß die Frage zu verneinen ſei. Denn 
wenn dort demjenigen, der keine ehelichen Abkömmlinge hat, erlaubt wird, 
durch Vertrag mit einem anderen dieſen an Kindesſtatt anzunehmen, ſo iſt 
unter dem „anderen“ eine Perſon zu verſtehen, die eben kein ehelicher Ab⸗ 
kömmling iſt. Allein der Wortlaut des $ 1741 Satz 1 drückt, wie in der Rechts⸗ 
lehre ſchon wiederholt bemerkt worden iſt (vgl. Opet⸗Blume Familienr. Erl. 
zu $ 1741 BGB.; Müller im Arch Ziv Prax. 95, 256 ff.), den Gedanken des 
Geſetzgebers nicht in ganz zuverläſſiger Weiſe aus. 

Dies iſt wenigſtens nach einer Richtung zweifellos. Denn nach dem Wort⸗ 
laut des $ 1741 würde das Vorhandenſein eines legitimierten Kindes die An- 
nahme an Kindesſtatt nicht ausſchließen, weil ein legitimiertes Kind zwar 
die Rechtsſtellung eines ehelichen Kindes erlangt ($$ 1719. 1736 BGB.), 
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aber deshalb nicht ein eheliches Kind iſt, ſowenig wie ein uneheliches Kind 
ein eheliches Kind ſeiner Mutter iſt, trotzdem es dieſer gegenüber nach 
§ 1705 die rechtliche Stellung eines ehelichen Kindes hat. Gleichwohl kann 
es einem begründeten Zweifel nicht unterliegen, daß auch, wer nur ein legi- 
timiertes Kind hat, nicht einen anderen an Kindesſtatt annehmen kann. Es 
ergibt ſich dies überdies aus der im § 1743 getroffenen Vorſchrift, daß das 
Vorhandenſein eines angenommenen Kindes einer weiteren Annahme an 
Kindesſtatt nicht entgegenſteht. Dieſe Ausnahme wäre überflüſſig, wenn im 
81741 Satz 1 unter die ehelichen Abkömmlinge diejenigen nicht zu begreifen 
wären, die nur die rechtliche Stellung eines ehelichen Abkömmlings erlangt 
haben (vgl. Dittenberger im Archiv Prax. 95, 451; Thieſing daſ. 91, 434). 

Blickt man auf den geſetzgeberiſchen Grund, warum das Vorhandenſein 
eines ehelichen Abkömmlings die Annahme an Kindesſtatt ausſchließt, jo er- 
gibt ſich, daß damit der aus dem Wortlaut des § 1741 Satz 1 zu folgernde 
Ausſchluß der Annahme des eigenen Enkels an Kindesſtatt, auch wenn der 
Anzunehmende der einzige eheliche Abkömmling des Annehmenden iſt, nicht 
vereinbar iſt. Nach den Geſetzgebungsverhandlungen muß davon ausge— 
gangen werden, daß die Gründe, welche den 1. Entwurf eines BGB. nach 
deſſen Motiven beſtimmten, für die Vorſchrift des § 1741 auch in ihrer end⸗ 
gültigen Faſſung maßgebend waren. Es findet ſich wenigſtens nirgends 
ein Anhalt, daß der 2. Entwurf oder der Bundesrat oder der Reichstag einen 
abweichenden Standpunkt eingenommen hätten. Hiernach bezweckt die Vor⸗ 
ſchrift, welche die Annahme an Kindesſtatt für den Fall des Vorhandenſeins 
eigener Abkömmlinge verbietet, zu verhüten, daß die ehelichen Abkömmlinge 
verkürzt werden. Von einer ſolchen Verkürzung kann aber ſelbſtverſtändlich 
nicht die Rede ſein, wenn der Anzunehmende der einzige eheliche Abkömmling 
des Annehmenden iſt. 

Es darf deshalb unbedenklich angenommen werden, daß der Wortlaut 
des § 1741 Satz 1 auch hinſichtlich der im vorliegenden Falle zur Entſcheidung 
ſtehenden Frage ungenau iſt. 

Es iſt Aufgabe des Richters, den wahren Sinn einer geſetzlichen Vor⸗ 
ſchrift zu ermitteln, einen unvollſtändigen Ausdruck zu ergänzen oder einen 
Ausdruck, bei deſſen Wahl der Geſetzgeber ſich vergriffen hat, richtigzuſtellen. 
Freilich darf der Richter bei Löſung dieſer Aufgabe der Geſetzesvorſchrift 
nicht einen Sinn beilegen, der mit den von dem Geſetzgeber gebrauchten 
Worten ſchlechterdings nicht zu vereinbaren iſt. Er muß vielmehr beachten, 
daß die Auslegung, die er der Vorſchrift gibt, in den gebrauchten Worten 
immerhin gefunden werden kann, und daß als Gedanke des Geſetzgebers 
nicht etwas feſtgeſtellt wird, was mit dem Wortlaut des Geſetzes in Wider— 
ſpruch ſteht; die gebrauchten Worte dürfen lediglich einen nicht völlig ent⸗ 
ſprechenden Ausdruck des Gedankens des Geſetzgebers darſtellen. Setzte 
die Auslegung ſich über den Wortlaut des Geſetzes hinweg, ſo würde damit 
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gegen den oberſten Grundſatz verſtoßen, daß nur das erklärte Wort des Geſetz⸗ 
gebers Geſetzeskraft haben kann. Bei nicht völlig klaren Willenserklärungen 
des Geſetzgebers iſt derſelbe Weg geboten, der nach § 133 BGB. bei Willens⸗ 
erklärungen von Privatperſonen einzuſchlagen iſt, nämlich die Erforſchung des 
wirklichen Willens und die Nichtbeachtung des buchſtäblichen Sinns des Aus⸗ 
drucks. Wenn der Wortlaut einer Geſetzesbeſtimmung zu einem unver⸗ 
nünftigen oder der Abſicht des Geſetzgebers offenſichtlich widerſtreitenden. 
Ergebniſſe führt, ſo kann daraus geſchloſſen werden, daß die Vorſchrift, nach 
dem Buchſtaben angewendet, auf den zur Entſcheidung ſtehenden Fall nicht paßt, 
und daß eine Lücke, eine zu enge oder zu weite Faſſung des Geſetzes vorliegt. 

Geht man hiervon aus, ſo iſt klar, daß gegen den Zweck des Geſetzes nicht 
verſtoßen wird, wenn den Großeltern geſtattet wird, den einzigen ehelichen 
Abkömmling ihres einzigen ehelichen Kindes an Kindesſtatt anzunehmen. 

Dazu kommt, daß für die Annahme des eigenen Enkels an Kindesſtatt 
auch ein ſachlich gerechtfertigtes Bedürfnis beſtehen kann. Dies beweiſt gerade 
der vorliegende Fall, in welchem die Großmutter die Annahme ihrer Enkelin 
an Kindesſtatt anſtrebt, damit ſie ihr, wenn ſie von ihr aufgezogen und unter⸗ 
halten wird, nicht ſpäter von dem Vater nach deſſen Belieben entzogen wird. 

Die Annahme des eigenen Enkels an Kindesſtatt haben auch nachweisbar 
die Verfaſſer des 1. Entwurfs für zuläſſig erachtet, denn ſie erwähnen an 
andrer Stelle (Motive 4, 1051), bei der Berufung zur Vormundſchaft, in der 
Begründung zu § 1635 Entw. (8 1776 Geſ.) den Fall, wenn der leibliche 
Großvater ſeinen Enkel an Kindesſtatt angenommen hat. Hätte man den 
§ 1741 BGB. jo auszulegen wie das Landgericht, jo könnte hierbei nur die 
Annahme des Kindes der unehelichen Tochter oder die Annahme des unehe⸗ 
lichen Kindes der verſtorbenen ehelichen Tochter in Betracht kommen. Nichts 
deutet darauf hin, daß nur dieſe Ausnahmefälle ins Auge gefaßt waren; auch 
bei den Kommiſſionsberatungen (vgl. Prot. 4, 745— 747) und in den geſetz⸗ 
gebenden Körperſchaften wurde kein Widerſpruch gegen die uneingeſchränkte 
Bemerkung der Motive laut. 

Der unehelichen Mutter iſt — wenigſtens nach der weit überwiegenden 
herrſchenden Anſicht (vgl. Kipp⸗Wolff Familienr. 1914, 344; a. A. z. B. Bergk 
Familienrechtl. Streitfr. 1914, 5) — nicht verwehrt, ihr eigenes uneheliches 
Kind an Kindesſtatt anzunehmen, damit ſie ſich die volle rechtliche Stellung 
einer ehelichen Mutter, insbeſondere die elterliche Gewalt über ihr unehe⸗ 
liches Kind, verſchaffe. Da man, wie ausgeführt, unter den ehelichen Ab⸗ 
kömmlingen i. S. des § 1741 Satz 1 auch diejenigen verſtehen muß, welche zwar 
nicht eheliche Abkömmlinge ſind, jedoch die rechtliche Stellung von ehelichen 
Abkömmlingen erlangt haben, jo würde der Wortlaut des § 1741 Satz 1 — ſtreng 
genommen — auch der Annahme eines unehelichen Kindes durch ſeine Mutter 
entgegenſtehen. Gleichwohl halten die Motive 4, 958 die Zuläſſigkeit einer 
ſolchen Annahme für ſelbſtverſtändlich. 
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Der Großvater darf nach der herrſchenden Anſicht ſeinen unehelichen 
Enkel (das uneheliche Kind ſeiner verſtorbenen ehelichen Tochter) an Kindes⸗ 
ſtatt annehmen. Es würde an jeder inneren Begründung fehlen, wenn er 
ſeinen einzigen ehelichen Enkel (das eheliche Kind ſeines verſtorbenen ehe⸗ 
lichen Kindes) nicht ſollte an Kindesſtatt annehmen dürfen. 

Schließlich iſt noch darauf hinzuweiſen, daß im Gebiete des Gemeinen 
Rechts die adoptio plena, die Annahme des eigenen Enkels an Kindesſtatt 
durch den Großvater, ſo ſehr für ſelbſtverſtändlich gehalten wurde und gebräuch⸗ 
lich war, daß die Motive zum Entwurf eines BGB. ſicherlich die Beſeitigung 
der Möglichkeit dieſer Annahme ausführlich begründet hätten (vgl. Friedrichs 
in DIZ. 1901, 47). In den Motiven findet ſich aber hierüber keine Be⸗ 
merkung, ebenſowenig in der Begründung des Redaktorenentwurfs, wohl 
aber handeln beide (vgl. Mot. 4, 954) eingehend davon, daß der Unterſchied 
zwiſchen der adoptio plena und minus plena wegfalle und nach dem Bürgerl. 
Geſetzbuch jede Annahme eines Minderjährigen die volle elterliche Gewalt 
des Annehmenden begründe. 

Alle dieſe Erwägungen führen zu dem Schluſſe, daß die von dem Land⸗ 
gericht ausgeſprochene Anſchauung über die Bedeutung des § 1741 BGB. 
nicht haltbar, und daß es nicht zuläſſig iſt, der Beſchwerdeführerin die Annahme 
ihrer erwähnten Enkelin an Kindesſtatt um deswillen zu verwehren, weil 
ſie ihr einziger Abkömmling iſt. Es war deshalb unter Aufhebung der Ent⸗ 
ſcheidungen der Vorinſtanzen das Amtsgericht anzuweiſen, unter Zugrunde⸗ 
legung der hier ausgeſprochenen Rechtsanſicht den Annahmevertrag v. 12. Jan. 
1914 einer erneuten Prüfung zu unterziehen. — — —“ 

Beſchluß des Oberſten LG. f. Bayern (1. Sen.) v. 22. Sept. 1914. Reg. III. 

34/14. Bay Obs GZ. 15, 543. 


111. Ablehnung der Beſtellung eines Abweſenheitspflegers, wenn 
der Abweſende ſich um ſeine Angelegenheiten ſelbſt kümmern kann, 
aber nicht will. Beſchwerderecht. 

BGB. $ 1911; JG. 88 20. 573. 

Die e Cheleute Bäckermeiſter K. in N., die ſtark verſchuldet waren, ver⸗ 
ſchwanden im März 1914 von dort, nachdem ſie ihr Geſchäft unentgeltlich an 
die 17 jährige Schweſter der Frau abgetreten hatten. Bald nach der Abreiſe 
hatten ſie aus Dayton in den Vereinigten Staaten von Amerika Nachricht ge⸗ 
geben, es blieb jedoch unbekannt, aus welchem Dayton und ob ſie dort geblieben 
ſeien. Um ihr Anweſen kümmerten ſie ſich nicht, die Mietzinſen wurden von 
einem Hyp.⸗Gläubiger eingezogen, der ſie auf längere Zeit gepfändet hatte. 
Ein andrer Hyp.⸗Gläubiger, für den 9500 „ eingetragen ſtanden, beantragte 
im April 1914 die Beſtellung eines Abweſenheitspflegers für die Eheleute K., 
weil er Zw.⸗Vollſtreckung in deren Anweſen beabſichtige. Das Vorm.⸗Gericht 
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lehnte aber den Antrag ab und Beſchwerden hatten keinen Erfolg. — Aus den 
Gründen des Beſchluſſes auf die weitere Beſchwerde: 

„— — — Formell iſt die Beſchwerde nicht zu beanſtanden. Der Be⸗ 
ſchwerdeführer erwartet von der Beſtellung eines Abweſenheitspflegers eine 
geordnete Verwaltung des Anweſens und die Befriedigung ſeiner Anſprüche. 
Seine Rechtsverhältniſſe werden mithin durch die Beſtellung eines Abweſen⸗ 
heitspflegers gefördert und ſind durch die Weigerung des Vorm.⸗Gerichts, 
ſeinem Antrage zu entſprechen, beeinträchtigt, er hat alſo ein rechtliches Inter⸗ 
eſſe an der Aufhebung der Verfügung, durch welche die Anordnung einer 
Abweſenheitspflegſchaft abgelehnt worden iſt. Es iſt ihm daher ein Beſchwerde⸗ 
recht nach § 575 FGG. zuzuerkennen. 

Sachlich iſt die Beſchwerde nicht begründet. 

— — — Dahingeſtellt kann bleiben, ob die beantragte Abweſenheits⸗ 
pflegſchaft im Intereſſe der Ehegatten K. liegt. Wenn ein Abweſenheits⸗ 
pfleger für fie aufgeſtellt würde, jo müßte er, da es an Mitteln zur Aufrecht- 
haltung des gegenwärtigen Zuſtandes fehlt, nach Lage der Sache die Eröffnung 
des Konkurſes über die zahlungsunfähigen Ehegatten K. beantragen, voraus⸗ 
geſetzt, daß nicht die Eröffnung des Konkurſes mangels einer die Laſten decken⸗ 
den Maſſe ausgeſchloſſen iſt. Der Konk.⸗Verwalter müßte die Zw.⸗Verſteigerung 
des Anweſens ſelbſt betreiben. Der Abweſenheitspfleger könnte alſo nichts 
andres tun, als was jeder Gläubiger und auch der Beſchwerdeführer ſelbſt tun 
kann. Allerdings kann die Hintanhaltung des Konkurſes und die freihändige 
Verwertung des vorhandenen Vermögens im Intereſſe des Abweſenden 
wie ſeiner Gläubiger liegen. Das Intereſſe der Gläubiger allein kommt 
jedoch für die Anwendung der Pflegſchaft über einen Abweſenden nicht in 
Betracht; die Pflegſchaft über einen Abweſenden kann nicht zum ausſchließ⸗ 
lich fremden Vorteil angeordnet werden. Entſcheidend iſt das Intereſſe des 
Abweſenden. An dieſem fehlt es nach der Annahme des Landgerichts. Ob 
dies zutrifft, braucht, wie bemerkt, nicht erörtert zu werden. Denn die ange⸗ 
fochtene Entſcheidung wird durch die Erwägung getragen, daß die Vermögens⸗ 
angelegenheiten der Ehegatten K. der Fürſorge nicht bedürfen. 

Ein Schutzbedürfnis für einen Abweſenden beſteht nur dann, wenn der 
Abweſende an der Beſorgung ſeiner Angelegenheiten verhindert iſt. Die Vor⸗ 
inſtanz iſt mit Recht davon ausgegangen, daß ein ſolches Hemmnis nicht vor⸗ 
liegt. Die Ehegatten K. haben von allem Kenntnis, was ihre Fürſorge er⸗ 
heiſcht, und können jederzeit entweder ſelbſt die nötigen Anordnungen treffen 
oder einen Dritten mit der Wahrnehmung ihrer Rechte betrauen. Die Be⸗ 
ſtimmung des § 1911 BGB. bezweckt die Förderung der Intereſſen des Ab⸗ 
weſenden. Wenn der Abweſende aber wie im vorliegenden Fall unter dem 
Druck ſeiner Schulden ſein Vermögen im Stich gelaſſen und nichts zu deſſen 
Schutze gegen die vorausſehbaren Gefahren vorgekehrt hat, ſo hat er damit zu 
erkennen gegeben, daß ihm an der Regelung ſeiner Vermögensangelegen⸗ 
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heiten nichts mehr liegt. Es befteht kein Grund, ihm eine Fürſorge aufzu⸗ ö 
drängen, die er ſelbſt für unnötig hält. Daß der Abweſende ſich um ſeine 
Angelegenheiten nicht kümmern will, rechtfertigt die Anordnung einer Ab⸗ 
weſenheitspflegſchaft nicht; dieſe iſt nur zuläſſig, wenn er ſich um ſie nicht küm⸗ 
mern kann. 

Die beantragte Wahrnehmung der Rechte der Ehegatten K. durch einen 
Abweſenheitspfleger iſt demnach nicht veranlaßt. Da ſie ſelbſt für ihre Ver⸗ 
mögensangelegenheiten nichts tun wollen, obwohl ſie hierzu imſtande ſind, 
entfällt das Bedürfnis, zu ihrem Schutze von Amtswegen das Nötige anzu⸗ 
ordnen. Die Vorinſtanzen haben daher in ihren Entſcheidungen das Geſetz rich⸗ 
tig angewendet. 

Beſchluß des Oberſten LG. f. Bayern (1. Sen.) v. 19. Juni 1914. Reg. III. 

55/14. Bay Ob GZ. 15, 438. 


112. Die Austrittserklärung des Miterben eines Handlungsgeſchäfts 
iſt unwirkſam. 
(Vgl. 62 Nr. 165 m. N.) 
BGB. 8 2033 Abſ. 2; HGB. 8 27. 

Der alleinige Inhaber der Firma Moritz M. war geſtorben und von 
ſeinen beiden Kindern Leo M. und Friederike M. zu gleichen Teilen beerbt 
worden. Der zum Pfleger der volljährigen Tochter für deren Perſon und 
Vermögen beſtellte Rechtsanwalt W. meldete im September 1913 beim 
Handelsregiſter an, daß ſeine Pflegebefohlene aus dem Geſchäft ausſcheide 
und mit dieſem vom Erbfall ab nichts zu tun haben wolle. Eine Erbaus⸗ 
einanderſetzung hatte noch nicht ſtattgefunden. Das Amtsgericht lehnte die 
Eintragung ab, weil eine Eintragung, daß Leo M. nunmehr alleiniger In⸗ 
haber der Firma ſei, nicht ohne deſſen Mitwirkung erfolgen könne. Beſchwerde 
und weitere Beſchwerde hatten keinen Erfolg. — Gründe: | 

„Da Moritz M. feine beiden Kinder als Erben hinterlaſſen hat, jo iſt fein 
Nachlaß gemeinſchaftliches Vermögen dieſer Erben geworden ($ 2032 BGB.). 
Zu dem Nachlaſſe gehört auch das Geſchäft. Es gelten daher bis zur Aus⸗ 
einanderſetzung auch bezüglich des Geſchäfts die Vorſchriften der §§ 2033 
bis 2042. Die Erbengemeinſchaft als ſolche iſt Inhaberin des Geſchäfts und 
der Firma. In der Inhaberſchaft kann ein Wechſel dadurch herbeigeführt 
werden, daß die Miterben gemeinſchaftlich das Geſchäft mit der Firma ver⸗ 
äußern (§ 2040), oder daß der einzelne Erbe über feinen Anteil an dem unge⸗ 
teilten Nachlaſſe gemäß § 2033 dinglich verfügt (vgl. Beſchl. des KG. v. 8. Nov. 
1909, OL GRſpr. 21, 311). Dagegen kann der einzelne Erbe nicht über feinen 
Anteil an dem Geſchäft verfügen (§ 2033 Abſ. 2). Daraus folgt, daß der 
Erklärung des einzelnen Miterben, er ſcheide aus dem Geſchäft aus und wolle 
mit ihm ‚vom Erbfall ab nichts zu tun haben‘, eine rechtliche Bedeutung nicht 
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zukommt. Der Miterbe kann das von ihm erſtrebte Ziel des Ausſcheidens 
aus dem Geſchäft nur dadurch erreichen, daß er die Erbſchaft ausſchlägt (ſo⸗ 
fern dies gemäß §8 1943. 1944 BGB. noch zuläſſig iſt), oder über ſeinen Anteil 
an dem Nachlaſſe dinglich verfügt, oder gemäß § 2042 die Auseinanderſetzung 
herbeiführt (vgl. Beſchl. des OLG. Darmſtadt v. 21. Juni 1909, DIZ. 
1910, 656). Etwas Gegenteiliges ergibt ſich auch nicht etwa aus der Vorſchrift 
des § 27 HGB. Solange die Erbengemeinſchaft beſteht, iſt die Beſchwerde⸗ 
führerin gegen ungeeignete Maßnahmen ihres Bruders durch die Vorſchrift 
des § 2038 in Verbindung mit § 745 Abſ. 2 BGB. geſchützt; hiernach kann 
jeder Teilnehmer der Gemeinſchaft, ſofern nicht die Verwaltung durch Verein⸗ 
barung oder Mehrheitsbeſchluß geregelt iſt, eine im Intereſſe aller Teilhaber 
nach billigem Ermeſſen entſprechende Verwaltung verlangen und erforderlichen⸗ 
falls zu dieſem Zwecke den Prozeßweg beſchreiten.“ 
Beſchluß des KG. zu Berlin v. 7. Nov. 1913. RIA. 13, 226. 


113. Konkurs einer Kommanditgeſellſchaft; kann der Kommanditiſt 
eine Gehaltsforderung als Prokuriſt anmelden d 
HGB. 59 164. 170. 49; KO. 8 611. 

Der Kläger als Kommanditiſt und der Kaufmann Sp. als perſönlich haften⸗ 
der Geſellſchafter bildeten nach Maßgabe der Verträge v. 27. Auguſt 1912 und 
15. Nov. 1912 die Kommanditgeſellſchaft Sp. & Cie. mit dem Sitze in E. 
Die Geſellſchaft geriet am 18. Aug. 1913 in Konkurs. Der Kläger beanſpruchte 
in ſeiner Eigenſchaft als Prokuriſt unter Bezugnahme auf das Vorrecht des 
§ 611 KO. bei Zugrundelegung eines vertragmäßigen Monatsgehalts von 
350 „ im ganzen 1804,27. f von der Konk.⸗Maſſe und erhob auf Beſtreitung 
der Forderung hierwegen Feſtſtellungsklage. Im Lauf der Verhandlung 
beantragte er Feſtſtellung dahin, daß ihm ein bevorrechtigter Anſpruch auf 
229,27 % für die Zeit bis zur Konk.⸗Eröffnung und ein Maſſeanſpruch auf 
1575 % für die ſpätere Zeit zuſtehe, weil er ſeine Tätigkeit auch für die Konk.⸗ 
Maſſe noch fortgeſetzt habe. Der Konk.⸗Verwalter bezeichnete letzteren An⸗ 
ſpruch als eine unzuläſſige Klagänderung und machte im übrigen geltend, 
daß das im Geſellſchaftsvertrage ausgeworfene Gehalt nicht wirklich Gehalt 
eines Angeſtellten ſei, ſondern nur der Gewinnanteil des Kommanditiſten. 
Ein Gewinn ſei nicht erzielt worden und durch den Konkurs ſei auch die Prokura 
erloſchen. — Das Landgericht wies die Klage ab; die Berufung des Klägers 
wurde zurückgewieſen. Aus den Gründen: ö 

„— — — Mit Recht hat das Landgericht die Behauptung, daß der 
Konk.⸗Verwalter den Kläger namens der Maſſe weiter beſchäftigt habe und 
daß dem Kläger alſo eine Gehaltsforderung von monatlich 350 , als Maſſe⸗ 
forderung zuſtehe (§ 591 KO.), für eine unzuläſſige Klagänderung erklärt. — — 
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Im übrigen hat es die ſachliche Berechtigung der Klage zutreffend ver⸗ 
neint, weil die Bezüge des Klägers nicht Bezüge aus einem Angeſtellten⸗ 
verhältnis, ſondern lediglich aus dem Geſellſchaftsverhältnis waren. Das 
zeigt eigentlich ſchon die einfache Überlegung, daß eine Kommanditgeſell⸗ 
ſchaft, die finanziell ſo ſchlecht ſteht wie die hier fragliche, ſich nicht den Luxus 
der Beſchäftigung eines Prokuriſten mit 350% Monatsgehalt leiſten kann 
und auch nicht in der Lage wäre, dem Prokuriſten als Angeſtellten die gleichen 
Einnahmen zu gewährleiſten wie dem Geſchäftsherrn, dem perſönlich haftenden 
Geſellſchafter. Aus dieſer Erwägung allein ſchon ergibt ſich klar, daß dieſe 
Gehaltzuweiſung beim Kläger ebenſo im Geſellſchaftsrecht als ſolchen und 
ſeiner Geſellſchaftsbeteiligung wurzelt, wie die ‚Gehaltzuweiſung“ an den 
perſönlich haftenden Geſellſchafter. Der vor dem Zuſammenbruch ſtehende 
Sp. hat im Kläger einen Mann gefunden, der 25 000 „ in das Geſchäft ein⸗ 
legte. Es mag dahingeſtellt bleiben, ob der Kläger die Unterbilanz ſchon 
damals genügend gekannt hat; jedenfalls wollte er ſich durch die Form der 
Kommanditgeſellſchaft hinſichtlich ſeiner perſönlichen Haftung ſichern und dem 
gleichen Zweck diente die an Stelle der unzuläſſigen Übertragung der geſetz⸗ 
lichen Vertretung nach außen zuläſſige Prokuraerteilung und die Mitbeſchäfti⸗ 
gung als Geſchäftsführer nach innen (§§ 164. 170 HGB.; vgl. die Bemer⸗ 
kung bei Staub HGB.). Durchaus zutreffend weiſt der Beklagte darauf hin, 
daß die Prokuraführung als ſolche überhaupt kein Angeſtelltenverhältnis 
vorausſetzt oder begründet und daß bei Unzuläſſigkeit einer ſolchen Prokura⸗ 
erteilung die Klage erſt recht von Anfang an hinfällig wäre. Dem hätte noch 
beigefügt werden können, daß, wenn das Angeſtellten verhältnis auf die Prokura 
als ſolche begründet werden ſollte, für ein ſolches Verhältnis garnicht § 22, ſon⸗ 
dern § 23 Abſ. 2 KO. gelten würde; in ſolchen Fällen aber erliſcht das Rechts⸗ 
verhältnis ohne jede Kündigung von ſelbſt mit der Konk.⸗Eröffnung und damit 
auch jeder etwaige Bezug für die Zukunft. 

Geſellſchaftsanſprüche hat der Kläger aber mit ſeiner Klage überhaupt 
nicht geltend gemacht. Dies iſt auch ſelbſtverſtändlich, denn mit ſolchen An- 
ſprüchen müßte er ja als gewöhnlicher Konk.⸗Gläubiger ſich mit den andern 
in die Quote teilen; die §8 51. 209 KO. kommen für dieſe Forderungen nicht 
in Frage. Der Zweck der Klage iſt gerade umgekehrt, mittels der §§ 22. 59. 
61 KO. die Maſſe an ſich zu ziehen. Mit Recht hat aber das Landgericht weiter 
ausgeführt, daß auf Grund des Geſellſchaftsrechts nicht der Kläger einen 
‚Sehaltsanipruch‘ an die Konk.⸗Maſſe, ſondern letztere eine Rückforderung 
wegen unbefugter Erhebungen an ihn hätte, weil ein Gewinn nicht erzielt 
worden iſt. Letzteres behauptet der Kläger auch garnicht; ſeine Anführung, 
es ſeien ſchon auch Gewinne erzielt worden, aber die Unterbilanz ſei zu groß 
geweſen, enthält eben das Gegenteil. 

Eine Vereinbarung über eine den $$ 167 bis 169 HGB. widerſprechende 
Gewinnverteilung bindet den Konk.⸗Verwalter nicht; denn ſie läuft lediglich 
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darauf hinaus, wie die beiden Geſellſchafter (tomplementar und Kommanditiſt) 
das vorhandene Geld ohne Rückſicht auf die Gläubiger teilen und für ihre 
eigene Lebſucht verwenden. Das iſt für die Zeit nach Eröffnung des Konkurſes 
wirkunglos; ebenſo aber auch für den geringen, im Prozeß befangenen Betrag, 
der auf die Zeit vor Eröffnung des Konkurſes trifft (Staub Anm. 13. 14 zu 
8122 HGB. mit 8s 172. 174). Übrigens wären ſolche Verpflichtungen, die 
bewußtermaßen zum Nachteil der Gläubiger geſchehen, jedenfalls konkurs⸗ 
rechtlich anfechtbar, ſo daß auch nicht einmal eine gewöhnliche, nichtbevor⸗ 
rechtigte Konk.⸗Forderung für die Zeit vor der Eröffnung des Konkurſes 
(229,27 #6) übrig bliebe. So iſt aber die Forderung weder angemeldet noch 
die Klage derart geſtellt. 

Das Landgericht hat daher die Klage mit Recht in vollem Umfange ab⸗ 
gewieſen. — — —“ 

Urteil des OLG. München (1. Sen.) v. 28. Dez. 1914 i. S. K. w. Konk.⸗ 
Verwalter R. L. 819/14. P. 


II. Verfahren. 


114. Darf das örtlich unzuſtändige Amtsgericht die Hlageſchrift gegen 
den Widerſpruch des Beklagten an das zuſtändige Amtsgericht abgeben d 
ZPO. 88 253. 295. | 

Die Gemeinde L. war vom 1. Jan. 1910 an vom Amtsgericht D. abge- 
trennt und dem Amtsgericht W. zugeteilt worden. Trotzdem richtete die 
Genoſſenſchaft L. gegen den in L. wohnenden Landwirt S. unterm 2. Juli 
1913 beim AG. D. eine ſchriftliche Klage ein. Dieſes Amtsgericht leitete 
die Klageſchrift dem AG. W. mit dem ſchriftlichen Beifügen zu, daß L. zu 
deſſen Bezirk gehöre. Das AG. W. beraumte daraufhin einen Verhandlungs⸗ 
termin an und ließ die Ladung den Parteien zuſtellen. Im Termin erklärte 
der klägeriſche Vertreter, daß der Wert des Streitgegenſtandes über die amts⸗ 
gerichtliche Zuſtändigkeit hinausgehe; er verlangte deshalb Überweiſung des 
Rechtsſtreits an das ſachlich und örtlich zuſtändige Landgericht A. Der Be⸗ 
klagte widerſetzte ſich dem Überweiſungsantrage und beantragte die Abweiſung 
der Klage, weil die Klageſchrift an das AG. D. und nicht an das AG. W. ge⸗ 
richtet ſei. Das AG. W. erklärte ſich indes für ſachlich unzuſtändig und ver⸗ 
wies den Rechtsſtreit an das Landgericht A. Der klägeriſche Prozeßbevoll⸗ 
mächtigte lud alsdann den Beklagten vor dieſes Landgericht und fügte ſeinem 
Ladungsſchriftſatze v. 29. Sept. 1913 bei, er werde den in der Klage v. 2. Juli 
1913 enthaltenen Antrag wiederholen. Bei der Verhandlung der Sache er⸗ 
hob der Beklagte vor Einlaſſung zur Hauptſache wiederum den Einwand 
der nicht ordnungmäßig erhobenen Klage und hielt dieſen Einwand während 
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der ganzen Dauer des landgerichtlichen Verfahrens aufrecht. — Das Land⸗ 
gericht wies nach durchgeführtem Beweisverfahren die Klage als unbegründet 
ab, wogegen die Klägerin Berufung einlegte. Der Beklagte machte auch in 
2. Inſtanz geltend, daß die Klage auf die prozeſſuale Einrede der nicht ordnung⸗ 
mäßigen Klagerhebung hin als unzuläſſig hätte abgewieſen werden ſollen. 
Das Ber.⸗Gericht ſprach dementſprechend auch aus, daß die Berufung mit 
dem Abmaße zurückgewieſen werde, daß die Klage angebrachtermaßen abge⸗ 
wieſen werde. Aus den Gründen: 

„Der Beklagte hat dadurch, daß er in erſter Linie an der vom 1. Richter 
für nicht ſtichhaltig erachteten formalen Einrede der nicht ordnungmäßig er⸗ 
hobenen Klage feſtgehalten und deren Würdigung auch in 2. Inſtanz verlangt 
hat, ſich der Berufung angeſchloſſen. Die Anſchließung iſt prozeſſual zuläſſig. 

Das Ber.⸗Gericht hat vor allem dieſe Anſchlußberufung zu würdigen. 
Wenn nämlich, wie der Beklagte behauptet, die Klage nicht richtig erhoben 
worden iſt, dann iſt die materielle Sach- und Rechtslage nicht mehr zu prüfen, 
vielmehr die Klage aus prozeſſualem Rechtsgrunde als unzuläſſig zu erachten. 
Damit wird aber auch der klägeriſchen Berufung gegen das die Klage abweiſende 
landgerichtliche Urteil der Boden entzogen. 

Gemäß § 253 ZPO. erfolgt die Erhebung der Klage durch Zuſtellung 
eines Schriftſatzes, der nach Nr. 1 dieſes Paragraphen die Bezeichnung des 
Prozeßgerichts enthalten muß. Durch die Erhebung einer den Vorſchriften 
des 8 253 entſprechenden Klage wird gemäß § 263 die Rechtshängigkeit der 
Sache begründet. Wenn in einer Klageſchrift das Prozeßgericht nicht oder 
nicht richtig bezeichnet iſt, ſo iſt dies ein weſentlicher Mangel. Allerdings kann 
ein ſolcher Mangel nach § 295 Abſ. 1 ZPO. dann geheilt werden, wenn in 
der erſten mündlichen Verhandlung der Beklagte erſchienen iſt und den Mangel 
nicht rügt. Wenn dagegen der erſchienene Beklagte in dieſer Verhandlung 
den Mangel rügt, ſo hat das Gericht die Klageſchrift auf ihre Ordnungmäßig⸗ 
keit zu prüfen und zwar vor jeder weiteren Verhandlung, ſogar vor derjenigen 
über etwaige prozeßhindernde Einreden. Wird der Mangel bejaht, ſo iſt die 
Klage durch Endurteil (§S 300 Abſ. 1 ZPO.) fals unzuläſſig oder ‚angebrachter⸗ 
maßen“ abzuweiſen. Eine bloße Ergänzung von Klagemängeln gegen den 
Willen des Beklagten iſt unſtatthaft. Durch nachträgliche Zuſtellung eines 
Schriftſatzes läßt ſich der Mangel nur dann heilen, wenn der Schriftſatz allen 
Erforderniſſen einer Klage entſpricht, aber es tritt dann die Rechtshängigkeit 
erſt mit der neuen Zuſtellung ein. Dagegen genügt nicht die nachträgliche 
Zuſtellung eines Schriftſatzes, der bloß das Fehlende nachholt, weil der Be⸗ 
klagte ſchon im Zeitpunkt der Klagerhebung in den Beſitz einer alle weſent⸗ 
lichen Erforderniſſe enthaltenden Klage geſetzt werden muß (Gaupp⸗Stein 
Anm. IV 2 zu § 253 ZPO.). 

Nun hat aber im vorliegenden Fall das AG. W. Termin zur mündlichen 
Verhandlung über eine Klage anberaumt, in der das AG. D. als Prozeß⸗ 
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gericht bezeichnet war. Zu dieſem Verhandlungstermin waren die Parteien 
durch die Gerichtsſchreiberei des AG. W. in Anwendung der §§ 496 mit 498 
ZPO. geladen worden. Daß dieſe Ladung des Beklagten den in der Klage⸗ 
ſchrift enthaltenen Mangel nicht heben konnte, iſt ohne weiteres klar. In dem 
Verhandlungstermin v. 16. Sept. 1913 hat die Klägerin, obwohl ſie von dem 
Mangel der Klageſchrift längſt vorher Kenntnis hatte, die Klaganträge und 
deren Begründung vorgetragen, jedoch wegen mangelnder ſachlicher Zuſtändig⸗ 
keit die Verweiſung der Sache an das Landgericht A. begehrt. Der Beklagte 
aber hat damals ſofort die unrichtige Bezeichnung des Gerichts in der Klage⸗ 
ſchrift gerügt und den Antrag geſtellt, die Klage aus formalen Gründen abzu⸗ 
weiſen. Dieſem Antrage hätte das AG. W. bei richtiger Geſetzesanwendung 
ſtattgeben müſſen. Statt deſſen hat es ſich für — ſachlich — unzuſtändig er⸗ 
klärt und den Rechtsſtreit dem klägeriſchen Antrage entſprechend an das Land⸗ 
gericht verwieſen. 

Die Einrede der nicht richtig erhobenen Klage, die von der Klägerin auch 
im landgerichtlichen Verfahren von Anfang an bis zum Schluſſe wieder⸗ 
holt worden iſt, wird durch die Beſtimmung des Abſ. 2 des 8 505 ZPO. nicht 
entkräftet, durch den dem Landgericht lediglich die Nachprüfung der örtlichen 
und ſachlichen Zuſtändigkeit und die Nachprüfung des Verfahrens bei der 
Verweiſung entzogen wird. 

Der der Klage anhaftende Mangel iſt auch nicht etwa nachträglich durch die 
Zuſtellung des klägeriſchen Schriftſatzes v. 29. Sept. 1913 geheilt, die gegen⸗ 
teilige Anſchauung des 1. Richters iſt unzutreffend. Der vorbereitende Schrift⸗ 
ſatz entſpricht keineswegs all denjenigen Erforderniſſen, die in $253 ZPO. 
an eine richtige Klage geſtellt werden; er enthält keine Angabe des Gegen⸗ 
ſtandes und des Grundes des erhobenen Anſpruchs und auch keinen beſtimmten 
Antrag; die bloße Bezugnahme auf die in der Klageſchrift v. 2. Juli 1913 
geſtellten Anträge iſt ungenügend. Der Schriftſatz bezweckt auch nicht die 
Erhebung einer Klage, ſondern dem Sinn und Wortlaut nach die Anberaumung 
des Termins zur ‚Fortſetzung der mündlichen Verhandlung,, ſetzt alſo ordnung⸗ 
gemäße Erhebung einer Klage ſtillſchweigend voraus.“ 

Urteil des OLG. Augsburg (2. Sen.) v. 14. Nov. 1914 i. S. L. w. 

S. L. 146/14. WI. 


115. Übernahme eines Handlungsgeſchäfts durch einen bisherigen Geſell⸗ 
ſchafter: Einfluß auf einen für die Geſellſchaft anhängigen Rechtsſtreit. 
ZPO. 5 265 Abſ. 2; HGB. 89 25. 131%. 142. 

Durch Vertrag v. 5. Okt. 1899 hatte der Kaufmann M. A. F. in Hamburg 
von dem Hamb. Staat auf 25 Jahre eine am Norderloch gelegene Fläche 
mit 40 m Waſſerfront zum Betriebe des Schiffbaus und der Taucherei gemietet. 
Im Jahre 1912 vermietete der Staat das daneben belegene Grundſtück an 
einen Dritten und erteilte dieſem die Erlaubnis, vor das Grundſtück unmittel⸗ 
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bar an der Grenze des an F. vermieteten ein Schwimmdock zu legen. Die 
Firma M. A. F. erhob darauf mit der Behauptung, daß für ſie durch dieſes 
Verhalten des Beklagten die Gefahr entſtanden ſei, ihr Mietgrundſtück nicht 
mehr voll ausnutzen zu können, gegen den Staat Klage auf Feſtſtellung, 
daß er ihr gegenüber nicht berechtigt ſei, die Errichtung eines Schwimmdocks 
vor dem Nachbargrundſtück zu genehmigen. — Die Klage wurde abgewieſen 
und die Berufung der Klägerin zurückgewieſen. Die Reviſion hatte keinen 
Erfolg. Aus den Gründen: 

„Das Ber.⸗Gericht hat die Klage, ohne in eine weitere Prüfung des 
Streitſtoffs einzutreten, lediglich wegen Fehlens der Aktivlegitimation abge⸗ 
wieſen. — — — Der Mieter F. hat 1903 in ſein unter der Firma M. A. F. 
betriebenes Geſchäft feinen Sohn aufgenommen, beide haben als off. Handels⸗ 
geſellſchaft das Geſchäft unter der bisherigen Firma und unter Übernahme der 
Aktiven und Paſſiven fortgeſetzt. Die off. Handelsgeſellſchaft hat am 1. Febr. 
1912 unter ihrer Firma die vorliegende Klage erhoben. Im Lauf des 2. Rechts⸗ 
zugs, im Juli 1913, iſt der Vater F. aus der Firma ausgetreten, der Sohn, 
der bisherige Mitinhaber, hat das Geſchäft mit Aktiven und Paſſiven über⸗ 
nommen und betreibt es unter der bisherigen Firma weiter. Der Prozeß⸗ 
bevollmächtigte der Klägerin hat erklärt, daß der Sohn F. jetzt als Alleinkläger 
den Rechtsſtreit weiterführe. 

Das Ber.⸗Urteil hat mit Recht auf dieſe letzte Rechtsänderung, den Über⸗ 
gang des ganzen Vermögens der off. Handelsgeſellſchaft auf den einen der 
bisherigen Teilhaber, den $ 265 Abſ. 2 ZPO. für anwendbar erachtet. Daß 
bei Aktivprozeſſen einer off. Handelsgeſellſchaft der bisherige Geſellſchafter, 
der im Lauf des Rechtsſtreits das geſamte Geſellſchaftsvermögen erwirbt 
und die Firma fortführt, nicht berechtigt iſt, ohne Zuſtimmung des Gegners 
als Alleinkläger den Rechtsſtreit weiterzuführen, ſondern alle bisherigen Ge⸗ 
ſellſchafter als Streitgenoſſen Partei bleiben, ſteht in der Rechtſprechung des 
Reichsgerichts feſt; 

vgl. z. B. RGentſch. 35, 389; 46, 41; 64, 78; JW. 1901, 226°; 1903, 388 1. 
Hiergegen iſt auch kein Bedenken aus der in RGéEntſch. 65, 228; 68, 410 
(Seuff A. 64 Nr. 114) vertretenen Anſicht herzuleiten, daß eine ſolche Über- 
nahme des ganzen Geſellſchaftsvermögens den Übergang der Aktiven ohne 
beſondere Übertragungsakte bezüglich der einzelnen Sachen und Rechte zur 
Folge hat. Eine Abtretung i. S. des $ 265 erfordert nicht, daß die Übertragung 
der Forderung auf einen neuen Gläubiger den unmittelbaren Gegenſtand des 
Vertrags bilde, ſondern liegt auch dann vor, wenn der Übergang des An- 
ſpruchs die notwendige Rechtsfolge eines anderen von dem Gläubiger ab- 
geſchloſſenen Rechtsgeſchäfts iſt (RGEntſch. 55, 294) oder ſich ſogar kraft 
Geſetzes vollzieht (RGEntſch. 76, 217). 

Die nach § 265 Abſ. 2 erforderliche Zuſtimmung des Bellagten iſt nach 
der nicht angefochtenen Feſtſtellung des Vorderrichters nicht erteilt. Selbſt 
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wenn der Sohn F. die Rechte aus dem Mietvertrage jetzt erworben haben 
ſollte, hat er nicht das Recht, als Alleinkläger aufzutreten; dieſer Rechtsüber⸗ 
gang iſt vielmehr ohne Einfluß auf den Rechtsſtreit. Der letztere iſt zwiſchen 
den bisherigen Geſellſchaftern als Klägern und dem Beklagten weiterzuführen 
und kann nur zugunſten der klagenden Partei entſchieden werden, wenn die 
off. Handelsgeſellſchaft bis zu jenem Rechtsübergang aktiv legitimiert war. 
Dies wird von dem Ber.⸗Gericht auf Grund des § 15 des Vertrags ver⸗ 
neint, (der die ,‚ausdrückliche Genehmigung des Vermieters zur Weiterüber⸗ 
tragung der Mietrechte oder ihrer Ausübung vorbehält). Dabei handelt es 
ſich um die Auslegung einer Vertragsbeſtimmung, die auf ihre ſachliche Richtig⸗ 
keit in der Reviſionsinſtanz nicht nachzuprüfen iſt; als unmöglich kann ſie nicht 
bezeichnet werden und Auslegungsvorſchriften find nicht verletzt. — — — 
Wenn die Reviſion ſchließlich noch geltend macht, der Beklagte könne, nach⸗ 
dem er von 1903 ab bis in den Prozeß hinein das Vertragsverhältnis mit der 
Firma M. A. F. als einer off. Handelsgeſellſchaft unbeanſtandet tatſächlich 
fortgeſetzt habe, ſich nicht nachträglich, nachdem Streit auf Grund des Vertrags 
ausgebrochen ſei, auf den Mangel einer förmlichen Genehmigung berufen, 
ſo muß dieſer Angriff daran ſcheitern, daß in den Vorinſtanzen nicht behauptet 
war, der Beklagte habe die Gründung der off. Handelsgeſellſchaft gekannt 
und mit dieſer das Mietverhältnis fortgeſetzt. — — —“ 
Urteil des Reichsgerichts (3. Sen.) v. 17. Nov. 1914 in der Hamb. 
Sache M. A. F. (Kl.) w. Hamb. Staat (OL G. Hamburg). III. 256/14. 


116. Darf das Gericht ohne Hülfsantrag des Klägers an Stelle des 
als fällig geltend gemachten Geldbetrags die erſt ſpäter fällig werdenden 
Teilbeträge zuſprechen d 
8PO. 38 308. 257. 259. 

Die Beklagte hatte in der Zeit vom 1. Jan. 1913 bis zum 31. Mai 1914. 
von der Klägerin Waren bezogen und war ihr einen Teil der Kaufpreiſe ſchuldig 
geblieben. Die Reſtſchuld von 8085,20 % klagte die Klägerin im Juli 1914 
ein, wobei ſie behauptete, daß ſie zwar der Beklagten das Recht zur Tilgung 
ihrer Schuld in monatlichen Teilbeträgen zu 750 / eingeräumt habe, jedoch 
nur unter der Bedingung, daß die Geſchäftsverbindung aufrechterhalten bleibe 
und bei jeder Teilzahlung die Zinſen aus der jeweiligen Reſtſchuld mitbezahlt 
würden; daß dieſe Bedingungen aber nicht eingetreten ſeien, daher die ganze 
Schuld fällig ſei. Die Beklagte beantragte die Abweiſung der Klage; ſie 
erkannte die Rechnungsaufſtellung der Klägerin mit unweſentlichen Einſchrän⸗ 
kungen an, beſtritt aber, daß ihr die Teilzahlung nur bedingungweiſe ein⸗ 
geräumt worden und demnach die Schuld fällig ſei. Ein Eventualantrag 


auf Verurteilung der Beklagten zu den künftig fällig werdenden e 
Seufferts Archiv 70. 3. Folge Bd. 15 Heſt 5 
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wurde von der Klägerin nicht geftellt. — Das Landgericht nahm an, daß der 
Beklagten das Recht zu monatlichen Abträgen von 750.4 ohne Bedingungen 
eingeräumt ſei, daß aber der Klagantrag auf Zahlung des ganzen Betrags 
auch den Antrag auf Verurteilung zur Zahlung der einzelnen Teilbeträge 
nebſt jeweils fälligen Zinſen in ſich ſchließe. Dementſprechend verurteilte 
es durch Teilurteil v. 5. Nov. 1914 die Beklagte, 1796,40 %, nämlich den 
bei der Schlußverhandlung v. 22. Oktober 1914 fällig geweſenen Betrag 
von 1046,40 .% und 750 ., d. i. den am 4. Nov. 1914, alſo noch vor der Urteils- 
verkündung, fällig gewordenen Teilbetrag ſofort und die hiernach verbleibende 
Reſtſchuld zu 6225,45 / in monatlichen Teilbeträgen von je 750 K, jeweils 
am vierten eines jeden Monats, erſtmals am 4. Dez. 1914, an die Klägerin 
zu zahlen. Auf die Berufung der Beklagten wurde das landgerichtliche Teil⸗ 
urteil aufgehoben, der Rechtsſtreit hinſichtlich der Beträge, die nach dem 
Urteilsſatz des Landgerichts bis zum 19. Febr. 1915 — dem Tag der Schluß⸗ 
verhandlung vor dem Ber.⸗Gericht — fällig geworden waren, für erledigt 
erklärt, im übrigen aber die Klage abgewieſen und von den Koſten des 1. Rechts⸗ 
zugs der Klägerin 10, der Beklagten ¼10, die Koſten des 2. Rechtszugs aber 
ganz der Klägerin auferlegt. Aus den Gründen: 

„Die Frage, ob der Richter berechtigt ſei, dem Kläger an Stelle des von 
ihm als ſofort fällig geltend gemachten Geldbetrages auch ohne beſonderen 
Hülfsantrag die erſt ſpäter fällig werdenden Teilbeträge der Klageſumme 
zuzuſprechen, iſt beſtritten. Gaupp⸗Stein (Z PO.“ Anm. I. 4 zu § 308 und 
Anm. III zu § 257) erblickt hierin eine Beſchränkung des Klageantrages 
nach § 2682 ZPO. und hält infolgedeſſen dieſe Verurteilung als Minde⸗ 
rung auch ohne neuen Antrag für zuläſſig. Der erkennende Senat hat 
bereits in ſeinem Beſchluß v. 15. Febr. 1909 (Zeitſchr. für Rechtspfl. in 
Bayern 1909, 304) zu der Streitfrage Stellung genommen und dort im weſent⸗ 
lichen ausgeführt: Wenn die eben erwähnte Anſicht richtig wäre, ſo müßte 
auf dieſes Mindere gegebenenfalls auch ein Teilurteil mit Beweisbeſchluß 
„Uber die Berechtigung des weitergehenden Antragteils möglich fein; das 
ſei aber undenkbar, wenn man weiter in Betracht ziehe, wie dieſes Teilurteil 
rechtskräftig werden ſolle ohne doch dem ſpäteren Schlußurteil vorzugreifen. 
In Wirklichkeit würde das Schlußurteil eine ſachliche Anderung eines ſolchen 
Teilurteils enthalten; daraus ergebe ſich aber mit Notwendigkeit, daß es 
ſich in ſolchen Fällen nicht um etwas minderes, ſondern um etwas anderes 
handle. — Der erkennende Senat hat nach nochmaliger Prüfung der Frage 
keinen Anlaß, dieſe ſeine frühere Anſicht aufzugeben. Danach hätte aber das 
Landgericht bei der Schlußverhandlung im 1. Rechtszuge die Klage, ſoweit 
ſie nicht den bei dieſer Schlußverhandlung fälligen Teil des eingeklagten 
Hauptſachebetrags nebſt Zinſen betraf, abweiſen müſſen. Die ohne Antrag 
hierauf erfolgte Zuerkennung der künftigen Teilleiſtungen an die Klägerin 
verletzt die Vorſchrift des 8 308 ZPO. 
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Aus dieſen Gründen und da nach den übereinſtimmenden Erklärungen 
der Parteien die nach dem landgerichtlichen Urteilsſatz bis zum Tage der 
Ber.⸗Verhandlung fällig gewordenen Beträge in Haupt⸗ und Nebenſache 
bezahlt ſind, war zu erkennen wie geſchehen iſt, bei der Koſtenentſcheidung 
aber zu berückſichtigen, daß die Beklagte ihre Verpflichtung zu den der Klägerin 
zugeſprochenen Teilzahlungen ſofort anerkannt hat und daß ſie andernfalls 
zur Zeit der Klagezuſtellung, wie ſich aus den Gründen des angefochtenen 
Urteils ergibt, ſich nur mit Zinſen im Rückſtand befand und ihre Beſtreitung 
eines Betrages von 62,50 4 nicht gerechtfertigt war, im 2. Rechtszuge aber 
vollſtändig geſiegt hat. — — —“ 

Urteil des OLG. München (1. Sen.) v. 5. März 1915 i. S. G. w. 

V. Ber.⸗Reg. L. 1043/14. F—z. 


117. Über die Entſchuldigung eines ausgebliebenen Zeugen. 
Vgl. 56 Nr. 18; 59 Nr. 135; 65 Nr. 150. 
ZPO. $ 381. 

Vor dem Prozeßgericht, LG. A., ſtand Termin zur Vernehmung der 
Zeugen L. und Sch. auf den 6. Juli 1914 an. Mit Eingabe v. 30. Juni 1914 
ſtellte der in H. wohnhafte Zeuge L. von W. aus, wo er ſich auf einer Geſchäfts⸗ 
reiſe befand, an das Gericht die Bitte um Verlegung des Termins, da er in 
dieſem nicht erſcheinen könne. Dem Antrag wurde ſtattgegeben und der 
Vernehmungstermin auf Montag, 28. Sept. 1914 vormittags 11¼ Uhr ver⸗ 
legt. Mit Eingabe vom 25., eingelaufen beim Prozeßgericht am 26. Sept. 
1914, zeigte L. an, daß er auf längere Zeit verreiſe und bat um Verlegung 
des neuen Termins, „da deſſen Wahrnehmung mit großen Koſten verbunden 
wäre“. Der Vorſitzende verfügte, eine Verlegung des Termins ſei untunlich, 
da noch ein weiterer Zeuge geladen ſei und die Benachrichtigung der Zeugen 
wie der Beteiligten nicht mehr rechtzeitig erfolgen könnte. Am 28. Sept. 1914 
fand die Vernehmung des Zeugen Sch. ſtatt. Das Schreiben des L. v. 25. 
desſ. Monats wurde im Termin bekannt gegeben. Auf Antrag des klägeriſchen 
Prozeßbevollmächtigten wurde der Zeuge L. in die durch fein Ausbleiben ver⸗ 
urſachten Koſten ſowie zu einer Geldſtrafe von 20 /, ſonſt Haftſtrafe von vier 
Tagen verurteilt. Gegen dieſen ihm am 2. Okt. zugeſtellten Beſchluß legte 
L. Beſchwerde ein, der vom LG. nicht abgeholfen wurde, weil L. nach der 
Beſtätigung ſeiner Firma nicht während der ganzen Woche auswärts beſchäftigt 
und recht wohl in der Lage geweſen fei, im Termin zu erſcheinen. Das Ober- 
landesgericht hob den landgerichtlichen Beſchluß auf. Aus den Gründen: 

„— — — Unaufſchiebliche Geſchäfte können einen genügenden Ent⸗ 
ſchuldigungsgrund abgeben. In einem Beſchluß des OLG. Poſen v. 22. Jan. 
1910 (SeuffA. 65 Nr. 150) heißt es: ‚Der im Intereſſe einer geordneten 
Rechtspflege auferlegte Zeugniszwang geht nicht ſoweit, daß der Geladene 
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ohne Rückſicht auf jede Unbequemlichkeit und jeden noch ſo erheblichen eigenen 
Nachteil der Vorladung ſchlechthin Folge leiſten müßte. Ob dieſer Satz 
auf allgemeine Gültigkeit Anſpruch erheben kann, möchte ja zweifelhaft ſein. 
Für den Fall, zu deſſen Entſcheidung er ausgeſprochen wurde, trifft er zu; 
es war da einem Zeugen die Ladung zu einem an entferntem Ort ſtattfindenden 
Vernehmungstermin erſt am Tage vor dem Termin zugeſtellt worden. Nach 
Peterſen ZPO. 5 381 Anm. 1 hat das Gericht nach freiem Ermeſſen zu be⸗ 
urteilen, ob die Entſchuldigung ausreiche. Der hierzu angezogene Beſchluß 
des Kammergerichts in Berlin v. 10. März 1900 (SeuffA. 56 Nr. 18) findet 
ſich auch erwähnt bei Skonietzki und Gelpke ZPO. § 381 Anm. 3, wo es heißt: 
„Ob zur Entſchuldigung der Umſtand genügt, daß der Zeuge auf ſeine Anzeige, 
im Termin nicht erſcheinen zu können, ohne Beſcheid des Gerichts geblieben 
iſt, beſtimmt ſich nach den Umſtänden des Einzelfalles; a. M., für unbe⸗ 
dingte Geltung dieſes Entſchuldigungsgrundes anſcheinend das Kammergericht 
(Seuff A. 56 Nr. 18)‘, das es als nobile officium des Gerichts bezeichnet, dem 
Zeugen auf feine Anzeige einen Beſcheid zu erteilen. — — — Nun find aber 
doch Fälle denkbar, in denen das Gericht nicht gegen ein nobile officium 
verſtößt, wenn es die Anzeige eines Zeugen, im Vernehmungstermin 
nicht erſcheinen zu können, und den Antrag auf Terminsverlegung 
nicht verbeſcheidet, ſondern es bei der Ladung und der Terminsbeſtimmung 
beläßt. So, wenn in einer Prozeßſache häufige Anzeigen dieſer Art von 
dem nämlichen Zeugen einlaufen, die überhaupt eine Unluſt des Zeugen zur 
Vernehmung erkennen laſſen, wenn die Anzeige einen offenbar unbeachtlichen 
Entſchuldigungsgrund vorbringt, wenn die Anzeige in ganz ungehörigem Ton 
gehalten iſt, und in ähnlichen Fällen. Der erkennende Senat jchließt ſich der 
von Skonietzki und Gelpke vertretenen Anſchauung an, nach welcher die Um⸗ 
ſtände des Falles für die Würdigung des erwähnten Entſchuldigungsgrundes 
entſcheidend ſind, und geſteht dieſem alſo nicht allgemeine und unbedingte 
Gültigkeit zu. 

Der Zeuge L. hatte bereits früher einmal in der gleichen Streitſache 
dem Landgericht angezeigt, daß er in einem angeſetzten Vernehmungstermin 
nicht erſcheinen könne, und hatte um Terminsverlegung gebeten. Dieſer 
Bitte war ſtattgegeben und es war der gerichtliche Beſcheid dem Zeugen per⸗ 
ſönlich an dem Tage, auf welchen der aufgehobene Termin angeſetzt geweſen 
war, zugeſtellt worden. Da durfte der Zeuge mit Grund annehmen, daß auch 
ſeinem neuerlichen Terminsverlegungsgeſuch v. 25. Sept. 1914 werde ſtatt⸗ 
gegeben und ihm der genehmigende Gerichtsbeſcheid vielleicht auch erſt wieder 
am Tag des Vernehmungstermins, 28. desſ. Mts., werde zugeſtellt werden 
oder daß er alsbald Mitteilung erhalten werde, falls das Gericht feinem Ge⸗ 
ſuch nicht ftattgeben wollte. Unter ſolchen Umſtänden iſt das Ausbleiben 
des Zeugen L. im Vernehmungstermin v. 28. Sept. 1914 als unentſchuldigt 
i. S. des § 380 ZPO. nicht zu erachten. Es ſtand dem Zeugen der gute Glaube 
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zur Seite, daß wie das erite- jo auch diesmal das Gericht fein Ausbleiben für 
entſchuldigt halten werde. 
Die Entſcheidung ergeht nach §§ 45 und 47° GKG. gebührenfrei.“ 
Beſchluß des OLG. Bamberg (2. Sen.) v. 3. Nov. 1914. Beſchw.⸗Reg. II. 
218/14. f . — ch — 


118. Anfechtung der Rechtshandlung einer off. Handelsgeſellſchaft 
nach $ 311 KO. gegen den alleinigen Übernehmer des Handelsgeſchäfts. 
KO. 5 311; HGB. 5 142. 

Am 28. Febr. 1911 hatte die off. Handelsgeſellſchaft Gebrüder O., ver⸗ 
treten durch den Mitinhaber Georg O., mit der verklagten Gewerbebank 
einen notariellen Vertrag geſchloſſen, durch den die Handelsgeſellſchaft der 
Gewerbebank zur Sicherheit für eine Forderung von 9000 ihr Warenlager, 
beſtehend aus Rohmaterialien und fertigen Schuhwaren, zum Eigentum 
übertrug und ihr geſtattete, das Warenlager zu veräußern. Am 28. Dez. 
1911 wurde über das Vermögen der Firma Gebr. O., aus der der bisherige 
Mitinhaber Georg O. ausgetreten war und deren alleiniger Inhaber zu jener 
Zeit der Schuhmachermeiſter Robert O. war, der Konkurs eröffnet. Kurz 
vor der Konk.⸗Eröffnung hatte die Gewerbebank, geſtützt auf den vorerwähnten 
Vertrag, einen Teil des Warenlagers in Beſitz genommen. Der Konk.⸗Ver⸗ 
walter vereinbarte mit ihr die Veräußerung des Lagers und die Hinterlegung 
des Erlöſes mit der Beſtimmung, daß im Prozeſſe entſchieden werden ſolle, 
wem dieſer Erlös zuſtehe. Es wurden dann 7500 % und zwei Sparkaſſen⸗ 
bücher hinterlegt. Der Konk.⸗Verwalter verlangte die Einwilligung der 
Firma Gebr. O. in die Auszahlung des Geldes nebſt Zinſen und zur Heraus⸗ 
gabe der Sparkaſſenbücher an ihn. — In 1. Inſtanz wurde die Beklagte nach 
dem Klagantrage verurteilt; ihre Berufung wurde zurückgewieſen. Auch ihre 
Reviſion blieb erfolglos. Aus den Gründen: 

„Das Ber.⸗Gericht iſt der Beurteilung des 1. Richters, der Vertrag v. 
28. Febr. 1911 verſtoße gegen die guten Sitten und ſei deshalb nach § 138 
Abſ. 1 BGB. nichtig, nicht beigetreten, die Verurteilung der Beklagten nach 
dem Klagantrage iſt aber im Ber.⸗Urteil aufrechterhalten, weil der Vertrag 
v. 28. Febr. 1911 infolge der Anfechtung ſeitens des Konk.⸗Verwalters den 
Konk.⸗Gläubigern gegenüber unwirkſam ſei und daher der aus dem Verkauf 
des Warenlagers erzielte Erlös mit Recht für die Konk.⸗Maſſe beanſprucht 
werde. Es ſei erwieſen, daß der Vertrag von dem Gemeinſchuldner in der 
Abſicht, ſeine Gläubiger zu benachteiligen, geſchloſſen ſei und daß die Benach⸗ 
teiligungsabſicht dem geſetzlichen Vertreter der Beklagten und damit dieſer 
ſelbſt bekannt geweſen ſei. Die Tatbeſtandsmerkmale der ſog. Abſichtsan⸗ 
fechtung (§ 311 KO.) ſeien damit dargetan. Die von der Reviſion gegen dieſe 
Entſcheidung erhobenen Angriffe konnten keinen Erfolg haben. 

Die Reviſion erhebt zunächſt das grundſätzliche Bedenken, ob der namens 
der off. Handelsgeſellſchaft Gebrüder O. geſchloſſene Vertrag in dem nach 
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Auflöſung der Geſellſchaft nur über das Vermögen des Robert O. eröffneten 
Konkurſe überhaupt angefochten, werden könne. Das ſei — ſo führt die 
Reviſion aus — zu verneinen, denn Rechtshandlungen einer Geſellſchaft 
könnten nur im Konkurſe über das Geſellſchaftsvermögen angefochten werden. 

Bei der Prüfung dieſer Frage iſt in tatſächlicher Beziehung davon auszu⸗ 
gehen, daß vor der Konk.⸗Eröffnung zwiſchen den beiden Geſellſchaftern 
eine Vereinbarung getroffen iſt, wonach Robert O. das von der Geſellſchaft 
bisher betriebene Geſchäft nunmehr zur alleinigen Fortführung mit Aktiven 
. und Paſſiven übernahm. Nach § 142 HGB. kann auch bei einer nur zwei⸗ 
gliedrigen Geſellſchaft der eine Geſellſchafter das Geſchäft ohne Liquidation 
beim Vorliegen der Vorausſetzungen des Abſ. 1 und Abſ. 2 mit Aktiven und 
Paſſiven übernehmen. Nach Abſ. 3 finden auf die Auseinanderſetzung die 
für den Fall des Ausſcheidens eines Geſellſchafters aus der Geſellſchaft gelten- 
den Vorſchriften entſprechende Anwendung. Dieſe entſprechende Anwendung 
wird ihnen in der Rechtſprechung des Reichsgerichts auch dann zugeſtanden, 
wenn die Übernahme des Geſchäfts auf Vereinbarung beruht. Daraus iſt 
dann die weitere Folgerung hergeleitet, daß gemäß § 105 Abſ. 2 HGB., § 738 
S. 1 BGB. auch bei einer nur aus zwei Perſonen beſtehenden Handelsgeſell⸗ 
ſchaft der Anteil des Ausſcheidenden am Geſellſchaftsvermögen dem Anteil 
des andern Geſellſchafters zuwächſt; ſein eigener Anteil werde, weil der Anteil 
des ausſcheidenden Geſellſchafters wegfällt, vergrößert und umfaſſe nun den 
ganzen Geſchäftsbeſtand (RGEntſch. 65, 227; 68, 410, in Seuff A. 64 Nr. 114). 
Dieſe Rechtsauffaſſung iſt allerdings keine unbeſtrittene, es wird von andrer 
Seite (vgl. Staub HGB.“ Anm. 3 zu § 142) die Anſicht vertreten, daß es, 
um das Geſellſchaftsvermögen in ſeinen einzelnen Teilen auf den verbleibenden 
Geſellſchafter zu übertragen, neben der Einigung mit dem ausſcheidenden 
Geſellſchafter noch beſonderer Übertragungsakte bedürfe. 

Auf dieſe Streitfrage kommt es aber hier nicht an. Denn, wie ausge⸗ 
führt, iſt ja das Geſchäft in ſeinen einzelnen Beſtandteilen auf Robert O. 
übertragen. Es handelt ſich alſo hier nicht um eine Sonderrechtsnachfolge 
in einzelne Vermögensſtücke, ſondern Robert O. iſt Träger des ganzen früheren 
Geſellſchaftsvermögens mit ſeinen Forderungsrechten und den auf ihm laſten⸗ 
den Verbindlichkeiten geworden. Seine Rechtsſtellung iſt in dieſer Beziehung 
die gleiche wie die eines Erben. Wie auf den Erben Verbindlichkeiten ſo über⸗ 
gehen, wie ſie in der Perſon des Erblaſſers entſtanden ſind und deshalb die 
gegen den Erblaſſer begründete Anfechtung auch gegen den Erben im Kon⸗ 
kurſe ſtattfindet (8 40 Abſ. 1 KO.), jo hat auch der das Geſchäft allein fort⸗ 
führende Geſellſchafter Rechtshandlungen, welche in bezug auf das auf ihn 
übergegangene Vermögen getätigt ſind, gelten zu laſſen wie ſie vorgekommen 
ſind. Nun kommt Robert O. zwar nicht als Anfechtungsgegner in Betracht, 
ſondern als Gemeinſchuldner. Aber aus ſeiner beim Übergang des ganzen 
Geſellſchaftsvermögens auf ihn dem Erben gleichen Rechtsſtellung ergibt ſich 
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auch für die hier zu entſcheidende Frage, daß die Anfechtungsgegnerin ſich nicht 
darauf berufen kann, der angefochtene Vertrag ſei, weil er mit der früheren 
Geſellſchaft geſchloſſen ſei, keine Rechtshandlung des jetzigen Gemeinſchuldners. 
Auch im Nachlaßkonkurſe können Rechtshandlungen, die nicht ſolche des Ge⸗ 
meinſchuldners, der Erben, ſind, ſondern von ihrem Erblaſſer vorgenommen 
ſind, vom Konk.⸗Verwalter angefochten werden. Subjekt des im Konkurs 
befangenen Vermögens iſt mit der Auflöſung der Geſellſchaft Robert O. 
geworden. Werden an dieſes Vermögen, wie dies hier geſchieht, Anſprüche 
auf Grund eines über Teile dieſes Vermögens geſchloſſenen Vertrages er⸗ 
hoben, ſo muß der Konk.⸗Verwalter berechtigt ſein, die Konk.⸗Maſſe zu ver⸗ 
teidigen und die Rechtshandlung, auf welche die Anſprüche ſich ſtützen, als den 
Konk.⸗Gläubigern gegenüber unwirkſam anzufechten. Eine gegenteilige 
Beurteilung würde zu ganz unhaltbaren Folgerungen führen. 

Mit Recht hat deshalb das Ber.⸗Gericht die Anfechtung im Konkurſe des 
Robert O. zugelaſſen. 

Weiter bemängelt die Reviſion die über die Benachteiligungsabſicht und 
deren Kenntnis getroffene Feſtſtellung.“ Es folgt die Ausführung, daß auch 
dieſe Angriffe unbegründet ſind. 

Urteil des Reichsgerichts (7. Sen.) v. 27. Okt. 1914 in der preuß. 

Sache GewBk. L. (Bkl.) w. Gebr. O. Konk. (OL G. Naumburg). 

VI. 228/14. 


119. Zur Umſchreibung einer Zypothek auf den Erben auf Antrag 
des Teſtamentsvollſtreckers iſt Nachweis der Erbfolge erforderlich. 
Bol. 57 Nr. 139. 

G80. 88 19. 22. 36; BGB. $ 2203. 

Der im Teſtament des verſtorbenen Fräuleins Eliſabeth F. ernannte Teſta⸗ 
mentsvollſtrecker beantragte beim Grundbuchamt, die für die Erblaſſerin auf dem 
Grundſtück des J. eingetragene Hypothek von 100 000 „ auf namentlich aufge- 
führte fünf Perſonen als Erben in ungeteilter Erbengemeinſchaft umzuſchreiben. 
Er überreichte dabei u. a. eine beglaubigte Abſchrift des Teſtaments. Das 
Grundbuchamt forderte zunächſt den Nachweis der Erbfolge durch einen Erbſchein, 
und als dem widerſprochen wurde, lehnte es die Umſchreibung der Hypothek ab, 
weil der Nachweis, daß die als Erben bezeichneten Perſonen wirklich die Erben 
der Gläubigerin geworden ſeien, nicht in einer dem §S 36 GBO. entſprechenden 
Weiſe geführt ſei. — Die Beſchwerde und die weitere Beſchwerde des Teſt.⸗ 
Vollſtreckers wurden als unbegründet zurückgewieſen, letztere mit folgender 
Begründung: 

„Es handelt ſich darum, daß eine Nachlaßhypothek im Wege der Grund⸗ 
buchberichtigung auf die Erben umgeſchrieben werden ſoll, und zwar auf 
den Antrag und die Bewilligung des von der eingetragenen Gläubigerin 
ernannten Teſt.⸗Vollſtreckers. Daß ein Teſt.⸗Vollſtrecker zufolge der ihm in 
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§ 2203 BGB. zugewieſenen Aufgabe, an Stelle des Erben alle zur Aus⸗ 
führung des letzten Willens des Erblaſſers erforderlichen Geſchäfte vorzu⸗ 
nehmen, zur Stellung des Berichtigungsantrags (8 13 GBO.) befugt iſt, iſt 
gemeine Meinung. In KGJ. 40, 204) iſt auch dargelegt, daß er, was hier 
nicht unmittelbar in Betracht kommt, die nach $ 22 Abſ. 2 GBO. zur Eintragung 
des Erben als Eigentümers eines Nachlaßgrundſtücks erforderliche Zuſtimmung 
kraft eigenen Rechts erklären darf. Die hier zur Entſcheidung ſtehende Frage 
iſt, ob der Teſt.⸗Vollſtrecker die Eintragung des Erben gemäß § 19 GBO. 
bewilligen darf, oder ob die die Unrichtigkeit des Grundbuchs bewirkende 
Erbfolge gemäß § 22 Abſ. 1 GBO. nachgewieſen werden muß. Dieſe Frage 
iſt mit den Vorinſtanzen im zweiten Sinne zu beantworten. 

Im allgemeinen iſt die Berichtigungsbewilligung allerdings nicht nur 
eine zuläſſige, ſondern ſogar die von der Grundbuchordnung (§8 19. 22) 
in erſter Linie vorgeſehene Grundlage einer berichtigenden Eintragung. Der⸗ 
jenige, zu deſſen Gunſten eine unrichtige Eintragung beſteht, iſt berechtigt, 
ſie mittels einer Berichtigungsbewilligung zu beſeitigen. Die Fähigkeit der 
Berichtigungsbewilligung, die Berichtigungseintragung zu rechtfertigen, be⸗ 
ruht auf dem in ihr zutage tretenden Willen des von der Berichtigung Be⸗ 
troffenen (vgl. Güthe in ZBlffG. 13, 125ff., 165ff., insbeſondere 172. 173). 
Von der Berichtigung betroffen wird in dem Falle, daß an Stelle des Bud)- 
berechtigten ein andrer eingetragen werden ſoll, der Buchberechtigte (RA. 12, 
72). An einem ſolchen Berechtigten, aus deſſen Willen die Berichtigungs⸗ 
bewilligung ihre Kraft entnehmen könnte, fehlt es, wenn ein für den Erb⸗ 
laſſer eingetragenes Recht auf den Erben umgeſchrieben werden ſoll. Der 
eingetragene Berechtigte iſt tot. Sein Erbe, an deſſen Stelle beim Vorhanden⸗ 
ſein eines Teſt.⸗Vollſtreckers dieſer gemäß § 2203 BGB. zu handeln befugt 
ſein würde, iſt — anders, wie dann, wenn die Unrichtigkeit des Grundbuchs 
nicht auf dem Erbfall, ſondern auf einem ſonſtigen rechtlichen Ereigniſſe be⸗ 
ruht und die Berichtigung zugunſten eines Dritten erfolgen ſoll — nicht paſſiv 
beteiligt, iſt vielmehr derjenige, zu deſſen Gunſten die Eintragung bewirkt 
werden ſoll. Die Annahme einer Repräſentation des Verſtorbenen durch 
den Teſt.⸗Vollſtrecker iſt dem geltenden Rechte fremd. Iſt hiernach in Fällen 
wie dem vorliegenden eine Berichtigungsbewilligung rechtlich unmöglich, ſo 
kann die Umſchreibung des Rechts auf die Erben nur auf Grund des Weh 
weiſes der Erbfolge herbeigeführt werden; 

im Ergebnis übereinſtimmend OLG. Dresden in Seuff A. 57 Nr. 139; Kretſchmar 

in BG. 2, 719. 

Zu dem Nachweiſe bedarf es, ſofern die Erbfolge, wie hier, nicht auf einer 
in einer öffentlichen Urkunde enthaltenen Verfügung von Todes wegen be⸗ 
ruht, gemäß $ 36 GBO. des von dem Grundbuchamt vor der A des 
Umſchreibungsantrags vergeblich geforderten Erbſcheins.“ 


Beſchluß des KG. zu Berlin v. 23. Dez. 1912. RIA. 13, 57. 


— Zw 


I. Bürgerliches Recht. 


120. Rückforderung eines wucheriſchen Darlehns, wenn der Wucherer 
durch Betrug zur Hergabe beſtimmt worden war. 
BGB. 88 138. 817. 

„Kläger verlangt vom Beklagten aus abgetretenen Rechten eines gewiſſen 
B. 32 661,50 „ nebſt Zinſen, die B. dem Beklagten darlehnsweiſe gegen einen 
Schuldſchein v. 27. Juli 1911 hingegeben haben will. 

Der Beklagte iſt im Jahre 1912 wegen Verſchwendung entmündigt 
worden. Schon mit Beſchluß v. 8. Febr. 1911, ihm zugeſtellt am 9. desſ. Mts., 
war er unter vorläufige Vormundſchaft (BGB. § 1906) geſtellt worden. Ge⸗ 
mäß 58 114. 107. 108 BGB. konnte infolge dieſer vorläufigen Vormundſchaft 
der Beklagte keinen Darlehnsvertrag ohne Einwilligung ſeines ihm beſtellten 
geſetzlichen Vertreters abſchließen; unſtreitig iſt eine ſolche nicht erklärt worden. 

Mit der vorliegenden Klage wird Schadenerſatz in Höhe des weggegebenen 
Geldes verlangt, und zwar wegen unerlaubter Handlung, welche die Vor⸗ 
inſtanzen darin gefunden haben, daß der Beklagte bei Erlangung des Geldes 
im Sommer 1911 dem Geldgeber die ihm, dem Beklagten, bekannte Tat⸗ 
ſache verſchwiegen hat, er ſtehe wegen Verſchwendung unter vorläufiger 
Vormundſchaft. — — — Nach einwandfreier Feſtſtellung des Ber.⸗Gerichts 
wäre B., wenn er von der vorläufigen Entmündigung erfahren hätte, auf 
das Darlehnsgeſchäft nicht eingegangen. Das Verſchweigen der Tatſache 
der vorläufigen Entmündigung iſt alſo für das Darlehnsgeſchäft und die Hin⸗ 
gabe des Geldes an den Beklagten kauſal geweſen. Daran ändert es auch 
nichts, wenn das Darlehnsgeſchäft, was das Ber.⸗Gericht übrigens dahin⸗ 
geſtellt läßt, als wucheriſch angeſehen wird. Auch in dieſem Falle wäre es, 
wie das Ber.⸗Gericht zutreffend ausführt, wenn auch ohne gültigen Ver⸗ 
tragſchluß zu der Geldhingabe gekommen, die die Schädigung des Geldgebers 
darſtellt. Dieſe Geldhingabe aber wäre bei Offenlegung der Tatſache der vor⸗ 
läufigen Vormundſchaft unterblieben, in dieſem Falle mithin keine Vermögens⸗ 
verſchiebung, kein Vermögensnachteil für den Geldgeber, kein Vermögens⸗ 
vorteil für den Beklagten eingetreten. Dieſe Darlegungen über den urſäch⸗ 
lichen Zuſammenhang laſſen keinen Rechtsirrtum erkennen. Ebenſowenig 
kann bezweifelt werden, daß die für die Geldhingabe kauſale Unterdrückung 
der Tatſache der beſchränkten Geſchäftsfähigkeit nach Maßgabe der im übrigen 
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getroffenen tatſächlichen Feſtſtellungen zur Annahme eines im Sinne des 
§ 263 StGB. betrügeriſchen Verhaltens genügt. 

Der Geltendmachung des Schadenerſatzanſpruchs ſteht nach Anſicht der 
Reviſion auch $ 817 BGB. Satz 2 entgegen, da B. durch Abſchluß des, wie zu 
unterſtellen ſei, wucheriſchen Geſchäfts gegen ein geſetzliches Verbot und 
gegen die guten Sitten verſtoßen habe (§ 138 BGB.); nach dem Geſetze 
ſollten daraus Rechtsanſprüche nicht hergeleitet werden dürfen. Dem kann 
nicht beigetreten werden. 

Wie der erkennende Senat ſchon in RGntſch. 70, 5. 6 ausgeſprochen 
hat, iſt die Vorſchrift des § 817 Satz 2 nur für die Anſprüche aus ungerecht⸗ 
fertigter Bereicherung gegeben und kann nicht auf Forderungen aus andern 
Rechtsverhältniſſen, insbeſondere nicht auf ſolche aus unerlaubten Handlungen 
angewendet werden (vgl. auch VI. 441/13). Auch der gegen ein geſetzliches 
Verbot oder ſittenwidrig Handelnde braucht nicht einen ihm durch Betrug 
oder ſonſt deliktiſch zugefügten Vermögensſchaden ohne weiteres auf ſich zu 
behalten. Es iſt ein andres, ob die auszugleichende Vermögensverſchiebung 
lediglich auf Grund eines nichtigen Geſchäfts oder ſonſt ohne rechtlichen Grund 
eingetreten iſt, oder ob der mit der Rückforderung in Anſpruch Genommene 
dieſes Geſchäft mittels unerlaubter Handlung herbeigeführt und dadurch 
Schaden geſtiftet hat. — — —“ 

Die Reviſion gegen das den Beklagten zur Zahlung verurteilende Ber.- 
Urteil wurde zurückgewieſen. 

Urteil des Reichsgerichts (6. Sen.) v. 1. Okt. 1914 in her preuß. 

Sache v. ©. (Bkl.) w. H. (OLG. Frankfurt a. M.). VI. 251/13. Auch 

in RGEntſch. 85 Nr. 60 S. 293. 


121. Der Schiedsgutachter iſt beiden Parteien zur formgerechten 
Abgebung des Gutachtens verpflichtet. 
(Vgl. 64 Nr. 179; 65 Nr. 4.) 
BGB. 59 317 ff. 

In einem Vertrage vom Jahre 1906, durch welchen ſich der Kläger ver- 
pflichtet hatte, einem Kaliwerk Teile ſeines Grundbeſitzes zu überlaſſen, war 
dieſe Verpflichtung für einzelne, örtlich näher bezeichnete Flächen nur in zwingen⸗ 
den Fällen auferlegt. Die Entſcheidung darüber, ob ein ſolcher Fall vorliege, 
war nach der Ausdrucksweiſe des Vertrages einem Schiedsgericht übertragen, 
als deſſen Vorſitzender der Landrat des Landkreiſes beſtimmt war, während 
jeder Vertragſchließende einen Beiſitzer zu ernennen hatte. Als ein Streit- 
ſall der angegebenen Art zwiſchen dem Kläger und dem Kaliwerk entitand, 
wurde das Schiedsgericht berufen, nachdem der Kläger für dieſes den Hof⸗ 
beſitzer T., das Kaliwerk den Beklagten zu Mitgliedern beſtellt hatte. Das 
Schiedsgericht trat zuſammen und fällte einen Spruch, der von dem Vor- 
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ſizenden und dem Hofbeſitzer T. unterſchrieben worden iſt; da der Beklagte 
die Unterzeichnung verweigerte, nahm ihn der Kläger auf Unterzeichnung 
und Erſatz des durch die Weigerung entſtandenen Schadens in Anſpruch. — 
Aus den Gründen des Ber. ⸗Urteils: 

„In Anſehung des Klaganſpruchs läßt ſich ein Unterſchied zwiſchen den 
Pflichten des Schiedsrichters und eines Schiedsgutachters nicht feſtſtellen. 
Mit Unrecht hat der Beklagte die Anſprüche des Klägers aus dem Grunde 
verneint, weil zwiſchen ihnen kein Vertragsverhältnis beſtehe, ein ſolches viel⸗ 
mehr nur zu dem Kaliwerk St. gegeben ſei, das ihn zum Mitglied des ſog. 
Schiedsgerichts beſtellt habe. Beim Vorliegen eines Schiedsvertrages hat 
das Reichsgericht mit zutreffenden Erwägungen mehrfach ausgeſprochen 
(RCEntſch. 59, 247 ff. 252; Gruchot 51, 406), daß die Annahme des Schieds⸗ 
richteramts für jeden Schiedsrichter ein Vertragsverhältnis auch zwiſchen 
ihm und demjenigen bei dem Streit Beteiligten zur Entſtehung bringt, welcher 
nicht ihn ſondern den andern Schiedsrichter gewählt hat. Nicht anders iſt 
aber die Sachlage zu beurteilen, wenn ſich mehrere darüber geeinigt haben, 
eine zwiſchen ihnen ſtreitige tatſächliche Frage durch Schiedsrichter entſcheiden zu 
laſſen. Leiſten die von den verſchiedenen Beteiligten hierzu berufenen Perſonen 
der damit an ſie ergangenen Aufforderung Folge, die Streitfrage zu entſchei⸗ 
den, ſo bringen ſie nicht nur demjenigen gegenüber, welcher den einzelnen 
von ihnen zugezogen hat, ſondern der Geſamtheit der über die Einforderung 
des Schiedsgutachtens einig gewordenen Perſonen zum Ausdruck und er⸗ 
klären ſich bereit, die ihnen geſtellte Aufgabe zu übernehmen und durchzuführen. 
Dafür in dieſer Beziehung einen Unterſchied zwiſchen Schiedsrichter und 
Schiedsgutachter zu machen, fehlt es an irgendwelchen inneren Gründen. 

Iſt mithin der Beklagte, ſelbſt wenn er lediglich Schiedsrichter war, 
dem Kläger für die Erfüllung der daraus hervorgehenden Pflichten verant⸗ 
wortlich, ſo fragt es ſich, ob zu dieſen auch ſeine Mitwirkung bei Unterzeich⸗ 
nung des Schiedsgutachtens gehört. Dies iſt zu bejahen. Wenn vertraglich 
die Beurteilung von Streitigkeiten tatſächlicher Art Schiedsgutachtern über⸗ 
tragen wird, ſo iſt es offenbar in hohem Grade zweckmäßig, daß dieſe das Er⸗ 
gebnis der gemeinſamen gutachtlichen Tätigkeit ſchriftlich niederlegen und ihm 
durch Hinzufügen ihrer Unterſchrift die urkundliche Form geben, um auf dieſe 
Weiſe die Beendigung ihrer Aufgabe nach außen hin unzweideutig in die Er⸗ 
ſcheinung treten zu laſſen und einen brauchbaren Beweis für dieſe Tatſachen 
zu ſchaffen. Erfahrunggemäß geben auch allgemein Schiedsgutachter der 
ihnen zugewieſenen Tätigkeit den vorher beſchriebenen Abſchluß. Wenn 
unter dieſen Umſtänden mehrere Perſonen dahin einig werden, Schieds⸗ 
gutachter mit der Entſcheidung eines zwiſchen ihnen entſtandenen Streits zu 
betrauen, ſo gehen ſie eben davon aus, daß dieſe bei der Erledigung der An⸗ 
gelegenheit in der allgemein üblichen Weiſe verfahren werden. Anderſeits 


paſſen ſich die Schiedsgutachter durch die Übernahme der ihnen übertragenen 
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Verrichtung jener Auffaſſung an, ſie wollen das Schiedsgutachten in ſchrift⸗ 
liche Form bringen, ſodann, um die Mitwirkung der einzelnen bei der Ab⸗ 
faſſung zum Ausdruck zu bringen, auch ihre Unterſchriften beifügen und auf 


dieje Weiſe die gehörige Abwickelung des Auftrages dartun. — — —“ 
Urteil des OLG. zu Celle (4. Sen.) v. 23. Jan. 1915 i. S. R. w. T. 5 U. 
300/14. Lt. 


122. Leiſtungsverzug; durch die Erklärung des Gläubigers, daß er 
Schadenerſatz wegen Nichterfüllung verlange, wird ſein Rücktritt vom 
Vertrage nicht ausgeſchloſſen. 

Vgl. 57 Nr. 169; 60 Nr. 71; 65 Nr. 159. 

BGB. § 326. 

Durch notariellen Vertrag v. 12. Sept. 1912 vertauſchten die Parteien 
das Grundſtück O. Bl. 60, das dem Kläger gehörte, und das Grundſtück J., 
Bl. 11, das die verklagte Bank von der Eigentümerin Frau S. erworben aber 
noch nicht aufgelaſſen erhalten hatte, gegeneinander. In einem Vorprozeß 
der Beklagten gegen den Kläger wurde letzterer durch rechtskräftiges Ver⸗ 
ſäumnisurteil v. 13. Nov. 1912 verurteilt, das Grundſtück O. an die Beklagte 
aufzulaſſen Zug um Zug gegen Entgegennahme der Auflaſſung des Grund- 
ſtücks J., wobei er 15 000 1 zu zahlen und 8000 % auf das Grundſtück J. 
eintragen zu laſſen habe; ferner wurde durch das Urteil feſtgeſtellt, daß der 
Kläger mit der Annahme der Auflaſſung des Grundſtücks J. im Verzuge ſei. 
Auf Grund dieſes Urteils wurde die Beklagte als Eigentümerin des Grund⸗ 
ſtücks eingetragen. Durch Schreiben v. 11. Dez. 1912 ſetzte Kläger der Beklagten 
eine Friſt vom 16. bis zum 21. Dezember mit der Erklärung, daß er, wenn 
die Auflaſſung des Grundſtücks J. innerhalb dieſer Zeit nicht erfolge, die An⸗ 
nahme der Leiſtung nach dem Ablauf der Friſt ablehnen werde. Demnächſt 
richtete er an die Beklagte ein Schreiben v. 14. Januar 1913, worin er nach 
der Behauptung der Beklagten erklärte, daß er Schadenerſatz wegen Nicht- 
erfüllung beanſpruche. Er erhob dann auch gegen die Beklagte eine Klage 
auf Zahlung von 28 000 nebſt Prozeßzinſen, worin er erklärte, er verlange 
Schadenerſatz für den von der Beklagten nicht erfüllten Vertrag; jedoch nahm 
er dieſe Klage vor der mündlichen Verhandlung ohne Zuſtimmung der Beklagten 
zurück. — Sodann klagte er aufs neue mit dem Antrage, die Beklagte zu ver— 
urteilen, 1. das Grundſtück O. an ihn aufzulaſſen, 2. ihm eine geordnete Zu⸗ 
ſammenſtellung über die Einnahmen und Ausgaben dieſes Hausgrundſtücks 
ſeit dem 21. Dez. 1912 auszuſtellen und den aus der Zuſammenſtellung ſich 
ergebenden Überſchuß nebſt 4% Prozeßzinſen zu zahlen. Die Beklagte machte 
u. a. geltend: dadurch, daß der Kläger in dem Briefe v. 14. Januar 1913 ſo⸗ 
wie in dem früheren Rechtsſtreit Schadenerſatz wegen Nichterfüllung verlangt 
habe, ſei ſein Recht, vom Vertrage zurückzutreten, erloſchen und ſei deshalb 
die Klage ohne weiteres hinfällig. — Der 1. Richter wies die Klage ab; die 
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Berufung des Klägers wurde zurückgewieſen. Das Reichsgericht hob auf 
und verwies zurück. Aus den Gründen: 

— — Wiewohl in dem Urteil des Vorprozeſſes v. 13. Nov. 1912 
rechtskräftig feſtgeſtellt worden iſt, daß der Kläger mit der Annahme der Auf- 
laſſung des Grundſtücks J. Bl. 11 im Verzuge ſei, geht der Ber.⸗Richter da⸗ 
von aus, daß die Beklagte ſich mit der ihr aus dem Tauſchvertrage v. 12. Sept. 
1912 obliegenden Leiſtung, der Auflaſſung dieſes Grundſtücks, im Verzuge 
befinde, und daß, nachdem die Beklagte die Friſt vom 16. bis zum 21. Dez. 
1912, die ihr vom Kläger am 11. Dez. 1912 zur Erteilung der Auflaſſung 
mit der Erklärung geſetzt war, daß er nach fruchtloſem Friſtablauf die Leiſtung 
ablehne, habe verſtreichen laſſen ohne die Auflaſſung zu erteilen, der Kläger 
gemäß § 326 Abſ. 1 Satz 1. 2 BGB. berechtigt ſei, Schadenerſatz wegen Nicht- 
erfüllung zu verlangen oder von dem Vertrage zurückzutreten. Jedoch er- 
achtet der Ber.-Richter die Klage, mit der der Kläger den Rücktritt vom Ver⸗ 
trage erklärt und auf Grund dieſer Rücktrittserklärung Anſprüche geltend 
macht, deswegen für unbegründet, weil der Kläger in dem ſpäteren Vorprozeß 
Klage auf Erſtattung des Schadens wegen Nichterfüllung erhoben, danach von 
den beiden ihm wahlweiſe zuſtehenden Rechten das Recht auf Schadenerſatz 
wegen Nichterfüllung gewählt habe und an dieſe durch die Klagezuſtellung 
der Beklagten zugegangene Wahlerklärung gebunden ſei, ſo daß er allein 
auf den Schadenerſatzanſpruch beſchränkt ſei und nicht Anſprüche auf Grund 
Rücktritts vom Vertrage geltend machen könne. Dies iſt rechtsirrig. 

Wenn die Vorausſetzungen des § 326 Abſ. 1 Satz 1. 2 BGB., wie hier 
nach der Annahme des Ber.⸗Richters, gegeben ſind, ſteht es in dem Belieben 
des nicht ſäumigen Vertragsteils, ob er Schadenerſatz wegen Nichterfüllung 
des Vertrages verlangen oder von dem Vertrage zurücktreten will. Daß das 
Recht zum Rücktritt vom Vertrage durch eine Erklärung des Berechtigten, 
Schadenerſatz wegen Nichterfüllung zu verlangen, und durch Geltendmachung 
eines Schadenerſatzanſpruchs im Wege der Klage ohne weiteres ausgeſchloſſen 
werde, ergibt ſich aus dem Geſetz nicht. Allerdings kann der nicht ſäumige 
Vertragsteil, wenn er dem andern Teil gegenüber die Erklärung abgegeben 
hat, er trete von dem Vertrage zurück, nicht mehr Schadenerſatz wegen Nicht⸗ 
erfüllung des Vertrages verlangen. Denn die Rücktrittserklärung iſt gemäß 
88 327. 349 BGB. eine empfangsbedürftige rechtsgeſchäftliche Willens⸗ 
erklärung, die nach §S 130 BGB. nicht einſeitig widerrufen werden kann und 
mit der gemäß §8 327. 346 BGB. die Rechtsfolge verbunden iſt, daß der Ver⸗ 
trag endgültig aufgehoben wird und die beiderſeitigen Verbindlichkeiten aus 
dem Vertrage erlöſchen; und daher iſt für einen das Beſtehen des Vertrages 
vorausſetzenden Anſpruch auf Schadenerſatz wegen Nichterfüllung kein 
Raum mehr; 


RGentſch. 50, 266 (SeuffA. 57 Nr. 169); 61, 130; 66, 432; JW. 1904, 536°; 1910, 
229“; 1911, 7515. 
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Die Erklärung aber, Schadenerſatz wegen Nichterfüllung zu verlangen, iſt 
nicht eine rechtsgeſchäftliche Willenserklärung, welche eine Anderung der 
Rechtslage zur Folge hätte. Sie kann daher auch nicht für ſich allein die Wir⸗ 
kung haben, daß nun das Recht auf Rücktritt vom Vertrage erloſchen wäre. 
Der § 263 BGB., wonach, wenn mehrere Leiſtungen in der Weiſe geſchuldet 
werden, daß nur die eine oder die andre zu bewirken iſt, die Wahl durch Er⸗ 
klärung gegenüber dem andern Teil erfolgt und die gewählte Leiſtung als die 
von Anfang an allein geſchuldete gilt, iſt hier nicht anwendbar. Denn das 
Recht, Schadenerſatz wegen Nichterfüllung zu verlangen oder vom Vertrage 
zurückzutreten, iſt nicht ein unmittelbar aus dem Schuldverhältnis ſich ergeben⸗ 
des Recht auf eine von mehreren wahlweiſe geſchuldeten Leiſtungen. Auch 
eine entſprechende Anwendung dieſer Vorſchrift iſt abzulehnen. Denn wer 
von mehreren ihm wahlweiſe geſchuldeten Leiſtungen die eine wählt, erklärt 
damit, daß er dieſe Leiſtung wolle und nicht die andre. Wenn dagegen der 
nicht ſäumige Vertragsteil Schadenerſatz wegen Nichterfüllung verlangt, 
bringt er damit nicht zum Ausdruck, daß er ſich des Rechts auf Rücktritt vom 
Vertrage, gleichviel welchen Erfolg er mit ſeinem Verlangen auf Schaden⸗ 
erſatz erziele, begeben wolle. Vielmehr macht er nur von zweien auf der näm⸗ 
lichen Grundlage ihm wahlweiſe zuſtehenden Rechten vorderhand das eine 
Recht geltend, ohne ſich hinſichtlich der Nichtverfolgung des andern Rechts 
zu binden. Daher kann in der Erklärung, Schadenerſatz wegen Nichterfüllung 
zu verlangen, auch nicht ein Verzicht auf das Rücktrittsrecht gefunden werden. 
Desgleichen nicht in der Geltendmachung eines ſolchen Schadenerſatzanſpruchs 
im Wege der Klage für ſich allein. Wenn allerdings der andre Teil den ge⸗ 
forderten Schadenerſatz geleiſtet und der nicht ſäumige Teil die Erfüllung 
ſeines Anſpruchs angenommen hat, wird, weil dadurch zum Ausdruck gebracht 
wird, daß der nicht ſäumige Teil wegen ſeiner Rechte aus dem Verzuge des 
andern Teils völlig befriedigt ſein ſolle, eine Beſeitigung des Rücktrittsrechts 
zufolge Verzichts anzunehmen ſein. Streitig in der Rechtslehre iſt, ob auch 
ſchon durch eine vom nicht ſäumigen Teil erzielte rechtskräftige Verurteilung 
des andern Teils zum Schadenerſatz das Rücktrittsrecht ausgeſchloſſen werde 
oder ob auch in einem ſolchen Falle noch die Erfüllung des Anſpruchs zur 
Ausſchließung des Rücktrittsrechts erforderlich ſei. Dieſe Streitfrage bedarf 
vorliegend der Entſcheidung nicht, denn hier hat der Kläger ſeine Klage auf 
Schadenerſatz in dem Vorprozeß vor der mündlichen Verhandlung darüber 
zurückgenommen. Der Kläger konnte daher, wenn er es ſeinem Intereſſe für 
dienlicher erachtete, von ſeinem bisherigen Verlangen auf Schadenerſatz 
Abſtand nehmen und im gegenwärtigen Rechtsſtreit Anſprüche auf Grund 
ſeines Rücktritts vom Vertrage geltend machen. 

Allerdings iſt in dem vom Ber.-Richter in bezug genommenen Urteil 
des 2. Zivilſenats v. 9. Dezember 1902, II. 265/02 (RGeEntſch. 53, 167 und 
SeuffA. 59, 4) die einſeitige wirkſame Zurücknahme von Erklärungen des 
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nicht ſäumigen Vertragsteils, daß er nach dem Ablauf der geſetzten Friſt die 
Annahme der Leiſtung des andern Teils ablehne und Schadenerſatz wegen 
Nichterfüllung aus § 326 Abſ. 1 BGB. verlange, mit der Begründung für 
nicht zuläſſig erklärt worden, daß die Erklärungen nach dem 1. und 2. Satze 
des § 326 Abſ. 1 BGB. einſeitige empfangsbedürftige Rechtsgeſchäfte ſeien. 
Jedoch beruht auf dieſem Ausſpruch, ſoweit er die Erklärung, Schadenerſatz 
wegen Nichterfüllung zu verlangen, mit umfaßt, die Entſcheidung nicht. Denn 
in dem betreffenden Falle hatte der nicht ſäumige Teil einen Anſpruch auf 
Schadenerſatz wegen Nichterfüllung geltend gemacht, und dieſer Anſpruch 
iſt damals in Übereinſtimmung mit dem Ber.⸗Richter deswegen für begründet 
erachtet worden, weil der Kläger noch eine ſpätere Erklärung, daß er künftige 
Leiſtung nach dem Ablauf der geſetzten Friſt ablehne und Schadenerſatz wegen 
Nichterfüllung verlange, abgegeben hatte. — — —“ 
Urteil des Reichsgerichts (5. Sen.) v. 23. Sept. 1914 in der preuß. 
Sache G. (Kl.) w. Bank P. (OLG. Poſen). V. 181/14. Auch in RGEntſch. 
85 Nr. 57 S. 280. 


123. Gemeinſchaftlicher Geſchäftsbetrieb beider Eheleute oder 
Geſchäftsbetrieb bloß des Ehemannes d 
BGB. $ 705. 427. 1356 II. 

Die Eheleute M., die im geſetzlichen Güterſtande leben, klagten gegen die 
geſchiedene Ehefrau H. auf Zahlung einer Warenſchuld aus Lieferungen, 
welche die Ehefrau M. vor ihrer Verheiratung an das auf dem damals ge⸗ 
meinſchaftlichen Anweſen der Eheleute H. betriebene Kaffeehaus gemacht 
hatte. Inzwiſchen hatte die Ehefrau H., nachdem ihre Ehe geſchieden worden, 
ihren Anteil an dem Anweſen verkauft, und ſie beſtritt, daß der Betrieb des 
Kaffeehauſes mit für ihre Rechnung gegangen ſei. — Die Klage wurde ab⸗ 
gewieſen. Aus den Gründen des Ber.⸗Urteils: 

„Die eingeklagte Forderung gehört zum eingebrachten Gut der Mitklägerin. 
Der Ehemann der Klägerin hätte gemäß § 1380 BGB. die Forderung im 
eigenen Namen gerichtlich geltend machen können; die Ehefrau hätte dazu 
der Zuſtimmung des Mannes bedurft ($ 1400 Abſ. 2). Beide Eheteile aber 
ſind befugt, die ihnen verliehenen Klagebefugniſſe in demſelben Rechtsſtreit als 
Streitgenoſſen auszuüben. — — — 

Dagegen liegt keine geſamtſchuldneriſche Haftung der Beklagten vor. 
Es iſt nicht erwieſen, daß der Geſchäftsbetrieb der Eheleute H. ein gemein⸗ 
ſchaftlicher war. 

Der Umſtand, daß das Anweſen von ihnen zu gleichen Anteilen erworben 
wurde, beweiſt für die Art des Geſchäftsbetriebes nicht das geringſte. Die wei⸗ 
ter geltend gemachte „Rollenverteilung“ hinſichtlich der einzelnen Geſchäfts⸗ 
zweige, die der gewöhnlichen Abgrenzung des Wirkungskreiſes von Mann und 
Frau in derartigen Geſchäftsbetrieben entſprochen habe, beweiſt ebenfalls 
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nichts für die Annahme, daß die Eheleute die ſich aus dem Geſchäftsbetriebe 
ergebenden Verpflichtungen als „gemeinſchaftliche“ im Sinne des § 427 BGB. 
eingegangen wären. Daß Frau H. ſich der Buch- und Kaſſenführung unterzog, 
daß ſie Lieferanten bezahlte und Beſtellungen machte, entſprach lediglich der 
geſetzlichen Vorſchrift (§ 1356 Abſ. 2 BGB.), wonach die Ehefrau zu Arbeiten 
im Geſchäft des Mannes verpflichtet iſt, ſoweit eine ſolche Tätigkeit nach den 
Verhältniſſen, in denen die Ehegatten leben, üblich iſt, eine Vorausſetzung, 
die im vorliegenden Falle ſicherlich gegeben war. Die Beſorgung des Haus⸗ 
halts lag der Ehefrau als Trägerin der ſog. Schlüſſelgewalt ob (§ 1357). 
Daß ſich die Eheleute in geſchäftlichen Angelegenheiten gegenſeitig benahmen, 
entſpricht allgemeiner Übung. Mag auch das Geld, mit dem die Anzahlung 
auf das Anweſen geleiſtet wurde, teilweiſe Eigentum der Beklagten geweſen, 
mag dieſe auch berechtigt geweſen ſein, über das Konto ihres Mannes bei 
den Bankfirmen zu verfügen, ſo folgt doch auch daraus noch keineswegs, daß 
ſie Mitinhaberin des Geſchäfts war. Daß Geld der Ehefrau zum Ankauf eines 
Hauſes oder Geſchäfts mitverwendet wird, iſt etwas Alltägliches und berechtigt 
durchaus nicht zu dem Schluſſe, daß das Erworbene gemeinſchaftlich werde. 
Die Ermächtigung zur ſelbſtändigen Verfügung über die Bankkontos konnte 
der Ehemann ſehr wohl im eigenen Intereſſe erteilt haben, da es ihm die 
Geſchäftsführung erleichterte wenn er zur Abhebung nicht jedesmal ſelbſt zu 
erſcheinen brauchte. 

Es liegen aber unanfechtbare Beweiſe vor, daß der Geſchäftsbetrieb 
der Eheleute H. kein gemeinſchaftlicher war. Es ſoll kein entſcheidendes Ge— 
wicht darauf gelegt werden, daß an der Vorderſeite der Wirtſchaft ein Schild 
mit der Aufſchrift: „Beſitzer Kaſpar H.“ angebracht war, daß die Geſchäfts⸗ 
umſchläge den Aufdruck „Wein- und Café⸗Reſtaurant Kaſpar H.“ trugen, daß 
bei ſchriftlichen Beſtellungen, die vom Ehemann ausgingen, deſſen Unterſchrift 
niemals ein Geſellſchaftsverhältnis erkennen ließ. Immerhin ſind auch dieſe 
Dinge nicht ohne Bedeutung. Belangvoller ſind ſchon die Tatſachen, daß 
der Ehemann H. das Geſchäft nur auf ſeinen Namen zum Gewerberegiſter 
und zur Beſteuerung angemeldet hat, daß nur er die Wirtſchaftskonzeſſion 
inne hat. Von Bedeutung war es auch, daß die Bankkontos auf den Namen 
des Ehemannes ſtanden. Im Zuſammenhalt damit ſind aber folgende Tat- 
ſachen ſchlechthin ausſchlaggebend. Niemals haben die Kläger eine Faktura 
auf die Eheleute H., ſondern ſtets nur auf Kaſpar H. ausgeſtellt, ein ſicherer 
Beweis dafür, daß ſie die Ehefrau H. niemals als Mitinhaberin des Geſchäfts 
anſahen, trotzdem auch ſie bei ihnen Beſtellungen machte und Zahlungen leiſtete. 
Die Ehefrau H. hat nach Trennung von ihrem Ehemann auch nur ihren Hälfte» 
anteil an dem Anweſen, nicht auch einen Anteil an dem Geſchäftsgewinn 
weiter verkauft. Daraus läßt ſich der ſichere Schluß ziehen, daß ſie am Geſchäft 
nicht beteiligt war, denn es war ihr zweifellos darum zu tun, von ihrem ehe— 
maligen Manne geſchäftlich loszukommen; deshalb verkaufte ſie ihren Anteil 
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am Anweſen; ſie hätte auch ihren Anteil am Geſchäft mitverkauft, wenn ſie 
einen ſolchen gehabt hätte, ‚Geſchäft' und ‚Geichäftshaus‘ gehörten ja 
ſozuſagen zuſammen. — — — 
Urteil des OLCG. Augsburg v. 20. März 1915 i. S. M. w. H. L. 138/14. 
H- n. 


124. Die Mieten eines gemeinſchaftlichen Grundſtücks im Rohertrage 
können nicht gegen einen einzelnen Miteigentümer gepfändet werden. 
Vgl. 68 Nr. 8 m. N. 

BGB. 88 747. 719. 1011. 432; 3 PO. $$ 771. 859. 

Die Klägerin iſt zuſammen mit noch vier andern Perſonen zu / Mit⸗ 
eigentümerin eines Grundſtücks in Dresden. Durch Beſchluß des Amtsgerichts 
zu Leipzig v. 15. Jan. 1914 hatte die Beklagte wegen gewiſſer Anſprüche, 
die ihr gegen einen der andern Miteigentümer, den Kaufmann Paul H. zu⸗ 
ſtanden, deſſen anteilige Mietzinsforderungen an zwanzig Mieter des Grund- 
ſtücks in Höhe von 1025,45 % pfänden und ſich zur Einziehung überweiſen 
laſſen. Die von der Klägerin als Miteigentümerin des Grundſtücks erhobene, 
auf Unzuläſſigkeitserklärung der Pfändung gerichtete Klage war vom Land- 
gericht abgewieſen worden. In 2. Inſtanz wurde die Pfändung für unzu⸗ 
läſſig erklärt. — Aus den Gründen: 

„Durch den Beſchluß des Amtsgerichts zu Leipzig v. 15. Jan. 1914 ſind, 
das iſt unſtreitig, für die Beklagte gepfändet, die anteiligen Wietsinsforberungen 
des Schuldners Paul H. an die im Klagantrag erwähnten Mieter des Grund⸗ 
ſtücks für die an die Drittſchuldner vermieteten, dem Schuldner zu / ge- 
gehörigen Räume“. Die gepfändeten Mietzinsanſprüche beruhen alſo nicht 
etwa auf Mietverträgen, die Paul H. für ſich allein über ſeinen Grundſtücks⸗ 
anteil abgeſchloſſen hat, ſondern auf ſolchen, die von der Geſamtheit der Mit⸗ 
eigentümer als Vermietern abgeſchloſſen ſind, und die deshalb nach der An⸗ 
ſicht der Beklagten ‚anteilige‘ Forderungen des Paul H. begründet haben. 
Für die den Kernpunkt des Streitfalls bildende Frage, ob die Mieten eines 
gemeinſchaftlichen Grundſtücks für eine Forderung gegen einen der Mit⸗ 
eigentümer gepfändet werden können, iſt es belanglos, ob die Mietverträge 
von allen Miteigentümern perſönlich abgeſchloſſen ſind oder ob die Miteigen⸗ 
tümer einen Dritten zum Abſchluß ſolcher Verträge ermächtigt haben und 
dieſer auf Grund einer derartigen Ermächtigung mit den Mietern abgeſchloſſen 
hat, denn auch in dem letzten Fall liegt eine gemeinſchaftliche Vermietung 
durch die Miteigentümer vor. Dann aber ſteht auch der Mietzins den mehreren 
Mietern gemeinſam zu und kann nur von ihnen gemeinſam eingezogen werden. 

Staudinger BGB.“? 2, 1436 $ 743 III; Niendorff Miete! 187 bei Note 4; Mittel- 

ſtein Miete? 62 bei Note 10; Eccius in Gruchots Beitr. 54, 687. 

Nach dem hier anzuwendenden $ 743 Abſ. 1 BGB. — das Miteigentum 
fällt unter die in den §8§ 741 ff. BGB. geordneten Regeln über die Gemein⸗ 
ſchaft, vgl. Staudinger 1429 I — gebührt nun zwar jedem Teilnehmer ein 
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ſeinem Anteil entſprechender Teil der Früchte, und als ſolche ſind bei einem 
Hausgrundſtück die Mietzinſen anzuſehen (899 Abſ. 3 BGB.). Zweifel⸗ 
haft iſt jedoch, ob die Mietzinſen ſchlechthin oder nur der nach Abzug der Laſten 
und Koſten verbleibende Reinertrag die Früchte im Sinne der angegebenen 
Geſetzesbeſtimmung bildet, und ob demgemäß der Miteigentümer über einen 
ſeinem Miteigentum entſprechenden Teil des Rohertrags verfügen darf, 
oder ob ſich ſein Anteil nur auf den Reingewinn beſchränkt. Die gemeinſchaft⸗ 
liche Praxis hatte ſich der letzten Anſicht angeſchloſſen, 

Puchta Pand. “ 552, $ 373 (, Mitteilung des aus der res communis gezogenen 
Gewinns“); Dernburg PBand.® 1, 182. 183, 5 78, 2 und 4; 465 5 196 Ic, 
und dieſe Auffaſſung liegt auch der im Bürgerl. Geſetzbuch getroffenen Rege⸗ 
lung zugrunde. Nach der Beſtimmung in $ 744 Abſ. 1 — fo führt das KG. 
in dem Urteil v. 13. Jan. 1909, KGBl. 1909, 34, aus —, ſteht die Verwaltung 
des gemeinſchaftlichen Gegenſtandes, ebenſo wie im gemeinen Recht, den 
Teilhabern gemeinſchaftlich zu. Zu der gemeinſchaftlichen Verwaltung ge⸗ 
hört aber auch die gemeinſchaftliche Einziehung der Mietzinſen und ihre Ver⸗ 
teilung. Die Beſtimmung in $ 420 BGB., wonach jeder von mehreren Gläu⸗ 
bigern, wenn eine teilbare Leiſtung Gegenſtand der Forderung ift, ‚im Zweifel“ 
zu einem gleichen Anteil berechtigt ſein ſoll, findet gegenüber der beſonderen 
Regelung der Frage in den Beſtimmungen über die ‚Verwaltung eines 
gemeinſchaftlichen Gegenſtands keine Anwendung. Es kann auch nach der 
Art und Weiſe, wie das Bürgerl. Geſetzbuch das Recht des einzelnen Teil⸗ 
habers auf einen ſeinem Anteil entſprechenden Bruchteil der Nutzungen ge⸗ 
regelt hat, einem gerechtfertigten Bedenken nicht unterliegen, daß unter dem 
Bruchteil der Früchte“, der nach Maßgabe des § 743 Abſ. 1 jedem Teilhaber 
gebühren ſoll, nicht ein Bruchteil am Rohertrage, ſondern nur ein ſolcher 
an dem Reinertrage zu verſtehen iſt. Nach der Beſtimmung in § 745 Abſ. 3 
Satz 2 kann das Recht des einzelnen Teilhabers auf einen ſeinem Anteil ent⸗ 
ſprechenden Bruchteil der Nutzungen nicht ohne ſeine Zuſtimmung beein⸗ 
trächtigt werden. Eine ſolche Beeinträchtigung müßte aber in ſehr häufigen 
Fällen erfolgen, wenn der einzelne Miteigentümer über den Rohbetrag 
der Mieteinnahmen ohne Rückſicht auf die aus den Einnahmen des Grund⸗ 
ſtücks zu beſtreitenden Unkoſten und Laſten verfügen dürfte. Dieſe Rechts⸗ 
lage läßt ſinngemäß nur die Auffaſſung zu, daß dem einzelnen Teilhaber 
nur an dem Reinertrage, der ſich als Ergebnis der ordnungmäßigen, gemein⸗ 
ſchaftlichen Verwaltung herausſtellt, ein feinem Anteil entſprechender Bruch- 

teil zukommen kann. 

Auf dieſem Standpunkt ſtehen außer den beiden oben angezogenen 
maßgeblichen Bearbeitern des Mietrechts die führenden Ausleger des 
BGB. und der ZPO., nämlich: 

Staudinger 2, 969. 1434/35, $ 571 B I. 4a; 5 743 JI. 1a; (S. 846, § 535, B III. 

7 gibt lediglich die inzwiſchen überholte Entſcheidung des KG. in OL GRſpr. 12, 
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66 wieder und ſteht daher nicht entgegen); Oertmann Schuldverhältn.““ 903, 
§ 743 2 Abſ. 4; Rehbein BGB. 2, 468, 55 420 —432 N. 32 Abi. 1 u. 2; Planck 
BGB.“ 2, 621, § 420, 3 letzter Satz; Dernburg B. R.“ II 662, 5 369 I 3; 
Stein ZPO. 10 2, 641, $ 829 Note 15. 


Die neuere Rechtſprechung hat daraus, nach anfänglichem Schwanken 
(OL GRſpr. 5, 26 und 12, 66), folgerichtig den Schluß gezogen, daß der An⸗ 
teil eines Miteigentümers an einer Mietzinsforderung des gemeinſchaftlichen 
Grundſtücks weder abgetreten noch gepfändet werden könne; 


KG. 8. Z.⸗S. in OL GRſpr. 17, 1 und 20, 107; KG. 18. 3.-©. in KGBl. 1909, 
34; KG. 2. Z.⸗S. in SeuffA. 68 Nr. 8. 


Der erkennende Senat tritt dieſer, namentlich auch in dem zuletzt angeführten 
Urteil überzeugend begründeten Anſicht bei. 

War ſonach im vorliegenden Fall die Pfändung eines Fünftel der Miet⸗ 
zinſen, die die Beklagte gegen den Miteigentümer Paul H. erwirkt hat, unzu⸗ 
läſſig, weil die allen Miteigentümern gemeinſam zuſtehenden Mietzinſen un⸗ 
teilbar ſind, ſo iſt jeder Miteigentümer nach § 432 wie auch nach § 1011 BGB. 
berechtigt, allein ohne Mitwirkung der übrigen, gegen den unberechtigten 
Eingriff des Vollſtr.⸗Gläubigers die Klage aus § 771 ZPO. zu erheben; 

Mittelſtein 62 bei Note 11; Planck 621 $ 420 3 letzter Satz; Staudinger a. a. O. 

3, 522/523, wo unter 1. 1a Abſ. 3 dargelegt ift, daß $ 1011 auch obligatoriſche 

Anſprüche, wie die auf Früchte, mitumfaßt. 

Die Berechtigung zur Anſtellung der Widerſpruchsklage hat die Klägerin 
im vorliegenden Fall nicht, wie das Landgericht meint, dadurch verloren, 
daß die fünf Teilhaber des Grundſtücks, was die Klägerin behauptet, die Be⸗ 
klagte aber beſtreitet, gemeinſam die Witwe K. als ‚Verwalterin“ des Grund⸗ 
ſtücks beſtellt und ihr Vollmacht erteilt haben, die Mietzinſen einzuziehen 
und davon die Laſten und ſonſtigen Ausgaben zu beſtreiten. Mit dieſer, 
lediglich der Vereinfachung der gemeinſchaftlichen Verwaltung dienenden Maß⸗ 
regel wollten die Teilhaber, das iſt ohne weiteres anzunehmen, nicht eine 
Anderung oder Beſchränkung der ihnen im Geſetz eingeräumten Verwaltungs⸗ 
befugniſſe herbeiführen, insbeſondere nicht auf das Recht verzichten, unbe⸗ 
rechtigten aner Dritter ſelbſtändig gemäß §§ 432. 1011 BGB. entgegen⸗ 
zutreten. — — — 

Urteil des OLG. zu Dresden (7. Sen.) v. 16. März 1915 in S. Sch. 

w. W. & TCo. 70. 156/14. — e — 


125. Anfechtung eines Vergleichs wegen einſeitigen Irrtums“; 
Irrtum im Beweggrunde**Pp 
Vgl. 34 Nr. 298 m. N.; 51 Nr. 105; 63 Nr. 10. — gl. 58 Nr. 48 m. N.; 
62 Nr. 176; 68 Nr. 3. 
Der Erblaſſer der Kläger, W., und der Beklagte M. waren Inhaber der 
off. Handelsgeſellſchaft W. & M. in H., die durch Vertrag v. 4. Juli 1901 
aufgelöſt wurde. Es entſtanden zwiſchen den früheren Teilhabern über die 
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Berechnung und Ermittelung des Geſchäftswerts Streitigkeiten, die zu mehreren 
Schiedsſprüchen und Prozeſſen führten. In einem Ber. Urteil v. 2. Mai 1908 
war der jetzige Beklagte M. zur Zahlung von 122 190,21 % nebſt Zinſen 
verurteilt, die Reviſion war aber für begründet erachtet worden, weil eine 
Prüfung der einzelnen Poſten des Schuldbetrages des M. erforderlich ſei. 
Bei der Beweiserhebung hierüber wurde in der Ber.⸗Inſtanz am 5. März 1909 
ein gerichtlicher Vergleich geſchloſſen, in welchem der von M. zu zahlende 
Betrag auf 110 811% nebſt Zinſen feſtgeſetzt wurde, W. ſich zur Zurück⸗ 
zahlung von 11 379 ft nebſt Zinſen verpflichtete, die Koſten verteilt und durch 
die Erfüllung des Vergleichs alle Anſprüche der Parteien gegeneinander für 
erledigt erklärt wurden. Dieſen Vergleich fochten die jetzigen Kläger in einem 
neuen Prozeſſe an. Sie behaupteten, daß der Mitkläger Friedrich W., durch 
welchen ihr Erblaſſer beim Vergleichsabſchluß vertreten war, zu dem vor⸗ 
erwähnten Nachlaſſe von 122 190 auf 110 811. durch die unrichtige 
Angabe des Beklagten beſtimmt fei, er habe noch weitere 20 263,35 % in die 
frühere Handelsgeſellſchaft eingebracht. Die Kläger beantragten, den Ver⸗ 
gleich für nichtig zu erklären. — In 1. Inſtanz wurde die Klage abgewieſen, 
während in 2. Inſtanz der Vergleich für rechtsunwirkſam erklärt wurde. Das 
Reichsgericht hob auf und verwies zurück. Aus den Gründen: 

„Der Ber.-Richter hat die Anfechtung des Vergleichs v. 5. März 1909 
wegen Irrtums für durchgreifend erachtet. Er erwägt, daß, wenn auch die 
Anfechtung des Vergleichs auf Grund des § 779 BGB. zu verſagen ſei, recht- 
liche Bedenken doch dagegen nicht beſtänden, daß ein Vergleich auch aus 
§ 119 BGB. wegen Irrtums anfechtbar ſei. Dieſe Anfechtung ſei rechtzeitig 
erfolgt und ſie ſei begründet. Der im Beweistermin v. 5. März 1909 als 
Generalbevollmächtigter ſeines Vaters erſchienene Fabrikant Friedrich W. 
ſei in dem Irrtum befangen geweſen, die Angabe des Beklagten ſei richtig, daß 
er 20 265,35 .K mehr in die frühere Handelsgeſellſchaft W. & M. eingebracht 
habe als bisher berechnet worden ſei. In dieſer Annahme habe er zugegeben, 
daß das Kapitalvermögen der Geſellſchaft um den bezeichneten Betrag höher 
angeſetzt wurde, und dies habe zur Folge gehabt, daß unter Berückſichtigung 
von drei kleineren Streitpunkten dem Beklagten ein Nachlaß von 11 379 
vergleichweiſe bewilligt worden ſei. Dieſe Behandlung des vorerwähnten 
Kapitals ſei aber unrichtig, die bezeichnete Summe ſei trotz der Überweiſung 
an die Firma W. & M. nicht Geſellſchaftsvermögen geworden, ſondern der 
Beklagte habe das Konto der Geſellſchaft bei der W. L. Vereinsbank nur be⸗ 
nutzt, um eine ihn perſönlich angehende Zahlung hereinzubekommen. Bei 
Kenntnis der Sachlage, d. i. der Unrichtigkeit der die Geſchäftseinlage be— 
treffenden Behauptungen, und bei verſtändiger Würdigung des Falls würde 
Friedrich W. den Vergleich nicht abgeſchloſſen haben. Er habe ſich darnach 
im Irrtum befunden und dieſer Irrtum habe den Gegenſtand ſeiner Erklärung, 
ihren ſachlichen Inhalt, betroffen, die Anfechtung der Willenserklärung ſei 
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deshalb aus § 119 BGB. zuzulaſſen. Der Irrtum des W. mache auch den 
ganzen Vergleich anfechtbar. Es habe ſich dabei um den Hauptgegenſtand 
des Vergleichs gehandelt. Ohne die Erledigung des hauptſächlichſten Streit⸗ 
punktes würde es auch nicht zu einer Verſtändigung über die andern nebenher⸗ 
gehenden Streitpunkte und über die Koſten gekommen ſein, der Vergleich 
jei ſomit nach § 139 BGB. im ganzen Umfange rechtsunwirkſam. — — — 

Der Reviſion war der Erfolg nicht zu verſagen; ihr die Verletzung des 
§ 119 BGB. rügender Angriff dringt durch. 

Dem von der Reviſion in erſter Reihe aufgeſtellten Rechtsſatze, daß die 
Unwirkſamkeit eines Vergleichs im § 779 BGB. erſchöpfend geregelt und 
daneben eine Anfechtung wegen Irrtums aus § 119 BGB. nicht zuzulaſſen 
ſei, iſt allerdings nicht beizutreten. Die Anfechtung wegen Irrtums iſt ein 
Rechtsbehelf, der gegen Rechtsgeſchäfte jeder Art gegeben iſt. Bei den Schrift⸗ 
ſtellern herrſcht, ſoweit erſichtlich iſt, kein Streit darüber, daß wegen einſeitigen 
Irrtums auch die vergleichweiſe abgegebene Willenserklärung an ſich ange⸗ 
fochten werden kann. Die Rechtſprechung ſteht auf dem gleichen Standpunkt. 
Dagegen iſt der Reviſion darin zu folgen, daß es nach dem feſtgeſtellten Her⸗ 
gange an dem Tatbeſtand eines die Anfechtung rechtfertigenden Irrtums 
über den Inhalt der Erklärung fehlt. 

In dem Termin am 5. März 1909 ſollte Beweiserhebung über die unter 
den damaligen Parteien beſtehenden Streitpunkte, in welcher Höhe die Kapitals⸗ 
einlage des Beklagten einzuſetzen ſei und über Meinungsverſchiedenheiten 
hinſichtlich des Betrages der Geſchäftsſchulden erfolgen. Den Hauptſtreit⸗ 
punkt bildete die Höhe der Kapitalseinlage. Über ſie machte der Beklagte 
unter Vorlegung von Schriftſtücken Angaben und dieſe Angaben entſchloß ſich 
Friedrich W. als richtig anzunehmen. Damit war der Hauptſtreitpunkt er⸗ 
ledigt und es wurde nun unter Zugrundelegung der Kapitalseinlage des Be⸗ 
klagten in der von ihm behaupteten Höhe und unter Beilegung von neben⸗ 
ſächlichen Streitpunkten der gerichtliche Vergleich aufgenommen. Er ſetzt 
den danach berechneten, vom Beklagten als Ergebnis der Auseinanderſetzung 
an den Erblaſſer der Kläger zu zahlenden Betrag feſt, es wird die Zurück⸗ 
zahlung des bereits zuviel Beigetriebenen vereinbart und der Koſtenpunkt 
geregelt. Das Ber.⸗Gericht nimmt nun an, daß der Irrtum, in dem ſich 
Friedrich W. befunden habe, indem er die Angaben des Beklagten über ſeine 
Kapitalsanlage als richtig anſah, auch den Gegenſtand ſeiner im Vergleiche 
zum Ausdruck gebrachten Willenserklärung betroffen habe. Das ſoll ſich 
daraus ergeben, daß die Berechnungen über die von dem Beklagten zu zahlen⸗ 
den Beträge zum Gegenſtand der Verhandlung gemacht ſeien und deshalb 
der Irrtum ſich nicht auf außerhalb der Willenserklärung liegende Umſtände, 
ſondern auf den ſachlichen Inhalt der Erklärung ſelbſt erſtreckt habe. 

Dieſer Beurteilung iſt nicht beizutreten. Es handelt ſich bei dem feit- 
geſtellten Irrtum des Friedrich W. nur um einen Irrtum im Beweggrunde. 
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Seine irrige Vorſtellung von der Höhe der Einlage des Beklagten war für ihn 
der innere Grund, einen Richterſpruch über den Streitpunkt als nicht im Inter⸗ 
eſſe ſeines Vaters liegend anzuſehen und deshalb einen Vergleich abzuſchließen. 
Wenn nun auch das Bürgerl. Geſetzbuch nicht ausgeſprochen hat, daß ein Irrtum 
im Beweggrunde unbeachtlich ſei, muß doch ein ſolcher Irrtum, ſoll er ein 
eingegangenes Rechtsgeſchäft anfechtbar machen, die darin abgegebene Er⸗ 
klärung derart beeinfluſſen, daß er zugleich als Irrtum über den Inhalt der 
Erklärung erſcheint (JW. 1903 Beil., 106 237). Dieſe Bedeutung kann dem 
hier feſtgeſtellten Irrtum nicht beigemeſſen werden, die rechtliche Natur des 
Vergleichs ſteht dem entgegen. Der Vergleich ſoll nach ſeiner Begriffs- 
beſtimmung Ungewißheit und Streit beſeitigen und an die Stelle des Un⸗ 
gewiſſen und Streitigen Gewiſſes ſetzen. Streitig war nun in der Haupt⸗ 
ſache hier gerade die Höhe der Geſchäftseinlage des Beklagten; ſie wurde 
vergleichweiſe feſtgeſtellt und danach wurden die Anſprüche der Parteien 
gegeneinander geordnet. Es würde dem Weſen und Zweck des Vergleichs 
widerſprechen, ſollte zugelaſſen werden, daß ein einſeitiger Irrtum über einen 
Streitpunkt deſſen vergleichweiſe Regelung hinſichtlich ihrer Gültigkeit be⸗ 
einträchtigen und das vergleichweiſe erzielte Ergebnis wieder beſeitigen könnte. 
Das war im 1. Entw. des BGB. im § 667 Abſ. 1 ausdrücklich ausgeſprochen. 
Es heißt dort: die Gültigkeit eines Vergleichs wird dadurch nicht beeinträchtigt, 
daß ein Vertragſchließender in Anſehung eines Umſtandes geirrt hat, welcher 
Gegenſtand des Streits oder der Ungewißheit war. Bei der 2. Leſung iſt 
dieſe Beſtimmung als ſelbſtverſtändlich fortgelaſſen und es iſt auch ſelbſt⸗ 
verſtändlich, daß die Erkenntnis einer Partei, beim Vergleichsabſchluß über 
einen ſtreitigen Punkt von einer irrigen Annahme ausgegangen zu ſein, im 
Intereſſe der Rechtsſicherheit nicht als Anfechtungsgrund zugelaſſen werden 
darf. Die ſpätere Aufklärung über beſtrittene und ungewiſſe Punkte iſt 
rechtlich unerheblich. Die gleichwohl grundſätzlich zuläſſige Anfechtung eines 
Vergleichs wegen Irrtums hat andre Tatbeſtände als den hier zur Entſcheidung 
ſtehenden zur Vorausſetzung. Es iſt deshalb nicht, wie das Ber.⸗Gericht an⸗ 
nimmt, von entſcheidender Bedeutung, daß die aus der vergleichweiſen Feſt⸗ 
ſtellung des Betrages der Kapitalseinlage des Beklagten ſich ergebenden 
Berechnungen nach den §§ 1 und 2 des Vergleichs zum Gegenſtand der Ver⸗ 
handlung gemacht ſind. Vielmehr war, da in dieſer Beziehung nach dem 
feſtgeſtellten Sachverhalt der Rechtsſtreit zur Endentſcheidung reif iſt, auszu⸗ 
ſprechen, daß der Vergleich aus den vorſtehenden Erwägungen der Anfechtung 
wegen Irrtums des Friedrich W. nicht unterliegt. 

Die Rev.⸗ Beantwortung glaubt dieſem den Klägern ungünſtigen Er⸗ 
gebniſſe damit begegnen zu können, daß ſie ausführt, die Unwirkſamkeit des 
Vergleichs ergebe ſich ſchon aus 8 779 BGB.; das ſei mit Unrecht vom Ber.- 
Gericht verneint. Dieſen Ausführungen war aber nicht zu folgen. Es trifft 
zu, daß es ſich hier nicht um einen Irrtum über außerhalb des Streitverhält⸗ 


126. Eheliche Unterhaltspflicht. 231 


niſſes liegende Umſtände handelt, auch fehlt es an dem im $ 779 BGB. voraus⸗ 
geſetzten beiderſeitigen Irrtum. 

Aus den vorſtehenden Erwägungen war das angefochtene Urteil aufzu⸗ 
heben. Eine Entſcheidung über die Anfechtung des Vergleichs wegen der 
dem Beklagten zur Laſt gelegten argliſtigen Täuſchung über den Betrag ſeiner 
Kapitalseinlage iſt in der Ber.⸗Inſtanz noch nicht getroffen. Die Sache war 
deshalb zur Verhandlung und Entſcheidung hierüber, ſowie über die Koſten 
der Rev.⸗Inſtanz, an das Ber.⸗Gericht zurückzuverweiſen.“ 


Urteil des Reichsgerichts (7. Sen.) v. 13. Nov. 1914 in der preuß. 
Sache M. (Bkl.) w. W. u. Gen. (OL G. Hamm) VII. 238/14. 


126. Einwendungen aus $ 1561 Abſ. 2 BGB. dürfen im Vollſtreckungs⸗ 
verfahren nicht mehr geltend gemacht werden. 
BGB. $ 1361 Abſ. 2; ZPO. 898 766. 850 Abſ. 4, 924. 

Im Eheſcheidungsſtreit hat die Ehefrau K. wegen Unterhaltsanſprüche 
auf Grund einſtweiliger Verfügung des Prozeßgerichts bei dem Amts⸗ 
gericht in L. einen Beſchluß erwirkt, durch welchen die Anſprüche ihres Ehe⸗ 
mannes in deſſen Eigenſchaft als Kirchendiener der Kirchengemeinde in 
L. auf eine jährliche Entſchädigung von 800 bis 900 , gepfändet und ihr zur 
Einziehung überwieſen ſind. Die Erinnerung des Mannes gegen dieſen 
Beſchluß iſt vom Vollſtr.⸗Gericht zurückgewieſen worden; ſeiner Beſchwerde 
hat indes das Landgericht zum Teil ſtattgegeben, indem es die Pfändung 
vom 1. Dez. 1914 an auf monatlich 20.4 beſchränkt hat. Die weitere Be⸗ 
ſchwerde der Ehefrau hierüber iſt begründet. 

Der Grund, welcher das Beſchwerdegericht zur Anderung des Pfändungs⸗ 
und Überweiſungsbeſchluſſes geführt hat, daß nämlich dem Mann zur Fort⸗ 
ſetzung ſeines Dienſtverhältniſſes der notwendige Unterhalt zu belaſſen ſei, 
darf im Rahmen des hier allein in Betracht kommenden Zw.⸗Vollſtr.⸗Verfahrens 
überhaupt nicht berückſichtigt werden. In dieſem können nach § 766 ZPO. 
Einwendungen gegen die Art und Weiſe der Zw.⸗Vollſtreckung und das dabei 
zu beobachtende Verfahren vorgebracht werden. Es handelt ſich alſo nur um 
Einwendungen auf Grund der Vorſchriften über die Zw.⸗Vollſtreckung, woran 
um ſo weniger zu zweifeln iſt, als ſich die ſie zulaſſende Beſtimmung in dem 
Abſchnitt der Zivilprozeßordnung über die Zw.⸗Vollſtreckung findet. Nun 
ſieht zwar das Zw.⸗Vollſtreckungsrecht eine Beſchränkung der Pfändung des 
Einkommens gewiſſer Perſonen, ſo der Beamten und mancher Dienſtver⸗ 
pflichteten vor. Indeſſen greifen dieſe Beſchränkungen nach § 850 Abſ. 4 
3PO., § 4 Lohn BG. v. 21. Juni 1869 nicht Platz gegenüber den Unterhalts- 
anſprüchen des Ehegatten. Ein ſolcher liegt aber hier der Pfändung zugrunde. 
Sei es auch, daß der Mann als Beamter oder als Dienſtverpflichteter i. S. 
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des Lohnbeſchlagnahmegeſetzes zu gelten hat, ſo iſt alſo im vorliegenden Fall 
nach den Grundſätzen des Zw.⸗Vollſtreckungsrechts kein Raum für die Er⸗ 
wägung, ob die Pfändung ſeinen notdürftigen Unterhalt zu beeinträchtigen 
geeignet ſei. Dann kann jedoch dieſer Geſichtspunkt von den Gerichten, 
welche nur über die Ordnungmäßigkeit der Zw.⸗Vollſtreckung zu befinden 
haben, auch nicht auf dem Umwege des § 1361 Abſ. 2 BGB. zur Geltung 
gebracht werden. Die Vorſchrift hat überdies die Regelung des Umfanges 
der Unterhaltspflicht als ſolcher im Auge. Sie geſtattet aus Erwägungen 
der Billigkeit eine Beſchränkung und ſogar eine Aufhebung der Pflicht; darüber 
aber, wie die als beſtehend anerkannte Unterhaltspflicht überhaupt und nament⸗ 
lich im Wege der Vollſtreckung eines dafür erlangten Schuldtitels zu ver⸗ 
wirklichen iſt, enthält ſie keinerlei Anordnungen. Die im § 1361 BGB. hervor⸗ 
gehobenen Gründe für eine Beſeitigung oder Minderung des Unterhalts- 
anſpruchs der Ehefrau könnten daher im vorliegenden Fall nur gegenüber 
dem vollſtreckbaren Titel geltend gemacht werden. Sie gehören ausſchließ⸗ 
lich in ein Verfahren über den Widerſpruch gegen die einſtweil. Verfügung, 


welche der Ehefrau den Unterhalt zugeſprochen hat. — — —“ 
Beſchluß des OLG. zu Celle (4. Sen.) v. 30. Januar 1915 i. S. K. w. K. 
6 W. 3/15. Lt. 


127. Der vom Dater zur Behandlung ſeines Kindes zugezogene Arzt 
ſteht im Dertragsverhältnis nur zum Dater. 
BGB. $$ 1630. 164. 611. = 

Der vom Kläger zur Behandlung feines an linksſeitigem Naſenbluten 
leidenden, damals noch nicht 4 Jahre alten Sohnes Hans berufene Beklagte 
hatte am 26. Mai 1911 die linke Naſenſeite des Kindes mit Trichloreſſigſäure 
geätzt, und zwar derart unvorſichtig und den Regeln der ärztlichen Kunſt 
zuwider, daß ſpäter zwei Operationen vorgenommen werden mußten, die 
Geſundheit des Kindes zeitweilig erheblich geſtört wurde und eine Narbe ſowie 
eine leichte Verſchiebung des linken Naſeneingangs zurückblieben. Das Land⸗ 
gericht hat klagegemäß den Beklagten zur Zahlung von 835,12 % an den 
Kläger verurteilt und feſtgeſtellt, daß er verpflichtet ſei, allen weiteren den 
Klägern (Vater und Sohn) erwachſenen und erwachſenden Schaden, auch den 
Schaden, der nicht Vermögensſchade iſt, zu erſetzen. Die Berufung des Be⸗ 
klagten wurde zurückgewieſen, ebenſo ſeine Reviſion. Aus den Gründen: 

„— — — Der Ber. Richter prüft nicht, wer der Vertragsgegner des 
Beklagten war. Den Vertrag mit dem Beklagten hat lediglich der Vater 
für ſich ſelbſt, nicht als Vertreter des Kindes für dieſes, abgeſchloſſen. Es er⸗ 
ſcheint völlig ausgeſchloſſen, daß der Vater in Ausübung der ihm nach § 1630 
BGB. zuſtehenden Vertretungsmacht für das Kind handeln wollte; weder 
hat er den Vertrag ausdrücklich auf den Namen des Kindes geſtellt, noch er- 
geben die Umſtände, daß er dies irgend wollte (§ 164 Abſ. 1 Satz 2 BGB.); 
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im Gegenteil entſpricht es der Natur der Sache und der Verkehrsſitte, daß 
der von den Eltern, hier vom Vater, zur Behandlung eines kleinen, vorliegend 
zweifellos vermögensloſen Kindes zugezogene Arzt mit den Eltern abſchließt; 
nur darauf iſt der, vorbehaltlich ganz beſonderer Umſtände, immer ohne weiteres 
erſichtliche und nach dem ſittlichen wie rechtlichen Inhalt des Elternverhält⸗ 
niſſes notwendige Vertragswille beider Teile gerichtet, insbeſondere auch 
der Vertragswille des Arztes, der die Verweiſung ſeiner Honorarforderung 
an das Kind als einer gegen dieſes und nur gegen dieſes entſtandenen als eine 
befremdliche Verkennung der dem Vertrage zugrunde liegenden Lebensver⸗ 
hältniſſe ablehnen würde und ablehnen müßte. In dem zwiſchen Arzt und 
Vater geſchloſſenen Vertrage iſt das Kind nur der Dritte, an dem ſich die dem 
Vater geſchuldete Vertragsleiſtung des Arztes vollziehen ſoll. 

Daraus ergibt ſich, daß der Kläger die von ihm für die weitere Behand⸗ 
lung und für die Geſundung des Kindes gemachten und noch zu machenden 
Auslagen vom Beklagten erſetzt verlangen kann, nicht weil er, wie der Ber.- 
Richter meint, mit dieſen Aufwendungen in nützlicher Geſchäftsführung für 
den Beklagten oder zu deſſen ungerechtfertigter Bereicherung gehandelt hat, 
ſondern weil dieſe Aufwendungen den Schaden bilden, der ihm ſelbſt als 
Vertragsgläubiger des Beklagten durch deſſen ſchuldhafte Vertragsverletzung 
entſtanden iſt. 

Daraus folgt weiter, daß der Beklagte dem Kinde gegenüber, für welches 
allein immaterieller Schade in Betracht kommt, nur eine unerlaubte Handlung 
begangen hat, nicht auch zugleich eine Vertragswidrigkeit. Übrigens iſt daran 
feſtzuhalten, daß der Arzt bei einer Behandlung des andern Vertragsteils 
ſelbſt für ſchuldhafte Kunſtfehler nicht nur aus Vertrag, ſondern zugleich aus 
unerlaubter Handlung haftet. — — —“ 

Urteil des Reichsgerichts (3. Sen.) in der heſſ. Sache Dr. St. 

(Bkl.) w. Sch. (OLG. Darmſtadt). Auch in RGntſch. 85 Nr. 34 

S. 183. 5 


128. Anfechtung eines Anerkenntniſſes der unehelichen Daterfchaft 
wegen argliſtiger Täuſchung durch die Mutter des Kindes“. 
Faſſung eines bedingten Endurteils in der eee nach 
vorangegangenem Derſäumnisurteil“ *. 

Vgl. 69 Nr. 138. — gl. 38 Nr. 358; 43 Nr. 161. 

BGB. 35 1718. 123. — ZBO. 8 343. 

Der als Vater eines am 28. Februar 1911 geborenen Kindes in Anſpruch 
genommene Landwirt A. hatte am 28. März 1911 zu Protokoll des Vormund⸗ 
ſchaftsgerichts die Vaterſchaft anerkannt, ſich zu den von ihm verlangten Lei⸗ 
ſtungen verpflichtet und ſich der ſofortigen Zw.⸗Vollſtreckung aus dieſer Ur- 
kunde unterworfen. Er behauptete ſpäter, dieſe Erklärung nur deshalb ab⸗ 
gegeben zu haben, weil die Mutter des Kindes ihm vorher auf er eindring⸗ 
Seufferts Archiv 70. 3. Folge Bd. 15 Heft 6. 
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liche Frage verſichert habe, daß ſie nur mit ihm verkehrt habe; dann habe ſich 
jedoch herausgeſtellt, daß in der einrechnungsfähigen Zeit auch der Arbeiter X. 
mit ihr geſchlechtlich verkehrt hatte. A. focht ſeine Erklärung v. 28. März 1911 
wegen Argliſt der Mutter des Kindes rechtzeitig an und erhob Klage auf Un⸗ 
zuläſſigkeit der Zw.⸗Vollſtreckung aus dem Protokoll v. 28. März 1911. — 
Die 1. Inſtanz wies die Klage ab; fie verneinte den urſächlichen Zuſammenhang 
zwiſchen der Täuſchung und der Erklärung des Klägers. In der Ber.⸗Inſtanz 
erging zunächſt Verſäumnisurteil dahin, daß der Kläger mit der Berufung 
abgewieſen werde. Auf Einſpruch hob das Ber.⸗Gericht das Urteil 1. Inſtanz 
ſowie ſein Verſäumnisurteil auf und erkannte durch bedingtes Endurteil 
auf einen Eid des Klägers. Aus den Gründen: 

„Mit Recht hat das Landgericht die Klage als eine Zw.⸗Vollſtr.⸗Gegenklage 
i. S. der 88 767. 794. 795. 797 Abſ. 4 ZPO. angeſehen und für zuläſſig er⸗ 
klärt, denn es iſt anerkannten Rechtens, daß dieſe Klage auch vor Beginn oder 
Einleitung der Zw.⸗Vollſtreckung erhoben werden kann, weil das Beſtehen 
des Vollſtr.⸗Titels allein ſchon ein ausreichendes Feſtſtellungsintereſſe bietet. 

Zutreffend hat das Landgericht auch ausgeführt, daß die Vaterſchafts⸗ 
anerkennung des § 1718 BGB. eine einſeitige, nicht empfangsbedürftige 
Willenserklärung iſt, die deshalb wegen einer von der Mutter des Kindes 
begangenen argliſtigen Täuſchung auch dem Kinde gegenüber angefochten 
werden kann. Dieſe Anſicht wird in Lehre und Rechtſprechung allgemein, 
auch vom Reichsgerichte vertreten. Die gegenteilige Anſicht von Jacubezky, 
im Recht (1908, 325) erſcheint unzutreffend. 

Endlich hat das Landgericht auch einwandfrei feſtgeſtellt, daß die von der 
Kindesmutter dem Kläger abgegebene Verſicherung, er ſei der einzige geweſen, 
mit dem ſie während der Empfängniszeit geſchlechtlich verkehrt habe, unwahr 
und wider beſſeres Wiſſen erfolgt iſt. — — — Die Hauptfrage, ob darin, 
daß die Mutter auf Vorhalt den Geſchlechtsverkehr mit andern Männern 
während der Empfängniszeit wahrheitwidrig ableugnet, eine argliſtige Täu⸗ 
ſchung i. S. des § 123 BGB. gefunden und darauf die Anfechtung der Vater⸗ 
ſchaftsanerkennung geſtützt werden könne, hat das Landgericht aus tatſäch⸗ 
lichen Gründen unbeantwortet gelaſſen. Die Anfechtung der Anerkennung 
wegen argliſtiger Täuſchung erklärt auch das Reichsgericht an ſich für zuläſſig. 
(Komm. von RGRäten § 1718); es verneint aber obige Frage ſowohl in dem 
Urt. v. 30. Juni 1904 (Entſch. 58, 348) als neuerdings in dem Urt. v. 12. März 
1914 (in SeuffA. 69 Nr. 138). Die in dieſen Urteilen niedergelegte Anſicht 
wird von Joſef (Arch BürgR. 34, 282) als unrichtig bekämpft. Hellwig nennt 
in JW. 1908, 666 die Begründung des Urteils in Entſch. Bd. 58 beklagens⸗ 
wert, und Neumann bezeichnet ſie dort S. 668 als bedenklich. Auch das 
OLG. Stuttgart hat in einem Urt. v. 7. Dez. 1911 (OL GRſpr. 24, 55) ent⸗ 
gegengeſetzt entſchieden. S. auch Planck BGB. zu § 1718. Das Ber.⸗Gericht 
vermag ſich ebenfalls nicht der Anſicht des Reichsgerichts anzuſchließen. 
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Die Anerkennung nad) $1718 BGB. enthält neben dem Geſtändniſſe 
ſtattgehabter Beiwohnung auch die Willenserklärung, die Rechtsfolgen dieſer 
Tatſache auf ſich zu nehmen und hiermit den Verzicht auf die Einrede der 
mehreren Zuhälter. Das Reichsgericht ſagt nun, die Mutter ſei in der Lage, 
den Mann, der ihr innerhalb der Empfängniszeit beigewohnt hat, deſſen 
Verpflichtung alſo zunächſt feſtſtehe, wegen ihrer eigenen Anſprüche durch 
Klage zu belangen. Sie begehe deshalb, wenn ſie den Einwand der mehreren 
Zuhälter in Abrede ſtelle, ſelbſt dann keine argliſtige Täuſchung, wenn der 
Einwand der Wahrheit entſpreche. Nicht anders ſei eine außergerichtliche 
Verſicherung ſolcher Art zu beurteilen, denn auch ſie enthalte nichts andres 
als die Ableugnung eines Vorhalts, auf den der Anfechtende die von ihm zu 
beweiſende Einrede ſtützen könne. — Damit verneint das Reichsgericht aus⸗ 
drücklich die Wahrheitspflicht im Prozeſſe und billigt das bewußte Vorbringen 
unwahrer Tatſachen, die viel umſtrittene und mit Recht auf das Schärfſte 
bekämpfte Prozeßlüge. Wollte man ſie ſelbſt für erlaubt halten, ſo könnte 
ſie doch nur in einem Rechtsſtreit für und gegen die Mutter, wo dieſe Prozeß⸗ 
partei iſt, in Frage kommen. In einem Rechtsſtreit für und gegen das unehe⸗ 
liche Kind aber kann deſſen Mutter nur als Zeuge in Betracht kommen und 
in dieſer Eigenſchaft hat ſie die unbedingte Pflicht zur Angabe der Wahrheit. Sie 
iſt zwar wegen ihrer Unterhaltspflicht gegen das uneheliche Kind, weil am 
Ausgang des Rechtsſtreits zwiſchen dieſem und dem als Vater in Anſpruch 
Genommenen rechtlich intereſſiert, zunächſt unvereidigt zu vernehmen, kann 
aber nach § 393 Abſ. 2 ZPO. jederzeit nachträglich vereidigt werden. Sie 
kann ſich des Zeugniſſes entſchlagen, denn der Unterhaltsanſpruch des unehe⸗ 
lichen Kindes gegen den Vater iſt keine durch das Familienverhältnis bedingte 
Vermögensangelegenheit i. S. des § 3853 ZPO., fie kann auch das Zeugnis 
auf Fragen, deren Beantwortung ihr zur Unehre gereichen würde, verweigern 
gemäß § 3842. Macht fie aber von dieſen Befugniſſen keinen Gebrauch, ſo 
hat ſie die unbedingte Wahrheit zu ſagen. 

Dieſe Wahrheitspflicht für die Mutter beſteht auch außerhalb des Prozeſſes. 
Der § 123 BGB. unterſcheidet nicht, ob der Täuſchende zur Auskunft ver⸗ 
pflichtet war und ob die vorgeſpiegelte Tatſache zur Begründung des erklärten 
Rechtsgeſchäfts oder zur Begründung oder Beſeitigung einer Einrede dienen 
konnte. Es beſteht allgemein im Rechtsverkehr der Grundſatz von Treu und 
Glauben. Der als außerehelicher Vater in Anſpruch genommene Mann 
kann nicht wiſſen, daß die Geburt gerade die Folge ſeiner Beiwohnung war 
und daß kein andrer Mann der Mutter während der Empfängniszeit bei⸗ 
gewohnt hat. Hierüber kann ſichere Auskunft nur die Mutter des Kindes 
geben. Wenn nun auch mit dem Reichsgericht angenommen werden kann, 
daß der Mann kein Recht hat, ein Geſtändnis der Mutter zu verlangen und 
wenn dieſe auch nicht verpflichtet iſt, Tatſachen, die das Kind zu ſchädigen 
und ſie bloßzuſtellen geeignet ſind, zuzugeſtehen, ſo iſt ſie doch in der Lage, 
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dieſem vorzubeugen dadurch, daß ſie einfach die Antwort und Auskunft ver⸗ 
weigert. Nicht aber kann ſie für berechtigt erachtet werden, wiſſentlich falſche 
Behauptungen aufzuſtellen, die doch nur den Zweck haben können, den Fragen⸗ 
den zu täuſchen. 

Es mag ſein, daß durch die Anfechtungsmöglichkeit der Zweck der Be⸗ 
ſtimmung des § 1718 BGB., die ſpätere Anzweiflung des Anerkenntniſſes 
zu verhüten, gefährdet und vereitelt wird, aber das kann nicht dazu führen, 
daß gerade bei der wichtigen und unter Umſtänden folgenſchweren Willens⸗ 
erklärung des § 1718 BGB. die ſonſt uneingeſchränkt zugelaſſene Anfechtung 
ausgeſchaltet werden ſollte. Hätte dies der Geſetzgeber gewollt, ſo hätte es 
hiezu einer beſonderen Beſtimmung bedurft. 

Angeſichts der oben erwähnten abfälligen Beurteilung der reichsgericht⸗ 

lichen Entſcheidungen und ihrer Begründung kann nicht wohl angenommen 
werden, daß die Anſchauung des Reichsgerichts auch im Rechtsverkehr ge⸗ 
läufig ſei und dem Grundſatze von Treu und Glauben nicht widerſpreche. 
Es kann nicht als gerecht und billig erſcheinen, wenn der durch die argliſtige 
Täuſchung der Mutter zur Anerkennung des Kindes Beſtimmte allein unter 
vielleicht mehreren Beiſchläfern die ſchwerwiegenden Folgen ſeiner Bei⸗ 
wohnung nur deshalb tragen ſoll, weil er durch die grobe und verwerfliche 
Täuſchung einer vielleicht ſittenloſen und verlogenen Frauensperſon zur 
Abgabe einer Erklärung beſtimmt wurde, die er bei Kenntnis der wahren 
Sachlage ſicherlich niemals abgegeben haben würde. Übrigens läßt das 
Reichsgericht ſelbſt nach ſeinem Urteil v. 12. März 1914 die unwahre Ver⸗ 
ſicherung der Mutter unter Umſtänden als argliſtige Täuſchung gelten, näm⸗ 
lich dann, wenn die Beſtreitende zugleich eigene ſelbſtändige Gegenbehaup⸗ 
tungen aufſtellt und etwa gar durch falſche Beweismittel glaubhaft zu machen 
weiß. Warum nur in ſolchen Fällen der Verſtärkung der Täuſchung dieſe 
als argliſtig gelten ſoll, iſt nicht recht verſtändlich. Für die Willensbeein⸗ 
fluſſung i. S. des § 123 BGB. kommt doch nur der Inhalt der Verſicherung 
in Frage, nicht aber die Art und Weiſe, wie ſie abgegeben wird, denn nur jener 
Inhalt erregt in dem Erklärenden den Irrtum über die ihm unbekannte Sach⸗ 
lage und dieſer Irrtum wird in der Regel ausſchlaggebend für den Willens⸗ 
entſchluß ſein, während daneben die ſonſtigen begleitenden Umſtände nur von 
untergeordneter Bedeutung ſein werden. 
Das Ber.⸗Gericht kommt deshalb zu dem Schluſſe, daß eine argliſtige 
Täuſchung i. S. des 8123 BGB. dann vorliegt, wenn die Mutter eines un⸗ 
ehelichen Kindes auf Vorhalt wahrheitwidrig und wider beſſeres Wiſſen dem 
Anerkennenden gegenüber beſtritten hat, daß ſie während der Empfängniszeit 
auch noch mit andern Männern zu tun gehabt habe, und daß dieſe argliſtige 
Täuſchung die Anfechtung der Anerkennung begründet, wenn ſie für letztere 
urſächlich war.“ | 
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Es wird nun ausgeführt, daß nach dem Ergebniſſe der Verhandlung 
und Beweisaufnahme die Behauptung des Klägers, nur durch die Täuſchung 
der Kindesmutter beſtimmt worden zu ſein, die Vaterſchaft anzuerkennen, 
ſo wahrſcheinlich gemacht ſei, daß es dem Ber.⸗Gericht angezeigt erſcheine, 
zur Vervollſtändigung ſeiner Überzeugung dem Kläger darüber den richter⸗ 
lichen Eid aufzulegen. Dann wird fortgefahren: 

„Zu der Faſſung des Urteilsſatzes iſt folgendes zu bemerken. Durch das 
Verſäumnisurteil v. 28. Nov. 1914 wurde der Kläger mit ſeiner Berufung 
koſtenfällig abgewieſen und es wäre, wenn das Verſäumnisurteil rechts⸗ 
kräftig geworden wäre, bei der in dem angefochtenen Urteil des Landgerichts 
ausgeſprochenen Klagabweiſung geblieben. Zu dem gleichen Ergebniſſe 
kommt das Ber.⸗Gericht nun auch im Fall der Eidesverweigerung, und inſoweit 
ſtimmt die Entſcheidung im bedingten Endurteil mit derjenigen im Ver⸗ 
ſäumnisurteil überein. Trotzdem konnte nicht ausgeſprochen werden, daß 
das Verſäumnisurteil aufrechtzuerhalten jei, denn 8343 ZPO. kann keine 
Anwendung finden auf bedingte Endurteile, die unter Abänderung oder 
Aufhebung der erſtinſtanzlichen Urteile erlaſſen werden. Durch ein bedingtes 
Endurteil der Ber.⸗Inſtanz, das an Stelle des angefochtenen Urteils tritt, 
iſt eine Entſcheidung in der Sache ſelbſt ergangen und das Urteil 1. Inſtanz 
kommt ohne weiteres in Wegfall. Das bedingte Endurteil der Ber.⸗Inſtanz 
erkennt daher auch niemals über das Rechtsmittel als ſolches und es konnte 
deshalb auch das Verſäumnisurteil v. 28. November 1911 im Fall der Eides⸗ 
verweigerung nicht aufrechterhalten werden, ſondern war gleichzeitig mit 
dem erſtinſtanzlichen Urteil bereits in dem bedingten Endurteil aufzuheben 


(RGeEntſch. 12, 358, auch in Seuff A. 38 Nr. 358; ZW. 1898, 48). — — —“ 
Urteil des OLG. Bamberg (1. Sen.) v. 27. Febr. 1915 i. S. N. 
(Bkl.) w. O. L. 89/14. Chr. 


129. Mündliche Erklärung des letzten Willens in einer fremden 
Sprache ohne Dolmetſcher. 
BGB. $ 2238; GVG. $ 186. 

Der am 5. Dez. 1912 in K. verſtorbene Wirt Michael Sz. hinterließ ein 
am 29. Nov. desſelben Jahres errichtetes Teſtament, das als Notteſtament 
nach $8 2249. 2238 BGB. von dem als Urkundsperſon amtlich beſtellten 
Lehrer Sm. errichtet worden war. Der Kläger focht das Teſtament wegen 
Formmangels an. Die Beklagte verkündete dem Lehrer Sm. den Streit 
und dieſer trat ihr als Nebenintervenient bei. — In den erſten beiden In⸗ 
ſtanzen war der Klage ſtattgegeben worden; das Reichsgericht wies ſie ab mit 
folgender Begründung: 

„Das ſtreitige Teſtament iſt doppelt, und zwar nebeneinander in deuticher . 
und polniſcher Sprache, niedergeſchrieben worden. Was den polniſchen Teil 
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der Urkunde anlangt, ſo ſteht außer Streit, daß er kein gültiges Teſtament 
darſtellt, weil darin die in § 2245 Abſ. 2 BGB. vorgeſchriebene Erklärung des 
Erblaſſers fehlt, daß er der deutſchen Sprache nicht mächtig ſei. Dagegen 
wird vom Nebenintervenienten geltend gemacht, daß der deutſche Teil der 
Urkunde für ſich allein den für ein Teſtament dieſer Art geltenden Anforde⸗ 
rungen genüge und deshalb eine gültige letztwillige Verfügung darſtelle. 
Das Ber.⸗Gericht nimmt in dieſer Hinſicht an, der Erblaſſer habe die deutſche 
Sprache ausreichend beherrſcht, ſo daß die Aufnahme eines deutſchen Teſta⸗ 
ments nicht außer dem Bereich der Möglichkeit gelegen habe; es nimmt ferner 
an, daß auch der deutſche Teil der Urkunde vorgeleſen worden ſei, und endlich, 
daß die Unterſchriften, die ſich auf der Seite des polniſchen Textes befinden, 
nach dem Willen der Beteiligten ſich auch auf den deutſchen Text beziehen 
ſollten. Es ſpricht dem deutſchen Teſtament nur deshalb die Gültigkeit ab, weil 
der Erblaſſer der Urkundsperſon gegenüber ſeinen Willen nicht in deutſcher, 
ſondern in polniſcher Sprache zum Ausdruck gebracht habe; es erachtet dadurch 
8 2238 BGB. als verletzt, indem dieſer zwar nicht ausdrücklich vorſchreibe, 
daß die Erklärung des letzten Willens in deutſcher Sprache erfolgen müſſe, 
aber das als ſelbſtverſtändlich vorausſetze; denn wenn der Erblaſſer ſeinen 
letzten Willen in einer fremden Sprache erkläre, ſo gebe er dadurch zugleich 
die Erklärung ab, daß er der deutſchen Sprache nicht mächtig ſei; alsdann müſſe 
die Urkundsperſon nach §§ 2244. 2245 BGB. verfahren. 

Dieſer Rechtsanſchauung kann nicht beigetreten werden. Zunächſt muß 
die Schlußfolgerung abgelehnt werden, daß im Gebrauch einer fremden Sprache 
ſtets die Erklärung enthalten ſei, der deutſchen Sprache nicht mächtig zu ſein; 
fie iſt willkürlich und findet im Geſetze keinen Anhalt. Die §§ 2244 ff., die die 
Erklärung des Verfügenden vorausſetzen, daß er der deutſchen e nicht 
a ſei, ſind deshalb nicht anwendbar. 

Es iſt aber auch nicht richtig, daß aus § 2238 eine zwingende Anordnung 
über den Gebrauch der deutſchen Sprache zu entnehmen ſei. Wohl iſt davon 
auszugehen, daß entſprechend der allgemeinen Vorſchrift des § 186 GVG. 
der Gebrauch der deutſchen Sprache die Regel zu bilden hat. Aber gerade bei 
§ 2238 kommt in Betracht, daß er keinerlei beſondere Vorſchrift darüber ent⸗ 
hält, in welcher Weiſe die mündliche Erklärung des letztwillig Verfügenden zu 
erfolgen habe. Aus dieſer unbeſtimmten Faſſung des § 2238 hat die Recht⸗ 
ſprechung des Reichsgerichts die Anſchauung entnommen, daß das Geſetz 
für die Art und Weiſe des Zuſtandekommens der mündlichen Erklärung einen 
ziemlich weiten Spielraum laſſen wolle (RGEntſch. 63, 87; Gruchot 50, 119. 
1010). Das kann unbedenklich auch auf die bei Abgabe der Erklärung zu ge⸗ 
brauchende Sprache ausgedehnt werden. Gegen die Stellung zu ſtrenger 
Anforderungen hinſichtlich des Gebrauchs der deutſchen Sprache ſprechen die 
Bedürfniſſe des Lebens, zumal in gemiſchtſprachigen Bezirken. Es wird hier 
häufig ſehr naheliegen und kaum zu vermeiden ſein, daß eine Perſon, die ſo 
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viel deutſch verſteht, daß ſie die Erklärung, der deutſchen Sprache nicht mächtig 
zu ſein, mit gutem Gewiſſen nicht abgeben kann und will (§ 2244), die aber 
anderſeits doch Schwierigkeiten hat, ſich bei der Darlegung ſonſt ungewohnter, 
dem Rechtsgebiet angehöriger Begriffe vollkommen klar und verſtändlich deutſch 
auszudrücken, ſich der ihr geläufigeren fremden Sprache zur Erläuterung ihres 
Willens bedient. Dies für unzuläſſig zu erachten, ſofern alle bei der Beur⸗ 
kundung mitwirkenden Perſonen ſowohl die fremde wie die deutſche Sprache 
beherrſchen, liegt nicht im Sinne des Geſetzes. Dem erwähnten Bedürf⸗ 
niſſe wollen in gewiſſem Umfange auch diejenigen Rechnung tragen, die 
in § 186 GVG. eine auch hier eingreifende zwingende Vorſchrift ſehen; 
vgl. Planck BGB. zu $ 2238 Nr. 2 Abſ. 2; Strohal Erbr. 1 $ 21 III, mit S. 22 
oben der 1. Aufl. 
Läßt man aber überhaupt einmal das Verhandeln in fremder Sprache zu, 
dann kann es für die Frage der formellen Gültigkeit der letztwilligen Verfü⸗ 
gung keinen weſentlichen Unterſchied machen, wenn der Erklärende ſich über⸗ 
wiegend oder auch ausſchließlich der Urkundsperſon gegenüber in der fremden 
Sprache ausſpricht. In ſolchen Fällen ſtets noch eine Wiederholung des vom 
Erblaſſer Erklärten in deutſcher Sprache zu verlangen, bevor das Protokoll 
in deutſcher Sprache vorgeleſen wird, würde einen zweckloſen Formalismus 
bedeuten, der im Geſetze keine Grundlage findet. 

Es kann nämlich nicht zugegeben werden, daß in § 186 GWG. in Ver⸗ 
bindung mit $8 FGG. ein jede Ausnahme ausſchließender Grundſatz für alle 
gerichtlichen und dieſen entſprechenden ſonſtigen amtlichen Verhandlungen 
aufgeſtellt worden ſei. Das geht ohne weiteres daraus hervor, daß ſchon 
im Ger.⸗Verf.⸗Geſetze ſelbſt die Möglichkeit des Verhandelns in fremder 
Sprache in gewiſſem Umfange vorgeſehen iſt (§ 187 Abſſ. 1 und 2, § 189 Abſ. 2). 
Für das Gebiet der freiwilligen Gerichtsbarkeit iſt die Frage in den 88 8 und 9 
des bezeichneten Geſetzes entſprechend geregelt. Für das Sondergebiet 
der Teſtamentserrichtung ergibt ſich ein gleiches daraus, daß § 2238 BGB. 
keine Vorſchrift über die zu gebrauchende Sprache enthält, während der mit 
ihm in unmittelbarem Zuſammenhange ſtehende § 2240 beſtimmt: ‚Über die 
Errichtung des Teſtaments muß ein Protokoll in deutſcher Sprache aufge⸗ 
nommen werden'. Dieſer in die Augen ſpringende Gegenſatz weiſt deutlich 
darauf hin, daß für die mündliche Erklärung der Gebrauch einer fremden 
Sprache nicht ausgeſchloſſen ſein ſoll. 

Es läßt ſich auch nicht etwa ſagen, daß es unſtatthaft ſein müſſe, über eine 
in fremder Sprache geführte Verhandlung ein Protokoll in deutſcher Sprache 
aufzunehmen; denn dies wird in $ 187 Abſ. 2 GVG. ausdrücklich zugelaſſen. —“ 

Urteil des Reichsgerichts (4. Sen.) v. 8. Okt. 1914 in der preuß. 

Sache Sz. (Bkl.) w. K. (OLG. Poſen). IV. 137/14. Auch in RGEntſch. 

25 Nr. 65 S. 308. 
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130. Verpflichtung des Schiffers bei Auslieferung von Gütern, die 
für mehrere Empfänger ungetrennt verladen waren, aber nicht mehr 
zu unterſcheiden ſind. 

Vgl. 37 Nr. 59; 39 Nr. 129; 46 Nr. 279; 62 Nr. 66; auch 68 Nr. 179; 69 Nr. 15. 
HGB. 8s 645 ff.; BGB. 85 747 ff., 1011. 

Ein von der verklagten off. Handelsgeſellſchaft gecharterter Dampfer 
brachte für eine Reihe von Empfängern 1057 Sack Reisfuttermehl in Hamburg 
an. Die Sackzahl war bei der Ankunft des Schiffes vollſtändig, dagegen waren 
die Marken derartig verwiſcht oder ganz verlöſcht, daß nicht mehr feſtzuſtellen 
war, welche Stücke auf die einzelnen Empfänger fielen. Außerdem waren 
mehrere Säcke beſchädigt, ſo daß der Inhalt ausgelaufen war und ſich als 
Fegſel im Raum befand. Die Beklagte forderte die beteiligten Empfänger 
auf, die ununterſcheidbar gewordene Geſamtpartie an ſich zu nehmen und 
betreffs der Verteilung eine Verſtändigung zu treffen. Die Empfänger, 
darunter G., der Rechtsvorgänger des Klägers, kamen dieſer Aufforderung 
nicht nach. G. erklärte ſich bereit, ſeine 134 Sack vorderhand abzunehmen; 
die Beklagte erklärte aber dieſen Vorſchlag für unannehmbar und brachte 
ſchließlich, da eine Einigung nicht gelang, nach voraufgegangener Androhung 
die geſamte Partie Reisfuttermehl zur öffentlichen Verſteigerung. Sie 
teilte den Reinerlös nach Verhältnis der den Empfängern zukommenden 
Mengen und bot dem Kläger ſeinen Anteil gegen Rückgabe des Konnoſſements 
mit voller Empfangsbeſcheinigung an. Der Kläger verlangte demgegenüber 
Erſatz des ihm durch die Verſteigerung erwachſenen Schadens und wollte 
nur gegen deſſen Erſtattung das Konnoſſement mit Empfangsbeſcheinigung 
herausgeben. — Das Landgericht wies die entſprechend angeſtellte Klage im 
übrigen ab und verurteilte die Beklagte nur zur Zahlung des Reinerlöſes 
nebſt Zinſen gegen Rückgabe des Konnoſſements mit Empfangsbeſtätigung. 
Die Berufung des Klägers wurde zurückgewieſen, auf die Anſchlußberufung 
der Beklagten aber die Verurteilung zur Zinszahlung geſtrichen. Aus den 
Gründen des Ber. Urteils: 

„Der Auffaſſung des Landgerichts, daß im Fall der Vermiſchung von 
Ladungsteilen verſchiedener Empfänger zu einer ununterſcheidbaren Menge 
das Schiff berechtigt ſei, den beteiligten Empfängern die Auseinanderſetzung 
zu überlaſſen, kann in dieſer Allgemeinheit nicht zugeſtimmt werden. Die 
bisherige Rechtſprechung hat in den meiſten Fällen auch nur die Frage be- 
handelt, ob und in welcher Weiſe der einzelne Empfänger, der bei der Aus⸗ 
einanderſetzung (Verteilung) zu wenig erhalten hat, gegen die bevorzugten 
andern Beteiligten oder den Schiffer den entſprechenden Ausgleich durd)- 
ſetzen könne. Die hier ſtreitige Frage hat das Hanſ. Oberlandesgericht in der 
Entſcheidung HanſG Z. 1896 Nr. 67 bejaht, dagegen in der 1905 Nr. 92 
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veröffentlichten Entſcheidung verneint. Nun iſt gewiß nicht zu bezweifeln, 
daß durch eine Vermiſchung gleichartiger Ladungsteile zu einer ununterjcheid- 
baren Menge Miteigentum und Gemeinſchaft entſtehen, und damit die §8 747. 
1011 BGB. Anwendbarkeit erlangen; in erſter Linie ſteht aber die Ver⸗ 
pflichtung des Verfrachters, auf Grund des Konnoſſements auszuliefern 
(vgl. RG. in HanſcZ. 1906 Nr. 98 und SeuffA. 62 Nr. 66). Allerdings 
iſt die Erfüllung dieſer Verpflichtung in ihrer urſprünglichen Geſtalt un⸗ 
möglich geworden, wenn nicht feſtzuſtellen iſt, welche einzelnen Säcke auf den 
betreffenden Beteiligten fallen, aber in ſolchem Fall bleibt die Verpflichtung 
des Schiffes inſoweit beſtehen, als die Auslieferung eines entſprechenden 
Anteils an jeden der Berechtigten möglich iſt. Der Berechtigte hat danach 
die Wahl, vom Schiffer entweder die Ablieferung des ihm gebührenden An⸗ 
teils, oder Verabfolgung der ganzen Menge an ihn und die übrigen Empfänger 
gemeinſchaftlich zu verlangen (RGEntſch. 4, 42, in Seuff A. 37 Nr. 59). Nicht 
aber hat umgekehrt der Schiffer das Recht, nach ſeinem Belieben den einen oder 
den anderen Weg zu beſchreiten. Es iſt dabei auch zu erwägen, daß für den 
einzelnen Empfänger das Anſinnen, ſich mit ſeinen Mitbeteiligten auseinander⸗ 
zuſetzen, unter Umſtänden erhebliche Schwierigkeiten ſchafft. So z. B. gerade 
im vorliegenden Falle, wo einer der Mitempfänger wegen angeblicher Mängel 
der Ware ſich überhaupt geweigert hat, das Konnoſſement aufzunehmen. 

Die Verpflichtung des Schiffers, dem einzelnen Empfänger den ihm 
gebührenden Anteil auszuliefern, findet aber ihre Grenze in der Ausführbarkeit 
der Verteilung. Dabei kommt es nicht auf die natürliche oder körperliche 
Möglichkeit, ſondern auf die Möglichkeit im Rechtsſinn an. Eine Ausführ⸗ 
barkeit kann nur dann anerkannt werden, wenn der Schiffer ohne ſchwierige, 
langwierige oder koſtſpielige Maßnahmen die Ladung verteilen kann. Ein 
ſolcher Fall liegt hier nicht vor. Da aus verſchiedenen Säcken ein Teil des 
Inhalts herausgefloſſen war, ſo hatten die Säcke nicht den gleichen Inhalt. 
Es wäre alſo nicht mit einer Verwiegung des Geſamtinhalts und dement⸗ 
ſprechender Verteilung getan geweſen; die einzelnen Säcke hätten vielmehr 
umgefüllt werden müſſen — eine Arbeit von derartiger Dauer und Koſt⸗ 
ſpieligkeit, daß ſie dem Schiffe, das nach dem Konnoſſement für die Vermiſchung 
nicht haftet und im übrigen auf eine ſchnelle Abwicklung des Verkehrs ange⸗ 
wieſen iſt, nicht zugemutet werden darf. Der Rechtsvorgänger des Klägers 
hatte ſich daher dem Verlangen des Schiffes zu fügen und kann ſich, da er es 
nicht getan hat, über den Verkauf der Ladung an ſich nicht beſchweren. — — — 

Der Anſchlußberufung war ſtattzugeben. Die Beklagten waren zur Aus⸗ 
zahlung des Verkauferlöſes gegen Rückgabe des Konnoſſements mit Empfangs⸗ 
beſtätigung bereit, zu ſolcher Rückgabe wollte ſich aber der Kläger nur gegen 
Erſtattung ſeines Schadens verſtehen. Er war alſo, da es ſich um Leiſtungen 
Zug um Zug handelte, ſeinerſeits im Annahmeverzuge. Unter ſolchen Um⸗ 
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ſtänden war ſeine Geldforderung nicht fällig. Die Zinspflicht des $ 352 HGB. 
war alſo nicht eingetreten.“ 
Urteil des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) v. 1. Dez. 1914 in der 
Hamburg. Sache Fr. w. Sl. Bf. VI. 222/14. A- d. 


131. Lohnforderung eines Spezialarztes. 
(Vgl. 60 Nr. 120.) 
GewO. $ 80; preuß. GebO. v. 15. Mai 1896; BGB. $ 612. 

Der Kläger, praktiſcher Arzt und Spezialarzt für Orthopädie, hatte im 
Jahre 1909 die Tochter des Beklagten behandelt und ihm dann eine Honorar⸗ 
forderung von 1200 % zugehen laſſen, aber nur 300 % gezahlt erhalten. 
Nach Geltendmachung des Reſtanſpruchs ſetzte das Landgericht gemäß der 
preuß. Gebührenordnung für Arzte und Zahnärzte v. 15. Mai 1896 (Min.- 
Bl. d. inn. Verwalt. S. 105) das Honorar auf Grund von Gutachten auf 
insgeſamt 659 „. feſt. Die Berufung des Klägers wurde zurückgewieſen. 
Aus den Gründen: 

„Die auf Grund des §80 GewO. erlaſſene preuß. Gebührenordnung 
für approbierte Arzte und Zahnärzte v. 15. Mai 1896 will, wie es dem Sinn 
und Zweck einer Gebührenordnung entſpricht, die Gebühren für ſämtliche 
berufmäßige Leiſtungen der Arzte umfaſſend regeln ($ 1). Die Vorſchrift 
des § 4, wonach Verrichtungen, für welche dieſe Taxe Gebühren nicht auswirft, 
nach denjenigen Sätzen zu vergüten ſind, die für ähnliche Leiſtungen gewährt 
werden, bezieht ſich auch auf ſolche ärztliche Verrichtungen, die erſt nach 
Erlaſſung der Gebührenordnung bekannt geworden ſind. Da die Abſicht einer 
umfaſſenden Regelung beſtand, mit dem Auftreten neuer Behandlungsarten 
gerechnet werden mußte und die damals bekannten durch eingehende Spezia- 
liſierung in 163 Nummern berückſichtigt wurden, kann die darüber aufge⸗ 
nommene allgemeine Vorſchrift des $ 4 nicht anders als in dieſem Sinne 
verſtanden werden. Die Gebührenordnung findet alſo auf den Streitfall 
Anwendung, ungeachtet deſſen, daß die von dem Kläger ausgeführte Behand⸗ 
lung in einem erſt nach Erlaſſung der Gebührenordnung von ihm ausgebildeten, 
durch eigene Apparate unterſtützten neuen Verfahren beſtand, es ſei denn, daß 
eine abweichende Art der Vergütung unter den Parteien vereinbart wäre. 

Eine ausdrückliche Abmachung dieſes Inhalts hat nicht ſtattgefunden. 
Aber auch eine ſtillſchweigende Ausſchaltung der Taxe iſt aus dem Sachverhalt 
nicht zu entnehmen. Die Möglichkeit einer ſolchen iſt nicht von der Hand 
zu weiſen. Die Meinung freilich, daß durch Zuziehung eines Spezialarztes, 
der ein beſonderes Verfahren anwendet und mit beſonderen Apparaten 
arbeitet, man ſich ohne weiteres denjenigen Sätzen unterwerfe, die für ähn⸗ 
liche Leiſtungen in andern Fällen verlangt und bezahlt werden, iſt unbe⸗ 
gründet, weil unvereinbar mit dem Inhalt der Geb.-Ordnung. Anderſeits 
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würde es nicht immer nötig fein, daß der Spezialarzt, um höhere Sätze be- 
rechnen zu können, vorher ausdrücklich darauf hinwieſe; es können bei dem 
Beginn der Behandlung Umſtände zutage treten, die dem andern Vertragsteil 
erkennbar machen, daß hier mit beſonderem Maße gemeſſen werde. Dann 
wird man in ſeinem Schweigen eine Billigung finden können. Die Beſonderheit 
der ihm gebotenen ärztlichen Leiſtungen kann der Laie im allgemeinen nicht 
beurteilen; vielmehr kommen als Umſtände, die geeignet wären, ſeinen Ver⸗ 
tragswillen in dem angegebenen Sinne zu beeinfluſſen, vor allem der äußere 
Hergang der Behandlung, die Art der dem Kranken gewährten Verpflegung 
und Unterkunft und ähnliche, dem Laien unzweideutig entgegentretende 
Merkmale in Betracht. In dieſer Hinſicht hat der Kläger nichts beigebracht, 
was ſeine Auffaſſung zu ſtützen vermöchte; es erhellt, daß ſich feine Behandlung 
im Rahmen einer gewöhnlichen ärztlichen Privatklinik vollzieht. 

Mit dieſen maßgebenden Rechtsgrundſätzen im Einklange befindet ſich 
das Gutachten des Sachverſtändigen, der gemäß §§ 3. 4 GebO. die Umſtände 
des Falles, die Vermögensverhältniſſe des Beklagten und die Beſchaffenheit 
und Schwierigkeit der Leiſtungen des Klägers im Vergleich mit ähnlichen 
von der Geb.⸗Ordnung ausdrücklich geregelten ärztlichen Verrichtungen, letzteres 
mit beſonderer Rückſicht auf die Darlegungen des Klägers, gewürdigt hat, 
und deſſen endgültigen Ergebniſſen ſich das Ber.⸗Gericht wie der 1. Richter 
in jedem Punkte anſchließt.“ 

Urteil des OLG. zu Celle (2. Sen.) v. 28. Jan. 1915 i. S. B. w. K. — 

2 U. 89/14. Lt. 
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132. Aber die Haftung zweier zur gemeinſchaftlichen Ausübung des 
Berufs verbundenen Anwälte. 
NAD. 8 28; BGB. $ 425. 

Dem Kläger ſtand eine Werklohnforderung für Maurerarbeiten an einem 
Neubau zu, auf Grund eines Werkvertrages, den er mit dem bauleitenden 
Architekten abgeſchloſſen hatte. Seine Klage gegen die bauleitende Firma 
wurde abgewieſen, weil der Werkvertrag im Namen und mit Ermächtigung 
des Bauherrn abgeſchloſſen ſei. Gegen den Bauherrn war aber in⸗ 
zwiſchen die Klage verjährt. Nunmehr nahm der Kläger die Anwälte F. und 
C., die den verlorenen Prozeß für ihn geführt hatten, auf Schadenerſatz in 
Anſpruch. Dieſe Beklagten hatten ſich zur gemeinſamen Ausübung des 
Anwaltsberufs verbunden und waren beide bei dem Landgericht B. zugelaſſen. 
Der Kläger hatte ihnen Vertretungsvollmacht erteilt und beiden die Durch⸗ 
führung ſeiner Rechte übertragen. Beraten hatte ihn nur der Rechtsanwalt F., 
und dieſer hatte ihm von einer Klage gegen den Bauherrn abgeraten. Hierin 
erblickte der Kläger ein Verſchulden, für das beide Beklagte haftbar ſeien. 
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Darin wurde ihm in allen Inſtanzen Recht gegeben. — Im übrigen aus den 
Gründen des Rev. ⸗Urteils: 

„— — — In demſelben Umfange wie der Beklagte F. haftet dem 
Kläger auch der Beklagte C. 

Die Entſcheidung hängt von der Beantwortung der Frage ab, ob zwei 
Rechtsanwälte, die ſich zur gemeinſchaftlichen Ausübung des Anwaltsberufs 
verbunden haben und bei demſelben Gerichte zugelaſſen ſind, als Geſamt⸗ 
ſchuldner für den Schaden haften, der durch fahrläſſig falſche Raterteilung 
oder ſonſtiges Verſchulden des einen von ihnen der Partei erwachſen iſt, der 
gegenüber ſie beide ſich zur Wahrnehmung ihrer Rechte verpflichtet haben. 
Wenn nämlich auch nur der Beklagte F. die hier fragliche Rechtsſache des 
Klägers bearbeitet und dieſen beraten hat, ſo hat doch nach dem unſtreitigen 
Sachverhalt der Kläger beiden Beklagten die Durchführung ſeiner Rechte 
übertragen und beide hatten den Auftrag angenommen. Für dieſen Fall 
bejaht der Vorderrichter im Anſchluß an Joſef (JW. 1912, 511), ebenſo Fried⸗ 
länder (Komm. z. RAO. 171) die obige Frage mit Recht. 

Die Regel des § 425 Abſ. 2 BGB., nach der ein Geſamtſchuldner nicht 
für Verſchulden des andern haftet, gilt nur, ‚ſoweit ſich nicht aus dem Schuld- 
verhältnis ein andres ergibt‘; ſie findet daher keine Anwendung, wenn der 
eine Geſamtſchuldner für das Verſchulden des andern dem Vertragsgegner 
gegenüber ausdrücklich oder auch nur ſtillſchweigend die Haftung übernommen 
hat. Eine ſolche ſtillſchweigende Haftungsübernahme iſt aber nach Treu und 
Glauben mit Rückſicht auf die Verkehrsſitte in dem gekennzeichneten Falle 
anzunehmen. Wenn auch die verbundenen Anwälte die ihnen übertragenen 
Sachen nicht gemeinſam bearbeiten, ſondern ein jeder ſelbſtändig diejenigen 
Geſchäfte erledigt, welche ihm nach der zwiſchen ihnen vereinbarten Geſchäfts⸗ 
verteilung zufallen, und höchſtens bei beſonders wichtigen oder ſchwierigen 
Fragen die Anſicht des andern einholt, ſo iſt doch der Zweck der Verbindung ein 
gemeinſames Wirken beider zwecks Erzielung gemeinſchaftlichen Erwerbs. 
Beiden Anwälten kommt nach näherer Beſtimmung der zwiſchen ihnen ge— 
troffenen Vereinbarung die Vergütung für die Tätigkeit des einzelnen zugute; 
werden wie hier beide mit dem Berufsgeſchäfte betraut, ſo haben ſie auch 
gemeinſam Anſpruch auf die Vergütung, die vorliegendenfalls in dem Ge— 
bührenvorprozeß auch von beiden jetzigen Beklagten eingeklagt iſt. Dieſen 
Vorteilen und Rechten der verbundenen Anwälte müſſen bei Berückſichtigung 
der Würde des Anwaltsſtandes auch ihre Pflichten entſprechen; wie jeder 
aus der Tätigkeit des andern Vorteil zieht, muß er auch ebenſo wie der tätige 
ſelbſt der Partei haften. Mit der Standesehre der Anwälte iſt eine Ablehnung 
der Verantwortung für die Tätigkeit des anderen nicht vereinbar, zumal die 
Verteilung der Geſchäfte unter die verbundenen Anwalte lediglich deren 
innere Angelegenheit iſt und die Partei häufig keine Kenntnis davon hat, 
welcher Anwalt ihre Sache bearbeitet oder hätte bearbeiten müſſen; könnte 
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ſie nur dieſen belangen, jo würde fie Gefahr laufen, zunächſt einen Rechts⸗ 
ſtreit zu verlieren, wenn ſie ſich über die Perſon des Bearbeiters ihrer Ange⸗ 
legenheit geirrt haben ſollte. Alles dieſes rechtfertigt den Schluß, daß die zur 
gemeinſamen Berufsausübung verbundenen, bei demſelben Gerichte zuge- 
laſſenen Anwälte ſich durch gemeinſame Übernahme der Vertretung einer 
Partei nicht nur zur Ausführung des Auftrags durch einen von ihnen ver⸗ 
pflichten, ſondern auch die Haftung als Geſamtſchuldner für die ordnung⸗ 
mäßige Ausführung des Auftrags, für den der Partei durch Verſchulden des 
einen von ihnen erwachſenen Schaden übernehmen. — — —“ N 
Urteil des Reichsgerichts (3. Sen.) v. 6. Okt. 1914 in der preuß. 
Sache C. u. F. (Bkl.) w. W. (OLG. Breslau). III. 156/14. Auch in 
RGentſch. 85 Nr. 64 S. 306. 


133. Eine Ausſetzung der Verhandlung iſt im Wechſelprozeſſe nur 
aus nahmsweiſe zuläſſig. 
Vgl. 58 Nr. 88. 
3 PO. 58 148. 602. 

Die Ausſetzung der Verhandlung nach § 148 ZPO. iſt zwar auch im Wechſel⸗ 
prozeß nicht grundſätzlich ausgeſchloſſen. Sie iſt aber da nur ausnahmsweiſe 
zuläſſig, wenn ſie nach der beſonderen Lage des Falls ſich als unumgänglich 
notwendig erweiſt. Dient ſie dazu, Einwendungen des Beklagten zur 
Geltung zu bringen, die dieſer mit den im Wechſelprozeß zugelaſſenen Beweis⸗ 
mitteln nicht nachweiſen kann, ſo müſſen beſondere Umſtände ihre Anordnung 
rechtfertigen, weil ſonſt der Zweck, den das Geſetz mit der Schaffung des be- 
ſchleunigten Verfahrens verfolgte, vereitelt werden kann. 

JW. 1898, 68; 1899, 740; 1903, 98; Förster⸗Kann Bem. 3a, Seuffert Bem. 6a, 
Stein Bem. II 4 zu 5 148 ZPO. | 

Im vorliegenden Fall iſt kein beſonderer Grund erſichtlich, warum der 
Beklagte, ſtatt ſeine Einwendungen im Nachverfahren geltend zu machen, 
die Ausſetzung des Wechſelprozeſſes ſollte verlangen können. Es wäre viel⸗ 
mehr ſogar dann, wenn ihm in dem von ihm angeſtrengten Prozeß der Beweis 
ſeiner Behauptungen gelingen würde, die Nichtigkeit der Wechſelbegebung 
noch nicht dargetan. — — — Danach könnte es fraglich ſein, ob über⸗ 
haupt die Vorausſetzungen des § 148 ZPO. gegeben ſind. 

Jedenfalls hat nach dem Vorſtehenden das Landgericht den Ausſetzungs⸗ 
antrag des Beklagten mit Recht abgelehnt. Die ſich hiergegen richtende ſo⸗ 
fortige Beſchwerde iſt unbegründet. 

Beſchluß des OLG. München (1. Sen.) v. 27. Nov. 1914 i. S. Schw. 
w. H. Beſchw. R. 745/14. | P. 
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134. Keine Ausſetzung des Verfahrens gegen eine offene Handels⸗ 
geſellſchaft, wenn nur einer der beiden Geſellſchafter Kriegs teilnehmer ift. 
Vgl. oben Nr. 48. 94. 95 und 62 Nr. 148 m. N.; 64 Nr. 52. 

ZPO. 8 247; KriegsſchutzG. v. 4. Aug. 1914 58 21. 3 Abſ. 2; HGB. 5 124. 

Von den beiden, zu deren Vertretung je ſelbſtändig berechtigten Geſell⸗ 
ſchaftern der verklagten off. HG. war der eine, J. V., kriegsbehindert; er war 
der eigentliche Leiter der von der Beklagten betriebenen Kohlenhandlung und 
daher allein zur Aufſchlußerteilung befähigt. — Der Ausſetzungsantrag wurde 
abgelehnt. Aus den Gründen: 

„1. Vor allem iſt unbedenklich anzunehmen, daß der durch das Geſetz v. 
4. Aug. 1914 gewährte Schutz nicht bloß natürlichen Einzelperſonen, ſondern 
auch parteifähigen Vereinigungen ſolcher Perſonen zugute kommt. Es macht 
dabei keinen Unterſchied, ob dieſe Vereinigungen förmliche juriſtiſche Per⸗ 
ſonen darſtellen, oder, wie z. B. offene Handelsgeſellſchaften, wenigſtens 
volle Parteifähigkeit beſitzen (§S 124 HGB.). Die gegenteilige Meinung, 

OLG. München in Recht 1914, 705; KG. 5. Sen. in OL GRſpr. 1914 II, 306; LG. 

Leipzig in Leipz Z. 1914, 1613; LG. Stuttgart in DRAZ. 1914 173, 
überſieht, daß im Geſetze ſelbſt mit keinem Wort von einer Einſchränkung des 
zu gewährenden Schutzes auf natürliche Einzelperſonen, ſondern nur von der 
Kriegsbehinderung der ‚Partei‘ die Rede iſt, daß auch die beſondere Hervor⸗ 
hebung der ‚natürlichen Perſonen“ in $ 9 bei richtiger Auslegung (vgl. hierüber 
Lux in JW. 1914, 962) einen Gegenſchluß auf eine derartige Einſchränkung 
keineswegs rechtfertigt, daß eine ſolche auch mit der Abſicht und dem Zweck 
des Geſetzes nicht vereinbar wäre, da eine mit Parteifähigkeit ausgeſtattete 
Vereinigung natürlicher Perſonen, deren geſetzlicher Vertreter kriegsbehindert 
iſt, in gleichem Maße wie die natürliche Einzelperſon, die ſich in gleicher Lage 
befindet, des vom Geſetze gewährleiſteten Schutzes bedarf, daß endlich alle 
vorgeſchlagenen Auskunftsmittel — § 228 ZPO., § 247 ZPO., § 29 BGB. — 
keinen irgendwie genügenden Erſatz für den mangelnden Schutz des Geſ. 
v. 4. Aug. 1914 zu bieten vermögen; 

vgl. hierüber Lux a. a. O.; Mangold in LeipzzZ. 1914, 1745; OLG. Karlsruhe in 

Recht 1914, 614; KG. 6. Sen. in DIZ. 1914, 1213. 

Verfehlt iſt allerdings jene Beweisführung, die einer klagenden oder ver⸗ 
klagten off. Handelsgeſellſchaft den Schutz des Geſetzes v. 4. Aug. 1914 bei 
Kriegsbehinderung ihrer geſetzlichen Vertreter aus dem Grunde zuteil werden 
läßt, weil ſie keine juriſtiſche Perſon und deshalb bei Klagen für oder wider 
ſie nicht das ſelbſtändige Rechtsgebilde der kollektiv zu einer Einheit zuſammen⸗ 
gefaßten Geſellſchafter, fondern dieſe ſekbft als natürliche Einzelperſonen die 
eigentlichen Parteien ſeien. 

So OLG. Hamm in DIZ. 1914, 1216; Frankfurt in OL GRſpr. 1915 I, 7; Hamburg 


in Recht 1914, 732 und DIZ. 1914, 1307; KG. dort 1304 und OL GRſpr. 1914 
II, 307; v. Harder in JW. 1914, 1135. 


— —— == 
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Die off. HG. iſt als ſolche parteifähig; dies iſt in $ 124 HGB. klar ausge⸗ 
ſprochen. Wäre ſie es nicht, dann könnte man auch nicht ihre Mitglieder 
als notwendige Streitgenoſſen der Geſellſchaft neben ihr verklagen, was 
doch gang und gäbe iſt; es könnte dann nicht der einzelne Geſellſchafter die 
Geſellſchaft belangen, zu ihr als Mieter, Käufer ꝛc. in Rechtsbeziehungen 
treten, was noch niemand beſtritten hat; es müßte dann auch aus einem gegen 
die Geſellſchaft erwirkten Urteil gegen die einzelnen Geſellſchafter die Zw.⸗ 
Vollſtreckung ſtattfinden, während in § 129 Abſ. 4 HGB. das Gegenteil be⸗ 
ſtimmt iſt (vgl. über die ganze Frage noch Leipz Z. 1911, 346 ff.). 

Es iſt nur ein Ausfluß dieſer abwegigen Beweisführung, wenn eine 
Mittelmeinung, wie fie u. a. vom Berliner Anwaltsverein in JW. 1914, 789 
vertreten wird, zwiſchen juriſtiſchen Perſonen einerſeits und off. Handelsgeſell⸗ 
ſchaften als lediglich parteifähigen Perſonenvereinigungen anderſeits unter- 
ſcheidet und nur letzteren den Schutz des Gef. v. 4. Aug. 1914 zuerkennt, da 
hierauf ausſchließlich natürliche Perſonen Anſpruch hätten, bei Klagen für 
und wider die off. HG. aber in Wirklichkeit die Geſellſchafter, als natürliche 
Perſonen, Partei ſeien. Es iſt überhaupt von vornherein unrichtig, die Frage 
dahin zu ſtellen, ob der Schutz des Geſetzes nur natürlichen Perſonen oder auch 
juriſtiſchen Perſonen zugute komme. Man hat ſich vielmehr die Frage 
vorzulegen, ob der Schutz des Geſetzes nur einzelnen natürlichen Perſonen 
zugute komme, oder auch Vereinigungen natürlicher Perſonen, die mit Partei⸗ 
fähigkeit ausgeſtattet ſind, wie z. B. Akt.⸗Geſellſchaften, off. H.⸗Geſellſchaften, 
Geſellſchaften m. b. H. ꝛc. Die Frage iſt, wie dargelegt, in letzterem Sinne zu 
beantworten. 

2. Iſt ſonach die Beklagte nicht ſchon wegen ihrer Eigenſchaft als off. HG. 
vom Schutze des Geſetzes v. 4. Aug. 1914 ausgeſchloſſen, ſo iſt ſie es im vor⸗ 
liegenden Falle doch aus dem Grunde, weil ſie in der Perſon ihres Geſell⸗ 
ſchafters A. H. einen nicht kriegsbehinderten, in ſeiner Vertretungsmacht 
in keiner Weiſe eingeſchränkten geſetzlichen Vertreter hat und nur beim Mangel 
einer geſetzlichen Vertretung überhaupt der Schutz des Geſetzes beanſprucht 
werden kann (§9 mit § 2 Nr. 2 und 8 3). 

Es wird nun allerdings die Meinung vertreten, daß ſchon die Kriegs⸗ 
behinderung eines von mehreren vertretungsberechtigten Geſellſchaftern zur 
Inanſpruchnahme des Geſetzesſchutzes berechtige. Man macht hiefür folgende 
Gründe geltend: 

Wenn auch der nicht kriegsbehinderte Geſellſchafter die Geſellſchaft nach 
außen vertreten könne, ſo fehle doch wegen der Behinderung der andern Geſell⸗ 
ſchafter die Möglichkeit, diejenigen Geſellſchaftsbeſchlüſſe zu faſſen, die die Richt⸗ 
ſchnur für das Handeln des nicht behinderten Geſellſchafters nach außen geben 
müßten, die ihn insbeſondere in den Stand ſetzten, die in Anſehung des 
Rechtsſtreits erforderlichen Maßnahmen zu treffen, die hinſichtlich der Zuſchiebung, 
Zurückſchiebung oder Annahme von Eiden veraulaßten Erklärungen abzugeben 
(88 472. 474 ZPO.). Dies iſt der Standpunkt der OL Gerichte Hamm in DYZ. 1914, 
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1216; Frankfurt in OL GRſpr. 1915 J, 7; Dresden in DIZ. 1914, 1304 und 
JW. 1914, 1045. In zwei Erkenntniſſen wird auch auf die bindende Wirkung 
des gegen die Geſellſchaft ergangenen Urteils gegenüber deren kriegsbehinderten 
Mitgliedern (§§ 128. 129 HGB.) hingewieſen (KG. in OL GRſpr. 1914 II, 307 
und Hamburg in Recht 1914, 734). 


Dieſe ſämtlichen, lediglich Zweckmäßigkeitserwägungen entnommenen 
Gründe werden ſchon dadurch hinfällig, daß ſie mit den beſonderen, durch die 
Kriegsbehinderung eines Geſellſchafters hervorgerufenen Gefahren, gegen 
die allein das Geſetz v. 4. Aug. 1914 Schutz gewährt, nichts zu tun haben, 
ſondern ganz allgemein auf jede andere gleich folgenſchwere Verhinderung 
eines von mehreren vertretungsberechtigten Geſellſchaftern zutreffen. Gegen⸗ 
über dem während eines Rechtsſtreits plötzlich auf den Tod erkrankten, mit der 
Lage der Streitſache allein vertrauten vertretungsberechtigten Geſellſchafter 
befindet ſich der Mitgeſellſchafter genau in der gleichen Lage wie gegenüber 
dem über Nacht zum Dienſte des mobilen Heeres einberufenen Geſellſchafter. 
Er iſt ebenſowenig in der Lage, den Prozeßbevollmächtigten der Geſellſchaft 
weiter zu informieren, Eideserklärungen abzugeben; der verhinderte Geſell⸗ 
ſchafter muß auch in dieſem Falle die Rechtsfolgen des gegen die Geſellſchaft 
ergehenden Urteils auf ſich nehmen. Gegenüber ſolchen, keineswegs bei jedem 
Rechtsſtreit eintretenden, ſondern durch die beſonderen Umſtände des gegebenen 
Falls geſchaffenen, je nach Lage des Rechtsſtreits größeren oder geringeren 
Gefahren, die die verſchiedenſten Urſachen: Krankheit, Abweſenheit des ge⸗ 
ſetzlichen Vertreters ꝛe. haben können, iſt das dem Gericht in 88 227. 228 3 PO. 
verliehene Recht der Vertagung das allein zuläſſige Abhilfemittel. 

Handelt es ſich dagegen um die, von der jeweiligen Lage des Rechts⸗ 
ſtreits, überhaupt von der Beſchaffenheit des Prozeßſtoffs völlig unabhängige, 
allein durch die Tatſache der Kriegsbehinderung herbeigeführte Aufhebung 
der geſetzlichen Vertretung einer wohl parteifähigen aber prozeßunfähigen 
Perſonengemeinſchaft, wie z. B. einer off. HG., dann iſt für Zweckmäßig⸗ 
keitserwägungen und hierauf geſtützte Beſchlüſſe (vgl. § 228 ZPO.) kein 
Raum mehr, dann tritt die vom Geſetze für ſolche Fälle vorgeſehene Folge 
von Rechts wegen ein, das Verfahren iſt unterbrochen (§ 2) oder auf Antrag 
auszuſetzen (§ 3), gleichgültig, ob die Lage des Rechtsſtreits oder ſonſtige 
Gründe die Unterbrechung oder Ausſetzung notwendig oder überflüſſig er⸗ 
ſcheinen laſſen. 

Es iſt überhaupt als Grundſatz unfrer Prozeßgeſetze aufzuſtellen, daß, 
wenn ſie an gewiſſe Tatſachen eine beſtimmte Geſtaltung des Verfahrens als 
von ſelbſt eintretende Folge knüpfen, dem richterlichen Ermeſſen kein Spiel- 
raum gelaſſen iſt. Nach dem Geſetze iſt im Falle der Kriegsbehinderung 
des geſetzlichen Vertreters das Verfahren auszuſetzen, weil ſonſt der Rechts⸗ 
ſtreit nicht fortgeführt werden kann. Der Fall iſt alſo nicht gegeben, wenn, 
wie hier, noch ein nicht kriegsbehinderter geſetzlicher Vertreter vorhanden iſt. 


* 
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In Erwägungen, ob dieſer Vertreter in der Lage ſei oder nicht, den Anwalt 
der Geſellſchaft gehörig zu informieren, darf grundſätzlich nicht eingetreten 
werden. Sollen ſolche Erwägungen geſtattet, ſoll es alſo dem Richter er⸗ 
laubt ſein, die Entſcheidung nach der jeweils gegebenen Sachlage zu fällen, 
dann iſt dies im Geſetze auch, wie z. B. im Falle des § 228 ZPO., durch das 
Wort ‚Tann‘ zum Ausdruck gebracht. 

Die Sache mag mit Rückſicht auf §§ 128. 129 HGB. und 8 62 ZPO. 
dann anders zu beurteilen ſein, wenn die einzelnen Geſellſchafter allein oder 
neben der off. HG. Kläger oder Beklagte ſind (vgl. hiezu: KG. Berlin u. OLG. 
Dresden in DIZ. 1904, 1304; Karlsruhe in LeipzZ. 1914, 1916). Dieſer 
Fall liegt hier nicht vor, da nur die off. HG. als ſolche verklagt iſt.. 

Bei gleicher Sachlage haben — wenn auch teils ohne beſondere, teils mit 

andrer Begründung — übereinſtimmend entſchieden: Stuttgart im Recht 1914, 

732; Hamm 735; LG. I Berlin, 736; KG. 647; Karlsruhe, 614. Gleicher 
Anſchauung auch Kipp in DIZ. 1904, 1026.“ 

Beſchluß des OLG. Augsburg (2. Sen.) v. 5. Jan. 1915 i. S. S. w. 

H. & P. II. 1/15. H- n. 
135. Einrede der Rechtshängigkeit wegen eines ſchon im Ausland 

(Schweiz) anhängigen Eheſcheidungsprozeſſes. 
Vgl. 57 Nr. 92 m. N. 
ZPO. $ 2631; Haager Eheſch.⸗Abkommen v. 12. Juni 1902 Artt. 1. 5. 7. 9 
(RGBl. 1904, 231). 

Martin St. ſuchte behufs Anſtellung der Eheſcheidungsklage beim 
bayer. Landgericht M. die Bewilligung des Armenrechts nach. Das Armen⸗ 
recht wurde verweigert und ſeine Beſchwerde mit der Begründung zurüd- 
gewieſen: 

„Die Ehefrau des Antragſtellers hat gegen dieſen bereits zum Bezirks⸗ 
gericht Baden in der Schweiz Eheſcheidungsklage erhoben. Einer Scheidungs⸗ 
klage des Mannes könnte daher die Einrede der Rechtshängigkeit entgegen⸗ 
gehalten werden, denn dieſe Einrede iſt auch aus einem Rechtsſtreit, der bei 
einem ausländiſchen Gericht anhängig iſt, im Inlande begründet, wenn die 
Anerkennung des Urteils nicht von vornherein ausgeſchloſſen iſt. Dies 
trifft aber für Urteile von Schweizer Gerichten in Eheſcheidungsſachen zu 
(§ 2631 ZPO.; Haager Abk. v. 12. Juni 1902 Artt. 1. 5. 7. 9). Die beab- 
ſichtigte Rechtsverfolgung iſt daher derzeit ausſichtlos. Sollte von der Frau 
die Klage bei dem Schweizer Gerichte zurückgezogen oder wegen Unzuſtändig⸗ 
keit rechtskräftig abgewieſen werden, jo bleibt es dem Beſchwerdeführer un- 
benommen, ein neuerliches Armenrechtsgeſuch einzureichen.“ 


Beſchluß des OLG. München (2. Sen.) v. 12. Febr. 1915 i. S. St. w. 
St. BeſchwReg. 7/15. P. 


Seufferts Archiv 70. 3. Folge Bd. 15 Heft 6. 18 
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136. Ablehnung eines Sachverſtändigen wegen Befangenheit, der 
vorher der Gegenpartei ein Privatgutachten erſtattet hatte. 
Vgl. 57 Nr. 182 m. N.; auch 60 Nr. 64 m. N. 

ZPO. $ 406. 

— — — Die bereits erfolgte Erſtattung eines privaten Gutachtens auf 
Auſuchen einer Partei kann freilich gegenüber einem Manne, gegen deſſen 
Pflichtbewußtſein keinerlei Bedenken obwalten, die Annahme, daß er als 
gerichtlicher Sachverſtändiger nicht ſein Gutachten unparteiiſch und nach beſtem 
Wiſſen und Gewiſſen erſtatten werde, als tatſächlich gerechtfertigt nicht erſcheinen 
laſſen. Von einem gewiſſenhaften Sachverſtändigen iſt insbeſondere zu 
erwarten, daß er, wenn er zunächſt auf Grund einer minder eingehenden 
Unterſuchung ein Gutachten abgegeben hat, ſpäter aber bei erneuter, ein⸗ 
gehenderer Prüfung zu einem andern Ergebnis gelangt, dies unumwunden 
erklären wird. Immerhin iſt es eine nicht zu beſtreitende Erfahrungstatſache, 
daß vielfach Perſonen, die ſich über eine Frage bereits ein ſelbſtändiges Urteil 
gebildet und dieſes kundgegeben haben, auch bei dem Beſtreben, eine erneute 
Beurteilung unbefangen vorzunehmen, bei nochmaliger Begutachtung unbe⸗ 
wußt von früher gefaßten Vorſtellungen beeinflußt werden. Es iſt deshalb 
nicht unbegründet, wenn eine Prozeßpartei, die weiß, daß der vom Gericht zum 
Sachverſtändigen Ernannte ſich in der zur Beurteilung ſtehenden Frage bereits 
einmal zugunſten des Gegners ausgeſprochen hat, von ihrem Standpunkt aus 
dieſem Sachverſtändigen gegenüber eine gewiſſe Beſorgnis der Befangenheit 
hegt. Bei dem für die Beurteilung des Ablehnungsgeſuchs dem Gericht zu⸗ 
ſtehenden freien Ermeſſen entſpricht es, wie wiederholt in der Rechtſprechung 
anerkannt, der Billigkeit, auch ſolcher perſönlichen Beſorgnis der Befangenheit 
Rechnung zu tragen, wenn nicht im einzelnen Fall beſondere Gründe da⸗ 
gegen ſprechen. 

Im vorliegenden Fall hat der Kläger vor Erlaß des Beweisbeſchluſſes ein 
Gutachten der Firma J. Gr. zu den Akten gebracht, das ſich hinſichtlich der 
ſtreitigen Frage zu ſeinen Gunſten ausſpricht. Da beſondere Gründe, die gerade 
die Begutachtung durch den Inhaber der Firma J. Gr. erforderlich erſcheinen 
ließen, nicht erſichtlich ſind, erſchien es hiernach angemeſſen, unter Abänderung 
des angefochtenen Beſchluſſes die Ablehnung für begründet zu erklären. — — — 

Beſchluß des OLG. zu Hamburg (2. Sen.) v. 23. Jan. 1915 in der Hamb. 

Sache Schl. (Kl.) w. Bl. u. Gen. Beſchw. Z. II. 12/15. A- 4d. 


137. Verurteilung des Ehemannes zur Duldung der Sw.⸗Vollſtreckung, 
wenn die Ehefrau ein ſelbſtändiges Erwerbsgeſchäft betreibt. 
Vgl. 58 Nr. 125; (auch 65 Nr. 16; 68 Nr. 68). 
ZPO. $ 741; BGB. $ 1405. 
Die Klägerin erhob gegen die verklagte Ehefrau einen Anſpruch aus dem 
Anfechtungsgeſetze, der in beiden Inſtanzen begründet befunden wurde. Zugleich 
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wurde dem Klagantrage gemäß der mitverklagte Ehemann verurteilt, wegen 
jenes Anſpruchs die Zw.⸗Vollſtreckung in das eingebrachte Gut der Frau zu 
dulden. Hierüber ſagen die Gründe des Ber.⸗Urteils: 

„Der Ehemann hat in der Ber.⸗Inſtanz ausdrücklich anerkannt, daß feine 
Ehefrau ihr Erwerbsgeſchäft mit feiner Zuſtimmung betreibt, aber die recht- 
liche Zuläſſigkeit des Urteilsausſpruchs bemängelt. Mit der herrſchenden 
Meinung (vgl. zu § 741 ZPO. Stein unter III; Seuffert Bem. 3; Peterſen 
Bem. 4) iſt indes davon auszugehen, daß zur Zw.⸗Vollſtreckung in das einge⸗ 
brachte Gut einer ſelbſtändig ein Erwerbsgeſchäft betreibenden Ehefrau zwar 
ein gegen die Frau gerichteter Vollſtreckungstitel genügt, daß aber da⸗ 
durch die Erwirkung eines auf Duldung der Zw. Vollſtreckung lautenden 
Titels gegen den Ehemann keineswegs für unzuläſſig erklärt wird. Die gegen⸗ 
teilige, hauptſächlich vom 5. Senat des Kammergerichts in OLGRſpr. 17, 188 
— übrigens hier ohne Würdigung der gegneriſchen Gründe und im Gegen— 
ſatz zu dem, 6. Senat des KG. ebendort 6, 413 — vertretene Anſicht nimmt 
zu Unrecht an, daß ein ſolcher Titel überflüſſig ſei. Der Gläubiger kann ſehr 
wohl ein praktiſches Intereſſe an deſſen Erlangung haben, ſowohl im Hin⸗ 
blick darauf, daß das im Gewahrſam des Ehemannes befindliche Ehegut auf 
Grund eines nur gegen die Ehefrau gerichteten Urteils dem Zugriff des Ge⸗ 
richtsvollziehers nicht ohne weiteres zugänglich iſt, als auch darauf, daß nicht 
überſehen werden kann, ob im Zeitpunkt der Zw.⸗Vollſtreckung die Ehefrau 
das Erwerbsgeſchäft noch betreibt. Da der verklagte Ehemann zugibt, daß 
der Klaganſpruch mit dem Erwerbsgeſchäft ſeiner Frau zuſammenhängt, 
alſo materiell ſeine ehemännlichen Rechte der Befriedigung der Klägerin aus 
dem eingebrachten Gut nicht entgegenſtehen, ſo iſt hiernach auch ſeine Ver⸗ 
urteilung zur Duldung der Zw.⸗Vollſtreckung mit Recht erfolgt.“ 

Urteil des OLG. zu Roſt ock (2. Sen.) v. 3. Februar 1915 i. S. L. w. R. 

Le. 188/14. Kn. 


138. Iſt Beſchwerde zuläſſig wegen Ablehnung mündlicher Verhandlung 
über einen Vollſtreckungseinwand d 
(Vgl. 58 Nr. 129; 59 Nr. 25.) 
ZPO. 58 764. 766. 573. 

Der Schuldner hat gegen die im Auftrage des Gläubigers gegen ihn auf 
Grund Verſäumnisurteils des LG. Str. v. 4. Juli 1914 vorgenommene Mo⸗ 
biliarpfändung zum AG. M. als zuſtändigem Vollſtr.⸗Gericht die Einwendung 
erhoben, daß zwiſchen ſeinem Vertreter B. und dem Gläubiger mündlich ver⸗ 
einbart worden ſei, der Gläubiger ſolle das vorbezeichnete Verſäumnisurteil 
erwirken und auf Grund desſelben eine Sicherheitshypothek auf dem An⸗ 
weſen des Schuldners eintragen laſſen, dagegen eine anderweitige Voll⸗ 


ſtreckung aus dem Vollſtreckungstitel nicht vornehmen dürfen. Als Beweis⸗ 
18 
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mittel für dieſe Vereinbarung wurde B. als Zeuge benannt und um Anordnung 
mündlicher Verhandlung über den geſtellten Antrag, die Zw.⸗Vollſtreckung 
als unzuläſſig aufzuheben, gebeten. Das AG. M. wies „Antrag und Ein⸗ 
wendungen des Schuldners gegen die Art und Weiſe der Zw. Vollſtreckung“ 
koſtenfällig zurück, weil die behauptete Vereinbarung nicht bewieſen ſei und 
eine Anordnung mündlicher Verhandlung die Entſcheidung nur verſchleppen 
würde, ohne in der Sache ſelbſt eine Anderung herbeiführen zu können. Die 
hiergegen erhobene ſofortige Beſchwerde des Schuldners wurde vom CG. 
Str. koſtenfällig zurückgewieſen mit der Begründung, daß das Vorbringen 
des Schuldners, weil es ſich auf eine Vereinbarung vor Erlaſſung des Vollſtr.- 
Titels ſtütze, Einwendungen nach § 766 ZPO. nicht begründen könne. 

Die Vorausſetzungen für die Zuläſſigkeit der weiteren ſofortigen Be— 
ſchwerde des Schuldners gegen dieſen Beſchluß nach § 568 Abſ. 2 ZPO. 
ſind gegeben; auch iſt dieſe prozeßordnunggemäß eingelegt. Sie iſt auch 
ſachlich begründet. 

Zwar ſteht es im allgemeinen im Ermeſſen des Vollſtr.-Gerichts gemäß 
§ 764 3PO., ebenſo wie des Beſchwerdegerichts nach § 573 ZPO., feine 
Eutſcheidung auf Grund mündlicher Verhandlung oder ohne ſolche zu er— 
laſſen. Das Reichsgericht hat auch in Entſch. 54, 349 (in Seuff A. 59 Nr. 25) 
der Anſchauung Ausdruck gegeben, daß die Zuläſſigkeit der Beſchwerde gegen 
die Wahl der beiden Verfahrensarten in den Fällen, in denen die mündliche 
Verhandlung nicht zwingend vorgeſchrieben iſt, zu verneinen ſei. Trotzdem 
erachtet das Oberlandesgericht dann die Beſchwerde gegen den abweiſenden 


deſſen die mit der Beſchwerde angefochtene Verfahrensart beſtimmt wurde, 
auf einer mangelhaften Anwendung allgemeiner prozeßrechtlicher Grund— 
ſätze beruht, ſohin das Ermeſſen des Gerichts ſelbſt ſich als fehlerhaft darſtellt. 

Dies trifft hier zu. Das AG. M. hat die vom Schuldner angeregte An⸗ 
ordnung der mündlichen Verhandlung abgelehnt, trotzdem daß der Schuldner 
den ihm obliegenden Beweis nur durch den in ſeinem Antrage benannten 
Zeugen erbringen kann und die in dem Antrage aufgeſtellten tatſächlichen 
Behauptungen geeignet ſind, Einwendungen nach § 766 ZPO. zu begründen, 
wie das Vollſtr.-Gericht mit Recht entgegen der Meinung des LG. Str. an- 
genommen hat. Die Behauptungen des Schuldners enthalten nicht eine Be- 
ſtreitung des Anſpruchs ſelbſt, ſondern lediglich der vom Gläubiger entgegen 
der vor Erlaſſung des Vollſtr.-Titels getroffenen Vereinbarung eingeſchlagenen 
Vollſtreckungsart aus dieſem Titel. Es iſt eine Außerachtlaſſung des auch 
für das wahlfreie mündliche Verhandlungsverfahren geltenden Grundſatzes 
des 8 286 ZPO., vor Anhörung des Zeugen deſſen Bekundung für die Sach⸗ 
entſcheidung für rechtsunbehelflich zu erklären. Kann der Schuldner, wie im 
vorliegenden Falle, ſeine inwendungen-Behauptungen lediglich mit Zeugen⸗ 
beweis vertreten — Glaubhaftmachung nach § 294 ZPO. genügt hierfür nicht —, 
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ſo iſt das Ermeſſen des Vollſtr.⸗Gerichts bezüglich der Auswahl des Verfahrens 
nach § 764 ZPO. den allgemeinen Grundſätzen des § 286 ZPO. inſoweit 
unterworfen, daß die Anordnung der mündlichen Verhandlung in ſolchen Fällen 
zur Notwendigkeit wird, da ohne ſie dem Schuldner die Möglichkeit ſeiner 
Beweisführung vorgweggenommen würde. 
Hiernach erſcheint die weitere ſofortige Beſchwerde des Schuldners als 
begründet; es war mündliche Verhandlung anzuordnen. 
Beſchluß des OLG. München (3. Sen.) v. 22. Dez. 1914 i. S. H. w. Z. 
BeſchwReg. 805/14. . 


139. Die Vollſtreckung der Zahlung an einen Dritten geſchieht durch 
Pfändung. 
(Vgl. 61 Nr. 212.) 
3 PO. 88 803. 887. 

Die Art der Zw.⸗Vollſtreckung richtet ſich in allen Fällen nach der Hand— 
lung, welche erzwungen werden ſoll. Urteile, welche auf Zahlung einer be— 
ſtimmten Geldſumme lauten, ſind nach Maßgabe der Vorſchriften der §8 803 ff. 
ZRO. zu vollſtrecken. Es iſt kein Grund erfindlich, weshalb dies bei Urteilen, 
die auf Zahlung an einen Dritten gehen, anders ſein und der Umweg, der 
in der Einſchlagung des Verfahrens nach § 887 ZPO. liegt, gewählt werden 
ſollte. Der Umſtand, daß im Urteil als empfangsberechtigt ein Dritter auf- 
geführt iſt, gibt keinen genügenden Anlaß, das Verfahren nach den Vor⸗ 
ſchriften der 88 803 ff. auszuſchließen. Es verſteht ſich von ſelbſt, daß der 
Gerichtsvollzieher den beigetriebenen Betrag dem im Urteil benannten Emp⸗ 
fangsberechtigten auszuhändigen hat. Dieſe Anſicht wird von der Mehrzahl 
der Schriftſteller und Obergerichte geteilt; 

vgl. Gaupp- Stein!“ Vorbem. I 3 vor $ 803 ZPO. und die dort Aufgeführten; 

Hein Handb. der Zw.⸗Vollſtr. $ 43 S. 519; Seuffert ZPO. 11 486 Vorbem. I e 

vor $ 803 3PO.; Meyer in Buſchs Z. 35, 229. 

Beſchluß des OLG. München (2. Sen.) v. 31. Dez. 1914 i. S. K. w. M. 

BeſchwReg. 823/14. P. 


140. Suſtändigkeit für die Erlaſſung einer einſtweil. Verfügung, wenn 
gegen das Swiſchenurteil über den Grund des Anſpruchs Berufung 
eingelegt iſt. 

3 PO. 88 943. 304. 

Nach § 937 ZPO. iſt für die Erlaſſung einſtweiliger Verfügungen das 
Gericht der Hauptſache zuſtändig. Nach § 943 iſt als Gericht der Hauptſache 
das Gericht 1. Inſtanz, und wenn die Hauptſache in der Ber.⸗Inſtanz anhängig 
iſt, das Ber.⸗Gericht anzuſehen. Hauptſache im Verhältnis zur einſtweil. 
Verfügung iſt in dem hier in Frage kommenden Fall des $ 940 das Verfahren 
über das zu regelnde Rechtsverhältnis (Stein ZPO. zu § 919, II. 1). Im 
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vorliegenden Fall iſt in der Ber.⸗Inſtanz der Rechtsſtreit nur inſoweit an⸗ 
hängig, als durch Zwiſchenurteil des Landgerichts die Anſprüche der Kläger 
dem Grunde nach für gerechtfertigt erklärt ſind. Im übrigen ſchwebt er noch 
beim Landgericht. Die von dieſem entſchiedene Frage über den Grund des 
Anſpruchs iſt aber nur als eine Vorfrage, nicht als die Hauptſache ſelbſt anzu⸗ 
ſehen. Das Urteil des Landgerichts, wenn es auch im Intereſſe der Rechts- 
mittel als Endurteil gilt, iſt doch nur ein Zwiſchenurteil; es entſcheidet nicht 
über den Anſpruch ſelbſt, ſondern nur über einen darauf bezüglichen Streit- 
punkt (RG. in JW. 1899, 6741). 

Hiernach iſt, da die Hauptſache noch als in der 1. Inſtanz anhängig anzu⸗ 
ſehen iſt, auch das Gericht der 1. Inſtanz für die Entſcheidung über den Erlaß 
der beantragten einſtweil. Verfügung zuſtändig. 

Ebenſo Seuffert ZPO. 8 943, 1 b; vgl. auch Stein $ 919, II. 2 Note 15 —21. 

Der Antrag war daher, und zwar gemäß § 91 ZPO. koſtenpflichtig zu⸗ 
rückzuweiſen. 

Beſchluß des OLG. zu Caſſel (2. Sen.) v. 30. Dez. 1914 i. S. H. w. C. 

2 U. 215/14. Mt. 


141. Schiedsvertrag; wenn die Erklärung klar und unzweideutig iſt, 
gibt es nichts auszulegen. 
Vgl. 60 Nr. 227 m. N. 
ZPO. 58 1025 ff.; BGB. 55 133. 157. 

Inhaltlich des Beſtätigungsſchreibens v. 7. Sept. 1914 hatte die Ge⸗ 
treidegroßhandlung G. & Br. von dem Getreidehändler Jakob Gr. fünf Bahn⸗ 
wagen Roggen zum Preiſe von 190,50 4 für 1000 kg zahlbar netto Kaſſa gegen 
Duplikat gekauft. Das Schreiben enthielt die Klauſel: „Alle aus dieſem Geſchäfte 
entſtehenden Differenzen werden durch Börſenſchiedsgericht in Berlin (die Worte 
‚freundfchaftl. Schiedsgericht‘ im Vordruck find durchſtrichen) erledigt und 
unterwerfen ſich beide Teile unter Verzicht auf jeglichen Rekurs deſſen Urteil.“ 
Nachdem der erſte Wagen am 15. Sept. 1914 an die Klägerin geliefert war, 
kam es wegen der Lieferung der übrigen vier Wagen zu Streitigkeiten. Am 
22. Oktober 1914 erhob die Firma G. & Br. gegen Gr. Klage auf Schaden⸗ 
erſatz wegen Nichterfüllung zum Börſenſchiedsgericht in Berlin. Der Börſen⸗ 
vorſtand lehnte jedoch die Entſcheidung ab, weil das Schiedsgericht nur Streitig⸗ 
keiten aus Geſchäften entſcheide, die nach den vom Bundesrat genehmigten 
Geſchäftsbedingungen abgeſchloſſen ſind. Daraufhin erhob die Firma gegen 
Gr. Klage zum Landgericht M. auf Zahlung. — Der Beklagte verweigerte 
die Einlaſſung zur Hauptſache unter Erhebung der Einrede des Schiedsvertrags. 
Das Landgericht erklärte durch Zwiſchenurteil die Einrede des Schiedsvertrags 
für unbegründet. Die Berufung des Beklagten wurde zurückgewieſen. Aus 
den Gründen: 
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„— — -Nach 8 133 BGB. iſt bei der Auslegung einer Willenserklärung 
der wirkliche Wille zu erforſchen und nicht an dem buchſtäblichen Sinn des 
Ausdrucks zu haften; nach $ 157 find Verträge jo auszulegen, wie Treu und 
Glauben mit Rückſicht auf die Verkehrsſitte es erfordern. Vorausſetzung der 
Anwendbarkeit dieſer Vorſchriften iſt aber, daß der erklärte Wille in irgend⸗ 
einer Hinſicht unklar, zweifelhaft oder unvollſtändig iſt. „Solange die Er⸗ 
klärung ſelbſt klar und unzweideutig iſt, iſt nichts auszulegen; es darf da garnicht 
gefragt werden, ob der Erklärende etwa eine andre innere Abſicht gehabt 
und etwa doch etwas anderes gewollt habe als er erklärt hat. Denn ein nicht 
erklärter Wille iſt eben rechtlich nicht erheblich“; 

Staudinger BGB.“? Bem. 4 zu $ 133; vgl. BGB. von RGRäten? Bem. 1 zu 

8 133 und die dort erwähnten Entſcheidungen, insbeſondere Warneyer Erg.⸗Bd. 

1912 Nr. 4. 

Dieſe Grundſätze finden auch auf den geſchäftlichen Verkehr unter Kaufleuten 
Anwendung (Staub HGB.? Anm. 2 zu $ 346). 

Im vorliegenden Falle haben die Parteien durch Vertrag v. 7. Sept. 1914 
vereinbart, daß alle aus dieſem Geſchäfte entſtehenden Differenzen (nicht 
etwa durch „freundſchaftliches Schiedsgericht“, d. h. von den Parteien erſt zu 
benennende Schiedsrichter, ſondern) durch das ‚Börſenſchiedsgericht in Berlin‘ 
erledigt werden ſollen. Dieſe Vereinbarung iſt klar und unzweideutig und 
bietet für irgendwelche ‚Auslegung‘ keinen Raum. Die in letzter Stunde 
vom Beklagten aufgeſtellte Behauptung, es ſei mündlich ‚Berliner Schieds⸗ 
gericht‘ vereinbart worden, kann angeſichts des abweichenden Wortlauts 
des Beſtätigungsſchreibens keine Bedeutung beanſpruchen. Ein „Börſen⸗ 
ſchiedsgericht in Berlin“ beſteht, es hat aber die Entſcheidung abgelehnt, weil 
es nur Streitigkeiten aus Geſchäften entſcheide, die nach den vom Bundesrat 
genehmigten Geſchäftsbedingungen (8 67 BörſenG.) abgeſchloſſen find. Der 
Senat hält es für zweifellos, daß den beiden Parteien dieſe Zuſtändigkeits⸗ 
vorſchrift unbekannt war, da ſie andernfalls ſicherlich die Beſtimmung nicht 
getroffen hätten. Ob ſie bei Kenntnis der Unzuſtändigkeit des Börſenſchieds⸗ 
gerichts in Berlin ein andres Schiedsgericht, insbeſondere das des Vereins 
Berliner Getreide⸗ und Produktenhändler, gewählt oder überhaupt kein 
Schiedsgericht vereinbart hätten, kann dahingeſtellt bleiben. Denn ſelbſt 
wenn feſtſtände, daß die beiden Streitteile bei Kenntnis der wahren Sachlage 
nicht das Börſenſchiedsgericht Berlin, ſondern das des Vereins Berliner 
Getreide- und Produktenhändler mit der Erledigung etwaiger Streitigkeiten 
betraut hätten, könnte dieſes letztere Schiedsgericht nicht als vereinbart gelten, 
da eben dann der wahre Wille der Parteien nicht zum Ausdruck gelangt wäre; 
ob in dieſem Fall die Erklärung anfechtbar ($ 119) wäre, bedarf keiner Unter⸗ 
ſuchung, da der Schiedsvertrag von keiner Partei angefochten worden iſt. 
Der anliegende Fall liegt nicht anders, als wenn die Parteien eine beſtimmte 
Perſon als Schiedsrichter ernannt haben in der ſicheren Erwartung, daß dieſe 
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das Schiedsrichteramt annehmen werde, und die ernannte Perſon die Über- 
nahme verweigert. Gemäß ZPO. § 1033 tritt ſolchenfalls, ſofern nicht durch 
eine anderweitige Vereinbarung der Parteien Vorſorge getroffen iſt, der 
Schiedsvertrag außer Kraft. Daß die Anwendbarkeit dieſer Beſtimmung nicht 
auf natürliche Perſonen beſchränkt iſt, hat der 1. Richter mit Recht ange⸗ 
nommen und wird, wie es ſcheint, auch von dem Beklagten nicht mehr in 
Zweifel gezogen. 

Die vom Beklagten in bezug genommene Entſcheidung des Oberlandes⸗ 
gerichts Hamburg vom 8. Februar 1913 (OL GRſpr. 29, 281 ff.) erörtert die 
Bedeutung des Ausdrucks ‚Börſenſchiedsgericht' in $ 28 BörſenG., während 
es ſich im vorliegenden Fall darum handelt, welchen Sinn die Parteien mit 
dieſem Sinn verbunden haben. — — —“ 


Urteil des OLG. München (1. Sen.) v. 5. Febr. 1915 i. S. G. & B. 
(Kl.) w. G. L. 12/15. P. 


— — 


I. Bürgerliches Recht. 


142. Vertrag mit einer geiſtig beſchränkten Perſon; ob ohne die 
Vorausſetzungen des Wuchers wegen Unſittlichkeit nichtig d 
Vgl. 49 Nr. 238 m. N.; 60 Nr. 70 m. N.; 61 Nr. 127. 

BGB. $ 138. 

In 1. Inſtanz war die Klage auf Erfüllung eines vom Kläger mit der 
Beklagten abgeſchloſſenen Kaufvertrags über Grundſtücke abgewieſen und auf 
die Widerklage der Beklagten das Kaufgeſchäft für nichtig erklärt worden. 
In 2. Inſtanz wurde umgekehrt entſchieden; das Reichsgericht jedoch hob 
auf und verwies die Sache in die Ber.⸗Inſtanz zurück. — Aus den Gründen 
des Rev.⸗Urteils: 

„Der Ber.⸗Richter ſieht als erwieſen an, daß die Beklagte infolge chroni⸗ 
ſcher Trunkſucht in nicht unbeträchtlichem Maße an alkoholiſchem Schwachſinn 
leidet und bereits zur Zeit des Vertragsabſchluſſes gelitten hat, und zwar 
derart, daß ihre Willensſtärke und Beurteilungsfähigkeit in wirtſchaftlichen 
Dingen beeinträchtigt war, ſowie daß der Kläger, der in derſelben Gegend 
wohnte und Auseinanderſetzungspfleger der Kinder der Beklagten geweſen 
war, dieſe geiſtige Minderwertigkeit der Beklagten kannte und es auf die 
Ausnutzung dieſer Eigenſchaft und der Willensſchwäche der Beklagten ab⸗ 
geſehen hatte. Der Ber.⸗Richter ſtellt ferner feſt, daß das Geſchäft nur infolge 
dieſer der Beklagten anhaftenden Eigenſchaften zuſtande gekommen iſt; daß, 
wenn es ſich auch nicht gerade um ein wucherliches Geſchäft handeln möge, 
doch jedenfalls der gezahlte Kaufpreis ein auffallend niedriger war, und daß 
der Kaufvertrag, ebenſo wie ein gleichzeitig abgeſchloſſener Pachtvertrag über 
die Reſtbeſitzung der Beklagten, durch den ſie ſich gänzlich in die Hände des 
Klägers gegeben habe, für die Beklagte ebenſo ungünſtig wie für den Kläger 
günſtig, der Kläger ſich auch dieſer für ihn mit dem Geſchäft verbundenen 
Vorteile wohl bewußt war. Der Ber.⸗Richter führt weiter noch aus, es könne 
zwar in geſchäftlichen Dingen keine beſonders vornehme Geſinnungsart und 
Handlungsweiſe verlangt werden; aber es entſpreche nicht dem Durchſchnitts⸗ 
maß der Anforderungen, die der Geſchäftsverkehr an Wahrung von Redlich⸗ 
keit und Anſtand ſtelle, wenn die geſchäftliche Unerfahrenheit und die geiſtige 
Minderwertigkeit in einer Weiſe ausgenutzt werde, wie der Kläger es getan 
habe. Insbeſondere habe er, der als Pfleger der Kinder einen genauen Ein⸗ 


blick in die Verhältniſſe und trotz der formellen Beendigung nn ee 
Seufferts Archiv 70. 3. Folge Bd. 15 Heft 7. 
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noch eine Vertrauensſtellung innehatte, es nicht zulaſſen dürfen, daß die 
Beklagte ſich blindlings ins Verderben ſtürzte. Es liege hierin eine Verletzung 
des Anſtandsgefühls aller billig und gerecht Denkenden. Auch ohne daß der 
Kläger hierbei einen nach 8 138 Abſ. 2 BGB. beachtlichen unverhältnismäßigen 
Vorteil erlangt habe, ſei ein ſolches Geſchäft, wie es der Kläger abgeſchloſſen 
habe, nach § 138 Abſ. 1 wegen der ihm anhaftenden Unſittlichkeit nichtig. 

Dieſe Ausführungen erweiſen ſich als nicht frei von Rechtsirrtum. Der 
Ber.⸗Richter nimmt eine Nichtigkeit des Geſchäfts wegen Unſittlichkeit aus 
§ 138 Abſ. 1 BGB. an, obwohl er ausdrücklich die Möglichkeit unterftellt, 
daß das Geſchäft kein „wucherliches“ in dem Sinne ſei, daß dadurch der Kläger 
einen nach § 138 Abſ. 2 beachtlichen unverhältnismäßigen Vorteil erlangt 
hätte. Dieſe Auffaſſung ſteht nicht im Einklange mit der bisherigen Recht- 
ſprechung des Reichsgerichts, von welcher abzugehen der vorliegende Fall 
dem erkennenden Senat keinen Anlaß bietet. 

Das Reichsgericht hat bisher ſtändig daran feſtgehalten, daß, ſoweit nicht 
die beſonderen Vorausſetzungen des § 138 Abſ. 2 erfüllt ſind, das argliſtige 
oder ſittenwidrige Verhalten Einer Partei beim Abſchluß eines Vertrages 
die Nichtigkeit des Geſchäfts aus § 138 nicht begründen könne, daß dazu viel— 
mehr ein Verſtoß beider Vertragsparteien gegen die guten Sitten erforder⸗ 
lich ſei (vgl. Entſch. 78, 353 und die dort angef. Entſcheidungen). 

Hinſichtlich der Vorausſetzungen des $ 138 Abſ. 2 aber hat der erkennende 
Senat bereits in dem Urteil v. 13. Okt. 1906 (Entſch. 64, 181) ausgeſprochen, 
daß die einzelnen Tatbeſtandsmerkmale dieſer Vorſchrift nicht auseinander⸗ 
geriſſen und ſelbſtändig als ein für ſich allein die Vorausſetzungen des Abſ. 1 
erfüllender Tatbeſtand behandelt werden dürften. In dem Urteil v. 12. Febr. 
1909 (Entſch. 67, 393) hat der Senat in einem Falle, in welchem ein auf— 
fälliges Mißverhältnis zwiſchen Leiſtung und Gegenleiſtung i. S. des § 138 
Abſ. 2 ohne weiteres erkennbar war, lediglich ausgeſprochen, daß nicht nur 
die Ausbeutung von Notlage, Leichtſinn oder Unerfahrenheit, ſondern auch 
die Ausbeutung geiſtiger Minderwertigkeit in ſolchem Fall die Anwendung 
des § 138 BGB. rechtfertige. In dem Urteil v. 19. Okt. 1909 (Entſch. 72, 
68. 69) endlich hat der 2. Zivilſenat ausdrücklich den Satz aufgeſtellt, daß 
derjenige, der ſich mit einem geiſtig Geſchwächten in Geſchäfte einläßt, der 
Nichtigkeit wegen Verſtoßes gegen die guten Sitten nach § 138 Abſ. 1 nur 
dann entgegenzuſehen habe, wenn er die Schwäche des Vertragsgegners zu 
deſſen Schädigung und zur Erreichung außergewöhnlicher Vorteile ſo miß— 
braucht habe, daß der Tatbeſtand des Wuchers, der auf auffälliges Mißver— 
hältnis des erlangten Vorteils zu der Leiſtung entſcheidendes Gewicht legt, 
erfüllt wird. 

Dafür, daß bereits auf Grund der bisherigen Feſtſtellungen des Ber.“ 
Richters ein ſolches Mißverhältnis angenommen werden könnte, ſpricht eine 
Reihe von Umſtänden, insbeſondere der von dem Ber. Richter ſelbſt als „auf— 
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fallend niedrig“ bezeichnete Kaufpreis, der 11000 „ betrug, während der Wert 
der Grundſtücke nach dem Gutachten des Sachverſtändigen Qu., das der Ber.- 
Richter für maßgebend erachtet, auf 15700 . anzunehmen tft; ferner aber 
der auch von dem Ber.⸗Richter hervorgehobene Zuſammenhang mit dem 
gleichzeitig abgeſchloſſenen Pachtvertrage, durch den ſich die Beklagte (wie 
der Ber.⸗Richter feſtſtellt) ganz in die Hände des Klägers gegeben hat, inſofern 
ſie ſich verpflichtet hat, auch ihre Reſtbeſitzung an keinen andern als den Kläger 
und deſſen Mitpächter L. zu verpachten, an dieſe aber auf Verlangen verpachten 
mußte, und zwar zu einem auffallend niedrigen Pachtzinſe. Ob dieſe letztere 
Feſtſtellung, wie die Reviſion rügt, mit dem Inhalt des vorgelegten Pacht— 
vertrages nicht vereinbar iſt, kann unerörtert bleiben, da der Ber.⸗ Richter 
infolge der erforderlichen Zurückverweiſung der Sache in der Lage ſein wird, 
dieſe Frage nochmals zu prüfen. Die Aufhebung des Urteils und die Zurück— 
verweiſung der Sache erweiſt ſich als erforderlich, da der Ber.⸗Richter die 
nach ſeinen Feſtſtellungen naheliegende Folgerung, daß aus dem Geſamt— 
inhalt des Rechtsgeſchäfts ſich das in § 138 Abſ. 2 erforderte Mißverhältnis 
ergebe, nicht gezogen, dieſe Frage vielmehr ausdrücklich offengelaſſen hat. — —“ 

Urteil des Reichsgerichts (5. Sen.) v. 28. Januar 1915 in der preuß. 

Sache L. (Kl.) w. Frau S. (KG. Berlin) V. 368/14. 


143. Bedeutung des einen Vermerk über den Erfüllungsort ent⸗ 
haltenden kaufmänniſchen Beſtätigungsſchreibens zu einem Dertrag- 
ſchluß durch Ferngeſpräch. 

Vgl. 62 Nr. 199 m. N.; 63 Nr. 218 m. N. 

BGB. 88 154. 157. 269; HGB. 8 346. 

Zwiſchen den Vertretern der Parteien war durch Ferngeſpräch ein Ver⸗ 
trag über eine Lederlieferung zuſtande gekommen. Der Vertragſchluß wurde 
von den beiden Firmen ſchriftlich beſtätigt. Im Schreiben der in München 
ſeßhaften Klägerin, Verkäuferin, v. 13. Sept. 1914 war u. a. ein Vordruck 
„Erfüllungsort München für Lieferung und Zahlung“ enthalten. Als die 
Klägerin gegen die in N. wohnhafte Beklagte zum Landgerichte München 
Klage auf Bezahlung des Kaufpreiſes erhob, beſtritt die Beklagte die örtliche 
Zuſtändigkeit des Gerichts und drang damit durch. Aus den Gründen des 
Ber.⸗Urteils: 

„Nach dem telephoniſch abgeſchloſſenen Vertrag, bei dem eine Verein— 
barung über den Erfüllungsort nicht getroffen wurde, hatte die Zahlung— 
leiſtung der Käuferin gemäß § 269 BGB. am Sitze ihrer gewerblichen Nieder— 
laſſung — in N. — zu erfolgen und waren gemäß § 29 ZPO. für die Klage 
auf Zahlung die Gerichte in N. zuſtändig. Zu prüfen iſt nur, ob die nachfol— 
genden Beſtätigungsſchreiben, insbeſondere die Tatſache, daß im Beſtätigungs— 
ſchreiben der Verkäuferin eine von der geſetzlichen Beſtimmung des § 269 
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abweichende Bemerkung über den Erfüllungsort vorgedrudt war und die 
Käuferin hiergegen einen Widerſpruch nicht erhoben hat, auf den Inhalt des 
Vertrags von Einfluß geweſen iſt. 

Die zwiſchen Kaufleuten gewechſelten Beſtätigungsſchreiben, die ſich an 
mündliche Vertragsverhandlungen anſchließen, können verſchiedene Bedeutung 
haben. Häufig ſtellt ſich ein ſolches Beſtätigungsſchreiben als endgültiges 
Vertragsanerbieten dar, in welchem der Abſender dem Empfänger erkennbar 
das bisher Beſprochene als ſeine endgültige Entſchließung fo genau und voll- 
ſtändig zuſammenfaßt, daß durch ein einfaches „Ja“ des Empfängers der 
Vertrag geſchloſſen wird. Bei Beſtätigungsſchreiben dieſer Art gilt nach Han⸗ 
delsübung das Schweigen des Empfängers in der Regel als Zuſtimmung. 
Als derartige das Geſchäft als Ganzes umfaſſende Vertragsanerbieten können 
die Beſtätigungsſchreiben der Parteien vom 12. und 13. Sept. 1914 nicht 
aufgefaßt werden, weil der Kaufvertrag bereits durch die telephoniſche Be— 
ſprechung perfekt geworden iſt und auch der Wortlaut der Beſtätigungsſchreiben 
ſelbſt erkennen läßt, daß die Parteien ſchon vor ihrem Austauſch über alle 
Hauptpunkte einig waren und den Vertrag als bereits geſchloſſen betrachtet, 
ihre Beſtätigungsſchreiben ſohin, ſoweit der Vertrag als Ganzes in Frage 
ſteht, nicht als annahmebedürftige Vertragsanträge angeſehen haben. 

Nun kann unter Umſtänden allerdings auch bei Beſtätigungsſchreiben, 
denen im allgemeinen nur eine rechtsbekundende Wirkung zukommt, auf den 
einen oder andern Punkt eine Beantwortung geboten erſcheinen und das 
Schweigen als Zuſtimmung gedeutet werden. Dies gilt insbeſondere dann, 
wenn das Beſtätigungsſchreiben erkennen läßt, daß der Beſtätigende zwar 
den Vertrag als abgeſchloſſen betrachtet, auf den einen oder andern Punkt 
aber eine vom Empfänger der Beſtätigung abweichende Auffaſſung hegt. 
In einem ſolchen Falle erfordern es Treu und Glauben und die im Handels- 
verkehr herrſchenden Gewohnheiten und Gebräuche, daß der Empfänger dem 
Abſender des Beſtätigungsſchreibens gegenüber der nach ſeiner Anſchauung 
unrichtigen Auffaſſung widerſpricht, widrigenfalls angenommen wird, daß 
er jener Auffaſſung zuſtimmt (RGEntſch. 54, 176). Ahnliches gilt, wenn ſich 
aus den Umſtänden ergibt, daß ſich die Parteien bei der mündlichen oder 
telephoniſchen Beſprechung nur über die weſentlichen Punkte einigen, die 
Nebenpunkte aber dem Austauſche von Beſtätigungsſchreiben vorbehalten 
wollten (RGeEntſch. 58, 69). Allein Umſtände dieſer Art liegen in dem hier 
zu entſcheidenden Fall nicht vor. 

Es kann keine Rede davon ſein, daß die Klägerin durch das Stehenlaſſen 
des vorgedruckten Vermerks über den Erfüllungsort unverkennbar ihre Auf- 
faſſung von dem Inhalt des durch den telephoniſchen Abſchluß zuſtande ge— 
kommenen Vertrags habe darlegen wollen; denn da über den Erfüllungsort 
unbeſtrittenermaßen nicht geſprochen worden iſt, da ſich ferner die Vertrag— 
ſchließenden als gewiegte Kaufleute unzweifelhaft darüber klar waren, daß 
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mangels beſonderer Vereinbarung der Sitz der gewerblichen Niederlaſſung 
der Käuferin als Erfüllungsort für die Zahlung gilt, ſo konnten verſchiedene 
Auffaſſungen hierüber überhaupt nicht in Betracht kommen. Es beſtand daher. 
für die Beklagte auch keine Veranlaſſung, die Klägerin nach dieſer Richtung 
aufzuklären. 

Aber auch dafür liegen keine Anhaltspunkte vor, daß ſich die Parteien 
bei der telephoniſchen Unterredung nur über den weſentlichen Punkt einigen 
und Nebenpunkte dem Austauſch von Beſtätigungsſchreiben vorbehalten woll⸗ 
ten. Das Gericht ſchließt vielmehr aus der ganzen Sachlage, daß die Abſicht 
der Parteien dahin gegangen iſt, alle Vertragsbedingungen bei der telephoni⸗ 
ſchen Unterredung feſtzulegen. Von dem in RGEntſch. 58, 69 behandelten Fall 
unterſcheidet ſich der hier zu entſcheidende insbeſondere dadurch, daß ſich 
eine Übung der vom Reichsgericht angenommenen Art zwiſchen den Streit— 
teilen nicht gebildet hatte, da bei den früheren mündlich abgeſchloſſenen Ge⸗ 
ſchäften Beſtätigungsſchreiben nicht gewechſelt worden ſind; daß in dieſen 
wenigen Fällen auf den Rechnungen der Klägerin München als Erfüllungsort 
bezeichnet war und daß dieſe unwiderſprochen geblieben waren, iſt nach der 
ſtändigen Rechtſprechung des Reichsgerichts ohne Bedeutung (Staub HGB. 10 
Exk. zu $ 372 Anm. 34). 

Sonach könnte der Vermerk über den Erfüllungsort, ſofern ihm über⸗ 
haupt eine rechtliche Bedeutung zuerkannt werden ſoll, nur erachtet werden 
als ein Vorſchlag der Abänderung des telephoniſch geſchloſſenen und nach 
jeder Richtung fertigen Vertrages in Anſehung des Erfüllungsorts. Für ſolche 
Abänderungsvorſchläge gilt aber die Regel, daß Schweigen Ablehnung bedeutet; 

vgl. Staub $ 346 Anm. 16 und Exk. zu § 372 Anm. 38; ROHG. 15, 96; WW. 

1898, 482 22; auch RGeEntſch. 54, 181 und 58, 70 nach dem Gegenſatz. 

Es ſoll nicht geleugnet werden, daß ſelbſt gegenüber einem Vorſchlag auf 
Abänderung eines in allen Punkten perfekten Vertrages unter ganz beſon⸗ 
deren Umſtänden, insbeſondere im Hinblick auf eine zwiſchen den Vertrag⸗ 
ſchließenden beſtehende Übung eine Antwort geboten und Schweigen als 
Zuſtimmung zu deuten ſein kann. Derartige außergewöhnliche Umſtände 
kommen aber nicht in Betracht. 

Überdies könnte in allen vorgenannten Fällen das Schweigen auf ein 
Beſtätigungsſchreiben nur dann als Zuſtimmung gedeutet werden, wenn der 
Empfänger des Beſtätigungsſchreibens erkannte oder doch erkennen mußte, 
daß die jtereotype Bemerkung vom Abſender als Kundgabe einer beſtimmten 
Auffaſſung oder als Ergänzungsvorſchlag oder als Abänderungsvorſchlag ge⸗ 
dacht war. Auch an dieſer Vorausſetzung würde es im gegebenen Falle fehlen. 
Es kann dahingeſtellt bleiben, ob ſich die Beklagte darauf berufen könnte, 
daß der ſtreitige Vermerk außergewöhnlich klein gedruckt war und ſich im 
Falz des Papieres befand. Ausſchlaggebend aber iſt folgende Erwägung. 
Der Vermerk: ‚Erfüllungsort München für Lieferung und Zahlung iſt vor⸗ 
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gedruckt. In der gleichen Zeile und im gleichen Druck findet ſich weiter der 
Vermerk ‚Gegen Bezahlung binnen 30 Tagen mit 2% Skonto oder netto 
gegen Dreimonatsabgabe“. Dieſer Vermerk iſt nicht durchſtrichen, obwohl 
er unbeſtrittenermaßen nicht zutrifft und den weiter unten in Kurrentſchrift 
wiedergegebenen Zahlungsbedingungen widerſpricht. Die Unterlaſſung der 
an ſich gebotenen Durchſtreichung geſtattet den Schluß, daß der Abſender 
des Schreibens auf den unſcheinbaren Vordruck ſelbſt kein Gewicht gelegt hat. 
Es kann daher vom Empfänger des Schreibens nicht verlangt werden, daß er 
ſeinerſeits den Vordruck als eine rechtserhebliche Außerung, insbeſondere 
als einen rechtserheblichen Abänderungsvorſchlag betrachte und behandle. 
Demnach kann auch ein Schweigen hierauf nicht als Zuſtimmung gedeutet 
werden. 

Der Austauſch der Beſtätigungsſchreiben hat alſo an dem durch die tele— 
phoniſche Unterredung zuſtandegekommenen Vertrag, demzufolge nach geſetz— 
licher Regel der Erfüllungsort für die Zahlung N. iſt, eine Anderung nicht 
herbeigeführt. — — —“ 

Urteil des OLG. München (1. Sen.) v. 12. März 1915 i. S. Gebr. H. 

w. W. L. 62/15. F. 


144. Beweis des urſächlichen Sufammenhangs* (Derenden eines zur 
Wart und pflege übernommenen kranken Pferdes bei verbotwidriger 
Verwendung). 

Vgl. 68 Nr. 229 m. N.; auch unten Nr. 151 m. N. 

BGB. §§ 249. 688. 692. 

Die Klägerin verlangte vom Beklagten Schadenerſatz mit der Behaup- 
tung, daß ſie ihm Anfang April 1913 ein Pferd zur Wart und Pflege mit 
der Weiſung überlaſſen habe, daß es nicht eingeſpannt, ſondern nur täglich 
bewegt werden ſolle, daß aber der Beklagte entgegen dieſer Abmachung das 
Pferd, das nach einer Behandlung in der tierärztlichen Klinik wegen Dämpfig⸗ 
keit noch erholungbedürftig geweſen ſei, eingeſpannt und insbeſondere am 
10. April 1913 mit ihm eine Fahrt zur Abholung von Kälbern gemacht habe 
und dabei in ſcharfem Trabe gefahren ſei, wobei es tot zuſammengebrochen 
war. Der Beklagte beſtritt jegliches Verſchulden, da er ſich an die Weiſung 
der Klägerin, das von ihm aus der tierärztlichen Klinik abgeholte Pferd zu 
bewegen, an die Luft zu bringen und einzuſpannen, gehalten und das Pferd 
nur einmal an einen leichten Brückenwagen angeſpannt habe, wobei langſam 
gefahren worden, das Pferd jedoch zuſammengebrochen ſei; das Pferd habe 
nur noch Schlachtwert beſeſſen und würde ohnehin binnen kurzer Zeit ein- 
gegangen fein. — Die Klage wurde abgewieſen. Aus den Gründen des Ber.- 
Urteils: 

„Nach Lage des Falls kann ununterſucht bleiben, ob der Beklagte dem 
Verbot der Klägerin zuwider das Pferd eingeſpannt hat und damit ſchnell 
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gefahren iſt, weil jedenfalls der urſächliche Zuſammenhang zwiſchen der an- 
geblich ſchädigenden Handlung und dem eingetretenen Schaden vom Kläger 
nicht bewieſen und nach Lage der Sache auch nicht erweislich iſt. Bei Prüfung 
der Frage nach dem urſächlichen Zuſammenhang darf allerdings nicht, wie 
der Beklagte meint, als entſcheidend angeſehen werden, daß nach dem Gut— 
achten des Sachverſtändigen E. das Tier wahrſcheinlich innerhalb 6—8 Wochen, 
ſicherlich aber innerhalb 3 Monaten auch ohne äußere Einwirkung infolge 
ſeines ſchweren vorgeſchrittenen Herzleidens eingegangen ſein würde; denn, 
hätte eine verbotwidrige Verwendung des Tieres feinen Zuſammenbruch 
früher verurſacht, ſo würde der Umſtand, daß es nachher auch infolge Krank— 
heit untergegangen fein würde, den Beklagten von der Schadenerſatzpflicht 
nicht befreien; 
vgl. Staudinger BGB.“? Vorbem. vor 88 249 ff. S. 52/53 Anm. III. 3b. 

Auch darf der bei Staudinger (S. 60 Anm. III, 8) zutreffend aufgeſtellte Satz, 
zum Beweiſe des urſächlichen Zuſammenhangs genüge der Nachweis des 
Klägers, daß der Schaden ohne die zum Erſatz verpflichtende Handlung nicht 
eingetreten wäre, nicht mit dem 1. Richter dahin verallgemeinert werden, 
als ob der Kläger unter allen Umſtänden nachweiſen müßte, daß der Schaden 
ohne die zum Erſatz verpflichtende Tatſache nicht eingetreten ſein würde; 
denn unter Umſtänden würde durch eine ſolche Anforderung die Beweislaſt 
des Klägers ſogar unbillig geſteigert. Allein das zutreffende Gutachten des E. 
berechtigt zu dem Schluſſe, daß möglicherweiſe das Pferd zu der Zeit, zu 
welcher es wirklich gefallen iſt, auch ohne äußere Einwirkung, ohne Verwen⸗ 
dung durch Einſpannen ſeiner ſchweren Krankheit erlegen wäre. Ausdrücklich 
hat der Sachverſtändige ſeiner Anſchauung, ‚daß das Einſpannen des Pferdes 
eine Beſchleunigung ſeines Todes herbeigeführt haben mag‘ beigeſetzt,, daß 
ſich auch dies nicht beſtimmt jagen läßt‘; und mit Recht hat der 1. Richter 
darauf hingewieſen, daß mit dieſer Anſchauung der Sektionsbefund überein- 
ſtimmt. — — — 


Bei dieſer Sachlage iſt der Anſpruch der Klägerin unbegründet. — — —“ 
Urteil des OLG. München (3. Sen.) v. 25. Febr. 1915 i. S. Gebr. H. 
w. H. L. 547/14. . 


145. Aufrechnung der Koftenforderung* des Schuldners auch gegen 
den durch Abtretung während des Prozefjes** entſtandenen neuen 
Gläubiger. 

„Vgl. 67 Nr. 117 S. 204; 69 Nr. 234; auch 65 Nr. 208. — Vgl. 69 Nr. 258 m. N. 
BGB. 59 406. 387; 3 PO. 95 265. 325. 

In 1. Inſtanz war der Kaufmann H. in A. verurteilt worden, an den 
Gaſtwirt F. in A., der 921 „& eingeklagt hatte, 574 / nebſt Prozeßzinſen zu 
bezahlen und 25 der Prozeßkoſten zu tragen. Auf Berufung des H. wurde 
in 2. Inſtanz feine Verurteilung auf 348,67 abgemindert und wurden die 
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Koſten der beiden Inſtanzen dem F. zu 3/,, dem H. zu / auferlegt. Während 
der Rechtsſtreit in der Ber.⸗Inſtanz anhängig war, hatte am 7. Okt. 1913 F. 
die ihm nach dem landgerichtlichen Urteil gegen H. zuſtehende Hauptforderung 
zu 574 „ nebſt Zinſen ſowie den Koſtenanſpruch an verſchiedene Gläubiger 
abgetreten, wovon H. am 10. Okt. 1913 Kenntnis erlangt hatte. Nach dem 
Koſtenfeſtſetzungsbeſchluß v. 21. Aug. 1914 betrugen die von F. dem H. zu 
erſtattenden Prozeßkoſten 130,97 . Mit dieſer Gegenforderung rechnete 
der Hauptſchuldner H. auf und hinterlegte die reſtigen 243 /. Dem Verlangen 
des F., die ganze Urteilsſumme von 348,67 „ nebſt Zinſen zu hinterlegen, 
kam H. nicht nach. Daraufhin ließ F. wegen fehlender 108,87 % bei H. pfän⸗ 
den. Mit der Behauptung, daß er zur Aufrechnung berechtigt ſei, da nach 
§ 325 ZPO. das Urteil auch gegen die Rechtsnachfolger einer Partei wirke, 
erhob H. gemäß § 767 ZPO. beim Prozeßgericht 1. Inſtanz Klage gegen F. 
auf Freigabe. Dieſer beſtritt die Zuläſſigkeit der Aufrechnung, weil ſeine ur⸗ 
ſprüngliche Forderung zu 574 / ſchon am 7. Okt. 1913 abgetreten worden 
ſei und H. am 10. desſ. M. von der Abtretung Kenntnis erhalten habe. — 
In 1. Inſtanz wurde die Klage abgewieſen, in 2. Inſtanz wurde ihr ftatt- 
gegeben. Aus den Gründen des Ber. Urteils: 

„Der Berufungsführer H. meint, ſeine Befugnis zur Aufrechnung könne 
ſchon um deswillen nicht bezweifelt werden, weil ihm im gegenwärtigen 
Rechtsſtreit nur der Zedent F. entgegenſtehe, demgegenüber er unter allen 
Umſtänden aufrechnen könne. Damit kommt er aber in Widerſpruch mit 
feiner weiteren Aufſtellung über die Wirkung des § 265 ZPO., wonach der 
Zedent nur noch formell Prozeßpartei iſt, die materiellen Wirkungen des 
Urteils den Zeſſionar treffen, der Zedent den Prozeß für den Zeſſionar führt. 
Inſoweit ſtehen die Ausführungen des H. im Einklang mit der ſtändigen 
Rechtſprechung des Reichsgerichts zu $ 265 ZPO.; 

Urt. v. 3. Juli 1912 V. 78/12 in Warneyer Erg.⸗Bd. 5 (1912) Nr. 380 und im 

Recht 1912 Nr. 3113. 

War aber F. nach der Abtretung ſeiner Forderung nur der Form nach Prozeß- 
partei geblieben und hat er von da ab ſachlich den Rechtsſtreit nur als Ver⸗ 
treter der neuen Gläubiger geführt, ſo iſt anzunehmen, daß er ſachlich die Pfän⸗ 
dung bei H. wegen des von dieſem nicht hinterlegten Betrags von 108,87 I 
auch als Vertreter der Zeſſionare vornehmen ließ und daß er jetzt als deren 
Vertreter die Pfändung gegen die Vollſtr.⸗Gegenklage des H. verteidigt. 
Wäre die Vollſtreckung zuläſſig, ſo müßte ein aus ihr ſich ergebender Erlös 
auch für die Rechtsnachfolger des F. hinterlegt werden. Dann kann aus dem 
Umſtand allein, daß im gegenwärtigen Rechtsſtreit formell ſich nur H. und F. 
gegenüberſtehen, noch nicht die von H. beanſpruchte Befugnis zur Aufrech⸗ 
nung abgeleitet werden. 

H. kann aber dieſe Befugnis auch nicht mit Erfolg auf die Behauptung 
ſtützen, es müßten, weil F. nach dem oberlandesgerichtlichen Urteil den dann 
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auf 130,97 „ feſtgeſetzten Prozeßkoſtenbetrag ſchuldet, nach $ 325 ZPO. 
die Zeſſionare des F. für die Prozeßkoſtenſchuld des Zedenten aufkommen. 
Wäre dieſe von H. im Anſchluß an oberrichterliche Entſcheidungen vertretene 
Anſicht richtig, dann wäre ſein Recht zur Aufrechnung freilich ohne weiteres 
glatt. Das Ber.⸗Gericht hält aber dieſe Anſicht nicht für richtig, ſondern ſchließt 
ſich der Anſicht an, daß keine Veranlaſſung vorliegt, die Wirkung der Rechts⸗ 
kraft auf die Koſten auch dann zu erſtrecken, wenn dieſe — wie hier — nicht 
unmittelbar mit der Hauptſache zuſammenhängen oder die Rechtsnachfolge 
ſich nach bürgerlichem Recht nicht auf ſie miterſtreckt, weil die Koſtenpflicht 
der unterliegenden Partei ſich darauf gründet, daß ſie zu Unrecht prozeſſiert 
hat, dies aber auf den Rechtsnachfolger nicht zutrifft (OL GRſpr. 1, 224; 13, 
154; vgl. hierzu Mot. z. BGB. 1, 380). Hiermit ſtimmen auch namhafte 
Erläuterer der ZPO. überein, ſo Skonietzki und Gelpcke § 325 A. 1, a; Seuf⸗ 
fert 11 8 325 A. 4, b. 

Es fragt ſich dann weiter, ob der 1. Richter mit Recht unter Hinweis 
auf $ 406 BGB. dem H. die Aufrechnungsbefugnis verſagt hat. — — — 
Liegt keine der in $ 406 vorgeſehenen Ausnahmen vor, dann bleibt es bei 
der allgemeinen Regel des $ 404 BGB. Die Vorinſtanz nahm an, 9. ſei zur 
Aufrechnung nicht befugt geweſen, weil er ſeine Gegenforderung, den Prozeß— 
koſtenbetrag von 130,97 „ erſt mit der Rechtskraft des oberlandesgericht⸗ 
lichen Urteils v. 16. Juni 1914, alſo nach Kenntnisnahme von der Abtretung 
der Forderung ſeines Gläubigers F., erworben habe. Mit Recht tritt dem der 
Berufungsführer entgegen. Es entſteht die Verpflichtung zur Tragung und 
zur Erſtattung von Prozeßkoſten nicht erſt mit der dieſe Verpflichtung aus⸗ 
ſprechenden Entſcheidung, ſondern als bedingte Verpflichtung mit der Rechts⸗ 
hängigkeit oder mit der die Koſten veranlaſſenden Prozeßtätigkeit. Daher 
können die Anſprüche als bedingte ſchon vor der Entſcheidung im Konkurs 
geltend gemacht werden (Seuffert ZPO. 11 Vorbem. 3 vor $ 90). Die be⸗ 
dingte Verpflichtung des F., einen Teil der Prozeßkoſten zu tragen, entſtand 
ſchon dadurch, daß er eine viel zu hohe Forderung (921 ) einklagte, die ſchon 
vom Landgericht auf 574 / und dann vom Oberlandesgericht auf 348,67 M 
herabgeſetzt wurde. Der bedingten Verpflichtung des F. zur Tragung eines 
Teils der Prozeßkoſten entſprach im gleichen Zeitpunkt die bedingte Berech⸗ 
tigung des H., die Erſtattung dieſes Anteils zu fordern. Demgemäß iſt auch 
die zur Aufrechnung benutzte Gegenforderung des H. ſchon vor der im Lauf 
des Rechtsſtreits erfolgten Abtretung der Forderung des F. entſtanden und 
von H., wenn auch nur als bedingte Forderung, erworben worden. Dann 
greift die erſte der in $ 406 BGB. aufgeführten Ausnahmen nicht Platz. 

Auch auf die zweite dieſer Ausnahmen kann F. ſich nicht berufen. — — — 
Staudinger, BGB.“ s fagt bei § 406 in A. 2: 

Ausgenommen ſind nur a) Forderungen, die der Schuldner erſt erworben 
hat, als er die Abtretung bereits kannte . .. b) Forderungen, die dem Schuldner 
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zwar ſchon vor erlangter Kenntnis von der Abtretung zuſtanden, die aber erſt 
nach Erlangung der Kenntnis und ſpäter als die abgetretene Forderung fällig 
geworden find. Der mit ‚oder‘ beginnende Schluß des Ausnahmeſatzes (Aus⸗ 
nahme b)) iſt nur in Verbindung mit dem unmittelbar davorſtehenden Teil 
des Ausnahmeſatzes zu verſtehen, d. h. er will nur eine (neu) erworbene For- 
derung treffen. Eine Gegenforderung, für die zur Zeit der Kenntnisnahme 
von der Abtretung bereits der Grund gelegt war, die ſich alſo als eine Folge 
der damaligen Beſchaffenheit des Schuldverhältniſſes kennzeichnet, auf das die 
Klage ſich gründet, iſt keine neu erworbene Forderung, auf welche die ein— 
ſchränkenden Schlußbeſtimmungen der $$ 406 und 392 Anwendung finden. 
Nach dieſer Anſicht, der das Ber.-Gericht beipflichtet, kann die zweite Aus⸗ 
nahme des § 406 dem H. nicht entgegengehalten werden, weil nach dem Obigen 
ſeine Gegenforderung nicht neu erworben, vielmehr zu ihr der Grund ſchon 
vor der Abtretung der Forderung des F. gelegt war. 

Die Aufrechnung erfolgte zu einem Zeitpunkt, zu welchem die Gegen— 
forderung des H. eine unbedingte und fällige Geldforderung geworden war. 
H. erklärte die Aufrechnung dadurch, daß er bei der Hinterlegung des von ihm 
gemäß dem oberlandesgerichtlichen Urteil geſchuldeten Hauptſachebetrags ſeine 
Koſtengegenforderung zu 130,97 / in Abzug brachte. Zur Aufrechnung ge— 
nügte es, daß die Gegenforderung des H. an F. als bedingte Geldforderung 
der Geldforderung des F. gegenübergeſtanden hat und, als H. nach erlangter 
Kenntnis von der Abtretung der Forderung des F. aufrechnete, zur unbeding— 
ten, fälligen Geldforderung geworden war: 

RG. in ZW. 1910, 1478. 388%; Oertmann Schuldverh. $ 406 A. 2 Abi. 3; Stau- 


dinger BGB. § 406 A. 2 Abſ. 4. Vgl. auch Recht 1914 Nr. 599; Seuffael. 69 
Nr. 234. 


Nach § 404 BGB. kann dann 9. ſeine Einwendung auch den neuen Gläu— 
bigern entgegenſetzen, die ihm jetzt, wenn auch nicht formell, jo doch als allein 
ſachlich Verfügungsberechtigte gegenüberſtehen. — — — 

In Stattgebung der Berufung des H. war das landgerichtliche Urteil 
aufzuheben und F. nach dem Klagantrage zu verurteilen.“ 

Urteil des OLG. Bamberg (2. Sen.) v. 6. April 1915. L. 298/14. II. 


—ch— 


146. Schadenerſatzpflicht aus wiſſentlich falſcher Auskunft über die 
Ehrlichkeit eines Angeſtellten. 
Vgl. 61 Nr. 109 und die folgende Nr. 
GB. 88 676. 826; HGB. $ 347. 

Die verklagte Firma hatte im September 1912 ihren Lehrling X. ent- 
laſſen wegen eines Diebſtahls von 5 .K aus der Portokaſſe. X. meldete ſich 
bei der Firma M.; deren Prokuriſt K. bat die Beklagte um Auskunft über X., 
welche der Mitinhaber H. der Beklagten dem K. erteilte. Daraufhin nahm M. 
den X. als Lehrling an. Ende Mai 1913 wurde KX. zwecks Einlöſung eines 
Schecks von 1200 „ zu einer Bank geſchickt. Er unterſchlug den einkaſſierten 
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Betrag. Die Klägerin forderte nun als Zeſſionarin der geſchädigten M. Scha⸗ 
denerſatz von der Beklagten mit der Behauptung, daß dieſe ſich durch falſche 
Auskunfterteilung einer unerlaubten Handlung ſchuldig gemacht habe. — Das 
Ber.⸗Gericht gab der Klage ſtatt. Aus den Gründen: 

„Dem Landgericht iſt in der Auffaſſung beizutreten, daß die Beklagte 
ſich nach $ 826 BGB. der Firma M. ſchadenerſatzpflichtig gemacht hat, wenn 
ihr Mitinhaber H. die Frage des Zeugen K., ob X., der bei der Beklagten 
ſich Geld rechtswidrig zugeeignet hatte und deshalb entlaſſen worden war, 
auch ehrlich ſei, bejaht hatte. Aber auch dann ſchon beſtände eine Schaden⸗ 
erſatzpflicht, wenn H. auf die Frage nach dem Grunde der Entlaſſung des X. 
von einer Diſziplinwidrigkeit geſprochen haben ſollte. Denn da nach dem 
gewöhnlichen Sprachgebrauch eine direkte Unehrlichkeit nicht als Diſziplin⸗ 
widrigkeit bezeichnet zu werden pflegt, würde H. dem Zeugen die Unwahrheit 
geſagt haben. Ein Geſchäftsherr, der vorſätzlich einem andern Geſchäftsherrn 
auf deſſen Frage nach den Eigenſchaften eines früheren Angeſtellten, den dieſer 
bei ſich anzuſtellen beabſichtigt, verſchweigt, daß er den Angeſtellten wegen 
einer Unehrlichkeit entlaſſen hat, handelt gegen die guten Sitten, weil er ſich 
jagen muß, daß der Angeſtellte den neuen Prinzipal ebenfalls durch Unred⸗ 
lichkeiten ſchädigen kann. Daß aber die Firma M. den X. nicht angeſtellt haben 
würde, falls ſie von der Beklagten erfahren hätte, daß X. ſich an fremdem 
Gut vergriffen habe, iſt ohne weiteres anzunehmen. Unter keinen Umſtänden 
würde ihm dann auch die Erhebung eines ſo großen Betrages übertragen 


worden ſein, wie er hier in Frage ſteht. — — —“ 
Urteil des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) v. 9. Febr. 1915 in der Hamb. 
Sache U. w. L. & H. Bf. VI. 190/14. A- d. 


147. Zur Schadenerſatzpflicht aus wiſſentlich falſcher Auskunft über 
einen Angeſtellten iſt das Bewußtſein einer möglichen Schädigung 
erforderlich. 

Vgl. die vorige Nr. m. N. 

BGB. 89 676. 826; HGB. 8 347. 

Die Klägerin fordert in abgetretenen Rechten ihres Ehemannes, des 
Mehlgroßhändlers St., auf Grund von § 826 BGB. Erſatz des Schadens, 
den dieſer angeblich dadurch erlitten hat, daß der bei ihm in der Zeit vom 
November 1910 bis zum November 1911 angeſtellt geweſene Reiſende K. 
für ihn einkaſſierte Gelder unterſchlagen hat. Sie ſtützt dieſen Anſpruch auf 
eine vom Beklagten ihrem Ehemann erteilte Auskunft. Auf deſſen kurz nach 
der Anſtellung des K. bei einem Zuſammentreffen mit dem Beklagten in der 
Straßenbahn an dieſen gerichtete Frage, wie er über K. denke, habe der Be⸗ 
klagte geantwortet, K. ſei ein anſtändiger Menſch und ein guter Verkäufer. 
Dieſe Mitteilung habe der Beklagte wiſſentlich wider die Wahrheit gemacht, 
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denn er habe den bei ihm bis in den Oktober 1910 als Reiſender angeſtellt 
geweſenen K. nach vierjähriger Tätigkeit wegen Veruntreuung von rund 
10000 4 entlaſſen. 

Das Ber.⸗Gericht, das jenes Geſpräch als wahr unterftellt, iſt zur Ab⸗ 
weiſung der Klage auf Grund folgender Erwägungen gelangt. St. habe 
ſich vorgenommen gehabt, den von ihm gewünſchten Aufſchluß über K. vom 
Beklagten, ſeinem Konkurrenten, ſich zu verſchaffen, ohne daß dieſem zum 
Bewußtſein komme, um eine Auskunft angegangen zu werden, die von St. 
zur Beſtimmung ſeines Verhaltens gewürdigt werden würde; er habe deshalb 
die Maske eines nicht rechtsgeſchäftlichen, unverbindlichen Geſprächs abſicht⸗ 
lich gewählt, um den Beklagten unvermerkt auszuforſchen. Dem Beklagten 
habe ſchon nach der von St. gewählten Ortlichkeit und nach der ſcheinbar 
zufälligen Begegnung der Gedanke fernbleiben müſſen, daß von ihm eine 
Erklärung gefordert werde, von der für St. irgend etwas habe abhängen 
ſollen. Deshalb könne ihm auch nicht das Bewußtſein innegewohnt haben, 
daß er durch ſeine Antwort den Frageſteller möglicherweiſe ſchädigen könne; 
vielmehr ſei es ihm in einem ſolchen Falle nicht zuzurechnen, wenn er ſeiner 
Antwort keinerlei Bedeutung beigemeſſen und ſich durch die auf Überrumpelung 
berechnete Frage zu einem an ſich nicht zu billigenden Lobe des K. habe ver⸗ 
leiten laſſen, anſtatt ſeine Antwort ſorgfältig zu überlegen und abzuwägen. 
In der Sorgloſigkeit einer vermeintlich belangloſen Straßenbahnunterhaltung 
ſei ihm der Ausdruck ‚anftändiger Menſch' farblos genug erſchienen, um damit 
einer ſachlichen Außerung auszuweichen. Er habe ſich über den Charakter 
des K. überhaupt nicht äußern wollen, weil ihm ein bloßes Gelegenheits⸗ 
geſpräch hierzu nicht geeignet erſchienen ſei. Nach den beſonderen Umſtänden 
des vorliegenden Falles könne ihm eine unerlaubte Handlung nach $ 826 BGB. 
deshalb nicht zur Laſt gelegt werden, weil ihm nicht nur die Abſicht der Schaden- 
zufügung nicht beigewohnt habe, ſondern weil ihm auch das Bewußtſein einer 
möglichen Schädigung des St. nach deſſen eigenen Veranſtaltungen ferngehal- 
ten worden ſei. 

Dieſe Ausführungen werden von der Reviſion ohne Grund angegriffen, 
ſie enthalten jedenfalls keinen Rechtsirrtum. Zutreffend geht das Ber.⸗Gericht 
davon aus, daß zum Tatbeſtand des § 826 das Bewußtſein des Täters genügt, 
infolge ſeiner Handlungsweiſe könne der andre Schaden erleiden, ſofern er 
dieſen möglichen Erfolg in ſeinen Willen aufgenommen und für den Fall 
ſeines Eintritts gebilligt hat; daß aber auch dieſes Bewußtſein erforderlich iſt; 
er muß ſich, wenn der Schadenerſatzforderung eine unwahre Auskunft zugrunde 
liegt, abgeſehen ron der Unrichtigkeit der Auskunft bewußt geweſen ſein, 
daß dem andern durch das Vertrauen auf die Zuverläſſigkeit der Auskunft 
ein Schaden entſtehen könne. Das Ber. ⸗Gericht hat nun feſtgeſtellt, daß der 
Beklagte bei dem behaupteten Geſpräch dieſes Bewußtſein nicht hatte, und 
zwar nicht hatte mit Rückſicht auf die Umſtände, unter denen St. die Frage 
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an ihn richtete, Umſtände, unter denen man im Verkehr zwiſchen Kaufleuten 
eine Auskunft, nach der man ſich zu richten gedenkt, die alſo rechtsgeſchäft⸗ 
lichen Charakter haben ſoll, nicht einzuholen pflegt. Der Beklagte wollte, 
wie das Ber.-Gericht feſtſtellt, eine ſolche Auskunft nicht erteilen, er mußte 
auch nach den Umſtänden, unter denen St. die Frage an ihn richtete, an⸗ 
nehmen und nahm an, daß dieſer eine ſolche Auskunft überhaupt nicht haben 
wollte, daß er jedenfalls auf die in einer der kaufmänniſchen Übung wider⸗ 
ſtreitenden Weiſe eingeholte Auskunft kein Gewicht legen werde. Mit dieſen 
tatſächlichen Feſtſtellungen, die einen Rechtsirrtum nicht erkennen laſſen, wird 
ein für den Tatbeſtand des § 826 weſentliches Erfordernis ausgeſchaltet.—— — 
Hiernach mußte die Reviſion zurückgewieſen werden. 
Urteil des Reichsgerichts (6. Sen.) v. 7. Jan. 1915 in der preuß. Sache 
St. (Kl.) w. H. VI. 420/14. 


148. Das Einſtehen (Delkredere) für die Fahlung eines ausländiſchen 
Wechſels überträgt auch die Kriegsgefahr. 
Vgl. 41 Nr. 14; 62 Nr. 106. 
BGB. § 765. 

Die Klägerin war rechtmäßige Inhaberin eines Akzeptes der K.⸗B. Leder⸗ 
werke in Pskow (Riga) über 4090, das am 20. Sept. 1914 fällig und an 
dieſem Tage bei der Domiziliatin in Berlin m. Z. proteſtiert worden war. 
Die Beklagte hatte am 27. Sept. 1914 für dieſes Akzept „das Delkredere von 
50% übernommen“. Die hierüber von der Aſſekuranzmakler⸗Firma, welche 
dieſes Geſchäft vermittelt hatte, ausgeſtellte „Originalaufgabe“ enthielt am 
Kopfe den Vermerk: „Abt.: Kreditverſicherung“; in den „Bedingungen“, die 
auf der Rückſeite der Urkunde abgedruckt ſind, war die Beklagte als „garantie⸗ 
rende Firma“ bezeichnet und von der „Haftung der garantierenden Firma“ 
die Rede; eine inhaltliche Feſtſetzung der Haftung fand ſich dort nicht. Die 
Beklagte wandte gegen die Klage auf Zahlung des garantierten Betrages 
von 50% der Wechſelſumme = 2045 % ein: Sie hafte auf Grund der Del⸗ 
kredereübernahme nur für den Fall der Zahlungsunfähigkeit des Akzeptanten, 
die K.⸗B. Lederwerke ſeien aber keineswegs zahlungsunfähig, das Akzept 
ſei vielmehr nur deshalb nicht bezahlt worden, weil die Akzeptantin infolge 
der Kriegswirren, insbeſondere auch des ruſſiſchen Zahlungsverbots gegen 
Deutſchland, für rechtzeitige Deckung nicht habe ſorgen können. Es handle ſich 
um eine Kreditverſicherung für den Fall der Zahlungsunfähigkeit, nicht um 
eine Kriegsverſicherung, der Verſicherungsfall ſei daher nicht eingetreten. — 
Die Berufung der Beklagten gegen das der Klage ſtattgebende Urteil 1. In⸗ 
ſtanz wurde zurückgewieſen. Aus den Gründen des Ber. Urteils: 

„Durch die Übernahme des Delkredere hat die Beklagte die Haftung für 
den rechtzeitigen Eingang der Wechſelſumme übernommen (Leipzz3. 1915, 
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31312; Rieſenfeld Gutachten 1, 192 Nr. 633). Der Streit der Parteien dreht 
ſich nur darum, ob dieſe Haftung auch für den Fall übernommen iſt, daß der 
rechtzeitige Eingang nicht infolge Zahlungsunfähigkeit des Wechſelſchuldners, 
ſondern infolge des Umſtandes unterbleibt, daß er infolge der Kriegswirren, 
insbeſondere des ruſſiſchen Zahlungsverbots, nicht in der Lage war, für recht⸗ 
zeitige Deckung des in Deutſchland zahlbaren Wechſels zu ſorgen. 

Für die Entſcheidung dieſer Frage wird in keiner Weiſe etwas gewonnen, 
wenn man mit der Beklagten die Übernahme des Delkredere als Kreditver⸗ 
ſicherung bezeichnet, denn zwar würde durch die Einordnung des Rechtsver— 
hältniſſes unter den Begriff der Verſicherung klargeſtellt, daß die Übernahme 
des Delkredere keine Bürgſchaft, alſo nicht die Verpflichtung zur Erfüllung 
einer fremden Schuld darſtellt, indem die Verſicherung die Übernahme der 
mit der Forderung begründeten Vermögensgefahr als ſelbſtändige Schuld 
bedeuten würde, aber mangels irgendwelcher geſetzlicher oder vertraglicher 
Beſtimmungen bliebe die Frage nach dem Gegenſtande der Gefahr, d. h. 
nach dem Inhalt der von der Beklagten übernommenen Haftung völlig offen. 
Die Behauptung der Beklagten, es handle ſich um eine Kreditverſicherung, 
iſt daher nur eine bedeutungloſe Veränderung der Frageſtellung; die weitere 
Behauptung aber, man habe nur die Verſicherung der Leiſtungsfähigkeit 
und keine „Kriegsverſicherung“ übernommen, iſt eine reine petitio principii, 
indem die Feſtſtellung des Haftungsinhalts gerade der Gegenſtand des Rechts⸗ 
ſtreits iſt. Dieſe Feſtſtellung iſt eine reine durch Auslegung zu beantwortende 
Rechtsfrage. — — — Auf die Vernehmung Sachverſtändiger kommt es nicht 
an, denn die Beklagte kann nicht behaupten, daß eine beſtimmte Verkehrs- 
auffaſſung in der Hinſicht bereits beſtanden habe. Sachverſtändige könnten 
daher in dem der Beklagten günſtigſten Falle nur von dem Geſichtspunkt aus, 
daß normalerweiſe allein die in der Zahlungsfähigkeit des Schuldners liegende 
Gefahr der Ausgangspunkt für die Übernahme ſei, höchſtens ihrem Rechts⸗ 
gefühl dahin Ausdruck geben, daß der Delkredereſteher nur im Fall der Zah- 
lungsunfähigkeit einzuſtehen habe und daß ein ſolcher Fall hier nicht gegeben 
ſei. Der Beklagten wird ohne weiteres zugegeben werden können, daß in der 
Tat der wirtſchaftliche Zweck des Delkredere regelmäßig, und ſo auch hier, 
lediglich die Abwälzung der aus den Vermögensverhältniſſen des Schuldners 
lic) ergebenden Gefahr auf den Delkredereſteher iſt. Regelmäßig wird im Fauf- 
männiſchen Verkehr, das Beſtehen der Schuld vorausgeſetzt, Zahlungsunfähig— 
keit des Schuldners der einzige Fall ſein, in welchem mit dem nicht rechtzeitigen 
Eingang der Zahlung gerechnet wird; die Möglichkeit, daß, wie es durch den 
gegenwärtigen Krieg im Gegenſatz zu aller bisherigen Erfahrung geſchehen 
iſt, jeglicher privatwirtſchaftliche Verkehr zwiſchen den Angehörigen der feind— 
lichen Nationen unterbunden würde, lag zur Zeit des Vertragſchluſſes außer 
aller Vorausſicht und kann daher auch nicht im Wege der Auslegung als eine 
ſtilſchweigend ausgenommene Möglichkeit angeſehen werden. Vielmehr iſt, 
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vom Ausgangspunkt der regelmäßigen Geſtaltung aus, für den Fall des nicht 
rechtzeitigen Eingangs die Haftung uneingeſchränkt übernommen. Der un⸗ 
erwartete Verlauf der Dinge iſt daher nicht geeignet, nachträglich die einmal 
unbeſchränkt übernommene Haftung abzuſchwächen, ebenſo wie die Haftung 
der Beklagten nicht zu bezweifeln wäre, wenn — ein vorliegend ebenſo außer 
aller Vorausſicht liegender Fall — die Domiziliatin nach empfangener Deckung 
ihre Zahlungen eingeſtellt hätte und darum die rechtzeitige Einlöſung des 
Wechſels unterblieben wäre. Die Einwendung der Beklagten, im Sinne des 
Vertrages ſei als nicht rechtzeitiger Eingang nur der Nichteingang infolge 
Zahlungsunfähigkeit zu verſtehen, iſt daher verfehlt. 

Zu prüfen iſt noch, obgleich dieſe ſomit rein formell zu faſſende Bedingung 
der Haftung der Beklagten eingetreten iſt, ob Beklagte Zahlung deswegen 
verweigern könnte, weil der Schuldner ſelbſt infolge Unmöglichkeit der Leiſtung 
befreit ſei. Die Beklagte ſelbſt hat zwar dieſen Geſichtspunkt nicht betont, 
ſie hat jedoch in tatſächlicher Beziehung vorgetragen, daß die Zahlung infolge 
der Kriegswirren, insbeſondere des ruſſiſchen Zahlungsverbots gegen Deutſch⸗ 
land und der dadurch herbeigeführten Unmöglichkeit, die Deckung zu über⸗ 
wachen, unterblieben ſei. Das Gericht iſt daher in der Lage zu prüfen, ob dieſe 
Tatſachen etwa unabhängig von der rechtlichen Verwertung ſeitens der Be⸗ 
klagten den Schluß rechtfertigen, daß Beklagte ihrerſeits nicht zu zahlen brauche, 
weil auch der Wechſelſchuldner nicht zu zahlen braucht. Auch das iſt indeſſen 
zu verneinen. 

Indem Beklagte ihrerſeits Zahlung verſprochen hat, falls der Wechſel⸗ 
ſchuldner nicht rechtzeitig zahle, hat ſie erklärt, für einen Erfolg, für ein be⸗ 
ſtimmtes Verhalten des Hauptſchuldners einſtehen zu wollen. Sie will nicht 
die — an ſich unberührt bleibende — Schuld an Stelle des Hauptſchuldners 
zahlen, ſondern eine, Schadensgefahr übernehmen, für einen aus vertragwidri⸗ 
gem Verhalten des Schuldners dem Gläubiger entſtehenden Schaden auf⸗ 
kommen“. Es handelt ſich daher nicht um eine Bürgſchaft, ſondern um einen 
von der Beklagten als Verſicherung bezeichneten Garantievertrag, der ſeinen 
Charakter in ſich trägt und nur, inſoweit Zweck und Rechtslage beider Geſchäfte 
die gleiche iſt, die analoge Anwendung der für den Bürgſchaftsvertrag gegebenen 
Beſtimmungen geſtattet (vgl. RG. in Gruchot 51, 595; Entſch. 61, 157). Der 
Delkredereſteher kann daher bei einem Wechſelakzept bei der bürgſchaftähnlichen 
Natur des Delkredere dem Wechſelgläubiger die Einwendungen entgegen— 
ſetzen, die dem Akzeptanten gegen dieſen zuſtehen (RG. in LeipzZ. 1910, 545°), 
denn das gültige Beſtehen der Schuld iſt, wie oben ausgeführt, die Voraus⸗ 
ſetzung der Haftung des Delkredereſtehers. Es fragt ſich daher, ob etwa der 
Akzeptant auf Grund der angeführten Umſtände die Zahlung verweigern 
könnte. Das iſt zu verneinen, denn der Grund der Zahlungsverweigerung 
könnte, bei Zahlungsfähigkeit des Schuldners, nur in einer auf die Verkehrs- 
ſchwierigkeiten gegründeten tatjächlichen oder in einer auf das ruſſiſche Zah— 
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lungsverbot gegründeten rechtlichen Unmöglichkeit der Leiſtung liegen. Weder 
in der einen noch in der andern Hinſicht aber könnte Unmöglichkeit im Rechts⸗ 
ſinne angenommen werden. Die Überſendung der Valuta von Rußland nach 
Deutſchland mag mehr oder minder mit Schwierigkeiten verbunden ſein, 
eine Unmöglichkeit jedoch liegt, angeſichts der Möglichkeit, ſich, wenn auch mit 
gewiſſen Opfern, der Vermittelung Neutraler zu bedienen, keinesfalls vor. 
Das in Rußland gegen Deutſche erlaſſene Zahlungsverbot aber iſt für den 
deutſchen Richter unbeachtlich, denn es greift unmittelbar die Grundlagen 
des deutſchen wirtſchaftlichen Lebens an, indem es als wirtſchaftliche Kriegs⸗ 
maßnahme den Zweck der wirtſchaftlichen Schwächung Deutſchlands verfolgt 
(Art. 30 Einf G. z. BGB.; RGentſch. 60, 296; 73, 368). Der Wechſelſchuldner 
hätte mithin die Zahlung nicht verweigern dürfen und auch die Beklagte iſt 
daher, da die Bedingung ihrer Haftung eingetreten iſt, zur Zahlung ver- 


pflichtet — — —“ 
Urteil des OLG. zu Hamburg (5. Sen.) v. 24. Febr. 1915 in der Hamb. 
Sache Sch. & W. w. H. P. & Co. Bf. V. 33/15. A- d. 


149. Langjährige Pflege eines Kranken, der dafür eine letztwillige 
Suwendung verſprochen hatte, die er nicht machte; Anſpruch auf 
Dergütung? 

Vgl. 8 Nr. 130; 37 Nr. 24 m. N. 

BGB. 88 812. 611. 

Gegen die Geltendmachung der auf ihrem Grundſtück für Hans W. ein⸗ 
getragenen, dann auf deſſen alleinigen Erben, den Gemeinſchuldner Hugo 
Chr. W., übergegangenen Hypotheken wollte die Beklagte mit einer Forderung 
aufrechnen, die ſie durch langjährige, dem Hans W. erwieſene Krankenpflege 
erworben zu haben behauptete. In den erſten beiden Inſtanzen wurde dieſer 
Anſpruch für unbegründet erklärt. Das Reichsgericht hob auf und verwies 
die Sache in die Ber.⸗Inſtanz zurück. — Aus den Gründen: 

„— — — Der Ber.⸗Richter verneint, daß ſich aus den Behauptungen 
der Beklagten in Anbetracht der ſonſtigen unſtreitigen Sachlage das Beſtehen 
ihrer Gegenforderung ergebe. Er führt aus: Die Gegenforderung werde darauf 
geſtützt, daß die Beklagte dem von dem Gemeinſchuldner allein beerbten 
Hans W. jahrelang in erheblichem Umfange Pflege gewährt habe und hier⸗ 
für ein angemeſſenes Entgelt fordern könne. W. habe bei der Beklagten zur 
Miete gewohnt und offenbar in freundſchaftlichen Beziehungen zu ihr ge— 
ſtanden. Bei dieſer Sachlage ſei nicht ohne weiteres davon auszugehen, daß 
die Inanſpruchnahme und die Gewährung körperlicher Pflege mit dem beider⸗ 
ſeitigen Willen geſchehen ſei, damit ein Vertragsverhältnis und einen Anſpruch 
der Beklagten auf Zahlung einer Vergütung für geleiſtete Dienſte zu begrün⸗ 
den. Vielmehr könne nur angenommen werden, Beklagte habe dem W. 
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Freundſchaftsdienſte geleiſtet und dabei zwar gehofft, dieſer werde ſich erkennt⸗ 
lich zeigen, aber wohl gewußt, daß es ausſchließlich in ſeinem Ermeſſen liege 
und daß ſie einen Anſpruch auf eine Gegenleiſtung nicht erwerbe. Dies ergebe 
ſich nicht nur aus der Tatſache, daß ſie während der 7 Jahre, in denen ſie den W. 
verpflegt haben wolle, keinerlei Anſprüche gegen ihn geltend gemacht habe, 
ſondern auch aus den von ihr angeführten Worten des W.: ‚nach ſeinem Tode 
würden die Hypotheken weggewiſcht' und: „wenn er tot ſei, ſolle ſie lebens⸗ 
länglich keine Zinſen auf die Hypotheken zahlen“. Dieſe Worte ſprächen dafür, 
daß W. die Beklagte von Todeswegen bedenken wollte, und daß die Beklagte 
in der Hoffnung, er werde Wort halten, ihn unentgeltlich verpflegt habe. 

Dieſe Ausführungen ſind zu beanſtanden. Die Beklagte hat hinſichtlich 
der Art der Verpflegung und Wartung des W. folgendes behauptet: W. habe 
an einer faſt über den ganzen Körper gehenden anſteckenden und ſehr ſchmerz⸗ 
lichen Flechte gelitten, zu deren Behandlung ein ſtändiger Verband erforder- 
lich geweſen ſei; infolge faſt unbezwinglichen Juckreizes habe W. faſt täglich 
den Verband abgeriſſen, ſo daß ſie ihn dann immer alsbald, gegebenenfalls 
auch des Nachts, habe verbinden und einſalben müſſen; wenn ſie dem W. 
dieſe Pflege nicht hätte angedeihen laſſen, hätte er einen ſtändigen Kranken⸗ 
pfleger haben und dafür mindeſtens 5 bis 6 % für Tag und Nacht aufwenden 
müſſen. — Wäre dieſe Behauptung richtig und hätte die Beklagte, wie ſie 
weiter behauptet, 7 Jahre hindurch den W. in gleicher Weiſe gewartet, ſo hätte 
ſie dem W. erhebliche Krankenpflegerdienſte während geraumer Zeit geleiſtet. 
Für dieſe Dienſtleiſtungen könnte fie auch nach der Sachlage, die der Ber. 
Richter für gegeben erachtet, angemeſſene Vergütung beanſpruchen. Aller- 
dings ſoll nach der Annahme des Ber.⸗Richters die Beklagte in der namentlich 
auf die vorbezeichneten Außerungen des W. gegründeten Hoffnung, er werde 
Wort halten und ſie von Todeswegen bedenken, ihn unentgeltlich verpflegt 
haben. Danach mag es fein, daß ein Dienſtvertrag i. S. des § 611 BGB., 
wodurch derjenige, welcher Dienſte zuſagt, zur Leiſtung der verſprochenen 
Dienſte, der andre Teil zur Gewährung der vereinbarten Vergütung verpflichtet 
wird, zwiſchen der Beklagten und W. nicht zuſtandegekommen iſt. Hierzu 
iſt freilich gegenüber den gegen die Annahme eines Vertrages gerichteten 
Ausführungen des Ber.⸗Richters zu bemerken, daß eine angemeſſene Ver- 
gütung als ſtillſchweigend vereinbart zu gelten hätte, wenn die Dienſtleiſtungen 
den Umſtänden nach nur gegen eine ſolche Vergütung zu erwarten geweſen 
wären (§ 612 Abſ. 1 BGB.), und daß als Umſtände dieſer Art in Betracht 
kommen könnten der Umfang und die lange Zeitdauer der Dienſtleiſtungen 
ſowie daß die Beklagte ſich durch Zimmervermieten hauptſächlich ernährte 
und W. zufolge der für ihn auf ihrem Grundſtück damals in einem Geſamt⸗ 
betrage von 20000 / eingetragenen Hypotheken ihr Gläubiger war. 

Die Beklagte hat aber auch, wie die Reviſion mit Recht geltend macht, 


ihren Anſpruch auf angemeſſene Vergütung für die Pflege un Wartung 
Seufferts Archiv 70. 8. Folge Bd. 15 Heft 7. 
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auf ungerechtfertigte Bereicherung geſtützt, und von dieſem rechtlichen 
Geſichtspunkte aus iſt nach der vom Ber.-Richter ſelbſt gegebenen Sachdar— 
ſtellung die Gegenforderung der Beklagten ſchlüſſig begründet. Denn danach 
hat ſie dem W. während der langen Krankheit vor ſeinem Tode die Pflege 
in der Erwartung gewährt, er werde gemäß ſeinen Außerungen: ‚nad) ſeinem 
Tode würden die Hypotheken weggewiſcht' und „wenn er tot ſei, ſolle ſie lebens- 
länglich keine Zinſen auf die Hypotheken zahlen‘ in einer letztwilligen Ver— 
fügung durch Zuwendung der Hypotheken oder eines Teiles davon oder durch 
ſonſtiges Bedenken ſich in reichem Maße erkenntlich zeigen. Da dieſer erwartete 
Erfolg nicht eingetreten iſt, weil W. eine letztwillige Verfügung nicht hinter— 
laſſen hat, iſt der Gemeinſchuldner als alleiniger Erbe des W. gemäß $ 812 
Abſ. 1 BGB. zur Herausgabe des vom Erblaſſer durch die Pflege und War— 
tung Empfangenen verpflichtet (vgl. RG. im Sächſelrch. 1901, 469), und, 
da die Herausgabe wegen der Beſchaffenheit der erlangten Dienſtleiſtungen 
nicht möglich iſt, kann die Beklagte gemäß § 818 Abſ. 2 BGB. den Wert der 
gewährten Dienſtleiſtungen, alſo angemeſſene Vergütung dafür beanſpruchen. 
Demnach war der Reviſion ſtattzugeben und die Sache zur anderweitigen 
Verhandlung und Entſcheidung an das Berufungsgericht zurückzuverweiſen. 
Gegenforderung auch in tatſächlicher Hinſicht gerechtfertigt iſt — — —“ 
Urteil des Reichsgerichts (5. Sen.) v. 4. Nov. 1914 in der preuß. Sache 
Frl. Won (Bkl.) w. W- t. Konk. (OLG. Celle). V. 243/14. 


150. Ungerechtfertigte Bereicherung durch Empfang einer Anzahlung 
aus einem unerfüllbaren Kaufgefhäft; was iſt nach anderweitiger 
Verwendung des Geldes herauszugeben d 

B. 8s 818. 325. 

Der Beklagte hatte von B. Holz, das in deſſen Walde ſtand, gekauft und 
hiervon einen Teil an die Klägerin weiterverkauft, wobei er die Verpflichtung 
übernahm, es zu ſchlagen, zu verarbeiten und dann der Klägerin abzuliefern. 
Die Klägerin bezahlte einen Teil des Kaufpreiſes an den Beklagten aus, wo— 
von dieſer 1000 „ für ſich verwendete und 6000 „ dem B. aushändigte. 
Bevor Beklagter das Holz ſchlagen laſſen konnte, wurde das Anweſen des B. 
beſchlagnahmt und zwangweiſe verſteigert. Da infolgedeſſen Beklagter das 
Holz nicht liefern konnte, verlangte die Klägerin zunächſt (wegen ſchlechter 
Vermögenslage des Beklagten) nur einen Teil ihrer Zahlungen, nämlich 
2000 It, zurück. Die Klage wurde in Höhe von 1000 . für begründet er— 
klärt, im übrigen abgewieſen. Aus den Gründen: 

„Der Beklagte hat die Unmöglichkeit der Leiſtung nicht zu vertreten, 
die Klägerin kann deshalb von ihm nicht Schadenerſatz (gem. $ 325 BGB.), 
ſondern nur Herausgabe ihrer Leiſtung nach den Vorſchriften über die Rück— 
forderung einer ungerechtfertigten Bereicherung verlangen. Der Einwand 


150. Ungerechtfertigte Bereicherung. 275 


des Beklagten, er ſei nicht mehr bereichert, iſt unbegründet. Er hat die 1000 f 
in der Weiſe ausgegeben, daß er 300 .H Maklergebühren und 700 % Prozeß⸗ 
koſten bezahlt hat. Durch die Verausgabung der 1000 % zu den angegebenen 
Zwecken iſt die durch den Empfang der Summe bei dem Beklagten eingetretene 
Vermögensmehrung nicht nachträglich wieder aufgehoben worden, denn er 
hat mit dem Gelde Schulden bezahlt, die er ſonſt aus eigenen Mitteln hätte 
decken müſſen oder die als Paſſivum eine Vermögensminderung für ihn be— 
deuten würden. Er hat für die Ausgaben auch wirtſchaftlich gleichwertige 
Leiſtungen, die Tätigkeit der Unterhändler, der Gerichte und Rechtsanwälte 
empfangen. 

Anlangend die weiteren 6000 , von denen die Klägerin einen Teilbetrag 
von 1000 4 zurückfordert, jo iſt der Beklagte durch den Empfang des Geldes 
bereichert worden auf Koſten der Klägerin; er hat hiermit eine Zahlung an B. 
geleiſtet, zu der er ſonſt eigene Mittel hätte verwenden müſſen. Die Bereiche— 
rung war aber zur Zeit der Klageſtellung nicht mehr in dem Umfange vor— 
handen wie zur Zeit der Leiſtung ſeitens der Klägerin. Der Beklagte hat für 
ſeine Zahlung an B. nicht den erſtrebten wirtſchaftlichen Gegenwert in Geſtalt 
des ihm verkauften Holzes erhalten. Das Geſchäft mit B. hat ſich zerſchlagen. 
Der Beklagte hat durch die Zahlung an B. nicht eine Schuld getilgt, ſondern 
nur eine Vorleiſtung zum Zweck einer Gegenleiſtung gemacht, die er noch dazu 
gemäß $ 321 BGB. hätte verweigern können. An die Stelle des Geldes iſt 
nun die Forderung auf Schadenerſatz oder Herausgabe ungerechtfertigter 
Bereicherung getreten, die dem Beklagten gegen B. zuſteht. Sind bei dem 
Bereicherten an Stelle des verausgabten Geldes Forderungen getreten, ſo 
iſt der Anſpruch auf Herausgabe des empfangenen Geldes nur dann gerecht- 
fertigt, wenn der Forderungsſchuldner zahlungsfähig, ſein Gläubiger alſo 
jederzeit in der Lage iſt, den verausgabten Betrag wieder einzuziehen (Gruchot⸗ 
Beitr. 51, 922). Das iſt hier nicht der Fall; die Klägerin hat ſelbſt behauptet, 
daß der Beklagte augenblicklich von B. nichts beitreiben könne. Anderſeits 
iſt auch nicht vom Beklagten behauptet oder bewieſen, daß ſeine Forderung 
gegen B. völlig wertlos ſei (JW. 1912, 7881 a. E.). Der Beklagte iſt alſo 
zurzeit nur noch inſoweit bereichert, als er die Ausſicht beſitzt, auf Grund 
ſeiner Forderung gegen B. von dieſem künftighin etwas beizutreiben. Dieſen 
Vermögenswert, aber nicht mehr, hat er durch Abtretung der Forderung 
gegen B. an die Klägerin herauszugeben (Oertmann Schuldverh. Anm. 3b 
zu § 818 BGB.). Eine ſolche anteilige Abtretung beſagter Forderung hat 
aber die Klägerin in Anſehung der weiter von ihr verlangten 1000 .I6 nicht 
begehrt. Das Gericht kann ihr nichts zuſprechen, was ſie nicht beantragt hat, 
auch nichts andres als das was ſie beantragte (Gaupp-Stein § 308 Anm. 2 
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151. Urſache; adäquater Zufammenhang; prima facie-Beweis; 
Beweislaſt. 
Vgl. 64 Nr. 157 m. N.; 65 Nr. 195 m. N., Nr. 258 S. 486; 66 Nr. 97. 227; 67 
Nr. 37. 57; 68 Nr. 81. 229; 70 Nr. 36; auch oben Nr. 144. 
BGB. 58 823. 276; ZPO. $ 287. 

Der Kläger erbaute im Jahre 1907 auf einem Grundſtück in Fr. ein Wohn⸗ 
haus. Als der Bau bis zur Dachhöhe gediehen war, begann der Beklagte 
auf dem unmittelbar anſtoßenden Grundſtück mit Ausſchachtungsarbeiten, um 
daſelbſt gleichfalls ein Wohnhaus zu bauen. Am 7. Mai 1907 früh morgens 
ſtürzte der Fronteckpfeiler des Baus des Klägers mit einem Teile des an das 
Grundſtück des Beklagten anſtoßenden Giebels ein. Der Kläger machte für 
den ihm dadurch entſtandenen Schaden den Beklagten verantwortlich, indem 
er behauptete, daß dieſer durch die ohne Anwendung genügender Vorſichts⸗ 
maßregeln ausgeführten Ausſchachtungen den Einſturz ſchuldhaft verurſacht 
habe. Der Beklagte beſtritt, daß der Einſturz durch ein ihm zur Laſt fallendes 
Verſchulden herbeigeführt ſei; er behauptete ſeinerſeits, der Kläger habe 
durch mangelhafte Ausführung ſeines Baus den Einſturz verurſacht; infolge 
davon ſei auch ihm durch Behinderung in der weiteren Bauausführung Schaden 
entſtanden, und mit dem Anſpruch auf Erſatz dieſes Schadens wolle er gegen 
den Kläger hülfweiſe aufrechnen. — Die Klage wurde in den erſten Inſtanzen 
abgewieſen. Das Reichsgericht hob auf und verwies zurück. Aus den Gründen: 

„— — — Bei Erörterung der Frage, ob durch die von dem Beklagten 
ohne Anwendung von Sicherungsmaßnahmen vorgenommene Ausſchachtung 
der Einſturz des Neubaus des Klägers verurſacht worden ſei, legt der Ber. 
Richter die in der Rechtſprechung des Reichsgerichts anerkannten Grundſätze 
über die ‚adäquate Verurſachung' und den ‚prima facie-Beweis“ im weſent⸗ 
lichen zutreffend dar und bekundet auch die Abſicht, ſich ihnen anzuſchließen. 
Die Art aber, wie er dieſe Grundſätze auf den vorliegenden Fall zur Anwendung 
bringt, läßt erkennen, daß er ihren Sinn und ihre Tragweite nicht in allen 
Beziehungen richtig aufgefaßt hat. 

Er ſtellt feſt, daß von dem Neubau des Klägers am 7. Mai 1907 früh der 
Fronteckpfeiler mit dem vorderen Teile der Giebelmauer eingeſtürzt iſt, nach- 
dem gerade an dieſer Stelle die Ausſchachtungsqrbeiten von dem Beklagten 
in der oben erörterten Weiſe in Angriff genommen worden waren und ohne 
daß äußere Naturgewalt, Sturm oder dgl. als Urſache in Betracht komme. 
Er verkennt auch nicht, daß es ‚jcheinbar nahe liege“, den räumlich und zeit- 
lich im Anſchluſſe an die Ausſchachtungsarbeiten erfolgten Einſturz in einen 
urſächlichen Zuſammenhang zu dieſen zu bringen, lehnt aber ab dies zu tun, 
und zwar zunächſt mit einer die Frage der Beweislaſt betreffenden Begrün⸗ 
dung. Er erklärt nämlich, dem Satze des Sachverſtändigen C., daß durch 
das räumliche und örtliche Zuſammentreffen ein Zuſammenhang des Ein- 
ſturzes mit der Abgrabung an der Einſturzſtelle wahrſcheinlich gemacht und 
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die dadurch geſchaffene nächſtliegende Vermutung eigentlich nur durch einen 
einwandfreien Gegenbeweis zu widerlegen ſei, ſich nicht anſchließen zu können. 
Dieſer Satz enthalte eine Verkennung der Natur der prima facie-Beweisfüh⸗ 
rung, weil es ſich um einen von C. ſelbſt als höchſt verwickelt bezeichneten 
Vorgang handle, der ſeitens zahlreicher Begutachter eine ſehr verſchiedene 
Erklärung gefunden habe. Aber gerade wenn es ſich um verwickelte Verurſa⸗ 
chungsvorgänge handelt, deren innere Entwicklung wegen der Beſchränktheit 
des menſchlichen Erkenntnisvermögens nicht mit Sicherheit feſtgeſtellt werden 
kann, darf der Richter von dem Beweisführer nicht einen alle andern Mög⸗ 
lichkeiten ausſchließenden Beweis des inneren Zuſammenhanges und damit 
die Erbringung völliger Gewißheit verlangen, ſondern es muß zunächſt genügen, 
wenn dieſer ein derartiges äußeres Zuſammentreffen von Tatſachen nachweiſt, 
welches nach dem durch die Erfahrung erkannten gewöhnlichen Gange der 
Dinge einen (wenn auch als Erfahrungsſchluß niemals völlig ſicheren) Schluß 
darauf rechtfertigt, daß ſie zueinander im Verhältniſſe von Urſache und Wirkung 
ſtehen. Sache des Beklagten iſt es dann, Tatſachen darzulegen, aus denen 
ſich der Schluß rechtfertigt, daß die eingetretene Wirkung nicht auf die als 
Urſache in Anſpruch genommene Tatſache zurückzuführen ſei. Das iſt vom 
Reichsgericht bereits wiederholt ausgeſprochen (vgl. Urt. des 6. Sen., VI. 307/11, 
und die dort angeführten früheren Urteile). Der Ber.⸗Richter hätte des⸗ 
halb prüfen müſſen, ob nicht durch die von dem Beklagten ohne Sicherungs⸗ 
maßregeln vorgenommene Ausſchachtung, durch welche der unterhalb der 
Fundamente des Klägers befindliche Boden ſeines natürlichen Haltes beraubt 
worden iſt, ein den Bau des Klägers gefährdender Zuſtand geſchaffen war, 
der zur Erklärung des in unmittelbarem zeitlichem und räumlichem Anſchluſſe 
daran erfolgten Einſturzes nach menſchlicher Erfahrung an ſich ausreichte. 
Dadurch würde der Kläger, auch wenn die gewöhnlichen Beweislaſtregeln 
zur Anwendung zu kommen hätten, ſeiner Beweispflicht genügt haben und 
der prima facie-Beweis des urſächlichen Zuſammenhanges geführt ſein. Der 
Ber.⸗Richter verlangt aber von dem Kläger die Widerlegung der Möglichkeit, 
daß der Einſturz auf Mängel des Neubaus des Klägers zurückzuführen ſei, 
und zwar nicht etwa nur hinſichtlich der von dem Sachverſtändigen C. als vor⸗ 
handen feſtgeſtellten Mängel, welche nach der Bekundung des Sachverſtändigen 
als ſelbſtändige Urſache für den Einſturz nicht in Betracht kommen, ſondern 
hinſichtlich andrer Mängel, deren Vorhandenſein der Ber.⸗Richter auf Grund 
der Angaben andrer Sachverſtändiger als möglich, aber nicht als feſtgeſtellt 
anſieht. Das deutet auf eine Überſpannung der an den Beweisführer zu ſtel⸗ 
lenden Anforderungen, die mit den vom Reichsgericht über den prima facie- 
Beweis aufgeſtellten Grundſätzen nicht vereinbar iſt. 

Dazu kommt aber, daß der Ber.⸗Richter ſich der freieren Stellung er⸗ 
ſichtlich nicht bewußt geworden iſt, welche ihm für Fälle, wie den vorliegenden, 
durch § 287 ZPO. hinſichtlich der Beweisfrage eingeräumt iſt. Daß dieſe 
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Beſtimmung auch dann anwendbar iſt, wenn es ſich, wie hier, um die Feſtſtel⸗ 
lung des urſächlichen Zuſammenhanges zwiſchen dem angeblich ſchädigenden 
Ereigniſſe und dem entſtandenen Schaden handelt, iſt in der Rechtſprechung 
des Reichsgerichts wie auch in Rechtslehre und Rechtswiſſenſchaft anerkannt. 
Mit dieſer Beſtimmung ſteht es aber nicht im Einklange, auf Grund formaler 
Beweislaſtregeln eine Partei für ſachfällig zu erklären, weil ſie Beweiſe über 
beſtimmte Tatſachen nicht erbracht hat; vielmehr hat der Richter in ſolchen 
Fällen, ohne Rückſicht auf Beweislaſtregeln, lediglich aus der Geſamtheit 
des vorliegenden Prozeßſtoffs nach freier Überzeugung auch über die Frage 
des urſächlichen Zuſammenhanges zu entſcheiden. 

Vgl. Urt. des RG. II. 287/10 v. 12. Jan. 1911; ferner Entſch. 6, 356; 21, 92 

(Seuffu. 44 Nr. 209 S. 342/3). 

Aber auch die materiellrechtlichen Grundſätze über die adäquate Verurſachung 
hat der Ber.-Richter nicht in einer die Gewähr der Richtigkeit bietenden Weiſe 
angewendet. Bedenklich erſcheint beſonders, daß er dabei auf den Ausſpruch 
des Sachverſtändigen C. hinweiſt: es ſei nicht zu beweiſen, daß die Unterlaſſung 
der Abſteifung auch dann den Einſturz verurſacht haben würde, wenn auf 
ſeiten des Klägers keine Fehler vorgelegen hätten. Das deutet darauf hin, 
daß der Ber.-Richter den urſächlichen Zuſammenhang nur dann als vorhanden 
anſehen würde, wenn die Unterlaſſung der Abſteifung auch ohne Mitwirkung 
andrer Umſtände zur Herbeiführung des Einſturzes genügt haben würde. 
Das wäre rechtsirrig. Als Urſache im Rechtsſinne iſt auch ein Ereignis anzu— 
ſehen, das nur im Zuſammenwirken mit anderen den Erfolg herbeiführen 
konnte und herbeigeführt hat, ſofern nur die Mitwirkung dieſer anderen Er— 
eigniſſe ſich nicht als eine von vornherein nicht zu erwartende, aus jeglicher 
Lebenserfahrung heraustretende eigenartige Verkettung von Umſtänden 
darſtellt: 

RGeEntſch. 66, 109; 69, 58; 72, 326 (Seuff A. 65 Nr. 258 S. 486); 81, 361 

(SeuffA. 68 Nr. 229). 

Eine eigenartige Verkettung von Umſtänden findet der Ber.-Richter nun 
allerdings darin, daß möglicherweiſe der Bau des Klägers durch die von einigen 
Gutachtern für denkbar erklärten, aber von ihm nicht feſtgeſtellten weiteren 
Mängel bis an die äußerſte Grenze der Standſicherheit gelangt geweſen ſein 
könnte, ſo daß jede weitere Schwächung genügte, ihn zu Falle zu bringen. 
Aber auch dieſe Erwägung gibt dem Verdacht einer unrichtigen Anwendung 
der dargelegten Grundſätze Raum. Denn es iſt nicht ohne weiteres erjichtlich, 
inwiefern es außerhalb aller Lebenserfahrung liegen ſollte, daß ein noch nicht 
vollendeter Bau, noch dazu ein Neubau eines Miethauſes in einem Vororte 
von Berlin, ſo geringe Standfeſtigkeit beſitzt, daß jede weitere Schwächung, 
insbeſondere eine Abgrabung, ihn zu Falle bringen kann. Es liegt vielmehr 
näher anzunehmen, daß auch mit ſolchen unſicheren Neubauten nach der 
allgemeinen Lebenserfahrung zu rechnen iſt. Daß der Einſturz auch erfolgt 
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jein würde, wenn zu dem als möglich unterftellten unſicheren Zuſtande des 
Baus die Ausſchachtung nicht hinzugekommen wäre, nimmt auch der Ber. 
Richter nicht an. 
Das angefochtene Urteil mußte ſomit Ae ee und die Sache in die 
Vorinſtanz zurückvberwieſen werden. — — — 
Urteil des Reichsgerichts (5. Sen.) v. 2. Dez. 1914 in der preuß. Sache 
E. (Kl.) w. M. (KG. Berlin). V. 261/14. 


152. Inwieweit kann ein Verletzter eigenes Verſchulden damit ab- 
lehnen, daß feine dienſtliche Stellung die Gefahr mit ſich gebracht habe d 
Vgl. 41 Nr. 53 und 57 Nr. 171 m. N. 

HaftpflG. § 1; BGB. 55 254. 618; GewO. 89 121 ff. 

Der bei dem Stallbeſitzer G. in W. im Dienſt ſtehende Stallmann K. 
war auf einem neben der Stadtbahn belegenen, von ſeinem Dienſtherrn 
gepachteten Grundſtück von einem Pferde, das er einem Kaufliebhaber vor⸗ 
führte und das beim Heranbrauſen eines Fernzugs ſcheute und ausſchlug, 
verletzt worden. Die Berufsgenoſſenſchaft, bei der K. verſichert war, forderte 
auf Grund des § 140 GewUnfVG. vom preuß. EBFiskus Erſatz ihrer Aufwen⸗ 
dungen, wurde jedoch in den erſten Inſtanzen abgewieſen. Das Reichsgericht 
hob auf. — Aus den Gründen: 

„— — — Das Ber.-Gericht zeiht den K. einer groben, die Betrieb3- 
gefahr weit überwiegenden Fahrläſſigkeit, weil er das Pferd an dem fraglichen 
Ort und zur fraglichen Zeit überhaupt vorgeführt habe. Das Tier, das er 
in ſeinem Beritt gehabt habe, ſei mehrere Tage im Stall geſtanden und daher 
etwas ſtallmutig geweſen. Weiter ſei ihm bekannt geweſen, daß die Vor⸗ 
führung der Pferde auf dem Muſtergange wegen des ſchon öfters vorgekom— 
menen Scheuens vor den Fernzügen gefährlich war. Um dieſe Gefahr habe 
er ſich garnicht gekümmert. Seine Sorgloſigkeit werde auch dadurch nicht 
entſchuldigt, daß Zeit und Ort der Vorführung nicht in ſeinem Belieben ge⸗ 
ſtanden habe, ſondern ihm von ſeinem Arbeitgeber befohlen worden ſei. 
Das habe ihn nicht von ſeiner Pflicht befreit, ſelbſtändig die damit verbundene 
Gefahr abzuwägen; es ſei ſeine Pflicht geweſen, den Arbeitgeber hierauf 
aufmerkſam zu machen. — Dieſe Erwägungen können nicht gebilligt werden. 

Das Ber.⸗Gericht ſcheint der Meinung zu ſein, K. ſei rechtlich befugt 
geweſen, den Auftrag zur Vorführung des Pferdes abzulehnen. Dieſe Mei⸗ 
nung träfe nach dem, was vorliegt, wohl nicht zu. Wie anzunehmen iſt, gehörte 
K. als Stallmann zu den gewerblichen Gehülfen des G. und hatte nach § 121 
GewO. den Anordnungen ſeines Arbeitgebers in Beziehung auf die ihm 
übertragenen Arbeiten Folge zu leiſten. Aus §8 124°. 123? GewO. ergibt ſich, 
daß der Arbeiter, unbeſchadet ſeiner Rechte aus $ 618 BGB., im allgemeinen 
wegen der mit dem Betriebe verbundenen Gefahren, die für ihn bei Eingehung 
des Arbeitsvertrags erkennbar waren, die ihm übertragenen Arbeiten nicht 
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verweigern darf. Mit dem Pferdehandel und der damit verbundenen Vor⸗ 
führung der Pferde iſt unvermeidlich die Gefahr verknüpft, daß der vormuſternde 
Stallmann durch ſtörriſche, mutwillige, zum Scheuen geneigte oder durch 
längeres Stehen lebhaft gewordene Pferde verletzt wird. Hier trat die Ge⸗ 
fahr hinzu, daß die Pferde durch das Vorüberbrauſen der Züge, beſonders 
der Fernzüge, unruhig wurden. All dies war für K., als er ſeinen Dienſt 
annahm, erkennbar. Er war daher, joviel erhellt, nicht berechtigt, die Vor- 
führung des Pferdes zu verweigern. 

Nun kann ſich freilich der Arbeitnehmer auf ſeine Gehorſamspflicht gegen 
ſeinen Arbeitgeber dem Dritten gegenüber nicht ohne weiteres berufen, von 
welchem er Schadenerſatz wegen eines Unfalls fordert, bei deſſen Entſtehung 
die mit Gefahr verbundene Befolgung der Anordnungen des Arbeitgebers 
mitgewirkt hat. Wenn indes einerſeits der Arbeiter keine Maſchine iſt, ſondern 
ein ſelbſtverantwortlicher, zur Überlegung verpflichteter Menſch, ſo müſſen 
doch bei der Prüfung, ob und inwieweit ihn wegen der Übernahme einer 
gefahrvollen Arbeit ein Verſchulden treffe, ſeine Gewöhnung an die ſeinem 
Beruf eigentümlichen gefährlichen Verrichtungen und die dadurch erzeugte 
Abſtumpfung gegen die Gefahr, ſeine Gepflogenheit, den Arbeitgeber bei der 
Anweiſung der Arbeit für ſich denken zu laſſen, namentlich aber die Zwangs⸗ 
lage in Betracht gezogen werden, die den Arbeiter, wenn er nicht brotlos 
werden will, häufig nötigt, trotz beſſerer Einſicht gefährliche Beſchäftigungen 
zu übernehmen (ROG. 19, 26. 412; Eger EiſenbEntſch. 3, 76). 

Hier hat der für das Verſchulden des Verletzten beweispflichtige Beklagte 
bis jetzt nicht dargelegt, daß die Fernzüge während des Tages in ſo geringer 
Zahl, in ſolchen Zeitabſtänden und ohne nennenswerte Verſpätung an dem 
Vormuſterungsplatz vorübergefahren ſeien, daß, wenn die Vorführung der 
Pferde wegen bevorſtehender Durchfahrt eines Fernzuges verſchoben oder 
unterbrochen wurde, der Vormuſterungsbetrieb dennoch ordnungmäßig auf⸗ 
rechterhalten werden konnte. Jedenfalls kann dem Stallmann daraus, daß 
er ſich nicht nach dem Eintreffen der Fernzüge erkundigte, kein Vorwurf ge⸗ 
macht werden, denn er durfte darauf vertrauen, daß ſein Dienſtherr das getan 
und ſeine Befehle darnach eingerichtet habe. Dem Dienſtherrn war auch, 
wie zunächſt zu unterſtellen iſt, die Gefahr bekannt, die mit der Vorführung 
des durch mehrtägiges Stehen mutig gewordenen Pferdes zu einer Zeit, 
wo Fernzüge durchfuhren, verbunden war. Dann brauchte der Stallmann 
ihn nicht darauf aufmerkſam machen, durfte dies auch kaum unternehmen. 
Denn mindeſtens hatte er zu befürchten, daß er durch die ihm vom Ber.⸗Gericht 
angeſonnenen Vorſtellungen oder gar durch die Weigerung, das Pferd vor⸗ 
zuführen, ſeine Stelle aufs Spiel ſetzen und bei ſeinen Jahren und bei der 
vorausſichtlichen Art feiner Entlaſſung keinen Platz mehr finden werde. — — —“ 

Urteil des Reichsgerichts (6. Sen.) v. 11. Juli 1914 in der preuß. Sache 

Lagerei Ber Gen. B. (Kl.) w. Preuß. EBFiskus (KG. Berlin). VI. 255/14. 
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153. Der Anfechtungsbeflagte kann fich auf die Zahlung oder 
Aufrechnung des Schuldners berufen. 
Vgl. 46 Nr. 97; 66 Nr. 100. 
AnfG. §§ 2. 7. 

Das Landgericht hat angenommen, daß die Beklagte ſich nicht darauf 
berufen könne, der Kläger ſei wegen des Anſpruchs, wegen deſſen er die 
Anfechtung verſucht hat, befriedigt, daß dieſen Einwand vielmehr nur der 
Schuldner dieſes Anſpruchs mit der Klage aus $ 767 ZPO. verfolgen könne. 
Dieſe Anſicht iſt nicht zutreffend. Wie ſchon der Wortlaut der $$ 2 und 7 AnfG. 
ergibt, kann ein Gläubiger, der befriedigt iſt, Rechtshandlungen des Schuld⸗ 
ners nicht anfechten; der Zweck der Anfechtung iſt gerade der, dem Gläubiger 
die vom Schuldner fortgegebenen Vermögensſtücke noch wieder zur Ver⸗ 
fügung zu ſtellen, wenn er anderweit Befriedigung nicht erlangen kann. Die 
Motive des Geſetzes ſagen: 

Selbſtverſtändlich bleibt dem Anfechtungsbeklagten unbenommen, in dem 
Anfechtungsprozeſſe ſolche Einwendungen, welche den durch den Schuldtitel 
gegen den Schuldner feſtgeſtellten Anſpruch ſelbſt betreffen, in dem Umfange 
geltend zu machen, in welchem der Schuldner zu ihrer Geltendmachung be» 
fugt wäre. 

Zu den hier charakteriſierten Einreden gehört auch die, daß der Anfechtungs⸗ 
kläger befriedigt ſei; 
vgl. Komm. z. AnfG. von Jaeger Anm. 37 zu § 2; ſowie die Monographien 

von Jaeckel, 25 ff. und Hartmann⸗Meikel, 113; RGeEntſch. 74, 316 (Seuff A. 66 

Nr. 100). 

Abgeſehen von einer baren Zahlung iſt hier behauptet, daß der Kläger 
Forderungen ſeines Schuldners eingezogen habe, ohne dazu befugt zu ſein. 
Durch eine ſolche Einziehung wird der Anſpruch des Klägers nicht ohne wei⸗ 
teres in Höhe derſelben getilgt, aber er wird dem Schuldner zur Herausgabe 
des Erlangten nach den Grundſätzen der ſog. unechten Geſchäftsführung ge⸗ 
mäß 8 687 Abſ. 2 BGB. verpflichtet. Mit dieſem Anſpruch kann der Schuldner 
zu der Rechtsfolge aufrechnen, daß die klägeriſche Forderung aufgehoben 
wird. Auch auf eine ſo erfolgte Tilgung kann ſich der Anf.⸗Beklagte berufen 
(vgl. Jaeger und Jaeckel a. a. O.). 

Urteil des OLG. zu Roſtock (2. Sen.) v. 17. März 1915 i. S. Sch. w. H. 

Si. 508/14. Kn. 


154. Eigentumsübergang an Wertpapieren durch Rechtshandlungen 
eines Verkaufs⸗ und zugleich Einkaufskommiſſionärs, oder deſſen 
Konkursverwalters. 

Vgl. 30 Nr. 231 m. N.; 32 Nr. 341; 34 Nr. 270; 46 Nr. 208; 62 Nr. 171. 
BGB. 55 930. 933; HGB. 8 384; KO. 8 6. 

Der Bankier S. in M. war ſeit dem 25. Nov. 1911 Verkaufskommiſſionär 
der klagenden Bayer. Vereinsbank für deren Hypothekenpfandbriefe. Er hatte 
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ein Kommiſſionslager dieſer Wertpapiere. Am 9. Okt. 1912 hatte ihm die 
Klägerin u. a. die Pfandbriefe CG 114809 und 114810 zu je 500 „ und am 
12. Dez. 1912 u. a. den Pfandbrief B 152 140 zu 1000 „ überſandt. In der 
Folgezeit entnahm S. dieſe drei Pfandbriefe dem Kommiſſionslager der 
Klägerin und verleibte ſie dem Depot ein, das der Beklagte bei ihm hatte, 
ohne von dieſer Einverleibung der Klägerin eine Mitteilung zu machen. 
Nachdem am 10. Jan. 1913 über ſein Vermögen Konkurs eröffnet worden 
war, händigte der Konk.⸗Verwalter dem Beklagten deſſen bei S. befindliches 
Depot einſchließlich der drei genannten Pfandbriefe aus. Die Klägerin ver⸗ 
langte vom Beklagten die Herausgabe der Pfandbriefe unter der Begründung, 
daß deren Entnahme aus ihrem Kommiſſionslager und ihre Einverleibung 
in das Depot des Beklagten unmittelbar vor der Konk.⸗Eröffnung widerrecht⸗ 
lich erfolgt ſei, um eine von S. vorher an dieſem Depot begangene Unter- 
ſchlagung zu verheimlichen. Der Beklagte berief ſich dagegen darauf, daß er 
— wofür er Schlußnote und Depoſitenbeſcheinigung beibrachte — am 12. April 
1912 dem S. 10000 1 zum Ankauf bayeriſcher Vereinsbank⸗Hypothekpfand⸗ 
briefe gegeben und am 15. April 1912 Auftrag zur Aufbewahrung dieſer 
Pfandbriefe erteilt habe. Wenn ©. etwa aus dem Depot Pfandbriefe heraus⸗ 
genommen und ſpäter durch neue erſetzt hätte, jo habe er ſich als Verkaufs- 
kommiſſionär der Klägerin zur Entnahme aus dem Kommiſſionslager und zur 
Einverleibung in des Beklagten Depot für berechtigt halten können; ſollte er 
den Gegenwert nicht an die Klägerin abgeliefert haben, ſo möge ſich Klägerin 
dieſerhalb an S. ſelbſt wenden; jedenfalls habe Beklagter in gutem Glauben 
das Eigentum an den Wertpapieren erworben. 

Die Klage wurde in beiden Inſtanzen abgewieſen. Aus den Gründen 
des Ber.⸗Urteils: g 

„Wie das Landgericht jo iſt auch das Ber.-Gericht auf Grund von Schrift- 
vergleichung der Überzeugung, daß die Schlußnote v. 12. April 1912 von S. 
unterſchrieben iſt und S. demgemäß als Einkaufskommiſſionär vom Beklagten 
zur Anſchaffung von Pfandbriefen der Klägerin beauftragt war. Das Ber. 
Gericht ſchließt ſich weiter auch den Ausführungen des angefochtenen Urteils 
inſofern an, als die zwiſchen S. und dem Beklagten abgeſchloſſenen Verträge 
Nachwirkung haben, wenn etwa nach der erſten Anſchaffung der Papiere und, 
nachdem die früheren Papiere, einerlei wie, abhanden gekommen waren, 
zum Zweck des Erſatzes neue Papiere dem Depot des Beklagten einverleibt 
wurden; dieſe Einverleibung war ſomit eine Ausführung des urſprünglichen 
Auftrages. | 

S. war Verkaufskommiſſionär der Klägerin und Einkaufskommiſſionär 
und Verwahrer des Beklagten; von beiden Parteien war ihm auch geſtattet, 
als Vertreter der einen Partei mit ſich als dem Vertreter der andern Partei 
Rechtsgeſchäfte abzuſchließen, wie es ihm anderſeits auch geſtattet war, be⸗ 
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züglich des Verwahrungsvertrages als Vertreter des Beklagten mit ſich ſelbſt 
den dinglichen Vertrag der Depoteinverleibung vorzunehmen (RGeEntſch. 63, 
405). Was nun die Frage betrifft, ob durch die von S. vorgenommenen Hand- 
lungen (Entnahme der Pfandbriefe aus dem Kommiſſionslager der Klägerin 
und Einverleibung in das Depot des Beklagten) der Beklagte Eigentum an 
den Pfandbriefen erworben habe, ſo hat das Landgericht dieſe Frage bejaht, 
indem es ausführt, daß S. dem Beklagten gegenüber Eigentümer der Pfand— 
briefe geweſen ſei. Das Ber.⸗Gericht kann ſich, in Anlehnung an die Aus⸗ 
führungen von Staub Anm. 35a zu § 383 HGB., dieſer Anſchauung nicht 
anſchließen, da der Verkaufskommiſſionär außer dem Fall des Selbſteintritts, 
der hier nicht gegeben iſt, nicht Eigentümer des Kommiſſionsgutes iſt. Der 
§ 930 BGB. aber beſtimmt, daß nur dann Eigentum durch Vereinbarung 
eines mit Beſitz verbundenen Rechtsverhältniſſes übertragen werden kann, 
wenn der Veräußerer Eigentümer der Sache geweſen iſt, alſo nur im Fall 
der Veräußerung und Vereinbarung des beſagten Rechtsverhältniſſes durch 
den Eigentümer. Da nun der Veräußerer S. nicht Eigentümer war, ſo könnte 
durch die von ihm vorgenommenen Handlungen der Beklagte nur dann Eigen⸗ 
tum erworben haben, wenn angenommen werden könnte, daß er auf Grund 
der kraft Verkaufskommiſſions-Vertrages vom Eigentümer (der Klägerin) er- 
teilten Ermächtigung, alſo mit deren Einwilligung gehandelt habe (§ 185 BGB.). 
Die Einwilligung fehlt, wenn S. den Verkaufsauftrag überſchritten hat. Ob 
dies der Fall ſei, iſt zwiſchen den Parteien ſtreitig; auf Grund des vom Be— 
klagten ſelbſt Vorgebrachten iſt ſogar wahrſcheinlich gemacht, daß tatſächlich S. 
ſich am Eigentum der Klägerin vergriffen hat. 

Das Kommiſſionsgeſchäft iſt ein Vertrauensverhältnis; nach § 384 HGB. 
hat der Kommiſſionär das übernommene Geſchäft mit der Sorgfalt eines 
ordentlichen Kaufmanns auszuführen; er hat hierbei das Intereſſe des Kom- 
mittenten wahrzunehmen und iſt insbeſondere verpflichtet, dieſem von der 
Ausführung der Kommiſſion unverzüglich Anzeige zu machen, Rechenſchaft 
abzulegen und herauszugeben, was er aus der Geſchäftsbeſorgung erlangt hat. 
Ob angeſichts dieſer geſetzlichen Beſtimmungen und der Behauptung des 
Beklagten, S. habe nicht mehr ‚daran gedacht‘, die Klägerin von der Ent⸗ 
nahme der Papiere zu verſtändigen, angenommen werden könne, daß S. 
jene Vorkehrungen mit Einwilligung der Klägerin getroffen habe, iſt eher 
zu verneinen; jedenfalls müßten über dieſen Punkt die von beiden Parteien 
angebotenen Beweiſe und Gegenbeweiſe erhoben werden. 

Von einer diesbezüglichen Beweiserhebung nimmt aber das Ber.⸗Gericht 
um deswillen Abſtand, weil es, ebenfalls im Gegenſatz zur Anſchauung des Land⸗ 
gerichts, der Überzeugung iſt, daß Beklagter durch die vom Konk.⸗Verwalter 
nachträglich vorgenommene Hinausgabe der Pfandbriefe auf Grund des § 933 
BGB. Eigentum an den Pfandbriefen erworben hat. Der $ 933 beſtimmt: 
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Gehört eine nach § 930 veräußerte Sache nicht dem Veräußerer, ſo wird 
der Erwerber Eigentümer, wenn ihm die Sache von dem Veräußerer über⸗ 
geben wird, es ſei denn, daß er zu dieſer Zeit nicht in gutem Glauben iſt. 

Damit iſt geſagt: bei einer Veräußerung durch constitutum possessorium 
(§ 930) von ſeiten eines Nichteigentümers wird ſelbſt der redliche Erwerber 
nicht ſogleich mit der Vereinbarung nach § 930 Eigentümer, ſondern erſt in 
einem ſpäteren Zeitpunkt, wenn er nämlich nachträglich die Sache ſelbſt und 
unmittelbar in Beſitz- nimmt. Nicht notwendig iſt, daß in dieſem ſpäteren 
Zeitpunkte die Willenseinigung über den Eigentumsübergang wiederholt 
wird; es genügt eine Herausgabe und Beſitzergreifung auf Grund des bereits 
früher vereinbarten Eigentumsübergangs (gleichſam als tatſächliche Beſtätigung 
der früheren Einigung) nach Beendigung des beſonderen Rechtsverhältniſſes, 
auf Grund deſſen der Veräußerer den Beſitz vorerſt noch behalten hatte (Stau- 
dinger zu § 933 BGB. Anm. 1 und 2). 

Dieſe geſetzliche Beſtimmung paßt für den vorliegenden Fall. Der Konf.- 
Verwalter als Vertreter des S. hat, nachdem das beſondere Rechtsverhältnis 
der Verwahrung durch die Konk.⸗Eröffnung beendigt war, dem Beklagten 
die Papiere hinausgegeben. Daß Beklagter zu dieſer Zeit nicht in gutem 
Glauben geweſen ſei, kann von der Klägerin nicht behauptet werden, ſomit 
hat der Beklagte durch die Beſitzergreifung an den Papieren Eigentum er- 
worben. 

Vorſtehenden Ausführungen ſteht die Entſcheidung des Reichsgerichts 
in Entſch. 81, 141 nicht im Wege; in dieſer Entſcheidung iſt ausgeführt, daß 
unerläßliche Vorausſetzung des nachträglichen Erwerbs immer das Voran⸗ 
gehen einer Veräußerung nach § 930 ſei (BGB. von RGRäten 2 Bem. 1 
Abſ. 4 zu § 933). Im vorliegenden Fall iſt aber der Übergabe der Papiere 
durch den Konk.⸗Verwalter eine Veräußerung nach $ 930 vorausgegangen. 

Da Beklagter Eigentümer der Pfandbriefe iſt, erſcheint der Herausgabe⸗ 
anſpruch der Klägerin unbegründet.“ 

Urteil des OLG. Augsburg (1. Sen.) v. 1. März 1915 i. S. Bankv. (Kl.) 

w. L. L. 151/14. WII. 


155. Mißbrauch des Rechts auf Wiederherſtellung der ehelichen 
Gemeinſchaft bei früherer Untreue des Mannes. 
Vgl. 44 Nr. 28; 45 Nr. 102; 49 Nr. 253; 56 Nr. 106; 61 Nr. 177. 
BGB. $ 1353. 

Die Parteien hatten am 22. Sept. 1878 die Ehe miteinander geſchloſſen. 
Seit dem 1. Okt. 1896 leben ſie getrennt. Die Trennung erfolgte, weil der 
Mann in Beziehungen zu einer gewiſſen Agnes K. getreten war. Dieſe Be⸗ 
ziehungen führten zu einer wilden Ehe, die bis zu dem am 3. Sept. 1911 
erfolgten Tode der Agnes K. fortdauerte und aus der ein jetzt etwa acht Jahre 
altes Kind hervorgegangen iſt. Am 4. Mai 1912 ließ der Mann gemäß § 1571 


155. Eheliche Herſtellungsklage. 285 


Abſ. 2 Satz 2 BGB. der Frau die Aufforderung zuſtellen, entweder die häus⸗ 
liche Gemeinſchaft herzuſtellen oder die Scheidungsklage zu erheben. Da die 
Frau dieſer Aufforderung keine Folge leiſtete, erhob der Mann im Februar 1913 
gegen die Frau Klage mit dem Antrage, ſie zur Herſtellung der häuslichen 
Gemeinſchaft zu verurteilen. Die Frau wandte u. a. ein, das Verlangen ihres 
Mannes nach Herſtellung der Gemeinſchaft ſtelle ſich als ein Mißbrauch ſeines 
Rechts dar. — Nach Beweisaufnahme erkannte das Landgericht nach ihrem 
Antrag auf Abweiſung der Klage. Die Berufung des Mannes wurde ohne 
neue Beweisaufnahme als unbegründet zurückgewieſen. Seine Reviſion wurde 
ebenfalls zurückgewieſen. Aus den Gründen: 
„In Übereinſtimmung mit der Rechtſprechung des Reichsgerichts, 
vgl. das Senatsurteil v. 14. April 1910, IV. 336/09 (teilweiſe abgedr. in Warneyer 
Erg.⸗Bd. Nr. 209) und außer dem dort erwähnten Urteil v. 2. Febr. 1903, 
IW. Beil. S. 44 Nr. 96, noch das Senatsurteil v. 13. Nov. 1905, IV. 245/05, 
geht das Ber.⸗Gericht zutreffend davon aus, daß auch im Fall des § 1571 
Abſ. 2 Satz 2 BGB. der infolge Friſtablaufs eintretende Wegfall eines Schei⸗ 
dungsgrundes das Recht des ſchuldloſen Ehegatten unberührt läßt, gemäß 
§ 1353 Abſ. 2 Satz 1 das Verlangen des andern Ehegatten nach Herſtellung 
der Gemeinſchaft aus dem Grunde abzulehnen, weil ſich das Verlangen als 
Mißbrauch ſeines Rechts darſtelle. Das Ber.⸗Gericht nimmt an, daß dieſer 
Ablehnungsgrund hier in der Tat gegeben ſei, und berückſichtigt dabei, daß 
der wilden Ehe, in der der Kläger mit Agnes K. ſeit der Trennung von der 
Beklagten gelebt hat, lediglich durch deren Tod ein Ziel geſetzt worden ſei, 
daß er ſich um ſeine verlaſſene Frau nicht bekümmert habe und daß er ihr 
gegenüber während des langjährigen Getrenntlebens auch ſeiner Unterhalts- 
pflicht nur durchaus ungenügend nachgekommen ſei. Die Reviſion wirft dem 
Ber.⸗Gericht Verletzung des § 1353 vor. Sie iſt der Anſicht, daß ſich das Ver⸗ 
langen des Klägers nach Herſtellung der häuslichen Gemeinſchaft unter den 
gegebenen Umſtänden nicht als Mißbrauch ſeines Rechts darſtellen könne, und 
betont, daß auf die Verſagung des Unterhalts kein Gewicht gelegt werden 
könne, da nicht dargetan ſei, daß die Beklagte jemals mit Anſprüchen an den 
Kläger herangetreten ſei. Der Angriff geht fehl. Es mag zwar ſein, daß die 
mangelhafte Fürſorge des Klägers für den Unterhalt ſeiner Frau aus dem 
von der Reviſion hervorgehobenen Grunde nicht beſonders ſchwer ins Gewicht 
fällt. Immerhin bleibt beſtehen, daß der Kläger in den langen Jahren, in 
denen er von der Beklagten getrennt lebte, auch für ihren Unterhalt nur höchſt 
unvollkommen geſorgt hat. Davon abgeſehen aber iſt im Ber.⸗Urteil das Haupt⸗ 
gewicht erſichtlich darauf gelegt, daß der Kläger die ganze Zeit hindurch, 
15 Jahre, mit Agnes K. in wilder Ehe gelebt hat und daß dieſem ehebreche- 
riſchen Verhältniſſe lediglich durch deren am 3. Sept. 1911 erfolgten Tod ein 
Ziel geſetzt worden iſt. Wenn das Ber.⸗Gericht namentlich mit Rückſicht darauf 
annimmt, der Beklagten könne die Herſtellung der ihr mit Recht unerträglich 
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erſcheinenden häuslichen Gemeinſchaft nicht zugemutet werden, das Her- 
ſtellungsverlangen des Klägers ſtelle ſich deshalb als Mißbrauch ſeines Rechts 
dar, ſo läßt ſich dieſe Annahme rechtlich nicht beanſtanden. Daß zur Zeit der 
mündlichen Verhandlung vor dem Ber. Gericht das den Stein des Anſtoßes. 
bildende ehebrecheriſche Verhältnis des Klägers ſchon ſeit 2 ½ Jahren nicht 
mehr beſtand und daß von dem inzwiſchen zu vorgerückten Jahren gelangten 
Kläger Eheverfehlungen von der Art, wie er deren früher begangen hatte, 
nicht mehr zu erwarten ſein ſollen, iſt nicht ausſchlaggebend. Vielmehr kann 
hier nur wiederholt werden, was der Senat bereits durch Urteil v. 19. März 
1903 (JW. Beil. S. 71 Nr. 164) ausgeſprochen hat, daß nämlich, wenn ſich der 
Ehemann in ſolch ſchwerer Weiſe gegen die ihm durch die Ehe auferlegten 
Pflichten vergangen hat, der Ablauf einiger Jahre regelmäßig nicht genügt, 
um die Ehefrau zur Wiederaufnahme des Zuſammenlebens zu verpflichten, 
ſondern daß ſich in einem derartigen Fall das Verlangen des Ehemannes nach 
Herſtellung der häuslichen Gemeinſchaft ſo lange als Mißbrauch ſeines Rechts 
darſtellt, bis er dauernd ein Verhalten gezeigt hat, das der Ehefrau die Über— 
zeugung von der Möglichkeit eines guten ehelichen Zuſammenlebens verſchaffen 
kann. Die Sache mag im Streitfall nicht ſo liegen, daß die Beklagte unter 
allen Umſtänden und für alle Zeiten der Zumutung, das eheliche Leben mit 
dem Kläger wieder aufzunehmen, für überhoben zu erachten wäre. Wenn 
ſie aber das Ber.⸗Gericht nach dem, was ſie mit dem Kläger erlebt hat, zurzeit 
nicht für verpflichtet erachtet, ſeinem Herſtellungsverlangen zu entſprechen, 
ſo kann darin ein Rechtsirrtum, insbeſondere eine Verkennung des Weſens 
der Ehe als eines vorwiegend ſittlichen Verhältniſſes und einer über dem 
Willen der Parteien ſtehenden Ordnung, nicht erblickt werden. Nach der Ent- 
ſcheidung des Ber.-Gerichts tritt freilich jetzt ein Zuſtand ein, bei dem einer⸗ 
ſeits eine Scheidungsklage der Beklagten ausgeſchloſſen iſt und anderſeits der 
Kläger die Herſtellung der häuslichen Gemeinſchaft, mindeſtens zurzeit, nicht 
fordern kann. Daß aber ein ſolcher Zuſtand, wie ihn die in andern Rechten 
zugelaſſene Trennung von Tiſch und Bett mit ſich bringt, auch nach den Vor— 
ſchriften des Bürgerl. Geſetzbuchs rechtlich möglich iſt, hat der Senat bereits 
wiederholt (vgl. Urt. v. 20. Dez. 1913, IW. 1914, 35911 und die dort angef. 
älteren Entſcheidungen) anerkannt. — — —“ | 

Urteil des Reichsgerichts (4. Sen.) v. 14. Dez. 1914 in der preuß. Sache 

P. (Kl.) w. P. (OLG. Breslau). IV. 245/14. 


156. Die Frau in Errungenſchaftsgemeinſchaft darf ein erworbenes 
Grundſtück nicht allein als Geſamtgut eintragen laſſen. 
Val. 68 Nr. 237; auch 69 Nr. 247; 70 Nr 40. 
BGB. $% 1519. 1438; GO. $ 22 Abſ. 2. 
Die in Errungenſchaft lebende Ehefrau K. hatte ein Grundſtück für 120 f 
gekauft und, nach ihrer Angabe mit Zuſtimmung ihres Mannes, aus Mitteln 
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des ehelichen Geſamtguts bezahlt. Die Auflaſſungserklärung in der notariellen 
Vertragsurkunde beſagte: Verkäuferin und Käuferin ſeien darüber einig, daß 
das Eigentum auf die Käuferin als eheliches Geſamtgut übergehe, ſie bewilligten 
die Eintragung der Eigentumsveränderung in das Grundbuch. — Der Ein⸗ 
tragungsantrag wurde zurückgewieſen, weil der Ehemann K. dem für das 
Geſamtgut gemachten Erwerb nicht zugeſtimmt habe. Beſchwerde und weitere 
Beſchwerde blieben ohne Erfolg. Aus den Gründen des letzten Beſchluſſes: 

„Nach §§ 1519. 1438 Abſ. 2 BGB. wird was der Mann oder die Frau 
während der Errungenſchaftsgemeinſchaft erwirbt, gemeinſchaftliches Ver— 
mögen beider Ehegatten (Geſamtgut), und zwar kraft Geſetzes; die einzelnen 
Gegenſtände werden gemeinſchaftlich, ohne daß es einer Übertragung durch 
Rechtsgeſchäft bedarf. Die in Errungenſchaftsgemeinſchaft lebende Ehefrau 
kann ohne Zuſtimmung des Mannes Grundſtücke erwerben, ſie kann die Auf— 
laſſung eines Grundſtücks entgegennehmen und ſich auf Grund der Auflaſſung 
in das Grundbuch als Eigentümerin eintragen laſſen (BayObLG. 14, 241). 
Die Ehefrau K. hat jedoch die Auflaſſung nicht für ſich, ſondern für das Geſamt⸗ 
gut entgegengenommen und beantragt, daß das Grundſtück als Geſamtgut, 
alſo auch ihr Ehemann als Eigentümer, in das Grundbuch eingetragen werde. 
Mit Recht wurde dieſer Antrag abgelehnt. 

Das Landgericht gründet ſeine Entſcheidung zunächſt darauf, daß durch 
die Eintragung das Recht des Ehemannes betroffen werde und deshalb nach 
§ 19 GBO. feine Bewilligung zur Eintragung erforderlich ſei. Dies iſt jedoch 
nicht zutreffend. Betroffen wird das Recht des Mannes durch die Eintragung 
nicht; es wird nicht in das Recht des Mannes eingegriffen; das Grundſtück 
wird kraft Geſetzes Geſamtgut. 

Das Landgericht hält den Eintragungsantrag ferner deshalb für un⸗ 
begründet, weil er gegen den § 20 GBO. verſtoße. Nach $ 20 ſei zur Eintragung 
der Auflaſſung erforderlich, daß die Einigung beider Teile erklärt ſei; hier ſei 
aber der andre Teil nicht eine Ehefrau, die für ſich allein, ſondern eine Ehe— 
frau, die nur mit ihrem Manne erwerben wolle und könne; andrer Teil i. S. 
des § 20 ſeien alſo hier Mann und Frau; es ſei alſo Nachweis der Einigung 
von Mann und Frau notwendig. Auch dieſer Begründung kann nicht bei— 
getreten werden. Der § 925 BGB. verlangt zwar die Anweſenheit beider 
Teile bei der Auflaſſung. Das Erfordernis der Anweſenheit ſchließt aber nicht 
die Abgabe der Einigungserklärung durch einen Vertreter aus. Insbeſondere 
iſt es zuläſſig, daß ein Vertreter ohne Vertretungsmacht die Einigungserklärung 
für den Vertretenen abgibt. Deshalb kann, wenn ein Grundſtück von zwei 
Ehegatten zum Miteigentum erworben werden ſoll, der eine von ihnen für 
ſie beide die Auflaſſungserklärung des Verkäufers entgegennehmen; zur Gültig— 
keit der Auflaſſung iſt hier nur erforderlich, daß der bei der Auflaſſung Ver— 
tretene die Entgegennahme der Auflaſſung durch den Vertreter nachträglich 
genehmigt ($ 185 BGB.). 


288 157. Mehrheit von Erben. 


Dagegen iſt der weiter angegebene Grund, der ſich auf $ 22 Abi. 2 GBO. 
ſtützt, zutreffend. Die hier entſprechend anzuwendende Vorſchrift des $ 22 
Abſ. 2 GBO ., wonach die Berichtigung des Grundbuchs durch Eintragung 
eines Eigentümers nur mit Zuſtimmung des Eigentümers erfolgen darf, 
beruht auf der Erwägung, daß niemand ohne ſeinen Willen als Eigentümer 
in das Grundbuch eingetragen werden ſoll. Dieſe Erwägung trifft auch für 
den Fall zu, daß der Mann oder die Frau ein Grundſtück, das Geſamtgut 
wird, erwerben und, bevor ſie ſelbſt als Eigentümer eingetragen ſind, beantragen, 
den andern Eheteil als Miteigentümer zur geſamten Hand einzutragen. Der 
erkennende Senat hat allerdings in dem Beſchluſſe v. 10. Juli 1913 (BayObLG. 
14, 418) ausgeſprochen, daß, da der Frau durch ihre Eintragung nur Vorteil 
und kein Nachteil erwächſt, fie kein Intereſſe daran habe, daß der kraft Ge⸗ 
ſetzes eingetretene Rechtszuſtand im Grundbuch nicht zum Ausdruck komme; 
es dürfe deshalb angenommen werden, daß die Frau mit ihrer Eintragung 
einverſtanden und der Mann von der Frau ſtillſchweigend bevollmächtigt ſei; 
hiernach dürfe der Grundbuchrichter dieſe Bevollmächtigung des Mannes als 
offenkundig annehmen, ſolange er nicht einen Anhaltspunkt für eine gegen- 
teilige Annahme hat. Dieſe Erwägungen treffen aber nicht zu für den Fall, 
daß die Frau den Antrag ſtellt, ihren Mann als Miteigentümer zur geſamten 
Hand einzutragen; denn der Mann haftet dann für alle Verbindlichkeiten, die 
mit dem Grundſtück zuſammenhängen, perſönlich als Geſamtſchuldner (§ 1459 
BGB.); es kann ihm alſo durch die Eintragung ein Nachteil erwachſen, und 
iſt ſtillſchweigende Bevollmächtigung der Frau nicht anzunehmen. Die Aus- 
führung des Landgerichts, daß die einſeitige Erklärung der Ehefrau, der Stauf- 
preis ſei mit Zuſtimmung des Ehemanns aus Mitteln des Geſamtguts bezahlt, 
nicht zum Nachweiſe dafür, daß der Ehemann mit ſeiner Eintragung als Eigen- 
tümer einverſtanden ſei, genüge, iſt vollſtändig zutreffend.“ 

Beſchluß des Oberſten LG. f. Bayern v. 13. Febr. 1914. RIA. 14, 69. 


157. Die Veräußerung eines Erbteils hat dingliche Wirkung, dagegen 
nicht die Weiterveräußerung durch den Erwerber ſämtlicher Erbteile. 
BGB. 89 2033 ff. 925. 

Die Witwe J. war von ſechs Kindern zu je / beerbt worden. Die ſechs 
Kinder verkauften ihre Erbteile durch notarielle Verträge an den Kaufmann B. 
und dieſer veräußerte die „geſamte Erbſchaft“ weiter an Frau K. Dieſe be- 
antragte beim Grundbuchamt, ſie als Eigentümerin des zum Nachlaß gehörigen 
Grundſtücks einzutragen. Der Antrag wurde abgelehnt und Beſchwerden 
blieben erfolglos. — Aus den Gründen: 

„Die Antragſtellerin iſt der Anſicht, daß ſie das Eigentum an dem Grund- 
ſtück außerhalb des Grundbuchs durch Übereignung der Ilſchen Erbteile jei- 
tens des B. erworben habe, und begehrt die Berichtigung des Grundbuchs. 
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Dieſe Auffaſſung der Antragſtellerin iſt unzutreffend. Nach § 1922 Abſ. 2 BGB. 
finden auf den ‚Anteil eines Miterben (Erbteil) die ſich auf die Erbſchaft 
beziehenden Vorſchriften Anwendung. Von dieſem Grundſatze macht der 
8 2033 Abſ. 1 Satz 1 BGB. eine wichtige Ausnahme. Während eine Verfügung 
über die Erbſchaft als Ganzes mit dinglicher Wirkung nicht ſtattfindet, kann 
jeder Miterbe über ſeinen Anteil an dem Nachlaſſe — mit dinglicher Wirkung — 
verfügen. Dieſe Regelung beruht auf einem Beſchluſſe der 2. Kommiſſion. 
Die Protokolle der Kommiſſion 2. Leſung (5, 838) führen aus: 

Für die Zulaſſung einer dinglichen Verfügung über den Anteil ſprächen bei 
der Erbengemeinſchaft erhebliche Gründe. Die Gemeinſchaft ſei hier nicht wie 
bei der Geſellſchaft und der ehelichen Gütergemeinſchaft auf die Dauer beſtimmt, 
ſondern vorübergehend und keine jo enge wie bei der Ehe. Gegen das Ein- 
dringen eines unwillkommenen Genoſſen biete das Verkaufsrecht eine Abwehr. 
Die Zuläſſigkeit der Übertragung ermögliche dem einzelnen Miterben eine Ver— 
wertung ſeines Anteils und mildere ſomit die Härten der Erbengemeinſchaft. 
Es müßten daher des praktiſchen Bedürfniſſes wegen die juriſtiſchen Schwierig— 
keiten überwunden und auch die anſcheinende Inkonſequenz in den Kauf ge— 
nommen werden, daß der Univerſalerbe nicht imſtande ſei, über die ihm an⸗ 
gefallene Erbſchaft dinglich zu verfügen, der Miterbe aber bezüglich ſeines An— 
teils dies könne. 

Wie im einzelnen die Rechtsſtellung des Erbteilserwerbers konſtruktiv 
zu erklären und zu kennzeichnen iſt, iſt ſtreitig (Nachw. bei Leonhard Erbr. 
Anm. IIe zu § 2033), bedarf hier aber keiner abſchließenden Erörterung. 
Jedenfalls tritt der Erbteilserwerber auf Grund der dinglichen Übereignung 
materiell in die Rechte des veräußernden Teilerben ein (RCEntſch. 64, 177). 
Deshalb iſt auch die Folgerung nicht abzulehnen, daß der Erwerber ſämtlicher 
Erbteile das zum ungeteilten Nachlaß gehörende Grundſtück außerhalb des 
Grundbuchs zu Eigentum erwirbt (vgl. Güthe GBO. § 36 Anm. 80). Mit 
Recht iſt deshalb das Landgericht davon ausgegangen, daß B. durch den Er⸗ 
werb ſämtlicher Erbteile Eigentümer des Nachlaßgrundſtücks geworden ſei. 
Das Landgericht iſt trozdem zur Zurückweiſung der Beſchwerde gelangt, 
weil B. das Grundſtückseigentum ſeinerſeits nicht durch Weiterübertragung 
der J. ſchen Erbteile, ſondern nur nach Maßgabe der §8 873. 925 BGB. an die 
Beſchwerdeführerin übertragen könne. Ein Rechtsirrtum iſt hierin nicht zu 
erblicken. 

Gegen die Zuläſſigkeit der Weiterübertragung eines durch Kauf erwor⸗ 
benen Erbteils können allerdings mit Rückſicht auf $ 2037 BGB. an ſich Be⸗ 
denken nicht geltend gemacht werden. Es iſt jedoch folgendes zu erwägen. 
Erwirbt ein Miterbe ſämtliche Erbteile, ſo wird dadurch die Erbengemeinſchaft 
aufgehoben (K GJ. 35A, 76). Gemäß § 2032 Abſ. 2 BGB. iſt deshalb für die 
Anwendbarkeit der §8 2033 bis 2041 BGB. kein Raum und daraus folgt, 
daß dieſer Miterbe und Erbteilserwerber zur dinglichen Verfügung über An⸗ 
teile an der Erbſchaft nicht mehr in der Lage iſt, dinglich vielmehr nur noch 
über einzelne Nachlaßgegenſtände verfügen und ſich in Anſehung = Erbſchaft 


Seufferts Archiv 70. 3. Folge Bd. 15 Heft 7. 
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als Ganzes oder einzelner Bruchteile an ihr nur ſchuldrechtlich binden kann. 
Es beſteht kein ausreichender Anlaß, inſofern den Erbteilserwerber günſtiger 
zu ſtellen, wenn er nicht Miterbe, ſondern eine erbfremde Perſon iſt. Die 
Vorſchrift des § 2033 Abſ. 1 Satz 1 BGB. iſt, wie die mitgeteilte Entſtehungs⸗ 
geſchichte ergibt, eine durch praktiſche Erwägungen gerechtfertigte Sonder- 
beſtimmung. Die Härten der Erbengemeinſchaft, deren Milderung durch die 
Ermöglichung der Verwertung des Erbteils erſtrebt wurde, beſtehen für den⸗ 
jenigen, der die aus der Erbenſtellung erwachſenen materiellen Rechte ſämt⸗ 
licher Miterben in ſeiner Perſon vereinigt, nicht; denn er iſt kraft des Erwerbs 
ſämtlicher Erbteile in der Lage, über die zur Erbſchaft gehörenden einzelnen 
Gegenſtände dinglich zu verfügen. Ein Bedürfnis für die ausdehnende Aus⸗ 
legung des $ 2033 Abſ. 1 Satz 1 BGB. kann deshalb für dieſen Fall nicht 
anerkannt werden.“ 
Beſchluß des KG. zu Berlin v. 19. Febr. 1914. RIA. 14, 71. 


158. Der Abſchlußagent haftet dem Dritten auch bei Überſchreitung 
ſeiner Vollmacht. 
(Vgl. 60 Nr. 214.) 
HGB. 5 85; BGB. $ 179. 

Der in Hamburg wohnende Beklagte war Handlungsagent der in London 
anſäſſigen Nebenintervenientin. Er erhielt am 1. Okt. 1912 morgens von ihr 
ein Drahtangebot über 1000 Ballen Jute mit dem Zuſatz, daß eine beſtimmte 
Antwort morgen 11 Uhr dort ſein müſſe. Beklagter verkaufte die Ware an 
die Klägerin und drahtete dies nach London. Das Telegramm war in Ham⸗ 
burg um 112° abgegangen und um 15° Londoner Zeit bei der Nebeninter- 
venientin angelangt. Dieſe hatte inzwiſchen die Ware anderweitig verkauft 
und wollte den Abſchluß mit der Klägerin wegen des verſpäteten Eingangs 
der Annahmemitteilung des Beklagten nicht gelten laſſen. Infolgedeſſen hatte 
ſich die Klägerin anderweitig eingedeckt, nach ihrer Behauptung zu einem 
höheren als dem ihr bewilligten Preiſe. Dieſe 3660,70 e verlangte ſie von 
dem Beklagten erſetzt. — In 1. Inſtanz wurde die Klage abgewieſen, in 2. In⸗ 
ſtanz wurde ſie dem Grunde nach für berechtigt erklärt. Aus den Gründen 
des Ber.⸗Urteils: 

„— — — Nicht zu folgen iſt dem Landgericht darin, daß $ 85 HGB. 
hier zur Anwendung zu gelangen habe. Das Handelsgeſetzbuch ſtellt im $ 84 
Vermittelungs- und Abſchlußagenten unter die gemeinſamen Vorſchriften über 
Handlungsagenten. $ 85 ift aber eine Sonderbeſtimmung für den Vermitte⸗ 
lungsagenten, die als ſolche eng auszulegen iſt; 

RGeEntſch. 51, 150 (auch Seuffü. 57 Nr. 248); 60, 188. 
Daraus folgt, daß ſie nur dann auf Agenten angewandt werden darf, wenn 
dieſe für den betreffenden Fall nur eine Vermittelungsvollmacht beſaßen. 
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Wenn der Beklagte nun auch ſonſt Vermittelungsagent der Nebenintervenientin 
geweſen ſein mag, ſo iſt er vorliegendenfalls doch Abſchlußagent mit der Maß⸗ 
gabe geweſen, daß ſein Abſchluß um 11 Uhr Londoner Zeit der Nebeninter⸗ 
venientin bekannt ſein mußte. Da die Drahtmeldung verſpätet abgeſandt 
worden iſt, überſchritt er durch den Abſchluß ſeine Vollmacht als Abſchlußagent. 
Er iſt nach Überſchreitung feiner Spezialabſchlußvollmacht aber nicht etwa als 
Vermittelungsagent zu behandeln. Mit dem Ablauf der Friſt war ſeine Voll⸗ 
macht für das vorliegende Geſchäft überhaupt erledigt; es blieb dann keineswegs 
eine Vermittelungsvollmacht übrig. 

Daß $ 85 auf den vorliegenden Fall nicht Anwendung finden kann, ergibt 
ſich ohne weiteres aus dem Sinn dieſer Vorſchrift. Sie ſoll den Dritten ſchützen, 
der mit einem Vermittelungsagenten ein Geſchäft abſchließt ohne zu wiſſen, 
daß ſich die Vollmacht lediglich auf die Vermittelung beſchränkt. Der Geſetz⸗ 
geber ſagt ſich, daß, wenn ein Vermittelungsagent unbefugterweiſe abſchließt, 
der Geſchäftsherr, der das erfährt, ohne weiteres die Überſchreitung der Voll⸗ 
macht erkennen kann und darum unverzüglich dem Dritten, der geſchützt werden 
ſoll, die Ablehnung anzeigen ſoll, widrigenfalls ſeine Zuſtimmung zu dem 
zunächſt unbefugten Abſchluß angenommen wird. Hier aber durfte der Be⸗ 
klagte abſchließen; und aus ſeinem Telegramm konnte die Nebenintervenientin 
garnicht erkennen, ob er der Klägerin die Begrenzung ſeiner Abſchlußvoll⸗ 
macht mitgeteilt hatte. Schon deshalb wäre es durchaus unbillig, die Neben⸗ 
intervenientin an das Geſchäft zu binden, weil ſie nicht ſofort die Ablehnung 
der Klägerin mitgeteilt hat — wie ja auch das Landgericht ganz offen aus⸗ 
ſpricht, daß ſeine Auffaſſung nicht nur eine Härte enthält, ſondern auch der An⸗ 
ſchauung der Handelskreiſe widerſpricht. 

Mithin iſt der $ 85 HGB. nicht anzuwenden, ſondern der Beklagte haftet 
der Klägerin nach § 179 Abſ. 1 BGB. für den ihr durch die Eindeckung zu einem 
höheren als dem ihr von der Nebenintervenientin bewilligten Preiſe entſtan⸗ 
denen Schaden. Dieſer Haftung kann der Beklagte nicht dadurch entgehen, 
daß er ein Verſchulden ſeinerſeits beſtreitet, da ein ſolches bei einem Handeln 
ohne Vertretungsmacht nicht vorausgeſetzt wird. Von einer Anwendung des 
§ 179 Abſ. 2 BGB. kann nicht die Rede ſein, da der Beklagte den Mangel 
ſeiner Vertretungsmacht ſehr wohl gekannt hat. — — —“ 

Urteil des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) v. 1. Dez. 1914 in der Hamburger 

Sache Berl. Jute⸗Sp. und W. w. St. Bf. VI. 201/14. A- d. 


159. Undeutliches Datum eines Wechſels. 
Vgl. 46 Nr. 119. 
WO. Art. 4“. b 
Der Beklagte haftet deshalb nicht, weil ſich ſein Akzept auf einer Ur⸗ 
kunde befindet, die kein Wechſel iſt, und weil es ihn deshalb nicht verpflichtet, 
21* 
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während irgend ein andrer Klagegrund als der der Wechſelakzeptierung nicht 
in Frage kommt. Ein Wechſel iſt nur vorhanden, wenn in der Wechſelurkunde 
die Angabe des Jahres der Wechſelausſtellung enthalten iſt (WO. Art. 4). 
An Stelle dieſer Angabe aber enthält die vom Kläger vorgelegte Urkunde 
infolge von Veränderungen, die bei der Ausſtellung oder ſpäter vorgenommen 
ſind, ein zifferähnliches Gebilde, das verſchiedener Deutung fähig iſt und u. a. 
als 1907, 1913 oder 1909 geleſen, nur nicht mit irgendwelcher Sicherheit 
geleſen werden kann. Die Urkunde ſteht darnach auf derſelben Stufe wie eine 
Urkunde, die überhaupt kein Jahr angibt, oder wie eine, die mehrere Jahre 
nebeneinander angibt und deshalb unſtreitig kein gültiger Wechſel iſt. Es 
kommt auch nicht darauf an, daß der Schreiber oder Fälſcher ein Jahr hat 
angeben wollen. Denn die Urkunde muß die Angabe des Jahres enthalten 
(WO. Art. 46) und fie enthält ſie nicht, wenn an ihrer Stelle etwas ſteht, was 
lediglich nach der Abſicht des Verfertigers das Jahr bezeichnen ſoll, während 
dieſes in der Tat daraus nicht erſehen werden kann und weiter nichts vorliegt, 
als das Ergebnis eines fehlgeſchlagenen Verſuchs, das Jahr anzugeben. 

Nur ſo aufgefaßt wird das hier erörterte Wechſelerfordernis dem Zweck 
gerecht, der in der Urkunde niedergelegten Wechſelverpflichtung eine Beſtimmt— 
heit zu geben, die ihr infolge der Loslöſung vom Schuldgrunde im übrigen 
abgeht. Welchen Wert zahlenähnliche Gebilde auf der Urkunde haben ſollen, 
wenn man daraus eine Zahl nicht entnehmen kann, wäre überhaupt nicht zu 
verſtehen. Abgelegen und nicht zum Vergleich geeignet iſt die Frage, ob die 
Unterſchrift leſerlich ſein muß. Die Unterſchrift weicht gerade, wenn ſie durch 
ihre Eigentümlichkeit den Unterzeichner beſonders deutlich feſtlegt, notwendig 
von den üblichen und am beſten leſerlichen Schreibformen ab, und daß bei 
dem Erfordernis der Unterſchrift (Nr. 5 des Art. 4) und dem Erfordernis der 
Nr. 6 Zwecke verfolgt werden, die ſich nicht decken, läßt ſchon die Verſchieden⸗ 
heit in der Faſſung des Geſetzestextes erkennen. 

Iſt hiernach dafür zu halten, daß eine gültige Wechſelurkunde nicht vorliegt, 
ſo iſt als weſentlich noch hinzuzufügen, daß es ſich nicht nur handelt um Schwie— 
rigkeiten der Deutung, ſondern daß auch jetzt, nachdem die Verſuche und 
Ergebniſſe des Sachverſtändigen J. vorliegen, nicht geſagt werden kann, 
welches das Ausſtellungsjahr iſt. 

Urteil des OLG. zu Celle (4. Sen.) v. 23. Jan. 1915 i. S. Z. w. W. 

5 U. 297/14. Lt. 


160. Auslegung einer vereinbarten vierteljährlichen Kündigung. 
Gew. $ 133 a; BGB. §s 157. 622. 

Mit Recht hebt das Landgericht hervor, daß der Kläger zu denjenigen 
gewerblichen Angeſtellten gehört, deren Vertragsverhältnis durch $ 133a GewO. 
geordnet iſt. Darnach kann das Dienſtverhältnis, wenn nicht etwas andres 
verabredet iſt, von jedem Teil mit Ablauf des Kalendervierteljahrs nach einer 
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ſechs Wochen vorher erklärten Kündigung aufgehoben werden. Mithin iſt für 
die nicht bloß vorübergehend beſchäftigten, mit der Leitung oder Beaufſich⸗ 
tigung des Betriebes oder Betriebsteils betrauten gewerblichen Angeſtellten 
die Aufhebung des Vertrages zum Schluß des Kalendervierteljahrs das regel⸗ 
mäßige. Für fie gilt alſo dasſelbe, was $ 622 BGB. für die Auflöſung des 
Dienſtverhältniſſes der gegen feſte Bezüge für Dienſte höherer Art angenom- 
menen Perſonen beſtimmt. Dieſe Regelung entſpricht einem allgemeinen 
Bedürfnis des Wirtſchaftslebens namentlich in den in Betracht kommenden 
gewerblichen Kreiſen. Sowohl für die Inhaber der gewerblichen Betriebe 
als auch für die Angeſtellten iſt es von großer Wichtigkeit, daß ſich der Wechſel 
in der Beſetzung der Stellen zu beſtimmten Zeiten vollzieht. Denn auf dieſe 
Weiſe wird einerſeits vermieden, daß freigewordene Stellen in Ermangelung 
von Bewerbern zeitweilig unausgefüllt bleiben und ſo durch das Fehlen von 
Arbeitskräften Störungen in den Betrieben eintreten, anderſeits, daß die 
aus einem Dienſtverhältnis ausgeſchiedenen Angeſtellten für längere oder 
kürzere Zeit eine Beſchäftigung nicht zu finden vermögen, Folgen, welche für 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer gleich unerwünſcht ſind. Für dieſe Kreiſe iſt 
alſo die geſetzliche Einführung des Kalendervierteljahrsſchluſſes als Kündigungs⸗ 
ziels von derſelben weſentlichen Bedeutung. 

Die ſich aus dem Geſetz ergebende Folge tritt jedoch nur ein, wenn nicht 
abweichendes vereinbart iſt. Das trifft nun im vorliegenden Falle zu, da die 
Parteien „vierteljährliche Kündigung“ miteinander ausgemacht haben. Selbſt⸗ 
verſtändlich iſt das nicht wörtlich in dem Sinn zu nehmen, daß ſich die Kün⸗ 
digung vierteljährlich wiederholen darf, ſondern ſo gemeint, daß die Kün— 
digungsfriſt eine vierteljährige ſein ſoll. Die Abrede hierüber hat ſomit an 
und für ſich die im $ 133a GewO. gegebene Vorſchrift außer Kraft geſetzt. 
Für die Bedeutung, welche der Abmachung innewohnt, iſt aber zu berückſich— 
tigen, daß entſprechend dem geſetzlichen Zuſtande für die in Betracht kommen⸗ 
den Vertragsverhältniſſe die Kündigung überwiegend zum Schluß des Ka⸗ 
lendervierteljahrs ſtattfindet. Beſteht indes eine vorherrſchende Übung dieſer 
Art, ſo muß beim Fehlen einer beſonderen Beſtimmung durch die Beteiligten 
angenommen werden, daß die Parteien jener Übung gefolgt ſind und die 
von ihnen getroffene Vereinbarung der vierteljährigen Kündigung damit in 
Einklang ſteht. Das führt zu dem Ergebnis, daß auch vom Standpunkt der 
Parteien aus die von ihnen vorgeſehene Kündigungsfriſt mit dem Ablauf 
des Kalendervierteljahrs enden und auf dieſen Zeitpunkt hin eine Kündigung 
ihre Wirkung üben ſollte. 

Urteil des OLG. zu Celle (4. Sen.) v. 16. Dez. 1914 i. S. St. w. B. 

5 U. 239/14. Lt. 
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II. Verfahren. 


161. Heilung der mangelnden örtlichen Zuſtändigkeit durch Über- 
ſiedelung des Beklagten nach der Klagerhebung. 
Vgl. 58 Nr. 177. 
3 PO. 88 13. 2632. 

Die Klagepartei verlangte von der Beklagten, Frau Karoline B., mit 
der am 5. Febr. 1914 zum LG. München I erhobenen Klage die Zahlung 
eines Saldobetrages von 1435 / für in der Zeit vom 13. Aug. bis zum 12. Dez. 
1913 gelieferte Waren. Die Beklagte erhob die Einrede der örtlichen Unzu⸗ 
ſtändigkeit des angegangenen Gerichts und verweigerte die Verhandlung zur 
Hauptſache. Das Landgericht nahm auf Grund der Beweisaufnahme an, daß 
durch die in der Klage behaupteten Beſtellungen Verbindlichkeiten im Ge— 
werbebetrieb der unter der Firma Holzwaren- und Kiſtenfabrik H. zu gründen⸗ 
den off. Handelsgeſellſchaft, an der die Beklagte als Geſellſchafterin beteiligt 
iſt, entſtanden und daß bereits ſeit Anfang Auguſt 1913 dauernde Einrichtungen 
zum Betriebe dieſes Unternehmens in H. getroffen geweſen ſeien, daß ſonach 
ſchon damals in H. eine gewerbliche Niederlaſſung beſtanden habe, während 
erſt Mitte September 1913 die Beklagte ihren Wohnſitz in München aufgegeben 
habe, und daß daher gemäß § 269 Abſ. 2 BGB. nicht München, ſondern nur 
H. (Landgerichts Traunſtein) als Erfüllungsort in Betracht kommen könne. 
Das Gericht verneinte aus dieſen Erwägungen ſeine Zuſtändigkeit und wies 
die Klage „von hier“ ab. In 2. Inſtanz wurde dieſes Urteil aufgehoben, die 
Einrede der Unzuſtändigkeit des Gerichts verworfen und die Sache zur wei⸗ 
teren Verhandlung an das Gericht 1. Inſtanz zurückverwieſen. Aus den 
Gründen: 

„Nach Anſicht des Ber.⸗Gerichts kann es dahingeſtellt bleiben, ob zur 
Zeit der Klagerhebung eine gewerbliche Niederlaſſung der Beklagten in H. 
beſtanden hat oder nicht. Jedenfalls beſteht, wie nach dem Ergebnis der Ver⸗ 
handlung anzunehmen iſt, eine ſolche nicht mehr. Auf Grund der vorgelegten 
amtlichen Beſtätigungen vom 6. und 10. Nov. 1914 ſteht zur vollen Über- 
zeugung des Gerichts feſt, daß die Beklagte und ihr Ehemann mindeſtens 
ſeit der Zeit der Ausſtellung dieſer Beſtätigungen ihren Wohnſitz nicht mehr 
in H., ſondern wieder in München haben. Nach § 263? ZPO. hat nun zwar 
die durch die Erhebung der Klage begründete Rechtshängigkeit der Streitſache 
die Wirkung, daß die Zuſtändigkeit des Prozeßgerichts durch eine Verände⸗ 
rung der ſie begründenden Umſtände nicht berührt wird. Allein dieſe Beſtim⸗ 
mung gilt nicht für den umgekehrten Fall, daß nämlich zur Zeit der Klag⸗ 
erhebung das angegangene Gericht unzuſtändig geweſen war. In dieſem Falle 
kann vielmehr die anfangs fehlende Zuſtändigkeit des Gerichts durch nachträg⸗ 
lich eingetretene Umſtände hergeſtellt werden. Der früher vertretenen Anſicht 
(ſ. die älteren Auflagen von Gaupp⸗Stein), wonach die rechtliche Bedeutung 
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der Vorſchrift des § 263? ZPO. über ihren Wortlaut dahin auszudehnen ſei, 
daß das zur Zeit der Klagerhebung unzuſtändige Prozeßgericht nicht nachträglich 
die Zuſtändigkeit erlangen könne, kann nicht beigepflichtet werden. Gegen die 
Richtigkeit dieſer Anſicht ſpricht ſchon die Zuläſſigkeit einer nachträglichen 
ſtillſchweigenden oder ausdrücklichen Zuſtändigkeitsvereinbarung, abgeſehen von 
den Ausnahmefällen des § 40 Abſ. 2 ZPO. Die Anſicht würde auch bei einer 
Sachlage wie der vorliegenden dazu führen, daß der nämliche Klaganſpruch 
ſogleich mittels neuer Klage bei dem Gericht geltend gemacht werden könnte, 
deſſen örtliche Zuſtändigkeit nur deshalb verneint worden war, weil ſie bei 
der Zuſtellung der erſten Klage gefehlt hatte. Dieſes Ergebnis wäre jedoch 
praktiſch unbefriedigend und auch unvereinbar mit dem Beſtreben der Zivil⸗ 
prozeßordnung, die Zahl der Prozeſſe zu vermindern. Wenn ferner auch die 
Entſcheidung des Reichsgerichts v. 8. Juli 1902 (Entſch. 52, 136 und in Seuff A. 
58 Nr. 177) nur den Fall betrifft, daß der Beklagte bereits vor der erſten 
mündlichen Verhandlung, wenn auch nach der Klagezuſtellung, ſeinen Wohnſitz 
in den Bezirk des angerufenen Gerichts verlegt hat, ſo iſt doch in keiner Weiſe 
erſichtlich, warum die ſpätere Heilung der örtlichen Unzuſtändigkeit des Prozeß⸗ 
gerichts nur unter der gedachten Einſchränkung zuläſſig fein ſollte. Im Gegen— 
teil iſt nach dem allgemeinen Rechtsgrundſatz, der in der Reichsgerichtsentſchei— 
dung zum Ausdruck gelangt, davon auszugehen, daß das zur Zeit der Klage⸗ 
zuſtellung unzuſtändige Gericht die Zuſtändigkeit gewinnen kann durch nach⸗ 
trägliche Veränderung der Umſtände, ſofern ſie vor Schluß der mündlichen 
Verhandlung, auf die das Urteil ergeht, geltend gemacht werden, und nach 
§ 525 ZPO. auch noch in der Ber. ⸗Inſtanz. 

Vgl. die Komm. zur ZPO. von Gaupp⸗Stein!“ Note IV zu 5 263; Skonietzki- 
Gelpcke $ 263 Anm. 12; Foerster⸗Kann? § 263 Anm. 4 und Seuffert u $ 263 
Anm. II S. 407; OL GRſpr. 5, 112; KGBl. 16, 96; a. A. KGBl. 14, 77; 
OLG Rſpr. 15, 117; ſ. ferner Jaeger Zeitſchr. f. Rechtspfl. in Bayern 1905, 43 
Note 1; auch OL GRſpr. 13, 72; 20, 331. 

Aus dem vorſtehend Ausgeführten folgt für den gegenwärtigen Streitfall, daß 
die urſprünglich etwa gegeben geweſene Unzuſtändigkeit des LG. München I 
nunmehr als geheilt anzuſehen iſt ($ 269 BGB.; $ 13 ZP O.).“ 

Urteil des OLG. München (1. Sen.) v. 7. Mai 1915 i. S. W. w. B. 

L. 974/14. F—2. 
162. Gegen den Koſtenfeſtſetzungsbeſchluß aus dem, einen Tauſch— 
vertrag für nichtig erklärenden Urteil kann nicht aufgerechnet werden 

mit dem Bereicherungsanſpruch aus dem nichtigen Geſchäft. 
Vgl. 69 Nr. 135 m. N. 
3 PO. 88 104. 767. 797 Abi. 4; BGB. $ 387. 

Die Vollſtreckungsgegenklage des § 767 Abſ. 1 ZPO. iſt auch gegenüber 
Koſtenfeſtſetzungsbeſchlüſſen zuläſſig; 

Stein PO. e Bem. II 5 zu $ 104; RGeEntſch. 45, 343; 62, 189. 
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Auch die Entſcheidung des Reichsgerichts v. 25. Jan. 1911 (Entſch. 75, 199) 
ſteht nicht auf dem gegenteiligen Standpunkt. 

Die Frage, ob $ 797 Abſ. 4 ZPO. auch auf Koſtenfeſtſetzungsbeſchlüſſe 
anwendbar ſei, wird von der herrſchenden Lehre mit Recht verneint (Seuff A. 69 
Nr. 135). Demgemäß unterliegt auch die Vollſtr.-Gegenklage gegen Koſten⸗ 
feſtſetzungsbeſchlüſſe der beſchränkenden Vorſchrift des § 767 Abſ. 2; es können 
daher Einwendungen gegen einen ſolchen Beſchluß, die ſchon in der Verhand— 
lung vor dem grundlegenden Koſtenurteil vorgebracht werden konnten, nach— 
träglich nicht mehr geltend gemacht werden (RGEntſch. 62, 189). 

Beſtritten iſt, ob die Aufrechnung mit den durch Koſtenfeſtſetzungsbeſchluß 
feſtgeſetzten Koſten ſchon vor der Erlaſſung des die Koſtenpflicht regelnden 
Urteils möglich ſei. Auch wenn man der Anſicht beitritt, daß der Anſpruch 
auf Erſtattung der Prozeßkoſten (wenigſtens bedingt) ſchon mit dem Beginn 
der gerichtlichen Rechtsverfolgung, nicht erſt durch das die Koſtenpflicht regelnde 
Urteil entſtehe (JW. 1895, 504), wird die Frage im Hinblick auf §§ 387. 388 
Satz 2 BGB. zu verneinen ſein; 

Seuff A. 69 Nr. 135; OL GRſpr. 16, 293; vgl. auch JW. 1913, 339. 
Für den vorliegenden Fall bedarf es übrigens einer Entſcheidung dieſer Frage 
garnicht. Denn die Forderung, mit welcher die Beklagten aufrechnen, war 
zur Zeit der Erlaſſung des die Koſtenpflicht regelnden Urteils v. 3. Nov. 1911, 
wodurch der Anweſenstauſchvertrag zwiſchen den Parteien für nichtig erklärt 
wurde, keinesfalls bereits zur Entſtehung gelangt. Dieſe Forderung ſtützt ſich 
auf § 812 BGB. Bei der Frage, ob und in welchem Umfange jemand durch 
ein nichtiges Rechtsgeſchäft auf Koſten eines andern ungerechtfertigt bereichert 
ſei, muß die geſamte Vermögenslage des Empfängers, nicht nur ein einzelner 
wirtſchaftlich bedeutſamer Vorgang in Betracht gezogen werden; erforderlich 
iſt dabei eine Vergleichung des Vermögensſtandes des Herausgabepflichtigen 
zur Zeit des Empfangs der Leiſtung und zur Zeit der Rechtshängigkeit des 
Bereicherungsanſpruchs (RGeEntſch. 75, 362). Es liegt auf der Hand, daß die 
Beklagten in dem Zeitpunkte, in welchem der Tauſchvertrag für nichtig 
erklärt wurde, noch nicht geltend machen konnten, daß und in welchem Um— 
fange der Gegner infolge der Nichtigkeit dieſes Vertrags auf ihre Koſten un⸗ 
gerechtfertigt bereichert ſei. Die Vorſchrift des § 767 Abſ. 2 ZPO. ſteht alſo 
der Klage nicht entgegen. — — — 

Urteil des OLG. München (1. Sen.) v. 10. Juli 1914 i. S. Sch. w. K. 

L. 502/12. P. 


163. Vorausſetzung der Klage auf künftige Leiſtung nach $ 259 SPO. 
Vgl. 57 Nr. 198. 
BRD. $ 259. 
Der Hausbeſitzer K. erhob im Januar 1915 gegen die bei ihm zur Miete 
wohnenden Eheleute R. Klage auf Bezahlung eines am 1. Jan. 1915 fällig 
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geweſenen Mietbetrags zu 325 K und einer am 1. April 1915 fällig werdenden 
Miete nebſt Mietentſchädigung im Geſamtbetrag von 455 „. Hinſichtlich der 
455 f behauptete Kläger, die Beklagten ſeien auch mit den am 1. Juli und 
1. Okt. 1914 fällig geweſenen Vierteljahrsmieten im Rückſtand und es ſei daher 
Beſorgnis i. S. des § 259 ZPO. gerechtfertigt. Im Verhandlungstermin 
erkannte der Prozeßbevollmächtigte des Beklagten die Klaganſprüche an. — 
Das Landgericht verurteilte die Beklagten, 325 % ſofort und 455 #4 am 
1. April 1915 zu bezahlen, ſowie die Hälfte der Streitkoſten zu tragen, wäh⸗ 
rend es die andre Hälfte dem Kläger überbürdete. Auf Berufung des Klägers 
wurden die Beklagten in ſämtliche Koſten verurteilt. Bei der Verhandlung 
vor dem Ber.⸗Gericht am 20. April hatte der Vertreter des Klägers nach— 
gewieſen, daß die Beklagten wegen der am 1. Jan. 1915 fällig gewordenen 
325 „ es hatten zur Pfändung kommen laſſen, auch unter Widerſpruch der 
Beklagten behauptet, daß die am 1. April 1915 fällig gewordenen 455 KH 
ebenfalls nicht bezahlt ſeien, ſo daß auch wegen dieſes Betrages am 2. April 
1915 habe gepfändet werden müſſen. — Aus den Gründen des Ber. Urteils: 

„Die Entſcheidung im Koſtenpunkt konnte ſelbſtändig angefochten werden, 
da die Hauptſache durch eine auf Grund eines Anerkenntniſſes ausgeſprochene 
Verurteilung erledigt worden iſt ($ 99 Abſ. 2 ZPO.). 

Bei ſachlicher Würdigung der Berufung verkennt das Ber.-Gericht nicht, 
daß in Rechtslehre und Rechtſprechung, 

jo Seuffert ZPO. u 8 259 N. 1a; Stein ZPO. 0 8259 II; auch Freudenthal ZPO. 

§ 259 A. 6 und in der Rechtſprechung OL GRſpr. 5, 163; Recht 1903, 6083120, 
die Anſicht vertreten wird, eine Klage aus § 259 ZPO. ſei nicht ſchon gerecht⸗ 
fertigt bei ſchlechter Vermögenslage und vorausſichtlicher Zahlungsunfähigkeit 
des Schuldners, ſondern erſt dann, wenn aus dem Verhalten des Schuldners 
der Schluß gezogen werden dürfe, daß er bei eintretender Fälligkeit der Forde⸗ 
rung nicht werde leiſten wollen. Dieſe Anſicht ſcheint auch durch den Wort⸗ 
laut des § 259 ZPO., ‚daß Schuldner ſich der rechtzeitigen Leiſtung ent- 
ziehen werde“, Unterſtützung zu finden. Anderſeits iſt in der Rechtſprechung 
die Anſicht zum Ausdruck gekommen, daß jene Worte überhaupt gleichbedeu- 
tend ſeien mit ‚nicht rechtzeitig leiſten werden“, und daß die gegründete Be⸗ 
ſorgnis, der Schuldner werde ſeiner Leiſtungspflicht zur Zeit der Fälligkeit 
nicht freiwillig nachkommen, ſondern der Gläubiger werde die Leiſtung erſt 
durch Klage erzwingen müſſen, oder auch ſchon der Umſtand, daß der im Lei⸗ 
ſtungsverzug befindliche Schuldner zur Leiſtung ſich habe verurteilen laſſen, 
zur Klageſtellung nach $ 259 ZPO. genüge (vgl. Seuff A. 57, 198; OL GRſpr. 
15, 265; 20, 312). 

Das Ber.⸗Gericht glaubt der letzteren Anſicht, als der dem Zweck des 
§ 259 mehr entſprechenden, ſich anſchließen zu ſollen. Insbeſondere ſtimmt 
das Ber.⸗Gericht dem OLG. Celle zu, das in einer Entſcheidung v. 15. Febr. 
1907 (OL GRſpr. 15, 265) ausführt: 
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Das LG. habe dem Kläger die Koſten auferlegt, weil die Zahlungs- 
ſchwierigkeit des Beklagten für ſich allein noch nicht die nach $ 259 ZPO. er- 
forderliche Beſorgnis begründe, vielmehr mit Rückſicht auf die Worte ‚fi ent- 
ziehen werde“ der Nachweis einer Böswilligkeit des Schuldners erforderlich ſei. 
Für ſo engbegrenzt könne jedoch die Zuläſſigkeit der Klage aus § 259 nicht 
erachtet werden. Sei die Klage aus § 259 gerechtfertigt geweſen, jo leuchte 
ein, daß der Beklagte ſeine Koſtenpflicht nicht durch Anerkennung des Klag— 
anſpruchs abwenden konnte; andernfalls würde der Gläubiger die ihm durch 
$ 259 gewährte Vergünſtigung in den meiſten Fällen nur mit der Belaſtung 
durch die Prozeßkoſten erkaufen können. 

Als der fällige Mietzins für das letzte Vierteljahr 1914 und die am 1. April 
1915 fällig werdenden Beträge eingeklagt wurden, waren die Beklagten mit 
zwei früheren Mietbeträgen im Rückſtand. Unter dieſen Umſtänden haben 
lie dem Kläger genügenden Anlaß zur Stellung der Klage aus $ 259 ZPO. 
gegeben. Dazu kommt aber, daß auch ihr Verhalten nach Erlaſſung des land— 
gerichtlichen Urteils die Beſorgnis des Klägers als gerechtfertigt erſcheinen 
läßt. Der Kläger hat wegen der ihm durch das Urteil zugeſprochenen 325 . 
pfänden laſſen müſſen. Auch die früheren Mietzinsbeträge ſind noch nicht 
bezahlt. Bei der Verhandlung am 20. April 1915 hat Kläger behauptet, die 
Beklagten hätten auch die am 1. April 1915 fällig gewordenen fraglichen 
455 , bezüglich deren der 1. Richter annahm, die Beklagten hätten zu deren 
Einklagung keinen Anlaß gegeben, bis heute nicht bezahlt. Dieſer Behauptung 
iſt zwar widerſprochen worden, aber das Ber.-Gericht hat an ihrer Richtigkeit 
nicht den mindeſten Zweifel (wie näher begründet wird). Iſt im Lauf des 
Rechtsſtreits der Fälligkeitstermin einer nach 8 259 ZPO. eingeklagten Forde- 
rung herbeigekommen und die Forderung unbezahlt geblieben, dann war 
die ‚Beſorgnis' völlig begründet, die zur Klageſtellung nach § 259 geführt hatte. 
Es wäre jetzt ja auch die Leiſtungsklage ohne weiteres begründet. 

Haben hiernach die Beklagten zur Klage ſo, wie ſie geſtellt wurde, Anlaß 
gegeben, dann fallen ihnen auch, ohne daß $ 258 ZPO. mit hereingezogen 
zu werden brauchte, die Koſten zur Laſt.“ 

Urteil des OLG. Bamberg (2. Sen.) v. 27. April 1915. L. 27/15. —ch— 


164. Nach Beendigung der Swangsvollſtreckung find Einwendungen 
aus $ 266 SPO. und Beſchwerden gegen ablehnende Beſchlüſſe 
gegenſtandlos. 

Vgl. 46 Nr. 77; 67 Nr. 167; auch 70 Nr. 92 m. N. 

ZPO. $ 766. 

Die Beſchwerde der W., deren auf $ 766 ZPO. geſtützte Einwendung 
vom Amtsgericht zurückgewieſen iſt, iſt bei dem Amtsgericht am 17. Okt. 1914 
eingegangen. An dieſem Tage war die von den Gläubigern in die Mieten 
des Hauſes betriebene Zw. ⸗Vollſtreckung bereits beendet; denn auch die Mieten 
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für das dritte Vierteljahr 1914 ſind nach den Ergebniſſen der Beweisaufnahme 
bis ſpäteſtens am 13. Oktober an die Pfändungspfandgläubiger bezahlt worden. 
Da die Zw.⸗Vollſtreckung beendet war, ſo war die Beſchwerde der Schuldnerin 
von vornherein gegenſtandlos. Denn wie eine Erinnerung aus § 766 ZPO. 
nicht mehr erhoben werden kann, wenn die Vollſtreckung zum Abſchluß ge- 
kommen iſt, ſo kann auch die Entſcheidung, welche die Erinnerung zurückweiſt, 
nicht mehr angefochten werden, wenn nach dieſer Entſcheidung inzwiſchen 
die Zw.⸗Vollſtreckung beendet worden iſt. 

Vgl. Gaupp⸗Stein $ 766 ZPO. III 2 zu Note 59; Peterſen $ 766 J 3 zu Note 11; 
auch der erkennende Senat hat dieſe Anſicht in dem OL GRſpr. 2, 352 abge⸗ 
druckten Beſchluſſe vertreten. 

Ob die Beſchwerdeführerin aus beſonderen Rechtsgründen ein Rückforde⸗ 
rungsrecht wegen der eingegangenen Miete hat, iſt in dem jetzigen Verfahren 
nicht zu unterſuchen (Gaupp⸗Stein unter IV 4). Hier iſt nur unter Aufhebung 
des landgerichtlichen Beſchluſſes die erſte Beſchwerde als unzuläſſig zu ver⸗ 
werfen. 

Beſchluß des OLG. zu Roſtock (2. Sen.) v. 24. Febr. 1915 i. S. P. u. B. 
w. W. 1 h. S. A. 1/15. Kn. 


165. Suläſſigkeit der Vollſtreckungsgegenklage gegen einen Teil des 
zuerkannten Anſpruchs. 
| ZPO. 3 767. 

Es fragt ſich, ob die Klage, die darauf gerichtet iſt, die Zw.⸗Vollſtreckung 
aus dem Urteil des Landgerichts R. für unzuläſſig zu erklären, etwa um 
deswillen unbegründet iſt, weil hinſichtlich eines Teiles der rückſtändigen 
Raten jedenfalls das Urteil noch vollſtreckt werden kann. Der 1. Richter iſt 
von dieſer Auffaſſung ausgegangen, die anſcheinend auch von dem Kammer⸗ 
gericht in der in den KGBl. 22, 94 angedruckten Entſcheidung, jedoch ohne 
weitere Begründung, vertreten wird. Sie kann indes nicht für zutreffend 
erachtet werden. | 

Wie die Vollſtreckung ſich auf die ganze Forderung oder auf einen Teil 
richten kann, jo muß auch der Schuldner die Möglichkeit haben, einer Voll⸗ 
ſtreckung auf den ganzen Betrag mit der Einrede des teilweiſen Erloſchen⸗ 
ſeins der Forderung entgegenzutreten und die Aufhebung der Vollſtreckbarkeit 
rückſichtlich eines Teils zu verlangen. Da der Anſpruch durch Erfüllung je nach 
deren Umfang untergeht und da es ſich bei der Geltendmachung einer Teil⸗ 
zahlung alſo um eine Einwendung gegen den feſtgeſtellten Anſpruch handelt, 
jo iſt nach der Prozeßordnung die Klage aus $ 767, die ſog. Vollſtr.⸗Gegenklage, 
der dafür gegebene Weg, mag man dieſe Klage nach ihrer rechtlichen Natur 
mit Falkmann (Zw.⸗Vollſtr.?, 383) als eine Feſtſtellungsklage oder mit Gaupp⸗ 
Stein $ 767 unter I, 1 (vgl, auch RGEntſch. 75, 201) als eine Rechtsgeſtaltungs⸗ 
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klage anſehen. Mit Falkmann a. a. O. und S. 388; Gaupp-Stein § 767, II 
Note 23, IV Note 72; Seuffert $ 767 Bem. 7b und RG. in JW. 1904, 5914 
iſt daher anzunehmen, daß die Zw. ⸗Vollſtreckung auch rückſichtlich eines be» 
ſtimmten Teils der Forderung für unzuläſſig erklärt werden kann und daß 
in dem Antrag, ſie ganz für unzuläſſig zu erklären, als das Geringere der 
Antrag, die Vollſtreckung wegen erfolgten Teiluntergangs der Forderung 
entſprechend zu beſchränken, enthalten iſt. Demgemäß kann auch keine Rede 
davon ſein, daß in dem Übergang zu dem Antrage, die Zw. Vollſtreckung 
nur noch in beſchränktem Umfang für unzuläſſig zu erklären, eine Klagänderung 
läge. Die nach dieſer Richtung von der Beklagten in der Ber.-Inſtanz vor⸗ 
geſchützte Einrede iſt alſo unbegründet. 

Urteil des OLG. zu Roſtock (2. Sen.) v. 20. Jan. 1915 i. S. W. w. P. 

Pe. 179/13. K—n. 


166. Anfechtungsanſprüche aus den $$ 30. 32 KO. können nicht. im 
Gerichtsſtand der unerlaubten Handlung erhoben werden. 
Vgl. 45 Nr. 8. 
KO. § 30. 32. 

Der in München wohnhafte Beklagte hatte ein Bankguthaben bei dem 
Bankier M. in Baden, ließ ſich auf dasſelbe in der Zeit vom 22. Juni bis 
4. Sept. 1912 Zahlungen von im ganzen 3710 „ leiſten und am 20. Juli 
1912 einen dem M. gehörigen Minenbeſitz übertragen. Am 30. Juni 1912 
ſchloß er mit M. einen Vertrag, wonach er einen Betrag von 5577,45 , 
den ſeine Tochter dem M. ſchuldete, übernahm und in entſprechender Höhe 
mit ſeinem Guthaben verrechnete. Am 25. Sept. 1912 wurde über das Ver⸗ 
mögen des M. Konkurs eröffnet. Der Kläger als beſtellter Konk.-Verwalter 
focht die erwähnten Zahlungleiſtungen und Verrechnung nach den Beſtim— 
mungen der Konk.⸗Ordnung über die Anfechtung von Rechtshandlungen 
durch eine beim Landgericht Karlsruhe erhobene Klage an, die Klage wurde 
jedoch auf Antrag des Beklagten wegen örtlicher Unzuſtändigkeit des Gerichts 
abgewieſen, die vom Kläger hiergegen erhobene Berufung wurde zurück— 
gewieſen. Auch ſeine Reviſion wurde zurückgewieſen. — Aus den Gründen: 

„Mit Recht hat der Ber.⸗Richter, ſoweit die Klage auf §8 30 Nr. 1 und 2 KO. 
geſtützt iſt, die Einrede der Unzuſtändigkeit des Gerichts für begründet erklärt. 
Ein allgemeiner Gerichtsſtand kommt nicht in Frage. Der Kläger beruft ſich 
auf § 32 ZPO. Für die auf § 30 KO. geſtützten Anfechtungsklagen iſt aber 
der Gerichtsſtand für Klagen aus unerlaubten Handlungen nicht begründet. 
Der Rechtsgrund des Anf.-Anſpruchs kann in den Fällen des § 30 KO. nicht 
in einer unerlaubten Handlung, ſondern nur in dem geſetzgeberiſchen Gedanken 
gefunden werden, daß es im Intereſſe der Aufrechterhaltung des Kredits der 
Zweckmäßigkeit und Billigkeit entſpreche, unter den in § 30 bezeichneten Vor⸗ 


166. Konkurs; Anfechtung. 301 


ausſetzungen, falls der Konkurs wirklich ausbricht, dem einzelnen Gläubiger 
oder Dritten eine Verpflichtung zur Rückgewähr zugunſten der Konk.⸗Gläu⸗ 
biger aufzuerlegen. Das Reichsgericht hat an dieſer in dem Beſchluſſe der 
Verein. Zivilſenate v. 28. Juni 1888 (Entſch. 21, 420, in Seuff A. 45 Nr. 8) 
aufgeſtellten und näher begründeten Rechtsauffaſſung in ſeiner ſeitherigen 
Rechtſprechung feſtgehalten. Es beſteht kein Grund, von ihr abzugehen. 
Die Reviſion meint, wenn auch früher die Deliktsnatur der auf $ 30 KO. 
geſtützten Anf.⸗Anſprüche mit Recht beſtritten worden ſein möge, ſo ſeien 
dieſe Anſprüche doch jetzt dem durch das Bürgerl. Geſetzbuch erweiterten Be- 
griff der unerlaubten Handlung, der auch für $ 32 ZPO. maßgebend ſei, zu 
unterſtellen, denn ſie beruhten auf der Vermutung der Kenntnis des Dritten 
von der Zahlungseinſtellung oder dem Eröffnungsantrage und ſomit auf 
einem antiſozialen, mit den Anforderungen der Redlichkeit des Verkehrs un⸗ 
vereinbaren Verhalten, es handle ſich darnach um unerlaubte Handlungen 
im weiteren Sinne. Richtig iſt nun zwar, daß das Bürgerl. Geſetzbuch in 
dem die unerlaubten Handlungen betreffenden 25. Tit. des 2. Buchs gewiſſe 
Tatbeſtände enthält, die nach früherem Recht nicht als unerlaubte Handlungen 
anzuſehen waren. Ob dadurch der Begriff der unerlaubten Handlung erweitert 
worden iſt, wie die Reviſion meint, kann dahingeſtellt bleiben. Denn auch, 
wenn man dies bejaht, ſo wird dadurch an der der erwähnten Plenarentſchei⸗ 
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der Konk.⸗Ordnung ſind, ſoweit nicht etwa in der Konk.⸗Ordnung ſelbſt auf 
Beſtimmungen des allgemeinen bürgerlichen Rechts oder einzelner andrer 
Geſetze ausdrücklich oder ſtillſchweigend Bezug genommen iſt, lediglich aus ſich 
ſelbſt auszulegen. Das gilt insbeſondere von $ 30 KO., der für die darin er⸗ 
wähnten Fälle die Vorausſetzungen der Anfechtbarkeit genau angibt und einer 
Ergänzung durch Heranziehung andrer Geſetze nicht bedarf. Nur aus $ 30 KO. 
ſelbſt iſt namentlich auch zu beurteilen, ob das darin zur Anerkennung gelangte 
Anfechtungsrecht ſeinem Grunde nach, wie die Reviſion behauptet, auf einem 
antiſozialen, mit den Anforderungen der Redlichkeit des Verkehrs nicht verein⸗ 
baren Verhalten beruht und ob aus dieſem Grunde die Annahme berechtigt 
erſcheinen könnte, daß die in § 30 aufgeſtellten Tatbeſtände ſich als unerlaubte 
Handlungen i. S. des $ 32 ZPO. kennzeichneten. Dieſe Frage aber hat in der 
erwähnten Plenarentſcheidung ihre Beantwortung gefunden und iſt dort 
verneint worden. 

Auch bei dem weiter noch in Betracht kommenden $ 32 KO. hat der Ber.- 
Richter mit Recht die Einrede der Unzuſtändigkeit des Gerichts für begründet 
erklärt. Das dort erwähnte Anfechtungsrecht beruht lediglich auf der Unent⸗ 
geltlichkeit einer Verfügung des Gemeinſchuldners; die Grundlage des An⸗ 
ſpruchs bildet hier ausſchließlich der Umſtand, daß eine im Vermögen eines 
Dritten befindliche Bereicherung auf einer unentgeltlichen Verfügung beruht 
und die Gläubiger dadurch geſchädigt ſind, keineswegs mithin eine unerlaubte 
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Handlung. Auch das iſt in der mehrerwähnten Plenarentſcheidung dargelegt 
und ſeither vom Rev.⸗Gericht feſtgehalten worden. 

Was bezüglich des $ 30 KO. geſagt iſt, muß endlich auch bezüglich des für 
die Anfechtung der Aufrechnung einer vom Beklagten übernommenen Schuld 
ſeiner Tochter etwa in Betracht kommenden § 55 Nr. 3 KO. gelten, der in 
Beziehung auf die Vorausſetzungen der Anfechtung im weſentlichen mit 
§ 30 KO. übereinſtimmt. 

Soweit endlich die Anfechtungsklage noch auf § 31 Nr. 1 KO. geſtützt 
worden iſt, hat der Ber.⸗Richter die Einrede der Klagänderung für durch- 
greifend erachtet. Was die Reviſion hiergegen geltend macht, iſt gleichfalls 
unbegründet. — — —“ 

Urteil des Reichsgerichts (7. Sen.) v. 20. Nov. 1914 in der bad. Sache 

M. Konk. (Kl.) w. St. (OLG. Karlsruhe). VII. 251/14. 


167. Suläſſigkeit einer Hypothefbeftellung für mehrere Perſonen als 
Geſamtgläubiger. 
GBO. § 48; BGB. $ 428. 

Der Schuldner S. hatte notariell zugunſten von B. und M. eine Höchſt⸗ 
hypothek beſtellt für alle Forderungen, die dieſen Gläubigern als Geſamt⸗ 
gläubigern gegen ihn bis zum 12. Aug. 1913 entſtanden waren. Der Antrag 
auf Eintragung wurde abgelehnt und die Beſchwerde zurückgewieſen, weil 
nach $ 48 GBO. die Angabe eines beſtimmten Geſamthandverhältniſſes nicht 
beſchafft worden war. Der weiteren Beſchwerde wurde ſtattgegeben. Aus 
den Gründen: 

„— — — Die Beanſtandung des Eintragungsantrags iſt nicht zu billigen. 
Nach dem Inhalt des Antrags und den Erklärungen des Beſchwerdeführers 
in der Beſchwerde und in der weiteren Beſchwerde kann es keinem Zweifel 
unterliegen, daß die Höchſthypothek von 12000 , für die Berechtigten nicht 
als Geſamthandgläubiger, ſondern als ‚Geſamtgläubiger' im techniſchen Sinn 
des 8 428 BGB. eingetragen werden joll. Amtsgericht wie Landgericht haben 
dies verkannt. Das Verlangen nach Angabe des beſtimmten Geſamthandver⸗ 
hältniſſes der Gläubiger iſt alſo nach Lage des Falles ungerechtfertigt. 

Zwecks Prüfung der Frage, ob die Beſchwerdeführer durch die vom 
Landgericht gebilligte, ſachlich nicht zutreffende Zwiſchenverfügung des Grund- 
buchamts beſchwert find, bedurfte es der Erörterung, ob für mehrere Gläu- 
biger als Geſamtgläubiger i. S. des $ 428 BGB. eine einheitliche Hypothek 
im Grundbuch eingetragen werden kann. Die Zuläſſigkeit einer ſolchen Ein⸗ 
tragung wird von v. Tuhr (BGB. 1, 90/91) und M. Wolff (Sachenr. “ 458 
Anm. 5 und 553 Anm. 3) verneint, weil die Forderungen der Geſamtgläubiger 
ſelbſtändig ſeien und für mehrere ſelbſtändige Forderungen nicht eine einheit⸗ 
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liche Hypothek beſtellt werden könne. Dieſe Auffaſſung, welche den Schuld⸗ 
ner unter Umſtänden nötigen würde, ſeinen Grundbeſitz mit einer der Zahl 
der Geſamtgläubiger entſprechenden Zahl von Pfandrechten zu belaſten, be⸗ 
friedigt in ihrem wirtſchaftlichen Ergebniſſe nicht und kann auch aus Rechts⸗ 
gründen nicht gebilligt werden. Es läßt ſich zwar nicht leugnen, daß die Forde⸗ 
rung jedes Geſamtgläubigers ihre geſonderten Rechtsſchickſale haben, z. B. 
geſondert abgetreten und erlaſſen werden kann, trotzdem tragen aber die 
mehreren Forderungen inſoweit einen einheitlichen Charakter, als ſie ſämtlich 
durch einheitliche Befriedigung getilgt werden (8 428 BGB.). Trotz rechtlicher 
Selbſtändigkeit ihrer Forderungen ſtehen die Geſamtgläubiger alſo in einer 
Forderungsgemeinſchaft, welche durch die geſetzliche Befriedigungsgemeinſchafi 
begründet wird. Dies ſpricht aber entſcheidend für die Zuläſſigkeit einer Ein⸗ 
heitshypothek für die Geſamtgläubiger⸗Forderungen. Denn der Zweck der 
Hypothek iſt nach $ 1113 BGB. die Befriedigung des Gläubigers wegen der 
pfandgeſicherten Forderung. Kraft der geſetzlich begründeten Befriedigungs⸗ 
gemeinſchaft wirkt die Erreichung dieſes Zweckes der Hypothek notwendig 
tilgend für die Forderungen ſämtlicher Geſamtgläubiger. Iſt es hiernach 
ausgeſchloſſen, daß die Befriedigung eines Geſamtgläubigers zur Vervielfäl⸗ 
tigung der Hypothek für mehrere Geſamtgläubiger⸗Forderungen führe, ſo 
kann nicht anerkannt werden, daß die Zulaſſung einer ſolchen Einheitshypothek 
dem Zweck und dem Weſen der Hypothek widerſprechen würde. Demgegen⸗ 
über können die von v. Tuhr (S. 90 Anm.) geltend gemachten Bedenken 
nicht für durchgreifend erachtet werden. Die Folgeerſcheinungen der hier 
vertretenen Rechtsanſicht für die von v. Tuhr angeführten Fälle der Über⸗ 
tragung der Hypothek und der Verteilung des Erlöſes in der Zw.⸗Verſteige⸗ 
rung ſprechen nicht gegen die Zuläſfigkeit einer ſolchen Geſamtgläubiger⸗ 
Hypothek. Jeder Geſamtgläubiger iſt nach $ 429 Abſ. 3 Satz 2 BGB. zur 
ſelbſtändigen Abtretung ſeiner Geſamtgläubiger⸗Forderung befugt. Damit 
tritt der neue Gläubiger kraft der Abtretung in das Geſamtgläubiger⸗Verhältnis 
zu den andern Geſamtgläubigern ein. Das gleiche gilt bei der Hypothek. Die 
Hypothek bleibt Geſamtgläubiger⸗Hypothek, auch wenn der eine Geſamt⸗ 
gläubiger ſeine Forderung und ſein Hypothekenrecht an einen Dritten abtritt. 
Die übrigen Geſamtgläubiger brauchen bei einer ſolchen Abtretung nicht mit⸗ 
zuwirken. Notwendig iſt dieſe Mitwirkung der andern Geſamtgläubiger nur 
dann, wenn die bisherige Geſamtgläubiger⸗Hypothek in eine Einzelhypothek 
umgewandelt werden ſoll. Das befremdet nicht und kann zur Begründung 
der abweichenden Anſicht nicht verwertet werden. In der Zw.⸗Verſteigerung 
gilt für das Recht zur Empfangnahme der Leiſtung des gleiche wie außerhalb 
der Verſteigerung. Jeder Geſamtgläubiger kann die Leiſtung in Empfang 
nehmen. Die Art der Ausgleichspflicht unter den Geſamtgläubigern wird dann 
durch das ſchuldrechtliche Innenverhältnis mangels abweichender Beſtimmung 
durch die Vorſchrift des $ 430 BGB. geregelt. Auch hier laſſen ſich aus der 
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Tatſache der Buchung einer gemeinſchaftlichen Hypothek für mehrere Geſamt⸗ 
gläubiger keine Bedenken herleiten. 

Die Art der Berechtigung der mehreren eingetragenen Geſamtgläubiger 
muß durch die Bezeichnung der Gläubiger ‚als Geſamtgläubiger' bei der Ein⸗ 
tragung der Hypothek kenntlich gemacht werden. Dies folgt aus der Notwendig⸗ 
keit, die zu ſichernde Forderung ausreichend zu kennzeichnen und ergibt ſich 
auch aus $ 48 GBO., deſſen mindeſtens entſprechende Anwendung inſoweit 
geboten erſcheint. 

Der beantragten Eintragung einer Höchſthypothek für die beiden Gläu- 
biger als Geſamtgläubiger ſtehen rechtsgrundſätzliche Erwägungen demnach 
nicht im Wege. 

Dieſes Ergebnis entſpricht der Anſicht von Planck BGB.? Anm. 4 zu $ 1113; 

Predari GBO. 8 48 Anm. 1 ©. 657; Güthe GBO.“ § 48 Anm. 4; Arnheim 

GB O.? § 48 Anm. 4; Oberneck Reichsgrundbuchr.“ 1, 310; und den Entſcheidungen 

der Landgerichte Koblenz (Zeitſchr. des Rheinpreuß. AR Vereins 1903, 141) und 

Altona (SchleswHolſt. Anz. 1909, 319). 


u 


— — —— 


Beſchluß des KG. zu Berlin v. 5. März 1914. RIA. 14, 73. 


I. Bürgerliches Recht. 


168. Über das zu einem Namensverbot erforderliche Intereſſe. 
Vgl. 17 Nr. 3; 64 Nr. 22 m. N.; 68 Nr. 95; auch 66 Nr. 110 m. N. 
BGB. § 12. 

Der Kläger, Geh. Regierungsrat Fritz X., wandte ſich mit der erhobenen 
Klage dagegen, daß der Beklagte, Schauſpieler Fritz D., ſich den Namen 
Fritz X. beigelegt hat, und dieſen Namen nicht nur in der Ausübung ſeines 
Berufs als Schauſpieler, ſondern auch im geſellſchaftlichen Leben führt. 
Er hielt den Beklagten zum Gebrauch des Namens X. nicht für befugt und 
behauptete, daß ſein Intereſſe durch das Verhalten des Beklagten verletzt 
ſei. — Das Landgericht ſah zwar die Befugnis des Beklagten zur Führung des 
angenommenen Namens als zweifelhaft an, aber erachtete das Intereſſe des 
Klägers nicht für verletzt und wies deshalb den Kläger mit dem Antrage ab, 
den Beklagten zu verurteilen, die Führung des Namens X. in jeder Form, 
ſowohl innerhalb ſeiner künſtleriſchen Tätigkeit als auch im bürgerlichen Leben 
bei Vermeidung gerichtlicher Strafe zu unterlaſſen. Die Berufung des Klägers 
wurde zurückgewieſen; auch ſeine Reviſion blieb erfolglos. — Aus den Gründen: 

„Das Kammergericht hat die Abweiſung der Klage aus dem von ihm 
gebilligten Entſcheidungsgrunde des Landgerichts aufrechterhalten. Es 
nimmt gleichfalls an, das Intereſſe des Klägers ſei nicht dadurch verletzt, 
daß der Beklagte den Namen X. gebraucht; es fehle deshalb an der einen der 
für die erhobene Klage durch § 12 BGB. vorgeſchriebenen Vorausſetzungen. 
Die Frage, ob dem Beklagten die Befugnis zum Gebrauch dieſes Namens 
fehle, hat auch das Kammergericht unentſchieden gelaſſen, und der erkennende 
Senat würde deshalb nur dann auf dieſe Frage eingehen können, wenn der 
Entſcheidungsgrund des Kammergerichts zu rechtlichen Bedenken Veranlaſſung 
gäbe. Dies war aber nach Annahme des Senats nicht der Fall. 

Der Ber.⸗Richter hat nicht verkannt, daß die Anwendung des § 12 BGB. 
auch dann geboten ſein würde, wenn ſich ein nicht vermögensrechtliches Inter⸗ 
eſſe des Klägers an dem von ihm verlangten Namensverbot anerkennen ließe. 
Nach den tatſächlichen Feſtſtellungen des Ber.⸗Gerichts trifft dies jedoch nicht 
zu, und daß der Kläger vermögensrechtlich in irgendeiner Weiſe durch das 
dem Beklagten zum Vorwurf gemachte Verhalten betroffen worden ſei, hat 
er ſelbſt nicht behauptet. Daß die unter dem Namen X. ee Bühnen- 
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tätigkeit des Beklagten das Intereſſe des Klägers nicht verletzt, wird durch die 
vom Ber.-Richter unbeanſtandet feſtgeſtellte Tatſache gerechtfertigt, daß der 
Beklagte dieſen Namen ſeit zehn Jahren — ſoweit erſichtlich völlig unange— 
fochten — als ſeinen Bühnennamen geführt und es unter ihm zu Anſehen 
und Anerkennung gebracht hat. Dabei fällt auch weiter ins Gewicht, daß 
irgendein Makel, der etwa der Perſon des Beklagten anhafte, wie der Ber.“ 
Richter gleichfalls hervorhebt, nicht nachgewieſen, ja nicht einmal vom Kläger 
behauptet worden iſt. Soweit aber der Beklagte nach den Behauptungen 
des Klägers ſich auch im bürgerlichen Leben X. nennt oder nennen läßt, tritt 
er damit, ſo wie der Ber. Richter das als richtig unterſtellte Vorbringen des 
Klägers tatſächlich beurteilt, deſſen Intereſſen ebenſowenig zu nahe. Bei der 
Verſchiedenheit der Lebensſtellung und des Wohnſitzes beider Streitteile 
kann es rechtlich jedenfalls nicht beanſtandet werden, wenn der Ber.-Richter 
für nicht dargetan hält, daß die gerügte Benennung des Beklagten deſſen 
Zurechnung zu der Familie des Klägers beſorgen ließe. Die vom Ber.-Richter 
nicht beſonders erörterte Behauptung, deren Nichtbeachtung von der Reviſion 
gerügt wird, daß die Familie X. vermöge einer Familienſtiftung eine feſte 
Zuſammengehörigkeit beſitzt, iſt dabei ſachlich überhaupt nicht von maßgebender 
Bedeutung. Iſt der Kläger ferner danach gefragt worden, ob der Beklagte 
mit ihm verwandt ſei, ſo gibt ſich in ſolcher Frage noch nicht die Annahme des 
Fragenden zu erkennen, daß dem ſo ſei. Den Umſtand, daß die Frage ſelbſt 
dem Kläger, wie er behauptet, unangenehm ( peinlich“) geweſen ſei, beurteilt 
der Ber.-Richter als eine übertriebene Empfindlichkeit, worin eine Geſetzes— 
verletzung wiederum nicht erblickt werden kann. 
Demgemäß konnte die Reviſion keinen Erfolg haben.“ 
Urteil des Reichsgerichts (4. Sen.) v. 28. Jan. 1914 in der preuß. 
Sache X. (Kl.) w. D. (KG. Berlin). IV. 416/14. 


169. Ein ausgeſchloſſenes Vereinsmitglied kann ſeine Ausſchließung 
gerichtlich erſt anfechten nach Erſchöpfung des dafür in der Satzung 
vorgeſchriebenen Verfahrens. 

Vgl. 57 Nr. 100 m. N.; auch 63 Nr. 230 m. N.; 64 Nr. 224; 66 Nr. 145. 
BOB. §§ 25. 35. 

Die Entſcheidung hängt allein von der Frage ab, ob ein Vereinsmitglied, 
das durch Beſchluß des hierfür ſatzungmäßig zuſtändigen Vorſtandes aus dem 
Verein ausgeſchloſſen iſt, die Satzungsvorſchriften über die Anfechtung des 
Beſchluſſes durch Anrufung der Mitgliederverſammlung oder einer andern 
höheren Vereinseinrichtung umgehen und auf der Stelle die Unwirkſamkeit 
des Beſchluſſes durch gerichtliche Klage geltend machen, insbeſondere auf 
richterliche Feſtſtellung des Fortbeſtehens ſeiner Mitgliedſchaft antragen könne. 
Für das Recht des Bürgerl. Geſetzbuchs iſt dieſe Frage durch die reichsgericht⸗ 
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liche Rechtſprechung noch nicht unmittelbar entſchieden worden. Der er⸗ 
kennende Senat hat ſie jedoch in der Sache IV. 586/12 durch Urt. v. 13. März 
1913 in bezug auf eine erlaubte Privatgeſellſchaft des preuß. Rechts bereits 
verneint und iſt dabei einem Urteil des Reichsoberhandelsgerichts v. 7. März 
1877 (ROHGeEntſch. 22, 103) gefolgt, worin die gleiche Entſcheidung in Anſehung 
eines aus einer eingetragenen Genoſſenſchaft ausgeſchloſſenen Mitglieds ge- 
troffen war. Es unterliegt keinem Bedenken, das nämliche für die Vereine 
des jetzt geltenden Rechts nach Bürgerl. Geſetzbuch anzunehmen. 

Wird durch die Satzung eines Vereins eine Anfechtung der Ausſchließung 
in der Weiſe zugelaſſen, daß dem ausgeſchloſſenen Mitgliede die Anrufung 
einer übergeordneten Vereinsſtelle freigeſtellt iſt, ſo kommt dadurch der, 
eine Satzungsvorſchrift enthaltende Wille zum Ausdruck, daß im Fall der 
Anrufung bis zur Entſcheidung der höchſten dafür vorgeſehenen Vereins⸗ 
einrichtung die Ausſchließung nicht als endgültig beſchloſſen gelten darf, daß 
jedoch die Nichtanrufung der höheren Vereinsſtelle als Unterwerfung unter 
den Ausſchließungsbeſchluß zu gelten hat. Wer ſich deshalb durch ſeinen 
Beitritt zum Verein an derartige Satzungsvorſchriften bindet, muß im Fall 
ſeiner Ausſchließung den ſatzungmäßig ihm gewieſenen Weg der Anfechtung 
beſchreiten, wenn ſein Verhalten nicht in gleicher Weiſe beurteilt werden ſoll, 
wie wenn er freiwillig aus dem Verein ausgeſchieden wäre. Daß hierin eine 
unzuläſſige Beeinträchtigung oder eine gänzliche Abſchneidung des ordentlichen 
Rechtsweges läge, kann der Reviſion nicht zugegeben werden. Die Möglich⸗ 
keit einer Anrufung des Richters bleibt, wenn das ausgeſchloſſene Mitglied 
in dem ſatzungmäßig vorgeſchriebenen Verfahren nicht zum Ziel gelangt, 
ihm immer noch gewahrt. Sie führt in den Grenzen, die dafür nach all- 
gemeinen Rechtsgrundſätzen überhaupt beſtehen, zur gerichtlichen Entſcheidung 
über die Rechtsgültigkeit des von der oberſten Vereinseinrichtung über die 
endgültige Beſtätigung der Ausſchließung gefaßten Beſchluſſes. Im übrigen 
dient die Regelung eines Rechtszuges innerhalb des Vereins auf der einen 
Seite zum größeren Schutze der Mitglieder gegen übereilte und unbillige 
Ausſchließungsbeſchlüſſe und ſchützt auf der andern Seite auch den Verein da⸗ 
gegen, daß er, bevor das Ausſchließungsverfahren die ſatzungmäßig vorgeſehenen 
Wege erneuter reiflicher Erwägung durchlaufen hat, vorzeitig mit Prozeſſen 
überzogen und für unfertige, weil noch nicht endgültige Beſchlüſſe im ordent⸗ 
lichen Rechtswege verantwortlich gemacht werden dürfte. 

Wenn der Kläger die Umgehung der ſatzungmäßig zur Beſchlußfaſſung 
an höherer Stelle berufenen Vereinsbehörden damit zu rechtfertigen ſucht, 
daß es ihm daher freiſtände, auf das Recht zu deren Anrufung Verzicht zu 
leiſten, ſo ſteht ihm entgegen, einmal, daß es ſich hierbei zugleich um eine Be⸗ 
einträchtigung der ſatzungmäßigen Rechte des Vereins handelt, und ſodann, 
daß vermöge ſeiner Gebundenheit an die Vereinsſatzung die Abſtandnahme 
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gleichſtehende Annahme und Anerkennung des Ausſchließungsbeſchluſſes in 
ſich ſchließt. Auch die dem Ausſchließungsbeſchluſſe und dem Verfahren der 
unteren Vereinsſtelle etwa anhaftenden formellen Mängel verlieren dadurch ihre 
rechtliche Erheblichkeit und rechtfertigen nicht eine Ubergehung der ſatzungmäßig 
zuſtändigen höheren Vereinsſtellen. Denn wie der erkennende Senat in 
der Sache IV. 354/12 durch Urt. v. 9. Jan. 1913 (Warneyer 1913 Nr. 182) 
näher dargelegt hat, erſtreckt ſich die Beſchlußfaſſung der über die endgültige 
Ausſchließung entſcheidenden höheren Vereinsbehörde nicht nur auf die ſach⸗ 
liche Rechtmäßigkeit und auf die adminiſtrative Zweckmäßigkeit der Ausſchlie⸗ 
ßung, ſondern ebenſo auf die Frage, ob das die endgültige Entſchließung 
nachſuchende Vereinsmitglied durch Verfahrensmängel der nachgeordneten 
Vereinsſtelle oder durch äußere Mängel des von ihr erlaſſenen Beſchluſſes 
in ſeinen formellen Rechten verkürzt iſt. Damit erledigt ſich die Rüge der 
Reviſion, daß der Ausſchließungsbeſchluß, weil er auf einem „tumultuariſchen 
Verfahren“ beruhe, überhaupt rechtsunwirkſam ſei. — — — 
Urteil des Reichsgerichts (4. Sen.) v. 22. Okt. 1914 in der preuß. 
Sache W. (Kl.) w. Krieger-Verein E. (OLG. Düſſeldorf). IV. 246/14. 
Auch in RGeEntſch. 85 Nr. 77 S. 355. 


170. Sieht die Sittenwidrigkeit eines Vertrags die Nichtigkeit der in 
ihm enthaltenen Suſtändigkeitsvere inbarung nach ſichd 
(Vgl. 67 Nr. 104.) 
BGB. 8s 138. 139; ZPO. 8 38. 

Der klagende Verein hatte dem Beklagten ein Darlehn gewährt. In 
der darüber aufgenommenen, von den Parteien unterzeichneten Urkunde war 
beſtimmt, daß das Kapital ſofort fällig ſein ſolle, wenn der Beklagte gewiſſen 
in § 2 näher bezeichneten Verpflichtungen zuwiderhandeln würde; dieſe 
Verpflichtungen hatte er auf Ehrenwort und bei Vermeidung einer Vertrags- 
ſtrafe übernommen; ſchließlich hatten ſich die Vertragſchließenden wegen aller 
aus dieſem Vertrag entſtehenden Streitigkeiten der Zuſtändigkeit des Amts⸗ 
gerichts oder des Landgerichts L. unterworfen. Mit der Behauptung, daß der 
Beklagte jenen Verpflichtungen zuwider gehandelt habe, klagte der Kläger 
beim Landgericht L. auf Rückzahlung des Darlehnsreſtes und auf Zahlung 
der Vertragsſtrafe. Der Beklagte erhob zunächſt die Einrede der örtlichen 
Unzuſtändigkeit des Prozeßgerichts, verhandelte dann aber zur Hauptſache. 
— Das Landgericht verurteilte unter Verwerfung jener Einrede nach dem 
Klagantrage. In 2. Inſtanz wurde die Klage wegen Unzuſtändigkeit des 
Prozeßgerichts abgewieſen. Das Reichsgericht hob auf; die Einrede der Un- 
zuſtändigkeit wurde verworfen und die Sache an das Ber.-Gericht zurück⸗ 
verwieſen. Aus den Gründen: 
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„Das Ber.⸗Gericht nimmt an, daß die Verpfändung des Ehrenworts 
für die Einhaltung der in $2 des Vertrags aufgeführten Verpflichtungen 
gegen die guten Sitten verſtoße, daß daher auch die auf ſolche Weiſe erfolgte 
Übernahme dieſer Verpflichtungen nach § 138 Abſ. 1 BGB. nichtig ſei, und 
daß die Nichtigkeit dieſes Teils des Vertrags nach der Regel des 8 139 BGB. 
die Nichtigkeit des ganzen Vertrages zur Folge habe. Dieſe Nichtigkeit er⸗ 
ſtrecke ſich auf die in der Urkunde enthaltene Vereinbarung über die Zuſtändig⸗ 
keit der L.er Gerichte; denn inſoweit handle es ſich nur um eine Nebenbe⸗ 
ſtimmung jenes Vertrags, die ohne dieſen ſicherlich nicht getroffen worden 
wäre. Da auch aus einem ſonſtigen Grunde in L. für den gegenwärtigen 
Rechtsſtreit ein Gerichtsſtand nicht begründet ſei, müſſe die Klage wegen 
Unzuſtändigkeit des Gerichts abgewieſen werden. 

Die Reviſion macht hiergegen geltend, die Zuſtändigkeitsverabredung 
ſei nicht Beſtandteil des Hauptvertrags, mit dem ſie ſtehen und fallen müßte; 
ſie beſage im Gegenteil, daß die Frage des Beſtandes und der Wirkung des 
Hauptvertrags vor einem beſtimmten Gericht entſchieden werden ſolle. Dieſem 
Angriff kann der Erfolg nicht verſagt werden. 

Das Ber.⸗Gericht hat nicht über den Klaganſpruch ſelbſt entſchieden, ſon⸗ 
dern lediglich über die vom Beklagten beſtrittene örtliche Zuſtändigkeit des 
Prozeßgerichts, wenn es auch bei der Prüfung dieſes Streitpunkts auf die 
Hauptſache ſelbſt eingegangen iſt. Dem Rev.⸗Gericht iſt daher auch nur 
die Zuſtändigkeitsfrage zur Entſcheidung unterbreitet; die Prüfung dieſer Frage 
ergibt aber, daß die getroffene Zuſtändigkeitsvereinbarung ſelbſt dann nicht 
nichtig iſt, wenn man den ſonſtigen Ausführungen des Ber.⸗Gerichts beitritt. 

Zunächſt iſt an der Hand des § 138 BGB. zu prüfen, ob mit Rückſicht auf 
den ſonſtigen Inhalt des Vertrags dieſe Vereinbarung an ſich nichtig ſei, ob 
fie deswegen, weil jener — wie das Ber.⸗Gericht annimmt — gegen die guten 
Sitten verſtößt, ebenfalls als ſittenwidrig anzuſehen ſei. Das iſt zu verneinen 
und wird auch vom Ber.⸗Gekicht nicht angenommen. Die Befugnis der 
Parteien, ein an ſich unzuſtändiges Gericht durch Vereinbarung zuſtändig zu 
machen, findet ihre Grenze in der Vorſchrift des § 40 ZPO.; außerdem kann 
allerdings in der Vereinbarung ein Mißbrauch des prozeſſualen Rechts liegen, 
beſonders dann, wenn ihr Zweck ſich mit den guten Sitten nicht vereinbaren 
läßt. Hiervon kann aber regelmäßig dann nicht die Rede ſein, wenn die Zu⸗ 
ſtändigkeit eines ſtaatlichen Gerichts vereinbart wird, im Gegenſatz zu dem Falle, 
daß die Entſcheidung durch Schiedsſpruch erfolgen ſoll, wenn z. B. beim 
Spiel vereinbart wird, daß über die Anſprüche daraus und darüber, ob ein 
Spiel vorliege, durch Schiedsſpruch entſchieden werden ſolle. Die Parteien 
haben die Zuſtändigkeit eines beſtimmten ſtaatlichen Gerichts vereinbart zur 
Entſcheidung aller aus dem Vertrag entſtehenden Streitigkeiten, damit alſo 
auch des Streits, ob der Vertrag rechtswirkſam geſchloſſen worden. Ein Anhalt 
dafür, daß die Vereinbarung aus irgendwelchen ſittenwidrigen Gründen oder 
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zu dergleichen Zwecken getroffen worden ſei, iſt in keiner Weiſe gegeben. 
Der Verſtoß gegen die guten Sitten, den das Ber.-Gericht im vorliegenden 
Falle in der Verpfändung des Ehrenworts erblickt, ergreift daher nicht auch 
jene Vereinbarung. 

Es kann ſich daher nur fragen, ob die vom Ber.-Gericht aus dieſem Verſtoß 
hergeleitete Nichtigkeit des Vertrags nicht bloß die beiderſeitigen Rechte und 
Pflichten aus dieſem Vertrage, ſondern auch die Zuſtändigkeitsvereinbarung 
ergreife. Das Ber.-Gericht hat dies auf Grund der Vorſchrift im §S 139 BGB. 
bejaht. Dem kann nicht beigetreten werden. Es ließe ſich fragen, ob auf 
einen Fall der vorliegenden Art dieſe Geſetzesbeſtimmung überhaupt anwendbar 
ſei; ſie rechnet mit der Möglichkeit des Willens der am Rechtsgeſchäft Beteiligten, 
daß ſie dieſes auch ohne den nichtigen Teil vorgenommen haben würden; 
mit einer ſolchen Möglichkeit kann aber der Natur der Sache nach nicht ge— 
rechnet werden, wenn — wie hier zu unterſtellen — der materiell-rechtliche 
Teil des Vertrags nichtig iſt und nur der prozeßrechtliche Teil von der Nichtig— 
keit nicht betroffen wird. Doch braucht hierauf nicht weiter eingegangen zu 
werden, denn ausſchlaggebend iſt, daß die Zuſtändigkeitsvereinbarung für 
den Fall getroffen worden, daß hinſichtlich des Darlehnsvertrags und der 
aus dieſem entſpringenden Rechte und Pflichten Streitigkeiten unter den 
Vertragſchließenden entſtehen ſollten, und daß hierunter auch der Streit dar- 
über fällt, ob jener Vertrag rechtswirkſam geſchloſſen worden oder nicht, 
daß daher die Vereinbarung eine ſelbſtändige Bedeutung hat und von dem 
Beſtande des Darlehnsvertrags unabhängig iſt.“ 

Urteil des Reichsgerichts (6. Sen.) v. 10. Mai 1915. VI. 13/15. 
Ch. 
171. Annahmeverzug; Erforderniſſe des tatſächlichen Angebots. 
Vgl. 12 Nr. 256. 
BGB. § 294. 

Der Beklagte hatte das Pfarrland der klagenden Kirchengemeinde durch 
Vertrag v. 3. April 1900 für die Zeit vom 1. Okt. 1900 bis zum 1. Okt. 1918 
gepachtet. Da er den am 1. Okt. 1913 fälligen Pachtzins weder an dieſem 
Tage noch innerhalb einer ihm gewährten Nachfriſt entrichtete, beſchloß der 
Gemeindekirchenrat auf Grund einer Vertragsbeſtimmung, wonach ſchon der 
Rückſtand mit einer Teilzahlung zur ſofortigen Löſung des Vertragsverhält— 
niſſes berechtigte, am 14. Okt. 1913 nachmittags die Aufhebung des Pacht- 
verhältniſſes. Der Beſchluß wurde dem Beklagten am 15. Okt. 1913 mit⸗ 
geteilt. Der Beklagte hatte aber am 14. Okt. 1913 vormittags, alſo noch vor 
dem Beſchluſſe des Gemeindekirchenrats, wenn auch vergeblich, ſowohl dem 
Kaſſenführer Kantor N. als dem Vorſitzenden des Gemeindekirchenrats 
Pfarrer Nt. Zahlung angeboten und beſtreitet mit Rückſicht hierauf die Wirkſam⸗ 
keit der Kündigung. — Das Ber.⸗Gericht machte die Entſcheidung von 
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einem richterlichen Eide des Beklagten abhängig, daß er bei dem Angebot 
der Zahlung den dazu erforderlichen Geldbetrag bei ſich gehabt habe. Die 
Reviſion der Klägerin wurde zurückgewieſen. Aus den Gründen: 

„Das Ber.⸗Gericht legt den Pachtvertrag dahin aus, daß auch für das 
ſtrengere vertragmäßige Kündigungsrecht die Grundſätze des 8554 BG. 
anzuwenden ſeien. Dieſe Auslegung iſt rechtlich nicht zu beanſtanden. Nach 
§ 554 Abſ. 1 S. 2 iſt die Kündigung ausgeſchloſſen, wenn der Mieter den Ver— 
mieter befriedigt bevor ſie erfolgt. Der Befriedigung iſt für die Anwendung 
des § 554 ein Angebot gleichzuſtellen, das den Vermieter als Gläubiger in 
Annahmeverzug verſetzt (§ 293 BGB.). Denn der Mieter hat in dieſem Fall 
alles getan, um den Vermieter zu befriedigen, und es würde den für die Aus— 
legung wie für die Erfüllung von Verträgen geltenden Grundſätzen von Treu 
und Glauben (88 157. 242) widerſprechen, wenn der Vermieter ſich auf den 
Mangel einer Befriedigung berufen könnte, die er durch ſeine eigene, wenn 
auch vielleicht im guten Glauben erfolgte Weigerung vereitelt hat. — — — 

Nach § 294 muß die Leiſtung, wenn der Gläubiger in Verzug geſetzt wer— 
den ſoll, fo, wie ſie zu bewirken iſt, tatſächlich angeboten werden. Das tat» 
ſächliche Angebot muß ſo erfolgen, daß der Gläubiger nichts weiter zu tun 
braucht, als zuzugreifen und die angebotene Leiſtung anzunehmen. Dazu 
genügte zwar noch nicht, daß der Beklagte das Geld bei ſich trug. Es war aber 
anderſeits auch nicht, wie die Reviſion meint, notwendig, daß er das Geld 
aus der Taſche hervorholte. Er mußte nur durch ſein Verhalten gegenüber dem, 
der das Geld empfangen ſollte, deutlich zum Ausdruck bringen, daß er das Geld 
bei ſich habe, um es im Fall der Zuſtimmung ſofort auszuhändigen. Das 
Ber.⸗Gericht erachtet aber auf Grund der Ausſage des Kaſſenführers N. als 
erwieſen, daß dieſer, als er die Annahme ablehnte, keinen Zweifel daran hegte, 
daß der Beklagte das Geld bei ſich habe. War letzteres, wie durch die Eides⸗ 
leiſtung feſtgeſtellt werden ſoll, richtig, ſo lag ein tatſächliches Angebot i. S. 
des § 294 vor. Ob auch ein wörtliches Angebot (§ 295) genügt hätte, braucht 
daher nicht erörtert zu werden. — — —“ 

Urteil des Reichsgerichts (3. Sen.) v. 9. Nov. 1914 in der preuß. 

Sache Kirchengem. L. (Kl.) w. J. (OLG. Königsberg). III. 266/14. Auch 

in RGeEntſch. 85 Nr. 92 S. 415. 


172. Haftung aus argliſtiger Täuſchung über den Wert in Taufch 
gegebener Hypotheken. 
Vgl. 65 Nr. 44 m. N.; 68 Nr. 147. 
BGB. 88 437. 515. 249. 
Die Klägerin war vom Beklagten veranlaßt worden, zwei Hypotheken 
von 2000 % von ihm einzutauſchen gegen Abtretung von Grundſchulden im 
gleichen Betrage auf einem andern Grundſtücke. Die beiden Grundſtücke 
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kamen in Zw.⸗Verſteigerung, wobei die Hypotheken der Klägerin ganz, die 
Grundſchulden des Beklagten zum Teil ausfielen. Die Klägerin verlangte 
2000 46 Schadenerſatz, womit ſie in der 2. Inſtanz teilweiſe durchdrang. 
Aus den Gründen: . 

„Daß die Hypotheken bei der Zw.⸗Verſteigerung des belaſteten Grund⸗ 
ſtücks nicht zur Hebung gekommen ſind, iſt ſtreitlos, und es iſt erwieſen, daß die 
zugrunde liegende perſönliche Forderung nicht beizutreiben iſt. Die Minder⸗ 
wertigkeit der Hypotheken war auch ſchon zur Zeit der Abtretung vorhanden 
und dem Beklagten bekannt. Es iſt nicht entſcheidend, ob die Hypotheken 
innerhalb der Brandtaxe des Hauſes geſtanden haben. Denn wie das Reichs⸗ 
gericht in JW. 1912, 53615 ausführt, beſtimmt ſich der Wert einer Hypothek 
nicht lediglich nach dem Wert des Grundſtücks, ſondern auch nach anderen 
Verhältniſſen, die Bedeutung für die Befriedigungsmöglichkeit des Gläubigers 
haben; insbeſondere iſt es bei nachſtehenden Hypotheken von großer Bedeutung, 
ob der Schuldner ſich perſönlich in geordneten Vermögensverhältniſſen be⸗ 
findet, die eine pünktliche Zinszahlung ermöglichen und eine Zw.⸗Verſteigerung 
unwahrſcheinlich erſcheinen laſſen. G. (der Eigentümer des belaſteten Grund⸗ 
ſtücks) hat nun zu Johannis 1909 ein gekündigtes Kapital nur dadurch gedeckt, 
daß ſeine Mutter unter Bürgſchaft des Beklagten die Summe angeliehen hat. 
Er hat ferner in früheren Terminen die Zinſen nur mit Mühe und Not aufge— 
bracht und im Johannistermin 1909 die Zinſen zum Teil nicht bezahlen können. 
Dies iſt dem Beklagten bekannt geweſen. Es beſtand alſo eine Lage, in der 
damit zu rechnen war, daß G. das Haus nicht werde halten können und in 
Zw.⸗Verſteigerung werde gehen laſſen müſſen. So iſt ſie auch von andrer 
Seite beurteilt worden, und es iſt nicht zu bezweifeln, daß der Beklagte die 
Sachlage ebenſo aufgefaßt hat. — — — Der Beklagte hat dieſe Sachlage 
nicht nur der Klägerin verſchwiegen, ſondern er hat ihr auch wider beſſeres 
Wiſſen geſagt, die Hypotheken ſeien ſicher und gut. 

Allerdings ſtanden auch die von der Klägerin fortgegebenen Grund— 
ſchulden nicht beſonders günſtig, aber der Beklagte hat ſie mit geringem Nach— 
laß weiter veräußern können; in der Zw.⸗Vollſtreckung ſind fie auch größten- 
teils gedeckt worden. Sie waren alſo immerhin noch beſſer als die Hypotheken, 
welche die Klägerin erhalten hat. Gerade das Gegenteil hatte ihr aber der 
Beklagte geſagt, der vorgab, daß er aus beſonderer Rückſicht für ſie handle 
und ſie vor Schaden bewahren wolle. 

Der Beklagte hat alſo in argliſtiger Weiſe durch bewußt unwahre Angaben 
die Klägerin zum Umtauſch beſtimmt. Er iſt daher verpflichtet, ihr den ent— 
ſtandenen Schaden zu erſetzen, und zwar hat er ſie ſo zu ſtellen, wie ſie ſtehen 
würde, wenn ſie nicht getäuſcht wäre, alſo wenn ſie ihre eigenen Grundſchulden 
nicht weggegeben hätte. Eine Verpflichtung, ſie in die Lage zu bringen, in 
der ſie ſich befinden würde, wenn die ihr gegebene Hypothek gut und ſicher 
wäre, beſteht nicht. Zwar hat das Reichsgericht für den Fall argliſtiger Täu- 
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ſchung über Eigenſchaften verkaufter Sachen eine ſo weitgehende Verbindlich- 
keit des Täuſchenden angenommen (RGeéEntſch. 66 Nr. 81, in SeuffA. 63 
Nr. 131). Die Entſcheidung beruht aber auf 8 463 BGB., und dieſer Para⸗ 
graph findet, wie überhaupt die §8 459 ff., auf den Kauf und Tauſch von Hypo⸗ 
theken keine Anwendung, weil Hypotheken im Sinne dieſer geſetzlichen Be— 
ſtimmungen nicht als Sache gelten (RG. in JW. 1909, 684, auch bei Warneyer 
ErgBd. 1909, 514). 

Eine Rückgabe der von der Klägerin fortgegebenen Grundſchulden kann 
nicht erfolgen, da ſie in der Zw.⸗Vollſtreckung erloſchen ſind; es iſt alſo ihr Wert 
zu erſetzen. Wie bereits erwähnt, ſind auch ſie nicht vollwertig geweſen. 
Der Beklagte hat ſie dem H. für 1900 % angeboten, und dieſer hat dann für 
dieſe Grundſchulden und eine weitere zum Betrage von 1000 % im ganzen 
2800. gezahlt. In der Zw.⸗Verſteigerung find 1564. darauf zur Hebung 
gekommen. Erſteher iſt aber H. ſelbſt geweſen, welcher daher möglicher⸗ 
weiſe in Wirklichkeit durch den Wert des Grundſtücks noch weiter gedeckt iſt. 
Das Gericht hat daher in freier Schätzung den Wert der Grundſchulden auf 
1850 % angenommen. — — — 

Urteil des OLG. zu Roſtock (2. Sen.) v. 6. Juli 1912 i. S. Sch. w. N. 

Ni 68/11. Kn. 


173. Ober den Gefahrübergang beim Verkauf unter Eigentumsvorbehalt. 
Vgl. 68 Nr. 34 m. N. 
BGB. 59 455. 446. 

Die Beklagte hatte dem Kläger am 1. Aug. 1912 ihr Lichtſpieltheater 
mit dem geſamten Inventar für den Preis von 26 000 % unter Vorbehalt 
des Eigentums bis zur völligen Berichtigung des Kaufpreiſes verkauft. Die 
Übergabe der verkauften Sachen war ſofort erfolgt. Nachdem der Kläger 
im ganzen 11 000 % bezahlt hatte, gingen am 4. April 1913 das Theater 
und alle verkauften Gegenſtände durch Brand unter. Der Kläger war der 
Anſicht, daß die Beklagte als Eigentümerin des verkauften Theaters die Ge⸗ 
fahr getragen habe und den Vertrag nicht mehr erfüllen könne. Er forderte 
Rückgabe der bezahlten 11 000 „ nebſt Prozeßzinſen und der über den Reſt 
des Kaufpreiſes von ihm ausgeſtellten Wechſel. — Die Klage wurde in allen 
Inſtanzen für unbegründet erachtet. Gründe des Rev. Urteils: 

„Es handelt ſich um einen Kaufvertrag. Die verkauften Sachen ſind 
beim Abſchluß des Vertrages gegen Leiſtung einer Anzahlung dem Käufer 
übergeben. Die Verkäuferin hat ſich das Eigentum bis zur völligen Abtragung 
des Preiſes vorbehalten. Gemäß § 455 BGB. iſt alſo anzunehmen, daß 
durch die körperliche Übergabe das Eigentum unter der aufſchiebenden Be⸗ 
dingung vollſtändiger Zahlung des Kaufpreiſes übertragen iſt. Irgend ein 
Grund, der gegen die Rechtsvermutung des § 455 ſpräche, liegt im Streit⸗ 
fall nicht vor. Es fragt ſich, ob dieſe zum Zweck aufſchiebend bedingter Über⸗ 
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eignung geſchehene Übergabe als eine Übergabe i. S. des §446 BGB. zu er⸗ 
achten iſt, und ob demgemäß die Gefahr des zufälligen Untergangs der verkauften 
Sachen durch ſie von der Verkäuferin auf den Verkäufer übergegangen iſt. 
Der Senat hat dieſe beſtrittene, vom Reichsgericht noch nicht entſchiedene 
Frage bejaht. 

Gemäß 8323 verliert allerdings bei einem gegenſeitigen Vertrage der 
Vertragſchließende den Anſpruch auf die Gegeuleiſtung, wenn die ihm obliegende 
Leiſtung durch Zufall unmöglich wird. Der Verkäufer iſt gemäß § 433 ver⸗ 
pflichtet, dem Käufer die Sache zu übergeben und ihm das Eigentum zu ver— 
ſchaffen; er hat alſo die ihm obliegende Leiſtung nicht vollendet, wenn er dem 
Käufer zwar die Sache übergeben, aber noch nicht übereignet hat. Er würde 
daher gemäß § 323, wenn nicht eine andre Vorſchrift des Geſetzes eingriffe, 
des Anſpruchs auf den Kaufpreis verluſtig gehen, wenn die Kaufſache nach 
Übergabe aber vor Übereignung durch Zufall unterginge. Eine ſolche Vor— 
ſchrift enthält aber der § 446, welcher beſtimmt, daß ſchon mit der Übergabe 
allein die Gefahr des zufälligen Unterganges der verkauften Sache auf den 
Käufer übergehen ſoll. Da das Geſetz die vom Verkäufer geſchuldete Leiſtung 
in die Pflichten zur Übergabe der Sache und zur Verſchaffung des Eigentums 
trennt, jo iſt es unzuläſſig, da, wo nur von Übergabe die Rede iſt, die Ver- 
ſchaffung des Eigentums unter dieſem Ausdruck mitzubegreifen. Der § 446 
iſt alſo dahin auszulegen, daß durch die bloße Übergabe, gleichviel ob mit ihr die 
Übereignung verbunden iſt oder nicht, die Gefahr des Unterganges der Sache 
auf den Käufer übertragen wird. Hierzu ſtimmt auch der § 447, nach deſſen 
klarem Inhalt im Fall der Überſendung die Gefahr ſogar ſchon dann übergeht, 
wenn der Käufer das Seinige getan hat, um die Übergabe zu vollziehen; 
alſo zweifellos vor dem Übergange des Eigentums. 

Selbſtverſtändlich kann unter „Übergabe der verkauften Sache“ i. S. des 
8446 nur eine Übergabe verſtanden werden, die zur Erfüllung des Kauf- 
vertrages und nicht aus einer andern Urſache geſchieht. Das trifft aber im 
Streitfall zu. Die Verkäuferin hat dem Käufer die verkauften Sachen zur 
Erfüllung ihrer Lieferpflicht übergeben. 

Deswegen iſt alſo durch die Übergabe die Gefahr des zufälligen Unter- 
ganges der verkauften Sachen gemäß § 446 BGB. auf den Käufer überge- 
gangen, obwohl nach der zwiſchen den Parteien getroffenen Einigung das 
Eigentum erſt nach voller Zahlung des Preiſes übergehen ſollte. 

Der Käufer, hier der Kläger, hat alſo die Folgen des nach der Übergabe 
geſchehenen Unterganges der Kaufſachen zu tragen und kann folglich weder 
die geleiſteten Teilzahlungen, noch die über den Reſt ausgeſtellten Wechſel 
zurückfordern, weshalb ſeine Reviſion zurückzuweiſen war.“ 

Urteil des Reichsgerichts (6. Sen.) v. 13. Okt. 1914 in der preuß. 

Sache G. (Kl.) w. Reformtheater Geſ. (OLG. Hamm). VI. 253/14. 

Auch in RGEntſch. 85 Nr. 68 S. 320. 
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174. Ausſchließung der Haftung für Unfälle aus baulichen Schäden 
eines Pachtguts durch Ablehnung der Ausbeſſerungspflicht im Pacht— 
vertrage. 

Vgl. 11 Nr. 86; 35 Nr. 97; 67 Nr. 7 S. 12. 

BGB. 88 581. (536.) 836. 138. 276. 

Die Beklagte hatte ihren Okonomiehof an den Kläger um jährlich 1500 .# 
verpachtet. In § 5 des Pachtvertrages wurde der Pächter ausdrücklich darauf 
aufmerkſam gemacht, daß nicht die Abſicht beſtehe, an den ſtark baufälligen 
Gebäulichkeiten größere, koſtſpielige Ausbeſſerungen vorzunehmen, ſondern daß 
nur die dringendſten Reparaturen ausgeführt werden würden. In § 11 
lehnte die Verpächterin jede Haftpflicht und jegliche Verantwortung für fänt- 
liche Unfälle, Schäden und Benachteiligungen jeder Art, welche dem Pächter 
auf irgendeine Weiſe entſtehen könnten, ab, der Pächter wurde nachdrücklich 
darauf aufmerkſam gemacht, daß er ſich gegen Unfälle ꝛc. ꝛc. jeglicher Art bei den 
beſtehenden Verſicherungen ſelbſt zu ſchützen habe, da er gegen die Pacht— 
herrſchaft keinerlei Anſpruch auf irgendwelche Entſchädigung geltend machen 
könne. Anfang Juli 1912 brach beim Einführen von Heu ein Pferd des Klägers 
durch den morſchen Tennenboden durch und verletzte ſich dabei jo ſchwer, 
daß es getötet werden mußte. — Die Schadenerſatzklage des Pächters wurde 
abgewieſen. Die Berufung wurde zurückgewieſen. Aus den Gründen: 

„Das Bürgerl. Geſetzbuch gewährt der Vertragsfreiheit weiteſten Spiel- 
raum. Es verbietet — von einigen zwingenden Vorſchriften abgeſehen, 
zu denen aber weder $ 536 (mit $ 581) noch $ 836 zählt — grundſätzlich nur den 
Ausſchluß der Haftung für Vorſatz, läßt dagegen dieſen Ausſchluß für Fahr⸗ 
läſſigkeit allgemein zu, und zwar ſowohl im Vertragsverhältnis als auch außerhalb 
eines ſolchen, d. h. gegenüber unerlaubten Handlungen. Der Wortlaut des $ 11 
des Pachtvertrages läßt nun keinen Zweifel darüber, daß die Haftung für 
Unfälle im weiteſten Umfang — ſoweit überhaupt zuläſſig — ausgeſchloſſen 
werden ſollte. Die Beklagte iſt daher bezüglich des in Frage ſtehenden Un⸗ 
falls außer Haftung, inſoweit ſie ihn nicht vorſätzlich herbeigeführt und damit 
gegenüber ihrer Berufung auf § 11 des Vertrags den Einwand der Argliſt 
begründet hat. Vorſatz aber und Argliſt kämen nach Lage der Sache nur dann 
in Betracht, wenn die Verpächterin die Wohltat des § 11 mißbraucht, d. h. 
die Ausbeſſerung des Tennenbodens ſeinerzeit verweigert hätte trotz des 
Bewußtſeins der Verpflichtung hiezu und trotz des Bewußtſe ins, daß die 
Unterlaſſung oder auch nur die weitere Verzögerung ſicher oder wenigſtens 
vorausſichtlich Unfall und Schädenfolgen nach ſich ziehen werde, wogegen der 
Gedanke an eine bloße Möglichkeit ſolcher Folgen bereits wieder auf dem Ge⸗ 
biete der Fahrläſſigkeit läge. Solche Argliſt ſcheint der Kläger, mangels einer 
darauf abzielenden poſitiven Behauptung, der Beklagten oder ihrer Verwal⸗ 
tung ſelbſt nicht unterſtellen zu wollen. Keinenfalls iſt ein Beweis dafür er- 
bracht. — — — 
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Außer durch § 276 Abſ. 2 BGB. kann der Ausſchluß der Haftung aller- 
dings auch noch in § 138 BGB. eine allgemeine Schranke finden. Die Be⸗ 
klagte hatte aber mit Rückſicht auf den beabſichtigten Verkauf ein Intereſſe 
daran, nicht mehr zu viel Geld in das Gut hineinzuſtecken. Sie hat daraus 
kein Hehl gemacht, auf den ſchlechten Zuſtand der Gebäulichkeiten und die 
daraus entſpringenden Unfallgefahren ausdrücklich hingewieſen, den Vertrags⸗ 
abſchluß davon abhängig gemacht, daß ſie von allem Riſiko in dieſer Beziehung 
entbunden werde, dem Kläger auch den Weg gezeigt, auf dem er ſich ſelbſt 
mit verhältnismäßig geringem Aufwand dagegen ſichern könne. Der Kläger 
war in ſeiner Willensbeſtimmung vollkommen frei, er konnte das zu über- 
nehmende Riſiko anderweitig, bei Bemeſſung der Gegenleiſtung, berückſichtigen. 
Unter dieſen Umſtänden kann keine Rede davon ſein, daß die Beſtimmung 
in § 11 des Vertrages dem Anſtandsgefühl aller billig und gerecht Denkenden 


jo ſehr zuwiderlaufe, daß ihr die Rechtswirkſamkeit verſagt werden müßte. — —“ 
Urteil des OCG. München (3. Sen.) v. 21. März 1914 i. S. ©. 


w. T. L. 847/1913. P. 


175. Schadensanſpruch eines durch Derſchulden des Fiskus dienft- 
unfähig gewordenen Beamten auf Feſtſtellung der ſeinen dereinſtigen 
Hinterbliebenen zu zahlenden Beträge. 

Bol. 55 Nr. 109 m. N. 

BGB. 8 618; NABHinterblG. v. 17. Mai 1907; ZPO. $ 256. 

Der Kläger ſtand bis zum 1. Dez. 1912, zuletzt als Obertelegraphen— 
aſſiſtent, im Reichspoſtdienſte. Zu dieſem Tage wurde er wegen dauernder 
Dienſtunfähigkeit mit einem Ruhegehalt von 1188 jährlich in den Ruhe⸗ 
ſtand verſetzt. Es iſt feſtgeſtellt, daß ſeine Dienſtunfähigkeit auf eine Queck— 
ſilbervergiftung zurückzuführen war, die er ſich im Dienſte, und zwar infolge 
geſundheitsſchädlicher Beſchaffenheit der Rohrpoſtanlage in dem Dienſtraum, 
in dem er Jahre lang beſchäftigt geweſen war, zugezogen hatte, und daß die 
verfaſſungmäßig berufenen Vertreter des verklagten Reichsfiskus dadurch 
Geſundheitsſchädlichkeit der Rohrpoſtanlage nicht rechtzeitig erkannt und 
nicht geändert hatten. Mit dieſer Begründung beanſpruchte der Kläger unter 
Hinweis auf 8618 BGB. Erſatz des ihm erwachſenen Schadens und u. a. 
die Feſtſtellung der Verpflichtung des Beklagten, nach ſeinem Tode an ſeine 
geſetzlich zum Bezuge von Witwen- und Waiſengeldern berechtigten Hinter- 
bliebenen, Frau und Tochter, diejenigen Beträge zu zahlen, welche ihnen 
geſetzlich von ſeinem Todestag an zugefloſſen wären, wenn er bis zum voll— 
endeten 65. Lebensjahr im Dienſte geblieben und dann in den Ruheſtand ge⸗ 
treten wäre. — Der Anſpruch wurde für begründet erachtet. Aus den Gründen 
des Ber.⸗Urteils: 
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„— — — Das Begehren der Feſtſtellungsklage geht auf Anerkennung 
der Verpflichtung des Beklagten, nach dem Tode des Klägers ſeiner Frau und 
Tochter die ihnen nach dem Reichsbeamten-Hinterblieb.⸗Geſetz v. 17. Mai 1907 
gebührenden Witwen- und Waiſengelder in dem Betrage zu zahlen, der ihnen 
nach dieſem Geſetz zuſtehen würde, wenn der Kläger erſt im Zeitpunkt ſeines 
Todes und ſpäteſtens mit Vollendung ſeines 65. Lebensjahres in den Ruhe⸗ 
ſtand getreten wäre. Begründet hat der Kläger auch dieſen Teil ſeiner Schaden⸗ 
erſatzklage in erſter Linie damit: durch die vom Beklagten verſchuldete vor⸗ 
zeitige Zuruheſetzung ſeiſein Anſpruch auf dereinſtige Zahlung von Witwen, 
und Waiſengeldern an ſeine beiden genannten Angehörigen geſchmälert worden⸗ 
und es ſtehe ihm daher zufolge §S 249 BGB. wegen Verletzung ſeiner Rechts- 
lage ein Wiederherſtellungsanſpruch dahin zu, daß der Beklagte beim Ein⸗ 
tritt der den geſetzlichen Anſpruch ſeiner Frau und ſeines Kindes auf Witwen⸗ 
und Waiſenbezüge rechtfertigenden Umſtände zu deren Auszahlung an ſie in 
gleicher Weiſe verpflichtet ſei, wie wenn die ſchadenbringende Tatſache, d. h. 
ſeine Queckſilbervergiftung, ſich nicht ereignet hätte. Dieſes Feſtſtellungs⸗ 
begehren erſcheint gerechtfertigt. 

Gemäß dem Reichsb.⸗Hinterblieb.⸗Geſetz v. 17. Mai 1907 hängt ſowohl 
das Witwengeld als auch das Waiſengeld ſeiner Höhe nach von dem Betrage 
derjenigen Penſion ab, zu welcher der Kläger berechtigt geweſen wäre, wenn 
er erſt am Todestag in den Ruheſtand verſetzt worden wäre, und dieſe be- 
ſtimmt ſich zufolge der Vorſchriften in §8 41 ff. RBG. nach dem wieder von der 
Länge der Dienſtzeit des Beamten abhängigen, von ihm zuletzt bezogenen 
Dienſteinkommen. 

Hiernach ſind die der Frau und Tochter des Klägers im Fall ſeines künf⸗ 
tigen Todes vorausſichtlich zuſtehenden Hinterbliebenenbezüge dadurch, daß 
er infolge ſeiner Queckſilbervergiftung ſchon auf den 1. Dez. 1912 wegen 
dauernder Dienſtunfähigkeit in den Ruheſtand verſetzt werden mußte, ſicher⸗ 
lich geſchmälert gegenüber ihrer Höhe, wie ſie ſich ergeben hätte, wenn der 
früher ganz geſunde Kläger, wie nach dem vermutlichen gewöhnlichen Lauf 
der Dinge wohl anzunehmen iſt, ſich zur Zeit ſeines Todes noch im Dienſt 
befunden hätte, oder, falls er erſt nach dem 65. Lebensjahr ſterben ſollte, erſt mit 
der Vollendung dieſes Lebensjahres in den Ruheſtand getreten wäre. Schaden⸗ 
erſatzanſprüche der Frau und Tochter des Klägers ſtehen freilich hier nicht in 
Frage; dagegen iſt durch dieſe Schmälerung der Hinterbliebenenbezüge zu⸗ 
gleich auch die eigene Rechtsſphäre des Klägers verletzt. Wie der 3. Zivil- 
ſenat des RG. ſchon in ſeiner Entſcheidung v. 6. Juli 1880 (vgl. Seuff A. 36 
Nr. 29) ausgeſprochen hat, iſt, wo immer ein eventuelles Recht auf Witwen⸗ 
und Waiſenpenſionen anerkannt wird, dieſes Recht nach der Natur der 
Sache ein zweiteiliges, d. h. nicht bloß ein Recht des zukünftig Bezugsberech⸗ 
tigten, ſondern auch ein Recht des noch lebenden Beamten, das dieſer ſich 
neben dem Recht auf ſeine eigene Penſion durch ſeine Anſtellung erwirbt, und 
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das für ihn nicht weniger von Wert iſt als jenes, da es ihn eines Teils der 
Fürſorge für ſeine Hinterbliebenen überhebt. Es ſtellt dieſes Recht einen 
Beſtandteil der auf dem öffentlichen Recht beruhenden, für ſein Amt ihm 
ausgeſetzten Rente dar, welcher auch ſeine Lebensſtellung mittelbar dadurch 
ſichert, daß er ihn der Verpflichtung überhebt, durch eigene Erſparniſſe in Höhe 
jener Zuwendungen an ſeine Hinterbliebenen für deren Zukunft zu ſorgen. 

Vgl. auch die Urteile des 4. Zivilſen. des RG. v. 26. Okt. 1896 und 16. Nov. 

1899 in RGeEntſch. 38, 321 und in SeuffA. 55 Nr. 109; und des 6. Zivilſen. 

des RG. v. 5. Nov. 1906 in Entſch. 64, 354. 

An dieſer rechtlichen Natur des dem Kläger ſelbſt ende Anſpruchs 
auf Hinterbliebenenverſorgung vermag ſelbſtredend auch der Umſtand nichts 
zu ändern, daß das Recht auf ſeine eigene Penſion auf den Beſtimmungen des 
Reichsbeamtengeſetzes, das Recht auf Hinterbliebenenverſorgung dagegen auf 
dem des erwähnten Beamten-Hinterblieb.⸗Geſetzes beruht. Der dem Kläger 
zufolge der ſinngemäß auch hier Anwendung findenden Vorſchriften des 8 618 
BGB. zuſtehende Schadenerſatzanſpruch umfaßt daher gemäß dem Grundſatz 
des § 249 Abſ. 1 BGB. auch den hier in Frage ſtehenden Anſpruch des Klägers 
auf Wiederherſtellung ſeiner durch Verſchulden des Beklagten beeinträchtigten 
Vermögensrechte hinſichtlich der genannten Verſorgung ſeiner Hinterbliebenen, 
die ihm ſchon zur Zeit der ſchuldhaften Verurſachung feiner Queckſilberver— 
giftung zuſtanden. Dieſer Schadenerſatzanſpruch wird auch dadurch nicht 
ausgeſchloſſen, daß in §618 Abſ. 3 BGB. hinſichtlich der beſonderen Art des 
Schadenerſatzes auf die Beſtimmungen der §8 842 bis 846 BGB. verwieſen 
iſt, da durch dieſe die allgemeinen Grundſätze des BGB. über Schadenerſatz⸗ 
leiſtung, wie ſie in den §§ 249 ff. aufgeſtellt find, nicht eingeſchränkt werden und 
die Vorſchriften des § 618 auf das öffentliche Beamtenrechtsverhältnis auch 
nicht unmittelbar, ſondern nur ſinngemäß zur Anwendung zu bringen ſind; 

vgl. das Urteil des RG. in dieſer Sache v. 12. Jan. 1915 (abgedr. in Warneyers 

Nipr. des RG. 1915 Nr. 76 S. 105). 

Eine ſolche Anwendung muß aber ohne weiteres auch zur Anerkennung eines 
Schadenerſatzanſpruchs des Beamten bezüglich der durch ſeine vorzeitige Pen— 
ſionierung herbeigeführten Schmälerung ſeines Rechts auf Hinterbliebenen- 
verſorgung führen. 

Allerdings iſt der hier in Frage ſtehende Anſpruch des Klägers bezüglich 
der Witwen- und Waiſengelder nur ein befriſteter und bedingter, befriſtet 
durch den künftigen Todesfall des Klägers und bedingt dadurch, daß er bei 
ſeinem Tode noch eine überlebende Frau und Tochter hinterläßt und letztere 
dann ihr 18. Lebensjahr in ledigem Stand noch nicht überſchritten hat (vgl. 
s 1412 RBpinterblG.). Hierdurch wird aber die Zuläſſigkeit der Feſtſtel— 
lungsklage gemäß § 256 ZPO. nicht in Frage geſtellt; denn nach feſtſtehender 
Rechtſprechung kommt als rechtliches Feſtſtellungsintereſſe im Sinne dieſer 
Geſetzesbeſtimmung ſchon das Intereſſe in Betracht, das ſich in irgendeiner 
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Weiſe auf die Rechtsverhältniſſe des Feſtſtellungsklägers bezieht, und zwar auch 
das bloß wirtſchaftliche Intereſſe, das jemand daran nimmt zu wiſſen, woran 
er in Anſehung eines gewiſſen Rechtsverhältniſſes ſei, um ſein Verhalten danach 
einzurichten. Daß dem Kläger hier ein ſolches Intereſſe zur Seite ſteht, 
kann aber nicht bezweifelt werden. — — — Das jetzt über das Feſtſtellungs⸗ 
klagebegehren ergehende Urteil kann auch die Grundlage für das künftige 
Leiſtungsverlangen der Hinterbliebenen des Klägers nach erhöhten Witwen⸗ 
und Waiſenbezügen bilden, da ja der vom Kläger noch ohne beſtimmte Be⸗ 
zifferung geltend gemachte Schadenerſatzanſpruch gerade darin beſteht, daß 
ſeinen Hinterbliebenen als ſolchen — gleichgültig, ob ſie ſeine Erben werden 
ſollten oder nicht — ſ. Z. höhere Verſorgungsbezüge gewährt werden, als ihnen 
ohne dieſen Schadenerſatzanſpruch geſetzlich zuſtehen würden. Inſofern er- 
ſcheinen dieſe Hinterbliebenen auch als berechtigt, nach dem Tode des Klägers 
aus deſſen Recht auch eigene Anſprüche auf Auszahlung erhöhter Witwen- 
und Waiſengelder herzuleiten (vgl. BGB. §§ 330. 331), und ſie handeln dabei 
ſomit als deſſen Sonderrechtsnachfolger, ſo daß ihnen auch die Rechtskraft des 
Feſtſtellungsurteils zufolge ZPO. § 325 unmittelbar zugut kommen muß, 
ohne daß es noch einer Heranziehung der vom 4. Zivilſen. des RG. in ſeiner 
oben erwähnten Entſcheidung in Seuff A. Nr. 55 Nr. 109 S. 222 für die Be⸗ 
rechtigung einer Feſtſtellungsklage der vorliegenden Art gegebenen Begrün⸗ 
dung bedurfte. — — —“ 

Urteil des OLG. Karlsruhe v. 10. März 1915 i. S. Reichsfiskus 

(Bkl.) w. St. ZI BR. 33/15. Bch. 


176. Feuerverſicherung; Verwirkung des ganzen Verſicherungsanſpruchs 
bei argliſtiger Vertragsverletzung. 
Vgl. 42 Nr. 142 m. N. 
VerſG. 8 6. 

Der Beklagte, der bei der klagenden Verſicherungsbank gegen Brandſchaden 
verſichert geweſen war, wurde von dieſer auf Rückzahlung der empfangenen 
Verſicherungsſumme von 3500, verklagt, nachdem ſich herausgeſtellt hatte, 
daß er beim Brande zwei Gegenſtände (eine Grasmähmaſchine und einen 
Pferderechen) im Wert von 170 / hatte ins Feuer werfen laſſen und dann 
unter Verſchweigung dieſes Sachverhalts ihren Wert in die Entſchädigungs⸗ 
ſumme eingerechnet hatte. — Er wurde in beiden Inſtanzen verurteilt. Aus 
den Gründen des Ber.⸗Urteils: 

„— — — Da der Beklagte den Empfang der Allgemeinen Bej.-Be- 
dingungen beſtätigt hat, muß auch angenommen werden, daß er ſie releſen 
und von ihrem Inhalt Kenntnis genommen hat, und daß vollſtändige Willens⸗ 
übereinſtimmung zwiſchen ihm und der Verſ.⸗Anſtalt darüber beſtand, daß 
dieſe Bedingungen als Beſtandteil des Vertrages zu gelten hatten. 
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Durch die vorgelegte Schadensregelung iſt auch erwieſen, daß der Be⸗ 
klagte die Mähmaſchine und den Pferderechen wider beſſeres Wiſſen als durch 
den ‚von ihm nicht verſchuldeten Brand zerſtört angegeben und ſich die Verſ.⸗ 
Summe hat auszahlen laſſen.“ — — — Es ſteht ſonach feſt, daß der Beklagte 
ſich bei der Ermittelung des Schadens einer argliſtigen Täuſchung ſchuldig 
gemacht hat. Auch der Strafrichter hat ihn wegen Betruges verurteilt. 

Nach § 121 der Allgem. Verſ.⸗Bedingungen iſt die Bank bei Verletzung 
einer Obliegenheit des Verſ.⸗-Nehmers, die bei oder nach dem Eintritt des 
Verſ.⸗Falls ihr gegenüber zu erfüllen iſt, frei, wenn die Verletzung auf Vorſatz 
oder Fahrläſſigkeit beruht. § 122 lautet: „Die Bank iſt ferner von der Ver⸗ 
pflichtung zur Leiſtung frei, wenn der Verſ.-Nehmer den Verſ.⸗Fall vorſätz⸗ 
lich oder durch grobe Fahrläſſigkeit herbeiführt oder wenn er ſich bei Ermitte- 
lung des Schadens einer argliſtigen Täuſchung ſchuldig macht“. Und in § 123 
iſt für den Fall der Unterlaſſung einer Anzeige nur in Anſehung abhanden 
gekommener Sachen von Befreiung die Rede. Mit Unrecht bemängelt der 
Beklagte die erſtrichterliche Auslegung des § 122 dahin, daß im Fall einer arg⸗ 
liſtigen Täuſchung in bezug auf nur einzelne Verſ.-Gegenſtände der ganze 
Anſpruch verwirkt ſei. 

Nach Anſicht des erkennenden Senats läßt der Wortlaut des § 122 keinen 
Raum für Zweifel an dem hierin niedergelegten Vertragswillen der Beteiligten, 
wie ihn der 1. Richter aufgefaßt hat: wenn der Verſ.⸗Nehmer ſich ‚einer arg⸗ 
liſtigen Täuſchung“, d. i. alſo irgendeiner argliſtigen Täuſchung ſchuldig ge- 
macht hat, ſoll die Bank ‚von der Verpflichtung zur Leiſtung', d. i. alſo von der 
Leiſtung überhaupt ‚befreit‘ fein. Wäre der Vertragswille der Beteiligten 
dahin gegangen, daß wenn nur in bezug auf einen beſtimmten Teil der Verſ.⸗ 
Gegenſtände eine Argliſt vorliegt, die Befreiung der Leiſtung auf die hiervon 
betroffenen Gegenſtände beſchränkt werden ſollte, ſo hätte dies ausdrücklich 
hervorgehoben werden müſſen. Es bedarf ſomit überhaupt nicht der Heran- 
ziehung von Auslegungsregeln; 

vgl. Gerhard⸗Knebel⸗Döberitz-Manes VerſVG. $ 49 S. 222 ff. 
Nimmt man aber ſolche zu Hülfe, ſo weiſt vor allem ſchon die Gegenüberſtellung 
der Nr. 2 des § 12 mit Nr. 3 und 1 auf die Richtigkeit dieſer Auffaſſung hin. 
Nr. 3 ſieht ausdrücklich den Fall einer teilweiſen Befreiung der Bank von der 
Leiſtung vor, und Nr. 1 läßt für den Fall der Verletzung einer Obliegenheit 
des Verſ.-Nehmers nach dem Eintritt des Verſ.⸗Falls der Bank gegenüber 
gemäß $ 11 — insbeſondere der Sorge für möglichſte Abwendung und Minde⸗ 
rung des Schadens — ebenfalls ohne Einſchränkung Befreiung von der Ver⸗ 
pflichtung zur Leiſtung eintreten, im Einklang mit dem Inhalt des § 6 Abi. 2. 
Verſ VG. (vgl. Zehnter VerſVG. 17. 18). Es iſt nicht abzuſehen, warum die 
gleichfalls als Vertragsverletzung erſcheinende argliſtige Täuſchung günſtiger 
beurteilt werden ſollte. Es mag der Billigkeit entſprechen, daß im allgemeinen 
die Verwirkungsklauſeln im Verſicherungsweſen ſtrenge auszulegen und im. 
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Zweifel zugunſten des Verſ.⸗Nehmers zu deuten find (vgl. Zehnter 19 Anm. 4 
a. E. mit Anführungen, insbeſondere ROßGentſch. 9, 379). Dies kann aber 
nur dann zutreffen, wenn nicht Anhaltspunkte für die ſtrengere Auslegung 
vorliegen, wie dies hier der Fall iſt. 

Der 1. Richter hat unter Bezugnahme auf RCentſch. 66, 184 und JW. 
1908, 49 zutreffend ausgeführt, daß jedes vertragwidrige Verhalten des 
Verſ.⸗Nehmers überhaupt nach den Verſ.⸗Bedingungen die Befreiung des 
Verſicherers von der Leiſtung zur Folge haben ſoll, gleichviel, worin es beſteht, 
wenn es nur auf Vorſatz oder Fahrläſſigkeit beruht, da es ſtets eine Ver⸗ 
letzung der Vertragstreue iſt und wegen Unteilbarkeit der Vertragstreue eine 
Abſtufung ihrer Verletzung einerſeits und der Folgen anderſeits nicht angängig 
iſt. Es kommt nicht einmal darauf an, ob die Vertragsverletzung im End⸗ 
ergebnis wirklich zu einer Schädigung des Verſicherers geführt hat. Gleiches 
muß für die argliſtige Täuſchung gelten. Eine argliſtige Täuſchung bei den 
Schadensermittelungen liegt vor, gleichviel ob ſie die geſamten Verſ.⸗Gegen⸗ 
ſtände umfaßt oder nur auf einige ſich bezieht; gleichgültig iſt bei der Frage 
nach dem Vorliegen einer ſolchen, ob tatſächlich ein Schaden bewirkt iſt oder 
nicht. Billigkeitsgründe allein können für die Auslegung zugunſten des Ver⸗ 
ſicherten nicht ausſchlaggebend ſein. Treue und Glaube im Verkehr laſſen 
die in dem vollen Verluſt des Verſ.⸗Anſpruchs liegenden ſchweren Folgen 
einer ſolchen argliſtigen Täuſchung verſtändlich und gerechtfertigt erſcheinen; 
die Möglichkeit einer ſolchen ſchweren Folge ſoll die Verſ.⸗Bank vor Benach⸗ 
teiligung durch Betrug und ſchon vor Verſuchen ſolcher Benachteiligungen 
ſchützen (vgl. JW. 1912, 31234; 1914, 312140. Damit ſtehen die Schutzbe⸗ 
ſtimmungen des § 6 VerſVG. durchaus nicht in Widerſpruch, und insbeſondere 
liegt ein Fall des § 6 Abſ. 3 nicht vor. 

Aus dem Vorerörterten ergibt ſich, daß die Verwirkungsklauſel die zivil⸗ 
rechtlichen Folgen von Vertragsverletzungen regelt, nicht die Verwirklichung 
einer Strafe i. S. des § 339 ff. BGB. bedeutet; 

vgl. RGeEntſch. 66, 184; ferner Manes Verſ.⸗Lexikon 639; Gerhard⸗Knebel, Döberitz⸗ 

Manes a. a. O. §S 6 Anm. 2—6. 

Von der Herabſetzung einer Vertragsſtrafe kann hiernach keine Rede ſein. 

Der Anſpruch der Klägerin iſt ſohin nach § 812 BGB. gerechtfertigt. 
Hiernach kann auch hier die vom 1. Richter unerörtert gebliebene Frage außer 
Betracht bleiben, ob nicht der Beklagte ſchon durch die in der vorſätzlichen Ver⸗ 
nichtung zweier Gegenſtände auf Grund des § 121 mit § 11 der Verſ.⸗Bedin⸗ 
gungen ſeines Verſ.⸗Anſpruchs verluſtig geworden iſt, welchen Fall die in JW. 
1912, 31234 abgedruckte Entſcheidung des Reichsgerichts behandelt. — — —“ 

Urteil des OLG. München (3. Sen.) v. 7. Mai 1914 i. S. Verſ. 1 

X. w. P. L. 462/18. 
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177. Vorausſetzungen eines widerrechtlichen Eingriffs in einen 
fremden Gewerbebetrieb. 
Vgl. 64 Nr. 12 m. N.; 66 Nr. 10. 
BGB. § 823. 

Der Kläger betreibt unter der Firma M. D. eine Sortimentsbuchhand⸗ 
lung in F. Die Witwe A. betrieb dort ebenfalls eine ſolche Buchhandlung 
unter der Firma F. B. A. Kurz nachdem letztere am 3. Okt. 1912 in Konkurs 
verfallen war, erwarb der Kläger die Vermögenswerte ihres Geſchäfts vom 
Konk.⸗Verwalter, jedoch ohne die Geſchäftsſchulden, und führte die Firma F. 
B. A. unverändert fort. 

Der verklagten Buchhandlung ſtand für Lieferungen, die zum größten 
Teil kurz vor Eröffnung des Konkurſes erfolgt waren, gegen die Firma A. 
eine Forderung von 649,28 zu. Am 9. Nov. 1912 forderte ſie dieſe Firma 
zur Zahlung bis zum 15. November auf und drohte ihr im Nichtzahlungsfall 
mit Abbruch der Geſchäftsverbindung. Der Brief wurde dem Kläger zu— 
geſtellt. In dem nun zwiſchen den Parteien geführten Briefwechſel verwies 
der Kläger die Beklagte wegen ihrer Forderung an den Konkurs und bat 
zugleich, mit der nunmehrigen Firma F. B. A., die ſich in ſeinen Händen als 
des Inhabers der Firma M. D. befinde, den Verkehr in der üblichen Weiſe 
fortzuſetzen. Die Beklagte lehnte dies mit dem Bemerken ab, daß ſie von 
der Firma A. ſchnöde hintergangen worden ſei; auch der Kläger komme zu=- 
nächſt für ſie nicht in Betracht, da er die Firma ohne die Schulden übernommen 
habe, was dem Grundſatz von Treu und Glauben im geſchäftlichen Verkehr 
widerſpreche. Sie verbot dann auch vieren ihrer Barſortimenter, die von 
ihr verlegten Bücher an den Kläger, d. h. an die Firmen M. D. und F. B. A. 
zu liefern, bedrohte ſie auch für den Fall der Zuwiderhandlung mit Sperre. 
Infolgedeſſen erhob der Kläger, geſtützt auf die 38 226. 823 Abſ. 1, 826 BGB., 
Klage mit dem Antrage, der Beklagten bei Strafe zu verbieten, daß ſie den 
vier Barſortimentern unterſage, an die Firma A. die in ihrer, der Beklagten 
Buchhandlung, erſcheinenden Bücher zu liefern, ſowie die bereits ergangenen 
Verbote an die Barſortimenter zurückzunehmen. — Die Klage wurde in allen 
Inſtanzen abgewieſen. Aus den Gründen des Rev. ⸗Urteils: 

„— — — Von einer Anwendung des $ 226 BGB. auf den vorliegenden 
Fall, die auch die Reviſion vertritt, kann ſchon nach der Behauptung des 
Klägers, daß die Beklagte mit ihrem Vorgehen gegen ihn in erſter Linie einen 
Vorteil für ſich, nämlich ihre Befriedigung wegen der rückſtändigen Forderung 
erſtrebe, nicht die Rede ſein. — — — 

Auch die Rüge der Reviſion, das Ber.-Gericht habe mit Unrecht den § 823 
Abſ. 1 BGB. auf den vorliegenden Fall nicht angewendet, geht fehl. Ein 
eingerichteter und ausgeübter Gewerbebetrieb kann zwar als verkörperter 
Wille — im Gegenſatz zu der bloßen Freiheit der wirtſchaftlichen und gewerb— 
lichen Willensbetätigung — unter den Begriff eines ‚ſonſtigen Rechts“ gebracht 
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werden. Nach der ſtändigen Rechtſprechung des erkennenden Senats kann 
aber ein widerrechtlicher Eingriff in den Gewerbebetrieb eines anderen nur 
dann angenommen werden, wenn ſich die Handlung unmittelbar gegen den 
Beſtand des Gewerbebetriebs richtet, wenn der Betrieb tatſächlich gehindert 
oder in ſeiner rechtlichen Zuläſſigkeit verneint und ſeine Schließung oder 
Einſchränkung verlangt wird, nicht aber ſchon dann, wenn die Handlung bloß 
auf den Ertrag des Geſchäfts ungünſtig einwirkt (RGeEntſch. 79, 226). Mit 
Recht hat daher das Ber.⸗Gericht angenommen, daß das an die Barſorti⸗ 
menter erlaſſene Verbot nicht ſchon deshalb als eine unerlaubte Handlung 
angeſehen werden kann, weil es für den Kläger einen Nachteil durch Schmäle⸗ 
rung der Einnahmen aus ſeinem Gewerbebetrieb zur Folge gehabt hat und 
die Beklagte ſich bewußt geweſen iſt, daß ihr Vorgehen dieſe Wirkung haben 
werde. Der Kläger iſt dadurch nicht an dem Betriebe ſeines Gewerbes ge⸗ 
hindert worden. Die Beklagte hat vielmehr nur auf einige Buchhändler, 
die als Barſortimenter ſonſt dem Kläger Bücher aus dem Verlag der Beklagten 
geliefert haben würden, in dem Sinne eingewirkt, daß ſie dies nicht tun. Da 
der Kläger auf die Lieferung durch dieſe Buchhändler keinerlei Recht hat, 
ſo enthält auch dieſe Einwirkung der Beklagten keinen ſchon an ſich rechts⸗ 
widrigen Eingriff in ein geſchütztes Rechtsgut des Klägers. Zutreffend iſt 
daher das Ber.⸗Gericht zu dem Ergebnis gelangt, daß der Klagantrag ſich 
nur dann rechtfertigen laſſe, wenn Umſtände hinzukämen, die das Verhalten 
der Beklagten in Widerſpruch ſetzen zu den guten Sitten. 

Den Hinzutritt ſolcher Umſtände, mithin eine vorſätzliche Schaden⸗ 
zufügung in einer gegen die guten Sitten verſtoßenden Weile (BGB. $ 826) 


hat das Ber.⸗Gericht ebenfalls verneint. — — — Dieſe Ausführungen wer⸗ 
den von der Reviſion ohne Grund beanſtandet, Ne enthalten jedenfalls 
keinen Rechtsirrtrum. — — —“ 


Urteil des Reichsgerichts (6. Sen.) v. 5. Nov. 1914 in der preuß. 
Sache H. (Kl.) w. Fr.ſche Stiftungen (OLG. Naumburg). VI. 321/14. 


178. Der zur Beurkundung zugezogene preußiſche Notar haftet für 
Derjehen an ſich nur als Beamter. 
Vgl. 57 Nr. 3; 63 Nr. 88; 68 Nr. 80. 214; 69 Nr. 143; vgl. auch die folgende Nr. 
BGB. 55 839. 675; JGG. $ 167; preuß. FGG. Artt. 31 ff. 

— — — Der vom Notar W. beurkundete Vertrag v. 9. Januar 1911 
war wegen eines, in Nichtbeachtung der Vorſchriften des $ 176 FGG. beſte⸗ 
henden Formmangels nichtig. Dieſe Nichtigkeit hat der Notar ſchuldhaft 
herbeigeführt. Es war ſeine Amtspflicht, das Rechtsgeſchäft unter Beobachtung 
der geſetzlich vorgeſchriebenen Formen zu beurkunden. 

Gegenſtand eines Dienſtvertrags zwiſchen den Klägern und dem Notar, 
nicht in dieſer ſeiner Eigenſchaft, ſondern in der Eigenſchaft als eines Rechts⸗ 
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kundigen, konnte die Rechtsberatung darüber ſein, ob der vorangegangene 
Vertrag v. 30. Dezember gültig und wie er bindend zu machen ſei. Das 
aber kommt hier nicht in Frage, denn die Unrichtigkeit und Schuldhaftigkeit 
eines in dieſer Richtung erteilten Rates werden dem Notar nicht vorgeworfen. 
Der Notar W. hatte nach dem Willen der Kläger und nach ſeiner ihnen erteilten 
Zuſage dem zu beurkundenden Vertrage mit B. eine Form und einen Inhalt 
zu geben, die dem Zweck der von ihm über die Ungültigkeit des Vertrages 
v. 30. Dezember aufgeklärten Kläger entſprach, nämlich dem Zweck, den 
Verkäufer inſoweit an die privatſchriftlich beredete Veräußerung zu binden, 
als die von ihnen an S. verkauften Grundſtücke in Betracht kamen. Den er⸗ 
klärten Willen der Vertragſchließenden in klarer, gültiger Faſſung und Form 
urkundlich feſtzulegen, der Urkunde den Inhalt zu geben, der dem Willen der 
Vertragsteile und dem Zwecke der Urkundenerrichtung entſpricht, iſt aber 
gerade eine durch das Amt des Notars gebotene Pflicht; 
JW. 1913, 49018. 1152; 1914, 194. 354; Urtt. des RG. III. 438/13, 530/13, 226/14. 
Die Erfüllung einer Amtspflicht kann nicht Gegenſtand vertraglicher 
Bindung ſein, jedenfalls gilt dies von der amtlichen Tätigkeit der preußiſchen 
Notare. Der preußiſche Notar iſt Beamter. Er wird bei den ihm amtlich 
obliegenden Beurkundungen tätig nicht als Beauftragter oder Dienſtverpflich⸗ 
teter des ihn Anrufenden. Die Inanſpruchnahme ſeiner Tätigkeit durch einen 
Beteiligten iſt nur der äußere Anlaß für dieſe Tätigkeit, bei deren Entfaltung 
die Beobachtung der Verkehrsſorgfalt in der Einhaltung der geſetzlichen Formen 
und in der ſachgemäßen Geſtaltung des Inhalts der Urkunde ihm als amt⸗ 
lich gebotene Pflicht obliegt. Bedeutung und Umfang dieſer Pflicht ſind der 
Steigerung oder auch nur der Gewährleiſtung durch Stempelung zu einer 
Vertragsleiſtung nicht fähig. | 
Die Rechtſprechung des erkennenden Senates iſt früher von der ent⸗ 
gegengeſetzten Meinung ausgegangen. Der Senat betrachtete es früher als 
weſentlich für das Verhältnis zwiſchen Notar und Beurkundungsbeteiligten, 
daß ſie durch einen Vertrag gebunden ſeien, der die dem Notar ſchon amtlich 
obliegende Beurkundungstätigkeit als ſeine vertragliche Pflicht umfaßte. 
RGeEntſch. 49, 26 (in Seuff A. 57 Nr. 3); ferner III. 540/10 v. 18. Okt. 1911; 
III. 41/11 v. 19. Dez. 1911; III. 334/05; III. 65/09... 
Der Senat befand ſich dabei im Einklange mit der derzeit herrſchenden Meinung. 
In andern Entſcheidungen (3. B. JW. 1913, 49012) wurde es wenigſtens als 
die Regel bezeichnet, daß der die Amtstätigkeit des Notars Anrufende zugleich 
mit ihm über die Leiſtung der Beurkundungstätigkeit einen bürgerlich-recht⸗ 
lichen Vertrag, insbeſondere einen Dienſtvertrag abſchließe. Späterhin iſt 
der Senat jedoch von dieſer Anſicht, namentlich unter der Einwirkung des 
über die Rechtsſtellung des Gerichtsvollziehers bei der Zwangsvollſtreckung 
ergangenen Beſchluſſes der Verein. Zivilſenate v. 2. Juni 1913 (RGEntſch. 82, 
85) mehr und mehr abgegangen, indem er jedenfalls in einer Reihe von Fällen. 
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vermied, der Annahme der Ber.⸗Gerichte, daß ein Vertrag vorliege, beizu⸗ 
treten; 
z. B. III. 423/13 v. 9. Dez. 1913; III. 419/13 v. 19. Dez. 1913; III. 530/13 

v. 10. März 1914. 

Die frühere Rechtsauffaſſung kann nicht aufrechterhalten werden. Sie 
entſpricht nicht einer zutreffenden Würdigung des Weſens der Amtspflicht 
und wird der öffentlich-rechtlichen Stellung des Notars als Beurkundungs⸗ 
beamten nicht völlig gerecht. 

Die Rechtſprechung andrer Senate ſteht der jetzigen Rechtsmeinung 
des erkennenden nicht entgegen. Insbeſondere beſchäftigt ſich der 6. Zivilſen. 
in Entſch. 49, S. 269 nicht mit der Erfüllung der Amtspflichten als Vertrags⸗ 
leiſtung, ſondern betont, daß neben den Amtspflichten Verpflichtungen andrer 
Art für den Notar beſtehen können, die Gegenſtand des Dienſtvertrages nach 
8 675 BGB. zu ſein vermögen. Die Möglichkeit derartiger Verpflichtungen, 
die den Notar nicht als ſolchen ſondern als Rechtskundigen treffen, iſt vom 
erkennenden Senate ſtets betont und auch in den hier gemachten Ausführungen 
anerkannt worden. — — — 

Urteil des Reichsgerichts (3. Sen.) v. 3. Nov. 1914 in der preuß. 

Sache K. u. Gen. (Kl.) w. Preuß. Fiskus (OLG. Kiel). III. 246/14. 

Auch in RGeEntſch. 85 Nr. 91 S. 409. f 


179. Haftung des bayer. Notars aus unzureichender Rechtsbelehrung 
über die Notwendigkeit einer Auflaſſungsvormerkung. 
Vgl. die vorige Nr. m. N. 
BOB. §ßd 839. 883; FGG. 5 167. 

Die Kläger hatten am 27. März 1911 zu Urkunde des Notariats München II 
(Notar D.) dem Kaufmann und Baumeiſter Mathias G. aus deſſen Bauplatz 
eine genau feſtgelegte, jedoch noch nicht vermeſſene Ausbruchfläche für 7800 K 
abgekauft. 7000 % waren fofort bezahlt worden, der Reſt ſollte nach der 
Vermeſſung zahlbar ſein, deren Ergebnis anzuerkennen die Vertragsteile 
ſich verpflichteten. Dann ſollte auch die Auflaſſung erfolgen. Die Käufer 
traten ſofort in den Beſitz des Grundſtücks und ließen dort einen Wohnungs⸗ 
neubau aufführen. Als der Bau nahezu vollendet war, wurden auf dem 
G. ſchen Bauplatz und damit auch auf der von den Klägern gekauften und be⸗ 
bauten, aber noch nicht umgeſchriebenen Ausbruchfläche vier Zwangshypo⸗ 
theken im Geſamtbetrage von über 30 000 % zur Belaſtung des Verkäufers 
eingetragen, die dieſer nicht wegzufertigen vermochte, weshalb die Zw. ⸗ 
Verſteigerung des ganzen Bauplatzes und damit der Verluſt des Neubaues 
der Kläger drohte. Zur Verhütung dieſer Gefahr erwarben die Kläger das 
ganze Reſtgrundſtück, löſten die Zwangshypotheken ab und verklagten nun 
den Fiskus auf Erſatz der hierfür ſowie für Notariatskoſten und Staatsgebühren, 
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Anwaltskoſten, ſowie Verzögerung des Neubaues und Beſchaffung einer 
Zwiſchenwohnung entſtandenen Auslagen. Dieſen Schaden habe der Notar 
D. dadurch verurſacht, daß er ſie nicht genügend über den Aufſchub des Eigen⸗ 
tumsübergangs belehrt habe, obwohl er wußte, daß mit dem Neubau ſofort 
begonnen werde. Die Klage wurde dem Grunde nach für gerechtfertigt er— 
klärt. Die Berufung des Beklagten wurde zurückgewieſen. Aus den Gründen 
des Ber.⸗Urteils: 

„— — — Der verklagte Fiskus beſtreitet nicht, daß eine Vormerkung 
zur Sicherung der Auflaſſung die Kläger vor Schaden bewahrt hätte. Es iſt 
dies auch angeſichts der 88 883. 888 BGB. unbeſtreitbar, und es kommt hin⸗ 
hinſichtlich dieſes Ergebniſſes auf die verſchiedenen theoretiſchen Streitfragen 
über die Behandlung der Auflaſſungsvormerkung bei der Zw.⸗Verſteigerung 
nicht weiter an. Denn es unterliegt keinem Zweifel, daß hier die Eintragung 
des endgültigen Eigentumsüberganges jedenfalls vor Durchführung eines 
Zw.⸗Verſt.⸗Verfahrens eingetreten und damit die ſämtlichen Zwangshypotheken 
löſchungreif geworden wären; es kann ſogar bezweifelt werden, ob ſich die 
Gläubiger der größeren Forderungen die Koſten einer Zwangshypothek 
gemacht hätten, wenn ſie eine Vormerkung im Grundbuch geſehen hätten, 
denn der allein für ſie erhebliche Wert ſteckte in dem Neubau auf der alsdann 
durch Vormerkung geſchützten Ausbruchfläche. Mit Recht erachtet es auch 
der 1. Richter angeſichts des 812 NotGeſch O. für eine amtliche Fahrläſſigkeit 
des Notars, daß er nicht auf Eintragung einer ſolchen Vormerkung hingewirkt 
hat. Was der Beklagte dagegen vorbringt, iſt nicht ſtichhaltig. 

1. Die Berufung des Beklagten auf die Entſcheidungen des Reichsgerichts 
hinſichtlich der Begrenzung der Belehrungspflicht der preußiſchen Notare 
(3. B. Leipz . 1911, 468; Recht 1913 Nr. 946) iſt deshalb hier unbehelflich, 
weil für die preuß. Notare nur der Art. 40 preuß. FGG. ( Art. 28 bayer. 
Not G.) gilt, eine Geſchäftsanweiſung ähnlich der bayer. NotGeſchO. oder eine 
ſonſtige Anweiſung ähnlich dem § 12 bayer. NotGeſchO. aber dort nicht be⸗ 
ſteht. Übrigens folgern eine Reihe von Entſcheidungen des Reichsgerichts 
eine Belehrungspflicht des preuß. Notars insbeſondere aus ſeiner dort un⸗ 
beſtrittenen, für Bayern allerdings durch die Rechtſprechung abgelehnten 
Eigenſchaft als Beauftragten (z. B. Urt. v. 26. Sept. 1913, III. 250/13). 
Für Bayern ſteht aber durch den § 12 NotGeſchO. in der im Jahre 1911 gül⸗ 
tigen Faſſung v. 24. Dez. 1899 (JM Bl. 595) klar die Belehrungs⸗ und Beratungs- 
pflicht feſt, ohne daß es einer Anfrage der Parteien bedürfte. Dieſe Be⸗ 
ſtimmung der Geſchäftsordnung konnte rechtsgültig auf Grund des Art. 139 
bayer. Not G. mit § 200 FGG. auch in ſolchen Beurkundungsſachen getroffen 
werden, die an ſich dem Gebiete des Reichsrechts (FGG. §§ 167 ff.) angehören, 
wie die hier fraglichen, nach § 313 BGB. formzwangpflichtigen Urkunden. 
Inſofern iſt es rechtsirrig, wenn der Beklagte meint, die Partei müßte ſich 
bei einem derartigen Geſchäft vorher an einen Anwalt wenden, wenn ſie 
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ſich rechtskundigen Rats bedienen wolle. Gerade dies ſoll das bayer. Notariat 
vermeiden; ſoweit nicht die Intereſſen der Beteiligten unvereinbar wider— 
ſtreiten, ſoll keine Partei genötigt ſein, einen andern Berater als den Notar 
aufzuſuchen. Gerade dies iſt ja der Begriff der ſog. , Kautelarjuſtiz'; die Parteien 
werden mit ihrer wichtigen Beurkundung vor einen Beamten verwieſen, 
der durch ſtändige Beſchäftigung mit ähnlichen Verträgen von vornherein 
eine Gewähr dafür gibt, daß er die Urkunden ſo abfaßt wie die Erfahrung es 
lehrt, um ſie rechtsbeſtändig, unanfechtbar und zweckentſprechend zu machen. 

2. Es iſt rechtsirrtümlich, wenn der Beklagte dieſe Auflaſſungsvormerkung 
gewiſſermaßen als etwas Beleidigendes für den Verkäufer hinſtellt. Das 
Gegenteil ergibt ſich ſchon aus der Tatſache, daß ſelbſt bei ihrer Erwirkung 
im gerichtlichen Wege der einſtweil. Verfügung eine Gefährdung des Auf— 
laſſungsanſpruchs nicht glaubhaft gemacht zu werden braucht (§ 885 BGB.), 
vielmehr die Tatſache der Entſtehung des Auflaſſungsanſpruchs einerſeits und 
das Vollzugshindernis anderſeits genügt. Das nämliche ergibt ſich auch aus 
der Entſtehungsgeſchichte der Vormerkung des 8883 BGB. 

Das Liegenſchaftsrecht des bayer. Landrechts und bayer. Hypotheken⸗ 
geſetzes bedurfte einer ſolchen Vormerkung nicht; denn wenn die körperliche 
Übergabe in Verbindung mit der formgerechten Verbriefung des ſchuld— 
rechtlichen Vertrags (Art. 14 ält. Not G.) erfolgt war, ſtand dem Erwerber 
gegen jede Vollſtr.⸗Maßnahme und insbeſondere gegen jede Zwangshypothek 
die Widerſpruchsklage des § 771 3 PO. zu, auch wenn er noch nicht als Eigen- 
tümer eingetragen war. Nach dieſer Umſchreibung konnte übrigens eine 
Zwangshypothek gegen den Vorbeſitzer überhaupt nicht mehr eingetragen 
werden (Seuff Bl. 36, 221; Bay. ält. Samml. 8, 17). Das hat ſich mit der 
Einführung des Liegenſchaftsrechts des Bürgerl. Geſetzbuchs vollſtändig ge⸗ 
ändert; eine ſolche Widerſpruchsklage vor Auflaſſung und Umſchreibung des 
Grundſtücks auf den Erwerber iſt ausgeſchloſſen (RGEntſch. 81, 64, in SeuffA. 
68 Nr. 112). Es iſt daher Pflicht der bayer. Notare, diejenigen Sicherungs⸗ 
maßregeln in ihren Urkunden zu berückſichtigen, die vom Geſetz zumal bei 
Wegveräußerung noch nicht vermeſſener Ausbruchflächen (Trennſtücken) ge⸗ 
währt werden. Dazu iſt ausweislich der Prot. 3, 114 durch den 2. Entw. die 
Vormerkung des § 883 BGB. eingeführt worden (vgl. auch Jacubezky Be⸗ 
merkungen zum Entw., 223). 

An der angeführten Stelle der Protokolle iſt bereits widerlegt, daß ſich 
eine ungerechtfertigte Belaſtung der öffentlichen Bücher ergebe; denn in den 
allermeiſten Fällen führe die Vormerkung auch zur endgültigen Eintragung, 
habe alſo ihren Zweck erfüllt. Ebendort wird auch auf den Vorteil hingewieſen, 
im Wege freiwilliger Übereinkunft ohne Angehung des Gerichts vertrag 
mäßig die Vormerkung ins Grundbuch zu bringen; denn die Gefährdung liege 
ſchon in der Grundbucheinrichtung ſelbſt. Man braucht übrigens dabei nicht 
an vertragwidrige. Verfügungen des Verkäufers oder Zw.⸗Vollſtreckungen 
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gegen ihn zu denken; der unvermutete Tod des Verkäufers allein genügt 
ſchon in Verbindung mit dinglichen abweichenden Verfügungen der Erben, 
um den Käufer zu gefährden. Im Gebiet des preuß. Grundbuchrechts hat 
denn auch die Vormerkung ſich ganz allgemein eingebürgert, und zwar auch 
in ſolchen Fällen, in denen, abweichend vom hier vorliegenden Tatbeſtand, 
der Käufer den Kaufpreis für das räumlich zwar ausgeſchiedene, aber noch 
nicht vermeſſene und daher noch nicht umſchreibbare Grundſtück zurückbehält. 

Vgl. Weißler Formularb.!? (1911), Form. 64, 97; ferner Oberneck Grundbuchr. 2, 648. 
Auch die bayer. amtlichen Behelfe weiſen deutlich auf die Vormerkung als 
praktiſches und lebendiges Rechtsinſtitut hin. § 379 Abſ. IV GBA. erläßt 
für einen ſolchen Fall die Angabe der Plannummer, weil eben ſonſt der Zweck 
der Vormerkung gerade für den Fall, daß das Hindernis für die Umſchreibung 
im Meſſungsmangel beſteht, völlig vereitelt würde. Muſter III der Grund⸗ 
buchformulare aber (JMBl. 1905, 404) weiſt durch eine Anmerkung auf die 
Vormerkung hin; dort wird ſogar die nachträgliche Meſſungsanerkennung 
lediglich zum Protokoll des Grundbuchamts erklärt, und zwar in Verbindung 
mit der Auflaſſung. Damit iſt zugleich darauf hingewieſen, daß die Meſſungs— 
anerkennung von der GBDDA. nicht als Beſtandteil des ſchuldrechtlichen, 
in Bayern den Notaren vorbehaltenen Vertrags angeſehen wird. Auf S. 451 
(Muſter XX Nr. 7) findet ſich dann auch ein Muſtereintrag einer vereinbarten 
Vormerkung nad) §883 BGB. Auch in den autographierten IM. Entſchlie⸗ 
zungen v. 2. Mai 1902 und 8. Juni 1902 (Klein Samml. 253 ff.) iſt für be⸗ 
ſtimmte Vertragsfälle auf die Vormerkung nach §883 BGB. beſonders hin⸗ 
gewieſen. 

Nach alldem kann nicht davon geſprochen werden, als ob es bei dieſer 
Vormerkung ſich um einen nicht im Gebrauch befindlichen oder ganz unge- 
wohnten Rechtsbehelf handelte; auch die gerichtsbekannte Praxis der Grund- 
buchämter ſpricht dagegen. — — — 

3. Es mag dahingeſtellt ſein, ob der Notar in jedem Falle der Wegver⸗ 
äußerung eines Trennſtücks unter Vorbehalt nachträglicher Vermeſſung und 
Auflaſſung formularmäßig die Vormerkung des 8833 BGB. aufnehmen 
ſolle, und ob er ſich jedesmal bei Unterlaſſung einer Fahrläſſigkeit ſchuldig mache. 
Jedenfalls aber war der vorliegende Fall, wie kein andrer, dazu angetan, 
die Vormerkung ohne weiteres ſchon in die vorbereitete Urkunde oder doch als 
Zuſatz zu ihr aufzunehmen, nachdem der Kaufſchilling ſoviel wie vollſtändig 
ſofort bezahlt worden war und da der Notar wußte, daß es ſich um einen als⸗ 
bald zu bebauenden Grundſtücksteil handle, deſſen Nutzungen und Laſten 
laut Urkunde ſofort übergingen. Auch mußte der Notar berückſichtigen, daß 
bei der ihm bekannten Vermögenslage des G. der Kläger gefährdet werden 
konnte. — — — 

Ein Mitverſchulden des Klägers iſt ausgeſchloſſen. Der Notar hat jeden⸗ 
falls die Parteien nicht ſo belehrt wie ſie belehrt werden mußten. Hatte er 
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die Pflicht zur Belehrung, ſo geht ſein Verſchulden dem eines Rechtsunkundigen, 
der gerade darauf Anſpruch hatte, durch ihn belehrt zu werden, ſo überwiegend 
vor, daß von einer Anwendung des § 254 BGB. keine Rede ſein kann; das 
iſt ſtändige wohlbegründete Rechtſprechung (vgl. z. B. Recht 1914 Nr. 1542). — 
Urteil des OLG. München (1. Sen.) v. 1. Juli 1914 i. ©. 8 
Fiskus (Bkl.) w. B. L. 211/13. . 


180. Swangsverſteigerung; Berechtigung des Pfandgläubigers einer 
Grundſchuld zum Widerſpruch gegen den Derteilungsplan. 
Städtiſche Waſſerleitungs⸗ und Kanalgebühren (in Preußen) ſind nicht 
öffentliche Laſten des Grundſtücks nach § 10° FDG. 

BGB. 8 1282; ZPO. $ 876; ZUG. $ 115. — 3VG. 5 10%; preuß. Komm AbgG. $ 4. 

Auf dem Grundſtück des P. ſtand in Abt. III unter Nr. 10 eine Grund⸗ 
ſchuld von 20 000 / für P. ſelbſt eingetragen. Am 19. Jan. 1906 verpfändete 
P. dieſe Grundſchuld der Klägerin für alle Anſprüche, die ſie an ihn hatte 
und in Zukunft noch haben würde, übergab ihr den Grundſchuldbrief und ließ 
die Verpfändung im Grundbuch eintragen. Als P. am 4. April 1913 ſtarb, 
wurde über ſeinen Nachlaß das Konk.⸗Verfahren eröffnet. In dem im Auguſt 
1913 auf Antrag einer Hyp.⸗Gläubigerin eingeleiteten Zw.⸗Verſt.⸗Verfahren 
über das Grundſtück meldete Klägerin als ihren dinglich geſicherten Anſpruch 
die erwähnten 20 000 „ nebſt Zinſen und Koſten an, ohne daß Widerſpruch 
gegen dieſe Anmeldung erhoben wurde. Anderſeits meldete die Stadtgemeinde 
als bevorrechtigte Forderungen 60 / Kanalgebühr und 687. Waſſerleitungs⸗ 
gebühr an. Im Kaufgeldverteilungs⸗Verfahren kamen dieſe Anſprüche, die 
der Vollſtr.⸗Richter als öffentliche Laſten des Grundſtücks anſah, in voller 
Höhe zur Hebung, während die Klägerin zum großen Teil ausfiel. Auf den 
Widerſpruch der Klägerin wurde ein entſprechender Betrag hinterlegt. Der 
Klage auf Einwilligung in die Auszahlung dieſes Betrages gegenüber be- 
ſtritt die verklagte Stadtgemeinde die Befugnis der Klägerin, die lediglich 
Pfandgläubigerin ſei, zur Erhebung des Widerſpruchs und zur Einziehung 
des verlangten Betrages und führte aus, daß die von ihr angemeldeten Ge⸗ 
bühren auf dem verſteigerten Grundſtück laſteten, alſo mit Recht den Vorrang 
vor dem Anſpruch der Klägerin erhalten hätten. — Der Klage wurde ſtatt⸗ 
gegeben. Aus den Gründen des Ber. Urteils: 

„Unſtreitig ſtand der Klägerin gegen P. ein Anſpruch von 20 000 
nebſt Zinſen und Koſten zu, der nach dem Inhalt der Anmeldung offenbar 
fällig iſt, jedenfalls aber für das Zw.⸗Verſt.⸗Verfahren als fällig gilt ($111 
3VG., vgl. 8 65 KO.). Die Klägerin iſt folgeweiſe allein und ohne Zuziehung 
des Verwalters der P.ſchen Nachlaßkonk.⸗Maſſe zur Einziehung der ihr für 
dieſe Forderung verpfändeten Grundſchuld berechtigt ($ 1282. 1228 BGB.); 
ſie war mithin auch formell befugt, gegen den dieſe Einziehung be⸗ 
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ſchränkenden Verteilungsplan Widerſpruch zu erheben. Ihre ſich im übrigen 
aus 8876. 878 ZPO. ergebende Aktivlegitimation kann alſo nicht beſtritten 
werden. 

Der Widerſpruch der Klägerin iſt aber auch materiell begründet. Die 
Waſſerleitungs- und Kanalgebühren ſind öffentliche Abgaben, die von den Ge⸗ 
meinden gemäß $ 4 preuß. KommAbgG. v. 14. Juli 1893 für die Benutzung 
der von ihnen im öffentlichen Intereſſe unterhaltenen Anſtalten erhoben 
werden. Dieſe Abgaben ſind deshalb ſchon begrifflich rein perſönliche Lei— 
ſtungen der an die Waſſerleitung und die Kanaliſation angeſchloſſenen Grund⸗ 
eigentümer. Es kann hier dahingeſtellt bleiben, ob ihnen gleichwohl durch 
Ortsſatzung dinglicher Charakter beigelegt werden könnte, denn das allein 
in Frage kommende Ortsſtatut der Stadt A. v. 19. Aug. 1901 enthält dahin⸗ 
gehende Beſtimmungen nicht, ſchreibt vielmehr umgekehrt in den 88 11 und 
21 vor, daß nur die Grundſtückseigentümer, und zwar nach Maßgabe ihrer 
Beſitzzeit, zur Zahlung jener Gebühren verpflichtet ſind. Stellen ſich aber 
dieſe Gebühren nicht als Laſten des Grundſtücks i. S. des §S 10 3G. dar, 
ſo hat der Vollſtr.-Richter ſie mit Unrecht in den Verteilungsplan aufgenommen 
und die Klägerin mit Recht dagegen Widerſpruch erhoben.“ 

Urteil des OLG. zu Königsberg (2. Sen.) v. 26. Sept. 1914. 3 U. 

172/14. Th. 


181. Verhältnis des Erziehungsrechts des geſchiedenen Vaters zu 
ſeiner Unterhaltspflicht. 
BGB. 88 1635. 1606. 

Die Eltern der Kläger waren rechtskräftig geſchieden und beide für ſchuldig 
erklärt. Nachdem die Mutter durch Beſchluß des Amtsgerichts v. 29. Aug. 1912 
zur Vertreterin der Kinder beſtellt war, erhob ſie namens der Kinder im Jahre 
1913 Klage gegen den Vater auf Zahlung des Unterhalts für die Zeit vom 
1. Januar 1912 bis zum 1. Febr. 1913. Der Beklagte wandte ein, der am 
17. Jan. 1904 geborene Sohn hätte am 17. Jan. 1910, der am 25. Aug. 1906 
geborene jüngere Sohn hätte am 25. Aug. 1912 zu ihm gebracht werden müſſen; 
von da ab habe ſeine Unterhaltspflicht gemäß § 1635 BGB. aufgehört. Dieſen 
Einwand hat der 1. Richter für berechtigt erachtet. Seinen Ausführungen 
kann nicht gefolgt werden. 

Für den Fall, daß die Eltern geſchieden und beide für ſchuldig erklärt 
find, beſtimmt $ 1635: die Sorge für einen Sohn unter 6 Jahren oder für eine 
Tochter ſteht der Mutter, für einen Sohn der über 6 Jahre alt iſt, dem Vater 
zu. Mit Unrecht nimmt der 1. Richter an, daß infolgedeſſen die Unterhalts⸗ 
pflicht des Beklagten für den am 17. Jan. 1904 geborenen Sohn am 17. Jan. 
1910, für den am 25. Aug. 1906 geborenen zweiten Sohn am 25. Aug. 1912 
aufgehört habe. Die erwähnte Geſetzesbeſtimmung des § 1635 regelt nur das 
Erziehungsrecht (Sorge für die Perſon), hat aber mit der Unterhalts pflicht 
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nichts zu tun. Dieſe beruht nicht auf der Ehe, ſondern auf der Verwandt⸗ 
ſchaft und wird durch die Scheidung der Ehe in keiner Weiſe berührt. Auch 
nach der Scheidung haftet alſo nach § 1606 Abſ. 2 Satz 2 der Vater vor der 
Mutter für den Unterhalt, und es macht hierbei keinen Unterſchied, ob die Sorge 
für die Perſon des Kindes dem Vater oder der Mutter nach $ 1635 BGB. 
zuſteht (vgl. Motive 4, 628; Staudinger Anm. 1 zu § 1585 BGB.). Aller⸗ 
dings kann der Vater nach § 1585 von der Mutter einen Beitrag verlangen, 
das betrifft aber nur das Verhältnis der geſchiedenen Eheleute zueinander. 
Klagt die Ehefrau als beſtellte Vertreterin ihres Kindes für dieſes gegen ihren 
geſchiedenen Ehemann auf Unterhalt, ſo kann der Ehemann der Klage daher 
nicht entgegenhalten, daß die Mutter einen Beitrag zu leiſten habe (vgl. RG. 
im Recht 1907 Nr. 1070). 

Die Unterhaltspflicht des Vaters hört alſo keineswegs auf, wenn 
ſein Erziehungsrecht anfängt. Er muß vielmehr den Unterhalt weiter 
zahlen, auch wenn er die Söhne über das 6. Lebensjahr hinaus bei der 
Mutter beläßt. Allerdings kann er möglicherweiſe ſchlechter geſtellt ſein, 
wenn die Mutter, wie hier, die Herausgabe der Söhne nach Ablauf des 6. Jahres 
grundlos verweigert (im vorliegenden Fall hatte die Mutter ſich verklagen 
laſſen und erſt im Auguſt 1913 war ſie dem Klagantrage nachgekommen). 
Denn während der Zeit, während welcher er ſelbſt für die Kinder hätte ſorgen, 
wo er ihnen alſo den Unterhalt in Natur hätte gewähren können, müßte er 
jetzt Geld zahlen. Aus dieſer Erwägung heraus hat man den Satz aufgeſtellt, 
der Vater, dem das Kind von der Mutter vorenthalten werde, habe für das 
Kind ſo lange eine Unterhaltsrente zu zahlen, bis er die nötigen Schritte zu 
deſſen Erlangung getan habe (vgl. Davidſon Eher. 173). Indes aus dem Ge⸗ 
ſetz läßt ſich eine ſolche Einſchränkung nicht herleiten. Es iſt dabei zu beachten, 
daß die Kinder ihren geſetzlichen Unterhaltsanſpruch geltend machen, und 
daß dieſem Anſpruch der Kinder der Vater nicht Einwendungen aus dem das 
Verhältnis zwiſchen den geſchiedenen Ehegatten regelnden § 1635 BGB. 
entgegenſetzen kann. Mit Recht führt daher Erler (Eheſcheidungsr. 155. 156) 
aus: der Unterhaltspflichtige werde dadurch, daß der andre Ehegatte, dem die 
Sorge für die Perſon des Kindes nicht zuſteht, das Kind vom Haufe des unter- 
haltspflichtigen Ehegatten fernhält, von ſeiner Unterhaltspflicht nicht frei, 
unbeſchadet ſeines Rechts, die Herausgabe des Kindes im Prozeßwege zu er- 
zwingen. Ob ihm etwa gegen die geſchiedene Ehefrau, welche ihm durch ihre 
grundloſe Vorenthaltung der Kinder Mehrkoſten verurſacht hat, ein Schaden⸗ 
erſatzanſpruch unter Umſtänden zuſtehen könnte, iſt eine andre hier nicht zu 
erörternde Frage. 

Urteil des OLG. zu Königsberg (3. Sen.) v. 29. April 1915. 4 U. 

176/14. Th. 
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II. Verfahren. 


182. Streitwert bei Feſtſtellungsklagen; es entſcheidet das Intereſſe 
des Klägers. 
Vgl. 57 Nr. 24 m. N., 224. 
3PO. 88 3. 256. 

Die klagende Feuerverſicherungs-Geſellſchaft hatte im Oktober 1914 
mit dem Beklagten einen Vertrag auf Verſicherung ſeines Mobiliars bis 
zum Höchſtbetrag von 25540 % auf die Dauer von zehn Jahren gegen 
eine jährliche Prämie von 44,70 % abgeſchloſſen. Im Januar 1915 klagte 
ſie auf Feſtſtellung, daß dieſer Vertrag rechtsbeſtändig ſei, weil der Beklagte 
deſſen Rechtswirkſamkeit mit der Begründung beſtritten hatte, er ſei durch 
den Agenten der Klägerin bei Abgabe des Verſicherungsantrags getäuſcht 
worden. — Das Landgericht gab der Klage ſtatt und ſetzte den Streitwert 
auf 447 A (10 X 44,70 ) feſt. Die vom Prozeßbevollmächtigten der 
Klägerin im eigenen Namen ($ 12 GebO. f. RA.) eingelegte Beſchwerde, 
worin er beantragte, den Streitwert auf 12770 4 feſtzuſetzen, wurde 
koſtenfällig zurückgewieſen. Aus den Gründen: 

„Der Streitwert erſchöpft ſich in dem Vermögensmehrwert, den die 
rechtskräftige Entſcheidung dem Kläger gerade gegenüber dem Beklagten 
bringt (RGEntſch. 24, 427). Damit ſcheidet das Intereſſe des Beklagten 
am Obſiegen aus, das größer als das des Klägers ſein kann, ebenſo 
dasjenige an der Verwertung der Entſcheidung als Vorentſcheid gegen Dritte. 
Angewendet auf den gegenwärtigen Streitfall ergibt ſich klar, daß die 
Verſicherungsgeſellſchaft niemals mehr als 447 % d. h. den zehnjährigen 
Betrag der Jahresprämie auf Grund des Beſtehens des Verſicherungs⸗ 
vertrages zu vereinnahmen hat. Daß ſie unter Umſtänden dafür 25540 HK 
zahlen muß, iſt kein durch die Klageſchrift ſtreitig gewordenes Intereſſe 
der Klägerin, da ſie ja ſelbſt den Fortbeſtand des Vertrages behauptet. 
Daß das Urteil auch Rechtskraft für den Beklagten ſchafft, alſo bei Ab- 
weiſung den Nichtbeſtand des Vertrages feſtſtellt, iſt belanglos, weil es 
eben nur auf das Intereſſe deſſen ankommt, der die Klägerrolle einnimmt; 

vgl. BayObLG. ält. Slg. 10, 1; Rittmann Wert des Streitgegenſt.“ 59 99 N; Quednau 

Gebo. f. RA. 199. 

Das Rechtsmittel iſt daher unbegründet.“ 
Beſchluß des OLG. München (1. Sen.) v. 7. Juni 1915 i. S. G. 
w. Sch. Beſchw.⸗Reg. 302/15. F—z. 
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183. Streitwert eines nach $ 1542 RDerf®. auf die Berufsgenoſſenſchaft 
übergegangenen Rentenanſpruchs. 
Vgl. 64 Nr. 226. 
GKG. § 9a; BGB. § 843; RVerſoO. 88 1542. 903; ZPO. 3 9. 

Die Land⸗ und forſtwirtſchaftliche Berufsgenoſſenſchaft, welche dem 
Bauern Franz F. für die Zeit vom 24. Aug. 1913 bis zum 1. April 1914 monat⸗ 
lich 29,70 % und vom 1. April 1914 ab monatlich 22,30 46 Unfallrente zu ge⸗ 
währen hat, verlangte von der Frau Marie D. den Erſatz eines Teils der 
Rente, und zwar für die Zeit bis zum 1. April 1914 den Betrag von 53,86 , 
vom 1. April 1914 ab jährlich 89,10. Zur Begründung brachte ſie vor, 
die Beklagte habe ſich ohne wiſſenſchaftliche Ausbildung mit der Heilbehand⸗ 
lung der von F. erlittenen Verletzung befaßt und durch unſachgemäßes Vor⸗ 
gehen bewirkt, daß die Heilung verzögert und nur ein mangelhaftes Heil- 
ergebnis erzielt worden ſei. Für dieſes ſchuldhafte Verhalten hafte die Be⸗ 
klagte dem Verletzten auf Grund der §8 823. 843 BGB. Der hieraus er⸗ 
wachſene Rentenanſpruch des Verletzten gegen die Beklagte ſei auf Grund 
des § 1542 RVO. auf die Klägerin inſoweit übergegangen, als dieſe dem Ver⸗ 
letzten gegenüber für die Erhöhung der Unfallfolgen entſchädigungspflichtig ſei. 

Das Landgericht hat den Wert des Streitgegenſtandes auf 500 & feſt⸗ 
geſetzt, indem es die verlangte jährliche Rente von 89,10 4 gemäß dem 89 a 
Abſ. 2 GKG. mit 5 vervielfachte und den für die Zeit vor der Klagerhebung ge⸗ 
zahlten Betrag von 53,86 ½ hinzurechnete. Der beſchwerdeführende Anwalt 
macht hiegegen geltend, daß nicht § I a Abſ. 2 GK G., ſondern §9 GKG. mit 
§9 ZPO. anzuwenden und demgemüß die verlangte jährliche Rente von 
89,10 4 mit 12½ zu vervielfachen ſei; es ergebe ſich dann ein Streitwert 
von 1167,61. 

Der Senat billigt jedoch den Standpunkt des 1. Richters. Der von der 
Klägerin geltend gemachte Anſpruch iſt ein nach dem § 843 BGB. erhobener 
Anſpruch auf Entrichtung einer Geldrente i. ©. des §9a Ga G. Der Um⸗ 
ſtand, daß der Anſpruch zunächſt dem Verletzten zuſteht und von der Klägerin 
nur auf Grund der geſetzlichen Zeſſion des $ 1542 RVerſO. geltend gemacht wird, 
ändert das Weſen des Anſpruchs nicht; die geſetzliche Zeſſion bewirkt nur eine 
Anderung der Aktivlegitimation; hiedurch unterſcheidet ſich der Anſpruch der 
Klägerin weſentlich von den Rückgriffanſprüchen der Berufsgenoſſenſchaften 
gegen Unternehmer und dieſen gleichgeſtellte Perſonen gemäß dem § 903 
RVerſO. (Ebenſo Rittmann Wert des Streitgegenſtands § 151 Nr. 6 und 
die dort angeführten Entſcheidungen.) 

Beſchluß des OLG. München (1. Sen.) v. 27. Jan. 1915 i. S. Land⸗ 

u. forſtw. Ber.⸗Gen. w. D. Beſchw.⸗Reg. 53/15. | 2 
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184. Eine Fahlgebühr des Anwalts gehört nicht zu den Prozeßkoſten. 
Vgl. 65 Nr. 105 m. N.; 66 Nr. 58; 69 Nr. 60. 
ZRO. 8 91 Abſ. 2; GebO. f. RA. $ 87. 

Von dem eingeklagten Kaufpreis erkannte im Lauf des Prozeſſes der 
Beklagte einen Teilbetrag von 1500 4 nebſt Zinſen an und zahlte ihn zur Ab⸗ 
wendung der Vollſtreckung an den mit der Pfändung beauftragten Gerichts⸗ 
vollzieher, der die Summe an den klägeriſchen Prozeßbevollmächtigten ab⸗ 
lieferte. Dieſer ſetzte dafür im Koſtenfeſtſetzungsverfahren eine Inkaſſo⸗ 
gebühr zu 12,50 1 und 2,50 4 Pauſchſatz an. Der Gerichtsſchreiber ſtrich 
die 15.4 ab; die Erinnerung und die ſofortige Beſchwerde der Klagepartei 
blieben erfolglos. Aus den Gründen des Beſchwerdegerichts: 

„Der Senat hält gegenüber dem Beſchluß des diesgerichtlichen Ferien. 
ſenats v. 20. Juli 1914 und dem Beſchluß des OLG. Hamm (JW. 1913, 613) 
an ſeiner ſtändigen Rechtſprechung feſt, wonach die Vereinnahmung der Streit⸗ 
ſumme keinen Beſtandteil des Rechtsſtreits oder der Vollſtreckung bildet, 
ſohin die Anwaltsgebühr des §87 Geb. f. RA. nicht zu den feſtſetzbaren 
„Prozeßkoſten“ (88 103 ff., 788 ZPO.) gehört. Dieſe Anſicht gründet ſich auf 8 81 
PO. ſamt den Motiven hierzu und wird durch § 788 Abſ. 1 ZPO. nicht wider⸗ 
legt, ſondern beſtätigt. Sie ſteht auch im Einklang mit der weitaus überwiegenden 
Mehrheit der Rechtſprechung, insbeſondere des Bayer. Oberſt. Landesgerichts 
(Seuff Bl. 65, 132) und des Reichsgerichts (Entſch. 22, 322; JW. 1889, 168; 
1892, 372). Bei dieſer Sachlage iſt es ſelbſtverſtändlich belanglos, ob der 
Schuldner ſelbſt es war, der ſich — meiſt in Unkenntnis über die Gebühr — 
mit der Gelderlage an den Anwalt ſtatt an den Gläubiger unmittelbar gewendet 
hat (ſ. übrigens OL GRſpr. 23, 279 und Seuff A. 65 Nr. 105).“ 

Beſchluß des OLG. München (1. Sen.) v. 11. Jan. 1915 i. S. P. w. M. 

Beſchw.⸗Reg. 11/15. F-. 


185. Teil⸗Anerkenntnisurteil und Schlußurteil nur über die Hoſten; 
Beſchwerde oder Berufung gegen das Koſtenurteild 
Vgl. 56 Nr. 207; 60 Nr. 61; 61 Nr. 22. 
ZPO. s 99 Abſ. 2. 3. 

Das Landgericht hat am 7. Okt. 1914 hinſichtlich des größeren Teils der ein⸗ 
geklagten Forderung ein Teilurteil auf Anerkenntnis ohne Koſtenentſcheidung 
und nach Erledigung des zunächſt noch ſtreitigen Reſtes der Hauptſache am 
8. März 1915 ein Schlußurteil nur über die Koſten erlaſſen und darin über die 
Koſten in der Weiſe einheitlich entſchieden, daß es ſie ſämtlich der Klägerin 
auferlegt hat. Die Frage, ob gegen eine ſolche Koſtenentſcheidung ein Rechts- 
mittel zuläſſig und welches das zuläſſige Rechtsmittel ſei, iſt ſtreitig (vgl. die 
Nachweiſungen bei Stein ZPO. § 99 VI J). Die Entſcheidung des Reichs⸗ 
gerichts in JW. 1902, 3927, auf die ſich die Klägerin beruft, betrifft einen Fall, 
in welchem eine Forderung ſamt Zinſen eingeklagt, die Stammforderung durch 
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Anerkenntnisurteil erledigt, hinſichtlich der Zinſen ſtreitig verhandelt worden, 
ſchließlich aber durch Zahlung Erledigung eingetreten und ſodann Schluß⸗ 
urteil über die Koſten erlaſſen worden war; ſie ſpricht hierzu aus: infolge Er⸗ 
laſſes des Anerkenntnisurteils ſeien die Zinſen zur ſelbſtändigen Hauptſache 
geworden; nachdem ſie nachträglich bezahlt worden, ſei über ſie eine Ent⸗ 
ſcheidung in der Hauptſache nicht ergangen, es liege daher der Fall des Abſ. 3 des 
§ 99 ZPO. vor, der die ſofortige Beſchwerde gegen bloße Koſtenurteile gewähre. 
Dieſe Anſicht kann jedoch nicht als zutreffend anerkannt werden, denn als Haupt⸗ 
ſache i. S. des Abſ. 3 iſt der geſamte Anſpruch, ſoweit er für die Entſcheidung über 
die Koſten in Betracht kommt, anzuſehen und über einen Teil dieſes Anſpruchs, 
nämlich den anerkannten, iſt in dem behandelten Fall durch Urteil entſchieden 
worden. Sie iſt auch völlig vereinzelt geblieben und vom Reichsgericht ſelbſt 
ſpäter aufgegeben worden (vgl. insbeſ. RGEntſch. 71, 416). Im übrigen 
ſind hinſichtlich der ſtreitigen Frage drei verſchiedene Meinungen vertreten: 

Nach der einen (vgl. u. a. RGEntſch. 71, 416 und OL GRſpr. 27, 48) iſt 
in einem Falle wie dem gegenwärtigen überhaupt kein Rechtsmittel gegeben; 
nach der zweiten (jo z. B. Stein ZPO. § 99 VI 4 und OL Ggſpr. 5, 161; 17, 
118; 27, 47) ausſchließlich die Berufung zuläſſig; während die dritte dahin geht, 
daß zwiſchen den Koſten, die den durch das Anerkenntnisurteil zugeſprochenen 
Anſpruch betreffen und denjenigen, die durch den andern, infolge Erledigung 
weggefallenen Klaganſpruch entſtanden ſind, geſchieden werden müſſe, und 
das Urteil, ſoweit es über die Koſten des Anerkenntnisurteils entſcheide, mit 
der Berufung und inſoweit, als es über die Koſten der anderweit erledigten 
Hauptſache mit entſcheide, mit der ſofortigen Beſchwerde anfechtbar ſei (vgl. 
Sächſ OLG. 23, 277; Seuff A. 56, 207). 

Es kann dahingeſtellt bleiben, welcher dieſer Meinungen der Vorzug zu 
geben iſt. Auch wenn man ſich der dritten, wonach unter Umſtänden die Be⸗ 
ſchwerde zuläſſig iſt, anſchließen wollte, würde dieſes Rechtsmittel doch im vor⸗ 
liegenden Falle nicht ſtatthaft ſein, denn die Klägerin beſcheidet ſich bei ihrer 
Verurteilung zu den Koſten, die durch den ohne Entſcheidung erledigten Teil 
der Klageforderung veranlaßt worden ſind, und erſtrebt mit ihrem Rechts⸗ 
mittel nur, daß die auf den anerkannten Teil entfallenden Streitkoſten dem 
Beklagten auferlegt werden; hinſichtlich dieſer Koſten würde aber auch nach der 
dritten Meinung nur Berufung zuläſſig ſein. 

Beſchluß des OLG. zu Dresden (5. Sen.) v. 20. Mai 1915. 5 C. 

69/15. Ch. 


186. Eigenmächtig freihändiger Verkauf gepfändeter Sachen durch den 
Gläubiger; haftet er aus Bereicherung oder aus unerlaubter Handlung? 
ZPO. 59 847 Abſ. 2, 814 ff.; BGB. 58 812. 823. 826. 

Die Firma R. & W. in Pforzheim hatte beim dortigen Amtsgericht im 
September 1910 gegen ihren Schuldner, den Kaufmann B. in Kairo, einen 
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Arreſtbefehl für einen Schuldbetrag nebſt Zinſen und Koſten, und daraufhin 
eine Pfändung des B.ſchen Anſpruchs an die Firma W. in Pforzheim auf 
Herausgabe von Edelſteinen erwirkt, die B. dieſer Firma zur Verarbeitung 
übergeben hatte. Am 1. Okt. 1911 hatte die Firma R. K. W. dann auch noch 
eine einſtweil. Verfügung erwirkt, wonach die Firma W. die von B. erhaltenen 
Edelſteine, auch ſoweit ſie ſchon verarbeitet waren, an den von R. & W. beauf⸗ 
tragten Gerichtsvollzieher herausgeben und der Ger. ⸗Vollzieher fie hinter⸗ 
legen ſollte. Dieſe einſtweil. Verfügung wurde jedoch am 3. Nov. 1911 vom 
Landgericht wieder aufgehoben und die Firma W. ließ ſich nun die ſchon in 
Ringe gefaßten 83 Brillanten, die ſie dem Ger.⸗Vollzieher übergeben hatte, 
wieder zurückgeben. Vier Ringe mit 22 Brillanten im Werte von 2050 .% 
händigte ſie bald darauf dem B. ſelbſt aus, in der Meinung, daß mit der einſtweil. 
Verfügung auch die vorangegangene Pfändung aufgehoben ſei. Am 23. Mai 
1911 erging dann zur Hauptſache das Urteil des Landgerichts, das den B. zur 
Zahlung von 2585,52 % nebſt Zinſen und Koſten an die Firma R. & W. 
verurteilte; die Koſten wurden durch Beſchluß v. 22. Juni 1911 auf 541,70. 
feſtgeſetzt. Auf Grund dieſes Urteils und Beſchluſſes ließ die Firma R. & W. 
am 14. März 1913 den Anſpruch ihres Schuldners B. an die Firma W. auf 
Herausgabe der 18 goldenen Ringe pfänden und ſich zur Einziehung über— 
weiſen, in welche die dieſer Firma von B. übergebenen 83 Brillanten 
gefaßt waren. Nach dem Pfändungsbeſchluß ſollten die Ringe einem zu be- 
auftragenden Ger.⸗Vollzieher herausgegeben werden, tatſächlich ſind fie aber, 
ſoweit ſie ſich noch im Beſitz der Firma W. befanden, an die Firma R. & W. 
ſelbſt ausgehändigt und von dieſer freihändig verkauft worden mit einem 
Reinerlös von 3800. 

Die Firma R. & W. erhob jetzt Klage gegen die Firma W. auf Erſatz 
eines Schadens von 2050, den ſie dadurch erlitten haben wollte, daß die 
Beklagte jene vier Brillanten im Wert von 2050 , die noch dem Arreſt⸗ 
pfandrecht der Klägerin unterlagen, widerrechtlich an B. zurückgegeben und 
damit einem jetzigen Zugriff der Klägerin wegen ihres rechtskräftigen An⸗ 
ſpruchs an B. entzogen habe. Dieſe ihre Forderung an B. beſtehe noch zu 
Recht, denn ihr eigenmächtig freihändiger Verkauf der andern Ringe ſei un⸗ 
zuläſſig geweſen und habe ſie verpflichtet, die dadurch aus dem Vermögen des 
B. gewonnene Bereicherung von 3800 % wieder herauszugeben; fie habe fie 
ſchon im Oktober 1913 aufgerechnet mit einem weit höheren Bereicherungs— 
anſpruch, den ſie an B. gehabt habe. — Die Beklagte war dagegen der 
Anſicht, daß die Klägerin durch Annahme der übrigen Edelſteine be— 


friedigt ſei. — Die Klage wurde abgewieſen und die Berufung der 
Klägerin zurückgewieſen. Aus den Gründen: 
„— — — Der Schadenerſatzanſpruch der Klägerin gründet ſich auf eine 
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v. 6. Sept. 1910 zuſtehenden Rechts auf Befriedigung aus den von der Be⸗ 
klagten Ende 1910 an B. ausgefolgten Brillantringen im Wert von 2050 / 
für ihre rechtskräftig zuerkannten Anſprüche an B. auf Zahlung von 2585,52 % 
nebſt 5% Zinſen ſeit 2. Juli 1909 und 541,70 Prozeßkoſten. Dieſer Schaden⸗ 
erſatzanſpruch iſt jedoch, ſelbſt wenn man zunächſt alle ſonſtigen Vorausſetzungen 
des 8 823 Abſ. 1 BGB. für gegeben annimmt, ſchon um deswillen nicht be⸗ 
gründet, weil ein Schaden von der Art, wie ihn die Klägerin geltend macht, 
ihr durch die Herausgabe der Brillanten an B. überhaupt nicht erwachſen iſt. 

Der Schaden ſoll der Klägerin dadurch entſtanden ſein, daß es ihr infolge 
dieſer Ausfolgung der Brillanten an B. unmöglich gemacht worden ſei, jetzt 
für ihre Urteilsanſprüche Befriedigung aus den Brillanten zu erlangen. Die 
Beklagte hat hiergegen hauptſächlich eingewendet, dieſe Anſprüche ſeien durch 
die Ausfolgung weiterer dem B. gehöriger Brillanten im Wert von 3800 .% 
an die Klägerin im Mai 1913 längſt erloſchen. Wäre die Beklagte noch im 
Beſitz der an B. herausgegebenen Brillanten, ſo könnte fie ſich als Dritt⸗ 
ſchuldnerin dem Herausgabeanſpruch der Klägerin als der Pfändungsgläubigerin 
gegenüber (8 841 ZPO.) auf das Erlöſchen der dieſer gegen den Vollſtr.⸗ 
Schuldner B. zuſtehenden Urteilsforderungen freilich überhaupt nicht berufen 
(vgl. RGEntſch. 38, 400 ff., insbeſ. 402). Um einen ſolchen Herausgabeanſpruch 
der Klägerin handelt es ſich indeſſen hier überhaupt nicht, es kann daher der 
fragliche Einwand der Beklagten nur dahin verſtanden werden, daß B. jedem 
weiteren Verſuch der Klägerin, nach der Empfangnahme und Verwertung 
ſeiner übrigen Edelſteine durch dieſe im Mai 1913 aus dem Urteil v. 23. Mai 
1911 und dem Koſtenfeſtſetzungsbeſchluß v. 22. Juni 1911 im Vollſtreckungs⸗ 
wege gegen ihn Befriedigung zu ſuchen, ſicherlich gemäß § 767 ZPO. unter 
Berufung auf das Erlöſchen ihrer Urteilsanſprüche mit Erfolg entgegen⸗ 
getreten wäre. Dieſer Anſicht muß aber auch beigepflichtet werden. | 

Die Klägerin räumt ſelbſt ein, daß B. durch die Verwertung der ihr aus⸗ 
gefolgten Brillantringe im Mai 1913 im Wege des Freihandverkaufs und 
Einbehaltung des Reinerlöſes für ſich gegen ſie einen Anſpruch auf Zahlung 
von 3800 K erlangt habe. Dieſer Anſpruch erwuchs dem B. jedoch nicht ſo⸗ 
wohl aus dem Rechtsgrunde der ungerechtfertigten Bereicherung, als vielmehr 
aus einer vorſätzlichen, unerlaubten Handlung i. S. des § 823 Abſ. 1 BGB. 
Die Klägerin hat nämlich weiter zugegeben, daß ſie ſich bei der freihändigen 
Veräußerung der Brillanten ſehr wohl bewußt war, damit das Eigentumsrecht 
des B. zu verletzen, und ihr Vorbringen, ſie habe ſich dazu auf Grund ihres 
Rechts aus dem Pfändungsbeſchluß v. 14. März 1913 für befugt erachtet, ver⸗ 
dient keinen Glauben, da ihr in dieſem Pfändungsbeſchluß ausdrücklich geſagt 
war, die Brillanten ſeien nur noch an einen von ihr zu beauftragenden Ger.⸗ 
Vollzieher herauszugeben, und es auch keinem Zweifel unterliegen kann, 


daß die Inhaber der verklagten Firma wohl wußten, daß die e der 
Seufferts Archi 70. 8. Folge Bd. 15 Heft 8. 
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Brillanten zu ihren Gunſten danach bloß auf dem von der Prozeßordnung 
vorgeſchriebenen Wege (vgl. ZPO. §§ 847 Abſ. 2 und 814 bis 825) durch den 
Ger.⸗Vollzieher hätte erfolgen dürfen. Durch die Herausgabe der Ringe an 
die Klägerin anſtatt an den von ihr beauftragten Ger.⸗Vollzieher konnte dieſe 
ein Pfändungspfandrecht daran überhaupt nicht erwerben, und es erhellt 
daher ohne weiteres, daß die Klägerin durch die Veräußerung der Ringe ſicher⸗ 
lich objektiv widerrechtlich über Eigentumsgegenſtände des B. verfügt hat. 
Dieſe rechtswidrige Eigentumsverletzung war aber auch eine ſchuldhafte, und 
zwar ſogar eine vorſätzliche; denn dazu genügte jedenfalls ſchon, daß die In⸗ 
haber der klagenden Firma ſich deſſen bewußt waren, daß eine Veräußerung 
der Ringe dem Vollſtr.⸗Schuldner B. gegenüber in rechtsgültiger Weiſe nur 
durch einen Ger.⸗Vollzieher hätte erfolgen können. 

Durch den freihändigen Verkauf der Ringe machte ſich die Klägerin des⸗ 
halb dem B. zufolge § 823 Abſ. 1 BGB. ſchadenerſatzpflichtig (vgl. RGEntſch. 
77, 201 ff., insbeſ. 20207). B. erlangte dadurch einen Anſpruch gegen die 
Klägerin in erſter Linie auf Wiederverſchaffung des Eigentums an den Brillant⸗ 
ringen (§ 249 BGB.) oder bei deren unſtreitigen Unmöglichkeit auf Entſchädi⸗ 
gung in Geld durch Erſatz ihres Wertes im unſtrittigen Betrage von 38004 
(§ 251 BGB.), und für dieſen Schadenerſatzanſpruch war es auch gleichgültig, 
ob die Klägerin bei einem den Vorſchriften des $ 847 ZPO. entſprechenden 
Verfahren berechtigt geweſen wäre, mit dem dabei aus dem Verkauf der 
Ringe erzielten Erlös Befriedigung für ihre Urteilsforderungen zu erlangen; 
gegenüber dem Anſpruch des B. war vielmehr zufolge der Vorſchrift des 
8393 BGB. jede Aufrechnung ihrerſeits ausgeſchloſſen. Dagegen hätte 
jedenfalls B. bei Weiterverfolgung der Anſprüche der Klägerin auf Grund 
ihrer vollſtreckbaren Titel gegen ihn vom Jahre 1911 nach der widerrechtlichen 
Verletzung ſeines Eigentums dieſer gegenüber ſeinen erſt im Mai 1913 ent⸗ 
ſtandenen Schadenerſatzanſpruch zur Aufrechnung und damit jene Anſprüche 
der Klägerin zum Erlöſchen bringen können (vgl. 88 387 bis 389 BGB.) und 
könnte dies auch jetzt noch tun, da eben die von der Klägerin angeblich ſchon Ende 
Oktober 1913 ihm gegenüber erklärte Aufrechnung mit der von ihr behaupteten 
Gegenforderung wegen ungerechtfertigter Bereicherung, ſelbſt wenn dieſe 
Gegenforderung — was dahingeſtellt bleiben kann — berechtigt ſein ſollte, 
ſeinen Schadenerſatzanſpruch aus der oben erörterten vorſätzlichen unerlaubten 
Handlung der Klägerin zufolge § 393 BGB. nicht zum Erlöſchen gebracht hätte. 
Daß B. in der Tat auch ſo vorgehen würde, falls die Klägerin ihn aus ihren 
vollſtreckbaren Titeln, insbeſondere durch Zw. Vollſtreckung in feine Edel⸗ 
ſteine, weiterhin in Anſpruch nehmen wollte, kann aber nach dem gewöhnlichen 
Lauf der Dinge füglich nicht wohl in Zweifel gezogen werden, und es kann daher 
jedenfalls auch nicht davon die Rede ſein, daß die Beklagte durch die Heraus⸗ 
gabe der Edelſteine im Wert von 2050 % an B. es der Klägerin unmöglich 
gemacht habe, ſich jetzt noch auf Grund des Pfändungsbeſchluſſes des Amts- 
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gerichts Pforzheim v. 6. Sept. 1910 wegen ihrer vollſtreckbaren Forderungen 
an dieſen durch Verwertung jener Edelſteine gemäß § 847 ZPO. zu be⸗ 


friedigen. — — —“ 
Urteil des OLG. zu Karlsruhe (1. Sen.) v. 27. Mai 1914 i. S. R. & W. 
(Kl.) w. D. F. W. ZI. BR. 29/14. | Beh. 


187. Über die Wirkungen des Suſchlages, wenn einzelne Flächen ſo⸗ 
wohl auf dem Grundbuchblatt des Schuldners als auf dem des 
wahren Eigentümers eingetragen ſind. 

Vgl. 65 Nr. 58 m. N. 

ZUG. 55 90. 37. 38. 

Der Beklagte war im Grundbuch von St. Bd. 18 Bl. 25 als Eigentümer 
eines Grundſtücks eingetragen, das aus 33 Kataſterparzellen, darunter Nr. 103/44 
und Nr. 104/44, von zuſammen 31 ar 92 qm beſtand. Von dieſem Grund⸗ 
ſtück ließ er die letzteren beiden Parzellen und 5 weitere von zuſammen 80 ar 
83 qm auf Grund Kaufvertrages am 4. Nov. 1908 an Frau T. auf. Die 
7 Parzellen wurden nach St. Bd. 37 Bl. 273 unter Eintragung des Eigentums 
der Frau T. übertragen. Am 19. Jan. 1910 ließ der Beklagte ſein Reſtgrund⸗ 
ſtück an F. auf, der als Eigentümer eingetragen wurde. Demnächſt wurden 
auf Grund eines Kataſterauszuges v. 11. März 1910, der noch die bereits 
abgeſchriebenen Parzellen Nr. 103/44 und Nr. 104/44 als Beſtandteile des 
Grundſtücks St. Bd. 18 Bl. 25 aufführte, auf dieſes Grundbuchblatt im Wege 
der Berichtigung der Beſtandsangaben die beiden genannten Parzellen irrtüm⸗ 
lich mit andern Parzellen als Beſtandteile des Grundſtücks vom Grundbuch⸗ 
amt eingetragen. Infolgedeſſen waren die beiden Parzellen ſowohl auf St. 
Bd. 37 Bl. 273 als auch auf St. Bd. 18 Bl. 25 als Grundſtücksbeſtandteile 
vermerkt. Am 7. März 1912 wurde die Zw.⸗Verſteigerung des Grundſtücks des 
F.: St. Bd. 18 Bl. 25 angeordnet. Die Terminsbeſtimmung bezeichnet als 
Gegenſtand der Zw.⸗Verſteigerung: „Das Grundſtück St. Bd. 18 Bl. 25, mit 
einer Geſamtgröße von 3 ha 61 ar 16 qm, Kartenbl. 15, Parzellennummer 
103/44, 104/44 (folgen 25 weitere Parzellennummern), ift unter Art. 850 
der Grundſteuermutterrolle von St. verzeichnet“. Durch Zuſchlagsbeſchluß 
v. 30. Mai 1912 wurde das Grundſtück mit der Grundbuchbezeichnung „St. 
Bd. 18 Bl. 25“ den Klägern als Meiſtbietenden zugeſchlagen. Am 14. Jan. 1913 
kam auf Antrag des Beklagten auch das Grundſtück der Frau T.: St. Bd. 37 
Bl. 273 zur Zw.⸗Verſteigerung. Auf Antrag der Kläger wurde aber die 
Zw.⸗Vollſtreckung in die Parzellen Nr. 103/44 und 104/44 vom Vollſtr.⸗ 
Gericht einſtweilen eingeſtellt. Sodann erhoben die Kläger gegen den Beklagten 
Klage mit dem Antrage, die Zw.⸗Verſteigerung der Parzellen Nr. 103/44 
und 104/44 für unzuläſſig zu erklären. Sie machten geltend, daß fie durch den 
Zuſchlagsbeſchluß v. 30. Mai 1912 das Eigentum an dieſen Parzellen er⸗ 
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worben hätten. — Die Klage wurde in allen Inſtanzen abgewieſen. Aus den 
Gründen des Rev.⸗Urteils: 

„— — — Mit dem Übergang des Eigentums an dem zur Zw.⸗Verſteige⸗ 
rung geſtellten Grundſtück gemäß § 90 ZVG. durch den Zuſchlag auf den 
Erſteher, gleichviel ob das Grundſtück dem Vollſtr.⸗Schuldner oder einem 
Dritten gehört hat, iſt notwendig das Erlöſchen etwaiger Rechte Dritter an 
dem Grundſtück verbunden. Dieſes Erlöſchen, insbeſondere die Vernichtung des 
etwaigen Eigentums eines Dritten, iſt die Verwirklichung des bei der Bekannt⸗ 
machung des Verſteigerungstermins gemäß dem $ 37° 3G. anzudrohenden 
Rechtsnachteils. Deshalb iſt der Eintritt des Rechtsverluſtes nur dann gerecht⸗ 
fertigt, wenn dem Dritten durch die Bekanntmachung Gelegenheit und Veran— 
laſſung gegeben iſt, ſich gegen den Rechtsverluſt durch die im § 375 bezeichneten 
Maßnahmen zu ſchützen. Dies ſetzt aber voraus, daß der Gegenſtand der Zw. 
Verſteigerung in der Bekanntmachung des Verſteigerungstermins ſo deutlich und 
genau bezeichnet war, daß Dritte und insbeſondere derjenige Dritte, gegen 
den die Androhung verwirklicht werden ſoll, die Beziehung der Bezeichnung 
auf das ihm gehörige und in ſeinem Beſitze befindliche Grundſtück erkennen 
konnte (RGEntſch. 57, 203; Gruchots Beitr. 54, 401). Dem entſpricht es auch, 
daß die Terminsbeſtimmung nach § 371 ZG. die Bezeichnung des Grundſtücks 
enthalten muß und nach $ 38 3G. die Bezeichnung des eingetragenen Eigen⸗ 
tümers ſowie die Angabe des Grundbuchblatts und der Größe des Grundſtücks 
enthalten ſoll, und daß ferner im $ 6 EinfGeſ. z. ZVG. die Landesjuſtiz⸗ 
verwaltungen ermächtigt ſind, auch noch die Aufnahme andrer Augaben über 
das Grundſtück vorzuſchreiben, was für Preußen durch die Allg. Verf. v. 
7. Dez. 1899 (JuſtMin BBl. 1899, 790) geſchehen iſt. Wenn die Bekannt⸗ 
machung das vorbezeichnete Erfordernis nicht erfüllt, geht das Eigentum des 
Dritten an dem Grundſtück nicht unter und erwirbt deshalb auch der Erſteher 
nicht Eigentum (RGeEntſch. 11, 277; 57, 203; GruchotsBeitr. 54, 401). 

Im gegebenen Falle enthielt die Terminsbeſtimmung die Angabe des 
GrdbBlatts und der Größe des Grundſtücks, außerdem auch noch die Angabe 
der nach dem GrdbBlatt den Beſtand des Grundſtücks bildenden Kataſter⸗ 
parzellen, darunter der ſtreitigen Parzellen Nr. 103/44 und Nr. 104/44. Dieſe 
Angaben würden hinſichtlich der letzteren Parzellen, da dieſe ſowohl nach 
dem Grundbuch als auch nach dem Kataſter bezeichnet waren, den an den 
Inhalt der Bekanntmachung in der Terminsbeſtimmung zu ſtellenden An⸗ 
forderungen genügen, wenn die beiden Parzellen nur auf dem einen GrdbBlatt 
als Grundſtücksbeſtandteile vermerkt wären. Da ſie aber nicht nur auf dem 
GrdbBlatt über das Grundſtück des Vollſtr.⸗Schuldners F.: St. Bd. 18 Bl. 25, 
ſondern auch auf dem GrdbBlatt über das Grundſtück der Frau T.: St. Bd. 37 
Bl. 273 gebucht waren, entbehrte die Bekanntmachung in der Terminsbe⸗ 
ſtimmung infofern der Vollſtändigkeit, als nur angegeben war, daß die beiden 
Parzellen auf dem erſteren GrdbBlatt, nicht auch, daß fie auf dem letzteren 
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Grdb Blatt ebenfalls als Grundſtücksbeſtandteile eingetragen ſtanden. Dieſe 
Unvollſtändigkeit war hinſichtlich der Frage, ob Frau T., welche die wahre 
Eigentümerin der beiden Parzellen zufolge der ihr vom Beklagten auf Grund 
des Kaufvertrags v. 4. Nov. 1908 erteilten Auflaſſung war, ihres Eigentums 
an den beiden Parzellen verluſtig gegangen iſt und die Kläger durch den Zu⸗ 
ſchlag das Eigentum auch an dieſen Parzellen erworben haben, von entſcheiden⸗ 
der Bedeutung. Zwar waren die beiden Parzellen nach dem Kataſter in der 
Terminsbeſtimmung bezeichnet. Da jedoch die Parzellen nach dem GrdbBlatt 
über das Grundſtück der Frau T. zu dieſem Grundſtück gehörten, war gegen⸗ 
über Frau T. die Bezeichnung nach dem GrdbBlatt allein maßgebend. Dieſe 
Bezeichnung enthielt aber nur die Angabe des Grdb Blatts über ein andres 
Grundſtück; weder war das GrdbBlatt über das ihr gehörige, die beiden Par⸗ 
zellen umfaſſende Grundſtück für ſich allein angegeben, noch war vermerkt, 
daß die mit zur Zw.⸗Verſteigerung geſtellten Parzellen nicht nur auf dem 
GrdbBlatt über das Grundſtück des F., ſondern auch auf dem GrdbBlatt 
über das Grundſtück der Frau T. als Grundſtücksbeſtandteile gebucht ſeien. 
Daher hatte die in der Terminsbeſtimmung enthaltene Aufforderung zur 
Geltendmachung von Rechten an dem zur Zw.⸗Verſteigerung geſtellten Grund⸗ 
ſtück hinſichtlich der beiden ſtreitigen Parzellen als nicht wirkſam gegen Frau 
T. gerichtet zu gelten, und iſt deshalb das Eigentum an den Parzellen nicht durch 
den Zuſchlag von Frau T. auf die Kläger übergegangen (vgl. RG. Entſch. 11, 
275 ff., Gruchots Beitr. Bd. 54 ©. 402).“ 
Urteil des Reichsgerichts (5. Sen.) v. 10. Okt. 1914 in der preuß. 
Sache V. u. Gen. (Kl.) w. Sch. (KG. Berlin). V. 156/14. Auch in RG⸗ 
Entſch. 85 Nr. 67 S. 316. 


188. Kein Arreſtgrund, wenn im Auslande (Öfterreich) Sicherheit für 
die Forderung beſtellt und die Vollſtreckung dort nicht weſentlich er⸗ 
ſchwert iſt. 

(Vgl. 45 Nr. 68.) 

ZPO. 8 917. 

Nach § 917 Abs. 2 ZPO. iſt es als ein zureichender Arreſtgrund N 
wenn das Urteil im Auslande vollſtreckt werden müßte. Es kann dahingeſtellt 
bleiben, ob es im vorliegenden Fall erforderlich wäre, ein in Deutſchland 
ergehendes Urteil gegen die Beklagten in Oſterreich zu vollſtrecken. Der 
Kläger ſelbſt hat ſich weder beim Arreſtgeſuch noch im 1. und 2. Rechtszug auf 
den Arreſtgrund des § 917 Abſ. 2 berufen, ſondern ſelbſt eingeräumt, daß dann 
kein zureichender Arreſtgrund vorhanden ſei, wenn das auf dem Anweſen 
der Beklagten in Kufſtein ruhende Pfandrecht eine ausreichende Sicherheit 
für feine Forderung biete (4917 Abſ. 1). Sowohl gegenüber dem Abf. 1 
wie gegenüber dem Abſ. 2 des § 917 muß der Arreſtgrund entfallen, wenn 
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der Arreſtkläger, ſei es im Inland oder im Ausland, für ſeine Forderung eine 
dingliche Sicherheit beſitzt, deren Verwirklichung ihm eine ſichere und voll⸗ 
ſtändige Befriedigung gewährt. Wie der Arreſtgrund des § 917 Abſ. 2 nicht 
mehr gegeben iſt, wenn der Schuldner im Inlande hinreichendes Vermögen 
hat, auf das der Zugriff des Gläubigers nicht erſchwert iſt (RGEntſch. 67, 26), 
weil jeder Arreſtgrund eine Gefährdung der Anſpruchsverwirklichung voraus⸗ 
ſetzt, ſo iſt aus demſelben Grunde trotz jener Vorſchrift ein Arreſt dann nicht 
zuläſſig, wenn im Auslande ſchon eine ausreichende dingliche Sicherheit für 
die Forderung beſteht. Nur muß hier verlangt werden, daß ihre Verwertung 
ſich nach dem ausländiſchen Recht nicht weſentlich ſchwieriger geſtaltet als nach 
dem deutſchen Recht, weil ſonſt im Verhältniſſe zum deutſchen Recht die 
Verwirklichung des Anſpruchs gefährdet werden könnte. Wenn Seuffert 
(ZPO. bei $917 1 b) ausführt, die Vorſchrift des § 917 Abſ. 2 greife, wenn 
die Sicherheit im Auslande nur durch Zw.⸗Vollſtreckung zu verwirklichen ſei, 
inſofern ein, als eine ſolche Sicherheit den Arreſt nicht ausſchließe, ſo iſt damit 
die Frage, ob bei Vorhandenſein einer ausländiſchen Sicherheit ein Arreſt 
zuläſſig ſei, der Beurteilung des einzelnen Falles anheimgegeben, aber keines⸗ 
falls der § 917 Abſ. 2 für ſchlechthin anwendbar erklärt. Gaupp⸗Stein (ZPO. 
bei § 917 N. III) läßt den Arreſtgrund mangels Bedürfniſſes dann entfallen, 
wenn der Gläubiger ſchon diejenige dingliche Sicherheit beſitzt, die er durch 
die Vollziehung des Arreſtes erreichen will; er ſcheint damit, wenn auch nicht 
klar genug, im weſentlichen der hier vertretenen Meinung beizupflichten. 
Die Urteile des Reichsgerichts v. 26. Januar 1890 (RGeEntſch. 26, 400) und 
v. 23. April 1890 (GruchotsBeitr. 34, 947) ſtehen nicht entgegen; fie verneinen 
nur die fortdauernde Gültigkeit der Vorſchriften in der preuß. Allg. GerO. I. 
29 8 12, nehmen aber im übrigen zu der hier entſchiedenen Frage keine Stellung. 

Nach den vorliegenden Schätzungen beſitzt das Anweſen des Beklagten 
in Kufſtein einen ſo hohen Wert, daß der Kläger hinreichende Sicherheit hat. 
— — — Wenn nach § 11 deutſch. HypBankcGeſ. die Beleihung eines inländi⸗ 
ſchen Grundſtücks nicht die erſten / oder ¼ des Grundſtückswerts überfteigen 
darf, ſo darf nicht überſehen werden, daß dieſe Vorſchrift der ſicheren Deckung 
der Hyp. Pfandbriefe dient (§ 10), nicht aber als eine allgemeine Sicherheits 
grenze für den wirtſchaftlichen Verkehr angeſehen werden kann. Im übrigen 
würde ſich im vorliegenden Fall das Pfandrecht des Klägers innerhalb der 
erſten / des Anweſenswerts bewegen. | 

Die öſterr. Exekutionsordnung v. 27. Mai 1896 enthält in der Haupt⸗ 
ſache keine Vorſchriften, welche die Verwirklichung eines eingetragenen Grund⸗ 
ſtückspfandrechts ſchlechter geſtalten als das deutſche Zw.⸗VerſtGeſetz. Nach 
§1 Nr. 17 der ExekO. find auch in Oſterreich Notariatsurkunden Vollſtr.⸗Titel; 
nach § 138 Abſ. 1 kann, wenn für die vollſtreckbare Forderung ein Pfand⸗ 
recht an einer Liegenſchaft beſteht, unmittelbar beim Exekutionsgerichte der 
Antrag auf Zw.⸗Verſteigerung eingebracht werden. Nach § 152 ſind von 
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dem Meiſtgebot gedeckte Pfandforderungen vom Anſteigerer zu übernehmen 
und nach $$ 216 und 2172 find fie ſamt den Zinſen der letzten drei Jahre 
aus der Verſteigerungsmaſſe unmittelbar nach den Koſten und öffentlichen 
Laſten zu berichtigen. Ahnliche Vorſchriften enthalten auch der § 7945 ZPO. 
ſowie die $$ 15. 16. 52; 10. 109 deutſch. ZwVerſtGeſ. Wenn im § 151 der 
öſterr. ExekO. das geringſte Gebot auf die Hälfte des Schätzungswerts bei 
Häuſern und auf ¼ des Schätzungswerts bei andern Grundſtücken feſtgeſetzt 
iſt, nach § 44 deutſch. ZwVerſtGeſ. aber das Mindeſtgebot die dem Beſchlag⸗ 
nahmegläubiger vorgehenden Rechte und die Koſten des Verfahrens umfaßt, 
ſo geht allerdings die öſterreichiſche Vorſchrift teils über das deutſche Recht 
hinaus, teils bleibt ſie hinter ihm zurück; kraft dieſes Ausgleichs läßt ſich aber 
darin keine erhebliche Erſchwerung in der Verwirklichung der Pfandrechte 
gegenüber dem deutſchen Recht erblicken. 

Mangels eines Arreſtbedürfniſſes waren daher das landgerichtliche Urteil 
und der landgerichtliche Arreſtbeſchluß aufzuheben. 

Urteil des OLG. München (4. Sen.) v. 16. März 1914 i. S. St. w. E. 

L. 191/14. P. 
189. Die Sicherung einer nicht beſtehenden Schuld iſt unentgeltliche 
Verfügung as $ 321 HO. nur, wenn der Derfügende im Irrtum 

über ihr Beſtehen iſt. 
Vgl. 68 Nr. 204 m. N. 
KO. 5 321; auch AnfG. $ 3% 

Der Kaufmann Albert B. hatte in einem notariellen Vertrage v. 3. Jar. 
1911 anerkannt, der verklagten Firma aus Börſen⸗ und ſonſtigen Geſchäften 
100000 & ſchuldig zu ſein, und hatte dieſe Forderung durch Übertragung des 
Eigentums an ihm gehörigen Gegenſtänden ſichergeſtellt. Nachdem er am 
27. Sept. 1911 in Konkurs geraten war, focht ſein Konk.⸗Verwalter den Ver⸗ 
trag auf Grund des § 321 KO. an, indem er behauptete, daß eine Schuld 
des B. nicht beſtanden habe. — Die Klage wurde in allen Inſtanzen für un⸗ 
begründet erklärt. Aus den Gründen des Rev.⸗Urteils: 

„— — — Für die Rev.⸗Inſtanz iſt die Behauptung, daß tatſächlich eine 
Forderung der Beklagten gegen den Gemeinſchuldner bei der Errichtung 
des Vertrages v. 3. Jan. 1911 nicht beſtanden habe, als wahr zu unterſtellen. 
Unbedenklich würde unter dieſer Vorausſetzung der Vertrag ſich als eine 
unentgeltliche Verfügung i. S. des § 321 KO. darſtellen, wenn weiter noch 
feſtſtände, daß die Vertragſchließenden ſich des Nichtbeſtehens der Forderung 
bewußt geweſen ſeien, denn dann hätte das Schuldanerkenntnis und die 
Sicherungsübereignung nach dem Willen der Beteiligten in Wirklichkeit nicht 
die Sicherung einer beſtehenden Forderung, ſondern eine unentgeltliche Zu⸗ 
wendung bezweckt. Die Reviſion meint, die angefochtene Sicherungsüber⸗ 
eignung bilde eine unentgeltliche Verfügung i. S. des § 321 KO. ſchon dann, 
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wenn der Gemeinſchuldner irrtümlich das Beſtehen der Forderung angenom- 
men hätte, unentgeltlich im Sinn des Geſetzes ſei jede Zuwendung, für die 
der Gemeinſchuldner eine Gegenleiſtung als gleichwertig nicht empfange. 
Dem läßt ſich indeſſen nicht zuſtimmen. 

Die dem $ 321 KO. entſprechende Vorſchrift in § 1022 der preuß. Konkurs⸗ 
ordnung v. 8. Mai 1853, die dabei zum Vorbild diente, hatte ‚freigebige‘ 
Verfügungen des Gemeinſchuldners, insbeſondere Schenkungen, Erbes⸗ oder 
Vermächtnisentſagungen, imgleichen ſolche Verfügungen zum Gegenſtande, 
welche zwar unter läſtigem Titel vorgenommen, aber wegen des zwiſchen Lei⸗ 
ſtung und Gegenleiſtung obwaltenden erheblichen Mißverhältniſſes als frei- 
gebige Verfügungen des Gemeinſchuldners anzuſehen ſind. Mit dem Ausdruck 
‚unentgeltliche‘ Verfügungen hat, wie die Begründung zum § 25 Entw. 
der KO. zeigt, nicht etwas weſentlich andres ausgedrückt, namentlich nicht zu 
erkennen gegeben werden follen, daß die Unentgeltlichkeit nur nach objek— 
tiven Merkmalen und ohne Rückſicht auf die Willensmeinung der Beteiligten 
zu beſtimmen ſei. Das Reichsgericht hat in Übereinſtimmung mit der herr⸗ 
ſchenden Meinung der Schriftſteller ſtets angenommen, daß bei der Frage 
der Unentgeltlichkeit i. S. des § 321 KO. neben der objektiven Geſtaltung 
der Sache auch auf die Willensmeinung der Vertragſchließenden Rückſicht 
zu nehmen ſei; 

RGeEntſch. 30, 33. 36; 62, 38. 44; Urt. v. 29. Sept. 1908, VII. 516/07. 

Von einer unentgeltlichen Verfügung kann nicht die Rede ſein, wenn der 
Verfügende, wie im vorliegenden Fall, eine vermeintlich fällige Forderung 
anerkennt, fie zu verzinſen und zu einem beſtimmten Zeitpunkt zurückzuzahlen 
verſpricht und dem Gläubiger einſtweilen gewiſſe Sachen zur Sicherung 
übereignet. Der Irrtum ſchließt die Annahme aus, daß der andre Teil die 
Sachen ohne Entgelt haben ſolle; ſie ſollen ihm nur gehören, ſofern er eine 
Forderung hat und dieſe nicht friſtgemäß bezahlt wird. M. a. W., die Über⸗ 
eignung bezweckt letzten Endes die Befriedigung des Gläubigers. 

Daraus ergibt ſich, daß der Kläger ſich nicht auf die Behauptung beſchrän⸗ 
ken durfte, eine Forderung der Beklagten habe tatſächlich nicht beſtanden 
— dieſes Anführen für ſich allein hätte vielleicht die Grundlage bilden können 
für eine auf Anfechtung des Vertrags wegen Irrtums oder auf Rückgewäh⸗ 
rung der Vertragsleiſtung wegen ungerechtfertigter Bereicherung gerichtete, 
der vorliegenden, auf $ 321 KO. geſtützten Klage war dagegen noch die weitere 
Behauptung und nötigenfalls der Nachweis erforderlich, daß die Vertrag— 
ſchließenden ſich des Nichtbeſtehens der Forderung bewußt geweſen ſeien. 
Eine ſolche Behauptung iſt vom Kläger nicht aufgeſtellt worden. — — —“ 

Urteil des Reichsgerichts (7. Sen.) v. 30. Juni 1914 in der preuß. Sache 

B. Konk. (Kl.) w. St. & Co. (O G. Breslau). VII. 133/14. 
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190. Ein Sägewerks⸗Vollgatter kann bloßes Zubehör des Werkgrund⸗ 
ſtücks ſein. 
Vgl. 59 Nr. 119 m. N.; 64 Nr. 147 m. N.; 68 Nr. 206. 
BGB. 95 93 ff. 

Der Beklagte hatte vom klagenden Hüttenamt am 4. Mai 1911 ein Voll⸗ 
gatter nebſt 2 Wagen und 12 m Bahngleiſe, ferner 3 Dutzend Sägeblätter 
und einen Antriebriemen käuflich geliefert erhalten. Der Kläger hatte ſich 
das ausſchließliche Eigentum an der Maſchine bis zur Zahlung des ganzen 
Kaufpreiſes und bei Nichteinhaltung der Zahlungsbedingungen das Recht auf 
jederzeitige Zurücknahme der Maſchine vorbehalten. Da Beklagter den am 
1. Jan. 1913 fällig gewordenen Teil des Kaufpreiſes nicht bezahlte, wurde 
Klage gegen ihn erhoben, u. a. mit dem Antrage, auszuſprechen, daß er die 
Wegnahme des Vollgatters ſamt Zubehör zu dulden habe. — In 1. Inſtanz 
wurde der Beklagte nach dem Klagantrage verurteilt. Die Berufung blieb 
erfolglos. Aus den Gründen: 

„Für die Frage, ob eine ſog ftehende Maſchine (ſei es Antriebs- oder 
Arbeitsmaſchine) Beſtandteil oder Zubehör des Werkgrundſtücks ſei, kommt es 
nach der jetzt herrſchenden Rechtſprechung im weſentlichen auf die Verkehrs⸗ 
anſchauung und bei dieſer wiederum darauf an, ob die Maſchine durch den 
Einbau ihre Selbſtändigkeit verloren hat und nur mehr als Gebäude⸗ oder 
Grundſtücksteil in Betracht kommt, oder ob ſie auch nach dem Einbau ihre 
körperliche und techniſche Selbſtändigkeit behalten hat, ſo daß ſie überall 
anderswo ohne beſondere Schwierigkeiten in ihrem gegenwärtigen Zuſtand 
verwendet werden kann. Erſteres iſt regelmäßig bei ſolchen Maſchinenanlagen 
der Fall, die nach beſonderen Plänen eigens für das beſtellende Werk und deſſen 
Bau angefertigt worden, alſo der Natur der Sache nach unvertretbar und ander⸗ 
weitig kaum verwendbar ſind. Das letztere trifft regelmäßig bei Katalogwaren 
zu, die in zahlreichen gleichen Stücken erzeugt und ohne erhebliche Beſchädi⸗ 
gung oder Anderung weggenommen und anderweitig in Betrieb geſtellt 
werden können. Es iſt ein Trugſchluß, zu folgern, weil ein Sägewerk nicht 
ohne Sägegatter beſtehen könne, ſei das vorhandene Sägegatter Beſtandteil. 
Auf die wirtſchaftliche Einheit kommt zunächſt nichts an, und außerdem ergibt 
ſich aus dem Begriff des Sägewerks nur, daß es ein (nicht gerade dieſes) 
Sägegatter haben muß. 

Seufferts Archiv 70. 3. Folae Bd. 15 Heft 9. 25 
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Aus dieſer Begriffsbeſtimmung ergibt jich ohne weiteres, daß die Befeſti— 
gungsart inſolange keine ausſchlaggebende Rolle ſpielt, als ſie nicht dazu führt, 
die Selbſtändigkeit der Maſchine zu beſeitigen und ſie derart zu einem Grund— 
ſtücks⸗ oder Gebäudeteil zu machen, daß ſie bei der Wegnahme nur mehr als 
Abbruchsmaterial erſcheint, wie z. B. Dach- und Mauerziegel, Eiſenträger, 
Dachbalken u. dgl. Bei Katalogwaren mit erheblicherem Preis und längerer 
Benutzungsdauer wird nun aber gerade im Falle des Eigentumsvorbehalts 
die Befeſtigung nur ſo vorgenommen, daß ſie eben den Betriebsanſprüchen 
genügt. Mauerſockel, Fundamentſchrauben, Balkenverſpannung hindern in 
einem ſolchen Fall nicht, die Beſtandteilseigenſchaft zu verneinen, und ebenſo⸗ 
wenig der Umſtand, daß in gewiſſem Maße eine Zerſtörung vorgenommen 
werden muß, um die Maſchine wieder zur anderweitigen Verwendung freizu⸗ 
machen. Bekanntlich werden dieſe Wegnahmearbeiten auch nicht mit be- 
ſonderer Schonung der im Verhältnis zur teueren Maſchine geringwertigen 
Befeſtigungsunterlagen ausgeführt. Gerade dieſer hohe Wert der überall 
verwendbaren Maſchine im Verhältnis zur Umwandung und Bedachung iſt 
es auch, der die Verkehrsanſchauung dazu nötigt, die fortdauernde Selbſtändig⸗ 
keit der Maſchine zu bejahen und damit ihre Beſtandteilseigenſchaft zu ver— 
neinen; der zugrunde liegende wirtſchaftliche Gedanke iſt hier ein ähnlicher 
wie bei der Eigentumsfrage hinſichtlich Papier und Schrift. 

Für dieſen Rechtsſatz genügt die Verweiſung auf § 97. 93. 94 BGB. mit RG- 
Entſch. 67, 30 (Seuff A. 63 Nr. 239); 69, 117, 150; JW. 1908, 738; 1909, 483; 
1910, 182; 1911, 573; 1912, 128; Recht 1911 Nr. 3555; 1912 Nr. 546; 1913 
Nr. 461; Komm. von RGRäten Note 2 zu $ 93 BGB. — Die gerade für ein 
Sägewerks⸗Vollgatter ergangene gegenteilige Entſcheidung des Oberlandesgerichts 
Nürnberg v. 22. April 1907 (Ztſchr. f. Rechtspfl. in Bayern 1907, 283) fußt 
noch auf der älteren nunmehr verlaſſenen Anſchauung des Reichsgerichts. 

Legt man obige Rechtsſätze zugrunde, ſo bietet der gegenwärtige Fall 
geradezu ein Schulbeiſpiel einer Katalogware; denn der Katalog mit der 
Abbildung liegt vor, und außerdem ergibt ſich aus der glaubhaften Erklärung 
des Klägers, daß er bereits wieder einen Abnehmer für die Maſchine gefunden 
hat, deren Vertretbarkeit. Auf Grund der Feſtſtellungen beim Augenſchein 
kann hiernach ohne weiteres und ohne daß es der Vernehmung von Sach— 
verſtändigen bedürfte, nach Maßgabe der obigen Rechtsſätze die Beſtandteils⸗ 
eigenſchaft des ſtrittigen Vollgatters mit dem 1. Richter verneint werden. — — 

Ergibt ſich hiernach ſchon aus dem dinglichen Befund die Verneinung 
der Beſtandteilseigenſchaft, ſo kann dahingeſtellt bleiben, ob nicht die Tatſache 
des Eigentumsvorbehalts und der hiernach bis zur vollen Abzahlung jeder— 
zeit möglichen und drohenden Wegnahme der Maſchine dazu führen müßte, 
die Beſtandteilseigenſchaft ſchon aus dem Grunde zu verneinen, weil die 
Verbindung mit dem Erdboden zunächſt nur bedingt und zu einem vorüber— 
gehenden Zweck, nämlich der Benutzung bis zur vollſtändigen Abzahlung 
geſchehen iſt. War das Vollgatter nicht Beſtandteil des Grundſtücks geworden, 
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ſo beſteht dem Beklagten gegenüber der Eigentumsvorbehalt zu Recht und 
kann der Kläger die Wegnahmeduldung kraft dinglichen Rechts vom Beklagten 
fordern. — — —“ 


Urteil des OLG. München (1. Sen.) v. 11. Juni 1915 i. S. C. w. H. 
L. 294/14. F—2. 


191. Die dem Vermittler gegenüber erklärte Annahme eines Vertrags- 
angebots kann rechtzeitig gegenüber dem Geſchäftsherrn widerrufen 
werden. 


BGB. 88 130. 164. 


Der Beklagte erbat durch Vermittelung des Klägers, des Berliner Ver⸗ 
treters der Allg. Verſich.⸗Akt.⸗Geſellſchaft W. in M. und ihrer Tochtergeſell⸗ 
ſchaften, ein Hypothekdarlehn von der W. und erhielt durch den Kläger die 
Mitteilung, daß ihre Tochtergeſellſchaft, die M. Hagel⸗Verſich.⸗Geſellſchaft, 
bereit ſei, ein ſolches Darlehn zu geben. Der Beklagte unterzeichnete eine vom 
Kläger ihm vorgelegte ſchriftliche Annahmeerklärung am 22. Juli 1913, wider⸗ 
rief ſie aber noch an demſelben Tage durch ein an die M. Hagel⸗Verſich.⸗ 
Geſellſchaft gerichtetes Telegramm, das vor der ſchriftlichen Annahmeerklärung 
bei dieſer Geſellſchaft einlief. Es kam nicht zur Auszahlung des Darlehns. 
Der Kläger verlangte nun als Zeſſionar der Geſellſchaft die für dieſen Fall 
vereinbarte Proviſion und aus eigenem Recht eine ihm vom Beklagten ver⸗ 
ſprochene Vermittlerproviſion. Der Beklagte machte geltend, die Annahme⸗ 
erklärung ſei infolge des Widerrufs nicht wirkſam geworden. — Die Klage 
wurde abgewieſen und die Berufung des Klägers zurückgewieſen; ebenſo 
ſeine Reviſion aus folgenden Gründen: | 

„Die Entſcheidung der Frage, ob das Zugehen der Annahmeerklärung 
an den Kläger einem Zugehen an die Geſellſchaft gleichzuſtellen, der tele⸗ 
graphiſche Widerruf alſo wirkunglos geweſen ſei, hängt davon ab, ob der 
Kläger inſoweit als Vertreter der Geſellſchaft anzuſehen war (8$ 130. 164 
Abſ. 3 BGB.). 

Das Ber.⸗Gericht führt aus, daß der Kläger dem Beklagten gegenüber 
als zum Abſchluß eines Vertrages bevollmächtigter Vertreter der Geſellſchaft 
nicht aufgetreten ſei, und daß er wenigſtens für den vorliegenden Fall eine 
Abſchlußvollmacht auch nicht gehabt habe. Dieſe Annahme wird von der 
Reviſion mit Unrecht beanſtandet. Daraus, daß der Kläger als „Vertreter“ 
der W. und ihrer Tochtergeſellſchaften bezeichnet wurde, war zu erſehen, 
daß er in irgendeiner Weiſe für die Intereſſen dieſer Geſellſchaften tätig war, 
nicht aber, daß er eine Vertretungsmacht im Sinne des § 164 BGB. hatte. 
Die Vorgänge, die ſich der Unterzeichnung der Annahmeerklärung anſchloſſen, 
wie die Außerungen über die Perfektion des Vertrages, die Aufforderung 
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an den Beklagten, ſich wegen der Ausſtellung einer Schuldurkunde an den 
Notar zu wenden und die Unterzeichnung des Proviſionsſcheins wie des An⸗ 
trages auf Haftpflichtverſicherung, beweiſen nur, daß Kläger und Beklagter 
an einen Widerruf der Annahmeerklärung nicht dachten und erwarteten, 
daß die Angelegenheit nun ohne Hindernis erledigt werden würde, nicht aber, 
daß der Kläger als bevollmächtigter Vertreter der Geſellſchaft auftrat, und 
daß der Beklagte in dieſem Sinne ſeine Erklärung bei dem Kläger abgab. 
Die Annahme, daß der Kläger nicht bevollmächtigter Vertreter der Geſellſchaft 
war, ſteht im Einklang mit dem Inhalt des Schreibens der W. v. 18. Juli 
1913.— — — 

Beſchränkte ſich danach die Aufgabe des Klägers auf die Vermittelung 
des Verkehrs zwiſchen der Geſellſchaft und dem Beklagten, ſo fiel zwar in den 
Rahmen dieſer Aufgabe auch die Entgegennahme von Erklärungen des Be⸗ 
klagten. Daraus folgt aber nicht, daß die Entgegennahme durch den Kläger 
die gleiche Bedeutung hatte wie eine ſolche durch die Geſellſchaft ſelbſt. Der 
Kläger hatte Anträge des Beklagten entgegenzunehmen und an die Geſell⸗ 
ſchaft weiterzugeben. Die Entſchließung über ihre Annahme ſtand der Geſell⸗ 
ſchaft zu. Handelte es ſich, wie hier, umgekehrt darum, daß der Beklagte einen 
Antrag der Geſellſchaft annehmen ſollte, ſo bedurfte es zwar für die Wirkſam⸗ 
keit dieſer Annahme nicht einer neuen Willensentſchließung der Geſellſchaft, 
es entſpricht aber der Bedeutung einer ſolchen Annahmeerklärung als der⸗ 
jenigen, durch die der Vertrag zuſtande kommen ſoll, daß ſie erſt dann wirkſam 
wird, wenn ſie dem zugeht, dem auch der Abſchluß des Vertrages zuſteht. 

Der Kläger war alſo nicht Vertreter i. S. des § 164 BGB. und die 
ſchriftliche Annahmeerklärung war infolge des vor ihr bei der Geſellſchaft 
eingetroffenen telegraphiſchen Widerrufs unwirkſam. — — —“ 

Urteil des Reichsgerichts (3. Sen.) v. 15. Jan. 1915 in der preuß. Sache 

Ra. (Kl.) w. Ri. (KG. Berlin). III. 291/14. 


192. Urſächlicher Sufammenhang einer verhängten Poſtſperre mit 
einem Vertrage, den der Geſperrte mit einem flüchtigen Angeſchuldigten 
geſchloſſen hatte d 
Vgl. oben Nr. 151 m. N., unten Nr. 194. 

BGB. 88 276. 823. 

Die Klägerin hatte auf Grund eines gegen die Eheleute M. erwirkten 
vollſtreckbaren Titels eine ihnen gegen den Beklagten zuſtehende Forderung 
gepfändet, dien der Beklagte in Höhe von 1000 A an ſich anerkannte. Er be⸗ 
hauptete aber eine Anzahl von Gegenforderungen, die er zur Aufrechnung 
ſtellte, u. a. eine Schadenerſatzforderung von 600 . Dieſe wurde darauf 
gegründet daß Frau M. ihm den ehelichen Hausſtand zur Verſteigerung 
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gegeben und ſich von ihm ſofort einen größeren Vorſchuß habe gewähren 
laſſen, mit deſſen Hülfe ſie und ihr Gatte wegen einer begangenen Straftat 
die Flucht ergriffen hätten. Die Folge ſei geweſen, daß behördlicherſeits über 
den Beklagten die Poſtſperre etwa ſechs Wochen lang verhängt worden ſei, 
die ihn erklärlicherweiſe in ſeinem Geſchäftsbetriebe geſchädigt habe, und zwar 
mindeſtens in Höhe von 600 . Die Eheleute M. hätten durch ihr Verhalten 
die Entſtehung dieſes Schadens verſchuldet. — Dieſe Gegenforderung wurde 
für unbegründet erklärt; auch in 2. Inſtanz. Aus den Gründen: 

„Das ſchadenbringende Ereignis, auf das der ſtreitige Gegenanſpruch 
des Beklagten gegründet wird, iſt die durch behördliche Anordnung erfolgte 
Verhängung der Poſtſperre über den Beklagten. Urſache dieſer Maßnahme 
war lediglich die den Eheleuten M. zur Laſt gelegte Straftat. Freilich iſt nicht 
zu verkennen, daß ohne den Abſchluß des Verſteigerungsvertrages der Ehe⸗ 
leute M. mit dem Beklagten die Poſtſperre über dieſen nicht verhängt worden 
wäre: daraus folgt aber noch nicht, daß dieſer Vertragſchluß nun auch im 
Rechtsſinn mitwirkende Urſache der Verhängung der Poſtſperre geweſen wäre. 
Dieſe ſteht vielmehr mit jenem in garkeinem Zuſammenhange, auch nicht 
etwa in dem, daß die Straftat den Beweggrund für den Abſchluß des Ver⸗ 
trags gebildet hätte. Nach dem Vortrage des Beklagten bildeten nur die Furcht 
vor der drohenden Verhaftung und im Zuſammenhange damit die Abſicht, zu 
flüchten, und der Mangel an den dazu erforderlichen Barmitteln den Beweg⸗ 
grund, den Beklagten mit der Verſteigerung des Hausſtandes zu betrauen. 
Unter dieſen Umſtänden aber war die demnächſt behufs Ermittelung des 
Aufenthalts der Flüchtlinge von der Behörde verhängte Poſtſperre eine ſo 
entfernt liegende Möglichkeit, daß nicht angenommen werden kann, daß ihr 
Eintritt beim Vertragsabſchluß vom Standpunkt eines vernünftigen, erfahrungs⸗ 
und kenntnisreichen Beurteilers mit in den Kreis der Erwägungen gezogen 
worden wäre. Alsdann können aber die Verhängung der Poſtſperre und der 
durch ſie hervorgerufene Schaden nicht mehr als die „adäquate Folge“ des 
fraglichen Vertragsabſchluſſes im Sinne der reichsgerichtlichen Rechtſprechung 
angeſehen werden; 


RGeEntſch. Bd. 81 Nr. 81 S. 360 (Seuff A. 68 Nr. 229); Hanſc GZ. Hauptbl. 1912 
Nr. 117 S. 248; vgl. auch Hauptbl. 1914 Nr. 4 S. 10. 


Daraus ergibt ſich, daß der Anſpruch des Beklagten jedenfalls nicht auf 
vertragliches Verſchulden der Eheleute M. gegründet werden kann. 

Außervertragliches Verſchulden aber oder Argliſt, wie Beklagter in dieſer 
Inſtanz geltend macht, können ſchon deshalb nicht in Frage kommen, weil 
zur Zeit der Begehung derjenigen Handlungen, wegen deren das Strafver⸗ 
fahren gegen die Eheleute M. eingeleitet worden iſt, der Verſteigerungsvertrag 
mit dem Beklagten nach ſeinem eigenen Vortrage noch garnicht geſchloſſen 
worden war. 
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Der Berufung mußte mithin der Erfolg verſagt werden. — — —“ 
Urteil des OLG. zu Hamburg (3. Sen.) v. 29. April 1915 in der Hamburger 
Sache Gebr. S. Nachf. (Kl.) w. M. Bf. III. 419/14. B. 


193. Sum Begriff des Leihvertrags. 
BGB. 88 598 ff. 


Im Jahre 1890 wurde von der klagenden Stadtgemeinde die Beſchleußung 
des durch ihr Flurgebiet fließenden Hackgrabens durchgeführt. An dieſen 
Graben ſtieß das Grundſtück des Beklagten, der ebenſo wie andre Anlieger 
zu den Beſchleußungskoſten herangezogen werden ſollte. Zu dieſem Zweck 
ſchloß die Klägerin mit ihm einen Vertrag, in welchem er ſich verpflichtete, 
zu den Koſten der Beſchleußung zwei Dritteile beizutragen und die Auffüllung 
des Grabens mit aus dem P.⸗Fluß zu entnehmendem Lande auf ſeine Koſten 
zu beſorgen, dafür aber „die pachtfreie Benutzung des beſchleußten Grund⸗ 
ſtücks längs ſeines Beſitztums ſowohl für ſich als auch für ſeine Beſitznach— 
folger“ zugeſtanden erhielt. Auf dieſem ihm zur Benutzung überlaſſenen Land⸗ 
ſtreifen errichtete der Beklagte ſpäter ein Gebäude. 

Mit der im Januar 1914 erhobenen Klage beantragte die Klägerin, den 
Beklagten zur Niederlegung des Bauwerks und zur Zurückgabe des Land— 
ſtreifens zu verurteilen. Sie machte einmal geltend, daß fie jetzt den Land— 
ſtreifen ſelbſt brauche, da der Gemeinderat beſchloſſen habe, dort einen Fuß— 
weg herzuſtellen, und ſodann, daß der Beklagte dem in einer Nachſchrift zum 
Vertrage vermerkten Beſchluſſe des Stadtgemeinderats v. 13. Juni 1890 
zuwidergehandelt habe, wonach „wirklich größere Bauten“ auf dem über⸗ 
laſſenen Grund und Boden nicht zuläſſig ſein ſollten. Der Beklagte erachtete 
ſich durch dieſen nachträglichen Beſchluß nicht für gebunden, beſtritt aber auch, 
ihm zuwidergehandelt zu haben, und berief ſich auf den weiteren Inhalt des 
Vertrags, der eine Verpflichtung zur Abtretung der Bodenfläche an die Stadt- 
gemeinde nur für den Fall vorgeſehen habe, daß „durch Brandunglück oder 
ſonſt durch Kriegsgefahr“ die Notwendigkeit einer neuen Straßenanlegung 
geſchaffen werden ſollte. 

Das Landgericht wies nach Beſichtigung der örtlichen Verhältniſſe die 
Klage ab. In 2. Inſtanz ſtützte ſich die Klägerin im weſentlichen auf die für 
die Leihe geltende Geſetzesvorſchrift, wonach der Verleiher die verliehene 
Sache zurückzunehmen berechtigt iſt, wenn er infolge eines nicht vorher— 
geſehenen Umſtaͤndes der Sache ſelbſt bedarf. Der Beklagte widerſprach 
der Annahme eines Leihvertrags. Die Berufung wurde zurückgewieſen. 
Aus den Gründen: 

„Das Landgericht hat der Klägerin das Recht, vom Beklagten die Rück— 
gabe des ihm durch den Vertrag v. 16. Juni 1890 zur Benutzung überlaſſenen 
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Landſtücks zu fordern, aus dem Grunde abgeſprochen, weil nach dem Vertrags⸗ 
inhalt der Beklagte zu deſſen Abtretung nur unter der Bedingung habe ver⸗ 
pflichtet werden ſollen, daß Feuersbrunſt oder Kriegsgefahr die Neuanlegung 
von Straßen nötig machen würden, und weil, ſelbſt wenn man die Rückgabe⸗ 
verpflichtung nicht auf dieſe beſonderen Ereigniſſe beſchränken wollte, eine 
Auslegung des Vertrags doch nicht weiter gehen könne als dahin, daß ein 
durch höhere Gewalt für die Klägerin geſchaffenes Bedürfnis, das Land ſelbſt 
zu benutzen, ſie zu dem Verlangen nach Rückgabe habe berechtigen ſollen, 
ein Fall, der nicht ſchon dann gegeben ſei, wenn die Entwicklung des Verkehrs 
eine Anderung der Straßenverhältniſſe wünſchenswert mache. 

Dieſe Ausführungen geben zu Bedenken keinen Anlaß. Die Klägerin 
beſcheidet ſich auch deſſen, daß die im Vertrage erwähnten Vorausſetzungen 
für ihr Verlangen nicht erfüllt ſeien und daß namentlich aus den jetzt in der Tat 
herrſchenden Kriegsverhältniſſen eine Notwendigkeit von Straßen veränderungen 
im Sinne des Vertrags nicht hergeleitet werden könne. Sie ſtützt den von ihr 
erhobenen Anſpruch vielmehr auf die geſetzliche Beſtimmung, die ſchon nach 
altem ſächſiſchen Recht (S. BGB. § 1174 Abſ. 1), unter deſſen Herrſchaft 
der Vertrag abgeſchloſſen wurde, aber auch nach dem geltenden Reichsrecht 
(8 605 BGB.) für die Gebrauchsleihe gegeben war und iſt, daß der Verleiher, 
wenn er wegen unvorhergeſehener Umſtände der verliehenen Sache ſelbſt 
bedarf, zu deren Überlaſſung an den Entleiher nicht oder nicht weiter ver⸗ 
pflichtet ſein ſoll. Dieſe Beſtimmung ſteht jedoch der Klägerin aus dem ein⸗ 
fachen Grunde nicht zur Seite, weil der zwiſchen den Parteien geſchloſſene 
Vertrag unmöglich als Leihvertrag angeſehen werden kann. 

Die Leihe ſetzt eine unentgeltliche Überlaſſung einer beweglichen oder 
unbeweglichen Sache nach früherem wie geltendem Rechte voraus ($ 1173 
S. BGB., § 598 BGB.). Davon kann aber nach dem Vertrage v. 16. Juni 
1890, der als ein Ganzes, Einheitliches aufzufaſſen iſt, keine Rede ſein. Der 
Vertrag legte beiden Teilen Verpflichtungen auf, und es ſind ſogar die Ver⸗ 
bindlichkeiten, die der Beklagte übernahm, vorangeſtellt worden, wie ſie 
auch nach der eigenen Darſtellung der Klägerin den Anlaß zum Vertrags⸗ 
abſchluß bildeten. Daß aber die beiderſeitigen Leiſtungen ſich als Leiſtung 
und Gegenleiſtung gegenüberſtanden, folgt daraus, daß nach dem Wortlaut 
und Sinn des Vertrags dem Beklagten für die von ihm übernommenen 
Verpflichtungen der Vorteil der Gebrauchsüberlaſſung gewährt wurde. Ob 
man dabei ein Pachtverhältnis oder nicht beſſer ein eigenartiges, nicht unter 
eine beſondere Art von Verträgen fallendes, aber bei der auch vom ſächſiſchen 
Geſetzbuche (vgl. § 782) gegebenen Vertragsfreiheit zuläſſiges Vertrags⸗ 
verhältnis annehmen will, kann ganz dahingeſtellt bleiben. Jedenfalls iſt 
durch den Vertrag auch die Frage geregelt, unter welchen Vorausſetzungen 
die zeitlich ſonſt nicht beſchränkte Gebrauchsüberlaſſung von der Stadtgemeinde 
widerrufen werden durfte. Die Beſchränkung auf die außerordentlichen Fälle 
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des Bedürfniſſes im Sinne der landgerichtlichen Auslegung war offenbar 
gewollt, und die Hervorhebung deſſen wäre nicht nur überflüſſig, ſondern 
auch ganz unerklärlich, wenn der Klägerin das Recht hätte eingeräumt ſein 
ſollen, im Fall eines jeden, auch z. B. des bloßen Verkehrsbedürfniſſes, die 
Zurückgabe zu verlangen. Ohne daß daher unterſucht zu werden brauchte, 
ob dieſes letztere Bedürfnis ein in dem Maß dringendes ſei, wie die Klägerin 
es in der Ber.⸗Verhandlung hinſtellt, kann ihr jedenfalls ein privatrechtlicher 
Anſpruch darauf, daß der Beklagte das Areal ihr zurückgebe, nicht zuerkannt 
werden. 

Indem die Klägerin die Behauptung aufrechterhält, daß der Beklagte 
auf dem in Rede ſtehenden Grundſtück ein „größeres“ Gebäude errichtet habe, 
will ſie das landgerichtliche Urteil auch inſoweit bekämpfen, als es den Be⸗ 
klagten nicht antraggemäß zu deſſen Niederlegung verurteilte. Auch inſoweit 
darf jedoch der Begründung beigetreten werden, mit der das Landgericht 
dieſen Anſpruch aberkennt, zumal da die Klägerin auch in der Ber.⸗Verhand⸗ 
lung nicht angegeben hat, welchen Zweck für ſie die Verfolgung desſelben 
noch haben ſollte, wenn ihr nicht das Recht auf Rückgabe des Landſtreifens 
zuſtehen würde. Stützt daher ſchon die Bezugnahme auf § 226 BGB. die Ab⸗ 
weiſung jenes Klageverlangens, ſo kommt noch ein andres hinzu. Selbſt 
wenn der Stadtgemeinderat damals in bindender Weiſe, was noch beſtritten 
iſt, dem Beklagten zur Pflicht gemacht hätte, daß er das Grundſtück über ein 
gewiſſes Maß hinaus nicht bebauen dürfe, und vorausgeſetzt weiter, dieſes 
Maß ſei durch den errichteten Bau überſchritten worden, ſo müßte doch zu⸗ 
gunſten des Beklagten die Annahme ausſchlagen, daß die Klägerin, die ſelbſt 
die Baupolizei durch ihre Organe ausübt, mit der Erteilung der baupolizei⸗ 
lichen Genehmigung, die, wie ſie zugibt, zu dem Bau, ſo wie er daſteht, ge⸗ 
geben worden iſt, jene Beſchränkung fallen gelaſſen hat. Dies muß um ſo 
gewiſſer unterſtellt werden, als die Klägerin ſelbſt nicht behauptet hat, daß 
die Genehmigung nur mit Vorbehalt, etwa dem des Widerrufs, erteilt worden 
jei. — — —“ 

Urteil des OLG. zu Dresden (5. Sen.) v. 10. Mai 1915 i. S. Stadtgem. 

R. (Kl.) w. K. 50. 258/14. Ch. 


194. Schadensanfprüche einer Berufsgenoſſenſchaft aus $ 1542 RVerſO. 
gegen den Kurpfuſcher“, der die Verletzung verſchlimmert hatte; 
adäquater Sufammenhang?** 

„Vgl. 45 Nr. 40; 67 Nr. 58. — gl. 67 Nr. 57 und oben Nr. 151 m. N., 192. 
RVerſO. $ 1542; BGB. 88 276. 611. 823. 

Am 24. Mai 1913 ſtürzte der Bauer Franz F. in ſeinem Anweſen bei 
der Verrichtung landwirtſchaftlicher Arbeiten von einer Leiter und erlitt einen 
Bruch des rechten Oberſchenkels. Zur Behandlung der Verletzung ließ F. 
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die „Beinheilkundige“ Maria D., die Beklagte, holen. Dieſe richtete den 
gebrochenen Schenkel ein, verband ihn und kam nach einer Woche noch einmal 
zur Nachſchau; für ihre Bemühungen erhielt ſie auf Verlangen 34 . Die 
land⸗ und forſtwirtſchaftliche Berufsgenoſſenſchaft für Niederbayern, von 
welcher F. ſeit Beginn der 14. Woche nach dem Unfall die geſetzliche Unfall- 
rente bezog, klagte gegen die Beinheilkundige auf Schadenerſatz mit der 
Begründung: die Beklagte habe den F. unſachgemäß behandelt und hier⸗ 
durch bewirkt, daß von Beginn der 14. Woche nach dem Unfall ſtatt der nor⸗ 
malerweiſe zu erwartenden 75% Erwerbsbeſchränktheit noch völlige Erwerbs⸗ 
unfähigkeit vorhanden geweſen ſei und ſeit dem 1. April 1914 ſtatt einer 
50% igen noch eine 75% ige Erwerbsbeſchränktheit beſtehe; für dieſe Schädi⸗ 
gung hafte die Beklagte dem F. nach Maßgabe des Dienſtvertrages ſowie 
aus unerlaubter Handlung, und dieſen Schadenerſatzanſpruch mache die 
Klägerin gemäß § 1542 RVerſO. inſoweit geltend, als infolge des ſchädigenden 
Verhaltens der Beklagten die durch den Unfall bedingte Erwerbsbeſchränkt⸗ 
heit erhöht worden und dadurch ein Mehraufwand an Rente erforderlich 
geweſen ſei und ſein werde. — Dem Klagantrag wurde im weſentlichen ent⸗ 
ſprochen. Aus den Gründen des Ber. Urteils: 

„Durch die Klage wird ein nach der Behauptung der Klägerin auf Grund 
der 88 611 und 823 BGB. in der Perſon des Verletzten entſtandener, nach 
Maßgabe der Unf.⸗Verſich.⸗Geſetzgebung auf ſie übergegangener Schaden⸗ 
erſatzanſpruch geltend gemacht. 

Für dieſen behaupteten Übergang ſind die Vorſchriften in § 1542 der 
RVerſ. O. maßgebend — — — (vgl. den Komm. von Hanow Note 2 zu Art. 2 
EinfGeſ.). Zu den übergangsfähigen Schadenerſatzanſprüchen i. S. des 
§ 1542 gehören unzweifelhaft Schadenerſatzanſprüche des Verſicherten gegen 
einen Dritten aus einer unerlaubten Handlung gemäß $ 823 BGB., aber 
auch ſolche Anſprüche aus einem Vertragsverhältnis, die dem Verſicherten 
gegen einen Dritten gemäß den §§ 280. 325. 276. 249 ff. BGB. wegen 
gänzlicher oder teilweiſer Unmöglichkeit der urſprünglichen Leiſtung er- 
wachſen ſind. 

Die Vorſchrift des § 1542 iſt ebenſo wie die entſprechenden Vorſchriften 
der früheren Verſicherungsgeſetze dahin auszulegen, daß die Forderung der 
Berufsgenoſſenſchaft gegen den erſatzpflichtigen Dritten nicht unmittelbar für 
die Genoſſenſchaft, ſondern zunächſt in der Perſon des Verletzten zur Ent- 
ſtehung gelangt und durch dieſe hindurch, indem die Entſtehung und der Über⸗ 
gang ſich zeitlich berühren, auf die Berufsgenoſſenſchaft übergeht. Es handelt 
ſich ſonach um eine Forderungsübertragung kraft Geſetzes im Sinne des 
§ 412 BGB., auf welche die Vorſchriften der $$ 399 bis 404. 406 bis 410 BGB. 
entſprechende Anwendung finden (RGeEntſch. 60, 200 ff., insbeſ. 203/204). — — 

Der behauptete Schadenerſatzanſpruch des F. gegen die Beklagte wird 
auf nicht gehörige Erfüllung des zwiſchen ihm und der Beklagten begründeten 
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Dienſtvertragsverhältniſſes, ſowie auf eine widerrechtliche fahrläſſige Ver⸗ 
letzung des Körpers und der Geſundheit des F. durch die Beklagte geſtützt. 
Die Übernahme der Behandlung einer Verletzung durch einen Arzt oder 
eine andre Perſon, die das Heilgewerbe ausübt, begründet im allgemeinen 
ein Vertragsverhältnis, demzufolge der Heilkundige ſich verpflichtet, gegen eine 
vereinbarte oder angemeſſene Vergütung durch ſorgfältige Anwendung eines 
entſprechenden Heilverfahrens den beſtmöglichen Heilerfolg zu erzielen. Es 
kann dahingeſtellt bleiben, ob dieſer Vertrag als Dienſtvertrag, als Werk⸗ 
vertrag oder als Vertrag beſonderer Art zu erachten iſt. Jedenfalls haftet 
eine Perſon, die ſich beruf- oder gewerbmäßig mit der Ausübung der Heil⸗ 
kunde befaßt, dem Vertragsgegner auf Grund der §§ 611 und 631 BGB. 
(in unmittelbarer oder entſprechender Anwendung), ſowie der $$ 157 und 242 
BGB. dafür, daß ſie über diejenige Sachkunde verfügt, die regelrechterweiſe 
zur Heilung der Verletzung erforderlich iſt, und daß ſie die nach dem jeweiligen 
Stand der Erfahrung gebotenen Mittel mit der im Verkehr erforderlichen 
Sorgfalt zur Anwendung bringt. Übernimmt ſie fahrläſſig eine Behandlung, 
der ſie nicht gewachſen iſt, oder behandelt ſie die Verletzung unter Außeracht⸗ 
laſſung der durch die Verkehrsſitte gebotenen Sorgfalt und verurſacht ſie 
hierdurch einen ungenügenden Heilerfolg, ſo haftet ſie für den durch die Nicht⸗ 
erfüllung ihrer vertraglichen Verpflichtung entſtandenen Schaden nach Maß⸗ 
gabe der $$ 280. 325. 276. 249 ff. BGB. In einem derartigen Verhalten liegt 
aber zugleich eine fahrläſſige widerrechtliche Schädigung des Körpers und der 
Geſundheit des Verletzten i. S. des § 823 Abſ. 1 BGB., welche gleichfalls 
zum Schadenerſatz gemäß den §§ 249 ff., 843 BGB. verpflichtet; 
ſ. hierzu Staudinger BGB. Vorbem. vor $ 611 und Anm. IVa zu 3 611, Vor- 
bem. IIIb vor $ 823; Komm. von RGRäten Vorbem. 2 vor $ 611 und Bor- 
bem. 4a vor $ 823; JW. 1911, 44917, 
Die Haftung für Schadenerſatz auf Grund Vertrags oder unerlaubter Hand— 
lung ſetzt hiernach einen Schaden aus ſchuldhaftem Verhalten der Beklagten 
voraus. Mit Recht hat das Landgericht dieſe Vorausſetzung für gegeben er- 
achtet. Die Behandlung des Beinbruchs durch die Beklagte war nach den 
übereinſtimmenden Gutachten der Sachverſtändigen durchaus unſachgemäß. 
Auch darin ſtimmen die Gutachten überein, daß durch dieſe unſachgemäße 
Behandlung die Erwerbsbeſchränktheit eine längere Dauer und einen höheren 
Grad erreicht hat als es bei normaler Behandlung der Fall geweſen wäre. — — 
Mittelbar iſt freilich für die geſamten Folgen der von F. erlittenen Ver⸗ 
letzung, alſo auch für die durch die unſachgemäße Behandlung bewirkte Ver⸗ 
längerung und Erhöhung der Erwerbsbeſchränktheit, der Unfall kauſal; denn 
die unſachgemäße Behandlung einer Verletzung durch einen Arzt oder einen 
Kurpfuſcher iſt ein Umſtand, mit dem nach der Erfahrung des Lebens ſtets 
gerechnet werden muß und der deshalb, von beſonders liegenden Fällen ab- 
geſehen, den adäquaten Kauſalzuſammenhang nicht unterbricht; deshalb hat 
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auch die Berufsgenoſſenſchaft — was übrigens im Hinblick auf den § 1543 
RVerſ O. hier nicht zu prüfen wäre — für die geſamten Folgen aufzukommen: 
ſ. Komm. von RGRäten Vorbem. 5 zu $ 823 BGB.; Hanow RVerſoO. Anm. 5 b 
zu 9 555; Handb. der UnfVerſ. Anm. 2 und 3 zu 5 5 (2. Aufl. S. 147. 150, 

3. Aufl. Bd. 1 S. 249. 252); Amtl. Nachrichten des ABA. 1890, 500; 1910, 416; 

JW. 1899, 747 u; RG. in SeuffA. 67 Nr. 57. A. M. RG. im Recht 1907 Nr. 1436. 
Dies ſchließt aber nicht aus, daß die unſachgemäße Behandlung der Beklagten 
als Miturſache der Verlängerung und Erhöhung der Erwerbsbeſchränktheit 
angejehen wird; es iſt eben der Unfall als mittelbare, die unſachgemäße Be⸗ 
handlung als unmittelbare Urſache zu erachten. 

Für die Feſtſtellung, daß und in welchem Grade die Erhöhung der Erwerbs⸗ 
beſchränktheit durch die unſachgemäße Behandlung der Beklagten verurſacht 
worden iſt, genügt die durch die Sachverſtändigengutachten begründete hohe 
Wahrſcheinlichkeit; ein mathematiſcher Beweis kann nicht gefordert werden. 
Die entfernte Möglichkeit, daß unter ganz beſonderen Umſtänden auch einmal 
bei ſachgemäßer Behandlung Folgen der hier erörterten Art eintreten können, 
ſowie die nicht zu beſtreitende Tatſache, daß auch Arzte zuweilen unſachgemäß 
verfahren und dann ähnliche Folgen verurſachen, ſchließen die Annahme des 
Kauſalzuſammenhangs nicht aus (JW. 1908, 197; Ztſchr. f. Rechtspfl. in 
Bayern 1909, 90 ff.). Ganz unerheblich für die Frage des Kauſalzuſammenhangs 
iſt es ſelbſtverſtändlich, wenn F. ſelbſt in der auf mangelnder Sachkunde be⸗ 
ruhenden Meinung, daß eine beſſere Heilung nicht hätte erzielt werden können, 
mit dem Ergebnis zufrieden iſt. 

Das ſchadenbringende Verhalten der Beklagten beruht auf einer Außer⸗ 
achtlaſſung der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt und erſcheint daher als 
fahrläſſig i. S. des § 276 BGB. Entweder beſaß die Beklagte die reiche Er⸗ 
fahrung, die ſie ſich anmaßt, dann mußte ſie die dem damaligen Stand der 
Erfahrung entſprechenden, ſelbſt in Laienkreiſen nicht unbekannten Mittel 
kennen und anwenden und machte ſich durch die Nichtanwendung ebenſo einer 
Fahrläſſigkeit ſchuldig wie der Arzt, der einen Kunſtfehler begeht; oder ſie 
verfügte über eine derartige Erfahrung nicht, dann war es grobfahrläſſig, ſich 
mit der Behandlung des ſchweren Oberſchenkelbruchs zu befaſſen (Rechtſpr. 
d. RG. in Strafſ. 10, 269). Das im § 823 BGB. hervorgehobene Erfordernis 
der Widerrechtlichkeit wird nicht etwa dadurch ausgeſchaltet, daß F. ſelbſt die 
Beklagte mit der Behandlung der Verletzung beauftragt hat. F. vertraute 
eben auf die angebliche Kunſt der Beklagten und erwartete von ihr den beſt⸗ 
möglichen Heilerfolg, wollte alſo keineswegs ſeine Einwilligung in eine ver⸗ 
meidbare Schädigung geben (JW. 1911, 44917. 

Zweifelhaft iſt im Hinblick auf die Rechtſprechung des Reichsgerichts 
Entſch. 60, 147; 72, 219) die Frage, ob nicht ein eigenes Verſchulden des F. 
darin zu erblicken ſei, daß er eine gewerbmäßige Beinheilerin an Stelle eines 
zugelaſſenen Arztes beizog und die Hinweiſe der Berufsgenoſſenſchaft auf die 
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Ungenügendheit dieſer Behandlung unbeachtet ließ. Allein nach der Recht— 
ſprechung des Reichsverſicherungsamts, der das Ber.-Gericht folgt, iſt es als 
pflichtwidriges Verhalten des Verletzten nicht anzujehen, wenn er — in guter 
Abſicht, ſeiner Anſicht entſprechend und der in manchen Gegenden verbrei- 
teten, wenn auch nicht zu billigenden Gewohnheit folgend — die dem Heil⸗ 
zwecke nicht dienliche Behandlung durch einen Kurpfuſcher der Behandlung 
durch einen ordentlichen Arzt vorzieht (Amtl. Nachr. des RVA. 1890, 500; 
Handb. der UV. a. a. O.; Düttmann RVerſO. Anm. 30 zu 8 555). Dieſe 
Vorausſetzungen ſind hier als gegeben zu erachten. Jedenfalls aber kann 
ſich die Beklagte, die ſich ſelbſt großer Erfolge im Beinheilen rühmt, nicht 
auf ihre Ungeeignetheit berufen und ihre Beiziehung dem Verletzten als 
Verſchulden auslegen. Für die durch ihr ſchuldhaftes Verhalten verurſachte 
Verlängerung und Erhöhung der Erwerbsbeſchränktheit des F. hätte ihm die 
Beklagte ohne das Eingreifen der Klägerin nach § 251 BGB. eine Geldent⸗ 
ſchädigung gewähren müſſen, da die Herſtellung des Zuſtands, der ohne den 
zum Erſatz verpflichtenden Umſtand beſtehen würde, nicht mehr möglich iſt. 
Als Geldentſchädigung iſt, wenn die Vorausſetzungen des § 823 BGB. gegeben 
td, gemäß dem § 843 BGB. in der Regel eine Geldrente zuzubilligen; auch 
bei der auf Vertrag beruhenden ſekundären Schadenerſatzpflicht kann eine 
Geldrente zugebilligt werden (RGeEntſch. 68, 431). 

Die hiernach begründeten Rentenanſprüche des F. gegen die Beklagte 
ſind nach den oben wiedergegebenen Grundſätzen im Augenblick ihrer Ent⸗ 
ſtehung, alſo jeweils im Moment des Hervortretens der Differenz zwiſchen 
dem normalerweiſe zu erwartenden und dem wirklich erzielten Heilergebnis, 
inſoweit auf die Klägerin übergegangen, als ſie dem F. nach der RVerſO. 
Leiſtungen zu gewähren hat. 

Dem Übergang ſteht nicht entgegen, daß nicht der Unfall ſelbſt durch die 
Beklagte verurſacht worden iſt. Das Reichsgericht hat ſchon unter der Herr— 
ſchaft der Unf. Verſich.-Geſetzgebung im Jahre 1884 und 1886, 

RGeEntſch. 24, 126 (SeuffA. 46 Nr. 50) und JW. 1899, 747%; Laß-⸗Maier Haft- 

pfl. 215 Note 9, 
den Standpunkt vertreten, daß die Faſſung der einſchlägigen Vorſchriften 
(§ 98 UnfVerſ. und § 119 LandwulVerſG.) zu eng und ihre Anwendung 
nicht auf die Fälle zu beſchränken ſei, in denen ein Dritter den Unfall 
durch ſein Verſchulden herbeigeführt habe, daß vielmehr auch die Entſchädi⸗ 
gungsforderung des Verſicherten gegen den Arzt oder den Kurpfuſcher, der 
den aus dem Unfall erwachſenen Schaden durch falſche Behandlung vergrößert 
hat, auf die Berufsgenoſſenſchaft übergehe, die dieſen Schaden erſetzen müſſe. 
In § 1542 RVerſO., der den gleichen Zweck wie die entſprechenden früheren 
Vorſchriften verfolgt, iſt überdies die zu enge Faſſung jener Vorſchriften ver— 
mieden; für ihn gelten alſo die aus dem Zweck der Vorſchrift — Verhütung 
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einer Doppelentſchädigung des Verſicherten durch den Verſicherungsträger 
und den Dritten — gezogenen Schlüſſe in erhöhtem Maße. — — —“ 


Urteil des OLG. München (1. Sen.) v. 31. Mai 1915 i. S. Land⸗ und 
forſtw. Berufsgenoſſenſch. f. Niederbayern w. D. L. 99/1915. 
F—2. 


195. Für Amtspflicht - Verletzungen eines preußiſchen Sch iedsmanns 
haftet die Gemeinde. 

BGB. 5 839; preuß. Gef. v. 1. Aug. 1909 $ 4 und v. 29. März 1879; preuß. Schiedsm O. 
v. 29. März 1879 59 2. 42. 

Vor dem Beklagten, der Stellvertreter des Schiedsmanns in B. war, 
fand im November 1913 eine Sühneverhandlung zwiſchen dem Kläger und 
dem Maurer S. wegen einer von dieſem begangenen Beleidigung ſtatt. Der 
Beklagte vermerkte darüber im Protokollbuch, daß die Parteien erſchienen 
ſeien und ſomit ein Vergleich habe zuſtande kommen können. Später ſtellte 
er dem Kläger eine Beſcheinigung aus, daß der Sühneverſuch erfolglos ge⸗ 
blieben ſei. In dem alsdann eingeleiteten Privatklageverfahren bekundete 
er indes als Zeuge, daß ſich der Kläger und S. bei ihm vertragen hätten. Der 
Kläger nahm infolgedeſſen die Privatklage zurück und verlangte Erſtattung 
der ihm dadurch entſtandenen Koſten vom Beklagten, weil dieſer ſeine 
ihm gegenüber obliegende Amtspflicht fahrläſſig verletzt und ſo den Schaden 
verurſacht habe. — Die Klage wurde in beiden Inſtanzen abgewieſen, vom 
Ber.⸗Gericht mit folgender Begründung: 

„Der Beklagte übte als ein für den Dienſt eines Kommunalverbandes 
(der Gemeinde B.) angeſtellter Beamter in ſeiner Tätigkeit als Stellvertreter 
des Schiedsmanns die ihm anvertraute öffentliche Gewalt aus. Hat er ſo, 
wie es ihm der Kläger vorwirft, fahrläſſig die Amtspflicht verletzt, die ihm 
dieſem gegenüber oblag, und dadurch den Kläger um die Koſten des ange⸗ 
ſtellten Privatklageverfahrens geſchädigt, ſo haftet nicht er dem Kläger, ſondern 
die Gemeinde B. (8 839 BGB.; § 1 Abſ. 1, § 4 preuß. Geſ. v. 1. Aug. 1909). 
Die Rechtslage wäre anders, und der Beklagte haftete dem Kläger, wenn er 
ein Beamter geweſen wäre, welcher ausſchließlich auf den Bezug von Ge⸗ 
bühren angewieſen war ($ 1 Abſ. 3 und § 4 Gef. v. 1. Aug. 1909). Dies iſt 
aber nicht der Fall. In den vom 1. Richter angeführten 89 42. 43 preuß. 
Schiedsm O. v. 29. März 1879 iſt allerdings von Schreibgebühren die Rede. 
Hier handelt es ſich aber um nichts weiter, als um eine pauſchalierte Vergütung 
für Schreibwerk, alſo um Auslagenerſatz. Wenn es auf den Erſatz für Auslagen 
des Schiedsmanns überhaupt ankäme, ſo müßte der 1. Richter von ſeinem 
Standpunkt aus gerade verneinen, daß der Schiedsmann ausſchließlich auf 
Gebühren angewieſen wäre, denn er erhält außer den Schreibgebühren auch 
den Erſatz andrer Auslagen ($ 42 Schiedsm O.). Das Amt des preußiſchen 
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Schiedsmanns iſt nach § 2 Schiedsm O. ein Ehrenamt. Zu den auf Gebühren 
angewieſenen Beamten gehört der Schiedsmann nicht. Der Kläger mag ſich 
deshalb an den Kommunalverband halten können. Seine Klage gegen den 
Schiedsmann iſt aber unbegründet.“ 
Urteil des OLG. Celle (4. Sen.) v. 5. Mai 1915 i. S. B. w. v. H. 
6 U. 267/14. Lt. 


196. Wie iſt auf einem gemeinſchaftlichen Grundbuchblatt desſelben 
Eigentümers die Mithaftung noch eines weiteren Grundſtücks für eine 
eingetragene Hypothek kenntlich zu machen d 
BGB. ß 873. 1132 ff.; GBO. 55 4. 49. 

Auf dem Perſonal⸗Grundbuchblatt Kr. Bd. 35 Art. 1717 war für die 
Eheleute M. neben andern Grundſtücken das in Kr. Hſtr. 3 gelegene Grund⸗ 
ſtück Flur 63 Nr. 184/30 unter 1aa eingetragen. Auf mehreren anderen auf 
demſelben Grundbuchblatt eingetragenen Grundſtücken laſtete eine in Abt. III 
unter Nr. 3 eingetragene Hypothek von 10000 % für den Kaufmann Z. in W. 
In einer notariellen Urkunde v. 25. Sept. 1908 bewilligte M., daß für dieſe 
Hypothek bis zur Höhe von 4000 „ auch das Grundſtück 1 aa mithafte. Dieſe 
Mithaft trug der Grundbuchrichter, Ger.⸗Aſſeſſor C., am 29. Sept. 1908 in 
der Weiſe ein, daß er in Abt. III zu der Eintragung Nr. 3, betr. die genannte 
Hypothek, in Spalte 7 „Veränderungen, Eintragungen“ vermerkte: 

Das Grundſtück 1 aa Abt. I dieſes Grundbuchs haftet bis zum Höchſtbetrage 
von 4000 «# mit. Mit Bezug auf die Bewilligung v. 25. Sept. 1908 ein- 
getragen am 29. Sept. 1908. 

Weiteres trug C. nicht ein, insbeſondere nicht die Nr. aa in Sp. 3 „Be⸗ 
zeichnung des belaſteten Grundſtücks nach der laufenden Nr. der I. Abteilung“. 
Auf dem Grundſtück 1aa war bereits in Abt. III unter Nr. 1 eine Hypothek 
von 27000 „ für den Kaufmann W. eingetragen. Am 15. Okt. 1908 bewilligte 
M. ferner die Eintragung einer Hypothek von 6000 .# für die Rentnerin G., 
die am 29. Okt. 1908 in Abt. III unter Nr. 5 erfolgte. Am 16. Dezember 1908 
verkaufte M. durch notariellen Vertrag dieſes Grundſtück zum Preiſe von 
35500 . an G. In Anrechnung auf den Kaufpreis übernahm G. die zuletzt 
genannten Hypotheken von 27000 und 6000 .; den Reſt des Kaufpreiſes 
von 2500 / verpflichtete er ſich am 1. Jan. 1909 zu zahlen. Von der Hypothek 
von 4000 % war in dem Vertrage nicht die Rede. Das Grundſtück wurde nach 
Bd. 55 Art. 2715 des Grundbuchs von Kr. übertragen; mitübertragen wurden 
nur die beiden Hypotheken von 27000 und 6000 .K, nicht auch, daß das Grund⸗ 
ſtück für die Hypothek des Z. in Höhe von 4000 „ mithafte. Dementſprechend 
erhielt G. am 13. Jan. 1909 eine Benachrichtigung, in der nur die Übertragung 
der Hypotheken von 27000 und 6000 mitgeteilt war. Die Übertragungen 
waren von dem damaligen Grundbuchrichter, AGRat K., und dem Grund— 
buchführer, AG Sekretär S., vorgenommen worden. 
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Im Dezember 1909 beabſichtigte Z., auf Grund ſeiner Hypothek von 
10000 % die Zw.⸗Verſteigerung gegen M. einzuleiten. Er ließ ſich einen 
Grundbuchauszug erteilen. Bei dieſer Gelegenheit ergab ſich, daß auf das 
Grundſtück des G. deſſen Mithaft für die Hypothek des Z. in Höhe von 4000 „% 
nicht übertragen worden war. AG Rat K. holte die Übertragung nach, löſchte 
ſie jedoch auf Beſchwerde des G. am 16. März 1910, trug aber von Amts 
wegen einen Widerſpruch gegen die Richtigkeit des Grundbuchs wegen der 
Nichtübertragung ein. G. erhob dann gegen Z. Klage auf Löſchung dieſes 
Widerſpruchs. Ehe über die Klage entſchieden war, trug AGRat K. auf Antrag 
des Z. an Stelle des Widerſpruchs auf das Grundſtück des Klägers ein: 

4000 4 Teilbetrag eines Darlehns von 10000 4 für den Kaufmann Z., 
auf Bd. 35 Art. 1717 eingetragen am 29. Sept. 1908 und von dort zufolge 
Antrags v. 3. Mai 1910 hier eingetragen am 7. Mai 1910. 

Auf Grund dieſer Eintragung erhob Z., der inzwiſchen bei der Zw.⸗Ver⸗ 
ſteigerung der Grundſtücke der Eheleute M. mit ſeiner Hypothek zum Betrage 
von 10284 ausgefallen war, im Juni 1910 gegen G. die dingliche Klage 
auf Zahlung von 4000 / aus dem Grundſtück Kr. Bd. 55 Art. 2715. G. wurde 
gemäß dem Antrage des Z. verurteilt, und ſeine Berufung wurde rechtskräftig 
zurückgewieſen. Er nahm dann auch die Klage auf Löſchung des Widerſpruchs 
zurück. 

Im April 1912 erhob G. gegen den verklagten Juſtizfiskus auf Grund 
des § 12 GBO. Klage auf Erſtattung von 4000 , die er zufolge ſeiner eben 
erwähnten Verurteilung an 3. gezahlt habe, und von 1301,05 K, die er an 
Prozeßkoſten in den beiden vorangegangenen Prozeſſen habe entrichten müſſen. 
— Der 1. Richter erklärte die Klage dem Grunde nach für berechtigt. Die 
Berufung des Beklagten wurde zurückgewieſen. Auch die Reviſion des Be⸗ 
klagten blieb ohne Erfolg. Aus den Gründen: 

„Der Ber.⸗Richter nimmt an, daß der Grundbuchrichter, AGRat K., 
ſeine Amtspflicht aus Fahrläſſigkeit dadurch verletzt habe, daß er bei Über⸗ 
tragung des auf dem Grundbuchblatt für die Eheleute M., K. Bd. 35 Art. 1717 
in Abt. J unter 1aa eingetragenen Grundſtücks auf das Grundbuchblatt für 
den Kläger K. Bd. 55 Art. 2715 die Mithaft des Grundſtücks 1laa für die 
Hypothek des Z. in Höhe von 4000 nicht mitübertragen habe. Ferner 
erachtet der Ber.⸗Richter den urſächlichen Zuſammenhang zwiſchen dem Ver⸗ 
ſchulden des K. und dem Schaden des Klägers für gegeben, da nach dem 
Kaufvertrage zwiſchen M. und dem Kläger der Kaufpreisreſt erſt nach dem 
Eintreffen der Grundbuchbenachrichtigung habe ausgezahlt werden ſollen und 
ohne die unrichtige, auf das Verſehen von K. zurückzuführende Grundbuch- 
benachrichtigung der Kaufpreis vom Kläger nicht ausgezahlt worden wäre. 
— — — Den Erſatzanſpruch gegen M. erklärt der Ber.⸗Richter für wertlos, 
weil M. vermögenslos ſei. Endlich erachtet der Ber.⸗Richter auch für erwieſen, 
daß dem Kläger tatſächlich ein Schaden entſtanden ſei; zunächſt dadurch, daß 
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er, um die Löſchung der auf ſein Grundſtück für Z. eingetragenen Hypothek 
von 4000 „ herbeizuführen, an Z. 4000 „ bezahlt habe, und ferner inſofern 
auch die Koſten der Vorprozeſſe als ein Teil des dem Kläger durch das Ver⸗ 
ſchulden der Grundbuchbeamten entſtandenen Schadens zu betrachten ſeien.—— 

Es handelt ſich um die Rechtsfrage, über welche auch in den beiden Vor⸗ 
prozeſſen hauptſächlich geſtritten worden iſt: ob die Hypothek des Z. in Höhe 
von 4000 % auch an dem Grundſtück 1 aa wirklich beſtand und daher ihre 
Eintragung auf das Grundbuchblatt des Klägers auf Antrag des Z. am 7. Mai 
1910 wirkſam erfolgt, ſowie ob die Eintragung des Widerſpruchs vorher zu⸗ 
läſſig war. Dieſe Frage iſt zweifelhaft. Nach § 873 BGB. iſt zur Entſtehung 
einer Hypothek außer der Einigung über die Beſtellung die Eintragung der 
Hypothek auf das Grundbuchblatt über das zu belaſtende Grundſtück erforder⸗ 
lich. Soll für die Forderung, für die eine Hypothek an einem Grundſtück 
beſteht, auch noch an einem andern Grundſtück Hypothek beſtellt werden, 
ſo iſt notwendig, daß die Hypothek auf das Grundbuchblatt über das andre 
Grundſtück eingetragen wird. Da dann eine Geſamthypothek für die Forderung 
entſteht, gibt § 49 Abſ. 1 Satz 1. 2 GBO. mit Rückſicht auf die Vorſchriften 
der 88 1132 Abſ. 1 Satz 2, 1173. 1174. 1181 Abſ. 2 BGB. im Intereſſe des 
Eigentümers der Grundſtücke ſowie aller derer, die gleich- oder nachſtehende 
Rechte an den Grundſtücken haben, die Ordnungsvorſchrift, daß auf dem 
Blatt jedes Grundſtücks die Mitbelaſtung des anderen don Amts wegen er⸗ 
kennbar zu machen iſt. Hat das neu zu belaſtende Grundſtück ein eigenes 
Grundbuchblatt, jo genügt es zur Entſtehung der Hypothek an dieſem Grund⸗ 
ſtück nicht, wenn lediglich bei der Hypothek an dem bisher allein belaſteten 
Grundſtück vermerkt wird, daß nunmehr auch das andre Grundftüd für die 
Hypothekenforderung hafte; ein ſolcher Mithaftvermerk iſt für ſich allein nicht 
eine Eintragung der Hypothek auf das Grundbuchblatt über das andre Grund⸗ 
ſtück i. S. des 8 873 BGB. Im gegebenen Fall aber hat der Vermerk, den der 
Gerichtsaſſeſſor C., als der Grundſtückseigentümer M. Hypothek in Höhe 
von 4000 .# auch an dem Grundſtück 1 aa für die auf mehreren andern Grund⸗ 
ſtücken bereits eingetragene Hyp.⸗Forderung des Z. von 10000 , beſtellte, 
zu der Hypothek Abt. III Nr. 3 in Sp. 7 „Veränderungen, Eintragungen“ 
eingetragen hat, den Inhalt, daß das Grundſtück 1 aa bis zum Höchſtbetrage 
von 4000 % mithafte, alſo an ſich lediglich den Inhalt eines Mithaftvermerks. 
Nun wurde allerdings über die bisher mit der Hypothek von 10000 4 be- 
laſteten Grundſtücke und über das mit der Hypothek in Höhe von 4000 .H 
neu zu belaſtende Grundſtück 1aa ein gemeinſchaftliches Grundbuchblatt 
i. S. des §4 GBO. geführt. In der Rechtslehre wird angenommen, daß im 
Fall der Zuſammenſchreibung mehrerer ſelbſtändiger Grundſtücke auf einem 
gemeinſchaftlichen Grundbuchblatt es nicht erforderlich ſei, daß, wenn in die 
Haftung für eine bereits gebuchte Hypothek ein ferneres Grundſtück des Be⸗ 
ſtandsverzeichniſſes neu eintreten ſoll, die Hypothek auf dieſes Grundſtück 
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nochmals ihrem vollen Inhalt nach unter einer neuen Nummer der Abt. III 
eingetragen werde. Dies mag von dem Geſichtspunkt aus zutreffend ſein, 
daß, wenn die neue Hypothekeintragung i. S. des $ 873 BGB. auf anderem 
einfacheren Wege deutlich erkennbar bewirkt werden kann, dieſer Weg zu wählen 
iſt, um eine unnötige Anfüllung des Grundbuchs zu vermeiden. Einige Er⸗ 
klärer der Grundbuchordnung erachten es in einem ſolchen Fall für genügend, 
daß zu der bereits gebuchten Hypothek in den Spalten betr. „Veränderungen“ 
die Belaſtung des ferneren Grundſtücks mit der Hypothek vermerkt werde. 
Predari (Anm. 6 zu § 49 GBO.) dagegen erklärt es für mindeſtens zweck⸗ 
mäßig, daß der Neueintritt des ferneren Grundſtücks in die Haftung nicht 
bloß durch den im 8 49 GBO. vorgeſchriebenen Vermerk in den Veränderungs⸗ 
ſpalten, ſondern auch durch die nachträgliche Beifügung der laufenden Nummer 
des neu belaſteten Grundſtücks in Sp. 3 „Bezeichnung des belaſteten Grund⸗ 
ſtücks nach der laufenden Nummer der J. Abteilung“ verlautbart werde. Wie 
zweckmäßig eine ſolche nachträgliche Beifügung in Sp. 3 iſt, läßt ſich aus 
dem vorliegenden Fall erſehen. Hätte Gerichtsaſſeſſor C. nicht bloß den Mit⸗ 
haftvermerk in Sp. 7 „Veränderungen, Eintragungen“ eingetragen, ſondern 
auch in Spalte 3 die Nummer des neu belaſteteten Grundſtücks 1 aa nach⸗ 
träglich zu den dort aufgeführten Nummern der bisher belaſteten Grundſtücke 
hinzugefügt, ſo würde, wie anzunehmen iſt, AGRat K., als er das vom Kläger 
erworbene Grundſtück 1aa von dem Grundbuchblatt Kr. Bd. 35 Art. 1771 
nach dem Grundbuchblatt Kr. Bd. 55 Art. 2715 übertrug, die Mitbelaſtung 
des Grundſtücks 1aa mit der Hypothek des Z. in Höhe von 4000 „ erkannt 
und die Hypothek in dieſer Höhe auf das neue Grundbuchblatt mitübertragen 
haben. Es läßt ſich aber auch die Anſicht vertreten, daß zur Entſtehung der 
Hypothek an dem neu zu belaſtenden Grundſtück, wenn die Buchung der 
Hypothek an dieſem Grundſtück nicht von neuem in den Hauptſpalten unter 
neuer Nummer erfolgt, wenigſtens die nachträgliche Hinzufügung der Nummer 
des neu belaſteten Grundſtücks in Sp. 3 außer dem Mithaftvermerk in den 
Veränderungsſpalten erforderlich ſei, weil nicht dieſer Mithaftvermerk nach 
§ 49 GB., ſondern die Eintragung der Nummer des neu belaſteten Grund⸗ 
ſtücks in Sp. 3 ſich als Eintragung der Hypothek auf das Grundbuchblatt 
über dieſes Grundſtück i. ©. des $ 873 BGB. darſtelle. 

Es war daher zweifelhaft, ob durch die von dem Ger.⸗Aſſeſſor C. bewirkte 
Eintragung in Sp. 7 „Veränderungen, Eintragungen“ allein das Grundſtück 
1aa mit der Hypothek des Z. in Höhe von 4000 „ rechtswirkſam belaſtet 
worden war. Deshalb hatte der Kläger gegründeten Anlaß, in dem früheren 
Rechtsſtreit durch Klage gegen Z. auf Bewilligung der Löſchung der vom 
AG Rat K. bewirkten Eintragung eines Widerſpruchs gegen die Richtigkeit 
des Grundbuchs wegen Nichtübertragung der Hypothek des Z. auf das neue 
„Grundbuchblatt über das Grundſtück 1 aa, und in dem weiteren Rechtsſtreit 
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K. am 7. Mai 1910 nachträglich auf das neue Grundbuchblatt über das Grund— 
ſtück 1aa eingetragenen Hypothek von 4000 % die Rechtsfrage zur Entſcheidung 
zu ſtellen, ob das von ihm erworbene Grundſtück 1 aa mit der Hypothek des Z. 
von 4000 „, von der beim Kauf, wie der Ber.⸗Richter feſtſtellt, keine Rede 
geweſen iſt, er auch keine Kenntnis gehabt hat, rechtswirkſam belaſtet war 
und die Hypothek ihm gegenüber Geltung hatte. Mit Recht erachtet daher 
der Ber.⸗Richter den Beklagten für verpflichtet, dem Kläger die ihm durch die 
Führung der beiden Prozeſſe erwachſenen Koſten als einen ihm durch Ver- 
ſehen der Grundbuchbeamten entſtandenen Schaden zu erſetzen. Demnach 
war die Reviſion zurückzuweiſen. — — —“ 
Urteil des Reichsgerichts (5. Sen.) v. 2. Jan. 1915 in der preuß. Sache 
Preuß. Juſtizfiskus (BE) w. G. (OLG. Cöln). V. 348/14. 


197. Vorausſetzungen der Eheanfechtung wegen tuberkuloſer 
Veranlagung der Frau. 
Vgl. 32 Nr. 51. 
BGB. § 1333. 

Der Kläger focht ſeine mit der Beklagten am 22. Aug. 1911 geſchloſſene 
Ehe durch Klage von Mitte April 1912 wegen Irrtums an. Er behauptete: 
Die Beklagte ſtamme aus einer Familie, deren meiſte Mitglieder an Tuber⸗ 
kuloſe geſtorben ſeien, ſie ſelbſt leide an hochgradiger Lungenſchwindſucht und 
ſei mit dieſer Krankheit ſchon zur Zeit der Eheſchließung behaftet geweſen; 
bei Kenntnis dieſer ihm erſt im Februar 1912 bekannt gewordenen Tatſachen 
würde er die Ehe nicht geſchloſſen haben. Seine verſtorbene erſte Ehefrau 
habe ihm fünf Kinder im Alter von acht bis zu einem halben Jahre hinter- 
laſſen; gerade um ſeinen Kindern eine zweite Mutter und Pflegerin zu geben, 
habe er ſich zur Ehe mit der Beklagten entſchloſſen, die Beklagte ſei aber wegen 
ihres Leidens zur Leitung des Hausweſens und zur Erziehung der Kinder; 
außerſtande, gefährde auch durch ihre Krankheit die Geſundheit der Kinder 
und habe ſchon ſeit der Eheſchließung bis zum Oktober 1911, die ſie im Hauſe 
des Klägers zugebracht habe, zwei ſeiner Kinder mit Tuberkuloſe angeſteckt. — 
Die Beklagte hat dieſe ſämtlichen Behauptungen beſtritten. — Die Klage 
iſt in allen Inſtanzen für unbegründet erklärt worden. Aus den Gründen 
des Rev.⸗Urteils: 

„Der Kläger muß zur Begründung der Anfechtungsklage den Beweis 
führen, daß die Beklagte im Zeitpunkt der Eheſchließung eine ihm unbekannt 
gebliebene perſönliche Eigenſchaft beſeſſen habe, die ihn bei Kenntnis der Sach— 
lage und bei verſtändiger Würdigung des Weſens der Ehe von der Eingehung 
der Ehe mit ihr abgehalten haben würde. Er hat in dieſer Beziehung behauptet, 
die Beklagte habe eine angeerbte Veranlagung zur Tuberkuloſe beſeſſen und 
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bereits zur Zeit der Eheſchließung an einer tuberkuloſen Erkrankung der Lunge 
gelitten. Daß Krankheit eine körperliche Eigenſchaſt i. S. des $ 1333 BGB. 
ſein kann, iſt in der Rechtſprechung ſtändig angenommen worden. Anderſeits 
iſt aber auch nicht jede Erkrankung als eine derartige perſönliche Eigenſchaft 
anzuſehen. Eine Eigenſchaft kann, wie vom Reichsgericht wiederholt aus⸗ 
geſprochen iſt (Entſch. 52, 310; JW. 1906, 167°), nur dann als „perſönliche“ 
gelten, wenn ſie der Perſon und zwar nicht bloß als ein außer ihr Liegendes, 
mehr oder weniger Vorübergehendes und Zufälliges, dergeſtalt weſentlich 
zukommt, daß ſie als ein weſentlicher Beſtandteil ihrer ganzen Perſönlichkeit 
erſcheint. Eine bloß vorübergehende akute Krankheit erfüllt demnach den 
Begriff einer perſönlichen Eigenſchaft regelmäßig auch dann nicht, wenn ſie 
erſt in einiger Zeit und ſchwer heilbar iſt. Der Regel nach muß vielmehr zur 
Begründung der Anfechtungsklage aus $ 1333 BGB. ein dauernd unheil⸗ 
bares Leiden nachgewieſen werden. Eine bloße Veranlagung zu einem der— 
artigen Leiden, die eine gewiſſe Beſorgnis des künftigen Ausbruchs desſelben 
begründet, iſt an ſich noch keine die Anfechtung der Ehe rechtfertigende Eigen- 
ſchaft; nur wenn die Veranlagung mit Notwendigkeit zu einer unheilbaren 
Erkrankung führen muß, kann ſie als Anfechtungsgrund in Betracht kommen; 
RGeEntſch. 73, 134; Warneyer 1908 Nr. 323; 1911 Nr. 85; 1912 Nr. 310. 

Von dieſen in der Rechtſprechung des Reichsgerichts feſtgelegten Grund⸗ 
ſätzen iſt das Ber.⸗Gericht bei der Prüfung der vorliegenden Klage ausge⸗ 
gangen; es iſt auf Grund des feſtgeſtellten Sachverhalts ohne erkennbaren 
Rechtsirrtum zur Abweiſung der Anfechtungsklage gelangt. Es hat eine etwa 
angeerbte Veranlagung der Beklagten zur Tuberkuloſe für unerheblich erklärt, 
weil nach den Gutachten der Sachverſtändigen, zumal bei der körperlichen“ 
Beſchaffenheit der Beklagten, die Notwendigkeit einer unheilbaren Erkrankung 
nicht vorliege. Danach könnte aber die Anfechtungsklage nur durchdringen, 
wenn eine im Zeitpunkte der Eheſchließung bereits vorhandene unheilbare 
tuberkuloſe Erkrankung der Beklagten bewieſen wäre. Dieſen Beweis hat der 
Ber.⸗Richter aber als nicht erbracht angeſehen. — — — Schon hiernach 
würde die Abweiſung der Klage gerechtfertigt ſein. 

Das Ber.⸗Gericht hat aber ferner feſtgeſtellt, daß es ſich bei der Beklagten 
überhaupt nur um einen leichten tuberkuloſen Lungenſpitzenkatarrh gehandelt 
hat, bei dem die Ausſichten auf eine dauernde völlige Heilung recht günſtige 
waren und der auch bereits als geheilt oder zum mindeſten als völlig inaktiv 
zu betrachten iſt. Wenn demnach auch unterſtellt würde, daß die Erkrankung 
der Beklagten bereits bei der Eheſchließung vorhanden geweſen ſei, ſo würde 
dieſe Krankheit, da ſie nur leicht und nicht unheilbar war, nicht als eine per⸗ 
ſönliche Eigenſchaft i. S. des $ 1333 anzuſprechen und zur Begründung eines 
Rechts zur Anfechtung der Ehe nicht geeignet ſein. Die Frage, ob und in wel— 
chem Grade die Krankheit der Beklagten eine Anſteckungsgefahr begründete 
und ob ſie tatſächlich zur Anſteckung zweier Kinder des Klägers geführt hat, 
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iſt für die Beurteilung, ob eine perſönliche Eigenſchaft der Beklagten i. S. 
des § 1333 vorgelegen habe, nicht entſcheidend. In dieſer Beziehung könnte nur 
eine dauernd beſtehende Anſteckungsgefahr in Betracht kommen, und daß 
eine ſolche beſtanden hätte oder beſteht, iſt nach den ohne erkennbaren Rechts⸗ 
verſtoß getroffenen Feſtſtellungen des Ber.⸗Gerichts über die Möglichkeit 
und Wahrſcheinlichkeit der völligen Beſeitigung der Tuberkuloſe bei der Be⸗ 
klagten mindeſtens nicht bewieſen. Der Irrtum des Klägers über die tuber⸗ 
kuloſe Erkrankung der Beklagten vermag daher, ſelbſt wenn die Krankheit 
ſchon bei der Eheſchließung vorhanden geweſen wäre, die Anfechtung der Ehe 
nicht zu begründen. — — —“ 

Urteil des Reichsgerichts (4. Sen.) v. 5. Nov. 1914 in der preuß. Sache 

M. (Kl.) w. M. (OLG. Breslau). IV. 287/14. 


198. Umfang der Verpflichtung des Ehemannes im Stande der 
Gütertrennung zur Rechnunglegung über feine Verwaltung des Frauen⸗ 
vermögens. 


BGB. § 1430. 


Die Eheleute St. hatten zu notarieller Urkunde v. 29. Aug. 1898 die 
Gütergemeinſchaft des Bamberger Landrechts vertragmäßig ausgeſchloſſen 
und den getrennten Güterſtand nach gemeinem Recht vereinbart. Der Ehe⸗ 
mann geriet im folgenden Jahr in Konkurs. Im Jahr 1902 verlegten die Ehe⸗ 
leute ihren Wohnſitz nach H., wo der Ehemann ein Geſchäft als Kommiſſionar 
anfing. Angeblich zu beſſerem Betrieb dieſes Geſchäfts übergab die Frau 
ihm ihr Vermögen, nach ihrer Behauptung ungefähr 10000 %, mit der 
Ermächtigung, das Kapital in ihrem Namen und für ihre Rechnung zu ver⸗ 
wenden. Im Jahr 1909 erteilte ſie ihm auch eine Generalvollmacht, die ſie 
jedoch am 15. Juli 1913 zurücknahm, als eheliche Zwiſtigkeiten ausgebrochen 
waren. — Unter der Behauptung, daß der Beklagte als ihr Beauftragter 
gehandelt habe und ihr deshalb zur Rechnunglegung verpflichtet ſei, wobei 
ſie ſich auf § 1430 BGB. berief, erhob die Ehefrau am 16. Okt. 1913 gegen 
ihren Ehemann Klage mit dem Antrage, ihn zur Rechnunglegung über Ver⸗ 
waltung und Verwendung ihres Vermögens in dem von ihm betriebenen 
Kommiſſionargeſchäft mit genauer Angabe der Einnahmen und Ausgaben 
ſowie der erzielten Gewinne, und zur Herausgabe des danach zu ihren Gunſten 
verbleibenden Betrags an ſie zu verurteilen. Der Beklagte behauptete da⸗ 
gegen, von der Klägerin lediglich zwei bare Darlehen von 1800 1 und 1000. 
erhalten zu haben, und daß ſie von ihm bereits viel mehr zurückbekommen habe. 

Durch Teilurteil erkannte das Landgericht, daß der Beklagte der Klägerin 
unter genauer Angabe der Einnahmen und Ausgaben ſowie der erzielten 
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Gewinne über die Verwaltung und Verwendung ihres Vermögens in allen 
von ihm auf ihren Namen geführten Geſchäften Rechenſchaft abzulegen habe. 
— Der Beklagte legte Berufung ein mit dem Antrag auf Abweiſung der 
Klage. In 2. Inſtanz wurde erkannt: ſoweit der Beklagte zu mehr verurteilt 
ſei, als daß er der Klägerin über ihr ſeiner Verwaltung überlaſſenes Ver⸗ 
mögen Rechnung zu legen habe, werde das Teilurteil aufgehoben und die 
Klage als unbegründet abgewieſen; im übrigen werde die Berufung des 
Beklagten zurückgewieſen. — Aus den Gründen: 

„Anlangend zunächſt den Güterſtand, in dem die Eheleute St. leben, ſo 
beſteht darüber kein Zweifel, daß ſie in getrennten Gütern leben. Eben weil 
in der Ehe auf Grund des Ehevertrags v. 29. Aug. 1898 der Güterſtand des 
gemeinen Dotalrechts beſtand, iſt an deſſen Stelle nach Art. 94 Abſ. 2 bayer. 
ÜbergG. v. 9. Juni 1899 die Gütertrennung nach den Vorſchriften des Bürgerl. 
Geſetzbuchs getreten, während Art. 90 a. a. O. einſchlagen würde, wenn der 
Güterſtand des gemeinen Dotalrechts in der Ehe auf Grund Geſetzes beſtanden 
hätte. 

Es darf als ſicher angenommen werden, daß der Beklagte völlig ver- 
mögenslos war, als die Eheleute St. im Jahr 1902 nach H. zogen. Nicht 
allzulange vorher hatte er den Offenbarungseid geſchworen. Es iſt nicht anders 
möglich, als daß er das Kommiſſionargeſchäft, in dem er auch Geld auf Hypo- 
theken ausgeliehen hat, nicht hätte anfangen können, wenn er nicht das Geld 
dazu von ſeiner Frau bekommen hätte. Die Klägerin hat dem Beklagten 
einen Geldbetrag von gegen 9000 . zur Verfügung geſtellt, womit er nach der 
Ausſage des Zeugen J. St. machen konnte was er wollte, er hatte keine 
Rechnung darüber zu ſtellen und keine Zinſen zu bezahlen. Außer dieſem 
beſtrittenen Betrag hat der Beklagte ſpäter noch einige Beträge, im ganzen 
rund 10400 von der Klägerin erhalten. Nach der Überzeugung des Gerichts 
handelt es ſich hier nicht darum, daß die Frau ihrem Manne Darlehen zum 
Betrieb ſeines Geſchäfts gegeben hat, ſondern um den häufig vorkommenden 
Fall, daß Eheleute zwar durch Ehevertrag Gütertrennung vereinbart haben, 
daß aber die Frau dann tatſächlich freiwillig ihr Vermögen der Verwaltung 
des Mannes überlaſſen hat, jo daß die Vorſchriften des $ 1430 BGB. An⸗ 
wendung zu finden haben. Abweichende Beſtimmungen hat die Klägerin 
nicht getroffen. Hat die Frau ihr Vermögen der Verwaltung des Mannes 
überlaſſen und dabei keine beſonderen von der geſetzlichen Regelung abweichende 
Beſtimmungen getroffen, ſo unterliegt zwar nicht der Stamm des Vermögens, 
aber es unterliegen die Einkünfte hieraus der Verwendungsfreiheit des Mannes. 
Nur in Anſehung des Stammes ſteht der Mann unter den allgemeinen Vor⸗ 
ſchriften und nur inſoweit treffen ihn die Rechenſchafts⸗ und die Herausgabe⸗ 
pflicht der §8 666. 667 BGB. In Anſehung der Einkünfte iſt er zu einer 
ſolchen Rechnunglegung nicht verpflichtet, auch nicht zur Herausgabe der 
während der Verwaltung gezogenen und bei Beendigung der Verwaltung 
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noch vorhandenen Einkünfte. Die Willkür des Mannes bei Verwendung 
der Einkünfte des Frauenvermögens iſt nur inſofern eingeſchränkt, als er 
zunächſt die Koſten der ordnungmäßigen Verwaltung des überlaſſenen Ver⸗ 
mögens beſtreiten ($$ 1374 und 1384 BGB.) und diejenigen Verbindlich⸗ 
keiten der Frau erfüllen muß, die bei ordnungmäßiger Verwaltung aus den 
Einkünften des Vermögens beſtritten werden (§§ 1385-1387 BGB.). Daß 
der Mann in dieſer Hinſicht ſeinen Verpflichtungen nicht nachgekommen ſei, 
wird von der Klägerin ſelbſt nicht behauptet; es muß alſo angenommen werden, 
daß in dieſer Hinſicht ein Anſpruch gegen den Mann nicht beſteht. Hieraus 
ergibt ſich, daß eine Verpflichtung des Mannes zur Rechnunglegung über die 
Einkünfte nicht beſteht. — Es fragt ſich noch, ob hieran etwa dadurch etwas ge— 
ändert wurde, daß die Frau dem Manne am 29. Juni 1909, nachdem ihm ihr 
Vermögen ſchon mehr als 6 Jahre zur Verwaltung überlaſſen war, General⸗ 
vollmacht erteilt hat, und ob, wie das Landgericht annimmt, der Mann von 
ſeinem freien Verwendungsrecht hinſichtlich der Einkünfte zugunſten der 
Frau keinen Gebrauch gemacht, ſondern die Einkünfte durch Anlegung auf den 
Namen der Frau dieſer wieder zugewendet hat. Was die Erteilung der Voll⸗ 
macht anlangt, ſo iſt das Ber.⸗Gericht der Anſchauung, daß hierdurch an dem 
Verhältnis der Eheleute St. unter ſich nichts geändert werden ſollte und auch 
an dem freien Verwendungsrecht des Mannes hinſichtlich der Einkünfte des 
Frauenvermögens nichts geändert wurde“ (folgt nähere Begründung). „So⸗ 
lange die Ehefrau mit ihrem Ehemann lebte und Zerwürfniſſe nicht eingetreten 
waren, war die Ehefrau mit dem Verfahren ihres Mannes vollkommen ein⸗ 
verſtanden, ſie hat bewußt zum Zweck der Gläubigerbenachteiligung ihren 
Namen zu den Geſchäften des Mannes hergegeben. Ebendeswegen aber kann 
das Ber.⸗Gericht der Anſchauung des Landgerichts nicht zuſtimmen, daß hier 
hinſichtlich der Verwendung der Einkünfte etwas andres rechtens ſein ſolle 
als die Vorſchrift des § 1430 BGB. Die Klägerin war keinen Augenblick 
darüber im Zweifel, daß ſie nur nach außen hin vorgeſchoben wurde, um den 
Beklagten ungeſtört von unbequemen Gläubigern im Genuß ſeines Ein⸗ 
kommens zu erhalten. Der Beklagte hat niemals auch nur im entfernteſten 
daran gedacht, alles, was er in ſeinem Geſchäft verdiente oder auch nur die 
Einkünfte ihres Vermögens ſeiner Frau zuzuwenden. Dem Umſtand, daß er 
auch die Einkünfte aus ſeinem Geſchäft und aus dem Vermögen der Frau 
auf den Namen der Frau angelegt und dieſe dadurch ſcheinbar zur Gläubigerin 
der Schuldſcheine und Hypotheken gemacht hat, kommt im Verhältnis zwiſchen 
den Eheleuten keine Bedeutung zu, er berechtigt die Frau nicht, Rechnung⸗ 
legung über die Einkünfte ihres Vermögens zu verlangen, ſowenig wie er 
den Mann hierzu verpflichtet. Es bleibt deswegen bei der geſetzlichen Vor— 
ſchrift, wonach der Mann zur Rechnunglegung lediglich hinſichtlich des Stammes 
des Vermögens verpflichtet iſt. — — — Wieviel der Mann tatſächlich heraus- 
zugeben haben wird, iſt erſt im zweiten Abſchnitt des Verfahrens feſtzuſtellen, 
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wobei namentlich zu berückſichtigen ſein wird, was die Frau etwa ſchon be⸗ 
kommen hat. 

Die Klägerin verlangt auch noch Rechnunglegung über das, was ſie ihrem 
Mann aus dem Ertrage eines von ihr ſelbſtändig betriebenen Berufs zur Ver⸗ 
waltung überlaſſen haben will, von 1904 bis 1912 angeblich 4500 6. Be⸗ 
klagter gibt überhaupt nur zu, 500 % erhalten zu haben. Klägerin müßte 
demnach den Beweis liefern, daß ſie den von ihr behaupteten Betrag ihrem 
Mann überhaupt übergeben und weiter, daß ſie ihm dieſen Betrag zur Ver⸗ 
waltung überlaſſen, nicht etwa ihn gemäß § 1427 Abſ. 2 BGB. zur Beſtreitung 
des ehelichen Aufwandes beigeſteuert habe. Das Ber.⸗Gericht iſt der Anſchauung, 
daß es ſich bei dieſen etwaigen Leiſtungen der Frau nur um die Erfüllung 
der ihr geſetzlich obliegenden Beitragspflicht, nicht um die Überlaffung eines 
Vermögens zur Verwaltung gehandelt hat, ſo daß eine Rechenſchaftsleiſtung 
des Mannes hierwegen nicht in Frage kommt. — — — 

Es konnte deswegen das den Beklagten in viel weiterem Umfang zur 
Rechnunglegung verurteilende Erkenntnis des Landgerichts nur inſoweit 
aufrechterhalten werden, als es den Beklagten dazu verurteilt, der Klägerin 
über das ſeiner Verwaltung überlaſſene Vermögen Rechnung zu legen. So⸗ 
weit der Anſpruch der Klägerin und die Verurteilung durch das Landgericht 
dieſes Maß überſchreitet, war das landgerichtliche Urteil aufzuheben und 
die Klage als unbegründet abzuweiſen. — — —“ 

Urteil des OLG. Bamberg (2. Sen.) v. 4. Mai 1915. L. 189/14. 

—ch— 


199. Seindfchaft eines von mehreren CTeſtamentsvollſtreckern gegen 
die übrigen als Entlaſſungsgrund. 
Vgl. 60 Nr. 78; 68 Nr. 177. 
BGB. $ 2227. 

Der Beſchwerdeführer, der gemeinſam mit ſeiner Mutter und ſeinem 
Bruder Teſtamentsvollſtrecker für den Nachlaß ſeines Vaters war, wurde 
auf Antrag der Mitvollſtrecker vom Nachlaßgericht wegen Unfähigkeit und wegen 
Verfeindung mit den Mitvollſtreckern aus dieſem Amt entlaſſen. Das Land- 
gericht erklärte dieſen zweiten Grund für gerechtfertigt, ohne zu dem erſten 
Stellung zu nehmen. Die weitere ſofortige Beſchwerde wurde zurückgewieſen. 
— Aus den Gründen: 

„Die Entlaſſung des Teſt.⸗Vollſtreckers ſoll einen Erſatz für das dem 
Geſchäftsherrn zuſtehende Widerrufsrecht (8 671 Abſ. 1 BGB.) gewähren 
(Motive 5, 224). Sie iſt deshalb für zuläſſig zu erachten, wenn Umſtände 
vorliegen, die den Erblaſſer, wenn er noch lebte, mutmaßlich zum Widerruf 
der Ernennung des erwählten Teſt.⸗Vollſtreckers veranlaßt haben würden, 
und die auch, objektiv betrachtet, dieſen Widerruf als im Intereſſe der Erben 
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oder ſonſt Beteiligten liegend erſcheinen laſſen. An dieſem in dem Beſchluſſe 
v. 11. Mai 1908 (KGJ. 36 A, 73) entwickelten Grundſatz iſt feſtzuhalten. Aus 
ihm ift in dem damals erörterten Fall hergeleitet worden, daß unter Um- 
ſtänden auch perſönliche Feindſchaft zwiſchen den Erben und dem Teſt.⸗Voll⸗ 
ſtrecker einen wichtigen Entlaſſungsgrund i. S. des § 2227 BGB. bilden könne. 

Es iſt nicht zu verkennen, daß die erwähnte Entſcheidung, ſoweit ſie eine 
Nutzanwendung des an die Spitze geſtellten Grundſatzes enthält, den vor⸗ 
liegenden Tatbeſtand nicht völlig deckt. Das Kammergericht hat Feindſchaft 
zwiſchen dem Teſt.⸗Vollſtrecker und den Erben als einen möglicherweiſe aus⸗ 
reichenden Entlaſſungsgrund anerkannt, weil es Fälle geben könne, in denen 
dieſe Feindſchaft das Verhältnis des Teſt.⸗Vollſtreckers zu den Erben ſo geſtaltet 
habe, daß beiden Teilen gegenſeitig ein Verkehr miteinander nicht mehr zu⸗ 
zumuten und jede Verſtändigung zwiſchen ihnen ausgeſchloſſen ſei. Der vor⸗ 
liegende Fall bietet die Eigenart, daß die Teſt.⸗Vollſtrecker nicht erbfremde 
Perſonen ſind, ſondern ſämtlich zueinander im Verhältnis von Miterben 
ſtehen. Auf die Notwendigkeit eines erträglichen Verhältniſſes zwiſchen 
Erben und Teſt.⸗Vollſtreckern kann deshalb die Entſcheidung jedenfalls dann, 
wenn es ſich um die Entlaſſung nur eines der zu Teſt.-Vollſtreckern ernannten 
Miterben handelt, nicht abgeſtellt werden, denn trotz ſeiner Entlaſſung würde 
dieſer Vollſtrecker in der Erbengemeinſchaft mit den andern Miterben und 
Vollſtreckern bleiben. Die in der Feindſchaft zwiſchen Erben und Teſt.⸗Voll⸗ 
ſtreckern denkbar liegende Gefahr für die Nachlaßbeteiligten würde alſo trotz 
Entlaſſung des einen Miterben aus dem Vollſtreckeramt fortdauern. 

Die Entſcheidung hängt hier davon ab, ob unter Umſtänden auch Feind— 
ſchaft unter mehreren Teſt.⸗Vollſtreckern einen Entlaſſungsgrund i. S. des 
8 2227 BGB. bilden könne. Dieſe Frage war zu bejahen. Allerdings rechnet 
das Geſetz mit Meinungsverſchiedenheiten unter mehreren Teſt.⸗Vollſtreckern. 
Der $ 2224 Abſ. 1 Satz 1 BGB. überträgt für einen ſolchen Fall die Entſchei⸗ 
dung dem Nachlaßgericht. Abgeſehen davon aber, daß die Feindſchaft einen 
ſolchen Grad erreicht haben kann, daß von ſachlichen Meinungsverſchieden⸗ 
heiten, auf die ſich § 2224 Abſ. 1 Satz 1 BGB. bezieht, überhaupt nicht mehr 
geſprochen werden kann, kommt in Betracht, daß die Entſcheidungen des 
Nachlaßgerichts bei Meinungsverſchiedenheiten über die Vornahme eines 
Rechtsgeſchäfts nach 88 82 Abſ. 2, 53. 60° FGG. erſt mit der Rechtskraft 
wirkſam werden, eine Häufung in der Anrufung des Nachlaßgerichts alſo 
zu einer mit den Intereſſen der Erben und etwaigen andern Nachlaßbeteiligten 
nicht vereinbarlichen Hemmung der ordnungmäßigen Verwaltung des Nach- 
laſſes führen kann. Bei der Entſcheidung über die Entlaſſung wird unter 
Umſtänden die Auffaſſung gerechtfertigt ſein, daß nach der objektiven Sach⸗ 
lage und dem mutmaßlichen Willen des Erblaſſers nur durch Entlaſſung aller 
ſtreitenden Vollſtrecker ein ſachgemäßer Zuſtand hergeſtellt werden könne. 
Das Nachlaßgericht kann jedoch auch unter Bewertung des Intereſſes der 
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Nachlaßbeteiligten an der Fortdauer der Verwaltungstätigkeit der einzelnen 
Vollſtrecker und unter Berückſichtigung der Art und des Umfangs der Feind⸗ 
ſchaftsbetätigung durch ſie zu dem Ergebniſſe gelangen, daß die Entlaſſung 
nur eines oder einzelner Vollſtrecker geboten ſei. 

Dies trifft auch dann zu, wenn die mehreren Teſt.⸗Vollſtrecker Miterben 
ſind. Denn wenn auch, wie erwähnt, die Entlaſſung aus dem Vollſtreckeramt 
die aus dem Miterbenrechte ſich ergebenden Beziehungen nicht berührt, und 
wenn ferner auch ein Entlaſſungsgrund in der Feindſchaft zwiſchen Erben und 
Vollſtreckern gefunden werden kann, ſo iſt es doch nicht ausgeſchloſſen, die 
Gefahrenquelle gerade darin zu finden, daß einer der Miterben in der Eigen⸗ 
ſchaft als Teſt.⸗Vollſtrecker an der Verwaltung des Nachlaſſes teilnimmt und 
ſich gegenüber den andern Teſt.⸗Vollſtreckern nicht nur in der Stellung be⸗ 
findet, die das Geſetz dem Erben im Verhältnis zum Teſt.⸗Vollſtrecker gibt.“ 

Beſchluß des KG. zu Berlin v. 8. Jan. 1914. RIA. 14, 25. 


200. Friſtloſe, vom Geſchäftsherrn verſchuldete Kündigung des auf 
unbeſtimmte Seit angeſtellten Handlungsgehülfen; Dauer feines 
Gehaltsanſpruchs. Berechnung der Kündigungsfrift, wenn dieſe mit 
einem inländiſchen Feiertage beginnt und die Kündigung aus dem 
Auslande kommt. 
HGB. 88 66. 70 Abſ. 2; BGB. 5 628. — BGB. 35 130. 193. 


Der Kläger, der als Handlungsgehülfe bei dem Beklagten angeſtellt 
war, hatte das Dienſtverhältnis am 20. Nov. 1913 friſtlos gekündigt. Es ſteht 
rechtskräftig feſt, daß dieſe Kündigung durch vertragwidriges Verhalten des 
Beklagten veranlaßt worden war und daß der Beklagte dem Kläger zum Erſatz 
des durch die vorzeitige Aufhebung des Dienſtverhältniſſes entſtandenen 
Schadens verpflichtet iſt. Der Kläger forderte u. a. das vereinbarte Gehalt 
bis Ende März 1914, das ihm jedoch in 2. Inſtanz nur für die Zeit bis Ende 
1913 zugeſprochen wurde. Aus den Gründen des Ber.⸗Urteils: | 

„Mit Unrecht glaubt der Kläger, Gehaltsanſprüche über den 31. Dez. 
1913 hinaus geltend machen zu können. Der zu Unrecht entlaſſene Handlungs⸗ 
gehülfe oder der Handlungsgehülfe, der ſeinerſeits den Dienſtvertrag wegen 
vertragwidrigen Verhaltens des Dienſtherrn mit Recht auflöſt, kann Gehalt 
ſtets nur bis zu dem Tage fordern, auf den — bei Verträgen von unbeſtimmter 
Dauer — zuerſt mit geſetzlicher Kündigungsfriſt hätte gekündigt werden 
können. Eine Erſatzberechtigung damit begründen zu wollen, daß es dem Ent⸗ 
laſſenen oder berechtigterweiſe Kündigenden auch über dieſen Zeitpunkt 
hinaus nicht möglich geweſen ſei, Stellung oder Verdienſt zu erlangen, erſcheint 
um deswillen unzuläſſig, weil mit Ablauf des oben gekennzeichneten Zeit⸗ 
raums der urſächliche Zuſammenhang zwiſchen der Vertragwidrigkeit und 
dem dadurch erwachſenen Schaden beendigt iſt. Auch bei rechtzeitiger (geſetz⸗ 
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licher) Kündigung wäre der Kläger in die gleiche Lage gekommen. Er kann 
daher die Stellungloſigkeit oder den Mangel an Verdienſt nach dem 1. Jan. 
1913 nicht als Folge des vertragwidrigen Verhaltens des Beklagten anſprechen. 
Der Hinweis des Klägers auf die Tatſache, daß der Beklagte ſeinerſeits nicht 
gekündigt habe, iſt ſchon nach dem Geſagten unſchlüſſig. Der Kläger überſieht 
überdies, daß durch ſeine berechtigte Kündigung der Dienſtvertrag ſofort auf⸗ 
gelöſt worden und für eine nachfolgende Kündigung des Beklagten überhaupt 
kein Raum mehr war. 

Dem Beklagten iſt aber auch darin beizupflichten, daß der erſte Termin, 
auf den der Vertrag bei Einhaltung der in $ 66 HGB. feſtgeſetzten Friſt hätte 
gekündigt werden können, nicht der 31. März 1914, ſondern der 31. Dez. 
1913 war. Denn da der 19. Nov. 1913 auf den Bußtag, einen in Hamburg 
ſtaatlich anerkannten allgemeinen Feiertag fiel, jo konnte noch mit Wirkſam⸗ 
keit auf den 31. Dez. gekündigt werden (BGB. § 193; vgl. Staub HGB. 
8 66 Anm. 11). Nun iſt allerdings die Kündigung des Klägers am 20. Nov. 
durch Telegramm von Galatz in Rumänien aus erfolgt. Aber um deswillen 
kann Galatz nicht als Erklärungsort i. S. des 8 193 BGB. angeſehen werden. 
Der Dienſtvertrag war in Hamburg mit dem hier anſäſſigen Dienſtherrn 
geſchloſſen worden. Die Kündigung hatte daher hier zu erfolgen und mußte 
jedenfalls, um wirkſam zu werden, in Hamburg ihm zugehen (BGB. § 130). 
Es kann nicht angenommen werden, daß die Kündigungsfriſt nach 8 193 BGB. 
je nach dem Ort, an welchem ſich der Reiſende zufällig am Kündigungstage 
aufhält, verſchieden bemeſſen werden müſſe. Aber ſelbſt dann, wenn man 
abweichend hiervon als Erklärungsort unter Abweſenden denjenigen Ort 
anzuſehen hätte, von welchem die Kündigung abgeſandt wird, würde doch 
das Ergebnis kein andres ſein. Es kommt nicht weſentlich auf die Kündigung 
des Klägers an. Es genügt, wenn zu der Zeit, in welcher er gekündigt hat, 
der Vertrag überhaupt, d. h. auch von dem Beklagten noch auf den 31. Dez. 
gekündigt werden konnte. Dies iſt aber der Fall, wenn man für den Beklagten 
Hamburg, den Abgangsort der etwaigen Kündigung, als Erklärungsort gemäß 
8193 BGB. anzuſehen hat. — —“ 

Urteil des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) v. 9. März 1915 in der Hamb. 

Sache G. (Kl.) w. L. Bf. VI. 18/15. A- d. 


201. Geſellſchaft m. b. F.; auch gegenüber einem Rechtsnachfolger 
der Geſellſchaft kann nicht gegen die Stammeinlage aufgerechnet 
werden. Tilgung durch Verrechnung d 
Vgl. 66 Nr. 74; 67 Nr. 161. 

GmbHG. 8 19 Abſ. 2; BGB. $ 782. 

Der Beklagte war an der Geſellſchaft m. b. H. Großfarm und Faktorei 
Kamerun⸗Hochland in H. mit einer Stammeinlage von 75000 beteiligt, 
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auf die er 66850. f eingezahlt hatte. Die reſtlichen 8150 % ließen die Kläger, 
die eine vollſtreckbare Forderung gegen die Geſellſchaft hatten, am 13. Okt. 
1910 pfänden und ſich zur Einziehung überweiſen. Am 31. desſ. Mts. wurde 
über das Vermögen der Geſellſchaft der Konkurs eröffnet. Der Konkursver⸗ 
walter forderte die Geſellſchafter unterm 18. Jan. 1911 auf, die rückſtändigen 
Einlagen einzuzahlen. Gegenüber der Klage auf Zahlung von 8150 „/ nebſt 
4% Zinſen vom 18. Jan. 1911 berief ſich der Beklagte auf Gegenforderungen, 
da er im Jahre 1910 Vieh und landwirtſchaftliche Maſchinen, die zum Trans⸗ 
port nach Kamerun beſtimmt waren, für die Geſellſchaft aufgekauft und das 
Vieh gefüttert hatte. Er behauptete, dieſe Gegenforderungen unter Zu- 
ſtimmung des Geſchäftsführers Sch. mit ſeinem Einlagereſt verrechnet zu 
haben: hülfsweiſe erklärte er die Aufrechnung im Prozeß. — Die Einrede 
wurde in allen Inſtanzen verworfen. Aus den Gründen des Rev.⸗Urteils: 

„Die Möglichkeit, den Anſpruch einer Geſellſchaft m. b. H. auf Einzahlung 
der Stammeinlagen abzutreten oder zu pfänden, wird von der Rechtſprechung 
des Reichsgerichts anerkannt (vgl. Entſch. 36, 113; 76, 434 — in SeuffA. 67 
Nr. 161). Die Reviſion will dieſe Möglichkeit auch nicht bezweifeln, iſt aber 
der Meinung, daß der Einzahlungsanſpruch in der Hand eines Zeſſionars 
oder Pfändungsgläubigers einen von ſeiner ſonſtigen Natur abweichenden 
Charakter annehme und daß namentlich das Verbot der Aufrechnung ($ 19 
Abi. 2 GmbHG.) allein zugunſten der Geſellſchaft ſelbſt wirke. Unter Berufung 
auf Hachenburg (in Staubs Komm. zum GmbHG.“ § 19 Anm. 33 ff.) hat fie 
ausgeführt, das Aufrechnungsverbot falle mit dem Grunde, auf dem es beruhe. 
Gegenüber Zeſſionaren oder Pfändungsgläubigern ſei von Erhaltung des 
Stammkapitals nicht mehr die Rede. Nur dann rechtfertige ſich eine andre 
Beurteilung, wenn eine Umgehung des Geſetzes vorliege, wenn alſo z. B. die 
Pfändung im Einverſtändnis mit dem Geſellſchafter lediglich zu dem Zweck 
vorgenommen ſei, damit dieſer mit ſeiner Gegenforderung gegen die Geſell⸗ 
ſchaft aufrechne. 

Der Anſicht der Reviſion läßt ſich nicht beitreten. Es iſt willkürlich, in 
dem dem Aufrechnungsverbot entſprechenden Vorzug ein perſönliches Recht 
der Geſellſchaft zu erblicken. Vielmehr handelt es ſich um eine der Forderung 
als ſolcher anklebende, ihren Wert ſteigernde Eigenſchaft, die naturgemäß 
auf einen neuen Gläubiger mitübergeht und auch dem Pfändungsgläubiger, 
der einzugsberechtigt iſt, zugute kommt. Der Grund des Geſetzes iſt durchaus 
nicht weggefallen. Müßte man den Schutz des Stammkapitals dahin ver⸗ 
ſtehen, daß die Einlagen unter allen Umſtänden bar in die Verfügungsmacht 
der Geſellſchaft gelangen, die zu zahlenden Gelder ihr Eigentum werden 
ſollten, ſo dürfte die Abtretung der Einlageforderungen überhaupt nicht zu⸗ 
gelaſſen werden. Auf den Eigentumserwerb iſt aber kein ausſchlaggebendes 
Gewicht zu legen, zumal die erworbenen Gelder doch ſofort dem Zugriff der 
Gläubiger ausgeſetzt ſind. Anderſeits kommt es für die Geſellſchaft nicht nur 
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auf die Beſchaffung von Betriebsmitteln an, ſondern ebenſo wichtig iſt die 
Bezahlung der Schulden. Vor allem ſoll das Vertrauen der Gläubiger ge- 
ſchützt werden, die bei ihrem Entſchluß, der Geſellſchaft Kredit zu geben, die 
ausſtehenden Einlageforderungen in Betracht zu ziehen pflegen, ja vielleicht 
gerade durch die Rückſicht auf das Aufrechnungsverbot geleitet ſind. Dieſes 
Vertrauen würde getäuſcht werden, wenn ſich die gepfändeten Forderungen 
infolge von Aufrechnungen mit Gegenanſprüchen gegen die Geſellſchaft in 
Luft auflöſen könnten. Daß ein Geſellſchafter, deſſen Einlageſchuld gepfändet 
iſt, mit einem unmittelbar gegen den Pfändungsgläubiger gerichteten An⸗ 
ſpruch aufrechnen darf, hat hiermit nichts zu tun. Einer jo begründeten Auf- 
rechnung ſteht die Eigenart der gepfändeten Forderung nicht entgegen; auch 
bleibt es in ſolchem Falle dabei, daß der Gläubiger — wenn auch oft anders 
als er es ſich gewünſcht hat — wegen ſeiner Forderung gegen die Geſellſchaft 
befriedigt wird. Nur ſoweit der Gegenanſpruch des Geſellſchafters die Geſell— 
ſchaft zur Schuldnerin hat, greift das Aufrechnungsverbot des § 19 Abſ. 2 
GmbHG. Platz. Inſoweit muß es aber auch gleichgültig ſein, ob die Einlage⸗ 
forderung durch die Geſellſchaft ſelbſt oder durch einen Zeſſionar oder Pfand⸗ 
gläubiger geltend gemacht wird. Eine Unterſcheidung in dieſer Richtung 
würde den Zwecken des Geſetzes zuwiderlaufen. 

Hiernach war ſchlüſſig nur der Einwand des Beklagten, er habe die Gegen⸗ 
forderung, die ihm aus Lieferungen und Aufwendungen für die Großfarm⸗ 
geſellſchaft erwachſen war, durch wirkſamen Vertrag mit dem Geſchäftsführer 
Sch. verrechnet. Indes ſind die Vorausſetzungen der Einlagetilgung ohne 
Rechtsirrtum verneint worden. 

Wie das Ber.⸗Gericht feſtſtellt, hat der Beklagte bei der erwähnten Zu⸗ 
ſammenkunft auf Drängen Sch.s eine größere Summe auf die Einlageſchuld 
abbezahlt, zugleich aber erklärt, wegen des Reſtes verlange er Aufrechnung 
mit ſeinen Forderungen aus dem Ankauf von Vieh. Dabei hat er dem Sch. 
einen Zettel übergeben, auf welchem ſeine Gegenpoſten verzeichnet waren. 
Sch. hat die Aufrechnung zugeſagt, den Zettel aber erſt Ende September 
1910 an den Buchhalter C. weitergegeben, der daraufhin die Poſten dem Be- 
klagten gutgeſchrieben hat. Wenn bei dieſem Tatbeſtand das Oberlandes⸗ 
gericht der Anſicht iſt, daß die Überreichung der kurzen ſummariſchen Überficht 
ohne Beifügung von Belegen nicht genügt habe, ſo kann das nur gebilligt 
werden. Der § 19 Abſ. 2 Gmb G. ſpricht nicht von einſeitiger Aufrechnung, 
ſondern beſtimmt ſchlechthin: „Eine Aufrechnung können die Geſellſchafter 
nicht geltend machen“. Es iſt auch nicht richtig, daß die reichsgerichtliche Recht⸗ 
ſprechung vertragmäßige Aufrechnungen, ſofern nur die Gegenforderung 
vollwertig war, allgemein für wirkſam erklärt hätte. Lediglich fo viel iſt nach- 
gelaſſen worden, daß nicht unbedingt gezahlt und zurückgezahlt zu werden 
braucht. Wo die gegenſeitige Verrechnung ausſchließlich die Wirkung hat, 
ein zweckloſes Hin⸗ und Herſchieben von Geldſtücken zu erſparen, da und nur 
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da ſteht ſie der Barzahlung der Einlage gleich. Ein ſolcher Sachverhalt liegt 
aber nicht vor, wenn die Gegenforderung der Höhe nach nicht liquide iſt, viel⸗ 
mehr erſt geprüft und feſtgeſtellt werden muß. Ob die Parteien alsdann ihr 
Einverſtändnis wie ein Verſprechen künftiger Verrechnung auffaſſen oder 
ob ſie eine vorbehaltlich des Ergebniſſes der Prüfung ſofort vollzogene Auf⸗ 
rechnung im Sinne haben, macht keinen Unterſchied; die Einlageſchuld wird 
einſtweilen noch nicht getilgt. — — —“ 
Urteil des Reichsgerichts (2. Sen.) v. 20. Okt. 1914 in der preuß. Sache 
L. (Bkl.) w. L. u. Gen. (OLG. Kiel). II. 219/14. Auch in RGEntſch. 85 
Nr. 76 S. 351. 


202. Suſtändigkeit des Kaufmannsgerichts für die Einklagung des 
gepfändeten und überwieſenen Lohnanſpruchs eines Bandlungsge- 
hülfen.* Handlungsgehülfe oder Handlungsagent? 

*(Bgl. 69 Nr. 16.) 

KaufmGG. 38 1. 6; ZPO. $ 841. — 5. 38 59. 84. 

Die Klägerin (eine Trikotagenfabrik) hat einen dem Samuel W. in ſeiner 
Eigenſchaft als Reiſenden der verklagten Geſellſchaft m. b. H. gegen dieſe 
zuſtehenden Anſpruch auf Gehalt, Proviſion, Reiſeſpeſen ꝛc., alſo einen An⸗ 
ſpruch aus einer Tätigkeit des W. auf Grund eines Vertragsverhältniſſes 
zwiſchen ihm und der Beklagten, gepfändet und dieſen Anſpruch gemäß § 841 
ZPO. in der von ihr erhobenen Klage geltend gemacht. Beklagte beſitzt nach 
§ 13 GmbHG. Kaufmannseigenſchaft i. S. des §1 HGB. Samuel W. war 
zur Zeit der Pfändung und Klagerhebung Handlungsgehülfe der Beklagten 
i. S. des § 59 HGB., da er in deren Handelsgewerbe zur Leiſtung kauf⸗ 
männiſcher Dienſte gegen Entgelt angeſtellt war. Nach ſeinem Anſtellungs⸗ 
vertrage v. 3. Mai 1910 war W. als Geſchäftsreiſender für das von der Be⸗ 
klagten betriebene Verſandgeſchäft angeſtellt, hatte bei den den Warenumſatz 
betreffenden Geſchäften mitzuwirken und ſohin kaufmänniſche Dienſte im 
Handelsgewerbe der Beklagten zu leiſten. Er war nach dem Vertrage ver⸗ 
pflichtet, in jeder Beziehung den Weiſungen des Geſchäftsführers Folge zu 
leiſten, hatte ſeine volle Arbeitskraft in den Dienſt der Beklagten zu ſtellen, 
war nicht berechtigt, Geſchäfte für andre Firmen zu machen, ſondern befand 
ſich in einem ſtändigen Abhängigkeitsverhältniſſe zu der Beklagten und war 
an deren Vorſchriften gebunden. Er war auch gegen Entgelt zur Leiſtung der 
Dienſte angeſtellt. — — — W. ſtand alſo zu der Beklagten nicht in einem 
Vertragsverhältnis nach § 84. 92 HGB., da er nicht ſelbſtändig ein Handels⸗ 
gewerbe betrieben hat, ſondern bei ſeiner kaufmänniſchen Tätigkeit lediglich 
an die Vorſchriften der Beklagten gebunden war. Auch ſtand er nicht zu der 
Beklagten, wie der 1. Richter annimmt, im Verhältnis des Beauftragten nach 
§ 662 BGB., da er ſich nicht zur unentgeltlichen Beſorgung eines ihm von der 
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Beklagten übertragenen Geſchäfts verpflichtet hatte. Er leiſtete vielmehr 
Dienſte als Handlungsgehülfe i. S. des 859 HGB. Daß ſein Jahresarbeits⸗ 
verdienſt bei der Beklagten an Lohn den Betrag von 5000 , wie Klägerin 
behauptet, überſtiegen habe, iſt nicht bewieſen und nach Überzeugung des 
Gerichts nicht beweisbar. 

Es handelt ſich hiernach im vorliegenden Falle um die Entſcheidung 
einer Streitigkeit aus dem Dienſtverhältniſſe zwiſchen einem Kaufmann und 
ſeinem Handlungsgehülfen. Zur Entſcheidung ſolcher Streitigkeiten iſt das 
Kaufmannsgericht zuſtändig. Da es ſich nach 86 KaufmGG. um einen aus 
ſchließlichen Gerichtsſtand handelt, iſt gemäß § 40 ZPO. eine ſtillſchweigende 
oder ausdrückliche Vereinbarung hinſichtlich der Zuſtändigkeit unzuläſſig. 
Ohne Belang iſt es, ob es ſich um die Zuſtändigkeit eines ordentlichen Gerichts 
oder eines Sondergerichts handelt. Die Zuſtändigkeit des Kaufmannsgerichts 
bleibt auch dann gegeben, wenn der ſtreitige Anſpruch vor oder nach Erhebung 
der Klage auf einen Rechtsnachfolger übergegangen iſt, was aus der Faſſung 
des $1 KaufmGG. unzweideutig hervorgeht, und zwar gilt dies nicht nur 
von geſetzlichen Rechtsnachfolgern, ſondern auch von Rechtsnachfolgern auf 
Grund eines Rechtsgeſchäfts oder einer Pfändung und Überweiſung. Es 
gehört deshalb auch die nach § 841 ZPO. erhobene Klage des Pfändungs⸗ 
gläubigers, ſofern das zugrunde liegende Rechtsgeſchäft unter die Beſtimmung 
des § 1 Kaufm. fällt, zur Zuſtändigkeit des Kaufmannsgerichts. 

Die Zuſtändigkeit des angegangenen Gerichts iſt von Amts wegen in 
jeder Lage des Rechtsſtreits und zwar auch in der Ber.-Inſtanz zu prüfen. 
Die Klage war deshalb wegen Unzuſtändigkeit des Landgerichts abzuweiſen. 
Daß das Landgericht ſie aus andern Gründen abgewieſen hat, ſteht der Zurück— 
weiſung der Berufung nicht entgegen. 

Urteil des OLG. München (2. Sen.) v. 16. Jan. 1915 i. S. W. w. Südd. 

Verſandhaus. I. 980/11. P. 


II. Verfahren. 


203. Gerichtsſtand des 8352 SPO. für Klagen aus Patentverletzungen 
auf Schadenerſatz und zugleich Unterlaſſung. 
Vgl. 63 Nr. 122; 69 Nr. 17; auch 66 Nr. 217. 
3 PO. $ 32; PatG. 88 4. 35. 

Die Klägerin klagte mit dem Antrage, feſtzuſtellen, daß ihre Schallplatten 
das Patent der Beklagten nicht verletzten, ferner daß ihr die Beklagte die Her— 
ſtellung und den Vertrieb der Platten nicht unterſagen dürfe. Das Landgericht 
verwarf durch das angefochtene Zwiſchenurteil die Einrede der Unzuſtändig— 
keit. In der Ber.⸗Inſtanz erledigte ſich der Rechtsſtreit zur Hauptſache. Jede 
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Partei beantragte nun, dem Gegner die Koſten aufzuerlegen. Das Ber.⸗Gericht 
verurteilte die Beklagte zu den Koſten. Aus den Gründen: 

„Der Gerichtsſtand für die Feſtſtellungsklage richtet ſich nach dem Rechts⸗ 
verhältnis, deſſen Beſtehen oder Nichtbeſtehen feſtgeſtellt werden ſoll. Für die 
verneinende Feſtſtellungsklage iſt das Gericht zuſtändig, vor dem der Be⸗ 
klagte die Anſprüche, die verneint werden, geltend machen könnte. Der Scha⸗ 
denerſatzanſpruch, der der Klägerin brieflich angekündigt wurde, ließ ſich 
nach $ 35 PatG. nur auf die Behauptung gründen, die Klägerin habe wiſſent⸗ 
lich oder aus grober Fahrläſſigkeit das Patent der Beklagten benutzt. Die 
Klägerin beruft ſich daher mit Recht darauf, daß dieſe Behauptung in dem von 
einem Anwalt ausgehenden Schreiben ſtillſchweigend aufgeſtellt ſei. Der Scha⸗ 
denerſatzanſpruch iſt dann auf eine unerlaubte Handlung geſtützt und die Zu⸗ 
ſtändigkeit des angerufenen Gerichts jedenfalls inſoweit nach 8 32 ZPO. be- 
gründet, als das Nichtbeſtehen des Schadenerſatzanſpruchs feſtgeſtellt werden ſoll. 

Zweifelhafter erſcheint dies hinſichtlich des Unterlaſſungsanſpruchs. 
Die Unterlaſſungsklage erfordert zu ihrer Begründung keine unerlaubte 
Handlung. Der dem Gegenſtande nach (objektiv) rechtswidrige Eingriff in 
das jedem gegenüber, abſolut, geſchützte Patentrecht genügt, um die (nega⸗ 
toriſche) Abwehrklage zu begründen (vgl. §8 12. 862. 1004 BGB.). Für dieſe 
Klage iſt der Gerichtsſtand der unerlaubten Handlung nicht gegeben. Man hat 
verſucht, ihn für den Fall, daß die Abwehrklage mit der Schadenerſatzklage 
verbunden iſt, mit prozeſſualen Erwägungen aus dieſer Verbindung herzu⸗ 
ſtellen (vgl. RGEntſch. 24, 395). Bei der Vorſchrift des § 260 ZPO. erſcheint 
dieſe Annahme bedenklich. Die Zuſtändigkeit aus 8 32 ZPO. läßt ſich jedoch 
in jenem Fall damit rechtfertigen, daß durch die Verbindung die Abwehr⸗ 
klage zugleich auf einen weiteren Klagegrund geſtützt wird. Rechtslehre und 
Rechtſprechung erkennen an, daß auf Unterlaſſung auch dann geklagt werden 
kann, wenn zu befürchten iſt, die Rechtsverletzung durch eine unerlaubte 
Handlung und ihre ſchädigenden Folgen würde ſich auch in Zukunft wieder⸗ 
holen. Dadurch, daß ſich die Handlung zu erneuern droht, iſt ein den Verletzten 
ſtörender Dauerzuſtand geſchaffen. Soll dem gegenüber der Zuſtand wieder⸗ 
hergeſtellt werden, der ohne die unerlaubte Handlung beſtehen würde (§ 249 
BGB.), ſo muß der Geſchädigte den Gegner zwingen können, die Störung 
in Zukunft zu unterlaſſen. Nach ihrer rechtlichen Grundlage iſt dieſe Klage 
überall gegeben, wo eine Schadenerſatzpflicht aus einer vorausſichtlich wieder⸗ 
kehrenden unerlaubten Handlung beſteht, und ſie wird auch nicht dadurch 
ausgeſchloſſen, daß ein andrer Klagegrund zum gleichen Ziele führen kann; 

vgl. Urtt. d. RG. v. 14. Dez. 1912 in MarkSch. u. Wettb. 1912, 573 u. v. 25. Okt. 1913 

im Recht 1914 Nr. 42: negatoriſche Unterlaſſungsklage gegen den Verbreiter einer 

unter $ 824 BGB. fallenden Behauptung, wenn lediglich die Unwahrheit der Be⸗ 

hauptung feſtſteht; RGeEntſch. 78, 257: deliktiſche Unterlaſſungsklage im Gerichts- 
ſtande des § 32 ZPO, wenn vorſätzliche Ehrverletzung behauptet wird. 
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Der durch vorſätzlichen oder grobfahrläſſigen Eingriff in ſein Patent Geſchädigte 
kann demnach, da hier die. Wiederholungsgefahr durch den Gewerbebetrieb 
regelmäßig gegeben iſt, ſeine Unterlaſſungsklage auch auf den Tatbeſtand 
der unerlaubten Handlung ſtützen und aus dieſem Klagegrunde in dem beſon⸗ 
deren Gerichtsſtande des $ 32 ZPO. klagen.“ 

Urteil des OLG. zu Celle (4. Sen.) v. 17. April 1915 i. S. D. Grammoph.⸗ 

Akt.⸗Geſ. w. Verein. Schallpl.⸗Werke Janus⸗Minerva. 6 U. 316/14. 

„„ L-t. 
204. Ein anhängiger Scheidungsprozeß begründet nicht die Einrede 
der Rechtshängigkeit gegen eine Klage auf Herftellung der 
Ehegemeinſchaft. 
(Vgl. 49 Nr. 290 m. N.) 
ZPO. 88 2631. 615; BGB. 8d 1353. 1564. 

Der Kläger klagte gegen ſeine Ehefrau im Mai 1914 bei dem Landgericht 
in H. auf Herſtellung der häuslichen Gemeinſchaft, nachdem er ſelbſt auf deren 
Klage durch Urteil v. 3. März 1913 verurteilt worden war, die häusliche 
Gemeinſchaft mit ihr wiederherzuſtellen. Vor der Erhebung ſeiner Herſtellungs⸗ 
klage hatte die Beklagte gegen ihn bei dem Landgericht in A. auch auf Ehe⸗ 
ſcheidung wegen böslichen Verlaſſens Klage erhoben. Die Beklagte erhob 
mit dem Hinweis auf dieſen anhängigen Scheidungsprozeß die Einrede der 
Rechtshängigkeit und verweigerte die Verhandlung zur Hauptſache. — Das 
Landgericht wies durch Zwiſchenurteil die Einrede zurück, das Oberlandes⸗ 
gericht gab ihr ſtatt und wies die Klage ab. Das Reichsgericht ſtellte das 
1. Urteil wieder her. Gründe: 

„Der Einwand der Rechtshängigkeit iſt nach $ 263 Nr. 1 ZPO. nur be⸗ 
gründet, wenn dieſelbe Streitſache bereits anderweit anhängig iſt. Daß dieſe 
Vorausſetzung im gegebenen Fall nicht zutrifft, erkennt in Übereinſtimmung 
mit dem Landgericht auch das Ber.⸗Gericht mit Recht an. Denn wenn auch 
die Scheidungsklage und die Klage auf Herſtellung der häuslichen Gemein⸗ 
ſchaft dasſelbe Rechtsverhältnis, nämlich das Beſtehen der Ehe zur Voraus⸗ 
ſetzung haben, iſt doch der Rechtsgrund beider Klagen voneinander verſchieden 
und ihr Ziel einander entgegengeſetzt. Dort bildet die innere Zerrüttung 
des ehelichen Verhältniſſes, hier deren Verneinung den Klagegrund; dort 
handelt es ſich um die Löſung, hier um die Verwirklichung der ehelichen Lebens— 
gemeinſchaft. Wenn nun auch dieſelben Geſetzesvorſchriften, die einen 
Zwang zur Vereinheitlichung aller gleichzeitig auf die Löſung des ehelichen 
Bandes gerichteten Klagen in demſelben Prozeßverfahren begründen, dahin 
führen müſſen, die Vorausſetzungen für die Erhebung der Rechtshängigkeits⸗ 
einrede im Vergleich zu § 263 Nr. 1 zu erweitern, derart, daß die Anhängig⸗ 
keit einer Anfechtungsklage den Einwand der Rechtshängigkeit auch gegenüber 
einer ſpäter erhobenen Scheidungsklage begründet und umgekehrt, ſo läßt 
ſich dieſer Grundſatz in Ermangelung irgendwelcher geſetzlichen Anhaltspunkte 
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doch nicht auch weiter noch auf ſolche Fälle ausdehnen, in denen es ſich in dem 
einen Prozeſſe um die Verwirklichung der Ehe durch Herſtellung der ehelichen 
Gemeinſchaft, in dem andern dagegen um die Löſung der Ehe handelt. Denn 
für ſolche Fälle beſteht zwar nach § 614 die Möglichkeit, nicht aber zugleich 
ein aus § 616 ZPO. abzuleitender Zwang zur Verbindung der beiden Klagen 
miteinander in demſelben Prozeſſe. Erwägungen rechtspolitiſcher Art, die 
einen Zwang zur Vereinheitlichung des Verfahrens und der Sachentſcheidung 
auch unter ſolchen Vorausſetzungen wünſchenswert erſcheinen laſſen, können 
um ſo weniger von ausſchlaggebender Bedeutung ſein, als eine Ausdehnung 
der Vorſchriften des § 616, wie auch der Ber.⸗Richter erwähnt, auf den Fall 
der Abweiſung einer Herſtellungsklage im Gegenſatz zu § 553 des Regierungs⸗ 
entwurfs ſchon in der urſprünglichen Geſetzesfaſſung abgelehnt worden iſt 
(Hahn Mat. zur ZPO. 2, 1052) und auch das Geſetz v. 17. Mai 1898 (RGBl. 
256) ſowie alle ſpäteren, die Anderung der Zivilprozeßordnung betreffenden 
Geſetze es hierbei belaſſen haben. Es mag ſein, daß vorliegendenfalls über die 
Frage, ob die Beklagte berechtigt ſei, die Eheſcheidung zu verlangen, unter 
Umſtänden nicht nur von dem unmittelbar mit der Eheſcheidung befaßten 
Landgericht in A., ſondern auch von dem mit der Herſtellungsklage befaßten 
Landgericht in H. gemäß § 1353 Ab]. 2 Satz 2 BGB. zu entſcheiden fein wird, 
und auch die Möglichkeit läßt ſich nicht in Abrede ſtellen, daß die Entſcheidung 
des einen Gerichts von der des andern hierin abweichen könnte. Derartigen 
Unzuträglichkeiten, die in gleicher Weiſe auch in andern Fällen hervortreten 
können, durch die Geſtaltung der Rechtsverfolgung und des gerichtlichen Ver⸗ 
fahrens Rechnung zu tragen, iſt aber, ſoweit wie hier ein beſtimmter Wille 
der Geſetzgebung in der Geſetzesfaſſung ſelbſt ihren Ausdruck gefunden hat, 
nicht Aufgabe einer normbildenden Rechtſprechung. Wenn ferner in dem vor⸗ 
liegendenfalls früher anhängig gewordenen Scheidungsprozeſſe ein dem Klage⸗ 
begehren der Ehefrau entſprechendes Scheidungsurteil ergeht und rechtskräftig 
wird, ſo hat dieſes wiederum nur im Bereich der künftigen Möglichkeit liegende 
Urteil allerdings die Wirkung, daß damit zugleich der Anſpruch des hier 
klagenden Ehemannes auf Herſtellung der häuslichen Gemeinſchaft hinfällig 
wird. Die Möglichkeit einer derartigen ſpäteren Erledigung des Klagebegehrens 
ſchließt jedoch nicht die prozeßrechtliche Befugnis des Ehemanns aus, trotz der 
gegen ihn anhängigen Scheidungsklage bei dem Gericht, das er für das au 
ſchließlich zuſtändige hält, auf eheliche Folge für die Dauer der Ehe zu klagen 
und hier bei dem H.er, wie dort bei dem A. er Gericht ſich auf den Standpunkt 
zu ſtellen, daß das Scheidungsbegehren der Ehefrau unbegründet ſei. 
Demnach mußte unter Aufhebung des Ber.⸗Urteils auf Wiederher⸗ 
ſtellung des landgerichtlichen Urteils erkannt werden.“ 
Urteil des Reichsgerichts (4. Sen.) v. 15. Febr. 1915 in der Hamb. Sache 
G. (Kl.) w. Frau G. (OLG. Hamburg). IV. 619/14. B. 
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205. Unzuläſſige Klagänderung zwiſchen Eigentumsfeſtſtellung, Wider- 
ſpruch gegen die Zw.-Vollſtreckung und Herausgabe des Eigentums. 


BRD. 58 264. 268. 256. 771; BGB. $ 985. 


Auf Grund des Vorbringens, ſie habe die in der Klaganlage aufgeführten 
Rauchwaren unter Vorbehalt ihres Eigentumsrechts der Firma S. H. in C. 
in Kommiſſion gegeben, die ſie ihrem Agenten L. in Mailand zum Vertriebe 
überſandt habe, die Beklagte habe ſie dort auf Grund eines vor einem deut⸗ 
ſchen Gericht erwirkten Arreſtbefehls durch das italieniſche Gericht beſchlag— 
nahmen laſſen und verweigere die Anerkennung des ihr daran zuſtehenden 
Eigentumsrechts, hatte die Klägerin zunächſt auf Feſtſtellung, daß die Rauch⸗ 
waren ihr Eigentum ſeien, geklagt. Nachdem von der Beklagten das Vor⸗ 
liegen des Feſtſtellungsintereſſes beſtritten worden war, hatte ſie unter Auf⸗ 
ſtellung der weiteren Behauptung, daß die Waren im unberechtigten Beſitze 
der Beklagten in Mailand ſeien, verlangt, daß dieſe verurteilt werde, in Heraus⸗ 
gabe der Waren zu willigen. In Beachtung des von der Beklagten ſofort 
erhobenen Einwandes der Klagänderung wies das Landgericht die Klage ab. 
Die Klägerin legte Berufung ein mit dem Hauptantrage, die Zw.⸗Vollſtreckung 
in die bei L. in Mailand lagernden Waren für unzuläſſig zu erklären; überdies 
beantragte ſie hülfsweiſe, die Beklagte zu verurteilen, in erſter Linie in die 
Aufhebung der Zw.⸗Vollſtreckung, in zweiter Linie in die Rückgabe der Waren 
durch den Verwalter in dem über das Vermögen der Firma S. H. eröffneten 
Konkurſe an ſie, die Klägerin, zu willigen, in letzter Linie die Waren an ſie 
herauszugeben. Die Klägerin erklärte, daß fie aus $ 771 ZPO. klage und ſuchte 
auszuführen, daß die Zuſtändigkeit des deutſchen Gerichts begründet ſei. 
Die Beklagte ſchützte wiederum Klagänderung vor und beſtritt das Eigentums⸗ 
recht der Klägerin an den Rauchwaren. — Die Berufung wurde zurück⸗ 
gewieſen aus folgenden Gründen: 

„Die Klage, wie ſie in der Klageſchrift und zunächſt auch in der münd⸗ 
lichen Verhandlung des 1. Rechtsgangs begründet worden iſt, ſtellt ſich als 
Feſtſtellungsklage i. S. von § 256 ZPO. dar. Daß die Klägerin keineswegs 
die Widerſpruchsklage des § 771 ZPO. hat erheben wollen und ſich nur im 
Antrage vergriffen hätte, ergibt ſich deutlich aus dem Gange der erſtinſtanz⸗ 
lichen Verhandlung. Die Beklagte hat nämlich gegenüber der Klage einge⸗ 
wendet, die Klägerin habe kein rechtliches Intereſſe an der begehrten Feſt⸗ 
ſtellung, denn dadurch erziele ſie noch nicht die Aufhebung der Beſchlagnahme; 
um dieſe zu beſeitigen, müſſe ſie die Widerſpruchsklage nach $ 771 ZPO. 
anſtellen, die in Mailand zu erheben ſei. Die Klägerin hat nun daraufhin 
nicht etwa erklärt, daß ihre Klage ja als Widerſpruchsklage gedacht ſei, ſondern 
hat die weitere Behauptung aufgeſtellt, daß die Waren im Beſitze der Be⸗ 
klagten ſeien, und einen auf Herausgabe der Waren abzielenden Klagantrag 
geſtellt. Augenſcheinlich iſt ſie damals ſelbſt der Meinung geweſen, daß die 
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Widerſpruchsklage gegen eine in Mailand erfolgte Beſchlagnahme nicht bei 
einem deutſchen Gericht erhoben werden könne, und hat es deshalb abſicht⸗ 
lich unterlaſſen, dieſe Klage anzuſtrengen. 

Durch die Stellung des neuen Hauptantrags und der erſten beiden Hülfs⸗ 
anträge iſt die Klägerin in der Ber.⸗Inſtanz zur Widerſpruchsklage nach 
8 771 38PO. übergegangen, denn fie erſtrebt damit die Beſeitigung der angeb⸗ 
lichen Zw.⸗Vollſtreckung. Das gilt insbeſondere auch hinſichtlich des zweiten 
Hülfsantrags: die Beklagte zu verurteilen, in die Rückgabe der Waren zu 
willigen; dieſe Einwilligung verlangt ſie ja aus keinem andern Grunde als 
dem, daß die Zw.⸗Vollſtreckung unzuläſſig jet, weil die beſchlagnahmten Waren 
ihr Eigentum feien (vgl. RGEntſch. 67, 310). Ihr Übergang von der Eigen⸗ 
tumsfeſtſtellungs⸗ zur Widerſpruchsklage ſtellt eine Klagänderung dar, die beim 
Widerſpruch der Gegnerin unzuläſſig iſt ($ 527 ZPO.). Allerdings ſind die 
Tatſachen, auf die ſich die Widerſpruchsklage gründet, alle ſchon in der Klage⸗ 
ſchrift behauptet worden, eine Anderung des Klagantrags bedeutet aber ſelbſt 
dann eine Klagänderung, wenn der Klagegrund unverändert bleibt, es ſei 
denn, daß es ſich um eine bloße Erweiterung oder Beſchränkung des Antrags 
handelte (vgl. $ 2682 ZPO.); ein ſolcher Ausnahmefall liegt jedoch nicht vor. 
Auch betreffs des letzten Hülfsantrags, die Beklagte zur Herausgabe der Waren 
zu verurteilen, ſchlägt der Einwand der Klagänderung durch. Inſoweit hat 
die Klägerin an die Stelle der urſprünglich erhobenen Eigentumsfeſtſtellungs⸗ 
klage die Leiſtungsklage des 8 985 BGB. geſetzt. Wenn nun auch der Übergang 
von der Feſtſtellungs⸗ zur Leiſtungsklage unter § 2682 ZPO. fällt und daher 
an ſich nicht als Klagänderung anzuſehen iſt, ſo gilt letzteres doch nur dann, 
wenn der Klagegrund unverändert bleibt. Daran fehlt es aber hier, denn die 
Klägerin hat zunächſt nur geltend gemacht, daß die Waren auf Antrag der 
Beklagten bei L. beſchlagnahmt worden ſeien, und die zur Begründung der 
Klage aus § 985 BGB. erforderliche Behauptung, daß ſie im Beſitze der 
Beklagten ſeien, erſt nachträglich im erſten Rechtsgang aufgeſtellt, worauf die 
Beklagte ſogleich Klagänderung vorgeſchützt hat. Durch die Zulaſſung dieſer 
Klagänderung wäre die Verteidigung der Beklagten weſentlich erſchwert 
worden, denn während ſie die Feſtſtellungsklage ſchon durch den Hinweis auf 
ihre prozeſſuale Unzuläſſigkeit zu Falle bringen konnte, hätte ſie gegenüber 
der Klage aus 8 985 BGB. ſich materiell auf die Behauptung, daß ſie im 
Beſitze der Waren ſei, einlaſſen müſſen, ihre Verteidigung würde alſo in eine 
ganz andere Richtung gedrängt worden ſein. 

Nach alledem war die Berufung zurückzuweiſen, ohne daß auf den Streit- 
ſtoff weiter eingegangen zu werden brauchte. — — —“ 

Urteil des OLG. zu Dresden (5. Sen.) v. 12. April 1915. 5 0. 280/14. 
Ch. 
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206. Der Gläubiger einer gegen ihn gepfändeten und zur Einziehung 
überwiefenen (Baugelö*-)Sorderung hat keinen Bereicherungs⸗ oder 
Schadensanſpruch gegen den Pfändungsgläubiger auf Herausgabe 
des eingezogenen Betrages“ “. 
Vgl. 57 Nr. 185. — Vgl. 66 Nr. 74 m. N.; 70 Nr. 164 m. N. 
3 PO. 38 836. 766; BGB. §8 812. 823. 

Der Beklagte hatte durch vollſtreckbare Urteile Forderungen von zuſammen 
9000 , nebſt Zinſen und Koſten gegen die Bauunternehmerin Ehefrau Z. 
erſtritten. Wegen dieſer Anſprüche wurde eine der Schuldnerin gegen die 
M.ſche Hyp.⸗ und Wechſelbank vertraggemäß zuſtehende Baugeldforderung 
für den Beklagten gepfändet und ihm zur Einziehung überwieſen. Die ge- 
nannte Bank zahlte an den Beklagten 9500 % aus. Nach Inhalt vollſtreck⸗ 
barer notarieller Urkunden ſtanden den Klägern Forderungen von zuſammen 
9602,30 % nebſt Zinſen gegen die Schuldnerin Frau Z. zu. Die Kläger be- 
haupteten, der Beklagte habe die Baugeldzahlung ohne Recht erhalten; ſie 
ließen den Anſpruch der Schuldnerin gegen den Beklagten auf Herausgabe 
des empfangenen Baugeldes pfänden und ſich zur Einziehung überweiſen 
und klagten gegen den Beklagten auf Zahlung von 9602,30 , nebſt Zinſen. 
— Die Klage wurde abgewieſen und die Berufung zurückgewieſen. Auch die 
Reviſion blieb erfolglos. Aus den Gründen des Rev. Urteils: 

„Die Reviſion macht den Verſuch, den Klaganſpruch als auch aus eigenem 
Rechte der Kläger erhoben hinzuſtellen, und findet eine Geſetzesverletzung 
darin, daß das Ber.⸗Gericht eine Prüfung unter dieſem Geſichtspunkt unter⸗ 
laſſen habe. Dieſer Angriff iſt unberechtigt. Die Tatbeſtände des landgericht⸗ 
lichen und des Ber.⸗Urteils laſſen keinen Zweifel darüber, daß nach dem Vor⸗ 
trag in der mündlichen Verhandlung die Kläger lediglich einen angeblich 
ihrer Schuldnerin Frau Z. zuſtehenden Anſpruch erhoben haben, der für 
ſie gepfändet und ihnen zur Einziehung überwieſen worden war. — — — 

Mit Recht geht hiernach das Ber.⸗Gericht davon aus, daß es nur darauf 
ankomme, ob der Schuldnerin der gepfändete Anſpruch gegen den Beklagten 
zuſtehe. Dieſen Anſpruch haben die Kläger auf zweierlei Art zu begründen 
verſucht, nämlich als Anſpruch aus ungerechtfertigter Bereicherung (§ 812 
BGB.) und als Anſpruch aus unerlaubter Handlung (§ 823). In beiden 
Richtungen bildet den Ausgangspunkt die von den Klägern vertretene Auf⸗ 
faſſung, daß Baugeldforderungen, d. i. Auszahlungsanſprüche des Baugeld⸗ 
empfängers gegen den Baugeldgeber, unpfändbar ſeien, daß eine Pfändung 
ſolcher Art ‚unzuläſſig und geradezu geſetzwidrig“ ſei. Ob dieſe Auffaſſung 
zutrifft, hat das Ber.⸗Gericht unentſchieden gelaſſen. Einer Entſcheidung dieſer 
Frage bedarf es auch nicht. 

Die Pfändungs⸗ und Überweiſungsbeſchlüſſe v. 14. und 31. Okt. 1911, 
auf Grund deren nach der unangefochtenen Feſtſtellung die Drittſchuldnerin 
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(die M.ſche Bank) an den Beklagten gezahlt hat, bildeten den Rechtsgrund, 
auf Grund deſſen der Beklagte die der Schuldnerin gegen die Bank zuſtehende 
Forderung für ſich einziehen durfte und eingezogen hat. Es handelt ſich dabei 
nicht um den Rechtsgrund dieſer Forderung ſelbſt, ſondern um den Rechts— 
grund, aus dem ſie von der Drittſchuldnerin ſtatt an die Schuldnerin, der die 
Forderung eigentlich zuſtand, an den Beklagten zu zahlen war und gezahlt 
wurde. Wollte die Schuldnerin geltend machen, daß etwas gepfändet ſei, 
was der Pfändung nicht unterliege, ſo mußte ſie das auf dem Wege des 
§ 766 ZPO. durch Erinnerung beim Vollſtr.⸗Gericht und gegebenenfalls 
durch Beſchwerde gegen deſſen Entſcheidung tun, und zwar vor vollſtändiger 
Durchführung der Zw.⸗Vollſtreckung. Indem ſie das unterließ, gab ſie zu 
erkennen, daß ſie ſich die Pfändung gefallen ließ, und ſie könnte nicht, und 
ſomit können auch die Kläger nicht nachträglich, nach der vollſtändigen Durd)- 
führung der Vollſtreckung, den in der Pfändung und Überweiſung an ſich 
liegenden gültigen Rechtsgrund der an den Beklagten geſchehenen Zahlung 
aus der Welt ſchaffen. Für Anwendung des § 812 BOB. iſt ſonach kein Raum. 
Dieſe Auffaſſung tritt mit dem von der Reviſion angeführten Urteile des 
Reichsgerichts v. 27. Nov. 1903 (Entſch. 56, 70) keineswegs in Widerſpruch. 
Der damals entſchiedene Fall war andrer Art, da es ſich dort um eine behaup⸗ 
tetermaßen ohne vollſtreckbaren Titel erfolgte Zw.⸗Vollſtreckung handelte. 
Zu einem der Reviſion günſtigen Ergebnis würde aber auch nicht zu kommen 
ſein, wenn die vom Beklagten erwirkte Pfändung als ſchlechthin nichtig zu 
gelten hätte. Allerdings würde alsdann der Beklagte ohne rechtlichen Grund 
(§ 812) die Zahlung erhalten haben, aber nicht auf Koſten der Schuldnerin, 
da dieſe ihre Forderung an die Drittſchuldnerin behalten hätte; denn dieſe 
würde ſich durch die auf Grund nichtiger Pfändung und Überweiſung erfolgte 
Zahlung von der Schuld nicht befreit haben. Den Anſpruch aus § 812 würde 
dann nur die Drittſchuldnerin haben, die die Zahlung zurückfordern könnte. 

Zu der Ausführung des Ber.⸗Gerichts gegenüber der Anſpruchsbegrün⸗ 
dung aus § 823 BGB. hat die Reviſion nur Nachprüfung verlangt, ohne 
einen beſtimmten Angriff zu erheben. Das Ber.⸗Gericht iſt der Meinung, 
daß $ 1 Gef. über die Sicherung der Bauforderungen v. 1. Juni 1909, gegen 
den der Beklagte nach der Behauptung der Kläger verſtoßen haben ſoll, den 
Schutz (des Baugeldgebers und) der Bauhandwerker (vgl. hierzu Urteil des 
Reichsgerichts v. 16. Febr. 1914, Entſch. 84, 188), nicht aber den Schutz des 
Baugeldempfängers bezwecke, und daß darum ein aus jenem Verſtoß gemäß 
§ 823 Abſ. 2 BGB. herzuleitender Schadenerſatzanſpruch nicht für die Schuld⸗ 
nerin begründet ſein könnte. Dieſe Auffaſſung iſt nicht zu beanſtanden. Übri⸗ 
gens würde, wie das Landgericht zutreffend angedeutet hat, die Schaden⸗ 
erſatzpflicht des Beklagten ein Verſchulden auf ſeiner Seite vorausſetzen 
(§ 823 Abſ. 2); wie aber bei der rechtlich noch ſehr umſtrittenen Frage der 
Zuläſſigkeit oder Unzuläſſigkeit der Pfändung von Baugeldforderungen in 
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der Erwirkung ſolcher Pfändung ein Verſchulden zu finden ſein ſollte, iſt nicht 
zu erkennen. Richtig iſt aber auch die Bemerkung des Landgerichts, daß die 
Schuldnerin durch die vom Beklagten erwirkte Pfändung und Überweiſung 
und die demzufolge an ihn geſchehene Zahlung einen Schaden überhaupt 
nicht erlitten habe, da ſie durch dieſe Zahlung von ihrer Urteilsſchuld an den 
Beklagten befreit ſei. Auch unter dem Geſichtspunkt des § 823 iſt nach alle⸗ 
dem die Klage ohne Geſetzesverletzung verworfen worden. 

Die Reviſion iſt ſomit zurückzuweiſen, ohne daß es noch einer Erörterung 
des Gedankens bedarf, ob nicht der Schuldnerin gegenüber förmliche und 
ſachliche Rechtskraft der Pfändungs- und Überweiſungsbeſchlüſſe v. 14. und 
31. Okt. 1911 als eingetreten anzunehmen ſei und ob nicht auch das der Klage 
entgegenſtehe.“ 

Urteil des Reichsgerichts (7. Sen.) v. 12. Febr. 1915 in der preuß. Sache 

D. u. Gen. (Kl.) w. A. (KG. Berlin). VII. 460/14. 


207. Die Unzuläſſigkeit der Aufrechnung im Fall des 8 555 KO. gilt 
auch bei deren Erklärung vor der Honkurseröffnung. 
KO. $ 55. 

Der Konkursverwalter der am 14. Dez. 1911 in Konkurs geratenen 
Brauerei R. in H. klagte den Reſt des Kaufpreiſes aus einem Vertrage v. 
1. Okt. 1911 ein, durch welchen die Gemeinſchuldnerin ihre Bierniederlage 
in B. an die verklagte Brauerei käuflich übertragen hatte. Die Beklagte 
wandte ein, daß dieſer Reſt getilgt ſei durch Aufrechnung mit einer Forde⸗ 
rung an die Gemeinſchuldnerin, die ihr am 9. Okt. 1911 von dem 
Gläubiger B. abgetreten war. Der Kläger hielt die Aufrechnung für unzu⸗ 
läſſig, weil die Gemeinſchuldnerin bereits vor dem Oktober 1911 ihre Zah⸗ 
lungen eingeſtellt gehabt und Beklagte dies bei der Abtretung gewußt habe. 
— Der Einrede war in 2. Inſtanz ſtattgegeben worden. Das Reichsgericht 
hob auf und verwies zurück. Aus den Gründen: 

„— — — Das Ber. Gericht hat mit tatſächlichen, rechtlich einwandfreien 
Erwägungen feſtgeſtellt, daß B. gemäß Urkunde v. 9. Okt. 1911 von ſeiner 
Forderung an die R.-Brauerei 5500 % der Beklagten abgetreten hat, die 
ihrerſeits der R.-Brauerei aus dem Kaufvertrage v. 1. Okt. 1911 noch den 
eingeklagten Reſt des Kaufpreiſes in Höhe von 4420,23 / ſchuldig war. 
Wenn nun die Behauptung des Klägers wahr wäre, daß zur Zeit der Abtre⸗ 
tung dieſer Forderung die R.-Brauerei bereits ihre Zahlungen eingeſtellt 
gehabt und die Beklagte dies gewußt hätte, jo würde allerdings eine Auf- 
rechnung der von der Beklagten aufrechnungweiſe geltend gemachten Gegen⸗ 
forderung mit ihrer Kaufpreisſchuld gemäß § 553 KO. unzuläſſig ſein. Denn 
wie bereits vom Reichsgericht in einem Urteil des 7. Ziv.⸗Sen. v. 24. März 
1914 (VII. 509/13) und in einem Urteil des 3. Ziv.⸗Sen. v. 12. Mai 1914 
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(III. 93/14)!) entſchieden iſt, macht es für die Anwendbarkeit des § 55° KO. 
keinen Unterſchied, ob in dem darin vorausgeſetzten Falle der Schlechtgläubig⸗ 
keit des Erwerbers der Forderung die Aufrechnung vor oder erſt nach der 
Konk.⸗Eröffnung erfolgt. Nach der Begründung zum § 48 KO. v. 1. Febr. 
1877 (Motive, 236), der unverändert in die jetzige Konk.⸗Ordnung als $ 55 
übernommen worden iſt, ſollte die Vorſchrift der Nr. 3 gerade den Fall treffen, 
daß Schuld und Forderung ſchon vor der Konk.⸗Eröffnung ‚ar ſich alſo kom⸗ 
penfabel‘ ſich gegenüberſtanden, der Schuldner aber bei dem Erwerb der 
Forderung wußte, daß bereits der Konk.⸗Anſpruch, alſo das Recht der Konk.⸗ 
Gläubiger auf gleichmäßige Befriedigung eingetreten war. Weshalb der 
ſchlechtgläubige Erwerb einer Forderung vom Geſetze anders behandelt ſein 
ſollte, wenn der neue Gläubiger kurz vor der Eröffnung des Konkurſes, aber 
in Kenntnis von der Zahlungseinſtellung, von der erworbenen Forderung 
durch Erklärung der Aufrechnung zum Schaden der künftigen Konk.⸗Maſſe 
Gebrauch macht, iſt nicht einzuſehen. Die Eingangsworte des § 55 ‚im Kon⸗ 
kursverfahren“ ſtehen dieſer Geſetzesauslegung nicht entgegen; fie wollen 
nicht die Zeit für die Abgabe der unzuläſſigen Aufrechnungserklärung nach 
rückwärts begrenzen, bedeuten vielmehr: mit Wirkung für das Konk.⸗Verfahren. 

Von der bisherigen Rechtſprechung des Reichsgerichts abzugehen, liegt 
kein Grund vor. Die Folgerichtigkeit des angeführten Grundſatzes ſowohl 
als auch der allgemeine Wortlaut des $ 55 KO. laſſen in dem in Nr. 3 be⸗ 
ſtimmten Falle die Aufrechnung als unzuläſſig erſcheinen ohne Unterſchied, 
ob ſie auf einſeitiger Erklärung des Gläubigers oder auf einem Aufrechnungs⸗ 
vertrage beruht. 

Hiernach kommt es auf die vom Kläger zum Beweis verſtellte, vom 
Ber.⸗Gericht aber zu Unrecht für unerheblich erklärte Behauptung an, die 
Gemeinſchuldnerin habe ſchon zur Zeit der Abtretung der B.ſchen Forderung 
ihre Zahlungen eingeſtellt und die Beklagte habe die Zahlungseinſtellung 
bei dem Erwerbe der Forderungen gekannt. — — —“ 

Urteil des Reichsgerichts (2. Sen.) v. 22. Dez. 1914 in der braunſchw. 

Sache Brauerei R. Konk. (Kl.) w. Br. Löwenbr. (OLG. Braunſchweig). 

II. 458/14. 


208. Rechtshülfe; Umfang der Suſtändigkeit der Nachlaßgerichte in 
Bayern. 
Vgl. 60 Nr. 23. 
FGG. $ 2; bayer. Geſ. über das Nachlaßweſen v. 9. Aug. 1902 $ 3; bayer. Nachl O. 
v. 20. März 1903 88 67. 68. 74; G80. 8 29. 
Das Amtsgericht A. ſtellte als Nachlaßgericht an das Amtsgericht M., 
Abteilung für Vormundſchafts⸗ und Nachlaßſachen, das Erſuchen um Ein⸗ 


1) Abgedr. RGeEntſch. 85 Nr. 6 S. 38. 
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vernahme von Miterben über Löſchungsbewilligung bezüglich einer zum 
Nachlaß gehörigen Hypothek. Das erſuchte Gericht lehnte die Rechtshülfe 
mangels ſachlicher Zuſtändigkeit ab, worauf das AG. A. die Entſcheidung des 
Oberlandesgerichts anrief. 

Die Frage, ob die Verlaſſenſchaftsgerichte als ſolche zur Entgegennahme 
derartiger Anträge und Erklärungen ſeitens der Erben zuſtändig ſind, iſt be⸗ 
ſtritten. Sie iſt vom 3. Senat des OLG. München in einem früheren Beſchluß 
v. 8. Juli 1905 (Seuff Bl. 70, 581) verneint worden. Der jetzt beſchließende 
Senat glaubt ſich jedoch dieſer Meinung nicht anſchließen zu können, vertritt 
vielmehr in Übereinſtimmung mit Henle-Schmitt (GBO. § 29 Anm. 5) und 
mit dem Beſchluſſe des Bayer. Oberſten LG. v. 16. März 1912 (Samml. 13, 
149) aus den dort angeführten Gründen, auf welche hiermit verwieſen wird, 
die Rechtsanſchauung, daß gemäß § 3 bayer. Geſ. über das Nachlaßweſen 
v. 9. Aug. 1902 in Verbindung mit den §§ 67. 68. 74 Nachl O. v. 20. März 1903 
(in der Faſſung v. 21. Febr. 1905) die Nachlaßgerichte nicht nur zur Feſtſtel⸗ 
lung der Erben, ſondern auch zur Bereinigung der öffentlichen Bücher, ſo— 
weit ſie durch den Erbfall unrichtig geworden, mitzuwirken und zu dieſem 
Zweck die hierauf bezüglichen Anträge und Erklärungen der Erben entgegen⸗ 
zunehmen haben. Wenn 868 NachlO. beſonders nur vom Antrag auf Ein⸗ 
tragung der Erbengemeinſchaft im Grundbuch ſpricht, fo läßt § 74 daſ. doch 
keine andre Auffaſſung zu als daß auch die Umſchreibung und Löſchung von 
Hypotheken des Erblaſſers, und die Entgegennahme der hierauf bezüglichen 
Anträge der Erben noch in den Rahmen dieſer dem Nachlaßgericht — dem 
Grundbuchamt gegenüber und ſür dasſelbe — zugewieſenen Vermittler⸗ 
tätigkeit fällt. Bewegen ſich aber die Nachlaßgerichte inſoweit noch innerhalb 
der Grenzen ihrer Amtsbefugniſſe, jo folgt daraus gemäß § 415 ZPO. ohne 
weiteres, daß ihren diesbezüglichen Protokollen die Eigenſchaft öffentlicher, 
den Erforderniſſen des 829 GBO. genügenden Urkunden zukommt (Samml. 
13, 149). 

Das AG. A. hat in ſeinem Bericht ſchließlich auch darauf hingewieſen, 
daß das Amtsgericht eine einheitliche Behörde darſtellt, deren einzelnen Ge⸗ 
ſchäftszweigen und Abteilungen eine ſelbſtändige Bedeutung nach außen 
nicht zukommt. Bei dem gefundenen Ergebnis kann jedoch unerörtert bleiben, 
ob nicht auch dieſe Erwägung — mit ihren Folgen — der ſofortigen Ab⸗ 
lehnung des Erſuchens eutgegengeſtanden hätte. 

Beſchluß des OLG. München (Ferienſenat) v. 4. Auguſt 1914 i. ©. 
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209. Einfluß des Krieges auf Lieferungsverträge d 
Vgl. oben Nr. 100 m. N. 
BGB. 89 480. 323. 

Der Kläger, ein Rittergutspächter, hatte von der verklagten Firma im 
Februar 1914 400 Zentner Leinkuchen zum Preiſe von 149,50 % für 1000 kg 
lieferbar Dezember 1914 gekauft. Die Beklagte hatte zur Erfüllungszeit 
nicht geliefert und am 2. Januar 1915 ausdrücklich erklärt, daß ſie die Erfüllung 
endgültig ablehne, weil Leinkuchen infolge des Krieges tatſächlich nicht mehr 
geliefert werden könnten. Der Kläger deckte ſich zu einem Preiſe von 259 M 
für 1000 kg ein und verlangte von der Beklagten die Erſtattung des Preis⸗ 
unterſchiedes von 109,50 % für 1000 kg. Die Beklagte machte geltend, daß 
Leinkuchen oder wenigſtens die zu ihrer Herſtellung verwendete Leinſaat 
ausſchließlich aus Argentinien eingeführt werde; durch den Ausbruch des 
Krieges ſei die Zufuhr abgeſchnitten und die noch in Deutſchland befindlichen 
Vorräte ſeien derart unzureichend geweſen, daß mindeſtens ein tatſächliches 
Ergebnis bei Zugrundelegung der in RGEntſch. 57, 118 aufgeſtellten Grund⸗ 
ſätze als unmöglich angeſehen werden müſſe. Im übrigen ergibt ſich die Ver⸗ 
teidigung der Beklagten aus den nachſtehenden Gründen des Ber. Urteils, 
durch das ſie nach dem Klagantrage verurteilt worden iſt: 

„An ſich berührt der Ausbruch des Krieges die Wirkſamkeit der vorher 
geſchloſſenen Lieferungsverträge nicht. Die Gültigkeit dieſer Verträge iſt 
von dem Fortbeſtande derjenigen Verhältniſſe, unter denen ſie geſchloſſen 
ſind, nicht abhängig. Ein ſtillſchweigender Vorbehalt des Gleichbleibens dieſer 
Verhältniſſe (jog. elausula rebus sie stantibus) verſteht ſich nicht von ſelbſt, 
und ein ausdrücklicher oder aus dem übrigen Inhalt der Vertragsbedingungen 
ſich ergebender Vorbehalt iſt nicht getroffen, insbeſondere iſt der Lieferungs⸗ 
vertrag zwiſchen den Parteien nicht unter der ſog. Kriegsklauſel abgeſchloſſen. 

Mit Unrecht behauptet die verklagte Firma, ſie dürfe dem Kläger deshalb 
die Erfüllung verweigern, weil die Lieferantin, mit der ſie abgeſchloſſen hatte 
(die Olmühle in L.), auf Grund der zwiſchen ihr und der Beklagten verein- 
barten Kriegsklauſel nicht zu erfüllen brauche. Die Behauptung, daß der zwi⸗ 
ſchen dem Kaufmann und feinem Abnehmer geſchloſſene Vertrag unter den- 
ſelben Bedingungen ſtehe wie der Vertrag, den der Kaufmann mit ſeinem 
Lieferanten getätigt habe, iſt eine völlig unhaltbare Anſicht, die u nicht 

Seufſerts Archiv 70. 3. Folge Bd. 15 Heft 10. 
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annehmbarer wird, daß die Beklagte ſie durch Berufung auf Gutachten aus 
Handelskreiſen unter Beweis geſtellt hat. Natürlich ſind Fälle möglich, wo 
der Privatmann, der von einem Kaufmann bezieht, ſich von vornherein den 
Bedingungen eines beſtimmten Intereſſentenkreiſes unterwirft; aber eine 
ſolche Unterwerfung tritt keineswegs ohne weiteres ein, ſondern muß beſonders 
verwillkürt ſein. Es würde den Grundregeln des Rechtsverkehrs widerſtreiten, 
daß ein Vertragſchließender, ohne es zu wiſſen und zu wollen, ſich Bedin— 
gungen unterwerfen müßte, die nicht von ihm und ſeinem Vertragsgegner, 
ſondern von dieſem mit irgendeinem Dritten, den jener nicht kennt und nicht 
kennen kann, abgemacht ſind. Denn der Käufer weiß regelmäßig nicht, von 
wem ſein Verkäufer bezieht, ob letzterer Waren verkauft, die er bereits auf 
Lager hat oder erſt anſchaffen muß, und unter welchen Bedingungen er ſie 
angeſchafft hat oder anſchaffen will. Ein Gutachter, welcher die von der Be— 
klagten behauptete Gewohnheit bekundete, würde eine fehlerhafte Necht3- 
anſchauung vertreten. 

Es kann mithin für den vorliegenden Rechtsſtreit nur in Betracht kommen, 
ob die Beklagte ſich mit Recht auf eine Unmöglichkeit der Erfüllung beruft. 
Dabei ſtellt ſich das Ber.-Gericht durchaus auf den von der Beklagten in bezug 
genommenen Standpunkt des Reichsgerichts, daß beim Gattungskauf die 
Unmöglichkeit der Lieferung nicht bloß dann vorliegt, wenn die ganze Gattung 
untergegangen iſt, ſondern ſchon dann, wenn die Beſchaffung eine ſo ſchwierige 
geworden iſt, daß ſie billigerweiſe niemand mehr zugemutet werden kann. 
Dabei iſt ſicher die gewaltige Störung, die der gegenwärtige Weltkrieg in unſer 
ganzes Erwerbsleben hineingebracht hat, in weitgehender Weiſe zu berück— 
ſichtigen. Aber auch mit dieſer Maßgabe kann der Beklagten nicht beigetreten 
werden. Streitlos iſt die Herkunft der zwiſchen den Parteien gehandelten 
Leinkuchen im Vertrage nicht feſtgelegt; es iſt daher unzutreffend und irre— 
führend, wenn die Beklagte auf die Unterbringung der argentiniſchen Ein— 
fuhr verweiſt. Vor allen Dingen beweiſen die vom Kläger überreichten An— 
gebote, daß Leinkuchen noch Anfang 1915 Handelsware geweſen ſind. 
Die geforderten Preiſe bedeuten zwar eine außerordentliche Steigerung 
gegenüber den zwiſchen den Parteien ausgemachten Preiſen, aber doch nur 
eine ſolche, wie ſie auch in Friedenszeiten durch beſondere Verhältniſſe ein— 
treten kann. Jedenfalls reicht die Steigerung zwiſchen Einkaufspreis und 
Deckungspreis von 149,50 % auf 259.16 für 2000 kg, d. h. um ungefähr 
70 Prozent, nicht aus, um den Schluß zu begründen, daß die durch die er— 
höhten Anſchaffungskoſten bewirkten Schwierigkeiten nach der Auffaſſung 
des Verkehrs der Unmöglichkeit gleichgeachtet werden müßten (RGEntſch. 
57, 119).— — —“ 

Urteil des OLG. zu Roſtock (1. Sen.) v. 8. Juli 1915 i. S. L. (Bekl.) w. H. 

Lo. 193/1915. K—n. 
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210. Störungen des Mieters im Gebrauch der Mietſache durch den 

Krieg befreien ihn nicht von der Zahlung des Mietpreiſes. 

Vgl. oben Nr. 100 m. N. 
BGB. 88 323. 325. 552. 

Die Beklagten hatten von dem klagenden Verein auf der von dieſem im 
Jahre 1914 in Leipzig veranſtalteten Internat. Ausſtellung für Buchgewerbe 
und Graphik einen Platz im fog. offiziellen Geländeteil in der Nähe des Haupt⸗ 
eingangs A ſowie der Papiermühle und der Papierfabrik zur Errichtung 
und zum Betrieb eines Volksreſtaurants, und einen zweiten Platz im Ver⸗ 
gnügungspark zur Errichtung und zum Betrieb eines Spezialbierausſchanks 
für Würzburger Hofbräuhausbier und echtes Lichtenhainer für den Mietzins 
von 20000 % und 10500 t ermietet und ſich dabei verpflichtet, für den 
Betrieb ihrer Wirtſchaften Waſſer, Gas und Elektrizität vom Kläger zu be— 
ſonders vereinbarten Preiſen zu beziehen. Aus dieſen Verträgen forderte der 
Kläger von ihnen noch 10000 ½ Mietzins und 598,51 A für Gas, Waller, 
elektriſchen Strom und andre Abgaben. Die Beklagten machten dagegen u. a. 
einen Anſpruch auf Minderung der Mietzinſen für beide Plätze um die Hälfte 
aus dem Grunde geltend, daß mit dem Ausbruch des Krieges die Ausübung 
des Wirtſchaftsbetriebs auf beiden ermieteten Plätzen zum größten Teil un- 
möglich geworden ſei. — Dieſer Einwand wurde verworfen. Aus den Grün— 
den des Ber.⸗Urteils: 

„— — — Eine Minderung aus dem Grunde, daß dem Kläger die ihm 
obliegende Leiſtung ganz oder teilweiſe unmöglich geworden wäre, kommt 
überhaupt nicht in Frage. Denn der Kläger hat geleiſtet, was er zu leiſten 
hatte: er hat den Mietern die vermieteten Plätze et der Dauer der Aus⸗ 
ſtellung zum Gebrauch überlaſſen. 

Aus § 323 BGB. verlangen die Beklagten Minderung ihrer Gegen⸗ 
leiſtung, weil ihnen durch den vom Generalkommando verfügten Zehnuhr⸗ 
ſchluß die Benutzung der Ausſtellungsplätze in den Abend⸗ und Nachtſtunden 
von 10 bis 1 Uhr unmöglich geworden ſei. Der Fall lag hier aber ſo, daß der 
auf die Leiſtung Berechtigte durch einen, übrigens von keinem Teile zu 
vertretenden Umſtand in die Unmöglichkeit verſetzt wurde, von dem ihm 
überlaſſenen Mietgegenſtand Gebrauch zu machen. Auf ſolche Fälle finden 
aber die Beſtimmungen in den §§ 323. 325 BGB. keine Anwendung. Auf 
dieſe Beſtimmungen können ſich die Beklagten auch nicht zur Begründung 
eines Minderungsanſpruchs aus dem Grunde berufen, daß der Kläger nach 
der Mobilmachung die Ausſtellungshallen der fremdländiſchen Staaten ge- 
ſchloſſen, den Betrieb der Papiermühle eingeſtellt und den Eingang nach der 
Straße des 18. Oktober geſchloſſen hat. Denn hierbei handelte es ſich überall 
nicht um ein Unmöglichwerden oder eine Nichterfüllung von Leiſtungen, 
die dem Kläger gegen die Beklagten oblagen. Dasſelbe gilt aber auch von der 
Herabſetzung des Bierpreiſes in allen Ausſtellungswirtſchaften, die der Kläger 
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nach Kriegsausbruch anordnete, wodurch die Vorzugsſtellung der Wirtſchaften 
der Beklagten beſeitigt wurde. Dies hatte überdies eine unmittelbare Be⸗ 
einträchtigung des Gebrauchs der ermieteten Plätze für die Beklagten über⸗ 
haupt nicht im Gefolge; ſoweit aber durch die berührten Ereigniſſe der Beſuch 
der Ausſtellung überhaupt eingeſchränkt und damit mittelbar auch eine gewinn⸗ 
bringende Ausnutzung der Verträge für ſie vereitelt worden iſt, können die 
Beklagten aus keinem geſetzlichen Grunde Minderung der Mietzinſen be— 


anſpruchen. — — —“ 
Urteil des OLG. zu Dresden (5. Sen.) v. 31. Mai 1915 i. S. R. u. Gen. 
(Bkl.) w. Internat. BuchgewAusſt. 5 0. 23/15. Ch. 


211. Stillſchweigende Aufhebung eines Lieferungsvertrages auf 
laufenden Abruf durch Unterlaſſung des Abrufs. 
Vgl. 69 Nr. 3 m. N., Nr. 27; auch oben Nr. 77. 
BGB. 88 433 Abſ. 2, 293. 326. 

Am 29. Jan. 1912 hatte der Beklagte an den Kläger 5000 1 Auto-Benzin 
zum Preiſe von 27 für 100 1 zum Abruf nach Bedarf im Jahre 1912 verkauft. 
Nur einmal, und zwar Anfang Juli 1912, hatte der Kläger 50 bis 60 J abgerufen, 
vom Beklagten aber nichts geliefert erhalten. Er begehrte darauf mit der am 
11. Juli 1912 erhobenen Klage, den Beklagten zu verurteilen, ihm auf Abruf 
nach Bedarf im Jahre 1912 die geſchloſſenen 50001 zum Preiſe von 27. 
für 100 ! gegen Barzahlung käuflich zu liefern. — Die Klage wurde in 1. In— 
ſtanz auf Grund der Einwendungen des Beklagten abgewieſen: daß der 
Kläger durch ſein andauernd vertragwidriges Verhalten bis zum Juli 1912 
derart ſchwer gegen die Vertragspflichten verſtoßen habe, daß dem Beklagten 
nach den Regeln über die poſitiven Vertragsverletzungen bei den beſonderen 
Umſtänden des Falles die Fortſetzung des Vertragsverhältniſſes nicht zuge— 
mutet werden könne, und daß ferner in dem von beiden Parteien bis zum 
Juli 1912 betätigten Verhalten eine Willenseinigung über Aufhebung des 
ganzen Vertragsverhältniſſes erblickt werden müſſe. Die Berufung des Klä— 
gers wurde zurückgewieſen. Aus den Gründen: 

„Nach dem Inhalt des Beſtätigungsſchreibens v. 29. Jan. 1912 in Ver⸗ 
bindung mit den vom Zeugen P. gemachten Angaben war der von den Par— 
teien am genannten Tage geſchloſſene Vertrag ſo gemeint, daß der Kläger 
die 5000 Benzin in ungefähr gleichen Mengen von etwa 100 1 wöchentlich 
in der Weiſe abnehmen ſollte, daß er ſeinen Kraftwagen regelmäßig zur 
Füllung zum Beklagten brachte. Ob der Kläger, wie die 1. Inſtanz weiter 
annimmt, nach dem Vertrage auch verpflichtet war, ſeinen geſamten Bedarf 
beim Beklagten zu decken, und deshalb ſchon dann vertragbrüchig war, 
wenn er Benzin von andern Lieferanten bezog, kann dahingeſtellt bleiben. 
So viel ſteht aber nach den Beſprechungen bei Abſchluß des Vertrages feſt, 
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daß die Entnahme von Benzin auf den Schluß alsbald beginnen und der Be- 
klagte auf einen regelmäßigen Abſatz von etwa 100! wöchentlich an den Kläger 
ſollte rechnen dürfen. 

Die Parteien ſtreiten darüber, aus welchen Gründen die Abnahme bis 
in den Juli 1912 hinein unterblieben iſt. Der Kläger, der ſich in 1. Inſtanz 
nur darauf geſtützt hatte, daß er nach ſeinem Belieben innerhalb des Jahres 
1912 habe abrufen können, behauptet jetzt, an der Abnahme deswegen be- 
hindert geweſen zu ſein, weil der Beklagte, wie er angenommen habe, ihm 
kein Benzin liefern wollte. Der Beklagte dagegen macht geltend, daß der Abruf 
trotz Aufforderung dazu unterlaſſen worden ſei. Welcher Grund wirklich vor— 
lag, braucht nicht feſtgeſtellt zu werden. Denn da aus dem Vorbringen beider 
Parteien hervorgeht, daß jedenfalls von Ende März oder Anfang April 1912 
an von keiner Seite wieder auf den Schluß zurückgekommen worden iſt, 
war der Kläger Anfang Juli 1912 nicht mehr berechtigt, plötzlich Lieferung zu 
verlangen. Grundſätzlich iſt allerdings die Ausübung der Vertragsrechte an 
keine Zeitſchranke gebunden, fo daß danach der Kläger, ſolange nicht der Be— 
klagte ein ihm etwa zuſtehendes Recht zum Rücktritt geltend gemacht hatte, 
jederzeit noch Erfüllung hätte verlangen oder, wenn die Vorausſetzungen 
dafür vorlagen, die Befugniſſe aus $ 326 BGB. hätte ausüben können. Allein 
im Handelsverkehr iſt die Zeit der Erfüllung häufig, auch abgeſehen von den 
eigentlichen Fixgeſchäften, von ſehr erheblicher Bedeutung, und die Verhält- 
niſſe können hier ſo geſtaltet ſein, daß ein zu langes Warten des einen Ver⸗ 
tragsgenoſſen mit der Ausübung der ihm zuſtehenden Vertragsrechte ein 
unlauteres Verhalten in ſich ſchließt. So liegt es im gegenwärtigen Falle. 
Es handelte ſich, wie ausgeführt, um einen Sukzeſſivlieferungsvertrag, deſſen 
Zweck es war, die geſchäftlichen Unternehmungen der Beteiligten für eine 
gewiſſe Dauer auf eine feſte Grundlage zu ſtellen und ihnen Sicherheit in 
bezug auf die Vorausberechnung des geſchäftlichen Bedarfs zu geben, und 
der infolgedeſſen in beſonderem Maße das Vertrauen auf pünktliche Erfüllung 
der wechſelſeitigen Verbindlichkeiten bedang. Dazu kommt, daß der Vertrag 
eine Ware betraf, die bedeutenden Preisſchwankungen unterworfen iſt. 
Unter dieſen Umſtänden konnte es dem Kläger nicht geſtattet werden, in der 
Zeit von Anfang April an drei volle Monate hindurch die Preisentwicklung 
abzuwarten und erſt dann, als ſie ſich erheblich zu ſeinen Gunſten geſtaltet 
hatte, mit ſeinen Anſprüchen aus dem Vertrage wieder hervorzutreten. Ein 
ſolches Verhalten, das auf ein Spekulieren auf Koſten des Beklagten hinaus⸗ 
laufen würde, würde ſelbſt dann unzuläſſig und als Verſtoß gegen Treu und 
Glauben anzuſehen ſein, wenn die Nichterfüllung des Vertrags zunächſt vom 
Beklagten verſchuldet worden war. Auch in dieſem Falle war, eben mit 
Rückſicht auf die hervorgehobenen beſonderen Verhältniſſe des Geſchäfts, 
der Kläger verpflichtet, binnen angemeſſener Friſt, die keinesfalls ein Viertel⸗ 
jahr betragen durfte, eine Klarſtellung der Rechtslage herbeizuführen (vgl. 
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RGeEntſch. 58, 422; 60, 348). Hiernach brauchte der Beklagte im Juli 1912 
dem Abruf des Klägers ſchon deshalb keine Folge zu leiſten, weil das Verlangen 
mit dem Inhalt und Zweck des geſchloſſenen Vertrags in Widerſpruch ſtand 
und eine mit den Grundſätzen von Treu und Glauben nicht mehr zu verein⸗ 
barende Ausnutzung der Vertragsrechte im eigennützigen Intereſſe des Klä⸗— 
gers bildete. Außerdem iſt, wie das Landgericht ferner zutreffend ausgeführt 
hat, aus dem von beiden Parteien während der Zeit von Anfang April bis 
Anfang Juli 1912 betätigten, aus den obenangeſtellten Erwägungen mit 
dem Willen der Aufrechterhaltung des Vertrages ſchlechterdings nicht in Ein- 
klang zu bringenden Verhalten die gegenſeitige Willenskundgebung der Auf— 
hebung des Vertragsverhältniſſes abzuleiten, ſo daß auch aus dieſem Grunde 
die Erhebung weiterer Anſprüche aus dem Vertrage ſeitens des Klägers aus— 
geſchloſſen iſt. — — —“ 

Urteil des OLG. zu Dresden (5. Sen.) v. 2. Febr. 1914 i. S. F. w. D. 

5 O. 169/12. F— ch. 


212. Keine Schenkung, wenn die Beteiligten, ſei es auch ohne Rechts- 
grund, eine Vergütung beabſichtigten. 
Val. 65 Nr. 209 m. N. und die folgende Nr. 
BGB. $ 516. 

Die Beklagte, die unter der Vermittelung des Klägers ein Grundſtück 
in St. gekauft hatte, hatte in dem ſchriftlichen Vertrage mit dem Kläger v. 
12. Okt. 1909 zunächſt anerkannt, daß ſie das Grundſtück durch ihn erworben 
habe und von ihm auf die beſondere Bebaubarkeit unter Mitteilung wert— 
voller Einzelheiten aufmerkſam gemacht worden ſei, und ſich ſodann ver— 
pflichtet, den Kläger wegen dieſer Tätigkeit — abgeſehen von der ihm bereits 
gewährten Mäklerproviſion — an dem beim Weiterverkauf des Grundſtücks 
zu erwartenden Reingewinn dann zu beteiligen, wenn dieſer Gewinn ſich auf 
mindeſtens 40% ſtelle. Im Auguſt 1910 verkaufte die Beklagte das Grund— 
ſtück um 115 Millionen „ unter Erzielung eines Reingewinns von ungefähr 
250000 % weiter, der jedoch den obigen Prozentſatz nicht erreichte. Der 
Kläger beanſpruchte nunmehr von der Beklagten 15000 % und berief ſich zur 
Begründung ſeiner Forderung darauf, daß ſie ihm im Juli 1910 kurz vor dem 
Weiterverkauf mündlich zugeſagt habe, ihn für den Fall eines Erlöſes von 
17, Millionen 4 mit 15000 % zu beteiligen. — Das Landgericht gab der 
Klage ſtatt; das Ber.-Gericht machte die Entſcheidung von dem Eide der Be— 
klagten über die Abgabe dieſes Verſprechens abhängig. Die Reviſion der 
Beklagten wurde zurückgewieſen. Aus den Gründen: 

„Die Reviſion erhebt gegen die angefochtene Entſcheidung lediglich das 
Bedenken, daß das Verſprechen vom Juli 1910, wenn es erteilt worden wäre, 
ein Schenkungsverſprechen ſei, das wegen Mangels der Form des 8 518 
BGB. nichtig ſei. Der Kläger habe nicht einmal behauptet, daß er den Weiter- 
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verkauf des Grundſtücks vermittelt oder dabei irgendeine proviſionspflichtige 
Tätigkeit entwickelt habe; er habe deshalb im Juli 1910 keinen Anſpruch auf 
irgendwelche Zahlung der Beklagten gehabt. Seine der Beklagten gemachten 
Leiſtungen ſeien durch das in der Urkunde v. 12. Okt. 1909 enthaltene be⸗ 
dingte Verſprechen der Gewinnbeteiligung abgegolten geweſen. Wenn ſie 
dann im Juli 1910 ein neues Verſprechen auf 15000 % gegeben habe, ohne 
daß der Kläger dafür etwas weiteres leiſten mußte, ſo liege darin eine bloße 
Freigebigkeit. Eine Schenkung ſei ſelbſt dann anzunehmen, wenn das neue 
Verſprechen nach Lage der Sache billig geweſen wäre (8 534 BGB.). Dieſe 
Rüge iſt nicht begründet. 

Zwar mag es richtig ſein, daß dem Kläger zur Zeit der Verſprechens— 
abgabe kein Rechtsanſpruch auf 15000 zuſtand und daß er durch die Er— 
teilung des Verſprechens objektiv bereichert wurde. Allein zum Begriff der 
Schenkung gehörte nach $ 516 BGB. die Einigung der Parteien, daß die 
Zuwendung unentgeltlich erfolge. Entſcheidend iſt die Bedeutung, die die 
Parteien der Zuwendung von ihrem ſubjektiven Standpunkt aus beilegen. 
Nun hat das Ber.⸗Gericht tatſächlich feſtgeſtellt, daß die Beklagte mit dem 
Verſprechen dieſelben Leiſtungen des Klägers habe abgelten wollen, deren 
Abgeltung bereits im Vertrag v. 12. Okt. 1909 durch die damals dem Kläger 
unter beſtimmten Vorausſetzungen verſprochene Gewinnbeteiligung hätte 
erfolgen ſollen, nämlich eine weitere Vergütung des Klägers für deſſen Ver- 
mittlertätigkeit beim Einkauf des Grundſtücks und eine Vergütung für die 
von ihm der Beklagten erteilten Ratſchläge für die Bebaubarkeit des Grund— 
ſtücks. Die Reviſion hält dieſe Annahme für rechtsirrtümlich, weil dieſe Tätig- 
keiten des Klägers bereits durch das im Oktober 1909 gegebene bedingte Ver— 
ſprechen abgegolten ſeien. Dem iſt aber nicht beizutreten. In Wirklichkeit 
hatte der Kläger für die erwähnte Tätigkeit wegen Ausfalls der Bedingung 
keine Vergütung erhalten. Die Beklagte konnte alſo ſehr wohl den Willen 
haben, durch das neue, unter anderen Bedingungen abgegebene Verſprechen 
jene Tätigkeit des Klägers abzugelten. Das Verſprechen wurde alſo zur Ab— 
geltung einer in der Vergangenheit liegenden Tätigkeit des Klägers gegeben 
und war deshalb jedenfalls nach dem Willen der Beteiligten kein unentgelt— 
liches. Hiernach war die Reviſion als unbegründet zurückzuweiſen.“ 

Urteil des Reichsgerichts (3. Sen.) v. 1. Dez. 1914 in der preuß. Sache 

v. d. B.⸗H. (Bkl.) w. T. (KG. Berlin). III. 274/14. 


213. Schenkung; Erfordernis der Einigung über eine unentgeltliche 
Zuwendung. 
Vgl. die vorige Nr. m. N. 
BGB. 8 516. 
Im April 1910 richtete der Beklagte an die Firma L. & B. in D. folgendes 
Schreiben: 
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Bei dem im Mai 1903 eingetretenen Konkurſe der Firma J. H. M., Gef. 
m. b. H. in Berlin, waren Sie mit einer Forderung von 21677,22 & beteiligt, 
worauf Sie aus der Maſſe 4155,52 4 erhalten haben, ſo daß Ihr Verluſt 
17 521,70 A beträgt. 

Ich habe meinen damaligen Gläubigern verſprochen, ſobald es mir gelingen 
würde, wieder zu verdienen, ihren Verluſt nachzuzahlen. Dieſer Zeitpunkt iſt 
nach und nach eingetreten und will ich jetzt ſämtlichen Gläubigern aus dem 
Konkurſe J. H. M., Berlin, ihre Forderung ſowie 4% Verzugszinſen voll 
nachzahlen. Ich ſende Ihnen heute 10% Ihrer Forderung und werde den 
Reſt in weiteren Raten in dieſem und nächſten Jahren zahlen. Den kleinen 
Gläubigern habe ich ihr Guthaben jetzt ganz bezahlt, bei den größeren Beträgen 
bitte ich mit Ratenzahlungen einverſtanden ſein zu wollen. 

Die Firma L. & B. hatte dann die in dem Schreiben erwähnten 10% 
ihrer Reſtforderung erhalten. Am 3. Juni 1912 trat ſie „aus der vom Schuldner 
anerkannten Forderung“ von J. H. M. den Betrag von 849,30 . in ſchriftlicher 
Form an den Kläger ab, der dieſe Summe einklagte und damit in beiden 
Inſtanzen durchdrang. Die Einrede des Beklagten, daß ein formungültiges 
Schenkungsverſprechen vorliege, wurde verworfen. Aus den Gründen des 
Ber.⸗Urteils: 

— — — Zur Annahme einer Schenkung fehlt es an dem weſentlichen 
Tatbeſtandsmerkmal der Einigung beider Parteien über die eee 
der Zuwendung. Dieſe ſubjektive Seite entſcheidet (vgl. RGEntſch. 62, 275 
67, 206; 72, 191). Auf keiner Seite, weder auf ſeiten des Beklagten noch auf 
ſeiten des Verſprechensempfängers, hat offenbar eine ſolche Willensmeinung 
beſtanden. 

Für die Auffaſſung des Beklagten bildet der Inhalt des Schreibens den 
Ausgangspunkt. Es iſt dabei nicht zu überſehen, daß der Beklagte, mag er 
auch ein bedeutender Kaufmann ſein, doch in ſeiner Begriffs- und Ausdrucks⸗ 
weiſe nicht mit dem Maße des Rechtskundigen gemeſſen werden darf. Man 
darf bei ihm nicht ohne weiteres die Kenntnis der Rechtsſätze über abſtrakte 
und konkrete Verſprechungen, über Formerforderniſſe und Bedeutung von 
Schenkungen, ja nicht einmal die genaue Unterſcheidung der Perſonen der 
Schuldner in Geſellſchaftsverhältniſſen vorausſetzen. Bei dieſer Annahme 
dient gerade die Abfaſſung des Schreibens vom April 1910 als tatſächlicher 
Anhaltspunkt. In dieſem Schreiben wird insbeſondere die Gläubigerſchaft 
gegenüber der erloſchenen Geſ. m. b. H. und gegenüber ihrem Geſchäfts⸗ 
führer und vielleicht wirtſchaftlich Intereſſierten, nämlich dem Beklagten ſelbſt, 
nicht auseinander gehalten. Der geſamte Inhalt des Schreibens enthält nun 
kein Wort, welches darauf hinweiſt, daß der Verfaſſer des Schreibens dem 
Empfänger eine Freigebigkeit habe erweiſen wollen. Es iſt darin nur von 
Gläubigern“, von ‚Forderungen‘, von einer ‚Nachzahlung‘ die Rede, und 
es wird ſogar am Schluß gewiſſermaßen um Nachſicht dafür gebeten, daß 
die größeren Beträge ſtatt auf einmal nur in Teilzahlungen berichtigt werden. 
Dieſem deutlichen Inhalt des Schreibens gegenüber kann es nicht darauf 
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ankommen, ob der Beklagte, was er unter Beweis ſtellt, etwa in einem andern 
Falle Schulden, für die er rechtlich nicht haftete, freiwillig bezahlt, dieſe Zah⸗ 
lung als eine Freigebigkeit ausdrücklich bezeichnet und den Dank der Emp- 
fänger entgegengenommen hat. Man könnte eher verſucht fein, dieſen Sach- 
verhalt, dem die Ausdrucksform des Schreibens vom April 1910 durchaus 
nicht entſpricht, in Gegenſatz zu dieſem Schreiben zu ſtellen und mithin zu- 
ungunſten des Beklagten zu verwerten. 

Es muß aber weiter unbedenklich angenommen werden, daß die Emp- 
. fängerin des Schreibens, die Firma L. & B., die durch Entgegennahme der 
ihr überſandten 10% auch die Annahme des Verſprechens des Beklagten 
deutlich bekundet hat, wiederum von einer weniger juriſtiſchen als kaufmän⸗ 
niſchen Denkweiſe ausgehend, das Schreiben nach ſeinem Inhalt und nach 
ſeiner Faſſung nicht als Ausdruck der Freigebigkeit, ſondern als Erfüllung 
einer Verpflichtung betrachtet und entgegengenommen hat. Sie hat zweifel⸗ 
los geglaubt, nur das ihr von Rechts wegen Zukommende nunmehr zu emp- 
fangen. Für einen Eid, namentlich des Klägers, des Zeſſionars, iſt alſo kein 
Raum, und es iſt auch gleichgültig, ob, was der Beklagte behauptet hat, der 
Kläger und noch ein andrer Empfänger des Rundſchreibens die einzigen ge— 
weſen find, die mit Klaganſprüchen gegen ihn vorgingen. Denn eine ab- 
wartende Haltung der andern Gläubiger kann die verſchiedenſten Gründe 
haben, namentlich auch einer Rückſicht auf die vermutete ſchlechtere Ver⸗ 
mögenslage des Beklagten oder auch nur auf die zweifellos von ihm gezeigte 
anſtändige Geſinnung entſpringen. — — — 

Der Klaganſpruch erweiſt ſich alſo als begründet; die Berufung war 
mithin zurückzuweiſen.“ 

Urteil des OLG. zu Kiel (1. Sen.) v. 11. März 1915. i. S. M. w. H. 
UI. 141/14. (Schl. Holſt. Anz. 1915, 91. 


214. Einfluß des Krieges auf Anftellungsverträge d 
Vgl. 68 Nr. 125 m. N.; 69 Nr. 85. 
BGB. $ 626. 

Die verklagte Geſellſchaft m. b. H. betreibt ein Technikum in der Stadt 
Str. Der Kläger war bis zum 1. Juli 1916 als Direktor des Technikums und 
zugleich als Geſchäftsführer der Geſellſchaft angeſtellt. Bei Ausbruch des 
Krieges nahm die Geſellſchaft den Standpunkt ein, daß hierdurch ein wichtiger 
Grund zur ſofortigen Entlaſſung der Angeſtellten gegeben ſei. In der be- 
züglichen Beratung der Geſellſchafter wurde ihnen nur aus Billigkeitsgründen 
eine Entſchädigung für kurze Zeit gewährt. Der Kläger hielt ſeine Entlaſſung 
für unrechtmäßig und verfolgte ſeine Gehaltsanſprüche im Klagewege; die 
Klage wurde aber abgewieſen, vom Ber.⸗Gericht aus folgenden Gründen: 
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„Der Kläger war ſowohl in ſeiner Eigenſchaft als Lehrer (Direktor) des 
Technikums wie als Geſchäftsführer der Geſ. m. b. H. Angeſtellter der ver⸗ 
klagten Geſellſchaft. Der Dienſtvertrag konnte von beiden Teilen! ohne 
Einhaltung einer Kündigungsfriſt gekündigt werden, wenn ein wichtiger Grund 
vorlag (BGB. 8626; HGB. § 70; vgl. auch GewO. § 133 b). Was als mich 
tiger Grund in dieſem Sinne anzuſehen iſt, iſt im Geſetze nicht ausgeführt, 
muß vielmehr aus den tatſächlichen Verhältniſſen des einzelnen Falles ent- 
nommen werden (RGeEntſch. 78, 22). Ein ſolcher Grund braucht weder von 
demjenigen Teil, gegen welchen die Kündigung ſich richtet, verſchuldet zu ſein, 
noch überhaupt in der Perſon dieſes Teiles begründet zu fein. Freilich müſſen 
rein tatſächliche Umſtände, welche von dem Gekündigten in keiner Weiſe ver- 
urſacht worden ſind, mit beſonderer Vorſicht beurteilt werden, namentlich 
dann, wenn das perſönliche Intereſſe des Kündigenden die Veranlaſſung 
zur Kündigung des Dienſtvertrages hergibt. Aber auch in ſolchem Falle iſt 
ein wichtiger Grund dann anzunehmen, wenn ein Umſtand vorliegt, mit 
Rückſicht auf welchen dem einen oder dem andern Teil die Fortſetzung des 
Dienſtverhältniſſes nicht wohl zugemutet werden kann; 

vgl. v. Staudinger Anm. V 1 zu $ 626 BGB.; Staub Anm. 5 u. 6 zu § 70 HGB. 

Soweit die Rechtſprechung die Frage erörtert, inwieweit ungünſtige 
Veränderungen in den Verhältniſſen des Dienſtherrn dieſen zur Kündigung 
berechtigen, mögen folgende Fälle hervorgehoben werden. Das RG. hat nach 
IW. 1903, 112 entſchieden, daß die Einſtellung der Fabrikation wegen 
ungünſtiger Konjunktur dem Geſchäftsherrn ein Recht zur Entlaſſung der 
Angeſtellten nicht gibt; denn wenn auch der Angeſtellte kein Recht darauf habe, 
daß der Geſchäftsherr die Fortſetzung der Fabrikation betreibe, ſo werde der 
letztere doch nicht von der Verpflichtung frei, dem Angeſtellten, der zur Lei— 
ſtung der Dienſte bereit und imſtande ſei, den Lohn für die bedungene Zeit 
zu zahlen. Auf der andern Seite hat das RG. anerkannt (JW. 1912, 25028), 
daß die Aufgabe des Geſchäfts wegen Unmöglichkeit eines lohnenden Weiter- 
betriebes ein ſolcher wichtiger Grund ſein könne; denn der Angeſtellte könne 
nicht verlangen, daß der Geſchäftsherr ſeinen Betrieb mit Verluſt fortführe, 
um ihm einen dauernden Verdienſt zu ſichern. Ebenſo hat das RG. (Entſch. 
58, 257) einen wichtigen Grund angenommen, wenn der Geſchäftsherr ver— 
ſtorben iſt und die Erben das Geſchäft verkaufen, weil ſie nicht imſtande ſind, 
für ihre Perſon es fortzuführen. Ferner iſt in OLGgiſpr. 2, 503 das Ab- 
brennen der Handelsniederlaſſung als wichtiger Grund anerkannt. 

Wenn hieraus zu entnehmen iſt, daß ungünſtige Geſchäftsverhältniſſe, 
Veränderungen in der Vermögenslage des Dienſtherrn und ähnliche Um— 
ſtände, welche als vorübergehende anzuſehen ſind oder von vornherein in den 
Kreis der Erwägungen der Vertragſchließenden gezogen werden können, 
regelmäßig nicht ausreichen, um einen wichtigen Grund zur ſofortigen Auf— 
kündigung des Vertrages herzugeben, ſo müſſen doch große, unerwartet von 
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draußen hereinbrechende Umſtände, welche die wirtſchaftlichen Verhältniſſe 
eines Unternehmens völlig erſchüttern, ausreichen, um dem Geſchäftsherrn 
die Möglichkeit der Auflöſung des Dienſtverhältniſſes zu geben. Das Ber.- 
Gericht ſteht auf dem Standpunkt, daß der Ausbruch des Weltkrieges einen 
derartigen unvorhergeſehenen und tiefgehenden Einfluß auf das Unternehmen 
der verklagten Geſellſchaft gehabt hat. 

Der Schülerbeſtand des Technikums zu Str. belief ſich bei Ausbruch des 
Krieges auf rund 600 Perſonen. Zu den letzten Unterrichtsſtunden am 5. Aug. 
1914 waren von 80 Schülern, die ſonſt an einem beſtimmten Kurſus teilnahmen, 
nur ſieben, in einem andern Fach, wo ſonſt 63 Schüler teilnahmen, nur einer 
anweſend. Nicht anders wird es in den übrigen Unterrichtsgegenſtänden ge— 
weſen ſein. Der Kaſſenführer gibt an, er habe bei dem vorzeitigen Schluſſe 
des Semeſters an die abgehenden Techniker 9000 4 Schulgelder zurückzahlen 
müſſen. Es kann auch der damalige Schluß des Unterrichts keineswegs als 
ein vorſchneller und übereilter Schritt der Geſellſchaft angeſehen werden. 
Denn die durch den Kriegsausbruch geſchaffene Lage war die, daß mit einem 
völligen Ausſcheiden der ausländiſchen Schüler (von denen die Angehörigen 
feindlicher Staaten, insbeſ. die zahlreichen Ruſſen, die nicht fortreiſen konnten, 
vom Unterricht ausgeſchloſſen waren) gerechnet werden mußte. Von den 
inländiſchen Schülern wurde der größte Teil ſofort zu den Fahnen einberufen, 
auch war die Einziehung derjenigen, welche zunächſt noch nicht beim Militär 
eintreten mußten, im Laufe der Zeit zu erwarten. Aus dem gleichen Grunde 
wurde der Lehrkörper der Anſtalt unvollſtändig. Es war daher deren Fort— 
führung unter Beſchäftigung aller von der Einberufung nicht betroffenen 
Lehrer völlig untunlich. Auf der einen Seite erlaubte weder die Unvollſtändig— 
keit des Lehrerperſonals noch die Ungewißheit des Verbleibens der wenigen 
übriggebliebenen Schüler eine Durchführung des Anſtaltsplans, auf der 
andern Seite hätte die Beibehaltung und Entlohnung der nicht eingezogenen 
Lehrer die Geſellſchaft mit Vermögensaufwendungen belaſtet für Leiſtungen, 
für welche ſie nach Lage der Sache auf eine nicht abſehbare Zeit hinaus in 
Wahrheit keine Verwendung hatte. Der Lehrer L. bekundet zwar, daß ſich 
ſchließlich wieder etwa 100 Schüler eingefunden hätten und daß infolge einer 
neuen Abmachung zwiſchen der Geſellſchaft und einigen Lehrern der Unter— 
richt in gewiſſem Umfange wieder aufgenommen worden ſei mit der Maßgabe, 
daß die Lehrer ihr halbes Gehalt weiter beziehen und einen etwaigen nach 
Abzug der Unkoſten verbleibenden Überſchuß unter ſich teilen ſollten. Aber 
dies ſpricht nicht gegen die Begründetheit der voraufgegangenen Kündigung. 
Denn die Fortführung der Anſtalt war nur eine beſchränkte, nicht bloß nach 
der Zahl der Lehrer und Schüler, ſondern auch der Unterrichtsfächer, ſie be— 
ruhte auf neuer Abmachung und war nur in dem begrenzten Rahmen möglich. 
Die verklagte Geſellſchaft hat in einer Zuſammenſtellung dargelegt, daß die 
Fortzahlung der Gehälter, welchen eine entſprechende Einnahme an Schul— 
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geldern nicht gegenüberſtand, zum Konkurſe der Geſellſchaft geführt haben 
würde. Wenn es auch an dieſer Stelle nicht möglich iſt, die einzelnen Poſten 
dieſer Berechnung nachzuprüfen, jo hält das Ber. Gericht es doch für durch⸗ 
aus glaubhaft, daß die Aufrechterhaltung der Anſtellungsverträge die Über- 
ſchuldung der Geſellſchaft und ſomit den Konkurs (§ 63 GmbHG.) zur Folge 
gehabt haben würde. Dieſe Fortſetzung der Dienſtverträge konnte der Ge⸗ 
ſellſchaft nicht zugemutet werden. — — —“ 

Urteil des OLG. zu Roſtock (1. Sen.) v. 8. Juli 1915 i. S. Schl. (Kl.) 

w. M. H. Geſ. m. b. H. Hi. 266/15. Kn. 


— —Erüĩä—ͤ—— 


215. Ausſchluß der Aufrechnung durch die Stellung als Treuhänder. 
Vgl. 68 Nr. 78. 
BGB. 88 675. 666 ff. 

Der Kläger war Treuhänder für den in Vermögensverfall gekommenen R. 
und die Gläubiger R.s, zu denen auch der Kaufmann H. gehörte. H. ſtarb, 
zum Verwalter ſeines Nachlaſſes wurde der Beklagte beſtellt. An ihn zahlte 
der Kläger in ſeiner Eigenſchaft als Treuhänder den auf H. entfallenden Teil 
ſeiner Forderung mit 5664,62 % aus. Vorher hatte er dem Beklagten mit- 
geteilt, daß ihm — dem Kläger — die M.ſchen Erben eine Forderung von 
700 J gegen H. abgetreten hätten, womit er gegen die Forderung des H.ſchen 
Nachlaſſes aufrechne. Dieſe Aufrechnung hatte er bei der Auszahlung der 
5664,62 A nicht beachtet, er forderte deswegen mit der Klage die 700 K 
nebſt Zinſen ſeit der Klagezuſtellung zurück. — Das Landgericht wies die 
Klage ab; das Oberlandesgericht beſtätigte mit folgender Begründung: 

„Unbeſtrittenermaßen hat R. im Einverſtändnis mit ſeinen Gläubigern 
den Kläger zum Treuhänder gewählt und ihm zur Sicherheit der Gläubiger 
eine Grundſchuld beſtellt, deren Erlös der Kläger anteilmäßig auf die Gläu⸗ 
biger verteilen ſollte. Der Erblaſſer H. gehörte zu den Gläubigern R.s und 
hatte die Vertretung ſeiner Rechte durch Ausſtellung einer Vollmacht eben⸗ 
falls dem Kläger übertragen. Unter dieſen Umſtänden war der Kläger Treu⸗ 
händer nicht nur R.s, ſondern auch den Gläubigern R.s gegenüber perſönlich 
verpflichtet, den Erlös der Grundſchuld an ſie auszuzahlen. H., und nach ſeinem 
Tode der Beklagte als Vertreter feines Nachlaſſes, hatte alſo einen perſön⸗ 
lichen Geldanſpruch gegen den Kläger. Gleichwohl erſcheint die vom Kläger 
erklärte Aufrechnung mit einer von den M.ſchen Erben nach Anordnung der 
Nachlaßverwaltung erworbenen Forderung gegen H.s Nachlaß als unzuläſſig. 

Allerdings kennt das Geſetz hinſichtlich der Nachlaßverwaltung kein Auf⸗ 
rechnungsverbot, wie es die Konk Ordnung in § 55 ausſpricht, und es mag 
daher an ſich zuläſſig ſein, daß ein Nachlaßſchuldner während des Beſtehens 
der Nachlaßverwaltung Forderungen gegen den Nachlaß erwirbt und zur 
Aufrechnung bringt. Für den Kläger lag der Fall aber inſofern beſonders, 
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als er nach dem unſtreitigen Sachverhalt auch Treuhänder des Erblaſſers H. 
und als ſolcher verpflichtet war, ſich bei Abwicklung des Treuhandverhältniſſes 
aller Rechtshandlungen zu enthalten, die dem Zweck einer geordneten Nach- 
laßverwaltung widerſprechen. Zweck der Nachlaßverwaltung iſt die Befriedi— 
gung der Nachlaßgläubiger, ſie führt für den Fall der Überſchuldung des Nach⸗ 
laſſes zum Nachlaßkonkurs (§ 1975. 1980. 1985. 1988 BGB.) und zielt ſomit 
auf eine gleichmäßige Befriedigung der Gläubiger ab. Mag nun auch zur- 
zeit noch nicht feſtſtehen, ob es überhaupt zur Konk.-Eröffnung kommen werde, 
ſo war doch das Verfahren des Klägers im höchſten Grade geeignet, die gleich— 
mäßige Befriedigung der Nachlaßgläubiger zu vereiteln zugunſten derjenigen, 
die ihre Forderung an ihn abtraten. Er bezieht ſich ſelbſt darauf, daß die 
M. ſchen Erben gehofft haben, durch die Abtretung an ihn ohne große Schwierig— 
keiten zu ihrem Gelde zu kommen; die Abtretung an ihn und ſeine Aufrechnung 
gegen den Nachlaß lag alſo im Intereſſe der M.fchen Erben. An der Wahr- 
nehmung dieſer Intereſſen war er aber durch ſeine Eigenſchaft als Treuhänder 
des Erblaſſers verhindert. Andernfalls hätte es ihm freigeſtanden, in voller 
Höhe ſeiner Schuld von 5664. Forderungen noch andrer Nachlaßgläubiger 
zu erwerben und durch Aufrechnung zu tilgen, während dem Nachlaß nunmehr 
die 5664 nicht zugefloſſen wären und zur Befriedigung der übrigen Gläu— 
biger nicht zur Verfügung geſtanden hätten. Zu einem ſolchen Verfahren 
durfte der Kläger als Treuhänder des Erblaſſers nicht die Hand bieten, und 
aus dieſem Geſichtspunkte erſcheint ſeine einſeitige Aufrechnung nach §8§ 157. 
242 BGB. als unzuläſſig. Daß eine vertragmäßige Aufrechnung nicht vorliegt, 
hat das Landgericht mit zutreffenden, vom Ber.-Gericht gebilligten Gründen 
dargelegt. Damit fällt die Klage.“ 

Urteil des OLG. zu Dresden (4. Sen.) v. 24. März 1914 i. S. K. w. J. 

40. 315/13. F- ch. 


216. Unanwend barkeit des $ 8ı7 Satz 2 BGB. auf eine Sicherheits- 
leiſtung für die Erfüllung des unſittlichen Vertrages. 
(Vgl. 69 Nr. 47 m. N.) 
BOB. $ 817. 

Die Klägerin verlangt Rückgabe einer von ihr gejtellten baren Kaution 
mit der Behauptung, daß der durch die Kaution zu ſichernde Hauptvertrag 
infolge Anfechtung wegen argliſtiger Täuſchung nichtig geworden ſei. Daß 
die 4000 % als Kaution, nicht als Anzahlung, geleiſtet find, ergibt unzwei— 
deutig der Vertrag. 

Ob die behauptete Anfechtbarkeit des Hauptvertrages gegeben iſt, kann 
dahingeſtellt bleiben, da der Hauptvertrag ſchon an ſich gemäß $ 138 BGB. 
nichtig iſt. Es handelt ſich um einen Bordell-Pachtvertrag, verbunden mit 
einem Möbelleihvertrag für die Zwecke des gepachteten Bordells. Nach dem 
Inhalt des Vertrages, insbeſondere der Höhe des Pachtzinſes und der Abnutzungs⸗ 
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gebühren, kann nicht zweifelhaft ſein, daß die Bordelleigenſchaft des Grund⸗ 
ſtücks und der ganzen Einrichtung den Inhalt des Vertrages entſcheidend 
beſtimmt hat; die Fortführung des Bordellbetriebes war Zweck und Gegen- 
ſtand des Vertrages. Der Vertrag verſtieß daher gegen die guten Sitten, 
wie ſchon das Klagevorbringen deutlich ergab. 

Ergriff dieſer unſittliche Zweck des Vertrages auch die Kautionsleiſtung, 
jo würde der Rückforderung der Kaution die Vorſchrift des 8 817 Satz 2 BGB. 
entgegenſtehen, mag auch der Rückforderungsanſpruch von der Klägerin 
lediglich auf 8 812 BGB. geſtützt fein und wegen Nichtigkeit des Vertrages 
geſtützt werden können (vgl. RGEntſch. 63, 354; 70, 4; Warneyer Rechtſpre⸗ 
chung, 1912 Nr. 98). Das Reichsgericht hat aber die Anwendbarkeit des 
§ 817 Satz 2 auf Kautionsleiſtungen verneint (vgl. Entſch. 67, 322; IW. 1912, 
862) und das Ber.⸗Gericht folgt dieſer Rechtsanſicht, die auch in der Rechts⸗ 
lehre durchweg Anerkennung gefunden hat; 

vgl. Staudinger Anm. 2d zu § 817; Komm. von RGRäten Anm. 4 zu $ 817; 

Oertmann Schuldverhältn. Anm. 6a zu 8 817; bedenklich allerdings Dernburg⸗ 

Raape B. R. Anm. 9 zu 8 379. ö 

Wenn der 8 817 BGB. von dem Zwecke der Leiſtung ſpricht, jo kann 
hiermit nur der rechtsgeſchäftliche Hauptzweck der beſtimmten Leiſtung ge— 
meint fein. Die Vorſchriften der §§ 812 ff. 817 BGB. bauen ſich weſentlich 
auf der gemeinrechtlichen Kondiktionenlehre auf, und ſchon in dieſer wurde 
betont, daß es nur auf die „erſte Abſicht der Willenserklärung“, auf den „erſten 
Zweck“ des Rechtsgeſchäfts ankomme (vgl. Windſcheid Pand. 1 § 98 Nr. 1 
und Anm. 1). An dieſem Rechtsgrundſatz iſt auch für das Bürgerl. Geſetzbuch 
feſtzuhalten (vgl. Oertmann a. a. O.). 

Der Hauptzweck einer Kautionsleiſtung iſt nun die Sicherung des An— 
ſpruchs auf eine beſtimmte Vertragsleiſtung. Welchen Charakter dieſe Ver— 
tragsleiſtung ihrerſeits hat und welche rechtsgeſchäftlichen Zwecke mit ihr 
verfolgt werden, kommt für die Frage nach dem Zweck der Kautionsleiſtung 
erſt in zweiter Linie in Betracht. Der „erſte“ Zweck der Kaution iſt der Siche— 
rungszweck. Daraus, daß der Hauptvertrag, wie im vorliegenden Falle, 
unſittliche Zwecke verfolgt, ergibt ſich noch nicht, daß auch die Kautionsleiſtung 
als ſolche in ihrer Zweckbeſtimmung gegen die guten Sitten verſtieße; die der 
Kautionsleiſtung innewohnende rechtsgeſchäftliche Zweckbeſtimmung erſchöpft 
ſich vielmehr in dem Sicherungszweck, und dieſer iſt moraliſch belanglos. 
Ergibt die Unſittlichkeit des Hauptvertrages, daß ein zu ſicherndes Recht auf 
die Vertragsleiſtung überhaupt nicht beſteht, ſo entfällt damit der Sicherungs⸗ 
zweck und die Kaution kann nach $ 812 BGB. zurückgefordert werden. 

Daß mit Rückſicht auf die beſonderen Umſtände des vorliegenden Falles 
die Kautionsleiſtung von dem unſittlichen Zweck des Hauptvertrages mit- 
betroffen würde, iſt nicht dargetan. Unerheblich iſt es in dieſer Hinſicht, ob 
anzunehmen war, daß die Kaution wegen der zu ſichernden Anſprüche voll 
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in Anſpruch genommen werden würde; unerheblich iſt auch, ob die Kaution 
dem Gläubiger in der Weiſe beſchafft iſt, daß ihm bares Geld ohne die Ver⸗ 
pflichtung zur Hinterlegung oder Verzinſung übereignet wurde. Zweifel⸗ 
hafter kann ſchon die Frage ſein, ob nicht die Kautionsleiſtung nach dem Inhalt 
des ganzen Vertrages ſo eng mit deſſen übrigen Beſtimmungen zuſammenhing, 
daß auch ſie, weil ſie offenbar eine Vorbedingung für die Ausführung des 
ganzen Vertrages bildete, als unſittlich angeſprochen werden muß. Aber ein 
ſolcher naher Zuſammenhang zwiſchen Hauptvertrag und Kautionsleiſtung 
wird durchweg beſtehen; durchweg wird bis zum Beweiſe des Gegenteils 
anzunehmen ſein, daß der Gläubiger ſich ohne die von ihm verlangte Sicher- 
heit auf den Vertrag nicht eingelaſſen hätte (vgl. auch $ 139 BGB.), und ebenſo 
beſtimmt ſich die Art und Höhe der Kaution ſelbſtverſtändlich nach der Art 
und dem Umfang der Hauptleiſtung. Aber trotz dieſes Zuſammenhanges — 
der beiſpielsweiſe auch in den vom Reichsgericht entſchiedenen Fällen vor— 
lag — muß daran feſtgehalten werden, daß der der Kautionsleiſtung un— 
mittelbar anhaftende Zweck in erſter Linie nur der Sicherungszweck blieb 
und daß es ſich um eine Nebenleiſtung handelte, die dadurch, daß der Haupt- 
inhalt des Vertrages zufällig unſittlichen Zwecken diente, nicht ihren ſelbſtän⸗ 
digen Nebenzweck verlor. 

Die Vorſchrift des § 817 Satz 2 BGB. erſcheint deshalb nicht anwendbar. 
Ihre Anwendung würde auch tatſächlich nicht den Zweck erreichen, den die 
Vorſchrift erreichen will, nämlich den bisherigen tatſächlichen Beſitzſtand 
aufrechtzuerhalten. Der Beklagte würde vielmehr unverhältnismäßig be— 
günſtigt werden, er würde jetzt dauernd in ſeinem Vermögen behalten, was 
ihm von vornherein nur vorübergehend, zu Sicherungszwecken, übertragen 
war. Er würde infolge der Verſagung des Bereicherungsanſpruchs alſo nicht 
behalten was er ſchon hatte, ſondern jetzt erſt einen Vermögenszuwachs er— 
fahren, der ihm in dieſer Weiſe niemals zugedacht war (vgl. RG. a. a. O.). 
Dieſe unleidliche Folgerung beſtätigt, daß eben nicht der unſittliche Zweck 
des Hauptvertrages, ſondern der beſondere und nicht unſittliche Zweck der 
bloß vorübergehenden Sicherung die eigentliche und allein entſcheidende Be— 
ſtimmung dieſer Leiſtung bildete. 

Mit Recht hat übrigens der klägeriſche Prozeßvertreter darauf hinge⸗ 
wieſen, daß die Verſagung des Rückforderungsanſpruchs auf die Kaution 
wirtſchaftlich ein gewaltſames Feſthalten der Parteien an ihrem unſittlichen 
Vertrage bedeuten würde, während die Rechtsordnung doch beſtrebt ſein muß, 
den Beteiligten die Loslöſung aus unſittlichen Vertragsbeziehungen tunlichſt 
zu erleichtern. 

Demnach war der klägeriſche Anſpruch auf Rückgabe der Kaution wegen 
Nichtigkeit des Hauptvertrages in Übereinſtimmung mit dem Landgericht für 
rechtlich begründet zu erachten. — — —“ 

Urteil des OLG. zu Kiel (2. Sen.) v. 9. Febr. 1915. SchlHolſt. Anz. 1915, 97. 
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217. Verzug des Derficherungnehmers mit der Prämienzahlung; 
Inhalt der Friſtſetzung nach $ 39 VerſbG. 
Verſ G. 8 39. 


Der Kaufmann Albert P. in T. war bei der verklagten Lebensverſich.⸗ 
Bank für die Zeit vom 1. April 1909 ab in Höhe von 15000 „ auf den Todes⸗ 
fall verſichert. Die Prämie war mit halbjährlich 485,85 % am 1. April und 
1. Okt. zu bezahlen. Er geriet mit der am 1. April 1913 fälligen Prämienrate 
in Verzug und wurde deshalb von der Beklagten mittels eingeſchriebenen 
Briefs v. 15. Mai 1913 zur Zahlung der rückſtändigen Prämie nebſt Verzugs⸗ 
zinſen und Koſten aufgefordert; die Zahlung unterblieb jedoch. Am 21. Mai 
1913 wurde über P.s Vermögen Konkurs eröffnet; am 9. Juni 1913 iſt er 
geſtorben. — Der Kläger als Konk.-Verwalter forderte von der Beklagten 
Zahlung der Verſicherungsſumme abzüglich zweier Halbjahrsprämien. Der 
Anſpruch wurde in allen Inſtanzen als begründet befunden. Aus den Gründen 
des Rev.⸗Urteils: 

„Die angefochtene Entſcheidung beruht auf der Erwägung, daß das 
Schreiben der Beklagten v. 15. Mai 1913 den Vorſchriften des $ 39 Verſ VG. 
nicht entſprochen habe und daß deshalb die darin enthaltene Friſtbeſtimmung 
unwirkſam geweſen ſei. Demgegenüber verſucht die Reviſion nachzuweiſen, 
daß das Schreiben den Anforderungen des Geſetzes genügt habe; darin kann 
ihr jedoch nicht beigepflichtet werden. 

Nach der erwähnten Geſetzesſtelle kann der Verſicherer, wenn eine nach 
dem Beginn der Verjährung zu leiſtende Prämienzahlung nicht rechtzeitig 
bewirkt wird, dem Verſicherungnehmer auf deſſen Koſten eine Zahlungsfriſt 
beſtimmen. Tritt der Verſicherungsfall nach dem Ablauf der Friſt ein und 
iſt zur Zeit des Eintritts der Verſicherungnehmer mit der Zahlung der Prämie 
oder der geſchuldeten Zinſen oder Koſten im Verzuge, ſo iſt der Verſicherer 
von der Verpflichtung zur Leiſtung frei. Der Verſicherer iſt nach dem Ab— 
lauf der Friſt, wenn der Verſicherungnehmer mit der Zahlung im Verzug iſt, 
berechtigt, das Verſicherungsverhältnis ohne Einhaltung einer Kündigungs- 
friſt zu kündigen. Die Beſtimmung der Zahlungsfriſt hat ſchriftlich zu ge— 
ſchehen und die Rechtsfolgen anzugeben, welche nach Vorſtehendem mit dem 
Ablauf der Friſt verbunden ſind. Die Friſt darf nicht weniger als zwei Wochen 
betragen. Eine Friſtbeſtimmung, die ohne Beobachtung dieſer Vorſchriften 
ele iſt unwirkſam. 

Die Beklagte hat nun in ihrem Schreiben v. 15. Mai 1913 dem Ver⸗ 
ſicherungnehmer zur Zahlung der fälligen Prämie nebſt Zinſen und Koſten 
eine zweiwöchige Friſt geſetzt und dabei auf die Folgen einer etwaigen Friſt— 
vecſäumung mit den Worten hingewieſen: 

Sollten Sie nach Ablauf dieſer Nachfriſt mit der Zahlung der Prämie oder 
der geſchuldeten Zinſen oder Koſten im Verzuge ſein, ſo ſind wir von der 

Verpflichtung zur Leiſtung frei, würden alſo im Fall Ihres Ablebens die Ver— 
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ſicherungsſumme nicht zahlen, und find außerdem berechtigt, unbeſchadet unſers 
geſetzlichen Anſpruchs auf Zahlung der laufenden Jahresprämie das Verſicherungs— 
verhältnis ohne Einhaltung einer Kündigungsfriſt zu kündigen. 


Der Ber.⸗Richter hält dieſe Friſtbeſtimmung aus dem Grunde für un— 
wirkſam, weil das Freiwerden der Beklagten von der Verpflichtung zur Lei— 
ſtung als Folge lediglich des Verzugs mit der Zahlung zur Zeit des Ablaufs 
der Nachfriſt bezeichnet ſei, während § 39 VerſVG. dieſe Folge nicht ſchon 
an den Verzug nach Ablauf der Nachfriſt knüpfe, ſondern verlange, daß der 
Verſicherungsfall erſt nach dem Ablauf der Friſt eintritt und der Verzug zur 
Zeit des Eintritts des Verſicherungsfalls beſteht. Ein Rechtsverſtoß tritt 
hierin nicht zutage. 

Der offenſichtliche Zweck der Beſtimmungen in $ 39, die nach § 42 des 
Geſetzes nicht zum Nachteil des Verſicherungnehmers abgeändert werden 
können, iſt der, dem Verſicherungnehmer bei der Friſtbeſtimmung deren ſchwer— 
wiegende Bedeutung und die mit der Verſäumung der Friſt für ihn verknüpften 
nachteiligen Folgen zum Bewußtſein zu bringen und ihn dadurch möglichſt 
vor weiterer Säumnis und dem damit möglicherweiſe verbundenen Verluſt 
ſeines Verſicherungsanſpruchs zu bewahren. Deshalb fordert das Geſetz, 
daß die mit der Verſäumung der Friſt verbundenen, im Geſetz ſelbſt genau 
angegebenen Folgen bei der Beſtimmung der Zahlungsfriſt angegeben werden, 
und macht die Erfüllung dieſer Vorſchrift zur Bedingung der Wirkſamkeit 
der Friſtbeſtimmung. Die mit dem Ablauf der Friſt nach dem Geſetz ver— 
knüpften Folgen beſtehen darin, daß der Verſicherer ſofort nach Ablauf der 
Friſt, wenn der Verſicherungnehmer zu dieſer Zeit mit der Zahlung im Verzug 
it, das Verſicherungsverhältnis ohne Einhaltung einer Kündigungsfriſt zu 
kündigen berechtigt iſt und auch ohne eine ſolche Kündigung von der Ver— 
pflichtung zur Leiſtung frei wird, wenn nach dem Ablauf der Zahlungsfriſt 
der Verſicherungsfall eintritt und zur Zeit des Eintritts der Verſicherung— 
nehmer im Verzug iſt. Macht alſo der Verſicherer nach dem Ablauf der Zah— 
lungsfriſt von dem ihm geſetzlich zuſtehenden Kündigungsrecht keinen Ge— 
brauch, ſo beſteht das Verſicherungsverhältnis trotz des Ablaufs der Friſt 
weiter fort, und der Verſicherer wird erſt, wenn nunmehr der Verſicherungsfall 
eintritt und der Verſicherungnehmer zu dieſer Zeit in Verzug iſt, von ſeiner 
Leiſtungspflicht frei, bis dahin kann mithin der Verſicherungnehmer durch 
Leiſtung der rückſtändigen Zahlung die Folgen der Säumnis jederzeit von 
ſich ablenken. Die Androhung dieſer Rechtsfolgen hat ſchriftlich, braucht 
aber nicht mit den Worten des Geſetzes zu geſchehen, doch muß ſie dem Sinn 
des Geſetzes entſprechen. Ob dieſem Erfordernis im einzelnen Falle Genüge 
getan iſt, iſt, ſoweit es ſich um die Ermittelung des Sinns der ſchriftlichen 
Androhung handelt, Sache der tatſächlichen Beurteilung und Feſtſtellung. 

Im gegebenen Fall hat der Ber. Richter feſtgeſtellt, daß das Schreiben 
der Beklagten v. 15. Mai 1913 das Freiwerden der Beklagten von der Ver⸗ 
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pflichtung zur Zahlung — abweichend vom Geſetze — als Folge lediglich des 
Zahlungsverzugs zur Zeit des Ablaufs der Nachfriſt bezeichne. Dieſe Feſt⸗ 
ſtellung, die in dem Wortlaut des Schreibens eine Stütze findet, gibt zu Be⸗ 
denken keinen Anlaß. Das Freiwerden der Beklagten von ihrer Leiſtungs⸗ 
pflicht iſt mithin an eine weſentlich andre Vorausſetzung geknüpft worden 
als es dem Geſetz entſprach, denn in dem Schreiben iſt dieſe Rechtsfolge ſchon 
an den Verzug bei Ablauf der Nachfriſt geknüpft, während ſie nach dem Geſetz 
erſt mit dem Eintritt des Verſicherungsfalls nach dem Ablauf der Friſt und 
einem beim Eintritt des Verſicherungsfalls vorhandenen Verzug des Ver⸗ 
ſicherungnehmers verknüpft iſt. Durch eine ſolche Art der Androhung wird 
der Verſicherungnehmer nicht, wie es der Zweck des Geſetzes erfordert, über 
die wirkliche Rechtslage und die Folgen etwaiger weiterer Säumnis belehrt, 
ſondern er wird irregeführt und in den Glauben verſetzt, daß mit dem Ablauf 
der Friſt der Verſicherer frei geworden und daß eine nach dieſem Zeitpunkt 
erfolgende Zahlung verſpätet und wirkunglos ſei, er gerät dadurch in die 
Gefahr, von dem ihm nach dem Geſetz zuſtehenden Recht, auch noch nach 
Ablauf der Friſt zu zahlen, keinen Gebrauch zu machen in der irrigen Meinung, 
daß es dazu nunmehr zu ſpät und ſein Verſicherungsanſpruch bereits verloren 
ſei. Mit Recht hat hiernach der Ber. Richter die Friſtſetzung für unwirkſam 
erachtet. 

Die Reviſion wendet ein, das Geſetz verlange nur die Angabe der mit 
dem Ablauf der Friſt verbundenen Rechtsfolgen, nicht auch die Angabe ihrer 
Vorausſetzungen. Die Angabe der Rechtsfolgen erfordert aber notwendig 
auch die Angabe der Vorausſetzungen, an die ſie geknüpft ſind und als deren 
Folgen ſie ſich darſtellen; eine bloße Angabe dieſer Folgen würde auch dem 
Zweck des Geſetzes in keiner Weiſe entſprechen. Auch das Schreiben der Be- 
klagten enthält neben der Angabe der gegebenenfalls eintretenden Rechts⸗ 
folgen die Angabe der Vorausſetzungen, unter denen ſie eintreten würden, 
gibt aber dieſe Vorausſetzungen zum Teil unrichtig an und verletzt eben da⸗ 
durch das Geſetz. 

Die Reviſion war hiernach zurückzuweiſen.“ 

Urteil des Reichsgerichts (7. Sen.) v. 27. April 1915 in der preuß. Sache 
M. Leb.⸗Verſ.⸗Bank (Bkl.) w. P. Konk. (OLG. Königsberg). VII. 13/15. 


218. Gläubigeranfechtung einer Gehaltsabtretung; hat der Beklagte 
die dem Schuldner belaſſenen Gehaltsbezüge zu erſtatten d 
(Vgl. 50 Nr. 89.) 
AnfG. § 7. 
Der Klägerin ſtand aus einem rechtskräftigen Urteil mit Koſtenfeſt⸗ 
ſetzungsbeſchluß aus dem Dezember 1913 ein Anſpruch von 3545,10 „ nebſt 
Zinſen gegen den Okonomieinſpektor H. in G. zu. Die Pfändung war er⸗ 
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folglos geweſen, der Schuldner hatte den Offenbarungseid geleiſtet. Durch 
Vertrag v. 18. Dezember 1909 hatte der Schuldner ſeine Anſprüche gegen 
den Rittergutsbeſitzer v. E. auf Gehalt einſchließlich Tantieme und ſonſtiges 
Einkommen aus dem Dienſtvertrag — er erhielt als Okonomieinſpektor 1500. 
Gehalt, 620 „ Beköſtigungsgeld und freie Wohnung — an den Beklagten 
abgetreten. Bei der brieflichen Anzeige von der Abtretung hatte jedoch der 
Beklagte an v. E. erklärt, er werde dem H. eine Vollmacht zur Einhebung 
der Bezüge ausſtellen. Das war auch geſchehen; H. hatte in der Folgezeit 
die Bezüge bei v. E. eingehoben und der Beklagte hatte ſie ihm belaſſen. Das 
iſt außer Streit. 

Unter dem weiteren Anführen, H. ſei zur Zeit der Abtretung völlig über— 
ſchuldet geweſen, er habe die Abtretung vorgenommen, um ſeinen übrigen 
Gläubigern den Zugriff in ſeine Anſprüche aus dem Anſtellungsvertrage 
unmöglich zu machen, das habe auch der Beklagte gewußt, focht die Klägerin 
die Abtretung an und beantragte, den Beklagten zur Zahlung von 3545,10 4 
ſamt 4% Zinſen ſeit dem 1. Jan. 1914 zu verurteilen. — In 1. Inſtanz wurde 
dem Antrage entſprochen; in der Ber.⸗Inſtanz wurde die Klage abgewieſen. 
Aus den Gründen des Ber. ⸗Urteils: 

„Es kann dahingeſtellt bleiben, ob die von der Klägerin zur Begründung 
ihrer Anfechtung der Abtretung v. 18. Dez. 1909 angeführten Tatſachen 
richtig ſind, und es brauchten deshalb die angebotenen Beweiſe nicht erhoben 
zu werden. Denn, auch wenn die Richtigkeit dieſes Vorbringens dargetan 
wird, wäre doch nicht zu einem für die Klägerin günſtigen Ergebnis zu gelangen. 

Nach § 7 Abſ. 1 AnfG. kann der Gläubiger beanſpruchen, daß das, was 
durch die anfechtbare Handlung aus dem Vermögen des Schuldners veräußert, 
weggegeben oder aufgegeben iſt, als noch zu demſelben gehörig von dem 
Empfänger zurückgewährt werde. Wird, wie hier, die Abtretung einer For⸗ 
derung angefochten, ſo hat die Anfechtung die Wirkung, daß zugunſten des 
Anfechtenden als Forderungsberechtigter nicht der Zeſſionar, ſondern der 
Schuldner, der anfechtbar abgetreten hatte, anzuſehen iſt, und daß der An⸗ 
fechtungskläger zur Pfändung und Einziehung der Forderung ermächtigt 
erſcheint. Die Anfechtung äußert alſo ihre Wirkung zunächſt nur für die Zu⸗ 
kunft, indem ſie den Anfechtenden berechtigt, die Erwerbung der Forderung 
an Stelle ſeines Schuldners zu betreiben und ſie, ſoweit das geſetzlich zuläſſig 
iſt, zu ſeiner Befriedigung zu verwerten. Das wird, wenn es ſich, wie hier, 
um Gehaltsanſprüche handelt, nur in beſchränktem Maße zuläſſig ſein $ 8501 
ZPO., Bekanntm. v. 17. Mai 1915, RGBl. 285). Aber die Frage, in welchem 
Umfang die Klägerin, die Berechtigung ihrer Anfechtung vorausgeſetzt, die 
dem Schuldner zukommenden Gehaltsbezüge zur Deckung der ihr gegen H. 
zuſtehenden Forderung beanſpruchen darf, braucht nicht erörtert zu werden, 
weil die Klage garnicht auf Befriedigung aus den künftig fällig werdenden 
Bezügen abzielt, vielmehr darauf gerichtet iſt, daß die bisher eingehobenen 
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Beträge vom Beklagten an die Klägerin nach Höhe ihrer Forderung gegen HZ. 
gezahlt werden ſollen. Für einen ſolchen Anſpruch fehlt es aber an der not- 
wendigen Vorausſetzung, daß etwas aus dem Vermögen des Schuldners H. 
in das des Beklagten gelangt ſei. 

Für die Beurteilung deſſen, was der Anf.-Gegner erhalten hat, ſind 
weniger juriſtiſche als vor allem wirtſchaftliche Geſichtspunkte maßgebend. 
Nun hat im vorliegenden Fall der Beklagte tatſächlich nicht das geringſte 
erhalten. Die Klägerin hat nicht beſtritten, daß er dem Schuldner H. die von 
dieſem als Bevollmächtigten des Beklagten eingehobenen Bezüge belaſſen hat. 
Ein wirklicher Vermögenswert iſt mithin garnicht in das Vermögen des Be— 
klagten gelangt. Standen auch auf Grund der Abtretung, wenn und inſoweit 
dieſe überhaupt zuläſſig war (§ 400 BGB.), dem Beklagten Forderungen 
gegen den Drittſchuldner, den Gutseigentümer, zu und zog der Schuldner H. 
dieſe als Bevollmächtigter des Beklagten ein, ſo floß doch das eingehobene Geld 
nicht unmittelbar ins Vermögen des Beklagten, vielmehr erlangte dieſer nur 
wiederum einen Anſpruch gegen H. auf Abführung der entſprechenden Be— 
träge an ihn. Dieſe Abführung iſt aber, wie die Klägerin nicht in Abrede 
ſtellt, niemals erfolgt, das eingehobene Geld iſt vielmehr in den Händen H.s 
geblieben und von dieſem, wie bei ſeiner bedrängten Lage ohne weiteres an— 
genommen werden kann, für ſeinen und ſeiner Familie Lebensunterhalt 
verbraucht worden. Iſt aber ein Geldbetrag, deſſen Rückgewährung in das Ver— 
mögen H.s auf Grund der Anfechtung nach §7 AnfG. beanſprucht werden 
könnte, überhaupt nicht ins Vermögen des Beklagten gelangt, ſo iſt auch die 
auf Rückzahlung eines ſolchen gerichtete Klage unbegründet. 

Dieſes Ergebnis würde nicht anders ſein, wenn man mit dem Landgericht 
annehmen wollte, daß die von H. eingehobenen Bezüge bereits mit deren 
Erhebung ins Vermögen des Beklagten deshalb gelangt ſeien, weil H. als 
Bevollmächtigter des Beklagten fie für dieſen eingezogen habe. Denn un— 
ſtreitig ſind ſie von H. für ſich verwendet worden, alſo wieder an ihn zurück— 
gelangt. Eine Anfechtung iſt aber nicht gegeben, wenn der Anf.- Beklagte 
das, was ihm aus dem Vermögen des Schuldners zugefloſſen iſt, dieſem 
voll zurückgewährt hat (RGEntſch. 37, 97). 

Iſt ſonach der von der Klägerin geltend gemachten Anfechtung die mit 
der Klage erſtrebte Wirkung zu verſagen, weil die Anfechtung einer Forderungs⸗ 
abtretung nicht dazu führen kann, dem Anf.-Kläger Geldbeträge zu verſchaffen, 
die der Beklagte garnicht erhalten hat oder die wieder an den Schuldner zurück— 
gelangt ſind, die Anfechtung einer Abtretung vielmehr nur den Erfolg hat, 
daß die Forderung gegen den Drittſchuldner als noch zum Vermögen des 
Schuldners gehörig anzuſehen iſt, ſo braucht nicht noch die Frage erörtert 
zu werden, ob nicht auch, ſelbſt wenn der Beklagte einzelne Beträge auf Grund 
der Abtretung erhalten hätte, eine Benachteiligung der Klägerin deshalb 
zu verneinen ſein würde, weil die betreffenden Beträge, wären ſie nicht ab— 
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getreten worden, vom Schuldner H. verbraucht worden, alſo ebenſowenig in 
ſeinem Vermögen für den Zugriff ſeitens der Klägerin noch vorhanden wären. 
War nach alledem, ſelbſt wenn die Abtretung v. 18. Dez. 1909 anfechtbar 
ſein ſollte, der mit der Klage verfolgte Anſpruch unbegründet, ſo mußte in 
Beachtung der Berufung des Beklagten das der Klage ſtattgebende Urteil 
des Landgerichts aufgehoben und die Abweiſung der Klage ausgeſprochen 
werden.“ a 
Urteil des OLG. zu Dresden (7. Sen.) v. 22. Juni 1915 i. S. Frau W. 
(Kl.) w. S. 70. 314/14. —e—. 


219. Aber das Recht auf Wiederausgrabung einer auf einer öffent— 
lichen Begräbnisſtätte beerdigten Leiche nach preuß. Recht. 
Vgl. 65 Nr. 29 m. N.; 68 Nr. 60. 
Einf G. z. BGB. Art. 33; preuß. ALR. II. 11 § 453 ff. 

Die Klägerin gründet ihren gegen die verklagte Synagogengemeinde 
erhobenen Anſpruch, die Ausgrabung der auf deren Friedhof in einem von 
ihr erworbenen Erbbegräbniſſe beerdigten Leiche ihrer Mutter zu dulden, 
auf ihre Eigenſchaften als Hinterbliebene der Mutter, als deren alleinige 
Erbin und Teſtamentsvollſtreckerin und als Vertragsgegnerin der Beklagten, 
mit der ſie durch ihren Bevollmächtigten S. den ſchriftlichen Vertrag v. 10. Sept. 
1913 über die Überlaſſung eines Friedhofplatzes als Erbbegräbnis geſchloſſen 
hat, ſowie auf die Ingebrauchnahme dieſes Platzes; ſie gründet alſo ihren 
Anſpruch auf Privatrechte, deren Geltendmachung durch Anrufung der Ge— 
richte erfolgt (RGEntſch. 71, 22, in SeuffA. 65 Nr. 29). 

Nach Art. 133 Einf G. z. BGB. bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften 
über das Recht zur Benutzung eines Platzes auf einer öffentlichen Begräbnis⸗ 
ſtätte durch das Bürgerl. Geſetzbuch unberührt. Daß es ſich bei dem Fried⸗ 
hofe der Beklagten um eine ſolche Begräbnisſtätte handelt, iſt außer Streit 
und Zweifel. „Das Recht zur Benutzung“ des Art. 133 iſt auch in ſo weitem 
Sinn zu verſtehen, daß die in Anſehung der Ausgrabung der in ſolchen Be- 
gräbnisſtätten beerdigten Leichen entſtehenden Rechtsfragen darunter mit- 
inbegriffen find (RGEntſch. 71, 22). 

Es iſt alſo nach preußiſchem Allg. Landrecht zu entſcheiden, ob der Klä— 
gerin das Recht zuſteht, von der Beklagten die Duldung der Ausgrabung 
der Leiche ihrer Mutter zu verlangen. Nach dieſem Recht iſt für die Beſtim⸗ 
mung über den Ort der Beerdigung in erſter Linie der Wille des Verſtorbenen 
maßgebend, und erſt in zweiter Linie kommen die Wünſche derjenigen Per— 
ſonen in Betracht, die hinſichtlich der Leiche des Verſtorbenen ein durch die 
Sitte beſchränktes Verfügungsrecht haben. Das Geſetz ſpricht dies in den 
88 456. 457. 455. 460 II. 11 AL R., die von den Begräbniſſen handeln, aus. 
Nach § 456 kann jeder Eingepfarrte ſein Begräbnis in oder außerhalb der 
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Parochie wählen; nach § 457 hat der Pfarrer, wenn der Verſtorbene ſelbſt 
gewählt hat, deſſen Wahl Rechnung zu tragen, wenn ſeine Willensmeinung 
mit genugſamer Gewißheit bekannt iſt. Erſt in Ermangelung ſolcher Willens⸗ 
äußerung haben nach § 455. 460 die „Hinterlaſſenen“ die Wahl des Begräbnis⸗ 
orts. Zwar dienen dieſe Beſtimmungen unmittelbar nur der Regelung der Rechte 
und Pflichten der Eingepfarrten einer Parochie gegenüber dem Pfarrer 
dieſer oder einer anderen Parochie und der Rechte der Pfarrer auf Begräbnis⸗ 
gebühren; ſie ergeben aber die allgemeine Stellungnahme des Geſetzgebers 
dahin, daß auch die Hinterlaſſenen des Verſtorbenen ebenſo wie der Pfarrer 
deſſen mit genugſamer Gewißheit ausgedrückte Willensmeinung über den Ort 
des Begräbniſſes zu berückſichtigen haben und ohne zwingende Gründe von 
derſelben nicht abweichen dürfen, weil nur in Ermangelung eines Ausſpruchs 
ſolcher Willensmeinung die Hinterlaſſenen ein vom Pfarrer zu beachtendes 
Beſtimmungsrecht haben. Dieſe allgemeine Stellungnahme des Geſetzes 
gilt aber auch für die Hinterlaſſenen einer Jüdin. 

Die Parteien ſind darüber einig, daß die Mutter der Klägerin ihren Willen 
darüber, wo ſie beerdigt werden wolle, ausgeſprochen hat; ſie ſtreiten aber 
darüber, welcher Ort und Friedhof in dieſem von ihr erklärten Willen als 
ihre Begräbnisſtätte beſtimmt ſei. Der Ber.⸗Richter hat zu dieſer Streitfrage 
keine Stellung genommen; eine ſolche Stellungnahme erübrigt auch für das 
Rev.⸗Gericht. Denn keinesfalls liegt eine Beſtimmung der Mutter darüber 
vor, daß ihre einmal beerdigte Leiche unter beſtimmten Umſtänden von der 
Klägerin ſolle wieder ausgegraben und an einem anderen von ihr zu beſtim⸗ 
menden Ort von neuem beerdigt werden. Auf die Duldung der Wieder⸗ 
ausgrabung zum Zweck der Wiederbeerdigung der Leiche der Mutter an einem 
von ihr zu beſtimmenden Ort geht aber der Anſpruch der Klägerin. 

In Ermangelung ſolcher Beſtimmung der verſtorbenen Mutter haben 
deren „Hinterlaſſene“ das Recht der Beſtimmung darüber, ob die auf dem 
Friedhof der Beklagten in Breslau beerdigte Leiche dort wieder ausgegraben 
und an einem andern Ort wieder beerdigt werden ſoll. Die „Hinterlaſſenen“ 
i. S. der $$ 455. 460 II. 11 ALR. ſind aber nicht die Erben, auch nicht ein 
etwaiger Alleinerbe der Verſtorbenen, iſt auch nicht deren Teſt.⸗Vollſtrecker, 
ſondern ſind die nächſten Familienangehörigen, alſo im vorliegenden Fall, 
in welchem ein Ehegatte der Verſtorbenen nicht mehr vorhanden war, deren 
Kinder. Dieſe Kinder, die Klägerin und die Frau P. in N. ſind nach dem eigenen 
Vorbringen der Klägerin darüber einverſtanden geweſen, daß die Leiche ihrer 
Mutter in einem von der Klägerin zu erwerbenden Erbbegräbniſſe auf dem 
Friedhof der Beklagten beerdigt werde. Ebenſo ergibt der Tatbeſtand, daß 
Frau P. ihr Einverſtändnis mit der jetzt von der Klägerin beabſichtigten Aus⸗ 
grabung der mit ihrer Zuſtimmung in Breslau beerdigten Leiche und deren 
Rückbeförderung nach Amerika zum Zweck der Beerdigung an einem dort 
von der Klägerin auszuwählenden Orte nicht erklärt hat. Das Recht der 
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Hinterlaſſenen, alſo auch das der Schweſter P., mitzubeſtimmen, wo die 
Leiche ihrer Mutter beerdigt werden und beerdigt bleiben ſoll, iſt aber nicht 
dadurch aufgehoben, daß die Klägerin die Leiche mit deren Zuſtimmung in 
einem von ihr erworbenen Erbbegräbniſſe untergebracht hat, denn die Be⸗ 
erdigung der Leiche in dieſem Erbbegräbniſſe iſt gerade unter Berückſichtigung 
des Mitbeſtimmungsrechts der Schweſter erfolgt. Die Schweſter hat alſo das 
Recht, zu verlangen, daß ohne ihre Einwilligung dieſe Beerdigung an dem von 
den Hinterlaſſenen gemeinſam gewählten Ort nicht durch Ausgrabung der 
Leiche und eine einſeitige Beſtimmung eines neuen Begräbnisortes ſeitens 
der Klägerin wieder aufgehoben wird. Daraus ergibt ſich, daß die Klägerin 
allein zurzeit keinesfalls befugt iſt, die Ausgrabung und Herausgabe der Leiche 
von der Beklagten als der Eigentümerin des Friedhofs an ſie zur Beerdigung 
an einem unbekannten, beliebig von ihr zu beſtimmenden Orte zu verlangen. 
Es fehlt der Klägerin die ſachliche Berechtigung zur Geltendmachung ihres 
Klaganſpruchs. 

Damit rechtfertigt ſich die in Abänderung des Ber. Urteils getroffene, 
das landgerichtliche Urteil beſtätigende Entſcheidung. 

Urteil des Reichsgerichts (4. Sen.) v. 10. April 1915 in der preuß. Sache 
Jüd. Synag.⸗Gem. Breslau (Kl.) w. R. (OLG. Breslau). IV. 591/14. 


220. Suſammentreffen von Unterhaltsanſprüchen der geſchiedenen 
Ehefrau mit denen von unehelichen Kindern des Mannes. 
BGB. 85 1579. 1609. 1708. 

Die Unterhaltspflicht des Beklagten gegenüber der Klägerin, feiner ge⸗ 
ſchiedenen Frau, unterliegt den Beſchränkungen, welche ſich aus $ 1579 BGB. 
Abſ. 1 Satz 1 ergeben. Hiernach iſt er nicht nur berechtigt, das zu ſeinem 
eigenen Unterhalt Erforderliche in einem näher bezeichneten Umfange zurück⸗ 
zubehalten, ſondern es ſind auch bei der Prüfung deſſen, was er der Klägerin 
an Unterhalt gewähren kann, ſeine ſonſtigen Verpflichtungen zu berüd- 
ſichtigen, und zu dieſen ſonſtigen Verpflichtungen ſind auch die ee 
anſprüche unehelicher Kinder zu rechnen; 


Komm. von RGRäten zu § 1603 BGB.; ebenſo v. Staudinger Bem. 20; v. Blume 
Bem. 2 b. 


Hieraus zieht der Beklagte den Schluß, daß von ſeinem Verdienſt von 
jährlich 1500 , den er als unſelbſtändiger Schneider erzielt, das abzuziehen 
ſei, was an fünf uneheliche Kinder nach den in der hieſigen Gerichtspraxis 
üblichen Sätzen an baren Unterhaltsbeiträgen zu entrichten ſein würde, und 
er gelangt dann dahin, daß nicht einmal ſo viel übrigbleibe, wie er ſelbſt braucht. 
Die Klägerin verlangt dagegen, daß ihre Anſprüche in vollem Umfange denen 
der unehelichen Kinder vorgehen, weil ihr in § 4 Lohn BG. ein Vorrang 
eingeräumt ſei; ſie verweiſt auch auf den $ 1609 BGB. Keine dieſer beiden 
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Auffaſſungen kann für völlig zutreffend erachtet werden. Der § 1579 Abſ. 1 
Satz 1 rechtfertigt in keiner Weiſe den Schluß, daß die „ſonſtigen Verpflich- 
tungen“ von dem Vermögen oder dem Einkommen des Schuldners ſchlechthin 
abgezogen werden ſollen; es iſt nur ihre ſachgemäße „Berückſichtigung“ nach 
den Lebensverhältniſſen vorgeſchrieben. Was die angezogenen Kommentare 
über die Schulden des Verpflichteten im allgemeinen jagen, gilt in entſpre— 
chender Anwendung auch für die Unterhaltsanſprüche unehelicher Kinder. 
Ihre Befriedigung kann nur in abgemindertem Umfange erfolgen, und das 
ſcheint hier um ſo mehr angemeſſen, als der Beklagte mit den Kindern und 
ihrer Mutter zuſammenlebt, ihre Verſorgung alſo billiger möglich iſt als bei 
anderweitiger Unterbringung. 

Das Lohnbeſchlagnahmegeſetz anderſeits nötigt nicht zu der Annahme, 
daß der Umfang der Unterhaltsanſprüche durch das Vorhandenſein alimen- 
tationsberechtigter unehelicher Kinder nicht berührt werde. Dieſes Geſetz 
betrifft nur die Zw.⸗Vollſtreckung, es ſetzt Anſprüche der geſchiedenen Frau 
voraus und gibt ihnen gewiſſe Vorrechte, ihr Vorhandenſein und ihr Umfang 
aber wird nach andern Geſetzen beſtimmt. Gegenüber anderweitigen Gläu— 
bigern, welchen jede Möglichkeit der Lohnbeſchlagnahme nach dieſem Geſetz 
fehlt, iſt die geſchiedene Frau bei der Vollſtreckung noch mehr bevorzugt als 
gegenüber unehelichen Kindern, und doch muß ſie ſich ihretwegen Beſchrän— 
kungen ihrer Anſprüche gefallen laſſen. 

Auf den § 1609 BGB. kann ſich die Klägerin nicht berufen, weil er nur 
eheliche Kinder betrifft. Übrigens gibt dieſer Paragraph der geſchiedenen 
Ehefrau ein unbeſchränktes Vorrecht nur vor den volljährigen oder verhei— 
rateten Kindern, während für das Verhältnis ihres Unterhaltsanſpruchs zu 
denen minderjähriger unverheirateter Kinder der § 1579 Abſ. 1 Satz 2 maß⸗ 
gebend iſt (Staudinger Bem. 3b zu $ 1609). Es iſt nicht gerechtfertigt, hieraus 
ein unbeſchränktes materielles Vorrecht der geſchiedenen Frau vor den unehe- 
lichen Kindern herzuleiten. Dagegen iſt hier der $ 1708 BGB. zu erwähnen. 
Nur für den außerordentlichen Unterhaltsanſpruch der über 16 Jahre alten 
unehelichen Kinder nach Abſ. 2 iſt die Berückſichtigung der anderweitigen 
Verpflichtungen des Erzeugers vorgeſchrieben. Der regelmäßige Alimen- 
tationsanſpruch nach Abſ. 1 iſt dagegen unabhängig von der Frage, was der 
Vater zu leiſten vermag und wie viel er von ſeinen Einnahmen für ſich oder 
für andre Verpflichtungen braucht (Staudinger Bem. 4a zu § 1708). Das 
Geſetz geſtaltet alſo den Anſpruch unehelicher Kinder in ſeinem Beſtand und 
in ſeinem Umfang inſoweit günſtiger als den der geſchiedenen Ehefrau. 

Urteil des OLG. zu Roſtock (2. Sen.) v. 31. März 1915 i. S. Pr. w. Pr. 

Pi. 189/15. Kn. 
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221. Anerkennung der Ehelichkeit eines Uindes durch die Erklärung, 
die Ehelichkeit nicht anfechten zu wollen. 
Vgl. 11 Nr. 10. 
VGB. 88 1598. 133. 

„Die Eheleute G., die am 3. Juli 1907 geheiratet hatten, lebten ſeit län⸗ 
gerer Zeit getrennt. Am 11. Nov. 1913 gebar die Ehefrau eine Tochter. Gegen 
dieſes Kind, geſetzlich vertreten durch ſeinen Pfleger, erhob der Ehemann am 
21. Sept. 1914 Klage mit dem Antrage, auszuſprechen, daß es nicht als ſein 
eheliches Kind zu gelten habe; zur Begründung wurde ausgeführt, das Kind 
könne unmöglich vom Kläger ſtammen, da er ſchon ſeit Ende November 1912 
von ſeiner Frau getrennt lebe und mit ihr ſeit dieſer Zeit, insbeſondere inner- 
halb der Empfängniszeit, nicht geſchlechtlich verkehrt habe. Vom Beklagten 
wurde die Abweiſung der Klage beantragt, weil der Kläger zu Protokoll des 
Amtsgerichts G. v. 9. Mai 1914 erklärt habe, die Ehelichkeit nicht anfechten 
zu wollen, worin eine die Anfechtung der Ehelichkeit ausſchließende Aner— 
kennung der Ehelichkeit zu erblicken ſei. — Das Landgericht nahm an, daß 
nach dem Beweisergebnis das Kind unmöglich vom Kläger erzeugt ſein könne 
und daß eine Anerkennung der Ehelichkeit des Kindes durch den Kläger nicht 
vorliege. In 2. Inſtanz wurde das Urteil aufgehoben und die Klage abge— 
wieſen. Aus den Gründen: 

„Das Ber.⸗Gericht iſt mit dem 1. Richter der Anſchauung, daß durch die 
Beweiserhebung dargetan iſt, daß die Ehefrau innerhalb der einrechnungs— 
fähigen Zeit mit dem Kläger nicht geſchlechtlich verkehrt hat und es daher den 
Umſtänden nach offenbar unmöglich iſt, daß ſie das Kind vom Kläger emp— 
fangen hätte; es iſt aber, abweichend von der Auffaſſung des Landgerichts, der 
Anſicht, daß der Kläger ſein Anfechtungsrecht dadurch verloren hat, daß er 
das Kind nach der Geburt als das ſeinige anerkannt hat (8 1598 BGB.) 

Während nach dem 1. Entwurf (8 1472 Satz 1) das Anfechtungsrecht 
erlöſchen jollte, wenn der Chemann das Kind als das ſeinige durch ausdrück— 
liche Willenserklärung anerkennt (vgl. Motive 4, 665), hat die 2. Kommiſſion 
das Erfordernis einer ausdrücklichen Willenserklärung beſeitigt. Die An⸗ 
erkennung kann daher auch ſtillſchweigend (durch ſchlüſſige Handlungen) er— 
folgen. Dagegen wurde auch von der 2. Kommiſſion an dem Erfordernis 
einer „Willenserklärung“ feſtgehalten: „die Anerkennungshandlung müſſe 
den Charakter einer Willenserklärung d. h. einer auf Herbeiführung einer 
beabſichtigten rechtlichen Wirkung gerichteten Handlung an ſich tragen; eine 
Anerkennung, die der Mann ohne die Abſicht, eine rechtliche Wirkung herbei 
zuführen, etwa nur in einem Selbſtgeſpräch abgebe, könne als ausreichend 
nicht betrachtet werden“ (Prot. 4, 472; Staudinger BGB.: Bem. 2 b zu 
§ 1598 und die dort angeführten weiteren Schriftſteller). Nach Planck (BGB. 
Bem. 1 Abſ. 2 zu § 1598) ſoll auf dieſe Ausführung der Protokolle kein ent- 
ſcheidendes Gewicht zu legen ſein; es komme lediglich darauf an, ob eine 
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Willensbetätigung als gleichwertig mit der auf die Erklärung des Willens gerich⸗ 
teten Handlung anzuſehen ſei, was für die Anerkennung derEhelichkeit zu bejahen 
jet (ähnlich Komm. von RGRäten? Bem. 1 zu $ 1598, wonach nur erforderlich 
ſei, daß die Kundgebung den Willen der Anerkennung klar erkennen laſſe). 

x Einer Entſcheidung dieſer Streitfrage bedarf es im vorliegenden Falle 
nicht. Auch wenn man eine Anerkennung der Ehelichkeit i. S. des § 1598 
nur in einer Willensäußerung erblickt, die auf Herbeiführung der beabſichtigten 
Rechtswirkung, daß das Kind als eheliches Kind des Erklärenden gelten ſoll, 
gerichtet iſt, muß dieſes Erfordernis für erfüllt gelten. Denn der Ehemann 
hat zu Protokoll des Amtsgerichts erklärt, daß er die Ehelichkeit des Kindes 
Amalie nicht anfechte. Der überflüſſige Beiſatz, „weil ihm die Sache zuviel 
Lauferei verurſache“, kann die Tragweite der vorhergehenden Erklärung 
nicht beeinträchtigen. Er hat ſeine Erklärung „nach eingehender Belehrung“ 
abgegeben; damit kann ſelbſtverſtändlich nichts andres gemeint ſein, als daß 
der Vormundſchaftsrichter ihn über den Sinn, die Bedeutung und die Trag⸗ 
weite der von ihm verlangten Außerung belehrt hat. Seine Vorladung war 
ja gerade zu dem Zweck erfolgt, um feſtzuſtellen, ob er eine Anfechtung der 
Ehelichkeit des Kindes beabſichtige und ob daher die Fortdauer der am 12. Jan. 
1914 angeordneten Pflegſchaft über dieſes Kind geboten ſei. Hätte er ſich ledig⸗ 
lich in dem Sinne geäußert, daß er zunächſt keine Klage ſtellen oder ſich die 
Entſcheidung hierüber noch vorbehalten wolle, jo hätte der Richter unzweifel⸗ 
haft eine entſprechende Faſſung des Protokolls gewählt. Davon, daß der 
Ehemann habe ſagen wollen, er werde die Ehelichkeit dann nicht anfechten, 
wenn er durch eine Anfechtung viel Lauferei bekomme, kann im Hinblick auf 
den Wortlaut des Protokolls keine Rede ſein. 

Zur Erhebung des angebotenen Beweiſes darüber, daß er mit ſeiner Er— 
klärung die Ehelichkeit des Kindes nicht habe anerkennen wollen, beſteht kein 
Anlaß. Die Außerung des Klägers, er fechte die Ehelichkeit nicht an, kann 
bei Berückſichtigung der Umſtände, unter denen ſie erfolgt iſt, nicht anders 
aufgefaßt werden als dahin, daß er die Ehelichkeit des Kindes anerkenne, auf 
ſein Anfechtungsrecht verzichte und damit einverſtanden ſei, daß das Kind fortan 
in jeglicher Hinſicht als ſein eheliches Kind gelten ſolle. Ein geheimer Vorbehalt 
des Klägers, das Erklärte nicht zu wollen, wäre gemäß $ 116 BGB. nichtig 
(Staudinger Bem. 1 und 8 zu § 1599 BGB.). Die Anerkennung der Ehelichkeit 
iſt nicht widerruflich; ſie wird alſo auch durch die nachträgliche Erhebung 
der Anfechtungsklage in ihrer Wirkung nicht beeinträchtigt. Eine Anfechtung 
feiner Erklärung ($ 1599 BGB.) hat der Kläger bisher nicht vorgenommen. 

Da ſohin das Anfechtungsrecht des Klägers durch Anerkennung des 
Kindes erloſchen iſt, war die Anfechtungsklage unter Aufhebung des land⸗ 
gerichtlichen Urteils als unbegründet abzuweiſen.“ 

Urteil des OLG. München (1. Sen.) v. 21. Mai 1915 i. S. G. w. G. 

N. 98/15. F—2. 
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222. Leiſtungsfähigkeit des unterhaltspflichtigen Verwandten; Berück⸗ 
ſichtigung ſeiner Anſprüche auf Rückgabe von Schenkungen, ebenſo 
eingenommener Sinſen. 

BGB. 38 1603. 528; ZPO. 8 852 Abſ. 2. 


Die Kläger, 9 und 6 Jahre alt, beanſpruchten von der Beklagten, ihrer 
Großmutter väterlicherſeits, Unterhalt, da andre Verwandte nicht in Betracht 
kamen. Die Beklagte beſtritt ihre Leiſtungsfähigkeit. Über einzelne Vermögens⸗ 
teile hat dabei das Rev.⸗Gericht folgende Ausführungen gemacht: 

„Die Beklagte beſtreitet, daß ſie imſtande ſei, ohne Gefährdung ihres 
eigenen ſtandesgemäßen Unterhalts den Klägern den verlangten Unterhalt 
zu gewähren. Die Kläger machen demgegenüber geltend, daß die Beklagte 
größere Kapitalbeträge an ihre Söhne verſchenkt habe, und daß deshalb bei 
Prüfung ihrer Leiſtungsfähigkeit ihrem Vermögen der Anſpruch hinzuzu⸗ 
rechnen ſei, welchen ihr das Bürgerl. Geſetzbuch in $ 528 auf Herausgabe 
der Geſchenke gewähre. Das Ber.⸗Gericht lehnt das ab, indem es aus § 852 
ZPO. folgern will, daß bei Berechnung des Vermögens des Unterhalts- 
pflichtigen ein ſolcher Herausgabeanſpruch nur dann als Forderung eingeſtellt 
werden könne, wenn jener ihn durchführen wolle; da die Beklagte ſich dagegen 
ſträube, ſo komme der Anſpruch nicht in Betracht. Das kann nicht als richtig 
anerkannt werden. Der Herausgabeanſpruch der Beklagten iſt als Beſtandteil 
ihres Vermögens zu behandeln; will ſie ihn nicht geltend machen, ſo berührt 
das den Unterhaltsanſpruch der Kläger nicht, ſondern dieſer iſt ſo zu berechnen, 
als ob die Beklagte ihren Herausgabeanſpruch geltend gemacht hätte. Aller- 
dings würde, wenn die Beklagte kein anderweitiges greifbares Vermögen 
beſäße, die Durchführung des Anſpruchs der Kläger an § 852 ZPO. ſcheitern; 
etwas weiteres dagegen läßt ſich aus dieſer Beſtimmung der Prozeßordnung 
für die hier in Rede ſtehende Frage nicht herleiten. — — — 

Die vom Ber.⸗Gericht der Beklagten zugebilligte Befugnis zur Auf— 
ſparung bezogener Zinſen widerſpricht dem Grundſatze, daß der Unterhalts- 
verpflichtete nötigenfalls ſogar ſein Stammvermögen angreifen muß, um der 
Unterhaltspflicht nachzukommen (JW. 1907, 67441); fie ließe ſich allenfalls 
dann rechtfertigen, wenn eine gegenwärtige oder für die Zukunft beſtimmt 
vorauszuſehende Gefährdung des eigenen Unterhalts der Beklagten vorläge 
(Komm. von RGRäten Anm. 1 zu § 1603 BGB.); eine ſolche iſt aber nicht 
feſtgeſtellt und konnte auch nicht feſtgeſtellt werden. — — —“ 


Urteil des Reichsgerichts (4. Sen.) v. 3. Mai 1915 in der mecklenb. Sache 
M. w. M. IV. 630/14. Kn. 
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223. Auslegung eines Dermächtniffes für die Derwandten vierter 
Ordnung als gemeint vierten Grades. 
BGB. 88 1922 ff., 1589. 133. 

Der am 21. Dez. 1909 verſtorbene Kaufmann Ernſt E. in Berlin hatte 
die verklagte Stadtgemeinde teſtamentariſch zu ſeiner Erbin eingeſetzt und 
zugunſten ſeiner Verwandten eine letztwillige Verfügung folgenden Inhalts 
getroffen: 

Ich beſtimme, daß aus dem der Stadt B. zu einer Stiftung vermachten 
Erbteil meine Verwandten bis zur vierten Ordnung eine Rente von 50 «# 
monatlich erhalten ſollen, ſofern ſie ſich darum bewerben und nachweiſen, daß 
ſie ihren Unterhalt nicht vollſtändig erwerben können. 

Die Klägerin behauptete, daß die Vorausſetzungen dieſer letztwilligen 
Verfügung auf ſie zuträfen, und klagte gegen die Stadtgemeinde auf Ent— 
richtung der ausgeſetzten Rente. Der Erblaſſer war mit ihr inſofern verwandt, 
als er mit ihr einen gemeinſamen Urgroßvater gehabt hatte. Daß die Klägerin 
außerſtande iſt, ihren Unterhalt vollſtändig zu erwerben, wird von der Be— 
klagten nicht beſtritten; die Beklagte macht ihr aber den Anſpruch auf das 
Rentenvermächtnis aus dem Grunde ſtreitig, weil der Erblaſſer unter den 
von ihm bedachten Verwandten bis zur „vierten Ordnung“ nur Perſonen 
gemeint habe, die mit ihm im höchſtens 4. Grade verwandt ſeien, während 
die Klägerin die letztwillige Verfügung ihrem Wortlaut entſprechend auf die 
Verwandten der 4. Ordnung im erbrechtlichen Sinne bezieht. — In 1. Inſtanz 
wurde, dem Klagantrage entſprechend, die Stadtgemeinde verurteilt, während 
auf Berufung der Beklagten die Klage abgewieſen wurde. Die Reviſion 
wurde zurückgewieſen. Aus den Gründen: 

„Der Ber.⸗Richter hält in der ſtreitigen Vermächtnisanordnung den 
Ausdruck „Verwandte vierter Ordnung“ für mehrdeutig und deshalb einer 
Auslegung für zugänglich. Dieſer Ausgangspunkt der Urteilsbegründung 
wird von der Reviſion als verfehlt bezeichnet, weil der Ausdruck nach dem 
Inhalt der geſetzlichen Vorſchriften eine ganz beſtimmte, im gegebenen Falle 
die Klägerin einſchließende Bedeutung habe. Der Reviſion kann jedoch nicht 
beigetreten werden. Denn wenn es auch richtig iſt, daß in der Ausdrucksweiſe 
des Bürgerl. Geſetzbuchs gemäß §§ 1928. 1931. 1932 unter Verwandten der 
4. Ordnung die Urgroßeltern des Erblaſſers und deren Abkömmlinge zu ver⸗ 
ſtehen ſind, während die Einteilung der Verwandten nach Graden gemäß 
8 1589 Abſ. 1 Satz 2 durch die Zahl der die Verwandtſchaft vermittelnden 
Geburten beſtimmt wird, ſo iſt dem Ber.-Richter immerhin zuzugeben, daß 
nach allgemeiner Lebenserfahrung die Ausdrucksweiſe des Geſetzes, ſoweit 
ſie die erbrechtliche Einteilung nach Ordnungen betrifft, in den gewöhnlichen 
Sprachgebrauch nicht übergegangen iſt. Da der Ber.-Richter weiter tatſächlich 
feſtſtellt, daß dieſe Ausdrucksweiſe auch dem Erblaſſer in ihrer Bedeutung nicht 
bekannt war, ſo läßt ſich rechtlich nichts dagegen erinnern, daß der Ber.-Richter 
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ſich die Frage vorlegt, welche Verwandten der Erblaſſer gemeint habe. Dabei 
kommt es auch nicht auf die Worte „Verwandten bis zur vierten Ordnung“ 
allein, ſondern auf den ganzen ſachlichen Inhalt der letztwilligen Verfügung 
in ihrem Zuſammenhange an. 

Durfte hiernach der Ber.-Richter die letztwillige Verfügung in Rückſicht 
auf die Ungewöhnlichkeit der Ausdrucksweiſe im bürgerlichen Leben und in 
Rückſicht auf die Unbekanntſchaft des Erblaſſers mit ihrer geſetzestechniſchen 
Bedeutung für auslegungsfähig und auslegungsbedürftig halten, ſo hing die 
Entſcheidung nicht davon ab, ob die Beklagte den Beweis erbracht habe, daß 
der Erblaſſer im Unterſchiede von der ſich aus den Geſetzesvorſchriften ergeben— 
den Begriffsbeſtimmung einen engeren Kreis ſeiner Verwandten als die 
in unbegrenztem Gradesabſtande ihm anverwandten gegenwärtigen und 
künftigen Familienangehörigen der 4. erbrechtlichen Ordnung habe bedenken 
wollen, daß er alſo über den Inhalt ſeiner Erklärung ſich im Irrtum befunden 
habe, wenn er die Verwandten bis zur 4. Ordnung benannte, die Verwandten 
bis zum 4. Grade aber meinte (§§ 2078. 2083 BGB.), ſondern der Nachweis, 
daß der Erblaſſer mit ſeiner Vermächtnisanordnung auch die Klägerin gemeint 
habe, gehörte zur Klagebegründung. Dieſer Nachweis kann nach dem weiteren 
Inhalt des Ber.⸗-Urteils nicht als erbracht erachtet werden. Der Erblaſſer 
ging, wie tatſächlich feſtgeſtellt wird, darauf aus, die Genehmigung der zu 
einer unſelbſtändigen Stiftung beſtimmten letztwilligen Zuwendung an die 
verklagte Stadtgemeinde (Art. 86 Einf G. z. BGB., Art. 6 preuß. AusfG.) 
dadurch zu erleichtern, daß er ſeine Verwandten inſoweit bedachte, als ſie 
von den zuſtändigen Verwaltungsbehörden berückſichtigt zu werden pflegen, 
wenn über die nachgeſuchte Genehmigung Entſcheidung getroffen wird. Er 
habe, meint der Ber.-Richter, nicht weiter gehen wollen als ſich die Ermitte— 
lungen der Polizeibehörde erſtreckten, damit im Fall einer unbilligen Nicht— 
berückſichtigung bedürftiger Familienangehöriger bei der landesherrlichen Ge— 
nehmigung für deren Abfindung Sorge getragen werden könne. Auf Grund 
einer von dem Polizeipräſidenten in B. eingeholten amtlichen Auskunft ſtellt 
der Ber.⸗Richter weiter feſt, daß nach dem Min.⸗Erlaß v. 22. Dez. 1904 (Min Bl. 
für Mediz.⸗Angelegenheiten von 1905, 67) in der Regel eine derartige ftaat- 
liche Fürſorge für die bedürftigen Verwandten des Erblaſſers nur bis zu den 
Verwandten des 4. Grades ausgedehnt werde. Weiter habe auch der Erb— 
laſſer durch ſeine vorbeugende Zuwendung nicht gehen wollen. Denn wenn 
ſchon, abweichend von der Regel, unter beſonderen Umſtänden die Ermitte- 
lungen der Verwaltungsbehörde ſich auch auf entferntere Verwandte und 
ſogar auf nicht verwandte, dem Erblaſſer naheſtehende Perſonen erſtreckten, 
ſo habe doch der Erblaſſer an dieſe Perſonen nicht gedacht. Wäre dies der 
Fall geweſen, ſo würde er eine Verwandtſchaftsgrenze überhaupt nicht haben 
ziehen dürfen. Es liege deshalb eine Verwechſelung der Ausdrücke „Grad“ 
und „Ordnung“ vor. Sie ſei hervorgerufen durch eine dem Berater des Erb— 
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laſſers, dem Zeugen B., erteilte Auskunft, dem ein Polizeibeamter geſagt 
habe, es würden bei derartigen Stiftungen die Verhältniſſe der Verwandten 
bis zur 4. Ordnung ermittelt, während er den 4. Grad der Verwandtſchaft 
gemeint habe. — Durch dieſe in ihrem Ergebnis nicht anfechtbaren tatſäch⸗ 
lichen Feſtſtellungen des Ber.-Richters wird Gewißheit darüber hergeſtellt, 
daß der Erblaſſer die Verwandten bis zum 4. Verwandtſchaftsgrade gemeint 
hat. Dieſe Auslegung der letztwilligen Verfügung ſchließt die Klägerin von der 
Zuwendung des Vermächtniſſes aus. — — —“ 

Urteil des Reichsgerichts (4. Sen.) v. 18. Jan. 1915 in der preuß. Sache 

E. (Kl.) w. Stadt B. (KG. Berlin). IV. 518/14. 


224. Erforderniſſe des Teſtaments eines Fremdſprachigen. 
BGB. § 2244. 

Am 6. April 1909 verſtarb in P. der Rentner Ankies Sz. Die beiden 
Klägerinnen hatten von dem Amtsgericht als dem zuſtändigen Nachlaßgericht 
einen Erbſchein v. 27. Juni 1913 erhalten, wonach ſie die geſetzlichen Erben 
des Verſtorbenen geworden ſeien. Den Nachlaß hatte jedoch der Beklagte 
in Beſitz genommen, weil der Erblaſſer ihn durch eine zu richterlichem Proto— 
koll v. 31. März 1909 erklärte letztwillige Verfügung zu ſeinem alleinigen Erben 
beſtimmt hatte. Bei der Errichtung dieſes Teſtaments war zwar, da der Erb— 
laſſer erklärte, daß er nur Litauiſch ſpreche, ein vereideter litauiſcher Dol- 
metſcher zugezogen worden. Die Klägerinnen und mit ihnen das Landgericht 
und das Oberlandesgericht vermiſſen aber in dem Protokoll die durch § 2244 
Abſ. 3 BGB. vorgeſchriebene Feſtſtellung, daß die ihm beigefügte litauiſche 
Protokollüberſetzung von dem Dolmetſcher angefertigt oder beglaubigt worden 
ſei. Nur die Überſetzung ſelbſt iſt mit einem Zeugnis des Dolmetſchers ver- 
ſehen, das ſo lautet: „Die Richtigkeit der Übertragung verſichere ich. H., den 
31. März 1909. gez. Br., lit. Dolmetſcher“; während das Protokoll mit den 
Worten abſchließt: „Dieſes Protokoll iſt dem Teſtator deutſch, die litauiſche 
Übertragung vom Dolmetſcher litauiſch vorgeleſen, von ihm genehmigt und 
wie folgt eigenhändig unterſchrieben worden“. Es folgen die Unterſchriften 
des Erblaſſers, des Dolmetſchers und nach dem abſchließenden Vermerk „Ge⸗ 
ſchloſſen“ die des Richters und des Gerichtsſchreibers. 

Dem Antrage der Klägerinnen entſprechend wurde der Beklagte ver— 
urteilt, den Klägerinnen über den Beſtand der Erbſchaft und über den Ver— 
bleib der Erbſchaftsgegenſtände Auskunft zu erteilen, während die Wider- 
klage, mit der der Beklagte beantragt hatte, ſein Alleinerbrecht feſtzuſtellen 
und die Klägerinnen zu verurteilen, den Erbſchein v. 27. Juni 1913 an das 
Amtsgericht in H. herauszugeben, zurückgewieſen wurde. Die Berufung des 
Beklagten hatte keinen Erfolg. Auch die Reviſion wurde zurückgewieſen. 
Aus den Gründen: 
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„— — — Bei der unter Zuziehung eines Dolmetſchers erfolgenden Er⸗ 
richtung des Teſtaments eines Sprachfremden muß nach § 2244 Abſſ. 2. 3 
BGB. das Protokoll in die Sprache, in der ſich der Erblaſſer erklärt, überſetzt, 
die Überfegung von dem Dolmetſcher angefertigt oder beglaubigt und vor⸗ 
geleſen werden und das Protokoll die Feſtſtellung enthalten, daß der Dol⸗ 
metſcher die Überſetzung angefertigt oder beglaubigt und fie vorgeleſen habe. 
Wie der Wortlaut des Geſetzes ergibt, handelt es ſich bei dieſen Erforderniſſen 
um zwingende Formvorſchriften, deren Nichtbeachtung nach § 125 Satz 1 BGB. 
die Nichtigkeit des Teſtaments zur Folge hat. Das Protokoll v. 31. März 1909, 
das über die Vorgänge bei der Teſtamentserrichtung des Ankies S. aufge⸗ 
nommen iſt, enthält den Vermerk, das Protokoll ſei dem Teſtator deutſch, 
die litauiſche Überſetzung vom Dolmetſcher litauiſch vorgeleſen, es fehlt aber 
die Feſtſtellung, daß die Überſetzung von dem Dolmetſcher angefertigt oder 
beglaubigt ſei. 

Die Reviſion ſucht nachzuweiſen, daß das Protokoll zuſammen mit der 
ihm als Anlage beigefügten Überſetzung zuverläſſig die Anfertigung der Über⸗ 
ſetzung durch den Dolmetſcher ergebe und daß daher trotz des Fehlens der aus- 
drücklichen Feſtſtellung dieſer Tatſache die Formvorſchrift des § 2244 Abſ. 3 
BGB. als erfüllt anzuſehen ſei. Sie verweiſt insbeſondere darauf, daß in dem 
Protokoll unter den mitwirkenden Perſonen auch der Amtsgerichtsſekretär Br. 
als litauiſcher Dolmetſcher aufgeführt iſt; daß nach dem Inhalt des Protokolls 
bei der „Aufnahme“ des Teſtaments mit Hülfe des Dolmetſchers verfahren 
iſt; daß nach protokollariſcher Feſtſtellung der Richter erklärt hat, der litauiſchen 
Sprache nicht mächtig zu ſein, der Dolmetſcher aber die Verſicherung der 
getreuen und gewiſſenhaften Übertragung abgegeben hat; daß der Dolmetſcher 
die Überſetzung unter Verſicherung der Richtigkeit der Übertragung unter⸗ 
ſchrieben hat; daß durch die Nichtöffentlichkeit der Verhandlung die Tätigkeit 
einer andern Perſon als des Dolmetſchers bei der Anfertigung der Über⸗ 
ſetzung ausgeſchloſſen ſei. Dieſe Tatſachen mögen, wie auch der Ber. Richter 
nicht in Abrede ſtellt, geeignet ſein, die Anfertigung der Überſetzung durch den 
Dolmetſcher in hohem Maße wahrſcheinlich zu machen, ſie ſind aber nicht 
genügend, um die im § 2244 Abſ. 3 vorgeſchriebene Form als gewahrt er⸗ 
ſcheinen zu laſſen. Die Feſtſtellung im Protokoll, daß der Dolmetſcher die 
Überſetzung angefertigt oder beglaubigt habe, braucht allerdings nicht mit 
beſtimmten Worten zu geſchehen; erforderlich iſt aber, daß das Protokoll ſelbſt 
in irgendeiner Weiſe eine Feſtſtellung der in Rede ſtehenden Tatſache enthält, 
daß alſo dieſe Tatſache von den Urkundsbeamten im Protokoll als geſchehen 
beſcheinigt iſt. Die im Protokoll v. 31. März 1909 getroffenen Feſtſtellungen, 
daß der Dolmetſcher zugezogen und von ihm die litauiſche Übertragung dem 
Erblaſſer vorgetragen iſt, würden auch erforderlich geweſen ſein, wenn die 
Überſetzung von einer andern Perſon angefertigt geweſen wäre, können alſo 
die Herſtellung der Überſetzung durch den Dolmetſcher nicht beweiſen. Ebenſo⸗ 
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wenig enthalten ſie ein Zeugnis der Echtheit eines unter der Überſetzung 
ſtehenden Beglaubigungsvermerks des Dolmetſchers. Das gleiche gilt von der 
ferneren Feſtſtellung, daß bei der Aufnahme des Teſtaments mit Hülfe des 
Dolmetſchers verfahren ſei, die nur die Mitwirkung des Dolmetſchers bei der 
Verhandlung, nicht aber die Einzelheiten ſeiner Tätigkeit erkennen läßt. Die 
im Anfang der Verhandlung protokollierte Erklärung des Dolmetſchers, treu 
und gewiſſenhaft übertragen zu wollen, läßt einen Schluß darauf, daß er 
auch die Überſetzung des Protokolls gefertigt habe, nicht zu. Weiter hier in 
Betracht kommende Feſtſtellungen enthält das Protokoll nicht. Durch außer— 
halb des Protokolls liegende Umſtände kann dieſer Mangel des Protokolls 
nicht erſetzt werden. Das Geſetz verlangt neben der im § 2244 Abſ. 2 geforderten 
Anfertigung oder Beglaubigung der Überſetzung durch den Dolmetſcher im 
Abſ. 3 die Feſtſtellung dieſer Tatſache durch die Urkundsbeamten im Protokoll; 
der bloße Nachweis, daß der Dolmetſcher die Überſetzung angefertigt oder 
beglaubigt habe, genügt alſo nicht zur Erfüllung der vom Geſetz aufgeſtellten 
zwingenden Formerforderniſſe. 

Der Hinweis der Reviſion auf die Rechtſprechung des Reichsgerichts, 
wonach Mängel der Datierung von Teſtamenten durch Heranziehung andrer 
Umſtände, insbeſondere durch eine auf dem Teſtamentsumſchlag befindliche 
Datierung geheilt werden könnten, paßt nicht auf den vorliegenden Fall. 
Der erkennende Senat hat ſtändig daran feſtgehalten, daß ein gänzlicher Mangel 
der Datierung die Nichtigkeit des Teſtaments zur Folge habe, daß nur eine 
Unvollſtändigkeit und Unklarheit des eigentlichen Datierungsvermerks dann 
unſchädlich ſei, wenn es gelinge, dieſen Mangel aus dem Protokoll ſelbſt oder 
aus unmittelbar mit der Protokollierung zuſammenhängenden und dem Ge— 
ſetz entſprechenden Vorgängen zu beheben (RGEntſch. 81, 95ff.), und daß 
insbeſondere ein auf den Umſchlag eines eigenhändigen Teſtaments geſchrie— 
bener Datierungsvermerk nur unter der Vorausſetzung als Datum des Teſta— 
ments gelten könne, wenn ſich ergebe, daß der Erblaſſer die Aufſchrift auf dem 
Umſchlag in Vollziehung der eigentlichen Teſtamentserrichtung vorgenommen, 
ſie alſo als einen Beſtandteil des Teſtaments angeſehen habe (Komm. von 
RGRäten § 2231 Anm. 5). Gegenwärtig handelt es ſich aber nicht um die 
Behebung einer Unklarheit einer im Protokoll getroffenen Feſtſtellung, ſon— 
dern um die Frage, ob das gänzliche Fehlen derſelben durch anderweitigen 
Beweis der nach dem Geſetz im Protokoll zu beurkundenden Tatſache erſetzt 
werden könne. 

Auch der Verſuch der Reviſion, die Überſetzung als einen Beſtandteil des 
Protokolls zu behandeln und die Formvorſchrift des § 2244 Abſ. 3 durch die 
unter der Überſetzung ſtehende Verſicherung des Dolmetſchers als gewahrt 
anzuſehen, kann keinen Erfolg haben. Die einem Protokoll beigefügte Anlage 
bildet nur dann einen Teil des Protokolls, wenn in der im Protokoll beurkun⸗ 
deten Erklärung des Beteiligten zwecks deren Ergänzung auf die Anlage Bezug 
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genommen iſt (FGG. § 176 Abſ. 2; preuß. FGG. Art. 48). Das trifft bei der 
gemäß $ 2244 Abſ. 2 hergeſtellten Überſetzung des Protokolls nicht zu. So- 
dann würde aber auch die unter der Überſetzung ſtehende Erklärung des Do!- 
metſchers, daß er die Richtigkeit der Überſetzung verſichere, die ſich als eine 
dem $ 2244 Abſ. 2 genügende Beglaubigung auffaſſen ließe, die nach Abſ. 3 
erforderte beſondere Feſtſtellung dieſes Vorgangs durch die Urkundsperſonen 
nicht erübrigen können. Eine derartige urkundliche Feſtſtellung der Anfer⸗ 
tigung der Überſetzung durch den Dolmetſcher, welche die Reviſion aus der 
Erklärung des Dolmetſchers entnehmen zu können glaubt, iſt darin vollends 
nicht zu finden. 

Das Teſtament v. 31. März 1909 iſt hiernach von den Vorinſtanzen mit 
Recht wegen Verſtoßes gegen die Formvorſchriften des § 2244 Abſ. 3 BGB. 
als nichtig angeſehen worden. Daraus ergibt ſich ohne weiteres, daß der von 
den Klägerinnen als den geſetzlichen Erben nach § 2027 Abſ. 1 BGB. erhobene 
Erbſchaftsanſpruch für begründet, der mit der Widerklage erhobene Anſpruch 
auf Feſtſtellung des von dem Beklagten geltend gemachten teſtamentariſchen 
Erbrechts und auf Herausgabe des Erbſcheins an das Nachlaßgericht für un⸗ 
begründet erklärt werden mußte. — — —“ 

Urteil des Reichsgerichts (4. Sen.) v. 11. März 1915 in der preuß. Sache 

S. (Bkl.) w. Sz. (OLG. Königsberg). IV. 499/14. 


II. Verfahren. 


225. Sicherheitsleiſtung für die Prozeßkoſten; der Art. 17 Internat. 
Abk. v. 1. Juli 1905 zwiſchen Deutſchland und Frankreich hat durch 
den Krieg ſeine Gültigkeit verloren. 

ZPO. 5 1101; Internat. Abk. v. 17. Juli 1905 Art. 17 (RGBl. 1909, 421). 

Die in Nantes ſeßhaften Kläger hatten eine Klage auf Grund des 83 
UnlWG. gegen die Firma H. in Hamburg erhoben, und unterm 13. Juli 
1914 war ein Urteil des Landgerichts Hamburg ergangen, durch welches die 
Beklagte verurteilt wurde. Gegen dieſes Urteil legte die Beklagte Berufung 
ein. In erſter Linie machte ſie jetzt die Einrede der mangelnden Sicherheit 
für die Prozeßkoſten geltend, die für begründet erachtet wurde. Aus den Grün⸗ 
den des Ber.⸗Urteils: 

„Im Hinblick auf § 110 Nr. 1 ZPO. kann ſich nur fragen, ob der Art. 17 
des Internat. Abkommens über den Zivilprozeß v. 17. Juli 1905 (RGBl. 
1909, 421 unter III) jetzt infolge des Krieges im Verkehr zwiſchen Deutſch⸗ 
land und Frankreich ſeine Geltung verloren hat. Dies iſt aber in Überein⸗ 
ſtimmung mit dem Landgericht Köln (JW. 1914, 110) deshalb e 
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weil internationale Verträge, ſoweit es ſich handelt um Regelung des gericht⸗ 
lichen Verfahrens zwiſchen den Angehörigen der Vertragsſtaaten, geordnete 
Beziehungen zwiſchen dieſen Staaten zur notwendigen Vorausſetzung haben 
und dieſe Vorausſetzung infolge des Kriegszuſtandes fortfällt, inſoweit es ſich 
um franzöſiſche Staatsangehörige handelt. Dieſe Auffaſſung ſteht in Einklang 
mit der in der Bundesr. Bekanntm. v. 10. Aug. 1914 (RGBl. 1914, 367) 
ausgeſprochenen Annahme, daß die Handelsverträge mit den gegen das 
Deutſche Reich Krieg führenden Staaten infolge des Krieges aufgehoben ſeien. 
Die demnach mit Recht auf Grund des § 274 Nr. 5 3 PO. geltend zu machende 
Einrede mangelnder Koſtenſicherheit konnte in der Vorinſtanz nicht geltend 
gemacht werden, weil erſt nach Erlaſſung des Vorderurteils der Krieg aus— 
brach und bis dahin die Kläger nach ZPO. § 110 Nr. 1 kautionsfrei waren. 
Mithin trifft jetzt zugunſten der Beklagten der letzte Abſatz des 8 274 ZPO. 
am Schluß zu. — — —“ 
Urteil des OLG. zu Hamburg (1. Sen.) v. 11. Juni 1915 i. S. M. A. & Co. 
(Kl.) w. H. Bf. I. 362. 541/14. B. 


226. Die kriegsrechtliche Unterbrechung des Verfahrens zur Widerklage 
eines Ausländers iſt ohne Einfluß auf das Verfahren zur Klage des 
| Inländers. 
ZPO. § 247; Bekanntm. v. 7. Aug. 1914/22. April 1915. 

Mit Recht hat das Landgericht den Antrag des Beklagten abgelehnt, 
das geſamte Verfahren deshalb auszuſetzen, weil der Beklagte mit Rüchkſicht 
auf ſeinen Wohnſitz im Ausland (in der Schweiz) die von ihm erhobene Wider- 
klage während des Krieges nicht weiter verfolgen kann. 

Wenn der Prozeßbevollmächtigte des Beklagten die Ausſetzung deshalb 
für erforderlich hält, weil er von dem Beklagten keine Information erhalten 
könne, ſo iſt ihm entgegenzuhalten, daß eine Ausſetzung aus dieſem Grunde 
nach § 247 ZPO. nur zuläſſig iſt, ſofern die Partei infolge des Krieges vom 
Verkehr mit dem Prozeßgericht abgeſchnitten iſt. Daß dies der Fall ſei, hat 
der Beklagte nicht dargetan. Es iſt auch nicht anzunehmen, da der Verkehr 
mit der Schweiz weder unterbrochen noch auch — abgeſehen von dem Verbot, 
die dahin gehenden und von dort kommenden Briefe zu verſchließen — be— 
einträchtigt iſt. 

Wenn der Beklagte aber die Ausſetzung zur Klage deshalb begehrt, weil 
das Verfahren zur Widerklage unterbrochen tft, ſo iſt ein Fall der Ausſetzung 
überhaupt nicht gegeben. Offenbar will der Beklagte mit ſeinem Antrag 
und mit ſeiner Beſchwerde einen Ausſpruch des Gerichts darüber herbeiführen, 
daß das Verfahren zur Klage unterbrochen ſei. Aber auch damit kann er nicht 
durchdringen. Wie das Oberlandesgericht bereits mehrfach entſchieden hat, 
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vgl. die Beſchlüſſe des 2. und 7. Zivilſen. v. 25. Nov. 1914 und 29. Jan. 1915, 

Sächſurch. 1915, 150. 149 (DIZ. 1915, 211. 321), 
zieht die Unterbrechung des Verfahrens zur Klage des im Ausland wohnenden 
Klägers nicht die Unterbrechung des Verfahrens zur Widerklage nach ſich, 
wenn der Beklagte und Widerkläger im Inland wohnt. Das muß erſt recht 
im umgekehrten Fall gelten, wo gegenüber der Klage eines Inländers der 
ausländiſche Beklagte Widerklage erhoben hat. Denn durch die Bekannt— 
machung v. 7. Aug. 1914/22. April 1915 ſoll nur der Inländer vor der Rechts- 
verfolgung durch den Ausländer geſchützt werden; dagegen ſollen keineswegs 
die Inländer gehindert werden, ihre Anſprüche gegen Ausländer vor inlän— 
diſchen Gerichten einzuklagen. Die Vorſchrift will die Rechtslage der In— 
länder nicht erſchweren (Joſef in Sächſelrch. 1915, 174). Eine Erſchwerung 
würde es aber bedeuten, wenn der zuläſſigerweiſe während des Krieges an— 
hängig gemachte Prozeß eines im Inland wohnenden Klägers dadurch zum 
Stillſtand bis nach dem Kriege gebracht werden könnte, daß der ausländiſche 
Beklagte eine Widerklage erhöbe. 

Der erkennende Senat ſchließt ſich deshalb bezüglich der von ihm in dem 
Beſchluß v. 29. Jan. 1915 (SächſArch. 1915, 149; DIZ. 1915, 321) offen⸗ 
gelaſſenen Frage, ob ſich die Unterbrechung wenigſtens dann auf das ganze 
Verfahren erſtrecke, wenn das Verfahren zur Klage und zur Widerklage als 
ein einheikliches anzuſehen ſei, der verneinenden Anſicht des 2. Zivilſenats 
an (vgl. SächſArch. 1915, 150; DIZ. 1915, 211). Hiernach war die Beſchwerde 
des Beklagten zurückzuweiſen. 

Beſchluß des OLG. zu Dresden (7. Sen.) v. 8. Juni 1915. 7 C. 151/15. 
— —. 
227. Unzuläſſigkeit einer Derurteilung aus einem der Klagebegründung 
des Klägers widerſprechenden Grunde. 
Vgl. 8 Nr. 169; 56 Nr. 186; 61 Nr. 164; 66 Nr. 56; auch 63 Nr. 144 und 65 Nr. 178 m. N. 
3PO. § 253%, 

Die klagende Ziegelei hatte der verklagten Ziegelei dadurch ausgeholfen, 
daß ſie auf deren Erſuchen an ihre Kunden Steine lieferte. Die Beklagte 
hatte darauf der Klägerin Teilzahlungen gemacht, den Reſt des in Rechnung 
geſtellten Kaufpreiſes weigerte ſie ſich zu zahlen, weil vereinbart ſei, daß die 
Steine nicht bezahlt, die Sache vielmehr durch Rücklieferung von Steinen an 
die Klägerin ausgeglichen werden ſolle. — In 1. Inſtanz wurde die Beklagte 
zur Zahlung verurteilt; ihre Berufung wurde zurückgewieſen. Das Ber. 
Gericht hielt den eingeklagten Anſpruch für berechtigt, weil Beklagte die ge- 
gelieferten Steine ohne Grund erhalten habe und, da ſie ſie verkauft habe, 
nach $ 818 Abſ. 2 BGB. deren Wert, der nach übereinſtimmender Erklärung 
der Parteien dem Kaufpreis gleichkomme, erſetzen müſſe. Das Reichsgericht 
hob auf und verwies zurück. Aus den Gründen: 

ö . 30* 
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„Nach dem Tatbeſtand der angefochtenen Entſcheidung iſt anzunehmen, 
daß der Vorderrichter die Beklagte auf Grund ungerechtfertigter Bereicherung 
nach dem Klagantrage verurteilt hat, ohne daß dieſes rechtlichen Geſichts— 
punktes in der Verhandlung auch nur Erwähnung geſchehen wäre. Es iſt 
richtig, daß die Klägerin nicht gehalten iſt, ihren Anſpruch rechtlich zu benennen. 
Es genügt, wenn ſie die Tatſachen vorträgt, die ihn begründen; die Rechts⸗ 
anwendung iſt Sache des Gerichts. Selbſt eine unrichtige Einordnung der 
Partei iſt unſchädlich, ſofern nicht erhellt, daß ihr gerade nur an der von ihr 
vertretenen Auffaſſung gelegen iſt (JW. 1910, 2644; 1911, 45755. 

Eine ihrer Aufgabe gewachſene Prozeßleitung wird es zur Verurteilung 
aus verändertem rechtlichen Geſichtspunkt nicht kommen laſſen ohne daß 
in der Verhandlung darauf hingewieſen und den Parteien Gelegenheit ge⸗ 
geben wird, dazu Stellung zu nehmen. Aber eine geſetzliche Vorſchrift, wie 
die Strafprozeßordnung ſie zum Schutz des Angeklagten in dieſer Beziehung 
kennt, beſteht in der Zivilprozeßordnung nicht. Dagegen iſt die Rüge der 
Reviſion begründet, daß, wie hier die Dinge liegen, die Entſcheidung des 
Vorderrichters einen Verſtoß gegen die Verhandlungsmaxime darſtellt. 

Die Klägerin hatte behauptet, die Steine ſeien an die Beklagte verkauft 
worden. Der Richter verurteilt die Beklagte, weil ſie die Steine ohne recht⸗ 
lichen Grund erhalten habe. Dabei ſchließt aber das eine das andre aus, wie 
ja auch der Vorderrichter zu ſeiner Entſcheidung nur gelangt, weil er den Kauf⸗ 
vertrag für nichtig erklärt. Solange die Klägerin an ihrer Behauptung, es 
ſei verkauft, feſthielt, konnte ſie einen Anſpruch aus ungerechtfertigter Be⸗ 
reicherung nicht geltend machen. Sie hätte ihre Behauptung nicht ſchlechthin 
aufzugeben brauchen, ſie hätte ſich mit einer eventuellen Klagebegründung 
helfen können; aber da fie das nicht getan, vielmehr ſchlechthin an der Be⸗ 
hauptung feſtgehalten hat, daß die Beklagte die Steine auf Grund eines Kauf— 
vertrages erhalten habe, ſteht die Verurteilung auf Grund deſſen, daß ſie ſie 
ohne rechtlichen Grund erhalten habe, mit dem tatſächlichen Vorbringen der 
Klägerin in Widerſpruch. Dieſes tatſächliche Vorbringen der Klägerin recht- 
fertigte nicht die Verurteilung der Beklagten. — — —“ 

Urteil des Reichsgerichts (2. Sen.) v. 14. Mai 1915 in der bad. Sache 

Ziegelei L. w. Verein. Freib. Z.⸗Werke (OLG. Karlsruhe). II. 96/15. 
228. Unzuläſſigkeit einer neuen Eheſcheidungsklage vor Erledigung 
einer früheren; Geltendmachung durch die klagende Partei gegenüber 

einem ſachlich entſcheidenden Urteil. 
3 PO. 85 2631. 614. 622; 536. 

Die Klägerin hatte im November 1911 gegen den Beklagten Klage auf 
Eheſcheidung auf Grund des § 1568 BGB. erhoben, nach einer Beweisauf⸗ 
nahme aber den Prozeß nicht weiter betrieben, der ſeit 1912 ruht. Im Früh⸗ 
jahr 1914 erhob ſie erneut Klage auf Eheſcheidung; ſie ſtützte dieſe Klage auf 


229. Vorbehaltsurteil. 421 


die $$ 1567 und 1568 BGB. und machte geltend, daß der Beklagte ſich über 
ein Jahr gegen ihren Willen in böslicher Abſicht von der häuslichen Gemein⸗ 
ſchaft ferngehalten und dadurch zugleich, da er ſich um ſeine Familie nicht 
gekümmert und ſeine Unterhaltspflicht verletzt habe, den Tatbeſtand des 
$ 1568 erfüllt habe. — Die Klage wurde in 1. Inſtanz als fachlich unbegründet 
abgewieſen. In 2. Inſtanz beantragte die Klägerin, die Ehe zu ſcheiden, 
ev. die Klage als unzuläſſig abzuweiſen. Letzterem Antrage gemäß hat das 
Ber.⸗Gericht erkannt. Aus den Gründen: 

„Der von der Klägerin im Jahre 1911 angeſtrengte Rechtsſtreit iſt noch 
nicht rechtskräftig erledigt, ruht vielmehr. Dieſe Rechtshängigkeit hätte der 
1. Richter von Amts wegen berückſichtigen müſſen, da es ſich um eine Tat⸗ 
ſache handelt, die dem Begehren auf Scheidung entgegenſteht, ſomit zur 
Aufrechterhaltung der Ehe dient (vgl. Gaupp⸗Stein ZPO. 8 615 II. 1 und 
$ 622 II.). Dann hätte die jetzt erhobene Klage nicht als unbegründet zurüd- 
gewieſen werden können, ſondern als unzuläſſig abgewieſen werden müſſen. 
Der Umſtand, daß trotz der Rechtshängigkeit des Vorprozeſſes die jetzige Klage 
als unbegründet abgewieſen iſt, gereicht aber der Klägerin auch zur Beſchwerde. 
Denn das angefochtene Urteil würde, wenn es die Rechtskraft erlangt hätte, 
nicht nur der wiederholten Geltendmachung des in dieſem Prozeſſe vorge— 
brachten Eheſcheidungsgrundes entgegenſtehen, ſondern auch, da jeder Ehe— 
prozeß nach § 614 ZPO. den geſamten, gleichzeitig vorhandenen, auf den 
Beſtand der Ehe bezüglichen Streitſtoff umfaßt, die Klägerin an der Fort- 
ſetzung der früher von ihr erhobenen Klage hindern. Sie hat alſo ein rechtliches 
Intereſſe daran, daß das angefochtene Urteil aufgehoben und die jetzt erhobene 
Klage als unzuläſſig abgewieſen wird, da ſie dann den früheren Rechtsſtreit 
wiederaufnehmen und in ihm alle Eheſcheidungsgründe, die ihr angeblich 
zuſtehen, vorbringen kann.“ 

Urteil des OLG. zu Roſtock (1. Sen.) v. 6. Mai 1915 i. S. Sch. w. Sch. 

Sa. 509/15. Rn. 


229. Vorbehalts urteil nach $ 502 SP.; kein rechtlicher Sufammenhang 
zwifchen der Schadenerſatzforderung aus § 945 SPO. und der Haupt- 
forderung. 

Vgl. 65 Nr. 252. 

ZPO. 83 302. 945. 

Das Oberlandesgericht hatte den Beklagten zur Zahlung von 2953,33 & 
Vergütung für die vom Kläger geleiſteten Bauarbeiten verurteilt, aber dem 
Beklagten die Geltendmachung einer zur Aufrechnung geſtellten Gegen- 
forderung vorbehalten. Dieſe Entſcheidung focht der Beklagte nur inſoweit 
an, als das. Landgericht das Fehlen des rechtlichen Zuſammenhangs zwiſchen 
der Hauptforderung und dem Schadenerſatzanſpruch des Beklagten angenom- 
men und deshalb die Verhandlung und Entſcheidung über den letzteren An⸗ 
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ſpruch zurzeit abgelehnt hatte. Die Berufung wurde zurückgewieſen mit 
folgenden Gründen: 

„Der Klaganſpruch betrifft die Bezahlung von Bauarbeiten, die der 
Kläger für den Beklagten ausgeführt hat. Der Gegenanſpruch des Beklagten 
ſtützt ſich auf 8 945 ZPO. Der Kläger hatte wegen ſeines Anſpruchs gegen 
den Beklagten einen Arreſt erwirkt, durch deſſen Vollſtreckung der Beklagte 
Schaden erlitten haben will; der Arreſt iſt im Widerſpruchsverfahren wegen 
fehlenden Arreſtgrundes aufgehoben worden. Der Schadenerſatzanſpruch 
gründet ſich alſo auf die Vollſtreckung des Arreſtbefehls und die daraus für 
den Beklagten angeblich erwachſenen Nachteile. Nur wenn er mit der Haupt- 
forderung im rechtlichen Zuſammenhange ſtände, würde die auf § 302 Abſ. 1 
3 PO. fußende Entſcheidung des Landgerichts unzutreffend fein. Dem Land— 
gericht iſt aber beizutreten. 

Ein rechtlicher Zuſammenhang beſteht dann, wenn die Anſprüche auf 
demſelben Rechtsverhältnis ſtehen (jo Stein!“ Anm. II. 1 zu §S 302 ZPO.; 
Skonietzki⸗-Gelpke Anm. 8 zu § 145). Ein ſolcher Zuſammenhang kann im 
vorliegenden Fall nicht anerkannt werden. Der Schaden des Beklagten ſteht 
mit der Geſchäftsverbindung der Parteien ſelbſt in keinem rechtlichen Zuſammen⸗ 
hang. Der Umſtand allein, daß der Arreſt die Rechtsverfolgung aus einem 
ſolchen Anſpruch ſichern ſoll, genügt nicht, um den Anſpruch des Beklagten 
als aus der Geſchäftsverbindung entſpringend anſehen zu können. Die Ge- 
ſchäftsverbindung bietet nur den Anlaß zur Rechtsverfolgung. Das iſt aber 
ein rein tatſächlicher, kein rechtlicher Zuſammenhang. Der etwaige Anſpruch 
des Beklagten entſpringt vielmehr lediglich der geſetzlichen Vorſchrift des 
§ 945 ZPO., der Arreſtvollſtreckung im Zuſammenhang mit der Aufhebung 
des Arreſtbefehls. Der Anſicht von Seuffert!! Anm. 4b Abſ. 2 zu § 945 ZPO., 
der den rechtlichen Zuſammenhang als gegeben anſieht, weil das Arreſtver— 
fahren mit der Hauptſache zuſammenhängt, iſt demnach nicht beizuſtimmen. 
Auch Stein Anm. IV zu § 915 ZPO. iſt nicht dieſer Anſicht. Er nimmt einen 
Zuſammenhang nur dann an, wenn ſich der Schädenanſpruch auf das Nicht- 
beſtehen des Hauptanſpruchs gründet. Ob dem zu folgen wäre, kann dahingeſtellt 
bleiben, denn dieſer Tatbeſtand liegt hier nicht vor. Auch nach Stein würde 
alſo die Aufrechnung zu beſonderer Verhandlung verwieſen werden können. 

Das Ergebnis der Gegenanſicht würde ſein, daß infolge der aus dem 
Arreſtverfahren entſpringenden Anſprüche des Beklagten die Befriedigung 
des Klägers ſelbſt aus dem unbeſtrittenen Teil des Hauptanſpruchs durch die 
Verhandlung über die weiterausſehenden und ganz anders gearteten Gegen- 
anſprüche des Beklagten erheblich verzögert würde. Gerade das ſoll aber 
auch durch § 302 ZPO. vermieden werden (vgl. den Kommiſſionsbericht 
zur Novelle von 1898 zu § 274 ZPO. a. F. bei Hahn Mater. 8, 328).“ 

Urteil des OLG. zu Dresden (8. Sen.) v. 23. März 1914 i. S. Schn. w. H. 
80. 21/14. F—ch. 
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230. Der Einlauf des Einſpruchstelegramms“ bei der Hausverwaltung 
des Gerichtsgebäudes bewirkt keine Einlegung des Einſpruchs.“ * 
„Vgl. 51 Nr. 237. — Vgl. 66 Nr. 61 m. N. 

ARD. 8 310. 

Die Berufung des Beklagten war durch Verſäumnisurteil zurückgewieſen 
worden. Sein Einſpruch wurde als unzuläſſig verworfen. Aus den Gründen: 

„— — — Das Verſäumnisurteil v. 31. Okt. 1914 iſt am 11. Nov. 1914 
dem Beklagten und Ber.⸗Kläger ordnunggemäß zugeſtellt worden. Hiergegen 
hat der Beklagte durch Telegramm v. 25. Nov. 1914 Einſpruch eingelegt. 
Daß der Einſpruch auch telegraphiſch eingelegt werden kann, iſt nach feit- 
ſtehender Rechtſprechung nicht zweifelhaft (Stein ZPO. Bem. IV zu § 207). 
Das Erfordernis einer mit dem Telegramm übereinſtimmenden Urſchrift 
(sgl. RGeEntſch. 44, 369) liegt vor. Die geſetzliche Form des Einſpruchs er- 
ſcheint daher als gewahrt. | 

Dagegen iſt die in 8339 Z O. vorgejchriebene Friſt von zwei Wochen 
nicht eingehalten worden. Nach § 340 Abſ. 1 ZPO. in ſeiner jetzigen Faſſung 
erfolgt die Einlegung des Einſpruchs durch Einreichung der Einſpruchsſchrift 
‚bei dem Prozeßgerichte‘. Das Telegramm, durch das vorliegendenfalls der 
Einſpruch eingelegt worden iſt, iſt am letzten Tage der Einſpruchsfriſt erſt nach 
Schluß der Geſchäftsſtunden im Gerichtsgebäude eingegangen, von einem 
Angeſtellten der Hausverwaltung entgegengenommen und am folgenden 
Tage bei der Annahmeſtelle des Gerichts eingereicht. Die Hausverwaltung 
und ihre Angeſtellten ſind nicht Vertreter des Prozeßgerichts. Die durch 
ſie erfolgte Entgegennahme des Telegramms hat daher rechtlich ebenſowenig 
Wirkung wie eine nach Schluß der Geſchäftsſtunden erfolgte Niederlegung 
einer Rechtsmittelſchrift in einem Briefkaſten des Gerichts (vgl. RGeEntſch. 
76, 127). Entſcheidend iſt vielmehr nach der jetzigen Faſſung des Geſetzes 
lediglich die Zeit der Einreichung der Schrift bei dem Prozeßgericht, und dieſe 
iſt vorliegendenfalls nach Ablauf der geſetzlichen Friſt erfolgt. 

Der Einſpruch des Ber.⸗Klägers war daher nach § 341 ZPO. als unzu- 
läſſig zu verwerfen.“ 

Urteil des OLG. zu Hamburg (3. Sen.) v. 27. Mai 1915 in der Bremer 
Sache G. (Kl.) w. G. Bf. III. 169/14. B. 


231. Muß der Rücktritt von einem gerichtlichen Prozeßvergleich gegen- 
über dem andern Teile erklärt werdend Geltendmachung des Rück— 
tritts in demſelben Prozeſſe *. 

“Bol. 67 Nr. 187 m. N. 
3PO. 8 7941; BGB. 8 349. 

Die Parteien hatten vor dem Landgericht als Prozeßgericht am 
17. Mai 1915 einen Vergleich geſchloſſen, deſſen Ziffer V Yautet: „Beide 
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Parteien haben zwei Wochen Rücktrittsrecht“. Gleichzeitig hatte das 
Gericht auf den Antrag der Parteien für den Fall des Rücktritts vom 
Vergleich Termin zur Fortſetzung der mündlichen Verhandlung auf den 
14. Juni 1915 anberaumt. Der Vergleich wurde vom Anwalt der Be⸗ 
klagten mit Schriftſatz v. 25. Mai 1915, der am nächſten Tage in den 
Einlauf des Gerichts kam, widerrufen. Im Verhandlungstermin am 
14. Juni 1915 beantragte der Anwalt der Beklagten mit Bezug auf den 
Vergleichswiderruf und unter Glaubhaftmachung der Tatſache, daß der 
Alleininhaber der verklagten Firma als Kriegsteilnehmer im Felde ſtehe, 
die Ausſetzung des Verfahrens. Der Prozeßbevollmächtigte der Klägerin 
widerſprach dem Antrage, weil ihm die Rücktrittserklärung der Gegenpartei 
nicht zugeſtellt worden ſei, der Vergleich daher als rechtswirkſam zu gelten 
habe und infolge der hiernach feſtſtehenden Beendigung des Prozeſſes 
eine Ausſetzung des nicht mehr anhängigen Verfahrens nicht in Frage 
kommen könne. — Das Prozeßgericht ordnete die Ausſetzung des Verfahrens 
an; die Beſchwerde der Klägerin blieb erfolglos. Aus den Gründen: 
„Die Klägerin geht bei ihrer Beſchwerde davon aus, daß die Beklagte 
gemäß § 349 BGB. den Widerruf des Vergleichs nur ihr gegenüber 
rechtswirkſam hätte erklären können, daß daher der Vergleich zu Recht 
beſtehe und das Prozeßverfahren erledigt, eine Ausſetzung infolgedeſſen 
nicht mehr möglich ſei. Dabei wird jedoch verkannt, daß es ſich hier 
um einen Prozeßvergleich handelt und daß dem Prozeßvergleich neben 
der Bedeutung eines materiellrechtlichen Vertrages auch die Eigenſchaft 
einer Prozeßhandlung zukommt. Die Beſtimmungen des Bürgerl. Gejeß- 
buchs über den Rücktritt vom Vertrage haben deshalb nicht notwendig 
auf den Rücktritt vom Prozeßvergleich Anwendung zu finden. Im Rahmen 
des Prozeßverfahrens iſt es zweifellos rechtlich zuläſſig und bildet es auch 
bekanntlich die Regel, daß die Rechtswirkſamkeit des Rücktritts vom Ver⸗ 
gleich abweichend von § 349 BGB. nicht von der rechtzeitigen Abgabe 
der Rücktrittserklärung gegenüber dem Gegner, ſondern von der rechtzeitigen 
Einreichung dieſer Erklärung bei Gericht abhängig gemacht wird. Daß 
tatſächlich auch im vorliegenden Fall bei den Parteien die Abſicht be— 
ſtanden hat, die Art des Rücktritts vom Vergleich in der angegebenen 
Weiſe zu beſtimmen, kann nicht bezweifelt werden. Hierfür ſpricht der 
ſchon erwähnte Gerichtsgebrauch, ferner beſonders der Umſtand, daß der 
Anwalt der Beklagten dieſer am Tage des Vergleichsabſchluſſes brieflich 
mitgeteilt hat, beide Parteien hätten das Recht, den Vergleich innerhalb 
vierzehn Tagen durch Einreichung eines Schriftſatzes zu widerrufen. Es 
haben auch mit Rückſicht auf die Prozeßlage beide Parteien offenbar 
mit einem Widerruf des Vergleichs als einer naheliegenden Möglichkeit 
gerechnet. Indem ſie aber aus dieſer Erwägung heraus gleichzeitig mit 
der Schließung des bedingten Vergleichs für den Fall des Widerrufs die 


231. Prozeßvergleich. 425 


Anberaumung eines Termins zur Fortſetzung der Verhandlung beantragten, 
haben ſie zugleich zu erkennen gegeben, daß ſie im gedachten Fall den 
Prozeß ohne weitere Unterbrechung fortbetrieben wiſſen wollten, woraus 
hinwiederum mit Recht gefolgert werden darf, daß die Parteien ſelbſt 
der Meinung geweſen waren, die in Verfolgung dieſes Zwecks an das 
Gericht zu erſtattende Widerrufsanzeige ſei zur Feſtſtellung der Rechts— 
unwirkſamkeit des Vergleichs genügend und daher auch für ſie bindend. 
Daß die vom Vergleich zurücktretende Partei ihren Rücktritt dem Gericht 
gegenüber zu erklären habe, entſprach ſonach dem Willen der Vergleich⸗— 
ſchließenden. Der Rücktrittserklärung der Beklagten iſt deshalb die Rechts⸗ 
wirkung zuzuſprechen, die Ungültigkeit des von den Parteien geſchloſſenen 
Vergleichs herbeigeführt zu haben. 

Nun iſt es freilich ſtreitig, ob über die Unwirkſamkeit oder über die 
Anfechtung eines Vergleichs in dem anhängigen Rechtsſtreit, den der Ver⸗ 
gleich beendigen ſollte, oder in einem beſonderen Prozeſſe zu verhandeln 
und zu entſcheiden ſei. Nach Anſicht des Beſchwerdegerichts kann im 
vorliegenden Fall die Frage, ob durch die Rücktrittserklärung der Beklagten 
der Vergleich außer Kraft getreten ſei, im nämlichen Rechtsſtreit zum 
Austrag gebracht werden. Denn es handelt ſich nur darum, welchen 
Einfluß der von der Beklagten lediglich gegenüber dem Gerichte erklärte 
Rücktritt auf den Rechtsbeſtand des Vergleichs zu äußern vermocht hat, 
und es erſchöpft ſich daher der Streit der Parteien in einer Frage, die 
auch, inſoweit ſie auf tatſächlichem Gebiete liegt, nicht noch eines weiteren 
in ſeiner Ausdehnung ungewiſſen Verfahrens bedarf. In derartigen 
Fällen iſt nach der Entſcheidung des Reichsgerichts v. 5. Januar 1912 
(RGeEntſch. 78, 289. 290, in SeuffA. 67 Nr. 187) der Richter des früheren 
Prozeſſes befugt, ohne weiteres auf Grund des Inhalts feiner Alten 
darüber zu erkennen, ob der Verſuch der Beſeitigung des Prozeßvergleichs 
gerechtfertigt ſei; es hätte keinen Sinn und Zweck, die Parteien auf den 
Weg eines beſonderen Prozeſſes zu verweiſen. Danach iſt es einerſeits 
zuläſſig, den Vergleich v. 17. Mai 1915 mit Rückſicht auf den nach obigen 
Ausführungen rechtswirkſam geweſenen Rücktritt der verklagten Partei ohne 
weiteres für rechtsungültig zu erklären, anderſeits ergibt ſich aber hieraus, 
daß das Prozeßverfahren noch rechtshängig geblieben iſt und daß dem— 
zufolge für das Gericht 1. Inſtanz kein rechtliches Hindernis beſtanden 
hat, ſich mit dem von der Beklagten geſtellten Ausſetzungsantrage zu 
befaſſen. Die Anordnung der Ausſetzung des Verfahrens unterliegt aber 
auch keinem prozeſſualen Bedenken und iſt ebenſo ſachlich gerechtfertigt.“ 

Beſchluß des OLG. München (1. Sen.) v. 7. Juli 1915 i. S. L. & 
Z. w. D. & B. Beſchw.⸗Reg. 360/15. F—2. 
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232. Eine einſtweilige Verfügung mit einem Gebot an den Schuldner 
bedarf nur der SZuſtellung und bleibt wirkſam auch nach rechtskräftiger 
Verurteilung des Schuldners. 

Vgl. 66 Nr. 83 m. N. 
3PO. 88 936. 929. 

Der Kaufmann L. war auf die Klage der Frau V. durch Urteil des LG. H. 
v. 18. Okt. 1911 verurteilt worden, den Sohn der Frau V., den Kaufmann 
H. V., in die offene Handelsgeſellſchaft A. & H. V. als Geſellſchafter aufzu⸗ 
nehmen. Die Berufung und die Reviſion des L. waren zurückgewieſen worden. 
Während der Rechtsſtreit in der Rev.⸗Inſtanz ſchwebte, hatten Frau V. und 
ihr Sohn H. V. am 20. Jan. 1913 bei dem LG. H. eine einſtweil. Verfügung 
erwirkt, durch die dem L. bei Strafe auferlegt wurde, dem H. V. die Bücher 
der Firma A. & H. V. zugängig zu machen. Der von L. hiergegen erhobene 
Widerſpruch war zurückgewieſen worden. Die Antragſteller Frau V. und H. V. 
beantragten jetzt, nach Beendigung des Hauptprozeſſes, die einſtweil. Ver⸗ 
fügung v. 20. Jan. 1913 zu vollſtrecken, indem ſie behaupteten, daß der An- 
tragsgegner L. neuerdings Verletzungen des darin enthaltenen Gebots be— 
gangen habe. Der Antragsgegner widerſprach dieſem Antrage; er hielt die 
Vollſtreckung für unzuläſſig, da ſie nicht innerhalb eines Monats verlangt ſei; 
die Antragſteller könnten auch nicht nach Erledigung des Rechtsſtreits auf die 
einſtweil. Verfügung zurückkommen, ſie wollten ihn nur ſchädigen. — Das 
Landgericht wies den Antrag ab, da die einſtweil. Verfügung ohne weiteres 
mit der rechtskräftigen Entſcheidung der Hauptſache erledigt ſei. Das Ober⸗ 
landesgericht hob dieſen Beſchluß auf und wies das Landgericht an, über die 
ſachliche Berechtigung des Antrags zu entſcheiden. Aus den Gründen: 

„Der Auffaſſung des Landgerichts kann nicht beigetreten werden. Die 
einſtweil. Verfügung war zur Regelung eines einſtweiligen Zuſtandes in bezug 
auf ein ſtreitiges Rechtsverhältnis gewährt worden. Zwar iſt das ſtreitige 
Rechtsverhältnis jetzt inſoweit rechtskräftig geregelt, als der Antragsgegner 
den Mitantragſteller H. V. als Mitgeſellſchafter anzuerkennen hat. Allein 
das dem H. V. damit auch zuſtehende Recht auf Einſicht der Bücher, Papiere ıc. 
bleibt ohne die einſtweil. Verfügung trotzdem ungeſichert, wenn tatſächlich 
der Antragsgegner überhaupt nicht oder inſoweit nicht gewillt ſein ſollte, 
die Folgen des reichsgerichtlichen Urteils zu ziehen. Veränderte Umſtände, 
welche die Aufhebung der einſtweil. Verfügung notwendig machen würden 
(3PO. §§ 939. 936. 927), liegen nicht vor. Die Wirkſamkeit der einſtweil. 
Verfügung iſt auch nicht etwa auf die Dauer des Rechtsſtreits beſchränkt 
worden. Es würde auch völlig zweckwidrig ſein, die Antragſteller lediglich 
deshalb, weil die Hauptſache entſchieden iſt, auf die Erwirkung einer neuen 
einſtweil. Verfügung zu verweiſen. Daß etwa auf Grund des rechtskräftigen 
Urteils in der Hauptſache eine unmittelbare Erzwingung der Einſicht in 
Bücher, Papiere sc. der Geſellſchaft gegeben wäre, iſt ausgeſchloſſen. 
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Völlig verfehlt iſt der Hinweis des Antragsgegners auf die Beſtimmung 
des § 929 ZPO. Er verlangt hier etwas Unmögliches. Auch der § 929 kann 
gemäß § 936 nur, ſoweit möglich, entſprechend angewandt werden. Wenn 
es ſich um ein Gebot handelt, ſo kann ſelbſtverſtändlich die einſtweil. Verfügung 
ihre Wirkſamkeit nicht um deswillen verlieren, weil der Antragsgegner dem 
Gebote während des erſten Monats gehorcht hat. Es muß vielmehr genügen, 
wenn die Zuſtellung innerhalb eines Monats erfolgt iſt (vgl. Gaupp⸗Stein 
§ 938 III. 1). 

Ob die einſtweil. Verfügung bereits die Strafandrohung hätte enthalten 
dürfen, kann dahingeſtellt bleiben, da ſie in Rechtskraft übergegangen iſt. 

Es erſcheint angemeſſen, dem Landgericht die weitere Erledigung des 
Antrags zu überlaſſen, da es ſich dabei vorausſichtlich um Beweisermitte⸗ 
lungen handeln wird. Der Anſicht der Parteien, daß bloße Glaubhaftmachungen 
genügten, kann nicht beigepflichtet werden; es ſtehen hier Vollſtr.⸗Handlungen 
in Frage, der Beweis der Zuwiderhandlung iſt nicht durch Glaubhaftmachung 
zu erbringen (Gaupp⸗Stein $ 890 III. 1 Anm. 40).“ 

Beſchluß des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) v. 14. Jan. 1915 in der Hamb. 

Sache V. w. L. Z. VI. 204/14. A- d. 


233. Durch das Konkurs- oder Sw.⸗Verſt.⸗Verfahren gegen den Schuldner 
wird die Forderung nicht für den Bürgen fällig. Die Anmeldung 
enthält nicht an ſich eine Kündigung. 

KO. 5 65; 3G. § 111; BGB. $$ 271. 609. 774. 

Die verklagte Stadtgemeinde hatte dem Schauſpielhaus, Geſ. m. b. H., 
daſelbſt im Jahre 1910 ein zu 415% zu verzinſendes Darlehn gegen Ver⸗ 
pfändung deren Grundſtücks gegeben; die Rückzahlung ſollte nach einer beiden 
Teilen freiſtehenden halbjährigen Kündigung erfolgen, dieſe Kündigungs⸗ 
befugnis für die Schuldnerin aber bis zum 1. Oktober 1919 ausgeſchloſſen 
ſein; dagegen ſollte die Beklagte berechtigt ſein, unter gewiſſen Voraus⸗ 
ſetzungen, insbeſondere dann, wenn die Schuldnerin in Konkurs geraten oder 
auch nur außergerichtlich die Zahlungen einſtellen würde, das Darlehn ohne 
Einhaltung der vereinbarten Kündigungsfriſt ſofort zurückzufordern. Die 
klagende Bank hatte für das Darlehn ſamt Zinſen ſelbſtſchuldneriſche Bürg⸗ 
ſchaft übernommen. Am 4. Juli 1912 wurde über das Vermögen der Schuld⸗ 
nerin das Konk.⸗Verfahren eröffnet; die Beklagte meldete ihre Ausfallforderung 
an, zog aber die Anmeldung ſpäter zurück. Auch in dem auf Antrag andrer 
Gläubiger angeordneten, das Pfandgrundſtück betreffenden Zw. ⸗Verſteig.⸗ 
Verfahren meldete die Beklagte ihre Forderung an; das Verfahren wurde 
aber aufgehoben, da die betreibenden Gläubiger den Antrag zurücknahmen. 
Der Konk.⸗Verwalter verkaufte darauf das Grundſtück an Adalbert B. und 
ließ es ihm auf; der Käufer übernahm im Kaufvertrage die Forderung der 
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Beklagten, die Schuldübernahme war aber bis dahin nicht von der Beklagten 
genehmigt worden. Die Klägerin war nun der Anſicht, daß die Darlehns⸗ 
forderung fällig geworden und ſie als Bürgin daher berechtigt ſei, das Dar⸗ 
lehn zurückzuzahlen. Sie klagte gegen die Stadt auf entſprechende Feſtſtellung, 
wurde aber in allen Inſtanzen abgewieſen. — Aus den Gründen des Rev. 
Urteils: 

„Das Ber.-Gericht hat ohne Rechtsirrtum die über den Darlehnsvertrag 
aufgenommene Urkunde dahin ausgelegt, daß lediglich die Beklagte — und 
nicht die Schuldnerin und daher auch nicht die Klägerin als Bürgin — be⸗ 
rechtigt ſein ſolle, die Fälligkeit des Darlehns vor dem 1. Okt. 1919 herbei⸗ 
zuführen, ſei es dadurch, daß es das Darlehn mit halbjähriger Friſt kündigt, 
ſei es dadurch, daß ſie nach Eintritt einer der in der Urkunde erwähnten Vor⸗ 
ausſetzungen das Darlehn ſofort zurückverlangt. Angriffe hiergegen werden 
auch von der Reviſion nicht erhoben. Sie vertritt aber die Anſicht, daß die 
Beklagte von ihrem vertragmäßigen Rechte, die Fälligkeit der Forderung 
herbeizuſühren, ſowohl durch die Anmeldung im Konk.-Verfahren wie durch 
die Anmeldung im Zw.-Verſt.⸗Verfahren Gebrauch gemacht habe, was das 
Ber.⸗Gericht verneint hat. Dieſer Anſicht der Reviſion kann jedoch nicht bei— 
getreten werden. 

Mit Recht führt das Ber.⸗Gericht aus, daß die Kündigung die einſeitige 
empfangsbedürftige Willenserklärung iſt, daß das zwiſchen dem Erklärenden 
und dem Empfänger beſtehende Rechtsverhältnis beendet werden ſoll; ſie 
ſetzt daher zu ihrer Wirkſamkeit voraus, daß ſie dem andern Teil, hier alſo der 
Schuldnerin oder dem Konk.- Verwalter, zugegangen iſt. Dieſe Voraus— 
ſetzung iſt nach den zutreffenden Ausführungen im vorliegenden Fall nicht 
gegeben. Der Hinweis der Reviſion, daß eine Kündigung auch durch Klag— 
erhebung erfolgen könne, geht fehl; denn dieſe beſteht in der Zuſtellung der 
Klage, alſo in dem Zugehen der darin enthaltenen Willenserklärung an den 
Gegner im Auftrag des Klägers. Auch die Bezugnahme der Reviſion auf 
§ 140 KO. verſagt, da in der dem Gerichtsſchreiber obliegenden abſchriftlichen 
Mitteilung der Anmeldung an den Verwalter nicht ein Zugehen der in der 
Anmeldung enthaltenen Willenserklärung gefunden werden kann. Gegen den 
von der Reviſion angenommenen Standpunkt ſpricht aber beſonders, daß die 
Anmeldung einer Forderung im Konk.-Verfahren wie im Zw. Verſt.⸗Ver⸗ 
fahren die rechtliche Natur einer Kündigung unter beſonderen Umſtänden — 
die hier jedoch nicht vorliegen — wohl haben kann, aber nicht haben muß, 
daß ſie vielmehr regelmäßig weiter nichts enthält und für ihren Zweck zu 
enthalten braucht, als die an das Gericht gerichtete Erklärung, ſich mit ſeiner 
Forderung am Verfahren beteiligen zu wollen. Dies muß um ſo gewiſſer gelten, 
als für die Zwecke des Konk.⸗Verfahrens, ebenſo wie für die des Zw. Verſt.⸗ 
Verfahrens eine betagte Forderung ohne weiteres als fällig gilt (KO. § 65; 
3VG. § 111), eine Kündigung mithin für die Beteiligung an dieſem Ver⸗ 
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fahren gegenſtandlos iſt. Mag daher auch, wie das Ber.-Gericht annimmt, 
die Anmeldung der Beklagten im Zw.⸗Verſt.⸗Verfahren den gebrauchten Wor⸗ 
ten nach eine Kündigung enthalten, ſo fehlt es doch auch hier an jedem Anhalt, 
daß die Beklagte den Willen gehabt habe, eine Kündigung auszuſprechen, und 
damit der Anmeldung eine Bedeutung beizulegen, die ſie nach ihrem vom 
Geſetz beigelegten Zweck nicht hat. 

Das Ber.⸗Gericht hat weiter verneint, daß die Fälligkeit der Darlehns⸗ 
forderung kraft Geſetzes eingetreten ſei. Die von der Klägerin hierfür 
angezogene Beſtimmung im § 65 KO. könne — ebenſowenig wie die gleich— 
lautende Beſtimmung im § 111 ZVG. — für die Annahme der Fälligkeit 
überhaupt verwertet werden; im Gegenteil würde der vom Geſetz gebrauchte 
Ausdruck „gelten als fällig“ nicht verſtändlich ſein, wenn es ſich bei jenen Vor⸗ 
ſchriften um die geſetzliche Feſtſtellung der Fälligkeit der Forderungen an ſich 
hätte handeln ſollen. Die Faſſung des Geſetzes laſſe vielmehr unzweideutig 
erkennen, daß durch dieſe Vorſchriften lediglich eine Fiktion behufs der zweck— 
mäßigen Durchführung des Verfahrens und lediglich für den Bereich dieſes 
Verfahrens aufgeſtellt, mithin an dem rechtlichen Beſtande der Forderungen 
an ſich nichts geändert werden ſollte. Dies gelte auch von dem Verhältniſſe 
zwiſchen dem Gläubiger und dem Bürgen, das eben völlig außerhalb des Be⸗ 
reichs des den Hauptſchuldner treffenden Konkurſes liege. — Ohne Grund 
erhebt die Reviſion gegen dieſe Ausführungen den Vorwurf, das Ber.-Gericht 
habe den Zweck und die Tragweite des § 65 KO. verkannt; ſie iſt der Anſicht, 
daß, wenn auch die Bürgenhaftung der Klägerin nach dieſer Beſtimmung 
für die Beklagte nicht verfolgbar werde, die Beklagte alſo von der Klägerin 
als Bürgin nichts fordern könne, dies doch nicht ausſchließe, daß die Klägerin 
als Bürgin leiſten dürfe und die Beklagte deshalb annehmen müſſe. Dieſer 
Anſicht kann nicht beigetreten werden. Wie das Reichsgericht bereits in Entſch. 
3, 356 ausgeführt hat, kann aus § 58 (jetzt 65) KO. keinesfalls hergeleitet 
werden, daß die Fälligkeit der Forderung auch zum Nachteil des Bürgen 
eintrete. Die Fälligkeit der Forderung tritt aber auch nicht zum Vorteil des 
Bürgen in dem Sinn ein, daß er vom Gläubiger die Annahme der an ſich 
noch nicht fälligen Leiſtung fordern könnte. Denn, wie in jener Entſcheidung 
dargelegt worden, es ſteht die Tatſache, daß mit der Eröffnung des Konkurſes 
betagte Forderungen als fällig gelten, weder mit dem Forderungsrecht noch 
mit dem Weſen der Befriſtung im Zuſammenhang, beruht vielmehr auf dem 
Zweck des Konk.⸗Verfahrens, das geſamte Schuldenweſen auf einmal zu er⸗ 
ledigen; die Beſtimmung bezieht ſich nur auf die Konk.⸗Gläubiger in den 
Grenzen des Konk.⸗Verfahrens. Die Reviſion macht noch geltend, daß, da 
der Konk.⸗Verwalter nach 865 KO. den Gläubiger befriedigen dürfe, nicht 
abzuſehen ſei, warum nicht auch der Bürge dieſes Recht haben ſolle. Es kann 
dahingeſtellt bleiben, ob jener Vorderſatz überhaupt zutreffend iſt, ob der 
Verwalter vom Konk.⸗Gläubiger die Annahme ſeines vollen, die Stonf.- 
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Dividende überſteigenden Betrags fordern kann; ſtände ihm dieſes Recht zu, 
ſo würde daraus noch nicht folgen, daß der außerhalb des Konk.-Verfahrens 
ſtehende Bürge es ebenfalls habe. 

Die Reviſion hat ſchließlich noch betont, es dürfe der Klägerin die Mög— 
lichkeit, ſich vor Schaden zu bewahren, indem ſie nämlich die Beklagte be— 
friedige, um dann nach $ 774 BGB. gegen die Schuldnerin vorzugehen, nicht 
genommen werden; es widerſtreite dem Weſen wie dem Inhalt des Bürg— 
ſchaftsvertrags und ſei unbillig, wenn die Beklagte im Fall des Konkurſes der 
Hauptſchuldnerin von ihrem Recht zur Rückforderung des Darlehns keinen 
Gebrauch mache und zugleich der Bürgin die Tilgung der Forderung nicht 
geſtatten wolle. Dieſe Auffaſſung hat bereits das Ber. Gericht mit zutreffenden 
Gründen zurückgewieſen, insbeſondere dargelegt, daß die Unbilligkeit, die 
die Klägerin bekämpft, nichts andres iſt als der Inhalt der von ihr über- 
nommenen Bürgſchaft. Die Beklagte iſt weder nach dem Darlehnsvertrag 
noch nach dem Bürgſchaftsvertrag verpflichtet, die Fälligkeit ihrer Darlehns⸗ 
forderung herbeizuführen, und ſie hat ein weſentliches Intereſſe daran, daß, 
falls ihre Forderung trotz des Konkurſes der Schuldnerin durch Bürgſchaft 
geſichert iſt, das Schuldverhältnis, die günſtige und ſichere Anlage des großen 
Kapitals, beſtehen bleibt. Dieſem Intereſſe iſt auch im Darlehnsvertrage 
dadurch Rechnung getragen worden, daß die Kündigungsbefugnis der Schuld— 
nerin auf längere Jahre hinaus ausgeſchloſſen iſt. Es widerſtreitet dieſer 
zugunſten der Beklagten getroffenen Vertragsbeſtimmung, wenn die Klä— 
gerin im Intereſſe der Sicherheit ihrer künftigen Regreßforderung von der 
Beklagten fordert, daß ſie von dem ihr im Darlehnsvertrage vorbehaltenen 
Recht Gebrauch mache und dadurch ſie, die Klägerin, in den Stand ſetze, von 
der Beklagten die Annahme der Leiſtung zu verlangen und ihr damit die 
Weiterungen, die mit einer neuen ſicheren Anlegung des Kapitals verbunden 
ſind, aufzubürden. Mit Recht weiſt das Ber.-Gericht darauf hin, daß die Klä— 
gerin bei der Übernahme der Bürgſchaft ſich gegenüber der Beklagten im 
Sinne des mit der vorliegenden Klage verfolgten Ziels vertraglich hätte 
ſichern ſollen und daß ſie, wenn der Bürgſchaft ein beſonderes Rechtsverhältnis 
zwiſchen ihr und der Schuldnerin zugrunde liegen ſollte, die ihr etwa zu— 
ſtehenden Regreß- und Befreiungsanſprüche im Konkurſe der Schuldnerin 
geltend machen könne. 

Hiernach war die Reviſion zurückzuweiſen. — — —“ 

Urteil des Reichsgerichts (6. Sen.) v. 18. März 1915 in der preuß. Sache 

Bk. für Handel ꝛc. in H. (Kl.) w. Stadtgem. H. (OLG. Celle). VI. 

591/14. 
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234. Vom Feinde beſetztes deutſches Schutzgebiet iſt nicht Inland 
i. S. des $ 73 FGG. 
FGG. 88 73. 74; SchutzgebG. § 3; Konſ G. 88 19. 26. 

Der deutſche Staatsangehörige C. M., ein Bruder des Antragſtellers, 
it im März 1914 in Friedrich⸗Wilhelmshafen auf Deutſch-Neuguinea ver- 
ſtorben. Es iſt dort damals ein Nachlaßpfleger beſtellt worden. Nachdem 
inzwiſchen Deutjch Neuguinea vom Feinde beſetzt worden war, beantragte 
der Antragſteller bei dem Amtsgericht Bremen, das Teſtament ſeines ver⸗ 
ſtorbenen Bruders, das ſich in Bremen befindet, zu eröffnen und dort eine 
Nachlaßpflegſchaft einzuſetzen. Das Amtsgericht wies den Antrag ab, das 
Landgericht Bremen verwarf die Beſchwerde, das hanſeatiſche Oberlandes— 
gericht dagegen erklärte auf die weitere Beſchwerde des Antragſtellers das 
Amtsgericht Bremen als Nachlaßgericht für zuſtändig und verwies die Sache 
im übrigen zur anderweitigen Beſchlußfaſſung an das Landgericht Bremen 
zurück. Aus den Gründen: 5 

„Beide Vorinſtanzen nehmen an, daß Friedrich-Wilhelmshafen auf Neu— 
guinea i. S. von § 73 FGG. als Inland anzuſehen ſei und daher § 73 Abſ. 2 
nicht in Frage komme, während die Feſtſtellung getroffen wird, daß Bremen 
der letzte inländiſche Wohnſitz des Verſtorbenen war, falls Neuguinea nicht 
als Inland zu betrachten wäre, und ferner feſtgeſtellt wird, daß der Erblaſſer 
ein Deutſcher war. Die Anwendung des § 74 FGG. wird abgelehnt, weil 
kein Bedürfnis für die Sicherung des Nachlaſſes vorliege. 

Die weitere Beſchwerde iſt begründet, weil unter den zurzeit obwalten⸗ 
den Umſtänden Neuguinea nicht als Inland i. S. des § 73 FGG. angeſehen 
werden kann. Für Friedenszeiten mag es zweifelhaft ſein, ob man Deutſches 
Schutzgebiet als Inland i. ©. des FGGeſ. zu betrachten habe. Aus § 3 Schutz— 
gebG., §§ 19. 26 KonſGG. ergibt ſich, daß es einer bisher nicht ergangenen 
Kaiſerlichen Verordnung vorbehalten iſt, zu beſtimmen, inwieweit dieſe Be— 
zirke i. S. des FGGeſ. als Deutſches Gebiet oder Inland, oder als Ausland 
anzuſehen ſind. In der vom Landgericht angeführten Entſcheidung des Reichs⸗ 
gerichts in Entſch. 84, 259 beſchäftigt ſich das Reichsgericht mit § 606 Abſ. 2 
ZPO. und kommt zu dem Schluß, daß die Frage, ob Deutſches Schutzgebiet 
als Deutſches Gebiet, als Inland oder Ausland zu betrachten ſei, nur von 
Fall zu Fall, je nach Grund und Zweck der betreffenden Einzelvorſchrift ent- 
ſchieden werden könne, und gelangt bei Auslegung des § 606 Abſ. 2 ZPO. 
zu dem Ergebnis, daß i. S. dieſer Vorſchrift nur das eigentliche Reichsinland, 
nicht auch Deutſches Schutzgebiet als Inland zu verſtehen ſei. 

Es kann dahingeſtellt bleiben, ob die dort angeſtellten Erwägungen für 
das FGGeſ. zu gleichem Ergebnis führen, oder ob den Erwägungen des Land⸗ 
gerichts für Friedenszeiten der Vorzug zu geben iſt; denn es erſcheint unrichtig, 
daß die durch den Krieg veranlaßte Anderung unberüdfichtigt bleibe. Neu— 
guinea ift vom Feinde beſetzt, die deutſchen Behörden find abgeſetzt; wann 


432 234. Nachlaßſachen. 


die alten Verhältniſſe wieder hergeſtellt werden, iſt ungewiß. Das Land⸗ 
gericht ſagt ſelbſt, daß freilich, wenn man Neuguinea als Inland anſehe, 
zurzeit kein Nachlaßgericht exiſtiere. Es erſcheint nicht nur unerwünſcht, es 
erſcheint auch unrichtig, daß man ein ſo fern gelegenes, vom Feinde voraus⸗ 
ſichtlich bis zum Friedensſchluß beſetztes Deutſches Schutzgebiet zurzeit als 
Inland i. S. des FGGeſ. betrachte. Der Geſetzgeber hat nicht daran gedacht 
und kann nicht daran gedacht haben, unter ſolchen tatſächlichen Umſtänden 
wie ſie zurzeit vorliegen, Neuguinea als Inland anzuſehen; es widerſpricht 
das der natürlichen Auffaſſung realer Verhältniſſe. 

Das AG. Bremen iſt daher auf Grund des § 73 Abſ. 2 FGG. als Nachlaß⸗ 
gericht zuſtändig zur Eröffnung des Teſtaments. Die Frage des Bedürfniſſes 
nach 8 74 FGG. hat ſonach auszuſcheiden, und das Beſchwerdegericht wird den 
vom Amtsgericht abgewieſenen Antrag auf Errichtung einer Nachlaßpfleg⸗ 
ſchaft erneut von dem veränderten rechtlichen Geſichtspunkt zu prüfen haben, 
daß das AG. Bremen als Nachlaßgericht zuſtändig iſt.“ 

Beſchluß des OLG. zu Hamburg v. 12. Mai 1915 in der Brem. Nachlaß⸗ 
ſache M. F. 19/15. A- d. 


I. Bürgerliches Recht. 


235. Beiderſeitiges Mißverſtändnis des Inhalts einer abgegebenen 
Erklärung ſchließt die Einigung aus. 
Vgl. 60 Nr. 92 m. N.; 61 Nr. 74; 62 Nr. 50. 
BGB. $ 154. 

Auf dem Grundſtück des Klägers ſtand früher eine zu 4% verzinsliche, 
nach ſechsmonatlicher Kündigung rückzahlbare Darlehnshypothek von 180004 
für den Schmied Kl. ſeit dem Jahre 1895 eingetragen. Nach gerichtlichem 
Protokoll v. 10. Nov. 1905 waren vor dem Grundbuchrichter des Amtsgerichts 
D. der Kläger und der Gläubiger erſchienen und hatten erklärt, der Gläubiger: 
daß er die gänzliche und unbedingte Löſchung der Hypothek im Grundbuch 
bewillige; der Kläger: daß er als Eigentümer die Löſchung der Hypothek 
und ferner die Eintragung einer Rentenſchuld für den Kl. von jährlich 720 M 
vom 23. Oktober 1905 an beantrage; die Ablöſungsſumme betrage 18000 K; 
die Erteilung eines Rentenſchuldbriefs ſolle ausgeſchloſſen ſein. Kl. nahm 
die beantragte Eintragung der Rentenſchuld an. Auf Grund dieſer proto⸗ 
kollariſchen Erklärungen wurde vom Grundbuchamt am 15. Nov. 1905 die 
Hypothek von 18000 „ gelöſcht und für Kl. „720.4 vom 23. Okt. 1905 an 
jährlich am 23. Okt. zahlbare Rentenſchuld, ablösbar mit 18000 % ohne 
Brief“ eingetragen. Am 8. Nov. 1910 ſtarb Kl. Am 22. Dez. 1911 beantragte 
der Kläger unter Überreichung der Sterbeurkunde des Kl. die Löſchung der 
Rentenſchuld. Er erhielt vom Grundbuchrichter den Beſcheid, daß, weil es 
ſich nicht um eine mit dem Tode des Berechtigten von ſelbſt erlöſchende 
Leibrente, ſondern um eine Rentenſchuld handle, zur Löſchung der Nachweis 
des Todes des Gläubigers, wiewohl ſeit dem Tode bereits mehr als ein Jahr 
verſtrichen ſei (§S 23 GB.), nicht genüge, vielmehr die Einwilligung der 
Erben des Kl. erforderlich ſei. Darauf zog der Kläger den Löſchungsantrag 
zurück; er beantragte dann aber unter Darlegung, daß nicht eine Rentenſchuld, 
ſondern eine Leibrente beabſichtigt geweſen ſei, das Grundbuch zu berichtigen, 
da in dem mißverſtandenen Eintragungsantrage eine Unrichtigkeit des Grund⸗ 
buchs liege. Jedoch wurde der Antrag vom Amtsgericht D. abgelehnt und die 
hiergegen eingelegte Beſchwerde zurückgewieſen. 

Darauf erhob der Kläger gegen die Erben des Kl. Klage mit dem Antrage, 


die Löſchung der Rentenſchuld zu bewilligen. — In 1. Inſtanz wurde die 
Seufferts Archiv 70. 3. Folge Bd. 15 Heft 11. 
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Klage abgewieſen, in 2. Inſtanz wurde ihr ſtattgegeben. Die Reviſion wurde 
zurückgewieſen. Aus den Gründen: 

„Der Ber.⸗Richter erachtet für erwieſen, daß zwiſchen Kl. und dem 
Kläger Einigkeit dahin beſtanden habe, daß die Hypothek von 18000 , ge⸗ 
löſcht werden und Kläger dem Kl. die Zinſen der Hypothek, nämlich 4% von 
18000 K gleich 720 , auf Lebenszeit als Leibrente zahlen ſolle, und daß 
ſie nur eine Erklärung dieſes Inhalts vor dem Grundbuchrichter hätten ab⸗ 
geben wollen. Daraufhin nimmt der Ber.⸗Richter an, daß der Wortlaut der 
vor dem Grundbuchrichter abgegebenen Erklärung, nämlich der Antrag, eine 
Rentenſchuld einzutragen, mit dem maßgebenden übereinſtimmenden Willen 
der Erklärenden nicht im Einklange ſtehe. Hiernach erachtet der Ber.⸗Richter 
den Anſpruch des Klägers auf Berichtigung des Grundbuchs nach $ 894 BGB. 
für begründet, weil der Inhalt des Grundbuchs, inſoweit eine Rentenſchuld 
eingetragen ſei, mit dem maßgebenden übereinſtimmenden Willen des Kl. 
und des Klägers und demgemäß mit der wirklichen Rechtslage nicht im Ein⸗ 
klange ſtehe. 

Die Reviſion erhebt gegen die Feſtſtellung des Ber.-Richters über das 
vom Kläger und Kl. in Wirklichkeit Gewollte prozeſſuale Angriffe, erachtet 
aber auch das Feſtgeſtellte zur Rechtfertigung des Klaganſpruchs nicht für 
geeignet. In letzterer Hinſicht meint die Reviſion, es ſei nicht der Wille der 
Beteiligten, ſondern deren erklärter Wille maßgebend, der ſich unzweideutig 
aus der Urkunde v. 10. Nov. 1905 ergebe; nur eine Anfechtung gemäß $ 119 
BOB. hätte die Wirkung der von den Beteiligten irrtümlich abgegebenen 
Erklärung beſeitigen können, vorausgeſetzt, daß ein im Sinn dieſer Geſetzes⸗ 
beſtimmung erheblicher Irrtum vorgelegen hätte. 

Wenn jedoch der Feſtſtellung des Ber.-Richters zu folgen iſt, haben 
Kläger und Kl. das von ihnen nach dem gerichtlichen Protokoll v. 10. Nov. 
1905 Erklärte, nämlich die Beſtellung einer durch Zahlung von 18000 4 
ablösbaren Rentenſchuld von 720 jährlich, tatſächlich nicht gewollt. Viel⸗ 
mehr iſt ihr Wille übereinſtimmend darauf gerichtet geweſen, einen Leibrenten⸗ 
vertrag, wie er nach früherem franzöſiſchen Recht in den Artt. 1968 ff. C. c. 
geregelt war und jetzt in den 88 759 ff. BGB. geregelt iſt, zu ſchließen mit 
dem Inhalt, daß Kläger ſeinem Onkel Kl. für deſſen Bewilligung der Löſchung 
der Hypothek von 18000. eine jährliche Rente von 720 & auf Lebenszeit 
gewähren ſollte, und die Entrichtung der Rente durch Eintragung ſicherzu⸗ 
ſtellen; und beide Beteiligte ſind übereinſtimmend der Meinung geweſen, 
daß dieſer ihr Wille durch die in das Protokoll aufgenommenen Erklärungen 
zum Ausdruck gebracht werde. Danach handelt es ſich nicht um einen Irrtum 
der einen Vertragspartei über den Inhalt ihrer Erklärung, der lediglich die 
Anfechtung des Vertrages durch dieſe Vertragspartei gemäß §§ 119. 121 
BGB. rechtfertigen könnte. Das Weſen der Anfechtung wegen Irrtums 
beſteht darin, daß derjenige, der eine Willenserklärung abgegeben hat, bei 
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deſſen Inhalt ihn ein andrer, insbeſondere ſein Vertragsgegner, feſthalten will, 
ſich hiergegen mit der Behauptung wehrt, das von ihm Erklärte entſpreche 
nicht ſeinem wirklichen Willen. Es wird alſo dabei vorausgeſetzt, daß der 
Andre, dem gegenüber die Willenserklärung abgegeben iſt, dieſe Nichtüber⸗ 
einſtimmung von Wille und Erklärung nicht kannte (RGeEntſch. 66, 24). 
Im vorliegenden Fall ſind beide Beteiligte nicht bloß einig in dem Willen 
geweſen, eine Leibrente durch Eintragung in das Grundbuch ſicherzuſtellen, 
ſondern ſie haben auch das Bewußtſein dieſer Willenseinigung gehabt, und ihr 
Irrtum beſtand lediglich darin, daß ſie das übereinſtimmend Gewollte durch 
die von ihnen, ebenfalls übereinſtimmend, abgegebenen Willenserklärungen 
ausgedrückt zu haben glaubten, während in Wirklichkeit das übereinſtimmend 
Erklärte die Beſtellung einer Rentenſchuld enthielt. Danach haben die Be⸗ 
teiligten das von ihnen Gewollte durch das Protokollierte aus beiderſeitigem 
Irrtum über deſſen Bedeutung falſch bezeichnet und lag daher über die Be⸗ 
ſtellung der Rentenſchuld nur der Schein einer erklärten Einigung vor, die der 
Wirkſamkeit entbehrte (RGEntſch. 60, 338; 66, 24; 78, 376; JW. 1907 540). 
Nach 88 873. 1191. 1199 BGB. aber war zur Belaſtung des Grundſtücks mit 
der Rentenſchuld außer der Eintragung in das Grundbuch die Einigung des 
Klägers als des Grundſtückseigentümers und des Kl. als des Berechtigten 
über die Beſtellung der Rentenſchuld erforderlich. Durch die Eintragung 
wurde daher beim Fehlen einer rechtswirkſamen Einigung eine Rentenſchuld 
nicht begründet. Deshalb kann der Kläger gemäß § 894 BGB. von den Erben 
des Kl. Zuſtimmung zur Berichtigung des Grundbuchs durch Löſchung der 
in Wirklichkeit nicht beſtehenden Rentenſchuld verlangen. — — —“ 

Urteil des Reichsgerichts (5. Sen.) v. 5. Mai 1915 in der preuß. Sache 

J. u. Gen. (Bkl.) w. K. (OLG. Köln). V. 71/15. 


236. Vorausſetzungen eines gültigen Geſchäftsſchluſſes eines Vertreters 
mit ſich ſelbſt. 
Vgl. 62 Nr. 115; 64 Nr. 44. 
BGB. $ 181. 

Die Klägerin, eine Geſellſchaft m. b. H., klagte Mietforderungen ein, 
die ihr gegen den Beklagten von deſſen Vermieter, der M.⸗Geſellſchaft 
m. b. H. in S., abgetreten ſein ſollten. Der Beklagte beſtritt die 
Gültigkeit der Abtretung. — Die Klage wurde in 2. Inſtanz abgewieſen. 
Aus den Gründen: 

„— — — Die Klägerin iſt nach ihrer Behauptung bei der Abtretung 
durch ihren Geſchäftsführer, den Kaufmann F. in S. vertreten worden, wäh⸗ 
rend die M.⸗Geſellſchaft, die ſeit 29. Aug. 1912 durch Geſellſchafterbeſchluß 
aufgelöſt iſt, durch den Kaufmann R. vertreten wurde. Der letztere, der nicht 
geſetzlicher Vertreter der aufgelöſten Geſellſchaft war oder iſt, iſt nach der 
Behauptung der Klägerin von dem zum Liquidator beſtellten früheren Ge⸗ 
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ſchäftsführer der M. Geſellſchaft, demſelben Kaufmann F. in S., für ſeine 
Perſon mit der Abtretung der Mietzinsforderungen beauftragt worden und 
hat in Ausführung dieſes Auftrags die Abtretungsgeſchäfte vorgenommen. 
Hiernach hat, wenn die eigene Darſtellung der Klägerin als richtig unterſtellt 
wird, der Kaufmann F. als Liquidator der M.⸗Geſellſchaft den Kaufmann R. 
ſich zum Stellvertreter bei den Abtretungsgeſchäften beſtellt, und R. hat in 
Vertretung F.s namens der M.⸗Geſellſchaft in Liquidation an F. als Vertreter 
der Klägerin, die Mietzinsforderungen übertragen. F. war mithin bei der 
Abtretung durch ſeinen Vertreter R. namens ſeines Machtgebers mit ſich ſelbſt 
als Vertreter eines Dritten tätig. Es liegt ſonach ein Fall der ſog. Doppel⸗ 
vertretung, des Verhandelns eines Vertreters mit ſich ſelbſt, vor. Ein ſolches 
Verhandeln iſt dem Vertreter der Regel nach verboten ($ 181 BGB.) und 
nur dann zuläſſig, wenn es dem Vertreter geſtattet iſt oder wenn das Rechts⸗ 
geſchäft ausſchließlich in der Erfüllung einer Verbindlichkeit beſteht. Keine 
dieſer Ausnahmen von der Regel liegt hier vor. 

Die Geſtattung kann auf rechtsgeſchäftlicher Erklärung des Vertretenen 
oder auf Geſetz beruhen. Das Geſetz betr. die Geſellſch. m. b. H., namentlich 
§ 35 (vgl. auch § 69) enthält keine Beſtimmung, aus der eine geſetzliche Befugnis 
des Geſchäftsführers oder Liquidators, im Namen der Geſellſchaft mit ſich 
im eigenen Namen oder als Vertreter eines Dritten ein Rechtsgeſchäft vor⸗ 
zunehmen, hergeleitet werden könnte. Anderſeits gewährt nicht ſchon die 
Vollmacht, die Vertretungsermächtigung für ſich allein, eine ſolche Befugnis, 
vielmehr ſetzt § 181 BGB. eine ausdrückliche oder doch unzweifelhaft aus 
den Umſtänden hervorgehende Geſtattung des Verhandelns mit ſich ſelbſt 
voraus (RGEntſch. 51, 426; Staub⸗Hachenburg, Gef. m. b. H.“ § 36 Anm. 13). 
Daß eine derartige beſondere Ermächtigung dem F. von der Klägerin oder 
der M.-Gejellichaft jemals rechtmäßig oder nur überhaupt erteilt worden ſei, 
hat die Klägerin nicht einmal behauptet, geſchweige denn näher dargelegt und 
nachgewieſen. 

Die Abtretung der Mietzinsforderungen iſt, wie die Klägerin behauptet, 
erfolgt als Gegenleiſtung dafür, daß ſie im Mai 1912 die ihr damals zur Ver⸗ 
fügung ſtehenden Maſchinen und Werkzeuge, die die M.⸗Geſellſchaft ſpäter 
an den Beklagten verkauft hat, der M.⸗Geſellſchaft überlaſſen hatte. Wird 
das als wahr angenommen, ſo iſt zu verneinen, daß die Rechtsgeſchäfte aus⸗ 
ſchließlich in der Erfüllung einer Verbindlichkeit beſtanden. Vorausſetzung 
hierfür iſt nicht bloß, daß es ſich um eine rechtsverbindliche Schuld, ſondern 
auch, daß es ſich um Leiſtung des eigentlichen Schuldgegenſtandes handelt. 
Das letztere Erfordernis fehlt im vorliegenden Falle. Denn die Abtretung 
war eine Art der Leiſtung an Erfüllungsſtatt ($ 365 BGB.), bei der nicht der 
eigentliche Schuldgegenſtand geleiſtet wird, 

vgl. OL GRſpr. 8, 32/33; BGB. von RGRäten? $ 181 Anm. 2 Abſ. 2; Staudinger 
BGB.“ 8 181 Anm. 7b; Planck BGB.“ 58 181 Anm. 1ba. 
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Da ſonach keine der in $ 181 BGB. vorgeſehenen Ausnahmen vorliegt, 
ſo ſtand die angezogene Vorſchrift der gültigen Übertragung der Mietzins⸗ 
forderungen, die der M.⸗Geſellſchaft an den Beklagten angeblich erwachſen 
waren, ſeitens dieſer Geſellſchaft auf die Klägerin durch Abtretung entgegen. 
Nach der auch vom Reichsgericht vertretenen Auffaſſung, 

RGeEntſch. 56, 104; 67, 51 (Seuff A. 64 Nr. 44); 68, 37; 71, 163; Warneyer 

RGRſpr. 1908 Nr. 602, 
iſt bei unbefugtem Verhandeln des Vertreters mit ſich ſelbſt bei gewillkürter 
Stellvertretung das angenommene Rechtsgeſchäft nicht nichtig, es iſt vielmehr 
ſo zu beurteilen wie eine Überſchreitung der Vollmacht, fo daß das Rechts⸗ 
geſchäft genehmigungsfähig i. S. des § 177 BGB. iſt. Ob dieſe Anſicht auch 
für die Fälle gilt, in denen es ſich um geſetzliche Vertreter von Vereinen oder 
Geſellſchaften handelt (Staudinger § 181 Anm. 6; Planck $ 181 Anm. 3 a), 
kann dahingeſtellt bleiben. Der Wirkſamkeit einer nachträglich von F. erteilten 
Genehmigung, die in der Klagerhebung erblickt werden könnte, ſtände wieder⸗ 
um das Verbot in $ 181 BGB. entgegen. Daß nachträglich von einem andern 
zur Vertretung der einen oder anderen der beteiligten Geſellſchaften berechtigten 
Gliede dieſer Geſellſchaften in wirkſamer Weiſe die Rechtsgeſchäfte genehmigt 
worden ſeien, hat die Klägerin weder behauptet noch dargetan. 

Iſt ſonach die Abtretung der Klageforderung rechtlich unwirkſam, ſo iſt 
die Klage hinfällig. — — —“ 

Urteil des OLG. zu Dresden (5. Sen.) v. 31. Mai 1915. 5 O. 194/14. 
Ch. 


237. Das Konnoſſement kann beſtimmen, daß für die Ordnunggemäßheit 
der Beladung und Stauung die Beſcheinigung eines Hafenaufſehers 
maßgebend ſein ſoll. Die Beſcheinigung kann nur wegen offenbarer 
Unbilligkeit angefochten werden. 
Bal. 44 Nr. 59; 64 Nr. 208 m. N.; 68 Nr. 120. 
BGB. 3 319; HGB. 38 514. 651. 

Im März 1912 wurden auf dem Dampfer der Beklagten 1583 Sack 
Baumwollſaatkuchen von Penſacola nach Hamburg verſchifft. Die Klägerin 
war die durch Konnoſſement legitimierte Empfängerin der Ware. Sie be⸗ 
hauptete, daß die Ware zu einem großen Teil in beſchädigtem, verſchim⸗ 
meltem Zuſtande angekommen ſei; der Minderwert betrage 1475,85 M. 
Für dieſen Schaden machte ſie die Beklagte mit der Behauptung verantwort⸗ 
lich, daß der Verderb der Ware infolge mangelhafter Stauung, insbeſondere 
mangelhafter Lüftung erfolgt ſei. Die Beklagte berief ſich auf den Inhalt 
eines Surveyor⸗(Aufſeher⸗)Atteſtes, der fie nach dem Konnoſſement ohne 
weiteres von der Haftung befreie. Die Klage wurde in 2. Inſtanz abgewieſen. 
Aus den Gründen: 
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„Es iſt der Vorinſtanz darin beizupflichten, daß die Beſcheinigung des 
(Surveyors) Aufſehers, auf welche das Konnoſſement Bezug nimmt, formell 
nicht zu beanſtanden iſt. Dieſe Beſcheinigung ergibt unzweideutig, daß die 
Beladung „in Übereinſtimmung mit den Anordnungen des Aufſehers“ erfolgt 
iſt. Der Satz in dem Atteſt, daß das Schiff die Ladung „zu meiner völligen 
Zufriedenheit“ vervollſtändigt hat, läßt hierüber keinen Zweifel. Zuzuſtimmen 
iſt der Vorinſtanz ferner darin, daß die 88 317 ff. BGB. an ſich auf einen 
derartigen Aufſeherſpruch Anwendung finden können. Dieſe Beſtimmungen 
beziehen ſich auf jedes „arbitrium boni viri über einen für das Rechtsverhältnis 
der Parteien erheblichen Punkt“ (vgl. Staudinger BGB. § 319 Nr. 1). 

Nicht beizuſtimmen iſt aber der Vorinſtanz darin, daß der Spruch des 
Aufſehers eine offenbare Unbilligkeit enthalte. Der Sachverſtändige Ma., 
der die einſchlägigen Verhältniſſe aus langjähriger Erfahrung kennt, hat mit 
Beſtimmtheit erklärt, faſt alle Dampfer vom Golf führten Decksladung, die 
eine Verſchließung der Luken und Luftlöcher notwendig mache, und lüden 
gleichzeitig Ware von der hier fraglichen oder ähnlicher Art in den verſchloſſenen 
Raum. Dies ſei ſo allgemein die Regel, daß jeder Verlader drüben dies wiſſe 
oder wiſſen müſſe. Wenn der Aufſeher ſomit eine von den Verladern ſeit 
Jahren geduldete und von den Verfrachtern ſeit Jahren geübte Maßnahme 
nicht beanſtandet, jo kann dieſe Meinungsäußerung des Aufſehers vielleicht 
als objektiv unrichtig beanſtandet, niemals aber als „offenbar unbillig“, alſo 
als eine Meinung, deren Unrichtigkeit ſich dem Blick eines ſachkundigen und 
unbefangenen Beurteilers ſofort aufdränge (Komm. von RGRäten $ 319 
Nr. 1) bezeichnet werden. 

Hieraus ergibt ſich, daß die Beklagte für den hier fraglichen Schaden nicht 
verantwortlich gemacht werden kann. Nach den Gutachten der Sachverſtändigen 
kann es keinem Zweifel unterliegen, daß die Beſchädigung der Ware auf die 
im Raum herrſchende Feuchtigkeit und daß dieſe großenteils wiederum auf 
die mangelnde Lüftung zurückzuführen iſt. Dieſe war aber lediglich eine 
Folge der von dem Aufſeher genehmigten Art der Beladung und Stauung. 
Die Zeugenausſagen und der Stauungsplan ergeben, daß Vorder⸗ und Hinter⸗ 
deck mit einer großen Holzladung bedeckt waren, die nach dem Gutachten 
des Sachverſtändigen Ma. die Schließung der Luken und Luftlöcher gebot. 
Die Beſcheinigung des Aufſehers ergibt, daß bei Ausſtellung die Decksladung 
bereits an Bord war. Obwohl der Aufſeher ſomit die Verladung der hier 
fraglichen Ware in dem verſchloſſenen Raum kannte, beſtätigte er, daß „das 
Schiff ſeine Ladung zu meiner völligen Zufriedenheit vervollſtändigt hat“. 
Da das Schiff ſomit in Übereinſtimmung mit den Anforderungen des Auf⸗ 
ſehers geladen und geſtaut iſt und dies in deſſen Beſcheinigung feſtgeſtellt iſt, 
kann der Warenempfänger nach dem Konnoſſement nicht damit gehört 
werden, daß die Ware nicht ordnunggemäß verladen ſei. 
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Die Luken oder Luftlöcher trotz der Decksladung während der Fahrt 
gelegentlich zu öffnen, war nicht möglich. Dies ergeben die Zeugenausſagen 
und das Gutachten von Ma. mit Beſtimmtheit. Daraus, daß das Schiff 
Decksladung und außerdem feuchtigkeitsempfindliche Ware zur Verfrachtung 
angenommen hat, kann der Beklagten kein Vorwurf gemacht werden. Dies 
geſchieht, wie das Gutachten von Ma. ergibt, ganz allgemein, iſt den Verladern 
bekannt und offenbar für die Feſtſetzung der Frachtſätze mitbeſtimmend. Dem 
Verfrachter kann nach Sachlage nicht als Verſchulden angerechnet werden, 
wenn er eine Ladung zur Verſchiffung annimmt, die ihm der Ablader in 
Kenntnis der einſchlägigen Verhältniſſe übergibt. Aus dem Zuſammenhalt 
der Gutachten der Sachverſtändigen Mi. und Ma. muß entnommen werden, 
daß vielfach gleichartige Ware, die unter ähnlichen Bedingungen verſchifft 
wird, im weſentlichen unbeſchädigt ankommt. Es kann daher weder davon 
die Rede ſein, daß ein Schiff, das derartige Ware im abgeſchloſſenen Raume 
befördert, relativ ſeeuntüchtig iſt, noch allgemein feſtgeſtellt werden, daß der 
Schiffer bei der Ausführung eines derartigen Transports es an der nötigen 


Achtſamkeit fehlen läßt. — — —“ 
Urteil des OLG. zu Hamburg (4. Sen.) v. 17. März 1915 in der Hamburg. 
Sache St. & Co. w. H. V. Bf. IV. 478/14. A- d. 


238. Die Formvorſchrift in $ 566 BGB. gilt nicht für einen Dor- 
vertrag* zum Mietvertrag. Folgen ihrer Nichtbeachtung“ “. 
“Bol 58 Nr. 93 m. N. — gl. 61 Nr. 199. ö 
BB. 55 566. 139. 

Der Beklagte hatte eine von ihm gepachtete Landfläche durch ſchrift⸗ 
lichen Vertrag auf 30 Jahre an H., den Erblaſſer der Kläger, weiter verpachtet, 
aber unter ungünſtigeren Bedingungen als er ſelber gepachtet hatte. Die 
Kläger behaupteten, der Beklagte habe vorher mit ihrem Erblaſſer vereinbart 
gehabt, daß dieſer in den Pachtvertrag unter denſelben Bedingungen eintreten 
ſolle, unter denen Beklagter pachten würde; aber dann habe der Beklagte 
ihren Erblaſſer über den Inhalt des Pachtvertrags argliſtig getäuſcht. Sie 
klagten auf Feſtſtellung, daß ſie nicht verpflichtet ſeien, die läſtigeren Pacht⸗ 
bedingungen zu erfüllen. — In 2. Inſtanz wurde die Klage abgewieſen. 
Das Reichsgericht hob auf und verwies zurück. Aus den Gründen: 

„Das Ber.⸗Gericht hat die Klage abgewieſen, weil durch das Vorbringen 
der Kläger die Klaganträge weder auf Grund Vertrags noch unter dem Ge⸗ 
ſichtspunkte der unerlaubten Handlung begründet ſeien. Ob die den letzteren 
Klagegrund betreffenden Rev.⸗Angriffe begründet ſind, kann dahingeſtellt 
bleiben, da die von den Klägern behauptete, von dem Vorderrichter als richtig 
unterſtellte mündliche Vereinbarung zwiſchen H. und dem Beklagten, wo⸗ 
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nach letzterer die Grundſtücke unter denſelben Bedingungen, unter denen er 
ſie pachten würde, dem H. weiter verpachten ſollte, den Klagantrag recht⸗ 
fertigt. 

Der Ber.⸗Richter ſieht in dieſer Vereinbarung einen Vorvertrag zu einem 
langjährigen Pachtvertrag und erklärt ſie für nichtig, weil ein ſolcher Vor⸗ 
vertrag nach $ 566 BGB. der Schriftform bedürfe und weil die Vertrags⸗ 
parteien einen Pachtvertrag von nur einjähriger Dauer überhaupt nicht 
gewollt hätten und niemals geſchloſſen haben würden. 

In erſterer Hinſicht iſt dem Ber.⸗Gericht beizupflichten, die behauptete 
Vereinbarung iſt nur ein Vorvertrag zu einem Pachtvertrage, nicht der Pacht⸗ 
vertrag ſelbſt. — — — Seine weitere Anſicht, daß auf einen Vorvertrag 
zu einem mehrjährigen Grundſtücksmietvertrage die Vorſchrift des § 566 
BGB. Anwendung finde, kann dagegen nicht als richtig anerkannt werden, 
wenn ſie auch in der Rechtslehre und in der Rechtſprechung vielfach ver⸗ 
treten wird. 

Der Satz, daß ein Vorvertrag derſelben Form bedarf, die das Geſetz für 
den Hauptvertrag vorſchreibt, gilt nicht ausnahmslos, vielmehr beſtimmt 
ſich nach Inhalt und Zweck der Formvorſchrift, ob ſie ſich auch auf einen Vor⸗ 
vertrag zu dem formbedürftigen Hauptvertrag erſtreckt. Die Vorſchrift des 
§ 566 iſt nun von der 2. Kommiſſion nach deren Prot. 2, 147 ff., 178 und nach 
der Denkſchr. zum BGB. S. 638 (Guttent. Ausg. von 1896, 75) aufgenommen 
worden, um dem infolge des Satzes „Kauf bricht nicht Miete“ (BGB. 88 571ff.) 
in den Mietvertrag eintretenden Grundſtückserwerber die Möglichkeit zu 
verſchaffen, ſich über den Umfang und Inhalt der auf ihn übergehenden Ver⸗ 
pflichtungen mit Zuverläſſigkeit zu unterrichten. Daß man nicht, wie be⸗ 
antragt war, nur dem Grundſtückserwerber ein Recht zur Kündigung des 
nicht ſchriftlich geſchloſſenen Vertrags gab, geſchah, um dem Mietvertrage 
für die gleiche Zeit und mit demſelben Inhalt dem Erwerber wie dem Ver⸗ 
mieter gegenüber Geltung zu verſchaffen, um das einheitliche Mietverhältnis 
im Fall des Eigentumswechſels nicht zu zerreiſſen (Prot. 2, 155 ff.). Außer⸗ 
dem, ſo heißt es in den Prot. 2, 156, rechtfertige ſich das Formerfordernis 
für Mietverträge von längerer Dauer auch durch die Erwägung, daß durch 
ſolche Verträge das Grundſtück unter Umſtänden viel ſtärker belaſtet werde 
als durch die Beſtellung einer Grundgerechtigkeit, für die allgemein Eintragung 
in das Grundbuch gefordert werde. Dieſe Erwägungen ſprechen gegen eine 
Erſtreckung der Vorſchrift des § 566 auf den Vorvertrag. An ihn iſt der Grund⸗ 
ſtückserwerber nicht gebunden und der Vergleich mit der Grundgerechtigkeit 
führt zu keinem andern Ergebniſſe, denn auch die Verpflichtung zur Beſtellung 
einer ſolchen unterliegt nicht der für die Beſtellung ſelbſt, die dingliche Eini⸗ 
gung, getroffenen Vorſchrift des $ 873 Abſ. 2; 


vgl. RGeEntſch. 48, 133; 50, 77 (Seuffel. 58 Nr. N Gruchots Beitr. 46, 901 
Leipz g. 1914, 1116 Nr. 14. 
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Aber auch der Inhalt des § 566 ſelbſt ſpricht gegen feine Anwendbarkeit 
auf den Vorvertrag. Nach $ 566 Satz 2 gilt, wenn die geſetzliche Schriftform 
des § 566 Satz 1 nicht beobachtet iſt, der Vertrag als für unbeſtimmte Zeit 
geſchloſſen, die Kündigung iſt jedoch nicht für eine frühere Zeit als für den 
Schluß des erſten Jahres zuläſſig. Ein Verſtoß gegen die Formvorſchrift 
des § 566 Satz 1 hat alſo nicht die Nichtigkeit des ganzen Mietvertrags zur 
Folge. Hiervon gilt auch nicht, wie von dem Ber.⸗Gericht und auch ſonſt 
vielfach in der Rechtſprechung und in der Rechtslehre angenommen wird, 
für den Fall eine Ausnahme, daß die Parteien einen Vertrag von nur ein⸗ 
jähriger Dauer nicht gewollt haben und niemals geſchloſſen haben würden. 
Der 5. Zivilſen. des RG. hat bereits in einem Urteil v. 30. Sept. 1908 
(V. 200/08, Warneyer 1909, Nr. 82 S. 75) ausgeſprochen: der Satz 2 des 
§ 566 bilde eine beabſichtigte Ausnahme von den Beſtimmungen der $$ 125. 
139 BGB., der Mietvertrag gelte beim Mangel der Schriftform ſelbſt dann 
auf unbeſtimmte Zeit, wenn dieſe zeitliche Unbeſtimmtheit von den Vertrags⸗ 
teilnehmern nicht gewollt ſei. An dieſer Anſicht iſt feſtzuhalten. Die Unan⸗ 
wendbarkeit des $ 139 kann man allerdings nicht, wie von vielen Schriftſtellern 
geſchieht, damit begründen, daß nach § 566 der nur mündlich abgeſchloſſene 
Mietvertrag überhaupt nicht, auch nicht bezüglich ſeines die Vertragsdauer 
beſtimmenden Teiles ungültig ſei. Indem der § 566 der Beſtimmung der Ver⸗ 
tragsdauer in einem der vorgeſchriebenen Form entbehrenden Mietvertrage 
die Wirkſamkeit abſpricht, beſtimmt er die Nichtigkeit dieſes Teiles des Ver⸗ 
trags, ſo daß an ſich für die Anwendung des § 139 Raum ſein würde. Die 
Unanwendbarkeit des $ 139 ergibt ſich aber aus folgender Erwägung. Wenn 
der § 139 neben dem $ 566 Satz 2 gälte, jo würde die letztere Vorſchrift wenig 
praktiſche Bedeutung haben, da bei den mehrjährigen Grundſtücksmietver⸗ 
trägen regelmäßig anzunehmen iſt, daß ſie auf unbeſtimmte Zeit nicht abge⸗ 
ſchloſſen wären. In den wenigen Fällen, in denen dies nicht klar zutage liegt, 
würde inſofern eine unerfreuliche Rechtsunſicherheit eintreten, als die Pflicht 
zur ſofortigen Räumung von dem erſt feſtzuſtellenden Umſtand abhängen würde, 
ob jene Annahme gerechtfertigt ſei. Das entſpricht weder der Faſſung noch 
dem Zweck des Geſetzes. Die Vorſchrift des letzten Halbſatzes des § 566 ſoll 
den Mieter auf ein Jahr ſichern (Prot. 2, 178), und die Faſſung des vorher⸗ 
gehenden Halbſatzes („jo gilt der Vertrag als für unbeſtimmte Zeit ge⸗ 
ſchloſſen“) entſpricht nicht der bei Auslegungsregeln üblichen Ausdrucksweiſe 
des Bürgerl. Geſetzbuchs (vgl. Planck 1, XLVII ff.). Die Vorſchrift des 
5 566 Satz 2 iſt daher als eine der allgemeinen Beſtimmung des $ 139 vor⸗ 
gehende und ihre Anwendung ausſchließende Sondervorſchrift anzuſehen. 
Dieſe Anſicht kann allerdings, wie deren Gegner hervorheben, unter Um⸗ 
ſtänden zu einer Benachteiligung des Mieters führen, indem dieſer ſelbſt dann 
auf ein Jahr gebunden iſt, wenn dies von ihm nicht gewollt und ſeinen Inter⸗ 
eſſen nachteilig iſt; aber die umgekehrte Anſicht führt nicht minder in vielen 
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Fällen zur Benachteiligung des Mieters, und zur Vermeidung dieſer durch 
die ſofortige Vertragsauflöſung entſtehenden Nachteile iſt die Vorſchrift des 
Schlußhalbſatzes des § 566 für erforderlich erachtet worden. 

Die Vorſchrift des $ 566 Satz 2 paßt nun aber nicht auf einen der Schrift⸗ 
lichkeit ermangelnden Vorvertrag, durch den ſich die Parteien zum Vermieten 
und Mieten eines Grundſtücks auf längere Zeit als ein Jahr verpflichten. 
Da der Vorvertrag nur auf Abſchluß des Hauptvertrags gerichtet iſt, alſo nur 
vorübergehende, nicht mehrjährige Wirkſamkeit haben ſoll, kann keine Rede 
davon ſein, daß er mangels der Schriftform als auf ein Jahr abgeſchloſſen 
gelte. In Frage könnte nur eine entſprechende Anwendung in der Weiſe 
kommen, daß ein ſolcher Vorvertrag nur eine Verpflichtung zum Abſchluß 
eines auf ein Jahr unkündbaren, im übrigen auf unbeſtimmte Zeit gehenden 
Mietvertrags begründe. Für eine derartige entſprechende Anwendung der 
nur „Mietverträge über Grundſtücke“ regelnden geſetzlichen Beſtimmung 
fehlt es aber angeſichts des mitgeteilten Sinns und Zwecks der Vorſchrift 
an einem ausreichenden Grunde um ſo mehr, als die entſprechende Anwendung 
in der Regel zur völligen Wirkungsloſigkeit des mündlichen Vorvertrags 
führen würde, weil Vermieter und Mieter regelmäßig einen mehrjährigen 
Mietvertrag aus beſtimmten Gründen auf längere Zeit als ein Jahr un⸗ 
kündbar abſchließen wollen und nicht geneigt ſein werden, ſtatt deſſen einen 
nach einem Jahr kündbaren zu ſchließen; der $ 566 würde alſo auf Vorverträge 
ganz anders wirken als nach den obigen Ausführungen auf die Mietverträge 
ſelbſt. 

Wenn endlich geſagt wird, die hier vertretene Meinung führe zu einer 
Beſeitigung oder Vereitelung der Vorſchrift des § 566, ſo kann auch das nicht 
zugegeben werden. Der $ 566 will nicht, wie der von dem Ber.⸗Gericht an⸗ 
geführte § 313, vor Übereilung ſchützen; feinem oben mitgeteilten Zweck und 
Inhalt geſchieht Genüge, wenn ſeine Anwendung auf den Mietvertrag ſelbſt 
beſchränkt wird. An den Vorvertrag iſt der Grundſtückserwerber nicht ge⸗ 
bunden; nicht ihm, ſondern nur dem Vermieter ſelbſt gegenüber kann der 
auf Räumung belangte Mieter auf Grund des Vorvertrags eine Einrede ent⸗ 
gegenſetzen. Außerdem handelt es ſich hierbei nicht um eine Einrede aus dem 
Mietvertrage, ſondern aus dem Vorvertrage, der nach Inhalt und Wirkungen 
von dem Hauptvertrage verſchieden iſt. Deshalb kann man ſich gegen die hier 
vertretene Anſicht nicht darauf berufen, daß ſie eine Zerreiſſung des einheit⸗ 
lichen Mietverhältniſſes, welche die 2. Kommiſſion vermeiden wollte, zur 
Folge haben würde. Jedenfalls genügt aber bei dem von ſonſtigen Form⸗ 
vorſchriften abweichenden eigenartigen Inhalt und Zweck des $ 566 dieſes 
Bedenken nicht, um auch den Vorvertrag an die Form des $ 566 zu binden. 
Wie bereits erwähnt, gilt nach feſtſtehender Rechtſprechung des Reichsgerichts 
die Vorſchrift des § 873 Abſ. 2 nur für die dingliche Einigung, nicht für den 
(in RGeEntſch. 48, 133; 50, 82 als Vorvertrag bezeichneten) ſchuldrechtlichen 
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Vertrag, durch den eine Verpflichtung zu einer dinglichen Rechtsänderung, 
z. B. zur Beſtellung einer Grunddienſtbarkeit begründet wird, obwohl auch 
dieſe Anſicht zur Folge haben kann, daß derjenige, welcher ſich formlos zur 
Beſtellung der Grundgerechtigkeit verpflichtete, trotz des Fehlens einer bin⸗ 
denden Einigung und Eintragung die tatſächliche Ausübung der Dienſtbarkeit 
dulden muß. 

Findet demnach aber der § 566 auf einen Vorvertrag keine Anwendung, 
ſo iſt die angeſtellte Vertragsklage durch das Vorbringen des Klägers, über 
deſſen Richtigkeit der Vorderrichter noch keine Feſtſtellung getroffen hat, 
genügend begründet. — — —“ 

Urteil des Reichsgerichts (3. Sen.) v. 20. Nov. 1914 in der preuß. Sache 

H. Erben (Kl.) w. K. (OLG. Hamm). III. 75/14. Auch in RGeEntſch. 86 

Nr. 9 S. 30. 


239. Der Beſteller hat nur einen Anſpruch auf Nachbeſſerung, wenn 
eine Anderung des Werkes ſchon erfolgt war auf Grund eines neuen 
Vertrages. 

Vgl. 59 Nr. 252; 67 Nr. 3. 55; 69 Nr. 237. 

BGB. $ 634. 

Die Beklagte hatte im Juni 1911 bei der Klägerin u. a. einen Panzer⸗ 
Prezioſenſchrank beſtellt. Nach der Ablieferung bemängelte ſie, daß der 
Schrank nur im Umfang des Riegelwerks gepanzert ſei. Die Klägerin beſtritt, 
auf Grund der Beſtellung zu einer weiterreichenden Panzerung verpflichtet 
zu ſein. Schließlich einigten ſich die Parteien im September 1911 dahin, 
daß die Panzerung gegen eine beſtimmte Nachzahlung noch über die Innen⸗ 
ſeiten des Schranks erſtreckt werden ſollte. Nach vorgenommener Anderung 
lieferte die Klägerin am 5. Okt. 1911 den Schrank wieder ab und verlangte 
nun Zahlung des Preiſes und der Transportkoſten. Die Beklagte bemängelte 
wiederum die Panzerung und verlangte klagend Wandelung des Vertrags 
und Rücknahme des Schranks. Die beiden Klagen wurden verbunden. — Das 
Landgericht nahm an, daß der Schrank Mängel aufweiſe und daß die Be⸗ 
klagte Wandelung ohne vorherige Friſtſetzung zur Beſeitigung der Mängel 
verlangen könne, weil ſchon eine Nachbeſſerung erfolgt ſei. Dementſprechend 
wurde die Klägerin unter der Feſtſtellung, daß der Vertrag über den Schrank 
aufgehoben ſei, zu deſſen Rücknahme verurteilt. Das Oberlandesgericht 
verurteilte dagegen die Beklagte in vollem Umfang zur Zahlung. 

In den Gründen wird zunächſt dargelegt, daß der Schrank gewiſſe Mängel 
aufweiſe; dann wird fortgefahren: 

„Es handelt ſich um eine unvertretbare Sache, daher kann die Beklagte, 
die unſtreitig der Klägerin keine Friſt zur Beſeitigung der Mängel geſetzt 
hat, Wandelung nur beanſpruchen, wenn es ausnahmsweiſe der Friſtſetzung 
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nicht bedurfte. Daß die Anwendung des § 634 BGB. durch $ 381 Abſ. 2 
HGB. nicht ausgeſchloſſen wird, hat das Landgericht zutreffend ausgeführt. 

Die Beklagte brauchte ſich nun zwar nicht auf eine weitere Nachbeſſerung 
einzulaſſen, wenn eine ſolche wegen desſelben Mangels bereits erfolgt war. 
Dabei iſt es gleichgültig, ob die Anderung auf Grund eines beſonderen Ab⸗ 
kommens, insbeſondere eines Vergleichs über die Mängelanſprüche und gegen 
eine beſondere Gegenleiſtung bewirkt worden iſt. Wird dagegen eine An⸗ 
derung vorgenommen auf Grund eines Abkommens, durch das die urſprüng⸗ 
liche Leiſtungspflicht des Unternehmers erweitert oder ſonſt verändert worden 
iſt, ſo kann von der Beſeitigung eines Mangels und damit von einer Nach⸗ 
beſſerung keine Rede ſein. Dasſelbe iſt aber der Fall, wenn über den Inhalt 
des urſprünglichen Vertrags eine Ungewißheit beſtand, die durch ein ſpäteres 
Abkommen beſeitigt wurde, und nunmehr der Vertragsgegenſtand dem Ver⸗ 
gleich entſprechend umgeändert worden iſt. In allen dieſen Fällen handelt 
es ſich nicht um Nachbeſſerung, ſondern um Erſterfüllung. 

Der Streit der Parteien, der durch das Septemberabkommen geſchlichtet 
wurde, betraf nun nicht etwa die die Mängelanſprüche der Beklagten begrün⸗ 
denden beſonderen Tatſachen, ſondern den Inhalt des urſprünglichen Ver⸗ 
trages ſelbſt. Streitig war, wie die Beſtellung auszulegen ſei, ob beſtellt 
ſei eine Panzerung nur im Umfange des Riegelwerks oder eine Ganzpan⸗ 
zerung. Hätte dieſe Ungewißheit nicht beſtanden, ſo wären im erſten Falle 
Mängelanſprüche nicht erhoben, im zweiten dieſe nicht beſtritten worden. 
Deshalb iſt in der nachträglichen Ergänzung der Panzerung keine zur Be⸗ 
ſeitigung eines Mangels vorgenommene Nachbeſſerung zu erblicken. 

Ob in dem Beſtreiten der Mängel die Erklärung gefunden werden kann, 
daß deren Abſtellung unter allen Umſtänden abgelehnt werde, iſt Tatfrage. 
Sie iſt vom Landgericht zutreffend verneint worden. Mit Recht hebt es her⸗ 
vor, daß die Beklagte von vornherein die Rücknahme der Gegenſtände verlangt 
hat. Damit hat ſie zum Ausdruck gebracht, daß ſie auf die Abſtellung der 
Mängel keinen Wert lege. Kam aber die Nachbeſſerung nicht in Frage, ſo 
hatte auch die Klägerin keine Veranlaſſung, bei ihren Erklärungen ſtets ihre 
Bereitwilligkeit zur Beſeitigung der Mängel durchblicken zu laſſen. 

Es kann auch ein beſonderes Intereſſe der Beklagten an der ſofortigen 
Geltendmachung des Anſpruchs auf Wandelung nicht anerkannt werden. 
Die Beklagte findet es darin, daß ſie ſich wegen der Notwendigkeit, ihre wert⸗ 
vollen Waren genügend zu ſchützen, Erſatzſtücke beſchafft habe. Auch dieſe 
Erſatzſtücke mußten indes für die beſonderen Verhältniſſe der Beklagten erſt 
angefertigt werden, die Neuanfertigung war aber mit größerem Zeitaufwand 
verbunden als die Abſtellung der Mängel. Selbſt wenn jedoch die Gefahr be⸗ 
ſtand, daß die Klägerin die ihr für die Nachbeſſerung geſetzte Friſt erfolglos 
verſtreichen laſſen könnte, ſo war die dadurch herbeigeführte Verlängerung 
des Zeitraums, in welchem die Beklagte den von ihr gewünſchten Schutz ihrer 
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Waren entbehren mußte, doch ſo gering, daß ſie die ſofortige Anſchaffung 
von Erſatzſtücken und damit ein beſonderes Intereſſe an der ſofortigen Geltend⸗ 
machung des Wandelungsanſpruchs nicht rechtfertigen konnte. 

Hiernach iſt die Klage der Beklagten unbegründet. 

Die Gegenleiſtung für den Schrank war nach $ 641 BGB. bei der Ab⸗ 
nahme zu zahlen. Unbedenklich iſt davon auszugehen, daß es zu einer 
Abnahme nicht gekommen iſt, und da der Schrank mangelhaft war, war auch 
die Beklagte zur Abnahme nicht verpflichtet. — — — Die Klägerin hat je⸗ 
doch ihr Anerbieten, die Mängel des Schrankes abzuſtellen, wie ſie in ihrem 
Ber.⸗Schriftſatz angekündigt hatte, in der Verhandlung vor dem Ber.⸗Gericht 
v. 17. Okt. 1913 wiederholt. Zur Entgegennahme dieſes Anerbietens war 
der Prozeßbevollmächtigte der Beklagten auf Grund der Prozeßvollmacht 
ermächtigt. Die Beklagte iſt deshalb ſeit dem 17. Okt. 1913 in Annahmeverzug 
und daher zur Bezahlung und Verzinſung des Preiſes ſowie der Transport⸗ 
koſten verpflichtet. — — —“ 

Urteil des OLG. zu Dresden (3. Sen.) v. 5. Nov. 1913 i. S. B. w. Bl. 

30. 94/13. F—ch. 


240. Schwebebahn als Eifenbahn nach dem ARäaftpfl.-Sejeb. 
HaftpflG. $ 1. ö 

L., Ehemann der Klägerin, Angeſtellter der Straßenbahn Elberfeld⸗ 
Barmen, ſollte an den Leitungsdrähten eine ſchadhafte Stelle ausbeſſern, 
die ſich über der Rathausbrücke in Barmen unmittelbar unter der Fahrbahn 
der Schwebebahn befand. Nachdem der Montagewagen unter der auszu⸗ 
beſſernden Stelle aufgeſtellt war, wollte L. auf einer an dieſem angebrachten 
Leiter auf die Plattform ſteigen, wurde aber von einem Zuge der Schwebe⸗ 
bahn erfaßt und auf die Straße geſchleudert, bevor er noch auf die Plattform 
gelangt war. An den Folgen des Sturzes iſt L. geſtorben. Seine Witwe 
verlangte von der Beklagten Schadenerſatz, und dieſer Anſpruch wurde dem 
Grunde nach für berechtigt erklärt. Berufung wie Reviſion blieben erfolglos. 
Aus den Gründen des Rev. ⸗Urteils: 

„Von der Reviſion wird zur Nachprüfung verſtellt, ob die Schwebebahn 
als Eiſenbahn i. S. des RHaftpfl.⸗Geſetzes betrachtet werden dürfe. Der Vorder⸗ 
richter hat ſich eigener Ausführungen hierüber enthalten und auf die Gründe 
des Landgerichts dafür verwieſen, daß ein Betriebsunfall nach $ 1 HaftpflG. 
vorliege, das Landgericht aber bemerkt, ein Betriebsunfall ſei unzweifelhaft 
gegeben, weil er unmittelbar durch den Betrieb der Schwebebahn verurſacht 
ſei und mit der Gefährlichkeit dieſes Betriebes inſofern unmittelbar zuſammen⸗ 
hänge, als infolge der Fahrgeſchwindigkeit der auf Schienen beförderten 
ſchweren Wagen die Schwierigkeit des Ausweichens ſehr erhöht ſei. Daß 
L. bei dem Betriebe der Schwebebahn verunglückt iſt, kann in der Tat nicht 
zweifelhaft ſein. Er iſt durch einen noch in Bewegung befindlichen Wagen 
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der Schwebebahn, ſomit durch einen Betriebsvorgang im engeren Sinn, von 
dem Montagewagen herabgeſchleudert worden, ſein Unfall geht daher nicht 
nur urſächlich auf die Betriebstätigkeit der Beklagten zurück, ſondern ſteht 
mit ihr auch zeitlich und örtlich im Zuſammenhange (RGEntſch. 55, 231). 
Die Reviſion will aber die Anwendbarkeit des Haftpfl.-Geſetzes auf den Unfall 
deshalb ausſchließen, weil die Schwebebahn hoch über den Straßen fährt 
und es daher normalerweiſe ausgeſchloſſen ſei, daß jemand durch ihre Züge 
angefahren oder überfahren werde; dieſe Möglichkeit werde erſt dadurch 
geſchaffen, daß ſich jemand mittels einer Leiter oder eines Gerüſtes in den 
Fahrbereich begebe, wenn er aber hierbei angefahren werde, ſo ſtehe der Un⸗ 
fall nicht mit der dem Betriebe eigentümlichen Gefahr im Zuſammenhange. 
Dieſer Angriff konnte keinen Erfolg haben. 

Die Schwebebahn weiſt alle grundlegenden Eigenſchaften einer Eiſen⸗ 
bahn auf. Auf metallener Grundlage befördert ſie erhebliche Gewichte über 
nicht ganz unbedeutende Entfernungen mit beträchtlicher Geſchwindigkeit, 
wobei ſie ſich zur Herbeiführung der Transportbewegung der Naturkräfte 
bedient. Es kommen ſo verhältnismäßig gewaltige Wirkungen zuſtande, 
die je nach den Umſtänden nützen oder auch Gefahren für Leben und Ge⸗ 
ſundheit herbeiführen können (RGeEntſch. 1, 252, in Seuff A. 35 Nr. 288 II). 
Daß ſich die bewegten Fahrzeuge nicht, wie gewöhnlich, über der metallenen 
Grundlage befinden, ſondern unterhalb der tragenden Schiene hängen, daß 
dieſe ſelbſt nicht in gewöhnlicher Weiſe dem feſten Boden aufliegt, ſondern 
durch hohe Träger geſtützt wird, begründet keinen begrifflichen Unterſchied. 
Dieſe Anordnung hat zwar die Folge, daß ſich der von den bewegten Fahr- 
zeugen in Anſpruch genommene und daher für Dritte gefährliche Raum nicht 
unmittelbar auf der Erdoberfläche, ſondern in größerer Höhe befindet, es iſt 
aber unzutreffend, wenn die Reviſion hieraus Bedenken gegen die Anwen⸗ 
dung des Haftpflichtgeſetzes herleiten will. Die beſonderen Gefahren, gegen 
deren Folgen das Geſetz Schutz bieten ſoll, werden durch die Einrichtungen 
der Schwebebahn nicht beſeitigt. Für die mit den Zügen fahrenden Perſonen, 
an die die Reviſion anſcheinend nicht denkt, iſt das ohne weiteres klar, es iſt 
nicht abzuſehen, inwiefern ihnen die Vorteile des Haftpfl.⸗Geſetzes deswegen 
verſagt werden könnten, weil ſich der Verkehr unterhalb einer erhöht ange⸗ 
brachten Schiene vollzieht. Aber auch ſonſt iſt der von der Reviſion geltend 
gemachte Geſichtspunkt unzutreffend. Auf die größere oder geringere Schwie⸗ 
rigkeit, in den Gefahrbereich der Züge zu gelangen, kommt es grundſätzlich 
nicht an, ſie iſt z. B. bei hoch gelegenen und abgeſperrten Brücken der ge⸗ 
wöhnlichen Eiſenbahnen in ganz ähnlicher Weiſe vorhanden. Nur für die 
Frage, ob den Verletzten ein Verſchulden trifft, können dieſe Umſtände erheb⸗ 
lich werden, im übrigen iſt jeder, der ſich in dem von den Zügen der Schwebe⸗ 
bahn in Anſpruch genommenen Raume oder unter ihr am Boden befindet, 
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nicht anders zu behandeln, als wenn er ſich im Gefahrbereiche einer gewöhn⸗ 
lichen Eiſenbahn befunden hätte. — — —“ 
Urteil des Reichsgerichts (6. Sen.) v. 4. Jan. 1915 in der preuß. Sache 
Kontin. Gef. f. elektr. Untern. (Bkl.) w. L. (OLG. Düſſeldorf). 
434/14. Auch in RGeEntſch. 86, Nr. 21 S. 94. 


241. Haftpflicht der Eiſenbahn für das Abſtürzen eines Fahrgaſtes 
von der Plattform eines Wagens. 
Haftpfi®. $ 1; BGB. $ 254. 

I. Am 20. Jan. 1913 fiel der Kläger bei dem Durchfahren einer Kurve 
von der vorderen Plattform eines Anhängewagens der Großen Berliner 
Straßenbahn. Er verlangte Erſatz ſeines Schadens im Umfange des Haftpfl.⸗ 
Geſetzes von der Bahngeſellſchaft. Das Landgericht erachtete den erhobenen 
Anſpruch zur Hälfte, das Kammergericht aber zu ½ als begründet. Die Re⸗ 
viſionen beider Parteien wurden zurückgewieſen. — Aus den Gründen des 
Rev.⸗Urteils: 

„Nach der Feſtſtellung des Ber.⸗Richters ſtand der Kläger auf der vor⸗ 
deren Plattform des Anhängewagens mit dem Rücken gegen die Wagen⸗ 
ſtirnwand einige em von dem Aufſtiege entfernt. Der Wagen war älterer 
Bauart, insbeſondere fehlte an der Aufſtiegſeite die bei den neueren Wagen 
übliche hintere Perronſtange, die zum Anhalten und zur Verhütung eines 
ſeitlichen Abſturzes geeignet iſt. Statt ihrer war nur ein zum Feſthalten und 
zum Schutze unzureichender Griff vorhanden. Daß dieſer ungeſicherte Stand⸗ 
ort Gefahren hatte, die ſich beſonders bei den Stößen der Fahrt geltend machen 
mußten, nimmt der Vorderrichter mit Recht an. Die Beklagte macht nun 
geltend, daß der vom Kläger eingenommene Platz habe frei bleiben ſollen, 
was durch eine dort angebrachte Aufſchrift angeordnet geweſen ſei, der Kläger 
habe dieſer Vorſchrift zuwidergehandelt und müſſe die Folgen ſeines Verhal⸗ 
tens tragen. Dem ſteht aber entgegen, daß der Kläger nach der Feſtſtellung 
des Ber.⸗Gerichts ohne Verſchulden der Meinung ſein konnte, die Aufſchrift 
ſolle nur eine Beeinträchtigung des freien Auf- und Abſteigens verhindern, 
dem habe er aber durch ſeine Aufſtellung in einiger Entfernung vom Auf- 
ſtiege genügt. Der Vorderrichter hat nicht verkannt, daß das Verbot ſeinem 
Wortlaut nach das Freilaſſen eines vollen Platzes verlangte und daß der Kläger 
nicht ſo viel Raum neben dem Aufſtiege frei gelaſſen hat wie ein Menſch in 
Anſpruch nimmt, er ſtellt aber feſt, daß der Kläger es in der angegebenen 
Weiſe verſtehen durfte. In dieſer Auslegung iſt kein Rechtsirrtum erjichtlich, 
ſie führt dazu, daß die Aufſchrift für die Frage nach dem Verſchulden des 
Klägers ihre Bedeutung verliert. Daß aber die Beklagte für die Gefahren 
einzuſtehen hat, die ſich aus der Beſchaffenheit ihrer Beförderungsmittel 
ergeben, unterliegt keinem Bedenken. 
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Auf der andern Seite hat der Vorderrichter auch eine Fahrläſſigkeit des 
Klägers ohne Rechtsirrtum feſtgeſtellt. Er führt aus, daß man bei Fahrten 
auf der Straßenbahn faſt ſtets mit Biegungen und Kurven rechnen muß, 
deren Durchfahren ohne Erſchütterungen und Stöße nicht abzugehen pflegt, 
daß der Kläger die in Betracht kommende Strecke nicht kannte, ſie auch wegen 
des vor ihm befindlichen Triebwagens von ſeinem Platze aus nicht überſehen 
konnte, ſo daß er nicht vorher wiſſen konnte, wann Stöße zu erwarten waren. 
Trotzdem hat er ſich an dem offenbar nicht völlig geſicherten Platze aufgeſtellt, 
ohne auch nur den Verſuch zu machen, ſich irgendwie, z. B. an der an der 
Wagenſtirnwand befindlichen Griffſtange, feſtzuhalten. In dieſem Verhalten 
hat der Vorderrichter mit Recht ein Außerachtlaſſen der im Verkehr erforder⸗ 
lichen Sorgfalt gefunden. Dieſe Fahrläſſigkeit hat den Unfall mitverſchuldet. 
Es wird feſtgeſtellt, daß der Straßenbahnzug ſchnell über das freie Tempel⸗ 
hofer Feld fuhr und bei Annäherung an die vor der Ringbahnſtation liegende 
Doppelkurve ſo ſtark bremſte, daß der Kläger einen Fuß vorſetzen mußte, 
daß dann bei dem Einfahren in die Kurve ein ſeitlicher Ruck entſtand, der 
den Kläger vom Wagen auf das Straßenpflaſter ſchleuderte, obwohl er ver⸗ 
ſuchte, ſich noch an der vorderen Perronſtange feſtzuhalten. Daß dieſer Erfolg 
auch eingetreten wäre, wenn ſich der Kläger an der Griffſtange feſtgehalten 
hätte, iſt nicht anzunehmen, denn er würde alsdann namentlich gegen den 
ſeitlichen Stoß beſſer geſichert geweſen ſein. Von der Einwirkung einer un⸗ 
widerſtehlichen Gewalt kann nicht die Rede ſein, ſie folgt auch nicht aus der 
von der Reviſion hervorgehobenen Tatſache, daß ein andrer Fahrgaſt, der 
mit dem Rücken an der vorderen Begrenzung der Plattform lehnte, infolge 
des ſtarken Bremſens rückwärts mit dem Oberkörper über die Wand der 
Plattform hinweg gebogen wurde. 

Die von dem Vorderrichter vorgenommene Verteilung des Schadens 
gemäß § 254 BGB. unterliegt keinem Bedenken. Es waren daher die beider⸗ 
ſeitigen Revifionen zurückzuweiſen. — — —“ 

Urteil des Reichsgerichts (6. Sen.) v. 19. April 1915 in der preuß. Sache 

B. (Kl.) w. Gr.⸗Berl. Str. B. (KG. Berlin). VI. 666/14. 


II. Der Kläger fuhr am 25. Juni 1911, einem Sonntag, mit der Eiſen⸗ 
bahn von Dorfen nach Ampfing. Während der Fahrt ſtand er auf der Platt⸗ 
form eines Amerikanerwagens; bei der Einfahrt in die Station Schwindegg 
ſtürzte er über das geſchloſſene Abſchlußgitter der Plattform und wurde 
ſchwer verletzt. Er nahm auf Erſatz ſeines Schadens den bayer. EBFiskus 
in Anſpruch, von dem er die Zahlung von Arzt- und Pflegekoſten und ein 
Schmerzengeld, ferner eine Rente für Erwerbsausfall forderte. Das Land⸗ 
gericht gelangte zur Abweiſung der Klage, indem es zwar eine Erſatzpflicht 
des Beklagten in den Grenzen des Haftpflichtgeſetzes an ſich anerkannte, 
dieſe aber wegen überwiegenden Verſchuldens des Klägers nach $ 254 BGB. 
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für aufgehoben erachtete; dieſes Verſchulden beſtehe darin, daß ſich der Kläger 
während der Fahrt mit dem linken Arm auf das Abſchlußgitter der Plattform 
geſtützt habe; ein Verſchulden des Beklagten oder ſeiner Angeſtellten und eine 
Erhöhung der Betriebsgefahr ſtehe dieſem groben Verſchulden nicht gegenüber. 
Das Oberlandesgericht erklärte den Anſpruch des Klägers, ſoweit er auf Erſatz 
der Heilungskoſten und des Erwerbsausfalls gerichtet war, zu drei Viertel 
für gerechtfertigt und wies im übrigen die Berufung zurück. Es erblickte kein 
Verſchulden des Klägers darin, daß er ſich auf der Plattform des Wagens 
überhaupt aufgehalten habe. Dagegen ſei es allerdings für ſchuldhaft zu 
erachten, daß er ſich unmittelbar vor dem Unfall mit dem linken Arm in halb⸗ 
ſeitiger Stellung auf das zurückklappbare Abſchlußgitter gelehnt habe. Dieſem 
indeſſen nur ſehr geringen Verſchulden ſtehe eine erhöhte Betriebsgefahr 
der Eiſenbahn gegenüber; der Zug habe an der Unfallſtelle eine Weiche durch⸗ 
fahren und dabei einen heftigen Stoß erlitten, deſſen Stärke durch ein ſehr 
ſchnelles Fahren verurſacht worden ſei. Die Reviſion des EBFiskus wurde 
zurückgewieſen. Aus den Gründen: 

„— — — In der Sache ſelbſt iſt nur die Bewertung des eigenen Ver⸗ 
ſchuldens des Klägers im Verhältnis zu der von dem Beklagten zu vertreten⸗ 
den Betriebsgefahr und die Berechtigung der Annahme des Ber.⸗Gerichts, 
daß eine erhöhte Betriebsgefahr dem eigenen Verſchulden des Klägers gegen⸗ 
überſtehe, in der Rev.⸗Inſtanz Gegenſtand des Streits der Parteien. 

Wie es dem Kläger nicht als Verſchulden angerechnet werden kann, daß 
er an einem Sommerſonntage, wo alle Nahzüge überfüllt ſind, überhaupt 
mit der Eiſenbahn fuhr, ſo auch nicht, daß er auf die Plattform hinausging, 
weil die Abteile der Wagen ſämtlich mit Reiſenden vollgepfropft waren. 
War der Aufenthalt auf der Plattform an ſich verboten, ſo wurde er doch nach 
der Feſtſtellung des Ber.⸗Gerichts an ſolchen Sommerſonntagen von der 
Bahnbehörde geduldet, weil er unvermeidlich war, wenn alle Reiſenden 
befördert werden ſollten. Dieſe Duldung begründet kein Verſchulden der 
Eiſenbahnbehörde, ebenſowenig aber der Aufenthalt eines Fahrgaſtes auf 
der Plattform ein Verſchulden des Fahrgaſtes, wenn er im Innern keinen 
Platz finden konnte. Wohl aber mußte ſich der Kläger, wenn er genötigt war, 
während der Fahrt ſeinen Aufenthalt auf der Plattform zu nehmen, bewußt 
bleiben, daß dieſer Aufenthalt mit gewiſſen Gefahren verbunden war, und ſich 
dort mit beſonderer Vorſicht benehmen, wozu ihn ſeine Körperlänge (1,77 m), 
die die Gefahr eines Abſturzes über das Abſchlußgitter vergrößerte, mehr 
als andere veranlaſſen mußte. Wenn er daran nicht während der ganzen Fahrt 
dachte, wenn er ſogar ſeinen Arm auf das Abſchlußgitter lehnte, ſo hat ihm 
das Ber.⸗Gericht dieſe Läſſigkeit als mitwirkendes Verſchulden an dem Unfall 
nach $1 HaftpflG., $ 254 BGB. angerechnet. 

Es iſt aber nicht rechtsirrtümlich, wenn das Ber.⸗Gericht dieſem Ver⸗ 


ſchulden gegenüber, das es nur als ein geringes bewertet, eine „ der 
Seufferts Archiv 70. 3. Folge Bd. 15 Heft 11. 
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Betriebsgefahr der Eiſenbahn angenommen hat und zur Abwägung bringt. 
Eine Erhöhung der Betriebsgefahr bildet es ſchon, daß der Sonntagsverkehr 
den Aufenthalt von Fahrgäſten auf der Plattform der Wagen unumgänglich 
machte. Jedenfalls aber bedeutete für die Reiſenden, die auf den Plattformen 
ſtanden, eine vermehrte Schnelligkeit der Fahrt und ein plötzlicher Ruck eine 
beſonders erhöhte Betriebsgefahr, mochten dieſe Umſtände auch für die im 
Innern der Wagen ſitzenden Perſonen gefahrerhöhend nicht in Betracht 
kommen. Es iſt für die Annahme einer Erhöhung der Betriebsgefahr keines⸗ 
wegs erforderlich, daß die gefahrerhöhenden Umſtände ſich für alle Inſaſſen 
des Zuges fühlbar machen. Ein heftiger Ruck beim ſchnellen Durchfahren 
einer Kurve oder einer Weiche, wie er im gegebenen Fall feſtgeſtellt iſt, muß 
auf der Plattform die dort ſtehenden Perſonen in gleicher Richtung auf⸗ 
einander drängen, ſo daß dadurch allerdings ſelbſt die Gefahr eines Abſturzes 
verurſacht werden kann. 

Die Abwägung des mitwirkenden Verſchuldens des Klägers gegenüber 
der erhöhten Betriebsgefahr der Eiſenbahn durch das Ber.⸗Gericht gibt zu 
rechtlichen Bedenken keine Veranlaſſung. 

Die Reviſion des Beklagten war hiernach als unbegründet zurückzuweiſen.“ 

Urteil des Reichsgerichts (6. Sen.) v. 28. Juni 1915 i. S. F. (Kl.) w. 

Bayer. EBFiskus (OLG. München). VI. 106/15. F—2. 


242. Gläubigeranfechtung; zum Begriff der Benachteiligungsabſicht 
des Schuldners. 
Vgl. 39 Nr. 15 m. N., auch 55 Nr. 251 m. N. 
AnfG. $ 3. 

Der Kläger hatte vergeblich die Zwangsvollſtreckung gegen den früheren 
Möbelfabrikanten M. in O. wegen einer vollſtreckbaren Forderung von 
2252,70. einschließlich Zinſen und Koſten verſucht. 

Auf dem dem Schuldner M. gehörenden Grundſtück Bl. 513 des Grundb. 
für O. war am 7. Okt. 1912 für den Beklagten, den Schwiegervater M., 
ein Nießbrauch eingetragen worden, der ihm von M. durch Urkunde v. 22. Sept. 
1912 eingeräumt worden war. Der Kläger focht die Beſtellung des Nieß⸗ 
brauchs auf Grund von § 3 AnfG. an; er beantragte feſtzuſtellen, daß der 
Nießbrauch ihm gegenüber unwirkſam ſei, und den Beklagten zu verurteilen, 
die Zw.⸗Vollſtreckung gegen M. wegen einer Forderung von 2252,70 % 
ohne Rückſicht auf den Nießbrauch in das Grundſtück und in deſſen Nutzungen, 
insbeſondere die Mietzinſen, geſchehen zu laſſen. — Das Landgericht wies 
die Klage ab; das Oberlandesgericht gab ihr ſtatt. Aus den Gründen: 

„— — — Der vom Schuldner M. ſeinem Schwiegervater, dem Be⸗ 
klagten, im letzten Jahre vor der Erhebung der Anfechtungsklage beſtellte 
Nießbrauch ſtellt ſich als entgeltlicher Vertrag dar; als ein ſolcher iſt jeder 
vom Schuldner abgeſchloſſene Vertrag anzuſehen, der nicht eine unentgelt⸗ 
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liche Verfügung enthält, und es fällt insbeſondere die Einräumung eines 
dinglichen Rechts, wie eine Hypotheken⸗ oder Nießbrauchsbeſtellung, regel⸗ 
mäßig unter den Begriff eines ſolchen (vgl. RGEntſch. 9, 103; 29, 299). Durch 
das Eingehen dieſes Vertrages ſind die Gläubiger M.s benachteiligt worden; 
— — — es wurden ihnen dadurch die einzigen Vermögensobjekte, aus denen 
ſie noch hätten Befriedigung erlangen können, nämlich die Mieterträgniſſe 
des Grundſtücks, entzogen. Der Nießbrauch iſt mithin nach § 32 AnfG. an⸗ 
fechtbar, falls der Beklagte nicht beweiſt, daß ihm zur Zeit ſeiner Beſtellung 
eine Abſicht des Schuldners, die Gläubiger zu benachteiligen, nicht bekannt 
war. Dieſen Beweis hat der Beklagte nicht geführt. 

Allerdings hat M. als Zeuge verneint, bei der Beſtellung des Nieß⸗ 
brauchs die Abſicht gehabt zu haben, andre Gläubiger zu benachteiligen. 
Auch der Rechtsanwalt, der die Nießbrauchsbewilligung verfaßt hat, gibt als 
Zeuge an, daß ſeiner Anſicht nach dem Beklagten und dem M. eine Benach⸗ 
teiligungsabſicht ferngelegen habe, und daß er, der Rechtsanwalt, über die 
Gültigkeit der Nießbrauchsbeſtellung nicht den geringſten Zweifel gehabt habe. 
Dieſe letztere Abgabe ſieht das Ber.⸗Gericht als glaubhaft an und hält es dem⸗ 
zufolge für vollkommen ausgeſchloſſen, daß der Rechtsanwalt in unlauterer 
oder pflichtwidriger Weiſe bei Beſtellung des Nießbrauchs tätig geweſen ſei; 
allein es fragt ſich ſehr, ob beide Zeugen bei Verneinung einer Benachteili⸗ 
gungsabſicht von dem richtigen Begriff dieſer Abſicht ausgegangen ſind. 

Unter der Benachteiligungsabſicht iſt nichts weiter zu verſtehen als die 
auf Verkürzung der Gläubiger gerichtete Abſicht; es iſt nicht erforderlich, daß 
die Benachteiligung der letzte oder ausſchließliche Zweck des Handelns geweſen 
ſei; in den ſeltenſten Fällen handelt der Schuldner ſo verwerflich, daß er die 
Gläubigerbenachteiligung ſich als Endzweck ſeines Handelns vorgenommen 
hat; der Endzweck beſteht vielmehr meiſt in der Abſicht, Vermögensgegenſtände 
für ſich oder ſeine Angehörigen zu retten; N 

vgl. RGEntſch. 21, 425 (SeuffA. 45 Nr. 8); 23, 13 (SeuffA. 45 M. 94); 48, 403; 

Jaeger Gläubigeranf. 157. 

Sehr richtig hebt in dieſer Beziehung ein neuerer Schriftſteller (Przibilla in 
IW. 1911, 300 ff.) hervor, daß die Benachteiligung der Gläubiger bei vielen 
Schuldnern nur die notwendige Folge, nicht der Zweck ihres Handelns ſei, 
daß daher ſelbſtverſtändlich der Schuldner als Zeuge die Frage, ob er eine 
Benachteiligung bezweckt habe, faſt ſtets verneine, daß die Antwort aber ganz 
anders laute, wenn er gefragt werde, ob er die in Frage kommenden Gegen⸗ 
ſtände nicht habe in Sicherheit bringen wollen, damit ſie ihm nicht wegge⸗ 
pfändet würden. In dieſem letzteren Sinn hat ſich der Schuldner bei ſeiner 
Abhörung in der Tat ausgeſprochen; er hat ausdrücklich angegeben: 

Es kam mir bei den Nießbrauchsverhandlungen darauf an, daß das Grund- 


ſtück nicht verſteigert, ſondern erhalten bliebe, damit das Geſchäft weiter be⸗ 


trieben werden könnte. — — — 
32° 
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Ich habe gerade durch die Beſtellung des Nießbrauchs erreicht, daß meine 
Frau im Grundſtück geblieben iſt und infolgedeſſen das Geſchäft fortbetreiben 
kann. — — — 


Mein ganzes Ziel ging damals eben nur dahin, wenigſtens das Haus vor 
der Zwangsverſteigerung zu retten. 


Auch der erwähnte Rechtsanwalt hat ausgeſagt, es ſei dem M. lediglich 
darauf angekommen, daß das Grundſtück, das er billig gekauft habe, nicht zur 
Zw.⸗Verſteigerung käme. Hiermit ſtimmt die eigene Sachdarſtellung des 
Beklagten überein, wonach der Nießbrauch nur eingetragen worden iſt um 
Ordnung zu ſchaffen und die Zw.⸗Verſteigerung zu vermeiden. In dieſer 
Abſicht des Schuldners, das Grundſtück der Zw.⸗Verſteigerung zu entziehen, 
liegt die auf Benachteiligung der Gläubiger gerichtete Abſicht. Der Kläger 
hatte das Recht, wegen ſeiner vollſtreckbaren Forderung ſich an alle Ver⸗ 
mögensgegenſtände des Schuldners, alſo auch an die Mieterträgniſſe des 
Grundſtücks zu halten; es gingen ihm in dieſer Beziehung nicht die Hyp.⸗ 
Gläubiger vor, da eine Beſchlagnahme des Grundſtücks nicht erfolgt war 
(§ 1124 Abſ. 1 S. 1 BGB.). Der Einwand des Beklagten, er habe die Er⸗ 
trägniſſe des Grundſtücks gerade zur Befriedigung der auf dieſem laſtenden 
Verpflichtungen, insbeſondere zur Zahlung der Hypothekenzinſen, verwenden 
wollen, — was von den Zeugen beſtätigt worden iſt —, iſt unbeachtlich, denn 
es ändert dies nichts daran, daß der Schuldner bei der Nießbrauchsbeſtellung 
die Abſicht verfolgt hat, die Erträgniſſe andern Gläubigern zu entziehen, die 
ſich ſonſt durch Pfändung der Mietzinſen hätten befriedigen können (vgl. das 
im SächſA. 14, 386 veröffentlichte Urteil des OLG. Dresden). Wenn der 
Schuldner endlich noch angegeben hat, er habe bei Beſtellung des Nießbrauchs 
gehofft, allmählich ſeine Gläubiger zu befriedigen, ſo kann hieraus auf das 
Fehlen einer Benachteiligungsabſicht nicht geſchloſſen werden; der Schuldner 
mußte ſich ſagen, daß die Möglichkeit einer Befriedigung der perſönlichen 
Gläubiger bei der Menge ſeiner Schulden nur eine ſehr ungewiſſe, in weiter 
Ferne liegende ſei und daß dieſe Gläubiger ſich nicht auf eine derartige un⸗ 
ſichere Hoffnung hin zu einer Stundung veranlaßt ſehen würden. 

Iſt hiernach das Vorhandenſein einer Benachteiligungsabſicht auf ſeiten 
des Schuldners dargetan, ſo hat auch der Beklagte nicht bewieſen, daß er eine 
derartige Abſicht nicht gekannt habe. Der erwähnte Rechtsanwalt hat nach 
ſeiner Ausſage mit dem Beklagten und mit M. die ganze Sachlage eingehend 
beſprochen; der Beklagte hat auch, wie bei ſeinem nahen Verhältniſſe zu dem, 
von ihm öfters mit Geld unterſtützten Schwiegerſohn M. ſchon an ſich anzu- 
nehmen iſt, von deſſen bedrängter Lage ſchon einige Zeit vor der Nießbrauchs⸗ 
beſtellung Kenntnis gehabt; es iſt ihm alſo völlig klar geweſen, daß dieſe Rechts- 
handlung den Zweck verfolgt hat, die Grundſtückserträgniſſe dem Zugriff 
der nicht durch Hypothek geſicherten Gläubiger zu entziehen; zum mindeſten 
iſt nicht erwieſen, daß ihm eine ſolche Abſicht unbekannt geblieben ſei. Ob 
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der Beklagte durch den Rechtsanwalt darauf hingewieſen worden iſt, daß 
ſeine Handlungsweiſe ganz ordnunggemäß ſei, iſt einflußlos. Die irrige An⸗ 
nahme der Unanfechtbarkeit der Nießbrauchsbeſtellung kann die Anfechtung 
nicht ausſchließen, wenn deren Vorausſetzungen vorliegen. Mag auch Be⸗ 
klagter beſtrebt geweſen ſein, Ordnung in die Verhältniſſe ſeines Schwieger⸗ 
ſohns zu bringen, ſo war er doch nicht befugt, dieſe Ordnung auf Koſten eines 
Gläubigers zu bewirken, der auf Grund eines vollſtreckbaren Schuldtitels 
gegen dieſen vorgehen konnte. Endlich kann darauf nichts ankommen, daß 
der Beklagte aus dem ihm eingeräumten Nießbrauch keinen Vorteil gehabt, 
ſondern nur pekuniäre Opfer hat bringen müſſen; daß die Rechtshandlung 
für ihn nachteilige Folgen gehabt hat, ändert nichts an der durch ſie herbei⸗ 
geführten Benachteiligung des Klägers. 
Hiernach iſt der Anfechtungsklage zu entſprechen.“ 
Urteil des OLG. zu Dresden (9. Sen.) v. 23. Jan. 1914 i. S. Sch. (Kl.) 
w. L. 90. 137/13. F—ch. 


243. Rangverhältnis zweier Hypotheken untereinander, denen gleich- 
zeitig der Vorrang vor einer andern Hypothek eingeräumt ift. 

| BOB. 5 880. | 

Nachdem am 23. Juni 1914 der Hypothek Nr. 7 von 85000 K der Bor- 
rang vor der Grundſchuld Nr. 6 von 15000 „ eingeräumt worden war, wurde 
am 30. Juni im Grundbuch weiter eingetragen, daß Nr. 7 und Nr. 6 den Vor⸗ 
rang vor der Hypothek Nr. 5 von 415000 „ erhielten. Demnächſt erklärten 
die Gläubiger der Grundſchuld Nr. 6 am 24. Sept. 1914, daß fie der Hypothek 
Nr. 7 auch inſofern den Vorrang einräumten, als die Hypothek Nr. 5 ihnen 
beiden den Vorrang eingeräumt habe. Das Grundbuchamt lehnte jedoch 
den Antrag auf Eintragung dieſer Erklärung als überflüſſig und daher unzu⸗ 
läſſig ab. Die Beſchwerde wurde zurückgewieſen, ebenſo die weitere Be⸗ 
ſchwerde. Aus den Gründen: 

„Nach den Eintragungen v. 23. Juni 1914 war das Rangverhältnis 
der in der 3. Abteilung unter den Nummern 5. 6 und 7 eingetragenen Poſten 
gemäß 5 879 BGB. folgendes: Nr. 5, 415000 „ der Geſchwiſter J., darauf 
folgend Nr. 7, 85000 % der Hypothekenbank, und zuletzt Nr. 6, 15000 4 
der St.ſchen Eheleute. Die Frage iſt, welche Anderung hierin durch die am 
30. Juni 1914 bewirkten Eintragungen eingetreten iſt. Amts⸗ und Land⸗ 
gericht ſtehen auf dem Standpunkte, daß nun an erſter Stelle die 85000 4 
(Nr. 7), an zweiter Stelle die 15000 % (Nr. 6) und an letzter die 415000 
(Nr. 5) eingetragen ſtänden. Iſt dies richtig, jo iſt der Zuſtand, den die Be⸗ 
ſchwerdeführer mit der in der Urkunde v. 24. Sept. 1914 beantragten Ein⸗ 
tragung erreichen wollen, bereits hergeſtellt und dieſe dann allerdings über⸗ 
flüſſig und daher unzuläſſig. Die Beſchwerdeführer meinen aber, daß, ſoweit 
die Hypothek Nr. 5 den Poſten Nr. 7 und 6 den Vorrang eingeräumt hätte, 
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die Poſten Nr. 7 und 6 gleichberechtigt ſeien, und wollen mit ihren Erklärungen 
v. 24. Sept. 1914 erreichen, daß auch inſoweit, wie ſonſt ſchon nach den Ein⸗ 
tragungen v. 23. Juni 1914, die Poſt 6 der Poſt 7 im Range nachſtehe. Die 
hiernach zu entſcheidende Frage: ob bei gleichzeitiger Einräumung des Vor⸗ 
rangs mit einer Poſt für mehrere Poſten dieſe an Stelle der zurücktretenden 
Poſt zu gleichem Range, oder in ihrem bisherigen Rangverhältniſſe treten, 
iſt vom Kammergericht bereits einmal in dem in KGJ. 20 A, 181 ff. (RIA. 1, 
128) abgedruckten Beſchluſſe behandelt und in erſterem Sinne beantwortet 
worden. Der dort behandelte Fall lag im weſentlichen dem hier zu entſcheiden⸗ 
den gleich, nur daß damals die zurücktretende Poſt kleiner war ſchon als die 
eine der vortretenden Poſten, während hier die zurücktretende Poſt größer 
iſt als die beiden vortretenden Poſten zuſammengenommen. 

Die damals vom Kammergericht vertretene Meinung wird geteilt 
von Planck BGB.“ Anm. II 40 zu § 880; Staudinger BGB.“ Anm. V zu 
8 880; dem Komm. v. RGRäten? Anm. 2 zu $ 880; Neumann BGB.“ Anm. IIIa 
zu § 880; Oberneck Reichsgrundbuchr.“ 1, 363 Nr. 6 (anders aber daſelbſt 
S. 362 unten); Fuchs in Iherings J. 51, 469 ff. (insbeſ. 470 f., 481 f.); Wege 
daſ. 51, 39 ff., insbeſ. 48 ff.; Kretſchmar im Recht 1904, 518 und Herold im 
SächſA. 1908, 253. Dagegen nehmen Güthe GBO.“ Anm. 34 zu $ 46; 
Predari? Anm. Te zu § 46; Arnheim: Anm. 21 § 46; Goldmann⸗Lilienthal 
BGB. 2, 252 Anm. 86 und Lauéè bei Gruchot 55, 234 f. an, daß zwei Poſten 
von verſchiedenem Range nicht nur im Verhältniſſe zueinander, ſondern 
auch im Verhältniſſe zu der zurücktretenden Poſt ihre bisherige Rangſtellung 
behalten, wenn ihnen gleichzeitig der Vorrang vor einer andern Poſt einge⸗ 
räumt wird. Vom Reichsgericht oder einem Oberlandesgericht iſt dieſer Fall, 
ſoviel ermittelt werden konnte, noch nicht entſchieden worden. — — — Bei 
erneuter Prüfung kann der Senat den früher vertretenen Standpunkt nicht 
länger aufrechterhalten. 

Damals iſt zur Begründung desſelben ausgeführt worden: die Rang⸗ 
änderung habe dingliche Wirkung in der Weiſe, daß es ſo angeſehen werde, 
als ſei die vortretende Poſt von vornherein an der Stelle der zurücktretenden 
eingetragen geweſen. Solle nun eine Poſt hinter mehrere Poſten zurücktreten, 
ſo erhielten dieſe mehreren Poſten den Rang der zurücktretenden Poſt; in 
Höhe derſelben würden ſie bei der Zw.⸗Verſteigerung aus den Kaufgeldern 
befriedigt. Es werde ſo angeſehen, als ſeien ſie unter der Nummer der zurück⸗ 
tretenden Poſt eingetragen. Daraus ergebe ſich von ſelbſt, daß zwiſchen ihnen 
ein Rangverhältnis nicht obwalten könne, ſie vielmehr bei Unzulänglichkeit 
des auf die Stelle entfallenden Erlöſes anteilmäßig zu befriedigen, alſo gleich⸗ 
berechtigt ſeien. 

Demgegenüber weiſt Laué a. a. O. nicht ohne Grund darauf hin, daß 
eine Hypothek unter derſelben Nummer ſowohl von vornherein in Teilbeträgen 
von verſchiedenem Range eingetragen ſein, als auch nach $ 1151 BGB. nach⸗ 
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träglich in mehrere Hypotheken von verſchiedenem Range zerlegt werden 
kann. Daraus, daß die vortretenden Hypotheken an der Stelle der zurück⸗ 
tretenden als eingetragen zu gelten haben, kann daher ein zwingender Schluß 
darauf, wie ſie dort als eingetragen anzuſehen ſind, nicht gezogen werden. 
Vereinbart kann eins wie das andre ſein; die Abſicht des Gläubigers der 
zurücktretenden Poſt kann dahin gehen, daß die vortretenden Poſten gleichen 
Rang haben ſollen, es kann von ihm aber auch die Beibehaltung ihres bisherigen 
Ranges im Verhältniſſe zueinander beabſichtigt werden. Deshalb kann der 
von Fuchs a. a. O. S. 471 für ſeine Anſicht gegebenen Begründung nicht 
beigetreten werden, daß nämlich, wenn A. den Gläubigern C. und D. in einer 
Urkunde das Vorrecht einräume, er über den Rang ſeiner Hypothek zugunſten 
des C. und D. zuſammen verfüge, ihnen gemeinſchaftlich etwas zuwende, 
woraus ſich ergebe, daß C. und D. den Rang der Hypothek des A. für ihre 
Hypotheken zuſammen, alſo für jede den gleichen Rang erhalten ſollten. Es 
kommt überdies nicht ſowohl auf die Abſicht an, die der Gläubiger einer vor⸗ 
ſtehenden Poſt bei der Vorrangeinräumung verfolgt, als auf den Inhalt 
ſeiner Erklärung. Aus dieſer allein kann mangels einer geſetzlichen Regelung 
die Entſcheidung der vorliegenden Frage gewonnen werden. Die Erklärungen 
der Gläubiger der Hypothek Nr. 5 gehen aber lediglich dahin, daß ſie jeder 
der beiden Poſten Nr. 6 und 7 vor ihrer Poſt Nr. 5 den Vorrang einräumten. 
Wenn drei Hypotheken oder Grundſchulden im Grundbuch eines Grund⸗ 
ſtücks im Range aufeinanderfolgend eingetragen ſind, die ſämtlich aus dem 
ganzen Grundſtück Befriedigung beanſpruchen können, ſo beſtimmt ſich die 
Rangordnung jeder Poſt durch das Verhältnis, in dem ſie zu jeder der beiden 
andern Poſten ſteht. Vorliegend war die Rangordnung bis zu den am 30. Juni 
1914 bewirkten Eintragungen die, daß Poſt Nr. 5 vor den Poſten Nr. 7 und 6 
Befriedigung verlangen konnte, und Poſt Nr. 7 vor Poſt Nr. 6. Wenn nun 
die Gläubiger der Poſt Nr. 5 erklärt haben, daß ſie mit dieſer den beiden 
andern Poſten den Vorrang einräumten, ſo bezieht ſich dieſe Erklärung ledig⸗ 
lich auf das Verhältnis der Poſt Nr. 5 zu den beiden Poſten Nr. 7 und 6, 
das Verhältnis dieſer letzteren zueinander wird dadurch in keiner Weiſe berührt. 
Dieſes Verhältnis iſt auch von der ſonſtigen Belaſtung des Grundſtücks und 
von dem Verhältnis, in dem jede dieſer Poſten 7 und 6 zu andern Belaſtungen 
ſteht, völlig unabhängig. Dies zeigt ſich beſonders darin, daß, wenn alle andern 
Belaſtungen erlöſchen und die Poſten Nr. 7 und 6 entſprechend vorrücken, 
ihr Verhältnis zueinander dadurch doch keine Anderung erfährt. Deshalb 
können die Gläubiger der Poſten Nr. 7 und 6 auch an der ihnen von der Poſt 
Nr. 5 eingeräumten Rangſtelle nur derart Befriedigung beanſpruchen, daß 
die Poſt Nr. 7 der Nr. 6 vorgeht. Das ergibt ſich aus den bisherigen Ein⸗ 
tragungen und daraus, daß eine das Verhältnis der Poſten Nr. 7 und 6 zu⸗ 
einander abändernde Eintragung (abgeſehen von der am 23. Juni 1914) 
fehlt. Die Anſicht des Landgerichts, daß die jetzt beantragte Eintragung 
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überflüſſig und daher unzuläſſig ſei, kann hiernach nicht als rechtsirrtümlich 
bezeichnet werden. Im Gegenteil würde es einer Rangänderung gemäß 
8 880 BGB. bedürfen, wenn die Poſten 7 und 6 an der Stelle der Poſt 5 
gleichen Rang erhalten ſollten.“ 

Beſchluß des KG. zu Berlin v. 7. Jan. 1915. RIA. 14, 219. 


244. Erbbaurecht; das Bauwerk iſt weſentlicher Beſtandteil des Erb⸗ 
baurechts und nach deſſen Aufhebung bewegliche Sache. 
BGB. 38 1017. 94. 

Nach Einigung über ein zu begründendes Erbbaurecht beantragten die 
Beteiligten die Eintragung einer Vormerkung: zur Sicherung des Anſpruchs 
auf Löſchung des Erbbaurechts und auf Übertragung des Eigentums der Bau⸗ 
werke und Anlagen an den Erbbauberechtigten in den im §9 der ſchriftlichen 
Einigung vorgeſehenen Fällen. Der Antrag wurde abgelehnt, ſoweit er ſich 
auf die Eigentumsübertragung bezog, Beſchwerden blieben erfolglos. Aus 


den Gründen zur Zurückweiſung der weiteren Beſchwerde: 


„Nach § 883 BGB. kann zur Sicherung des Anſpruchs auf Einräumung 
oder Aufhebung eines Rechts an einem Grundſtück oder an einem das Grund⸗ 
ſtück belaſtenden Recht eine Vormerkung eingetragen werden. Es muß ſich 
alſo um Anſprüche handeln, die, wenn ſie ſchon jetzt verwirklicht wären, als 
Rechte an dem Grundſtück oder dem das Grundſtück belaſtenden Recht ein⸗ 
getragen werden könnten. Vorliegend ſoll nun eine Vormerkung zur Siche⸗ 
rung des Anſpruchs auf Löſchung des Erbbaurechts und auf Übertragung 
des Eigentums an den Erbbauwerken eingetragen werden. Dieſe Vormer⸗ 
kung iſt, ſoweit der Anſpruch auf Löſchung des Erbbaurechts infolge ſeines 
Erlöſchens vorgemerkt werden ſoll, rechtlich unbedenklich. Was jedoch den 
Anſpruch auf Übertragung des Eigentums an den auf Grund des Erbbau⸗ 
rechts errichteten Bauwerken und Anlagen anbetrifft, ſo kommt folgendes 
in Betracht. Auf das Erbbaurecht werden im § 1017 BGB. die für Grund⸗ 
ſtücke geltenden Vorſchriften für anwendbar erklärt. Zu dieſen Vorſchriften 
gehört auch der § 94 Abſ. 1 BGB., wonach die mit dem Grund und Boden 
feſt verbundenen Gebäude zu den weſentlichen Beſtandteilen des Grund⸗ 
ſtücks gehören. Wenn nun auch eine räumliche Verbindung zwiſchen Ge⸗ 
bäuden und Erbbaurecht beim Erbbaurecht als einem Rechte nicht vorliegen 
kann, ſo ſteht doch die Beziehung ſolcher Gebäude zum Grundſtück der An⸗ 
wendbarkeit des § 94 Abſ. 1 BGB. nicht entgegen. Der $ 95 Abſ. 1 Satz 2 
BGB. ſchließt es nämlich aus, daß die auf Grund des Erbbaurechts errichteten 
Bauwerke Beſtandteile des Grundſtücks werden. Die Beſtandteilseigenſchaft 
des Bürgerl. Geſetzbuchs iſt aber nicht auf den räumlichen Zuſammenhang 
beſchränkt, ſie ift vielmehr auch da gegeben, wo ein Verhältnis innerer Zuge⸗ 
hörigkeit beſteht. Das aber iſt bei den von dem Erbbauberechtigten in Aus- 
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übung ſeines Rechts auf dem Erbbaugrund errichteten Gebäuden gegenüber 
dem Erbbaurecht zweifellos gegeben, und deshalb wird ſolchen Gebäuden 
die Eigenſchaft weſentlicher Beſtandteile des Erbbaurechts auch von der 
heute herrſchenden Meinung allgemein zuerkannt; 

vgl. den ausführlich begründeten Beſchluß des KG. v. 21. Mai 1909, KGJ. 39 B, 

81: Güthe GBO. 2 I S. 1669; BGB. von RGRäten Anm. 1 zu 5 1017; 

Fuchs Grundbuchr. 1 Anm. 2 zu § 1017; Simè on Recht und Rechtsgang“ 1, 

163; Biermann Sachenr.“ Anm. 1a zu 5 1017; Kohn Erbbaur. 85; Willutzky 

in Gruchots Beitr. 49, 539; Schefold DYZ. 1908 Sp. 172; Wittmaack Erbbaur. 132. 
Erliſcht nun das Erbbaurecht, ſo fällt der Zuſammenhang zwiſchen den gedachten 
Bauwerken und dem Erbbaurecht weg. In dieſem Zeitpunkte werden die 
Bauwerke bewegliche Sachen. Da ihre Verbindung mit dem Erbbaurecht 
gelöſt iſt, können ſie von dieſem die Eigenſchaft unbeweglicher Sachen nicht 
herleiten. Anderſeits ſtehen ſie aber auch zu dem Grundſtück, auf dem ſie 
errichtet ſind, in keiner rechtlichen Beziehung, da, wie ſoeben ausgeführt, 
die in Ausübung eines Erbbaurechts errichteten Gebäude nicht zu den Be⸗ 
ſtandteilen des Grundſtücks gehören. Ein ſelbſtändiges unbewegliches Eigen⸗ 
tum an Gebäuden iſt aber dem heutigen Rechte fremd; ſie ſind nur als Be⸗ 
ſtandteile der Grundſtücke oder der dieſen gleichſtehenden Rechte unbeweglich 
(vgl. Urt. des RG. v. 10. Juni 1903 in ZW. 1903 Beil. S. 90). Da dieſe 
Vorausſetzung nach Wegfall des Erbbaurechts nicht mehr gegeben iſt, müſſen 
die Bauwerke von dieſem Zeitpunkt ab als bewegliche Sachen angeſehen werden. 
Dieſer Schluß wird auch in der Rechtslehre heute allgemein gezogen; 

vgl. u. a. Wittmaack a. a. O., 71; Staudinger BGB.“? Anm. 4 zu § 1016; 
Planck BGB.“ Anm. 3b zu 8 1012; Schefold a. a. O., 171 f. 
Würde alſo bereits heute das Erbbaurecht erlöſchen, ſo könnte das Eigentum 
an dem Erbbauwerk als einer beweglichen Sache nur durch Einigung und 
Übergabe, nicht aber durch Einigung und Eintragung übergehen. Iſt aber 
das endgültig entſtandene Recht nicht eintragungsfähig, ſo kann auch zur 
Sicherung des vorläufigen Anſpruchs keine Vormerkung eingetragen werden. 

Zu dem gleichen Ergebniſſe kommt man, wenn man etwa trotz der Be⸗ 
ſtimmung im $ 95 Abſ. 1 Satz 2 BGB. annehmen wollte, daß ſich bei Wegfall 
des Erbbaurechts das Eigentum an den Bauwerken ohne weiteres mit dem 
Eigentum an dem Grundſtück verbinde. Da ſich dieſer Eigentumsübergang 
von ſelbſt vollzöge, würden die Vorausſetzungen des $ 883 BGB. fehlen. 

Der Anſpruch auf Übertragung des Eigentums an den Bauwerken iſt 
alſo in keinem Falle vormerkungsfähig. Aus dieſen Gründen ergibt ſich die 
Zurückweiſung der weiteren Beſchwerde. 

Wenn dieſe ein ſolches Ergebnis für unbefriedigend hält, weil dabei das 
Bedürfnis, die Überführung der Gebäude bei Erlöſchen des Erbbaurechts 
in das Eigentum des Grundbeſitzers zu ſichern, nicht berückſichtigt werde, 
ſo kann ihr nicht beigetreten werden. Die Beteiligten werden in ſolchen Fällen 
meiſtens ſtatt des Erlöſchens des Erbbaurechts deſſen Übertragung an den 


458 245. Nießbrauch. 


Grundſtückseigentümer vereinbaren können. Wird das Erbbaurecht in dieſer 
Weiſe übertragen, ſo wird dadurch das Erbbauwerk als weſentlicher Beſtand⸗ 
teil gemäß § 93 BGB. miterfaßt. Die Übertragung des Erbbaurechts auf 
den Grundſtückseigentümer ift auch nach $ 889 BGB. rechtlich durchaus mög⸗ 
lich, und zur Sicherung dieſer Übertragung könnte eine Vormerkung aus 
§ 883 BGB. unbedenklich eingetragen werden. Den Bedürfniſſen des Ver⸗ 
kehrs dürfte daher in denjenigen Fällen, in denen ſich die Beteiligten mit der 
nur ſchuldrechtlichen Bindung des Erbbauberechtigten nicht begnügen wollen, 
ausreichend Rechnung zu tragen ſein.“ 
Beſchluß des KG. zu Berlin v. 25. Juni 1914. RIA. 14, 187. 


245. Pfändung von Mietzinſen durch den Nießbraucher des Grundſtücks. 
(Vgl. 68 Nr. 223.) 
BGB. 355 1030. 99 Abſ. 3; ZPO. 38 803 ff. 

Auf dem Grundſtück des Gr. ſtand für den Kläger eine Hypothek und 
im Range der Hypothek nachſtehend ein Nießbrauchsrecht für die Beklagte 
eingetragen. Die Beklagte bewilligte die Löſchung des Nießbrauchs, ließ aber 
noch vor der Löſchung wegen einer vollſtreckbaren Forderung gegen den 
Eigentümer die Mietzinſen des Grundſtücks pfänden und ſich überweiſen. 
Der Kläger, der ebenfalls eine vollſtreckbare Forderung an den Eigentümer 
beſaß und das Grundſtück inzwiſchen in der Zw.⸗Verſteigerung erworben hatte, 
klagte mit dem Antrage, die Pfändung für unzuläſſig zu erklären. Dieſem 
Antrage war in 2. Inſtanz entſprochen worden, das Urteil des Ber.⸗Gerichts 
wurde aber aufgehoben. Aus den Gründen des Rev. ⸗Urteils: 

„Das Ber.⸗Gericht hat von den rechtlichen Grundlagen, auf welche der 
Klagantrag geſtützt iſt, nur geprüft, ob die Rechtsauffaſſung des Klägers zu⸗ 
treffe, daß, ſolange der Nießbrauch der Beklagten am Grundſtück des Schuldners 
Gr. im Grundbuch eingetragen war, Mieten dieſes Grundſtücks wirkſam für 
ſie nicht hätten gepfändet werden können. Den Ausführungen des Klägers, 
daß die Beklagte an den Mieten ein Pfandrecht nicht erworben habe, iſt das 
angefochtene Urteil beigetreten. Es erwägt, daß der 5. Ziv.⸗Sen. des Reichs⸗ 
gerichts zwar die Frage im Urteil v. 5. Dez. 1906 (Entſch. 64, 415) anders 
entſchieden und eine Pfändung wie die hier ſtreitige zugelaſſen habe. Dieſer 
Senat habe aber ſchon in einem Urteil v. 19. Juni 1912 (V. 76/12) und weiter 
auch in dem Urteil v. 2. Nov. 1912 (Entſch. 80, 311) ſelbſt Zweifel an der 
Richtigkeit ſeiner Anſicht geäußert. In dem zuletzt erwähnten Urteil ſei ver⸗ 
neint, daß ſich der Nießbraucher eines Hauſes rechtsgeſchäftlich noch die Miet⸗ 
zinsforderungen vom Eigentümer übertragen laſſen könne. Eine unterſchied⸗ 
liche Beurteilung der Pfändung von Mieten ſeitens des Nießbrauchers und 
der rechtsgeſchäftlichen Abtretung der Mietzinſen an ihn, ſei nicht gerecht⸗ 
fertigt. Ein Pfandrecht an eigenen Sachen ſei begrifflich ausgeſchloſſen. 
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Es könne ſich danach hier nur fragen, ob ein Rechtsakt vorliege, durch den 
ſich die Nießbraucherin vor der Pfändung der Mietforderungen entäußert 
habe. Aber für eine ſolche Annahme fehle es an ausreichenden Unterlagen; 
die Ausführungen der Beklagten ließen erkennen, daß andre Erklärungen 
als die Löſchungsbewilligung hier nicht in Betracht kämen, dieſe aber habe 
keine weitergehende Bedeutung als die, daß die Beklagte an ſie gebunden 
ſei. Erſt mit der Löſchung im Grundbuch führe die rechtsgeſchäftliche Er⸗ 
klärung des Nießbrauchers, ſein Recht aufzugeben, deſſen Aufhebung herbei. 
Mangels eines wirkſamen Pfandrechts der Beklagten ſei ſomit das Klage⸗ 
verlangen nach $ 771 3 PO. gerechtfertigt. 

Die Reviſion greift die ſo begründete Entſcheidung nach zwei Richtungen 
hin an. Sie erachtet die Annahme, der Nießbraucher könne die ſeinem Nieß⸗ 
brauch unterliegenden Mieten nicht auch noch pfänden laſſen, für rechtsirrtüm⸗ 
lich und mit der Rechtſprechung des Reichsgerichts im Widerſpruch ſtehend. 
Es wird weiter auch als gegen materielles Recht verſtoßend und § 286 ZPO. 
verletzend angefochten, daß das Ber.⸗Gericht es als für die Frage, ob der 
Beklagten zur Zeit der Pfändung der Nießbrauch am Grundſtück des Schuldners 
noch zugeſtanden habe, entſcheidend anſehe, daß die Löſchung des Nießbrauchs 
im Grundbuch noch nicht erfolgt war. 

Dem erſten Angriff war die Berechtigung nicht zu verſagen. In ſeinem 
vorangeführten Urteil in Bd. 64 der Entſcheidungen verwirft der 5. Ziv.⸗ 
Sen. die von der damaligen Reviſion vertretene Auffaſſung, ein Mietzinſen 
pfändender Pfändungs⸗ und Überweiſungsbeſchluß ſei ungültig (nichtig), 
weil zu der Zeit, als er erging, für den Gläubiger ein Nießbrauchsrecht auf 
dem in Frage ſtehenden Grundſtück eingetragen war. Es wird ausgeführt, 
daß dadurch, daß er die Mietzinſen mitergriffen habe, der Nießbrauch dieſen 
nicht die Fähigkeit genommen habe, den Gegenſtand einer Pfändung und 
Überweiſung zu bilden. Sich auf fein Nießbrauchsrecht zu berufen, ſei der 
Nießbraucher berechtigt, aber nicht verpflichtet. Gleichwie ein Rechtsgeſchäft 
in ſeiner Gültigkeit nicht dadurch beeinträchtigt werde, daß dieſelben Per⸗ 
ſonen es unter ſich nochmals vornehmen, ſo müſſe es auch dem Berechtigten 
unbenommen ſein, auf einen erwirkten Pfändungs⸗ und Überweiſungs⸗ 
beſchluß einen Anſpruch zu ſtützen, den er auch kraft ſeines Nießbrauchsrechts 
hätte geltend machen können. Der zur Bekämpfung dieſer Auffaſſung von 
der damaligen Reviſion herangezogene Satz, daß ein Eigentümer nicht ein 
Recht an ſeiner eigenen Sache erwerben könne, beweiſe nichts dagegen, da 
es ſich bei ihm um weſentlich andre Verhältniſſe handle. 

Wenn nun auch der 5. Ziv.⸗Sen. ſpäter Zweifel an der Richtigkeit dieſer 
Beurteilung geäußert hat, ſo hat er den im vorerwähnten Urteil vertretenen 
Standpunkt doch nicht aufgegeben. In der im 80. Bande abgedruckten Ent⸗ 
ſcheidung wird angeführt, daß die Zuläſſigkeit der Pfändung der Mieten 
ſeitens des Nießbrauchers vielleicht noch beſonders damit zu begründen ſei, 
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daß der Pfändungs⸗ und Überweiſungsbeſchluß äußerlich eine Zw.⸗Vollſtr.⸗ 
Maßnahme des Staats bilde, und es iſt dabei verwieſen auf die über Pfän⸗ 
dung von Sachen des Eigentümers für dieſen ſelbſt ergangene Entſcheidung 
des Reichsgerichts (Entſch. 79, 241, in Seuff A. 68 Nr. 223). Sodann iſt es 
allerdings für rechtlich nicht möglich erachtet, daß der Nießbraucher eines 
Hauſes ſich die Mietzinsforderungen vom Eigentümer noch beſonders über⸗ 
tragen laſſen könne. Weil dem Nießbraucher die, wenn auch betagten Miet⸗ 
zinsforderungen bereits kraft eigenen Rechts zuſtänden, könne er — ſo führt 
das Urteil aus — ſeine eigenen Forderungen durch Rechtsgeſchäfte nicht 
nochmals erwerben. Zur Übertragung einer Sache, eines Rechts, einer For⸗ 
derung ſei begrifflich ein Übertragender und ein empfangsfähiger Erwerber 
notwendig. Ein Übertragungsvertrag, bei dem es an dieſen Erforderniſſen, 
insbeſondere an einem empfangsfähigen Erwerber, der die Sache oder For⸗ 
derung bis dahin noch nicht ſelbſt gehabt habe, fehle, ſei auf einen unmöglichen 
Erfolg gerichtet und deshalb nichtig. 

Dem Ber.⸗Gericht iſt aber nicht darin beizutreten, daß die rechtsgeſchäft⸗ 
liche Abtretung der Mietforderungen und deren Pfändung ſeitens des Nieß⸗ 
brauchers im Wege der Zw.⸗Vollſtreckung der gleichen rechtlichen Beurteilung 
unterlägen und daß deshalb auch die Pfändung der Mietzinſen ſeitens des 
Nießbrauchers gegenüber einer ſich gegen ſie richtenden Widerſpruchsklage 
nicht aufrechtzuerhalten ſei. Bei dieſer Beurteilung werden weſentliche 
Unterſcheidungsmerkmale, die zwiſchen den beiden Rechtsakten beſtehen, 
nicht beachtet. Tritt der Grundeigentümer an einen Anderen Mietzinsforde⸗ 
rungen ab, ſo iſt das rechtlich eine im Rahmen des § 1124 BGB. zuläſſige 
Verfügung über die Mieten. Eine ſolche Verfügung ſetzt zu ihrer Wirkſamkeit 
voraus, daß der Eigentümer forderungsberechtigt iſt. Das iſt er nicht mehr, 
wenn vorher ein Nießbrauch am Grundſtück beſtellt war, denn kraft ſeines 
dinglichen Rechts war der Nießbraucher ſchon in die Mietverhältniſſe des 
Grundſtücks als Berechtigter eingetreten (§ 1030, § 99 Abſ. 3 BGB.). Erfolgt 
nun eine ſolche Abtretung der Mietzinſen ſeitens des nicht mehr forderungs⸗ 
berechtigten Eigentümers an den ſchon kraft eigenen Rechts zum Mietbezug 
befugten Nießbraucher, ſo iſt ſie gegenſtandslos und rechtlich nicht geeignet, 
das Recht des Nießbrauchers zum Beziehen der Mieten dem Eigentümer 
gegenüber noch zu verſtärken. Das ſchließt aber nicht aus, daß bei einem 
zur Sicherung ſeines Gläubigerrechts beſtellten Nießbrauch der Nießbraucher 
ſich in dem ihm als ſolchem zuſtehenden Mietbezuge andern Gläubigern des 
Grundſtückseigentümers gegenüber noch durch beſondere Maßnahmen ſchützen 
kann. Eine ſolche Maßnahme iſt die Pfändung der Mieten auf Grund eines 
vollſtreckbaren Titels. Die Hyp.⸗Gläubiger haben das Recht, die Mietzinſen 
des belaſteten Grundſtücks zur Deckung ihrer Forderung in Anſpruch zu nehmen. 
Ihre auf Grund eines dinglichen Vollſtreckungstitels vorgenommene Miet⸗ 
zinspfändung ſtellt eine Beſchlagnahme des Grundſtücks dar, und bei dem 
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Streit, ob die Mietzinfen dem pfändenden Hyp.⸗Gläubiger oder dem Nieß⸗ 
braucher zuſtehen, hat der letztere dem voreingetragenen Hyp.⸗Gläubiger zu 
weichen (RGeéEntſch. 81, 146 ff.). Dem Nießbraucher darf bei dieſer Rechts⸗ 
lage nicht verwehrt ſein, ihm drohenden Nachteilen dadurch vorzubeugen, 
daß er einen ihm zu Gebote ſtehenden vollſtreckbaren Titel nicht unbenutzt 
läßt, ſondern ihn zu einer, andern Gläubigern zuvorkommenden Mietzins⸗ 
pfändung verwendet. Eine dies bezweckende Maßnahme iſt weder an ſich 
unzuläſſig, noch entbehrt ſie, weil ſie ein Pfandrecht nicht ſchaffen könne, 
der Wirkſamkeit. Ihr Erfolg beſteht nicht darin, daß ſie im Verhältnis des 
Nießbrauchers zum Eigentümer ein dem Nießbraucher ſchon zuſtehendes 
Recht noch zu deſſen Gunſten ſo pfändet, daß dies als Pfandrecht an der eigenen 
Sache zu beurteilen iſt, ſondern ſie verſtärkt das Nießbrauchsrecht nur für ſein 
Zuſammentreffen mit andern Gläubigerrechten. Es iſt, wie in Übereinſtim⸗ 
mung mit den Ausführungen des 5. Senats angenommen wird, dem Nieß⸗ 
braucher, welchem zugleich Gläubigerrechte aus einem vollſtreckbaren Titel 
zur Seite ſtehen, nicht zu verſagen, ſich auch auf dieſen zu ſtützen und mit ihm 
zu feiner Sicherung zweckmäßig erſcheinende Zw.⸗Vollſtr.⸗ Maßnahmen zu 
erwirken. 

Aus dieſen Erwägungen ſchließt ſich der jetzt erkennende Senat dem 
Ergebniſſe an, zu welchen der 5. Ziv.⸗Sen. nach ſeinen vorſtehend wieder⸗ 
gegebenen Ausführungen im Urteil v. 5. Dez. 1906 (64, 415) gelangt iſt. 
Der entgegengeſetzte Standpunkt des Ber.⸗Gerichts kann nicht gebilligt werden 
und damit wird der Entſcheidungsgrund, auf dem das angefochtene Urteil 
beruht, hinfällig. — — —“ 

Urteil des Reichsgerichts (7. Sen.) v. 19. Jan. 1915 in der preuß. Sache 

Gr. (Bkl.) w. B. (KG. Berlin). VII. 339/14. Auch in RGeEntſch. 86, 

Nr. 33 S. 135. 


246. Wer iſt zum Antrag auf Löſchung einer Höchſtbetrags⸗Sicherungs⸗ 
hypothek“ für laufenden Kredit!“ bei Eigentumswechſel am Grund⸗ 
| ſtück berechtigt d 
Vgl. 58 Nr. 56; 62 Nr. 220; 64 Nr. 136 S. 282; 67 Nr. 159. — Vgl. 59 Nr. 187 m. N. 
BGB. 8s 1190. 1142. 1163. 

Die Klägerin war ſeit dem 30. April 1912 als Eigentümerin des Grund⸗ 
ſtücks Bl. 94 des Grundb. für W. im Grundbuch eingetragen. Seit dem 
23. Nov. 1905, zu welchem Zeitpunkt der frühere Handelsmann O. Schn. 
als Eigentümer eingetragen ſtand, war in Abt. III jenes Grundbuchblatts 
unter Nr. 5 für die verklagte Genoſſenſchaft eine Sicherungshypothek zum 
Höchſtbetrag von 3000 % wegen ihrer Anſprüche „aus einem laufenden 
Kredit“ eingetragen. Unter dem Anführen, daß die Beklagte ſeit langem 
weder an O. Schn. noch an die Klägerin irgendeine Forderung habe, klagte 
die Klägerin auf Verurteilung der Beklagten zur Einwilligung in die Löſchung 


462 246. Höcftbetragshhpotgek: 


der Hypothek, ev. in die Abſchreibung von 1839,41 K, welche die Klägerin 
zur Abwendung der Zw.⸗Vollſtreckung an die Beklagte gezahlt haben wollte. 
— Während das Landgericht die Klage in vollem Umfang abwies, gab das 
Oberlandesgericht dem Eventualantrag zum Teil ſtatt aus folgenden Gründen: 

„Die Hypothek, deren Löſchung die Klägerin mit der Klage erſtrebt, 
iſt eine Höchſtbetragshypothek i. ©. von § 1190 BGB. Eine ſolche ſteht, wenn 
ſie wie hier für die aus einem Kreditverhältnis dem Gläubiger gegen den 
Eigentümer künftig entſtehenden Forderungen beſtellt iſt, ebenſo wie ſonſt 
eine Hypothek für eine künftige Forderung zunächſt gemäß $$ 1163 Abſ. 1 
Satz 1, 1177 Abſ. 1 BGB. als vorläufige, durch Entſtehung der Forderungen 
auflöſend bedingte Grundſchuld dem Eigentümer zu; die Grundſchuld wird 
allerdings erſt dann voll wirkſam, wenn feſtſteht, daß eine den Höchſtbetrag 
erreichende Forderung weder entſtanden iſt noch entſtehen kann. Tritt in 
der Zwiſchenzeit bis zu dieſer Feſtſtellung ein Eigentumswechſel ein, ſo er⸗ 
langt nicht wer zur Zeit der Feſtſtellung Eigentümer iſt die Grundſchuld, 
ſondern dieſe verbleibt dem Eigentümer zur Zeit der Beſtellung der Hypothek; 

vgl. RGeEntſch. 75, 250 (Seuff A. 67 Nr. 159); Komm. von RGRäten! 2, 472. 

Im vorliegenden Fall iſt die Hypothek beſtellt von O. Schn., der damals 
Eigentümer des Pfandgrundſtücks war, für Anſprüche der Beklagten aus einem 
laufenden Kredit. Soweit daher die Klägerin ihr Verlangen nach Löſchung 
der Hypothek damit begründet, daß Anſprüche der Beklagten, für welche die 
Hypothek hafte, nicht entſtanden ſeien und nicht mehr entſtehen könnten, 
iſt ſie zur Anſtellung der Klage überhaupt nicht berechtigt, weil die von Anfang 
an dem Schn. auflöſend bedingt zuſtehende Eigentümergrundſchuld dieſem 
verblieben iſt, und nur er von der Beklagten die Löſchung mit der vorerwähnten 
Begründung begehren könnte. — — — Alſo war, was den erſten Klaggrund 
anlangt, die Klage mangels Aktivlegitimation der Klägerin ohne weiteres 
abzuweiſen. 

Nun hat ſie ſich aber noch in zweiter Linie darauf bezogen, daß die Be⸗ 
klagte bereits ein Urteil gegen fie auf Zahlung von 1284,35 K, für die die 
Hypothek hafte, erlangt, auf Grund desſelben die Zw.⸗Verſteigerung des 
Grundſtücks betrieben und die Klägerin ſchließlich, um die Verſteigerung 
abzuwenden, 1839,41 M bezahlt habe. Dieſe Zahlung bewirkte, wenigſtens 
ſoweit ſie ſich auf Hauptſtamm und Zinſen bezog, Erlöſchen des Pfandrechts 
der Beklagten und Übergang der Höchſtbetragshypothek auf die Klägerin 
(88 1142. 1143 BGB.). Denn wenn auch bei einer für einen laufenden Kredit 
eingeräumten Sicherungshypothek deren Beſtand durch Zahlungen auf 
einzelne, während der Geſchäftsverbindung entſtandene Anſprüche unberührt 
bleibt, Zwiſchenzahlungen alſo in der Regel nicht die Wirkung haben, daß 
die der Hypothek zugrunde liegende Forderung i. S. des § 1163 Abſ. 1 Satz 2 
zum Erlöſchen gebracht wird, ſo liegt doch die Sache anders, wenn der Gläu⸗ 
biger wegen einer beſtimmten, während des Kreditverhältniſſes entſtandenen 
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Forderung die Zw.⸗Vollſtreckung in das Grundſtück betreibt und der vom 
perſönlichen Schuldner verſchiedene Eigentümer zur Abwendung der Voll⸗ 
ſtreckung Zahlung leiſtet (vgl. Komm. von RGRäten 2, 473). In einem 
ſolchen Falle erliſcht das Hypothekenrecht des Gläubigers in Höhe des ein⸗ 
gehobenen Kapitals ſamt Zinſen ($ 1190 Abſ. 2), und die Hypothek geht in 
dieſem Umfang auf den zahlenden Eigentümer über. Das gilt jedoch nicht 
auch von den Koſten, die der letztere an den Gläubiger entrichtet hat; denn 
auf dieſe erſtreckt ſich die Höchſtbetragshypothek nicht (Komm. a. a. O. 474, 
3 a. E.). — — —0 

Urteil des OLG. zu Dresden (7. Sen.) v. 11. Juni 1915 i. S. Frau Schn. 

(Kl.) w. Auerb. Bank. 70. 10/14. —e—. 


247. Möglichkeit einer vertraglichen Verpflichtung der geſchiedenen 
Frau zur Wiederannahme ihres Familiennamens. 
(Vgl. 64 Nr. 88.) 
BGB. 35 1577 Abſ. 2, 138. 

Die Parteien waren früher miteinander verheiratet, ihre Ehe wurde 
durch Urteil v. 14. Okt. 1909 aus beiderſeitigem Verſchulden geſchieden. Nach⸗ 
dem das Urteil die Rechtskraft beſchritten hatte, ſchloſſen die Parteien am 
3. Febr. 1910 einen notariellen Vertrag, der u. a. beſagte, daß die Frau, 
falls der Mann wieder heiraten ſollte, verpflichtet ſei, den Familiennamen 
des Mannes aufzugeben und ihren eigenen Familiennamen wieder anzu⸗ 
nehmen, auch die dazu erforderlichen Erklärungen vor der zuſtändigen Behörde 
abzugeben. Der Kläger hat wieder geheiratet und gegen ſeine geſchiedene 
Frau Klage mit dem Antrag erhoben, ſie zu verurteilen, beim dortigen Standes⸗ 
amt in öffentlich beglaubigter Form eine Erklärung dahin abzugeben, daß 
ſie an Stelle des Namens N. wieder den Namen L. als Familiennamen führen 
werde. — In 1. Inſtanz wurde die Klage abgewieſen. In 2. Inſtanz wurde 
die Entſcheidung von dem Schiedseid des Klägers abhängig gemacht, daß 
er der Beklagten vor oder bei Abſchluß des notariellen Vertrags nicht geſagt 
habe, ſie ſei ſchon geſetzlich verpflichtet, ſeinen Namen abzulegen und ihren 
Mädchennamen wieder anzunehmen. Die Reviſion der Beklagten wurde 
zurückgewieſen. Aus den Gründen: 

„Die Entſcheidung des Rechtsſtreits hängt vor allem von der Beantwor⸗ 
tung der Rechtsfrage ab, ob eine geſchiedene Frau, die an ſich nach § 1577 
Abſ. 1 BGB. den Familiennamen des Mannes behält, nach Abſ. 2 Satz 1 
aber ihren Familiennamen wieder annehmen kann, in der Lage ſei, ſich dem 
geſchiedenen Manne gegenüber zur Wiederannahme ihres Familiennamens 
rechtswirkſam zu verpflichten. Das Landgericht verneint dieſe Frage, und 
zwar in der Hauptſache aus der Erwägung heraus, daß im Familienrecht 
die Vertragsfreiheit nicht die Regel bilde, Rechtsgeſchäfte vielmehr nur in 
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den vom Geſetz anerkannten Fällen zuläſſig ſeien, zu dieſen jedoch die hier 
in Rede ſtehende Befugnis der geſchiedenen Frau nicht gehöre. Das Ober⸗ 
landesgericht iſt andrer Anſicht. Es verkennt zwar nicht, daß die familienrecht⸗ 
lichen Vorſchriften des Bürgerl. Geſetzbuchs regelmäßig zwingender Natur 
und rechtsgeſchäftlicher Abänderung entzogen ſind. Es weiſt aber darauf 
hin, daß es ſich in $ 1577 Abſ. 2 Satz 1 um eine der geſchiedenen Frau ein⸗ 
geräumte Befugnis, nach ihrem Belieben den Familiennamen des Mannes 
zu behalten oder ihren Mädchennamen wieder anzunehmen, handle und glaubt 
gerade daraus, daß es der Frau freigeſtellt ſei, welchen Namen ſie nach der 
Scheidung führen will, entnehmen zu können, daß hier keine der Parteiver⸗ 
einbarung entzogene Geſetzesnorm gegeben ſei. Die Reviſion bekämpft die 
Ausführungen des Oberlandesgerichts, jedoch mit Unrecht. 

Zwar iſt der Reviſion zuzugeben, daß das Recht der geſchiedenen Frau, 
ihren Familiennamen wieder anzunehmen, ebenſo wie das dem geſchiedenen 
Manne in 8 1577 Abſ. 3 Satz 1 eingeräumte Recht, der allein für ſchuldig 
erklärten Frau die Führung ſeines Namens zu unterſagen, höchſtperſönlicher 
Natur iſt. Aber daraus folgt nicht mehr, als daß ſie das Recht nur perſönlich 
ausüben kann, daß der geſetzliche Vertreter einer geſchäftsunfähigen Frau 
die Wiederannahme des Mädchennamens nicht erklären kann und daß eine 
in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkte Frau zur Wiederannahme nicht der 
Genehmigung ihres geſetzlichen Vertreters bedarf. 

Das Recht, ihren Familiennamen wieder anzunehmen, iſt der geſchie⸗ 
denen Frau (Prot. 4, 447) gewährt worden, weil ſich Fälle denken ließen, 
wo ſie ein berechtigtes Intereſſe daran habe, den Namen des Mannes ablegen 
zu dürfen. Es mag ſein, daß dabei vorwiegend an ethiſche Geſichtspunkte 
gedacht war. Aber auch das entſcheidet die hier zur Erörterung ſtehende 
Rechtsfrage nicht. Wäre es bei der Regelung verblieben, die der 1. Entwurf 
($ 1455) vorgeſehen hatte, und beſtände infolgedeſſen lediglich die Vorſchrift 
in § 1577 Abſ. 1 des Geſetzes, ſo würde allerdings für vertragmäßige Ver⸗ 
einbarungen über den von der geſchiedenen Frau zu führenden Namen keinerlei 
Raum ſein. Nachdem aber auf Grund des Vorſchlags der 2. Kommiſſion 
(Prot. 4, 444 bis 448) die Abſätze 2 und 3 des § 1577 in das Geſetz eingeſtellt 
ſind, liegt die Sache ſo, daß die geſchiedene Frau, wenigſtens die nicht allein 
für ſchuldig erklärte, ähnlich wie das nach den 88 741. 742 II. 1 preuß. Allg. 
Landrechts der Fall war, die freie Wahl hat, ob ſie den Familiennamen des 
Mannes beibehalten oder ihren Familiennamen oder auch den bei Eingehung 
der geſchiedenen Ehe etwa geführten früheren Ehenamen wieder annehmen 
will. Zugleich iſt damit anerkannt, daß es für die Allgemeinheit gleichgültig 
iſt, welchen der drei in Betracht kommenden Namen die Frau führt. Iſt dem 
aber ſo, ſind ferner, wie ſchon geſagt, die Geſetzesbeſtimmungen über das 
Wahlrecht der Frau lediglich in ihrem eigenen Intereſſe gegeben, dann iſt 
bei der für Schuldverhältniſſe grundſätzlich geltenden Vertragsfreiheit nicht 
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einzuſehen, warum ſich die geſchiedenen Eheleute im Rahmen der ihnen vom 
Geſetze gewährten Freiheit nicht vertragmäßig ſollten binden können. 

In der Rechtslehre wird denn auch ganz allgemein angenommen, daß, 
wie der geſchiedene Mann auf das ihm nach § 1577 Abſ. 3 Satz 1 zuſtehende 
Unterſagungsrecht, ſo auch die geſchiedene Frau auf die ihr durch § 1577 
Abſ. 2 Satz 1 eingeräumte Befugnis rechtswirkſam verzichten könne. Nun 
mag zwar daraus, daß die Frau auf die Befugnis zur Wiederannahme ihres 
Familiennamens verzichten kann, noch nicht notwendig die Zuläſſigkeit auch 
der umgekehrten Verpflichtung folgen, von dieſer Befugnis Gebrauch zu machen 
und den Familiennamen des Mannes abzulegen. Allein wenn man vor dem 
erſten Schritte nicht zurückzuſchrecken braucht, dann kann unbedenklich auch 
der zweite getan werden. Daß der geſchiedene Mann einen ſehr beachtens⸗ 
werten Grund haben kann, der Frau die Ablegung ſeines Familiennamens 
vertragmäßig aufzuerlegen, iſt nicht in Abrede zu ſtellen, der Mangel eines 
ſchutzwürdigen Intereſſes (vgl. Motive 2, 3 und Prot. 1, 281) kann alſo gleich⸗ 
falls nicht für die allgemeine Unwirkſamkeit vertragmäßiger Abmachungen 
der hier in Rede ſtehenden Art angeführt werden. Ebenſowenig läßt ſich 
ſagen, daß ſolche Abmachungen ſtets einen den guten Sitten widerſtreitenden 
Eingriff in die Freiheit des ſich verpflichtenden Teils enthielten und daß ſie 
deshalb (§ 138 Abſ. 1) unter allen Umſtänden wegen Verſtoßes gegen die 
guten Sitten unwirkſam wären. Ein Vertrag, wie ihn hier die Parteien für 
den Fall der Wiederverheiratung des Klägers geſchloſſen haben, kann im 
einzelnen Falle gegen die guten Sitten verſtoßen, er braucht es aber nicht. 

Hiernach muß die an die Spitze vorſtehender Erörterungen geſtellte 
Rechtsfrage mit dem Oberlandesgericht im allgemeinen bejaht werden. — — —“ 

Urteil des Reichsgerichts (4. Sen.) v. 14. Jan. 1915 in der preuß. Sache 

N. (Kl.) w. N. (OLG. Naumburg). IV. 494/14. Auch in RGeEntſch. 86 

Nr. 29 S. 114. 


248. Zum Widerruf eines Teſtaments genügt nicht der Auftrag des 
Erblaſſers, es zu zerreißen. 
(Vgl. 68 Nr. 40 m. N.) 
BGB. 5 2255. 

Die Reviſion bekämpft lediglich die Annahme des Ber.⸗Gerichts, daß 
der Erblaſſer ſein Teſtament v. 19. Jan. 1911 nicht wirkſam widerrufen habe. 
Ihr Angriff gegen dieſe Annahme geht aber fehl. 

Die Kläger hatten behauptet, ſchon 1 oder 2 Tage vor dem Tode des 
Erblaſſers ſei zwiſchen dieſem, den Klägern (ſeinen Kindern 1. Ehe) ſowie der 
Beklagten (der nachgelaſſenen 2. Ehefrau) eine Abmachung des aus dem 
Klagantrage erſichtlichen Inhalts getroffen und zugleich vereinbart worden, 
daß das Teſtament ungültig ſein ſolle; der Erblaſſer habe erklärt, man ſolle 
das Teſtament zerreißen oder damit machen, was man wolle; > Rückſicht 

Seufferts Archiv 70. 3. . Bd. 15 Heft 11. 
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auf ihn habe man es aber nicht zerriſſen oder ſonſtwie vernichtet. Das Ber.⸗ 
Gericht weiſt darauf hin, daß das Teſtament heute noch unverſehrt vorhanden 
iſt, und führt aus: § 2255 BGB., der allein in Betracht komme, ſetze ein per⸗ 
ſönliches Handeln des Erblaſſers voraus. Dabei könne er ſich allerdings, z. B. 
zum Zerreißen der Urkunde, der Hand eines Dritten als ſeines Werkzeugs 
bedienen. Es ſei aber mindeſtens erforderlich, daß das Werkzeug noch bei 
Lebzeiten des Erblaſſers deſſen Willen vollſtreckt habe, und es genüge keines⸗ 
falls, wenn, wie hier behauptet, der Erblaſſer lediglich die Erben beauftragt 
oder ermächtigt habe, ſein Teſtament zu zerreißen oder ſonſtwie zu vernichten, 
die Erben jedoch den Auftrag, einerlei aus welchem Grunde, nicht vollzogen 
haben. 

Demgegenüber macht die Reviſion geltend, in dem von den Klägern 
behaupteten Sachverhalt, auf deſſen Ergänzung nötigenfalls hinzuwirken 
geweſen wäre, habe ſehr wohl ein Widerruf des Teſtaments nach $ 2255 
erblickt werden können. Denn der Erblaſſer und die Erben ſeien ſich darüber 
einig geweſen, daß der Urkunde die Eigenſchaft eines Teſtaments nicht mehr 
habe innewohnen ſollen, die Urkunde ſei aus dem Beſitze der Beklagten in den 
gemeinſchaftlichen Beſitz der Parteien gelangt, und die Erben hätten ſie ent⸗ 
ſprechend der Anweiſung des Erblaſſers tatſächlich in erkennbarer Weiſe nicht 
mehr als Teſtament, ſondern nur noch als Andenken an den Erblaſſer be⸗ 
handelt. 

Allein jede Möglichkeit für die Annahme eines nach § 2255 wirkſamen 
Widerrufs ſcheitert an der unbeſtrittenen Tatſache, daß das Teſtament noch 
jetzt völlig unverſehrt und unverändert vorliegt. Nicht irgendwelcher Wider⸗ 
ruf durch ſchlüſſige Handlungen reicht nach $ 2255 aus, ſondern nur ein Wider⸗ 
ruf, der dadurch geſchieht, daß der Erblaſſer in der Abſicht, das Teſtament 
aufzuheben, die Teſtamentsurkunde vernichtet oder an ihr Veränderungen 
vornimmt, durch die der Wille, eine ſchriftliche Willenserklärung aufzuheben, 
ausgedrückt zu werden pflegt. An einer Vernichtung oder Veränderung der 
Urkunde, insbeſondere an einer Veränderung der bezeichneten Art, fehlt es 
aber eben hier. Das Senatsurteil v. 23. März 1911, IV. 268/10 (JW. 54525), 
auf das ſich die Reviſion beruft, behandelt einen von dem gegenwärtig zur 
Beurteilung ſtehenden gänzlich verſchiedenen Fall und kann deshalb hier in 
keiner Weiſe herangezogen werden. 

Die Reviſion iſt daher als unbegründet zurückzuweiſen. 

Urteil des Reichsgerichts (4. Sen.) v. 11. Jan. 1915 in der bad. Sache 

W. u. Gen. (Kl.) w. W. (OLG. Karlsruhe). IV. 350/14. 
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249. Die Rechte einer offenen Handelsgeſellſchaft dürfen auch von 
der Geſamtheit der Geſellſchafter geltend gemacht werden. 

Vgl. oben Nr. 86. 

HGB. 88 114. 124. 

Die von den Klägern auf Grund eines Mietvertrages erhobene Feit- 
ſtellungsklage war in der Hauptſache dadurch erledigt, daß der Beklagte vor 
Beginn der mündlichen Verhandlung 1. Inſtanz die Kündigung zurüdge- 
nommen hatte. Zur Abwendung der Koſtenlaſt hatte der Beklagte unter 
Beſtreiten der Kläger geltend gemacht, dieſe ſeien nicht zur Klage berechtigt, 
weil der Mietvertrag nicht mit ihnen, ſondern mit der von ihnen gebildeten 
off. Handelsgeſellſchaft L. & K. in H. geſchloſſen ſei. — Das Landgericht 
legte wegen Mangels der Aktivlegitimation der Kläger dieſen die Koſten 
des Rechtsſtreits auf. Auf deren Beſchwerde wurde der Beklagte in die Koſten 
verurteilt aus folgenden Gründen: 

„Nach dem Mietvertrage iſt — darin iſt dem Landgericht beizutreten 
— die off. Handelsgeſellſchaft L. & K. in H. Vermieterin der von dem Be⸗ 
klagten gemieteten Wohnung. Der Vertrag iſt „L. & K.“ gezeichnet, mit 
„L. & K. in H.“ eingeleitet, auch heißt es „der Vermieter ... vermietet“. 
Dies alles läßt nur die Deutung zu, daß die off. Handelsgeſellſchaft „L. & K.“, 
die in H. ihren Sitz hat, hat handeln wollen, zumal die Kläger ihren Wohnſitz 
nicht in H., ſondern in D. und Gr.⸗F. haben. Bei der Faſſung des Vertrages 
iſt es auch unerheblich, daß das vermietete Grundſtück im Grundbuch auf den 
Namen der Kläger als Miteigentümer eingetragen war; dies ſchließt nicht 
aus, daß als Vermieterin die aus den Klägern beſtehende Handelsgeſellſchaft 
auftrat, und daß dies geſchehen iſt, ergibt der Inhalt der Vertragsurkunde. 

Es fragt ſich nun, ob die Feſtſtellung des Beſtehens des zwiſchen der off. 
Handelsgeſellſchaft und dem Beklagten geſchloſſenen Mietvertrages auch 
von den Klägern, den beiden Geſellſchaftern, ohne Angabe der Geſellſchafts⸗ 
firma gemeinſchaftlich im Klagewege betrieben werden konnte. Dieſe Frage 
war im Gegenſatz zum Landgericht zu bejahen. 

Es iſt mit der jetzt herrſchenden, auch vom Reichsgericht geteilten Mei⸗ 
nung davon auszugehen, daß die off. Handelsgeſellſchaft keine ſelbſtändige 
Rechtsträgerin (keine juriſtiſche Perſon) iſt. Die ihr in den §§ 124 ff. HGB. 
beigelegte rechtliche Stellung gewährt ihr nur eine erleichterte Legitimation 
für das Auftreten nach außen, läßt aber nicht den Schluß zu, daß eine ſelb⸗ 
ſtändige Rechtsperſönlichkeit beſtehe. Träger der Rechte und Pflichten iſt 
nicht die Handelsgeſellſchaft als ſolche, ſondern es ſind dies die Geſellſchafter 
in ihrer Zuſammenfaſſung; 

vgl. RGEntſch. 65, 23. 229; 68, 412 (Seuff A. 64 Nr. 114); Staub⸗Könige Anm. 28 
zu 5 105, Anm. 6 zu $ 124 HGB. 
Zwar iſt der Geſellſchaft formelle Parteifähigkeit verliehen und ſie kann unter 
ihrer Firma klagen. Aber Partei ſind auch in ſolchen Prozeſſen die Geſell⸗ 
33* 
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ſchafter in ihrer Geſamtheit (Entſch. 64, 78; Staub⸗Könige, Anm. 6 zu § 124 
HGB.), und es heißt im § 124 HGB. nur, daß die Geſellſchaft unter ihrer 
Firma klagen könne. Es iſt dies alſo nur eine der Geſellſchaft eröffnete 
Möglichkeit. Nicht ausgeſchloſſen iſt, daß die Geſellſchafter, wie hier, in ihrer 
Geſamtheit klagen. Ob ſie alsdann aber nicht regelmäßig erkennbar machen 
müſſen, daß ſie in ihrer Eigenſchaft und in ihrer Zuſammenfaſſung als Geſell⸗ 
ſchafter klagen, kann im vorliegenden Fall dahingeſtellt bleiben. Denn hier 
iſt nur die Feſtſtellungsklage erhoben, und ein rechtliches Intereſſe an der 
Feſtſtellung des Fortbeſtehens des Mietvertrages v. 14. Jan. 1914 hatten die 
einzelnen Geſellſchafter als ſolche auch dann, wenn dieſer Mietvertrag mit 
der Geſellſchaft geſchloſſen war. Wie es nicht Erfordernis der Feſtſtellungs⸗ 
klage iſt, daß das feſtzuſtellende Rechtsverhältnis gerade zwiſchen den Parteien 
beſteht (vgl. Entſch. 41, 345; Gaupp⸗Stein, Anm. II 3 zu § 256 ZPO.), jo 
muß, zumal der Handelsgeſellſchaft nur formelle Parteifähigkeit verliehen 
iſt, auch die Feſtſtellungsklage der einzelnen Geſellſchafter dann zugelaſſen 
werden, wenn für ſie ein rechtliches Intereſſe an der Feſtſtellung beſteht, 
und dieſes iſt hier vorhanden. Die Klage läßt auch erkennen, daß das Fort⸗ 
beſtehen des am 14. Jan. 1914 geſchloſſenen Mietvertrages ſo, wie er geſchloſſen 
war, feſtgeſtellt werden ſollte, alſo event. auch, ſoweit er mit der Geſellſchaft 
geſchloſſen ſein ſollte. Praktiſch begründete dies kaum einen Unterſchied. 
Mit Rückſicht hierauf war die erhobene Feſtſtellungsklage, ehe fie durch 
die Rücknahme der unberechtigten Kündigung erledigt wurde, begründet. 
Unter entſprechender Anwendung des § 91 ZPO. (vgl. Gaupp⸗Stein, Anm. III 
zu § 91 ZPO.) waren daher unter Abänderung des landgerichtlichen Urteils 
die Koſten des Rechtsſtreits dem Beklagten aufzuerlegen.“ 
Beſchluß des OLG. zu Kiel (1. Sen.) v. 1. Okt. 1914 i. S. L. u. Gen. w. B. 
W. 1120/14. SchleswHolſt. Anz. 1915, 27. 


250. Bedeutung der Eintragung ins Aktienbuch für die Geltung als 
Aktionär. 
Vgl. 34 Nr. 195; 36 Nr. 214; 37 Nr. 53; 53 Nr. 169. 
HGB. 8 223 Abf. 3. | | 
Im September 1912 wurde die klagende Aktiengeſellſchaft mit einem 
Grundkapital von 150000 / gegründet; im November darauf erfolgte die 
Eintragung im Handelsregiſter. Die 1500 Aktien zu je 1000 K, über welche 
man Aktienurkunden oder Interimsſcheine einſtweilen nicht ausgab, wurden 
von den fünf Gründern übernommen. Der eine davon, Techniker Emil Pr., 
ſollte künftig die Aktienurkunden Nr. 1 bis 900 erhalten, der Reſt ſollte unter 
die vier andern Gründer verteilt werden. Der Beklagte, der nicht zu den 
Gründern gehörte, hatte vor der Gründung von Pr. Bezugsrechte auf 8 Aktien 
erworben, und zwar unter Angabe von Nummern, die auf die von den vier 
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andern Gründern übernommenen Aktien hinwieſen. Nach der Gründung 
wurde er mit ſeiner eigenen Zuſtimmung und mit der des Vorſtandes im 
Aktienbuch eingetragen. Der Vorſtand zog ihn darauf zur Entrichtung der 
aufgerufenen Einlageteilzahlungen heran. Nachdem er 30 Prozent geleiſtet 
hatte, verweigerte er die Zahlung des Reſtes, weil er nicht Aktionär geworden 
ſei. Das führte zur Erhebung der Klage, deren Antrag auf Verurteilung 
zur Zahlung von 5600 % mit Zinſen gerichtet war. — Beide Inſtanzen gaben 
der Klage ſtatt. Die Reviſion wurde zurückgewieſen. Aus den Gründen: 

„— — — Die eigentlichen Rechtszweifel der Parteien betreffen die 
Veräußerung unbeurkundeter Namensaktien ſowie die Bedeutung der Ein⸗ 
tragung im Aktienbuch. 

In erſter Beziehung geht der Ber.⸗Richter mit Recht davon aus, daß 
auch Aktien, über welche Aktienurkunden nicht ausgeſtellt ſind, veräußert 
werden können; 

vgl. RGeEntſch. 34, 115 (in Seuff A. 51 Nr. 120); 52 Nr. 105. 423. 
Es entſpricht auch den 88 398. 413 BGB., wenn er die Veräußerung durch 
formloſen Abtretungsvertrag ſtattfinden läßt und eine Abtretung von Aktien 
durch die Gründer insbeſondere in deren Zuſtimmung zur Eintragung eines 
Nichtgründers im Aktienbuche erblickt. — — — 

Das Ber.⸗Urteil führt ſodann aus, warum die Frage der Abtretung 
der Aktien durch die Gründer habe unentſchieden bleiben dürfen. Das Ober⸗ 
landesgericht meint, wenn der Beklagte nicht durch abgeleiteten Erwerb als 
Rechtsnachfolger der Gründer in deren Rechtsſtellung eingetreten ſei, habe 
er doch jedenfalls urſprünglich eigenes Aktienrecht erworben. Wie das Reichs⸗ 
gericht in ſtändiger Rechtſprechung ausgeſprochen habe, mache eine Eintragung 
im Aktienbuch, die im Einverſtändnis zwiſchen dem angeblichen Erwerber 
und dem Vorſtande vorgenommen werde, den erſteren mit ſelbſtändiger, 
rechtsbegründender Wirkung zum Aktionär. Es iſt richtig, daß eine ſolche 
Auffaſſung in einzelnen Urteilen des Reichsgerichts vorkommt. In den Ent⸗ 
ſcheidungen 3, 163; 41, 17, vgl. auch noch II. 460/05 v. 11. Mai 1906 (JW. 
433), iſt von einem Vertrage die Rede, der durch die Eintragung im Aktien⸗ 
buch geſchloſſen werden und den Erwerb gegenſeitiger Rechte und Pflichten 
zum Inhalt haben ſoll. Das mag für ältere ausländiſche Geſetzgebungen 
auch berechtigt geweſen ſein. Danach lag der Schwerpunkt der Übertragung 
des Aktienrechts in der Umſchreibung im Aktienbuche; bis ſie erfolgte, beſtanden 
nur ſchuldrechtliche Beziehungen zwiſchen den Kontrahenten des Veräuße⸗ 
rungsvertrags (vgl. Lehmann AktGeſ. 2, 87 ff.). Allein mit dem ADHGB. 
Artt. 220. 182. 183 und mit HGB. 88 222. 223 iſt die Annahme eines origi⸗ 
nären Erwerbs durch Umſchreibung im Aktienbuch nicht mehr vereinbar. 
Die Eintragung im Aktienbuch hat nach den angezogenen Beſtimmungen 
nur Bedeutung für die Legitimation des Erwerbers gegenüber der Aktien- 
geſellſchaft. Der Erwerb des Aktienrechts, der einen Wechſel der Mitglied- 
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ſchaft enthält, geſchieht durch Indoſſament oder Abtretung, verbunden mit 
der Übergabe der etwa ausgeſtellten Aktienurkunde. Dem entſpricht es, daß 
die Mitgliedſchaft da, wo Aktienurkunden fehlen, durch Abtretung auf den 
Erwerber übergeht. Originär kann Aktienrecht überhaupt nur von denjenigen 
Perſonen erworben werden, die im Augenblick der Entſtehung der Geſellſchaft 
Aktionäre ſind oder dieſe Eigenſchaft bei Erhöhung des Grundkapitals durch 
Übernahme noch nicht übernommener Aktien erlangen. Jeder Erwerb ſchon 
beſtehenden Aktienrechts iſt abgeleiteter Erwerb; die Eintragung im Aktien⸗ 
buch aber, mag ſie auch auf Antrag des Eingetragenen und mit Willen des 
Vorſtandes der Geſellſchaft vollzogen ſein, hat nicht die Kraft, eine nicht ge⸗ 
ſchehene Abtretung zu erſetzen oder Mängel der Abtretung zu heilen. Dieſer 
Anſicht, die in der Literatur die herrſchende iſt, hat kürzlich auch das Reichs⸗ 
gericht entſchiedenen Ausdruck verliehen. In dem Urteil Entſch. 79, 162 wird 
anerkannt, daß die Eintragung im Aktienbuch jeder rechtsbegründenden 
Wirkung entbehrt und der Eintritt des neuen Aktionärs in den geſellſchaft⸗ 
lichen Verband durch Erwerb der Aktie ohne rechtsgeſchäftliche Beteiligung 
der Geſellſchaft ſtattfindet. Es iſt darnach auch nicht zu billigen, wenn der 
Ber.⸗Richter es für Aufgabe der Aktiengeſellſchaft erklärt, ſich mit den durch 
Eintragung eines Unbefugten ihres Aktienrechts verluſtig gehenden Gründern 
abzufinden. Die Gründer können ihr Recht auf ſolche Weiſe nicht verlieren; 
für einen Schaden aber, den ſie durch die unrichtige Eintragung erleiden, 
hat ihnen nad) $ 816 oder $$ 823. 826 BGB. der eingetragene Nichtberechtigte 
aufzukommen. 

Die Begründung des angefochtenen Urteils geht darnach fehl. Das 
Ergebnis iſt gleichwohl nicht zu beanſtanden. Nach § 223 Abſ. 3 HGB. gilt 
im Verhältnis zur Geſellſchaft nur derjenige als Aktionär, welcher als ſolcher 
im Aktienbuche verzeichnet iſt. Die Tragweite dieſer Vorſchrift wird unter⸗ 
ſchätzt, wenn der Beklagte einwenden zu können glaubt, daß er in Wahrheit 
kein Aktienrecht erworben habe. Dient die Bucheintragung, wie erwähnt, 
dem Bedürfnis nach Erleichterung des Rechtsausweiſes, ſo folgt doch daraus 
nicht, daß ſich ihre Wirkung in einer durch Gegenbeweis entkräftbaren Ver⸗ 
mutung für das Beſtehen der Aktionäreigenſchaft erſchöpfen müßte. Viel⸗ 
mehr liegt einer der Ausnahmefälle vor, in denen eine Duplizität des Rechts⸗ 
ſubjekts angenommen werden muß. Die Rechtslage iſt verwandt mit der 
Geſtaltung, die durch ein relatives Veräußerungsverbot ($ 135 BGB.) oder 
durch die Beſtimmungen der §§ 25 Abſ. 1 Satz 2, 392 Abi. 2 HGB. herbei⸗ 
geführt wird. Während Dritten gegenüber Aktionär iſt, wer die Mitgliedſchaft 
entweder urſprünglich durch Übernahme (Zeichnung) oder durch Abtretung 
von ſeiten eines Rechtsvorgängers erworben hat, wird im Verhältnis zur 
Geſellſchaft der im Aktienbuch Eingetragene als ſolcher behandelt (vgl. v. Tuhr 
B. R. 1, 70). 
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Die hier vertretene Auffaſſung erſcheint geboten, wenn anders die Zwecke 
des Geſetzes erreicht werden ſollen. Aus den Materialien freilich läßt ſich ein 
unmittelbarer Beweis dafür nicht erbringen. Bei Schaffung ſowohl des 
§ 223 Abſ. 3 HGB., wie auch ſchon des ſachlich übereinſtimmenden Art. 183 
Abi. 2 ä. F. („werden nur diejenigen als die Eigentümer angeſehen“) hat man 
zunächſt vollbezahlte Aktien im Auge gehabt und eine Vorſchrift darüber 
geben wollen, wen die Geſellſchaft zur Ausübung der Mitgliedſchaftsrechte 
zuzulaſſen habe. Immerhin geht aus dem Worte „nur“ ſo viel hervor, daß 
es nicht im Belieben der Geſellſchaft ſteht, von dem Erfordernis der Eintragung 
Abſtand zu nehmen; einem Nichteingetragenen darf der Genuß der Rechte 
nicht verſtattet werden. Das wird durch die Denkſchrift zum HGB. S. 136 
außer Zweifel geſtellt. Die natürliche Kehrſeite aber muß ſein, daß die Ge⸗ 
ſellſchaft bei nicht vollbezahlten Aktien — oder, ſofern es ſich um Neben⸗ 
leiſtungen nach dem neuen $ 212 handelt, auch bei vollbezahlten — ſchlecht⸗ 
hin das Recht hat, den Eingetragenen zur Erfüllung der Pflichten heranzu⸗ 
ziehen. Wie unumgänglich notwendig dieſe Folgerung iſt, ergibt ſich aus den 
Beſtimmungen über die rückſtändigen Kapitaleinlagen (88 218 ff. HGB.). 
Unſtreitig iſt es die im Aktienbuche gegenwärtig eingetragene Perſon, bei der 
die Zahlung geſucht werden muß; die Rechtsvorgänger haften nur bedingt 
hinter ihr (vgl. § 220 Abſ. 1 und 2). Auf der andern Seite kann die Geſell⸗ 
ſchaft nicht verlangen, daß ſich der wirkliche Aktionär eintragen läßt; nur durch 
Vorenthaltung der Rechte vermag ſie einen Druck in dieſer Richtung auszu⸗ 
üben. Die gegenteilige Anſicht des 1. Ziv.⸗Sen. des Reichsgerichts (Entſch. 
79, 164), auf die dort ein Anſpruch gegen den Nichteingetragenen auf Neben⸗ 
leiſtungen nach § 212 HGB. geſtützt wird, iſt nicht näher begründet und fällt 
um ſo weniger ins Gewicht, als die damalige Entſcheidung von der grund⸗ 
ſätzlichen Auffaſſung des 2. Ziv.⸗Sen. in JW. 1906, 433 nicht abweichen ſollte. 
Darf nun die Geſellſchaft allein den Eingetragenen haftbar machen, weil nur 
er legitimiert iſt, hat ſie zugleich aber auf die Eintragung des Berechtigten 
kein Recht, ſo iſt es praktiſch ausgeſchloſſen, ihren Anſpruch, wenn auch mit 
Umkehrung der Beweislaſt, an die Vorausſetzung der Berechtigung des Ein⸗ 
getragenen zu knüpfen. Gewiß muß ſie ſich von dieſem entgegenſetzen laſſen, 
daß die Legitimation auf falſcher Grundlage beruhe, indem er der Eintragung 
nicht zugeſtimmt habe oder die Zuſtimmung nichtig ſei (vgl. RG. bei Bolze 
10 Nr. 543; RG. in JW. 1906, 433). Iſt aber der Rechtsausweis ordnung⸗ 
mäßig beſchafft, ſo kommt es auf die Berechtigung nicht an, gleichviel ob das 
Aktienrecht durch Übertragung vom Eingetragenen aufgegeben oder trotz 
der Eintragung nicht erlangt ſein ſoll. Der Einwand des Eingetragenen, 
er ſei nicht mehr Aktionär, und der andre Einwand, er ſei es nie geweſen, 
ſind beide unſtatthaft. Und vollends kann, was dieſen letzteren Einwand 
betrifft, nicht nach den Gründen unterſchieden werden, die an der Nicht⸗ 
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erlangung der Berechtigung ſchuld ſind. Eine ſolche Unterſcheidung, an die 
ſich Anklänge in der Literatur finden, entbehrt der inneren Rechtfertigung 
und liegt der Rechtſprechung des Reichsgerichts fern. Das Reichsgericht 
hat gegenüber Anſprüchen der Geſellſchaft an Eingetragene nicht nur die 
Berufung auf Mängel des kauſalen Veräußerungsgeſchäfts abgeſchnitten 
(72, 295), ſondern auch die Verſäumung der vorgeſchriebenen Übertragungs⸗ 
form (77, 276), ſowie bei Kleinaktien außer dem Formmangel das Fehlen 
der Zuſtimmung des Aufſichtsrats und der Generalverſammlung (41, 16) 
für unerheblich erklärt. Folgerichtig darf der Eingetragene auch dann nicht 
gehört werden, wenn er, wie hier, die Vornahme einer Abtretung an ihn 
einfach in Abrede nimmt. 

Der entwickelten Auffaſſung widerſpricht es nicht, wenn man der Geſell⸗ 
ſchaft das Recht zugeſteht, einem eingetragenen Nichtberechtigten die An⸗ 
erkennung als Aktionär zu verſagen (vgl. Urt. des erkennenden Senats II. 
360/14 v. 29. Jan. 1915). Die Vorſchrift des § 223 Abſ. 3 HGB. iſt im Intereſſe 
der Geſellſchaft gegeben; findet ſie ſich bewogen, die Nichtberechtigung des 
Legitimierten aufzudecken, ſo iſt ihr dies nicht verwehrt. Nur der Eingetragene 
darf ihr mit einer ſolchen Behauptung nicht kommen. Damit erledigt ſich 
auch die Bemerkung der Reviſion, das Geſetz beſtimme, daß im Verhältnis 
zur Geſellſchaft „nur“, nicht aber, daß in dieſem Verhältnis „ſtets“ der Ein⸗ 
getragene als Aktionär gelte. Daß der Legitimierte nicht der Berechtigte iſt, 
kann allerdings geltend gemacht werden, aber lediglich von der Geſellſchaft, 
nicht vom Eingetragenen ſelbſt. — — —“ 

Urteil des Reichsgerichts (2. Sen.) v. 29. Jan. 1915 in der preuß. Sache 

A. (Bkl.) w. Pr.⸗Gewebe AktGeſ. (OLG. Celle). II. 432/14. Auch in 

RGeEntſch. 86 Nr. 39 S. 155. 


251. Stimmrecht des mit der Einlage rückſtändigen Geſellſchafters m. 
b. H. oder feines Konk.⸗Verwalters bei Beſchlüſſen über die Einziehung. 
GmbHG. 38 462. 47 Abſ. 4. 

Durch Beſchluß der Geſellſchafterverſammlung v. 26. April 1911 wurde 
das urſprünglich 30000 K betragende Stammkapital der verklagten Geſell⸗ 
ſchaft m. b. H. „durch einen neuen Geſchäftsanteil im Betrage von 50000. &, 
die in bar voll eingezahlt find”, auf 80000 & erhöht. Der neue Geſchäfts⸗ 
anteil wurde vom Gutsbeſitzer M. in B. übernommen. Dieſer trat von ſeinem 
Geſchäftsanteil durch notar. Vertrag v. 29. April 1911 der off. Handelsgeſell⸗ 
ſchaft W. in R. mit Genehmigung der verklagten Geſellſchaft und der übrigen 
Geſellſchafter einen Teilbetrag von 40000 „ ab. Am 25. November 1911 
wurde über das Vermögen der Firma W. das Konk.⸗Verfahren eröffnet und 
der Kläger als Konk.⸗Verwalter beſtellt. Am 11. Nov. 1913 fand eine ordnung⸗ 
mäßig berufene Generalverſammlung der Geſellſchaft ſtatt, in der das geſamte 
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Stammkapital von 80000 M vertreten war. In dieſer Verſammlung ſtimmten 
die übrigen Geſellſchafter für die Einforderung der auf den Geſchäftsanteil 
der Firma W. angeblich noch ausſtehenden 30000 4, während der Kläger 
mit der Begründung, daß der Geſchäftsanteil bereits voll eingezahlt ſei, der 
Einforderung widerſprach. Da die übrigen Geſellſchafter die Anſicht vertraten, 
daß der Kläger bei dieſer Beſchlußfaſſung nicht ſtimmberechtigt ſei, wurde die 
Einforderung der 30000 „ als beſchloſſen angeſehen und dies auch im Pro- 
tokoll feſtgeſtellt. — Der Kläger erhob Klage mit dem Antrage, den Beſchluß 
v. 11. Nov. 1913 für nichtig zu erklären. In 2. Inſtanz wurde dieſem Antrage 
gemäß erkannt. Die Reviſion wurde zurückgewieſen. Aus den Gründen: 
„Die Entſcheidung des Rechtsſtreits hängt davon ab, ob der Kläger kein 
Recht hatte mitzuſtimmen, als die Geſellſchafterverſammlung am 11. Nov. 
1913 darüber abſtimmte, ob auf den Geſchäftsanteil der Gemeinſchuldnerin 
30000 K einzufordern ſeien. Mit Recht aber hat das Ber.⸗Gericht ange⸗ 
nommen, daß ein geſetzlicher Grund nicht vorliegt, der es rechtfertigen könnte, 
dem Kläger das Stimmrecht zu verſagen. | | 
Das Reichsgericht hat ſich bereits wiederholt dahin ausgeſprochen, daß 
eine Ausdehnung der Vorſchrift des $ 47 Abſ. 4 GmbHG. auf andre vom 
Geſetze nicht unmittelbar betroffene Fälle abzulehnen iſt, ſo zuletzt noch in 
Entſch. 81, 37. An dieſer Anſicht wird trotz der Bekämpfung, die ſie in der 
Literatur erfahren hat, feſtgehalten. Namentlich darf bei Beſchlüſſen, die ſich 
auf die inneren Angelegenheiten der Geſellſchaft beziehen, dem Geſellſchafter 
die Mitwirkung nicht aus dem Grunde verſagt werden, weil nach dem Inhalt 
des Beſchluſſes zugleich auf ſeinen perſönlichen Rechtskreis eingewirkt wird. 
Der Beſchluß, daß auf die Stammeinlagen Einzahlungen eingefordert werden 
ſollen (§ 46 Nr. 2), betrifft allemal ſowohl den Rechtskreis der Geſellſchaft 
wie den der einzelnen Geſellſchafter. Daß dabei die Intereſſen der Geſamt⸗ 
heit mit den Intereſſen des einzelnen in Widerſtreit geraten können, liegt in 
der Natur jedes geſellſchaftlichen Unternehmens begründet. Der Widerſtreit 
kann dahin führen, daß die Erreichung des Geſellſchaftszwecks unmöglich 
wird ($ 61), er liefert aber nach dem Geſetze keinen Grund, den Geſellſchafter 
ſeines Mitbeſtimmungsrechtes in den Angelegenheiten der Geſellſchaft zu 
berauben. Für den Fall des § 46 Nr. 2 iſt das um jo einleuchtender, als der 
Beſchluß, Einzahlungen einzufordern, in der Regel alle Geſellſchafter gleich- 
mäßig betreffen wird, die Verſagung des Stimmrechts alſo den Beſchluß 
überhaupt vereiteln könnte. 
Nun will die Beklagte freilich aus der beſonderen Lage des vorliegenden 
Falles Gründe herleiten, die doch zur Verſagung des Stimmrechts fuͤhren 
ſollen. Auch die Reviſion kommt hierauf zurück. Dem könnte indes nur näher⸗ 
getreten werden, wenn es ſich um einen Fall handelte, auf den $ 226 BGB. 
zuträfe. Daß aber deſſen Vorausſetzungen nicht vorliegen, hat das Ber.⸗ 
Gericht in rechtlich bedenkenfreier Weiſe feſtgeſtellt. Was die Reviſion im 
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einzelnen hiergegen vorbringt, beruht auf einem Mißverſtändnis der Rechts⸗ 
lage auf ſeiten der Beklagten. Und dieſem Mißverſtändnis iſt allerdings auch 
das Ber.⸗Gericht erlegen, wenn es am Schluß ſeines Urteils bemerkt, das 
Ergebnis möge unbillig ſein, aber das Geſetz zwinge zu dieſem unbefriedigenden 
Ergebnis. Die Unbilligkeit wird darin erblickt, daß der Kläger durch ſeine 
Abſtimmung die Konk.⸗Maſſe von einer ſie an ſich treffenden Verpflichtung 
ſollte befreien können. Davon aber kann in Wahrheit keine Rede ſein. Denn 
wenn ſich die Sache ſo verhält, wie die Beklagte vorgetragen hat, ſo bedurfte 
es des Beſchluſſes v. 11. Nov. 1913 überhaupt nicht, um die Geſellſchaft in 
die Lage zu verſetzen, ihre Anſprüche auf den nicht berichtigten Teil der Stamm⸗ 
einlage gegen die Konk.⸗Maſſe geltend zu machen. Eine beſondere Beſchluß⸗ 
faſſung der Geſellſchafter, daß Einzahlungen auf die Stammeinlagen einge⸗ 
fordert werden ſollen ($ 46 Nr. 2), iſt nur erforderlich, wenn es ſich um Stamm⸗ 
einlagen handelt, bei deren Schaffung man ſich zunächſt mit der Einzahlung 
des geſetzlichen Viertels ($ 7 Abſ. 2, § 57 Abſ. 2) oder eines höher bemeſſenen 
Bruchteils begnügt. Wo aber die Stammeinlagen von vornherein als durch 
ſofortige Vollzahlung zu deckende ins Leben gerufen werden, da bedarf es 
nicht noch eines beſonderen Beſchluſſes über die Einforderung der Einzah⸗ 
lungen, weil die „Beſtimmung der Geſellſchafter“ (§ 46) in dem Geſellſchafts⸗ 
vertrage ſelbſt oder in dem Erhöhungsbeſchluſſe bereits vorliegt. Nach den 
Angaben der Parteien lautet im vorliegenden Falle der Erhöhungsbeſchluß 
v. 26. April 1911 ausdrücklich: „Das Stammkapital der Geſellſchaft wird durch 
einen neu gebildeten Geſchäftsanteil im Betrage von 50000 &, die in bar 
voll eingezahlt ſind, auf 80000 % erhöht“. Darin liegt nicht nur die Feſtſtel⸗ 
lung der Tatſache, daß die Einzahlung erfolgt ſei, ſondern auch — und darauf 
kommt es hier vor allem an — die Beſtimmung der Geſellſchafter, daß die 
Einzahlung nicht etwa geſtundet, ſondern ſofort bei der Schaffung des Ge⸗ 
ſchäftsanteils bewirkt werden ſoll. Iſt daher, wie die Beklagte behauptet, 
in Wahrheit damals die Einzahlung nicht oder doch nicht vollſtändig geleiſtet, 
ſo bedarf es jetzt nicht noch eines neuen Geſellſchafterbeſchluſſes, damit der 
Fehlbetrag eingefordert werden kann, vielmehr kann es ſich nur noch darum 
handeln, daß die Geſchäftsführer, in Ausführung des Erhöhungsbeſchluſſes von 
1911, die Rechte der Geſellſchaft gegen die ſäumigen Zahler geltend machen. 
Erweiſen ſich hiernach die Angriffe der Reviſion gegen das Ber.-Urteil 
nicht als gerechtfertigt, ſo kann doch anderſeits der Umſtand, daß der Beſchluß 
vom November 1913 unter gewiſſen Vorausſetzungen ſich als überflüffig 
herausſtellen kann, eine andre Entſcheidung auch nicht begründen. Hielten 
die Organe der Geſellſchaft, indem ſie von einer irrigen Rechtsauffaſſung 
ausgingen, noch einen beſonderen Beſchluß nach $ 46 Nr. 2 für nötig, jo durften 
fie auch dem Kläger nicht das Recht nehmen, hierbei mitzuſtimmen. — — —“ 
Urteil des Reichsgerichts (2. Sen.) in der preuß. Sache Geſ. m. b. H. 
P. H. (Bkl.) w. W. Konk. (OLG. Breslau). II. 434/14. 
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252. Geſellſchaft m. b. H.; Unzuläſſigkeit einer Kapitalerhöhung 
während der Liquidation. 
GmbHG. ds 69. 54. 


Nachdem durch Beſchlüſſe der Geſellſchafterverſammlung das Stamm⸗ 
kapital der Pa. Nährmittel⸗Geſellſch. m. b. H. zunächſt auf 90000 M und dann 
auf 125000 “ erhöht worden war, beſchloſſen die Geſellſchafter am 8. Nov. 
1912 die Auflöſung der Geſellſchaft, die der bisherige Geſchäftsführer G. als 
Liquidator zum Handelsregiſter anmeldete. Am 14. Dez. 1913 wurde über 
das Vermögen der Geſellſchaft das Konk.⸗Verfahren eröffnet, das am 13. Dez. 
1914 mangels einer die Koſten deckenden Maſſe eingeſtellt wurde. Der an 
Stelle des außer Landes gegangenen G. auf Antrag eines Gläubigers vom 
Amtsgericht beſtellte Liquidator J. meldete am 13. Jan. 1914 die erwähnten 
Kapitalerhöhungen zur Eintragung im Handelsregiſter an. Der Antrag wurde 
abgelehnt; die Beſchwerde wurde zurückgewieſen, ebenſo die weitere Be⸗ 
ſchwerde, letztere mit folgender Begründung: 

„Nach § 3 GmbHG. muß der Geſellſchaftsvertrag den Betrag des Stamm- 
kapitals enthalten; eine Erhöhung des Stammkapitals enthält daher eine 
Anderung des Geſellſchaftsvertrags, die nach 854 Abſ. 3 erſt mit der Ein- 
tragung in das Handelsregiſter rechtswirkſam wird. Dieſe Eintragung iſt 
jedoch nicht mehr zuläſſig ſobald die Geſellſchaft aufgelöſt iſt, da nach § 69 
Abſ. 1 die im 4. Abſchnitt des Geſetzes enthaltene Vorſchrift des 8 54 für das 
Liquidationsſtadium nicht für anwendbar erklärt und damit eine Satzungs⸗ 
änderung in dieſem Stadium unmöglich gemacht iſt. Der vom Beſchwerde⸗ 
führer im Hinblick auf Staub⸗ Hachenburg (GmbHG. Anm. 38. 39 zu $ 69) 
vertretene abweichende Standpunkt kann nicht gebilligt werden. Wenn auch 
die Geſellſchaft trotz der Auflöſung noch in gewiſſer Weiſe fortbeſteht, ſo dient 
dieſes Fortbeſtehen doch ganz allein dem Zweck der Liquidation, d. h. der 
Aufteilung des Geſellſchaftssermögens. Um die Erfüllung dieſes Zwecks 
zu ermöglichen, läßt das Geſetz diejenigen Vorſchriften, die ſich auf die Orga⸗ 
niſation der Geſellſchaft beziehen (Abſchnitte 2 u. 3), vorläufig noch in Kraft, 
es beſchränkt dieſes Weiterleben jedoch auf die zur Zeit des Auflöſungsbeſchluſſes 
vorhandene Organiſation. Eine Umformung derſelben durch Anderung des 
Geſellſchaftsvertrags würde eine Lebensbetätigung ſein, die aus dem Rahmen 
der nur noch der Selbſtvernichtung dienenden Exiſtenz der Geſellſchaft heraus- 
fiele. Die Fortlaſſung der Vorſchriften des 4. Abſchnitts im § 69 Abſ. 1 ent⸗ 
ſpricht ſonach durchaus dem Weſen der Sache; 

vgl. die Komm. zum GmbHG. von Neukamp Anm. 2 zu $ 69; Pariſius-Crüger 

Anm. 1 zu 5 69; ſowie OLG. Karlsruhe in Bad. Rechtspr. 1903, 267 und 

ZUNFS. 4, 271. 

Ganz beſonders müſſen dieſe Grundſätze für eine Kapitalerhöhung gelten, 
die — wie auch im vorliegenden Fall — unter Umſtänden den Eintritt neuer 
Mitglieder zur Folge hat. Das Reichsgericht hat die Eintragung einer Kapital⸗ 
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erhöhung nach Eröffnung des Konkurſes über das Vermögen einer Ge]. m. 
b. H. für unzuläſſig erklärt, weil die Schaffung neuer Mitgliedſchaften mit 
dem Konkurszwecke nicht zu vereinbaren ſei (RGEntſch. 77, 155). Im vor⸗ 
liegenden Fall iſt zwar das Konk.⸗Verfahren wieder eingeſtellt, der vom 
Reichsgericht aufgeſtellte Grundſatz muß aber in gleicher Weiſe für eine in 
Liquidation befindliche Geſellſchaft gelten, da die Liquidation — wenn auch 
im Wege eines andern Verfahrens — dasſelbe Ergebnis, nämlich die Auf⸗ 
teilung des Vermögens, bezweckt wie der Konkurs.“ 


Beſchluß des KG. zu Berlin v. 29. Mai 1914. RIA. 14, 152. 


253. ae § 378 HSB. verfügt auch die Anwendbarkeit der Vorſchriften 
über Gewährleiſtung wegen Mängel. 
(Vgl. 58 Nr. 72; 60 Nr. 99; 68 Nr. 41.) 
HGB. 8 378; BGB. $ 480. 

Die Beklagte hatte von der Klägerin 150 Stück Kawamatta⸗Seide ge⸗ 
kauft. Es waren ihr von der Klägerin zunächſt 150 Stück Sendai⸗Seide über⸗ 
ſandt worden. Als ſie dieſe Lieferung zurückwies, bot die Klägerin ihr Kawa⸗ 
matta⸗Seide an und überſandte ſolche tatſächlich. Die Beklagte lehnte aber 
die Annahme auch dieſer Sendung ab; ſie behauptete, Sendai⸗Seide ſei minder⸗ 
wertiger als Kawamatta⸗Seide und eine andre Qualität als dieſe; ſie ſei nicht 
verpflichtet, nach Zurückweiſung der nicht beſtellten Sendai⸗Seide die dann 
erſt angebotene Kawamatta⸗Seide anzunehmen. — Dem gegenüber vertrat 
die Klägerin den Standpunkt, daß Sendai⸗ und Kawamatta⸗Seide Waren 
andrer Art ſeien. Auch behauptete fie, daß Sendai⸗Seide beſſer als Kawa⸗ 
matta⸗Seide ſei, ſowie daß die Beklagte, die Rüge gegen dieſe Ware verſpätet 
erhoben habe. 

Beide Vorderrichter nahmen an, Sendai-Seide ſei eine andre Gattung 
von Seide als Kawamatta, alſo eine andre Ware. Demgemäß habe es ſich 
bei der Überſendung der Sendai⸗Seide nicht um einen Gewährsmangel 
der gelieferten Ware gehandelt und fänden auf den nach $ 378 HGB. zu be⸗ 
urteilenden Streit der Parteien nicht die Vorſchriſten über „Gewährleiſtung 
wegen Mängel der Sache“ (88 459 ff. BGB.) Anwendung, vielmehr habe 
Klägerin überhaupt noch nicht geliefert, und es hätten die allgemeinen Vor⸗ 
ſchriften, insbeſondere diejenigen über den Erfüllungsverzug Platz zu greifen. 
Danach aber hätte die Beklagte die nachträglich angebotene Kawamatta⸗ 
Ware nur zurückweiſen dürfen, wenn die Vorausſetzungen des $ 326 BGB. 
gegeben wären. Das ſei hier nicht der Fall; eine Friſtſetzung habe nicht ſtatt⸗ 
gehabt, und dafür, daß die Beklagte infolge des Verzuges der Klägerin an der 
Lieferung kein Intereſſe gehabt habe, ſei nichts erbracht. Die Beklagte habe 
ſich bei der Zurückweiſung der Erſatzlieferung in Annahmeverzug ($ 295 BGB.) 
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befunden und müſſe den Kaufpreis bezahlen. Das Reichsgericht hob auf. 
Aus den Gründen: | 

„Die Annahme der Vorderrichter, daß Sendai-Seide eine andre Gat⸗ 
tung von Seide ſei als Kawamatta, iſt von der Beklagten mit der Reviſion 
nicht bemängelt; ein Rechtsirrtum iſt in ihr auch nicht erſichtlich. Der Fol- 
gerung aber, die die Vorderrichter daraus gezogen haben, daß eine andre 
Ware (ein aliud) geliefert ſei, iſt nicht beizutreten. 

In 8 378 HGB. wird beſtimmt, daß die Vorſchriften des § 377, der die 
Anzeige wegen Mängel einer gelieferten Ware regelt, auch dann Anwendung 
zu finden haben, wenn eine andre als die bedungene Ware (oder eine andre 
als die bedungene Menge von Waren) geliefert iſt, ſofern die gelieferte Ware 
nicht offenſichtlich von der Beſtellung ſo erheblich abweicht, daß der Verkäufer 
die Genehmigung des Käufers als ausgeſchloſſen erachten mußte. Um dieſen 
Ausnahmefall von der Regel des § 378, der gegeben erſcheint, wenn die ge- 
lieferte Sache mit der beſtellten garnichts gemein hat und für den Zweck des 
Käufers ohne Bedeutung iſt (Denkſchr. zum Entw. eines HGB. zu § 371 
S. 226), handelt es ſich nach den in den Vorinſtanzen getroffenen Feſtſtel⸗ 
lungen nicht. Von ihm abgeſehen, iſt bei den Schriftſtellern wie in der Recht⸗ 
ſprechung, | 

vgl. Düringer-Hadhenburg 3? 1913, 318 Anm. 6 und Staub⸗Könige? 1913, 2, 955 

Anm. 10 zu $ 378, OXLGNIpr. 8, 70; 10, 342, 

Streit darüber, ob § 378 lediglich die in $ 377 wegen Mängel der Sachen 
geregelte Rügepflicht auf Fälle der Lieferung einer andern Ware (oder andern 
Warenmenge) als der bedungenen ausdehne, irgend etwas weiteres aber 
aus ihm nicht zu entnehmen ſei, oder ob der Paragraph mehr zum Ausdruck 
bringe und in den von ihm vorgeſehenen Fällen auch zugleich die Anwendung 
der Gewährleiſtungsvorſchriften geboten ſei. Der Wortlaut des Geſetzes 
freilich ſcheint für das erſtere zu ſprechen; es iſt richtig, was Düringer⸗Hachen⸗ 
burg hervorheben, daß § 378 wörtlich nur den § 377 für anwendbar erklärt 
und $ 377 wiederum nur die Folgen der Unterlaſſung der Mängelrüge beſtimmt. 
Aber der Sinn und der Zweck des Geſetzes gehen weiter. 

In zahlreichen Fällen des Handelsverkehrs iſt die Entſcheidung der Frage, 
ob es ſich um die Lieferung einer mangelhaften oder um die Lieferung einer 
andern als der bedungenen Ware handelte, eine durchaus ſchwierige; eine 
feſte Grenze iſt zwiſchen beiden oft nicht zu ziehen; es erſcheint häufig will⸗ 
kürlich, das eine oder das andre anzunehmen. Dabei hat die Unterſcheidung 
der beiden Fälle keine innere Berechtigung; ſie ſtehen ſich innerlich gleich. 
Auch die Lieferung einer fehlerhaften Ware iſt bei Zurückweiſung der Ware 
durch den Käufer vollſtändige Nichterfüllung des Vertrages; 

JW. 1905, 1710; RGeEntſch. 52, 355 (SeuffA. 58 Nr. 118); 53, 92. 
Die Vertragsverletzung des Verkäufers iſt alſo keine weſentlich verſchiedene, 
ob er nun dem Käufer vertragwidrig eine fehlerhafte oder eine ſolche Ware 
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liefert, die zwar als eine andre Gattung als die bedungene anzuſprechen iſt, 
aber doch von der Beſtellung nur ſo abweicht, daß die Genehmigung der Ware 
ſeitens des Käufers nicht ausgeſchloſſen erſchien. Gerade aus den vorſtehend 
bezeichneten Gründen iſt die Beſtimmung des § 378 in dem neuen Handels⸗ 
geſetzbuch gegeben; es war der ausgeſprochene Zweck des Geſetzes, mit ihr 
dem unbefriedigenden Ergebnis abzuhelfen, das ſich bei der Anwendung 
des alten Handelsgeſetzbuchs aus dem Fehlen einer dem § 378 entſprechenden 
Vorſchrift ergeben hatte (vgl. die Denkſchr. a. a. O.). Wollte man nun an⸗ 
nehmen, daß jetzt zwar die Pflicht zur Rüge gegeben ſei, gleichgültig, ob eine 
mangelhafte oder eine andre Ware geliefert iſt, daß aber, wenn Rüge ordnung⸗ 
mäßig erhoben iſt, im Falle der Lieferung einer mangelhaften Ware die Vor⸗ 
ſchriften über Gewährsmängel (insbeſondere auch $ 480 BGB.), im Fall der 
Lieferung einer andern Ware die Verzugsvorſchriften (insbeſondere § 326 
BGB.) zur Anwendung zu bringen ſeien, ſo würde bei erhobener Rüge ſofort 
wieder zu unterſcheiden ſein, ob es ſich um das eine oder um das andre handle; 
es würde alſo die Streitfrage, die der Geſetzgeber im Intereſſe des Verkehrs 
und entſprechend deſſen Erforderniſſen beſeitigen wollte, nicht beſeitigt und 
es würde die innerlich begründete Gleichſtellung der beiden ſachlich gleich- 
liegenden Fälle nicht erreicht ſein. 

Mißt der Senat darnach dem § 378 HGB. die oben bezeichnete weitere 
Bedeutung bei, fo war das Ber.⸗Urteil, ſoweit es den Streit der Parteien 
über die Kawamatta⸗Seide betrifft, aufzuheben und die Sache in dieſem 
Umfange zur anderweitigen Verhandlung und Entſcheidung an das Ber.- 
Gericht zurückzuverweiſen. — — —“ 

Urteil des Reichsgerichts (2. Sen.) v. 18. Dez. 1914 in der preuß. Sache 

Kr. (Bkl.) w. B. & R. (KG. Berlin). IL 433/14. Auch in RGEntſch. 86 

Nr. 20 S. 90. 

254. Sorgfaltspflicht des Spediteurs bei der Einziehung des Haufpreiſes. 
Vgl. 66 Nr. 36 m. N. 
HGB. $ 408. 

Im Jahre 1910 übergab der Kaufmann C. in L. 6 Ballen rohe Murmel⸗ 
felle im Werte von 8157,50 „ der verklagten Firma daſelbſt zum Verſand 
an K. in Neuyork. Die Ware ſollte nur gegen Zahlung des angegebenen 
Betrags an K. ausgehändigt werden. Da K. die Ware beim Eintreffen in 
Neuyork nicht einlöſte, übergab die N.⸗Bank von Neuyork, der das Original⸗ 
Konnoſſement zugeſchickt worden war, die Ware auf Wunſch des K. einem 
Lagerhauſe zur Einlagerung. Von dieſem wußte fie ſich K. — nach Angabe 
der Beklagten durch betrügeriſche Vorſpiegelungen — ohne Zahlung des 
Preiſes zu verſchaffen. — Der Kaufmann C. verlangte von der Beklagten 
Schadenerſatz, ſeine desfälligen Anſprüche trat er an den Kläger ab; deſſen 
Klage wurde jedoch in 2. Inſtanz abgewieſen. Aus den Gründen: 
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„Der dem angefochtenen Urteile zugrunde liegenden unmittelbaren An⸗ 
wendung der Frachtführerregeln (88 425 ff. HGB.) ſteht der darin nicht berück⸗ 
ſichtigte Umſtand entgegen, daß es ſich um einen überſeeiſchen Transport 
handelt. Inſofern es die Beklagte übernahm, eine Güterverſendung 2c. 
durch Seeverfrachter für Rechnung des Verſenders, aber im eigenen Namen 
zu beſorgen, nahm ſie zunächſt die Rechtsſtellung eines Spediteurs (88 407ff. 
HGB.) ein. Dieſe Stellung hat fie auch beibehalten. Sie hat ihrer Angabe 
nach die Sendung mit der Eiſenbahn nach Bremen geſchickt und ſie dort der 
Firma Joh. H. mit dem Auftrag übergeben laſſen, ſie an Ordre Neuyork 
zu verladen. Von dort iſt ſie nach Neuyork verſchifft worden. Dafür, daß 
die Beklagte von dem Recht des Selbſteintritts ($ 412 HGB.) Gebrauch ge- 
macht habe, was der Kläger darzulegen gehabt hätte, liegt keinerlei Anhalt 
vor. — — — Ebenſowenig iſt behauptet, daß etwa der Spediteur und der 
Verſender ſich über einen beſtimmten Satz der Beförderungskoſten geeinigt 
hätten (§ 413 HGB.). 

Als Spediteur hatte die Beklagte die Verpflichtung, die Verſendung 
mit der Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmanns auszuführen (§ 408 HGB.). 
Dieſe Verpflichtung hat ſie auch erfüllt. Daß bei der Wahl des Frachtführers 
(der Eiſenbahn), des Zwiſchenſpediteurs (der Firma H.) und des Seever⸗ 
frachters etwas verſehen worden ſei, iſt nicht erſichtlich; auch iſt ja bei Aus- 
führungen des Transports ſelbſt ein Schaden nicht entſtanden. Weiter hatte 
die Beklagte die Verpflichtung, die Konnoſſemente einem vertrauenswürdigen 
Bankhauſe zu übergeben und dafür zu ſorgen, daß ſie gleichzeitig mit der 
Ware am Beſtimmungsort eintrafen. Auch inſoweit hat ſie pflichtgemäß 
gehandelt, indem ſie die Konnoſſemente rechtzeitig der L.er Filiale der Deutſchen 
Bank übergab. Daß dieſe ſie einem befreundeten Bankhauſe in Neuyork 
zuſenden würde, verſtand ſich von ſelbſt, und daran zu zweifeln, daß auch 
dieſes Bankhaus hinſichtlich der Zuverläſſigkeit allen Anforderungen ent⸗ 
ſprechen würde, hatte die Beklagte keinen Anlaß. Dieſes Bankhaus hat nun 
gegen Rückgabe der Konnoſſemente und Bezahlung der Fracht die Ware 
ausgeliefert erhalten und ſie dann ihrerſeits in einem Lagerhauſe eingelagert. 
Von dem Lagerhauſe hat ſie ſich dann K. angeblich durch betrügeriſche Vor⸗ 
ſpiegelungen ohne Einlöſung der Nachnahme verſchafft. Ob nun das Lager— 
haus, indem es die Ware ohne Bezahlung des Preiſes aushändigte, oder aber 
das amerikaniſche Bankhaus, dafern es etwa dieſe Aushändigung nur gegen 
Zahlung des Preiſes dem Lagerhauſe nicht zur Pflicht gemacht haben ſollte, 
ein Verſchulden trifft, kann dahingeſtellt bleiben; denn in keinem Fall würde 
die Beklagte, die ihren Speditionsverpflichtungen in vollem Umfange genügt 
hatte, hierfür einzuſtehen haben. — — —“ 

Urteil des OLG. zu Dresden (4. Sen.) v. 24. Febr. 1914 i. S. S. w. H. 

4 0. 93/13. F—ch. 
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II. Verfahren. 


255. Offenbare Unbilligkeit der kriegsrechtlichen Ausſetzung des Der- 
fahrens, wenn ſachliche Einwendungen gegen die Klage nicht erhoben 
werden. 

Vgl. oben Nr. 25. 

3 PO. $ 247; Kriegsſchutzgeſ. v. 4. Aug. 1914 $ 32; Bkm. v. 14. Jan. 1915 8 2. 

Der Schutz, den das Geſetz v. 4. Aug. 1914 gewähren will, iſt ein pro- 
zeſſualer, nicht ein materiellrechtlicher. Wenn es danach zwar nicht ausge⸗ 
ſchloſſen ſein mag, die Ausſetzung auch dann zu gewähren, wenn materiell- 
rechtliche Einwendungen gegen den Klaganſpruch nicht erhoben werden, ſo 
muß doch dann die Ausſetzung als offenbar unbillig angeſehen und der Antrag 
auf Ausſetzung gemäß § 2 Bkm. v. 14. Jan. 1915 abgelehnt werden, wenn 
nach den Umſtänden des Falles die Ausſetzung lediglich und ohne Rückſicht 
auf Gründe, die mit der Kriegsteilnehmerſchaft des Beklagten zuſammen⸗ 
hängen, dem Zweck dienen ſoll, zum Nachteil des Klägers die Befriedigung 
des an ſich gegründeten Klaganſpruchs hinauszuſchieben. So aber liegt er- 
kennbar die Sache hier. Wie ſich aus den im angefochtenen Beſchluſſe feſt— 
geſtellten Erklärungen des Vertreters der Beklagten in Verbindung mit den 
in der Beſchwerdeſchrift enthaltenen Angaben des Prozeßbevollmächtigten 
der Klägerin über den Gang der Vergleichsverhandlungen ergibt, beſtehen 
jedenfalls weſentliche Einwendungen gegen den Klaganſpruch nicht. Die Be— 
klagte bezieht ſich nun allein darauf, daß ihr Geſchäft, bei dem es ſich zumeiſt 
um Export handle, infolge des Krieges ganz lahmgelegt ſei und daß ihre Fabrik 
ſtillſtehe. Dieſer Grund würde in gleicher Weiſe gegeben ſein, wenn der 
Inhaber der Beklagten nicht Kriegsteilnehmer wäre. Die Ausſetzung würde 
alſo einem dem geſetzgeberiſchen Grundgedanken fremden Zwecke dienen. 
Sie muß deshalb nach dem bisher beigebrachten Aktenſtoff als offenbare Un⸗ 
billigkeit der Klägerin gegenüber angeſehen werden. Eine Ausſetzung nach 
§ 247 ZPO. iſt aus den gleichen Gründen ausgeſchloſſen. 

Beſchluß des OLG. zu Dresden (9. Sen.) v. 15. Juni 1915. 9 C. 135/15. 
—82—. 


256. Die Übernahme des Rechtsſtreits nach $ 266 FPO. bezieht ſich 
nicht auf perſönliche Eigentumsſtörungsklagen. 
Vgl. 40 Nr. 154; 44 Nr. 55; 53 Nr. 191. 
ZPO. 5 266; BGB. $ 1004. 

Der Kläger erhob als Eigentümer der Hufe Nr. 2 zu G. gegen die Eigen⸗ 
tümer der beiden Häuslereien Nr. 88 und 89 daſelbſt Klage, weil aus einer 
Sielleitung, die zwiſchen beiden Häuslereien floß, Schmutzwäſſer auf ſeine 
Hufe geleitet würden. Die Beklagten wurden in 1. Inſtanz zur Beſeitigung 
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der Sielleitung verurteilt. Während der Rechtsſtreit in der 2. Inſtanz ſchwebte, 
veräußerte der Kläger ſeine Hufe an das Miniſterium, und dieſes erklärte mit 
Einwilligung des Klägers, daß es den Rechtsſtreit übernehme. Der Eintritt 
wieſen. Aus den Gründen: 

„Für die Beantwortung der Frage, ob durch die unſtreitige Veräußerung 
der Hufe Nr. 2 zu G. ſeitens des urſprünglichen Klägers an das Miniſterium 
das letztere berechtigt ſei, den Rechtsſtreit auch ohne Zuſtimmung des Be— 
klagten zu übernehmen, kommt es nach § 266 ZPO. darauf an, ob ein Recht, 
welches für die Hufe in Anſpruch genommen wird, oder ob eine Verpflichtung, 
welche auf ihr ruhen ſoll, den Gegenſtand des Rechtsſtreits bildet. 

Bei dieſer Unterſuchung iſt davon auszugehen, daß die erhobene Klage 
ſich auf den § 1004 BGB. gründet und ſomit der actio negatoria des gemeinen 
Rechts entſpricht. Der Kläger hat geltend gemacht, daß die Beklagten durch 
Zuführung von Abwäſſern ꝛc. ſein Eigentum an der Hufe beeinträchtigten, 
und er hat Beſeitigung dieſer Beeinträchtigung, Unterlaſſung für die Zukunft 
und Entfernung des Zuleitungsſiels verlangt. Die Klage findet alſo, abge— 
ſehen von der angeblich geſchehenen und noch geſchehenden Einwirkung auf 
das Grundſtück, ihre Grundlage in dem Eigentum des Klägers an der Hufe. 
Hieraus folgt aber nicht, daß er für ſeine Hufe ein Recht in Anſpruch nähme; 
das würde man jagen können, wenn er, wie bei einer actio confessoria, eine 
Grunddienſtbarkeit oder ein ähnliches für die Hufe beſtelltes Recht verfolgen 
oder ein aus den nachbarrechtlichen Beſtimmungen der Geſetze ſich ergebendes 
Recht zur Einwirkung auf ein fremdes Grundſtück für den Eigentümer der 
Hufe Nr. 2 geltend machen würde. Der Kläger will vielmehr nur ſein Recht 
an dem Grundſtück, ſein Eigentum daran, geſchützt wiſſen gegen Einwirkungen 
von andrer Seite. Dieſer Fall wird durch § 266 ZPO. nicht getroffen. Wie 
das Reichsgericht in IW. 1912, 47117 ausführt, werden die Vorausſetzungen 
des 8 266 nicht dadurch erfüllt, daß der Anſpruch des Klägers in dem Eigentum 
an ſeinem Grundſtück die rechtliche Grundlage hat. 

Anderſeits haben die Beklagten geltend gemacht, daß der Kläger ver— 
pflichtet ſei, die Zuführung der Abwäſſer zu dulden. Es handelt ſich hierbei 
aber nur um eine perſönliche Verpflichtung (wie ausgeführt wird). Es iſt 
auch nicht erſichtlich, daß die Beklagten etwas andres behaupten wollen. Hier⸗ 
nach ift auch der zweite Fall des § 266 ZPO. nicht gegeben; denn es handelt 
ſich nicht um eine Verpflichtung, welche auf dem Grundſtück des Klägers 
ruhen ſoll. Von einer ſolchen würde die Rede ſein können, wenn eine ding— 
liche Belaſtung oder auch eine geſetzliche Eigentumsbeſchränkung oder eine 
aus den nachbarrechtlichen Geſetzesbeſtimmungen ſich ergebende Verpflichtung 
zur Duldung von Einwirkungen geltend gemacht würde. Dagegen fallen 
Leiſtungs⸗, Unterlaſſungs- und Duldungspflichten, welche nur perſönlicher 
Natur ſind, nicht unter $ 266 ZPO. (vgl. Stonietzti ZPO. Bem. 4 zu $ 266; 

Seuſſerte Archiv 70. 3. Folge Bd. 15 Heit ll. 31 
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auch Förſter-Kann Bem. 2 a. bb zu § 266). Etwas Gegenteiliges hat auch 
das Reichsgericht in Entſch. 40 Nr. 91 S. 333 ff. (in Seuff A. 53 Nr. 191) 
nicht geſagt. Dort iſt betont, daß nicht rein perſönliche Anſprüche in Frage 
ſtänden; der dortige Beklagte nahm als Eigentümer ſeines Grundſtücks ein 
Recht an dem Grundſtück des Klägers auf Grund des Nachbarrechts in An— 
ſpruch, es lag alſo ein Fall vor, in welchem auch nach dem hier Geſagten der 
8 266 zur Anwendung kommen mußte. In dem gegenwärtigen Falle aber 


kommen nur perſönliche Verpflichtungen in Betracht — — —“ 
Urteil des OLG. zu Roſtock (2. Sen.) v. 3. Febr. 1915 i. S. Brö. (Kl.) 
w. Bri. u. Gen. Bi. 279/91. Kn. 


257. Notwendigkeit eines Protokolls über die Urteilsverkündung. 
Vgl. 42 Nr. 73; 43 Nr. 153; auch 37 Nr. 263. 
ZRDO. 55 1606. 164. 315 Abſ. 3. 

In den Prozeßakten fehlt ein Protokoll über die Verkündung des Urteils 
des Landgerichts, für die nach dem Protokoll der mündlichen Verhandlung 
v. 19. Jan. 1914 Termin auf den 26. Jan. 1914 anberaumt worden war. 
Die Verkündung iſt lediglich durch den in $ 315 Abſ. 3 ZPO. vorgeſchriebenen 
Vermerk des Gerichtsſchreibers auf dem Urteil ſelbſt beurkundet. Damit iſt 
jedoch den zwingenden geſetzlichen Vorſchriften nicht genügt; die Verkündung 
des Urteils muß und kann auch nur durch das vom Vorſitzenden und vom 
Gerichtsſchreiber unterzeichnete Protokoll nachgewieſen werden, wie aus den 
Beſtimmungen der §§ 310. 311. 160. 164 ZPO. hervorgeht; die Verkündung 
der Entſcheidungen iſt eine der für die mündliche Verhandlung vorgeſchrie— 
benen Förmlichkeiten, die nur durch das Protokoll bewieſen werden können; 

RGeEntſch. 16, 331; 17, 420 (in SeuffA. 42 Nr. 73; 43 Nr. 153); JW. 1905 

11515, Gruchots Beitr. 31, 1155; Stein ZPO.!“ Anm. I zu 8 310. 

Einen Rügenverzicht nach 8 295 ZPO. auf dieſe weſentliche FTörmllichkeit 
gibt es nicht; 
JW. 1886, 164°; 1893, 1825; Gruchot 37, 1246; Stein a. a. O. 

Iſt aber das Urteil des Landgerichts nicht ordnungmäßig verkündet, dann iſt 
es nicht als erlaſſen anzuſehen, und das ganze weitere Verfahren entbehrt 
der geſetzlichen Grundlage. Durch die äußerlich geſetzmäßig erfolgte Zuſtellung 
des nicht verkündeten Urteils wurde zwar die Rechtsmittelfriſt in Lauf geſetzt 
(RGeEntſch. 82, 422); die Berufung gegen das Urteil war zuläſſig und war 
das gegebene Mittel, das äußerlich zu Recht beſtehende Urteil aus der Welt zu 
ſchaffen, aber die einzige mögliche Entſcheidung in der Ber.-Inſtanz war die 
Beſeitigung des nicht ordnungmäßig erlaſſenen Urteils der 1. Inſtanz durch 
deſſen Aufhebung. 

Freilich würde das bloße gegenwärtige Fehlen des Verkündungsproto⸗ 
kolls ohne Einfluß auf die Gültigkeit des erlaſſenen Urteils und des weiteren 
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Verfahrens fein, wenn das Gericht zu der Überzeugung gelangen könnte, 
daß das Verkündungsprotokoll vorhanden geweſen ſei und den geſetzlichen 
Anforderungen entſprochen habe, aber hinterher aus den Prozeßakten ver— 
ſchwunden und verloren gegangen ſei. Dann würde das Verfahren ſelbſt 
in Ordnung und das Urteil der 1. Inſtanz als in den prozeßgeſetzlichen Formen 
ergangen anzuſehen ſein. Der Beweis, daß das Verkündungsprotokoll vor— 
handen war, kann auf jede Art geführt werden. Allein im gegenwärtigen 
Fall fehlt es zur Gewinnung dieſer Überzeugung an jeder tatſächlichen Unter— 
lage; insbeſondere ſind auch den Parteivertretern nach der Erklärung der Pro— 
zeßbevollmächtigten der Rev.⸗Jnſtanz zu deren” Handakten Abſchriften des 
Verkündungsprotokolls nicht zugegangen. Die ganz allgemeine Vermutung, 
daß das Gericht die Befolgung einer weſentlichen Geſetzesvorſchrift nicht 
überſehen und unterlaſſen haben werde, kann bei dieſer Sachlage dazu nicht 
genügen. 

Das Urteil des Ber.⸗Gerichts mußte daher nebſt dem ihm vorangegangenen 
Verfahren der Ber.⸗Inſtanz ($ 564 Abſ. 2 3 PO.) der Aufhebung unterliegen. 
Zugleich war das nicht ordnungmäßig verkündete Urteil der 1. Inſtanz aufzu— 
heben und auf Grund der §§ 539. 5651 ZPO. die Sache zur anderweitigen 
Verhandlung und Entſcheidung an das Landgericht zurückzuverweiſen. — — — 

Urteil des Reichsgerichts (6. Sen.) in der preuß. Sache Gr. Berl. Str. 

(Bkl.) w. B. (KG. Berlin). VI. 587/14. 


258. Bei rechtlicher Behinderung eines Notars hat in Preußen das 
zuſtändige Amtsgericht das Recht und die Pflicht zur Dertretung. 
Analogie. 

FGG. 88 167 ff.; preuß. FGG. Artt. 97 ff. 

Der Fabrikant Z. in Lauenburg hatte den Notar M. bevollmächtigt, 
gegen feine, des Vollmachtgebers Söhne die Zw. Vollſtreckung aus einer 
im Regiſter dieſes Notars eingetragenen vollſtreckbaren Urkunde zu betreiben. 
Er hatte den Notar ſodann um Erteilung einer vollſtreckbaren Ausfertigung 
dieſer Urkunde erſucht. Der Notar war der Anſicht, daß er als Beteiligter 
von der Vornahme der beantragten Amtshandlung ausgeſchloſſen ſei, er reichte 
deshalb die fragliche Urkunde dem Amtsgericht in L. zur Verwahrung ein 
und ſtellte zugleich als Bevollmächtigter des Z. den Antrag auf Erteilung 
einer vollſtreckbaren Ausfertigung. Das Amtsgericht lehnte es ab, die Urkunde 
in Verwahrung zu nehmen und die vollſtreckbare Ausfertigung zu erteilen. 
Die vom Notar im eigenen Namen und in dem ſeines Vollmachtgebers ein— 
gelegte Beſchwerde wurde vom Landgericht zurückgewieſen; auf weitere 
Beſchwerde wurden die Vorbeſchlüſſe aufgehoben aus folgenden Gründen: 

„Ohne Rechtsirrtum hat das Landgericht angenommen, daß der Notar 
im vorliegenden Fall zur Erteilung der vollſtreckbaren Ausfertigung nicht 

34? 


484 258. Notariat. 


in der Lage ſei. Es kann dahingestellt bleiben, ob dieſe Erteilung als Ange— 
legenheit der ſtreitigen oder als eine ſolche der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
anzuſehen iſt; in jedem Falle kommt der Art. 84 preuß. FGG. in Verbindung 
mit § 6 RFGG. zur Anwendung. — — — | 

Der vom Notar eingeſchlagene Weg, dem Beteiligten durch Inanſpruch— 
nahme des Amtsgerichts die gewünſchte Ausfertigung zu verſchaffen, iſt von 
den Vorinſtanzen nicht für gangbar erachtet, jedoch mit Unrecht. 

Außer Zweifel iſt zwar, daß eine Vorſchrift, die das Amtsgericht aus— 
drücklich verpflichtete, die Verwahrung der Urkunde und damit die Erteilung 
einer Ausfertigung zu übernehmen, nicht beſteht. Wenn Art. 97 preuß. FGG. 
beſtimmt, daß der Notar dem Amtsgericht die Verwahrung ſeiner Akten für 
die Zeit zu überlaſſen hat, während welcher er beurlaubt oder durch Krank— 
heit oder ſonſt verhindert iſt, ſeine Geſchäfte wahrzunehmen, ſo ergibt ſich 
aus der Faſſung dieſer Vorſchrift, namentlich aus den Worten „ſeine Ge— 
ſchäfte“, daß das Geſetz nur den Fall ins Auge gefaßt hat, daß der Notar aus 
tatſächlichen Gründen für eine gewiſſe Dauer an der Wahrnehmung feiner 
ſämtlichen Geſchäfte behindert iſt. Auch die Vorſchrift des Art. 102 daſ., die 
für den Fall des Ausſcheidens, des Todes oder der Verſetzung des Notars 
Vorſorge trifft, trifft nicht den Fall rechtlicher Behinderung desſelben an der 
Vornahme einer beſtimmten Amtshandlung. Auch die Vorſchrift des § 45 J. 13 
preuß. AL R., nach welcher der Notar ſelbſt einem andern Notar in dringenden 
Fällen die Vertretung übertragen kann, iſt hier nicht heranzuziehen, da dieſe 
Vorſchrift gleichfalls nur die tatſächliche Behinderung des Notars im Auge 
hat. Es iſt alſo mit dem Landgericht anzuerkennen, daß hier eine Lücke im 
Geſetze vorliegt. Es war den Vorinſtanzen jedoch darin nicht beizutreten, 
daß aus dem Fehlen einer unmittelbar anwendbaren Geſetzesbeſtimmung 
die Unmöglichkeit folge, in Fällen der vorliegenden Art Abhülfe zu ſchaffen. 
Vielmehr iſt hier ein Fall gegeben, in welchem die Lücke des Geſetzes im Wege 
der Analogie ergänzt werden muß und kann. 

Ein Bedürfnis hierfür iſt gegeben. Wenn das Landgericht ausführt, 
daß der Notar ſolche Geſchäfte, die ihn nach §6 RFGG. untauglich machen, 
nicht übernehmen ſolle, jo überſieht es, daß in zahlreichen Fällen die Betei- 
ligten darauf angewieſen ſein werden, den Notar ihres Wohnortes zugleich 
mit ihrer Vertretung in Prozeßangelegenheiten zu betrauen. Es iſt ferner 
nicht in Abrede zu ſtellen, daß andre Fälle denkbar ſind, in denen das Fehlen 
eines Auswegs den Beteiligten unabwendbare Nachteile zufügen könnte. 
Das wäre z. B. der Fall, wenn der Notar nachträglich durch Eheſchließung 
oder Erbfall zu einem der Beteiligten in eine ſeine Amtstätigkeit verbietende 
Beziehung treten ſollte. 

Die Auffaſſung, zu der die Vorinſtanzen kommen, daß eine zur Ver— 
tretung des behinderten Notars berufene Amtsſtelle fehle, iſt angeſichts der 
Wichtigkeit der Intereſſen, die dabei auf dem Spiel ſtehen, unerträglich. 
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Eine Möglichkeit, dieſes Ergebnis zu bejeitigen, bietet ſich in der Anwen— 
dung eines im Notariatsrecht vielfach wiederkehrenden Gedankens auf den 
vorliegenden Fall, des Grundſatzes nämlich, daß die Amtsgerichte bei der 
Behinderung eines Notars für dieſen im Intereſſe der Beteiligten einzu— 
treten haben. Dieſer Satz findet ſich ſchon früh in der Geſetzgebung mehrerer 
Einzelſtaaten. Die badiſche Not O. v. 3. Nov. 1806 beſtimmte, daß nach 
dem Tode des Notars das Protokollbuch unter obrigkeitliche Verwaltung 
genommen werden müſſe. Die braunſchw. VO. v. 15. Juli 1752 ſchrieb 
vor, daß im Fall des Todes eines Notars das Gericht die Protokolle verſiegeln 
und in Verwahrung nehmen müſſe. Die hannoverſche Not O. v. 18. Sept. 
1853 beſtimmte in 8 59: 

Sobald die Befugnis eines Notars zur Ausübung ſeines Amtes auf irgend— 
eine Weiſe erliſcht, ſo hat das Amtsgericht des Wohnortes desſelben ſowohl 
das Notariatsſiegel als auch das Notariatsregiſter und die ſämtlichen Protokolle. 
mit Beſchlag zu belegen. Der Notar, der ſeinen Wohnort von einem Ober— 
gerichtsbezirk in einen anderen verlegt, iſt verpflichtet, ſein Urkundenregiſter, 
ſeine Protokolle und das Notariatsſiegel an die Staatsanwaltſchaft ſeines früheren 
Wohnortes abzuliefern. 

8 60. Die nachgelaſſenen oder eingelieferten Regiſter und Protokolle kann 
die Staatsanwaltſchaft einem Amtsgericht ihres Bezirkes zur Verwahrung über— 
weiſen. 

1 Das Amtsgericht, welchem die Akten eines Notars zugewieſen werden, 
iſt verpflichtet, dieſelben gehörig aufzubewahren und denjenigen, welche eine 
Ausfertigung oder Abſchrift der Urkunde oder deren Einſicht zu verlangen be— 
rechtigt ſind, ſolche zu erteilen. 

Die preuß. Allg. GerO. ſchreibt zwar in §§ 95ff. III. 7 die Aufbewahrung 
der Notariatsakten in der gemeinſchaftlichen Regiſtratur des Notarienkolle— 
giums vor. Da jedoch dieſe Einrichtung nicht zur Ausführung gekommen iſt, 
hatte nach der allgemeinen Anweiſung des Juſtizminiſters v. 14. Jan. 1839 
die Verwahrung der Notariatsakten bei den Gerichten zu geſchehen (JM Bl. 43). 

Die preuß. Not O. v. 11. Juli 1845 ſchrieb im § 37 vor, daß bei dem 
Ausſcheiden, dem Tode oder der Verſetzung eines Notars in einen andern 
Amtsbezirk das Amtsgericht ſeines Wohnorts alle das Amt des Notars be— 
treffenden Papiere an ſich zu nehmen und aufzubewahren habe. Nach $ 38 
hatte das verwahrende Amtsgericht das Recht, Ausfertigungen zu erteilen. 
§ 39 traf eine entſprechende Vorſchrift für den Fall der Amtsſuspenſion des 
Notars. Für den Fall, daß ein Notar durch Beurlaubung oder Krankheit 
verhindert war, ſeine Geſchäfte wahrzunehmen, traf das Geſetz keine Be— 
ſtimmung. Dieſer Mangel und wie ihm abzuhelfen ſei, iſt in einem zur Kenntnis 
des Senats gelangten Falle Gegenſtand grundſätzlicher, auch für die vor— 
liegende Entſcheidung intereſſierender Erwägungen geworden: 

Am 29. März 1888 richtete eine Bank an den preuß. Juſtizminiſter das 
Erſuchen, einen Vertreter für einen in Berlin wohnhaften, damals beur— 
laubten Notar zu beſtellen. In einer vom Juſtizminiſter eingeforderten 
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Außerung hierzu führte der Kammergerichtspräſident durch Bericht v. 16. April 
1888 (I Nr. 2 N 3061) folgendes aus: 

Da die geſetzliche Regelung der Vertretung eines verhinderten Notars bis. 
lang nicht erfolgt ſei, werde bei dem zweifellos vorliegenden Notſtand die 
Praxis ſich ſelbſt zu helfen ſuchen müſſen. Dazu böten die §§ 37—39 Noto. 
den nötigen Anhalt; bei dem Ausſcheiden, dem Tode oder der Verſetzung eines 
Notars in einen anderen Amtsbezirk habe das Amtsgericht, in deſſen Bezirk 
der Notar feinen Wohnſitz habe, alle das Amt desſelben betreffenden Papiere :c. 
an ſich zu nehmen und die nötigen Ausfertigungen aus denſelben zu erteilen, 
desgleichen könne im Falle der Amtsſuspenſion eines Notars die Abgabe der 
Papiere an das Amtsgericht erfolgen. Dieſe Beſtimmungen wieſen darauf hin, 
daß in allen Fällen, wo eine Stellvertretung eines Notars notwendig werde, 
das Amtsgericht, in deſſen Bezirk der Notar feinen Wohnſitzz habe oder gehabt 
habe, zur Ausübung der Stellvertretung berufen ſei. 

Nachdem der Juſtizminiſter dieſe Erwägungen gebilligt hatte, wurde die 
Bank dahin beſchieden, daß es an einer geſetzlichen Grundlage für die erbetene 
Beſtellung eines Vertreters fehle und daß es der Antragſtellerin überlaſſen 
bleiben müſſe, ſich an das Amtsgericht I in Berlin mit einem Antrage auf 
Erteilung der erforderlichen Ausfertigung zu wenden und bei Ablehnung 
des Antrags den Beſchwerdeweg zu beſchreiten. 

Der Mangel, der zu dieſen Erwägungen Anlaß gegeben hatte, iſt durch 
§ 13 Geſ. v. 15. Juli 1890 beſeitigt. Danach konnte der Notar, während er 
beurlaubt oder durch Krankheit oder ſonſt behindert war, ſeine Geſchäfte 
wahrzunehmen, die ſein Amt betreffenden Akten einem andern Notar im 
Bezirk desſelben oder eines benachbarten Amtsgerichts in Verwahrung geben 
oder — ausgenommen den OLG.-Bezirk in Köln — dem Amtsgericht ſeines 
Wohnſitzes in Verwahrung überlaſſen. 

Das preuß. FGG. v. 21. Sept. 1899 hat in den Artt. 98 und 102 die an⸗ 
gezogenen Vorſchriften des Geſetzes von 1845 und 1890 übernommen. 

Dieſe Entwicklung läßt immer mehr den Grundgedanken hervortreten, daß 
die Amtsgerichte zur Vertretung eines durch Umſtände irgendwelcher Art behin— 
derten Notars berufen und verpflichtet ſind. Dieſer Grundgedanke entſpricht auch 
dem Verhältniſſe zwiſchen den Gerichten und dem Notar, wie es für Preußen 
bereits durch die Allg. Ger O. feſtgelegt worden iſt. Sie beſtimmt in § 2 II. 1: 

Einige derjenigen Handlungen, deren gerichtliche Vollziehung die Geſetze 
verordnen, müſſen notwendig bei dem gehörigen Richter vorgenommen werden; 
bei anderen ſteht es den Parteien frei, ſie bei einem jeden gehörig be ſetzten 
Gerichte vorzunehmen. Endlich gibt es auch einige ſolche Handlungen, bei 
welchen die Geſetze den Parteien die Wahl laſſen, ob ſie dieſelben gerichtlich 
oder vor einem Juſtizkom miſſarius oder Notarius vollziehen wollen. 

Danach lag die freiwillige Gerichtsbarkeit grundſätzlich den Gerichten 
ob, die Notare waren für gewiſſe Geſchäfte neben jenen mit der Maßgabe 
berufen, daß die Gerichte zuſtändig blieben. Die Aufgabe der letzteren war 
ſomit die umfaſſendere; ſie konnten die Geſchäfte, zu deren Vornahme die 
Notare zugelaſſen wurden, regelmäßig auch ſelbſt vornehmen. Die preuß. 
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ſpätere Geſetzgebung hat an dieſem Verhältniſſe grundſätzlich nichts geändert; 
ſie hat vielmehr die umfaſſendere Zuſtändigkeit der Gerichte gegenüber der— 
jenigen der Notare aufrechterhalten. Sind aber die Gerichte nach ihrer all— 
gemeinen Zuſtändigkeit und Organiſation in der Lage, eine Angelegenheit 
der frewilligen Gerichtsbarkeit wahrzunehmen, ſo folgt daraus ganz allgemein, 
daß ſie, als dem öffentlichen Wohle beſtimmte Behörden, von dieſen Befug— 
niſſen Gebrauch zu machen verpflichtet ſind, falls es an einer andern Amtsſtelle 
zur Wahrnehmung des Geſchäftes fehlt. 

Das Eintreten des Amtsgerichts für den behinderten Notar entſpricht 
auch dem praktiſchen Bedürfniſſe. Es iſt namentlich der Vertretung durch 
einen andern Notar vorzuziehen. Während an zahlreichen Orten der be— 
hinderte Notar der einzige ſein wird, ſteht den Beteiligten ein Amtsgericht 
ſtets in erreichbarer Nähe zu Gebot. Eine Behinderung der dort tätigen Amts- 
perſonen iſt ausgeſchloſſen, da geſetzlich ſtets für amtliche Vertretung Sorge 
getragen iſt. Die Anrufung des Amtsgerichts bildet alſo in jedem Falle Ge— 
währ für eine alsbaldige Erledigung der Angelegenheit. Überdies würde 
nach Lage der jetzigen Geſetzgebung einem andern Notar die Verpflichtung 
zur Verwahrung der Notariatsakten und zur Erteilung von Ausfertigungen 
auch im Wege der Analogie nicht auferlegt werden können, während bei den 
Amtsgerichten die Befugnis zur Vornahme jener Handlungen ohne weiteres 
auch die Verpflichtung nach ſich zieht. 

Die Anwendung des im obigen erörterten allgemeinen Grundſatzes auf 
den vorliegenden Fall ergibt, daß das Amtsgericht verpflichtet iſt, für den 
nach §6 RF GG. behinderten Notar einzutreten, die Notariatsakten in Ver⸗ 
wahrung zu nehmen und aus ihnen die erbetene Ausfertigung zu erteilen.“ 

Beſchluß des KG. zu Berlin (Sen. 1a) v. 8. Jan. 1915. 1a X 1214/14. 
SchlHolſt. Anz. 1915, 139. 
259. . für ein nicht rechtsgeſchäftliches Protokoll in 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit. 
Vgl. 57 Nr. 137; 61 Nr. 50. 236. 
FGG. 88 175 ff.; preuß. FGG. Artt. 53 ff. 

Vom Vormundſchaftsgericht, dem Amtsgericht in Jena, iſt das Amts— 
gericht in Preetz erſucht, den dort wohnenden P. als Vormund für ein Mündel 
zu verpflichten, ihm die Akten zur Einſicht vorzulegen und möglichſt ſeine 
Erklärungen entgegenzunehmen. In Gemäßheit dieſes Erſuchens iſt am 
28. Okt. 1914 P. als Vormund beſtellt und verpflichtet, auch hat er eine ſchrift— 
liche Erklärung zu den Akten eingereicht. Der Amtsrichter hat hierüber ein 
von ihm ſelbſt unterzeichnetes Protokoll aufgenommen, das weder vom Vor⸗ 
mund unterſchrieben, noch vorgeleſen oder genehmigt iſt. Das Erſuchen des 
AG. J., dies nachzuholen, iſt vom erjuchten Gericht abgelehnt mit dem 
Bemerken, daß dies nicht für erforderlich erachtet werde. 
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Hiergegen hat das AG. J. eine Beſchwerde an das Landgericht in Kiel 
gerichtet mit dem Antrag, das Amtsgericht zu veranlaſſen, dem Erſuchen 
nachzukommen, damit ein ordnungmäßiges Protokoll zuſtandekomme. Dieſe 
Eingabe iſt abgegeben an das jetzt erkennende Oberlandesgericht, da es ſich 
um Ablehnung des Erſuchens um Vervollſtändigung einer im Wege der 
Rechtshülfe aufgenommenen Verhandlung, alſo um Ablehnung der weiteren 
Rechtshülfe handle. Dieſer Geſichtspunkt iſt zutreffend. — — — Das abge⸗ 
lehnte Erſuchen war aber ſachlich nicht begründet. 

Über die gerichtliche Beurkundung eines Rechtsgeſchäfts iſt gemäß 
88 167. 175 ff. FGG. vorgeſchrieben, daß das aufzunehmende Protokoll vor⸗ 
geleſen, von den Beteiligten genehmigt und von ihnen eigenhändig unter⸗ 
ſchrieben werden, ſowie daß das Protokoll die Beobachtung dieſer Vor⸗ 
ſchriften nachweiſen muß. 

Dagegen iſt die Beſtimmung über die Beurkundung andrer Rechts⸗ 
vorgänge der Landesgeſetzgebung überlaſſen, ſoweit nicht beſondere reichs⸗ 
rechtliche Vorſchriften wie z. B. für die Beglaubigung von Unterſchriften oder 
Handzeichen oder für Wechſelproteſte gegeben ſind. Hier iſt alſo für ein vom 
preuß. Amtsgericht in Preetz aufgenommenes Protokoll die preuß. Geſetz⸗ 
gebung maßgebend, und dieſe trifft in Art. 53 ff. preuß. FGG. ausdrücklich 
für notarielle Urkunden über andre Gegenſtände als Rechtsgeſchäfte beſondere 
Vorſchriften, die nach Satz 2 des Art. 53 auch auf gerichtliche Urkunden der 
bezeichneten Art Anwendung finden, ſoweit nicht die Beurkundung einen 
Teil eines anderen Verfahrens bildet. So kann z. B. in Vormundſchaftsſachen 
für manche Fälle ein Aktenvermerk, eine Regiſtratur, genügen. Darum handelt 
es ſich hier nicht. Der Richter hat ein Protokoll aufgenommen, wie das ge- 
ſchehen ſoll, ſofern nichts andres geſetzlich beſtimmt iſt (Art. 55). Dieſes Pro⸗ 
tokoll muß von den Urkundsperſonen, hier alſo dem Richter, unterzeichnet ſein. 
Wenn noch geſagt iſt, daß außerdem auch die übrigen bei der Verhandlung 
mitwirkenden Perſonen das Protokoll zu unterzeichnen haben, ſo ſind damit 
Gerichtsſchreiber, Dolmetſcher gemeint. Im Gegenſatz hierzu ſagt Abſ. 2 
des Art. 55, daß es dem Ermeſſen des Richters überlaſſen bleibt, inwieweit 
das Protokoll den Beteiligten behufs der Genehmigung vorzuleſen (oder 
ihnen zur Durchſicht vorzulegen) und von ihnen zu unterſchreiben iſt. 

Es liegt demnach ein formgültiges Protokoll vor, die Unterzeichnung 
durch den verpflichteten Vormund, die Verleſung und die Genehmigung des 
Protokolls durch den Vormund iſt dem Ermeſſen des Richters überlaſſen; 
ſie iſt alſo in keiner Weiſe notwendig, und es erhellt auch in keiner Weiſe, daß 
etwa der Richter hierbei in unſachgemäßer Weiſe verfahren wäre. Das Er⸗ 
ſuchen um Ergänzung und Vervollſtändigung des Protokolls iſt ſomit ſachlich 
unbegründet, und hiernach iſt die Ablehnung des Erſuchens gerechtfertigt. 

Beſchluß des OLG. zu Kiel (1. Sen.) v. 3. Dez. 1914 i. Vorm. R. 

ER. I 56/14. SchlHolſt. Anz. 1915, 70. 
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Erſter Teil. 
Lürgerliches Recht. 


J. Die allgemeinen Regeln. 
* 1. Die Rechtsregeln. 


A. Geſetzliches Recht. 
Die Auslegung darf nicht mit dem klaren Wortlaut des Geſetzes in Widerſpruch kom— 


men. 110. 
Einfluß neuer geſetzlicher Anderungen auf die Auslegung eines Verſicherungsver— 


trages? 80. 
Analogie zur Ausfüllung einer Lücke im Geſetze. 258. 


B. Hergebrachtes Recht. 
Kirchenbaulaſt; Weſen der Obſervanz. 60. 
C. Zeitliche Wirkſamkeit des Rechts. 


Fortbeſtand einer alten deutſchrechtlichen Grunddienſtbarkeit des Kellerrechts. 59. 
Fortbeſtehen eines vor 1900 abgeſchloſſenen Einkindſchaftsvertrages. 62. 


2. Perſonen. 
A. Natürliche Perſonen (BGB. §§ 1—20). 
8 12. Über das zu einem Namensverbot erforderliche Intereſſe. 168. 
B. Juriſtiſche Perſonen. Vereine ($$ 21—89). 
§ 25. Ein ausgeſchloſſenes Vereinsmitglied kann ſeine Ausſchließung gerichtlich 
erſt anfechten nach Erſchöpfung des dafür in der Satzung vorgeſchriebenen 5 169. 
Seufferts Archiv 70. 3. Folge Bd. 15 Heft 12. 
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5 35. Ein ausgeſchloſſenes Vereinsmitglied kann ſeine Ausſchließung gerichtlich erſt 
anfechten nach Erſchöpfung des dafür in der Satzung vorgeſchriebenen Verfahrens. 169. 

§ 54. Können einzelne Mitglieder eines nicht rechtsfähigen Vereins für dieſen 
klagen? 26. 


3. Sachen. 
A. Beſchränkt verkehrsfähige Sachen. 


Einfs. Art. 65. Über das Eigentum am Bett eines öffentlichen Fluſſes und am ver- 
laſſenen Flußbett nach gemeinem Recht. 2. — Eigentum an einem Mühlenteich nach dem 
preuß. Waſſer G. v. 7. April 1913. 3. 

Ses. 8 89. Einheitlichkeit der juriſtiſchen Perſönlichkeit des Fiskus. 1. 

B. Verkehrsfähige Sachen (55 90— 103). 

88 93 ff. Ein Säge werks⸗Vollgatter kann bloßes Zubehör des Werkgrundſtücks fein. 190. 

§ 94. Rechtsverhältniſſe einer „Kommunmauer“; wann entſteht der Anſpruch auf 
eine Anbauentſchädigung? 109. — Über das Eigentumsrecht an einer durch Überbau und 
ſpäteren Anbau entſtandenen gemeinſchaftlichen Hausmauer. 38. — Erbbaurecht; das Bau- 
werk iſt weſentlicher Beſtandteil des Erbbaurechts und nach deſſen Aufhebung bewegliche 
Sache. 244. 

§ 97. Zubehör einer Penſionseinrichtung; maßgebliche Verkehrsauffaſſung. 4. 

8 99. Pfändung von Mietzinſen durch den Nießbraucher des Grundſtücks. 245. 


4. Rechtsgeſchäfte. 
A. Geſchäftsfähigkeit ($$ 104-115). 
§ 104. Vertrag mit einer geiſtig beſchränkten Perſon; ob ohne die Vorausſetzungen 
des Wuchers wegen Unſittlichkeit nichtig? 142. f 


B. Willenserklärung ($$ 116—144). 

5 117. Unterſchied zwiſchen Scheingeſchäft und Abſchluß durch eine vorgeſchobene 
Perſon. 5. — In der Vorſchiebung eines Strohmanns kann eine unerlaubte Handlung 
liegen. 34. 

§ 119. Anfechtung eines Vergleichs wegen einjeitigen Irrtums; Irrtum im Beweg⸗- 
grunde? 125. — Beiderſeitiges Mißverſtändnis des Inhalts einer abgegebenen Erklärung 
ſchließt die Einigung aus. 235. 

§ 123. Anfechtung eines Spezieskaufs wegen Argliſt ſtatt Gewährleiſtung. 27. — 
Unzuläſſige Anderung der Anfechtungs in eine Wandelungsklage. 27. — Anfechtung eines 
Anerkenntniſſes der unehelichen Vaterſchaft wegen argliſtiger Täuſchung durch die Mutter 
des Kindes. 128. 

§ 125. Die Formvorſchrift in $ 566 BGB. gilt nicht für einen Vorvertrag zum Miel 
vertrag. Folgen ihrer Nichtbeachtung. 238. 

§ 126. Unterſchrift einer Kommanditgeſellſchaft nur mit dem in der Firma enthal- 
tenen Perſonennamen. 87. 

§ 130. Berechnung der Kündigungsfriſt, wenn dieſe mit einem inländiſchen Feier- 
tage beginnt und die Kündigung aus dem Auslande kommt. 200. — Die dem Vermittler 
gegenüber erklärte Annahme eines Vertragsangebots kann rechtzeitig gegenüber dem Ge— 
ſchäftsherrn widerrufen werden. 191. 

§ 133. Auslegung anders als beide Parteien wollen. 6. — Schiedsvertrag; wenn die 
Erklärung klar und unzweideutig iſt, gibt es nichts auszulegen. 141. — Üble Nachrede zu 
Wettbewerbszwecken oder berechtigte Warnung? 107. — Anerkennung der Ehelichkeit eines 
Kindes durch die Erklärung, die Ehelichkeit nicht anfechten zu wollen. 221. — Teftaments- 
auslegung; Beſchränkung auf den Pflichtteil bei Zuwiderhandlung, wirkſam auch bei Aus- 
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ſchlagung der Erbſchaft. 18. — Auslegung eines Vermächtniſſes für die Verwandten vierter 
Ordnung als gemeint vierten Grades. 223. — S. ferner bei § 157. 

§ 138. In Vorſchiebung eines Strohmanns kann eine Unſittlichkeit liegen. 34. — 
Zuläſſigkeit einer Ausſchließung der Haftung für Unfälle aus baulichen Schäden eines Pacht- 
guts durch Ablehnung der Ausbeſſerungspflicht im Pachtvertrage. 174. — Erſchleichung der 
Einrede mehrerer Zuhälter nach $ 1717 BGB.; Schadensanſprüche. 82. — Möglichkeit einer 
vertraglichen Verpflichtung der geſchiedenen Frau zur Wiederannahme ihres Familien- 
namens. 247. — Zieht die Sittenwidrigkeit eines Vertrags die Nichtigkeit der in ihm ent⸗ 
haltenen Zuſtändigkeitsvereinbarung nach ſich? 170. 

Rückforderung eines wucheriſchen Darlehns, wenn der Wucherer durch Betrug zur 
Hergabe beſtimmt worden iſt. 120. — Vertrag mit einer geiſtig beſchränkten Perſon; ob 
ohne die Vorausſetzungen des Wuchers wegen Unſittlichkeit nichtig? 142. 

§ 139. Zieht die Sittenwidrigkeit eines Vertrags die Nichtigkeit der in ihm enthal— 
tenen Zuſtändigkeitsvereinbarung nach ſich? 170. — Die Formvorſchrift in $ 566 BGB. 
gilt nicht für einen Vorvertrag zum Mietvertrag. Folgen ihrer Nichtbeachtung. 238. 


C. Vertrag ($$ 145—157). 

§ 154. Beiderſeitiges Mißverſtändnis des Inhalts einer abgegebenen Erklärung ſchließt 
die Einigung aus. 235. — Bedeutung des, einen Vermerk über den Erfüllungsort enthaltenden 
kaufmänniſchen Beſtätigungsſchreibens zu einem Vertragſchluß durch Ferngeſpräch. 143. 

§ 157. Auslegung eines Vertrages anders als beide Parteien wollen. 6. — Schieds- 
vertrag; wenn die Erklärung klar und unzweideutig iſt, gibt es nichts auszulegen. 141. — 
Auslegung einer Entlaſtungserklärung als Vertrag. 75. — Bedeutung des, einen Vermerk 
über den Erfüllungsort enthaltenden kaufmänniſchen Beſtätigungsſchreibens zu einem Ver— 
nagſchluß durch Ferngeſpräch. 143. — Stillſchweigende Aufhebung eines Lieferungsper- 
trages auf laufenden Abruf durch Unterlaſſung des Aufrufs. 211. — Auslegung eines Ver- 
trages über die Gebrauchsüberlajjung an einem Grundſtück. 193. — Argliſtiges Verſchweigen 
eines baupolizeilichen Mangels der vermieteten Räume? 33. — Auslegung der Vertrags- 
beſtimmung, daß während beſtimmter Zeit der Bauunternehmer für alle Unfälle und Schäden 
hafte. 79. — Rücktritt von einem Werkvertrage (Abnahme von Eintrittskarten zum Schau— 
ſpielhaus) wegen veränderter Umſtände (Krieges)? 100. — Verſicherungsvertrag; Einfluß 
inzwiſchen eingetretener geſetzlicher Anderungen? 80. — Feuerverſicherung; Verwirkung 
des ganzen Verſicherungsanſpruchs bei argliſtiger Vertragsverletzung. 176. — Diebſtahl⸗ 
verſicherung; Auslegung der Satzungsbeſtimmung über beſonderen Verſchluß von Wert— 
ſachen. 11. — Bezieht ſich das Strafverſprechen eines Handlungsgehülfen aus 8 60 HGB. 
auch auf den Nichtantritt des Dienſtes? 19. — Auftrag der off. Handelsgeſellſchaft oder der 
Geſellſchafter (betr. Prüfung der Bücher)? 86. — Agentur oder Kaufvertrag? 65. — Aus- 
legung einer vereinbarten vierteljährlichen Kündigung. 160. — Abmachung, daß das Datum 
des Konnoſſements die Zeit der Verſchiffung feſtſtellen ſolle. 7. — Nachweis der Verſicherung 
einer cif verkauften Ware durch ein Verſicherungszertifikat. 7. — Das Einſtehen (Delkredere) 
für die Zahlung eines ausländiſchen Wechſels überträgt auch die Kriegsgefahr. 148. — S. 
ferner bei 5 133. 


D. Vertretung. Vollmacht ($$ 164—181). 


§ 164. Die dem Vermittler gegenüber erklärte Annahme eines Vertragsangebots 
kann rechtzeitig gegenüber dem Geſchäftsherrn widerrufen werden. 191. — Der vom Vater zur 
Behandlung ſeines Kindes zugezogene Arzt ſteht im Vertragsverhältnis nur zum Vater. 127. 

§ 166. Argliſtige Vorſpiegelung einer Eigenſchaft durch den Bevollmächtigten des 
Verkäufers; der Verkäufer haftet auf das Erfüllungs-, der Bevollmächtigte auf das Vertrags- 
intereſſe. 54. — Die Kenntnis des Ger.-Vollziehers von der Zahlungseinſtellung iſt für die 
konkursrechtliche Anfechtung der Pfändung unerheblich. 53. 
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§ 179. Der Abſchlußagent haftet dem Dritten auch bei Überſchreitung feiner Voll⸗ 
macht. 158. 3 | 
§ 181. Vorausſetzungen eines gültigen Geſchäftsſchluſſes eines Vertreters mit ſich 
ſelbſt. 236. | 3 
5. Friſten (SS 186-193). 
§ 193. Berechnung der Kündigungsfriſt, wenn dieſe mit einem inänbiihen Br 
tage beginnt und die Kündigung aus dem Auslande kommt. 200. 


6. Verjährung (Ss 194 — 225). | 
§ 218. Verjährung der Forderung aus einem Vergleich über Anſprüche wegen Ver— 
löbnisbruchs. 76. 


7. Ausübung der Rechte (S 226—231). 
§ 226. Vorausſetzungen eines widerrechtlichen Eingriffs in einen fremden Gewerbe— 
betrieb. 177. 


II. Recht der Schuldverhältniſſe. 


Inhalt der Schuldverhältniſſe. 
A. Verpflichtung zur Leiſtung ($$ 241—292). 


§ 242. Ausſchluß der Aufrechnung durch die Stellung als Treuhänder. 215. — 
Verſtoß gegen Treu und Glauben durch Unterlaſſung des Abrufs bei einem auf laufenden 
Abruf geſchloſſenen Lieferungsvertrage. 211. — Rücktritt von dem Vertrage auf Bezug 
von Eintrittskarten zum Schauſpielhauſe wegen veränderter Umſtände (Krieges)? 100. 

§ 249. Bei argliſtiger Vorſpiegelung einer Eigenſchaft durch den Bevollmächtigten 
des Verkäufers haftet letzterer für das Erfüllungs-, der Bevollmächtigte für das negative 
Vertragsintereſſe. 54. — Haftung aus argliſtiger Täuſchung über den Wert in Tauſch gegebener 
Hypotheken. 172. — Beweis des urſächlichen Zuſammenhangs (Verenden eines zur Wart 
und Pflege übernommenen kranken Pferdes bei verbotwidriger Verwendung). 144. — 
. Zuſammenhang N EINEM durch mehrere . verurſachten Schaden. 36. — 

8 254. Inwieweit kann ein Verletzter eigenes Verschulden damit ablehnen, daß 
ſeine dienſtliche Stellung die Gefahr mit ſich gebracht habe? 152. — Eigenes Verſchulden 
eines Verletzten, der einen Kurpfuſcher zuzog und dadurch geſchädigt wurde? 194 S. 355/66. — 
Anwendbarkeit des § 254 auf Haftpflichtfälle. 106. — Haftpflicht der Eiſenbahn für das 
Abſtürzen eines Fahrgaſtes von der Plattform eines Wagens. 241. — Verletzung beim Einſteigen 
in die Straßenbahn durch ein andres Fuhrwerk; eigenes Verſchulden? 37. — Verteilung 
der Haftung bei Beſchädigung eines Kraftwagens durch die Eiſenbahn. 106. 

§ 269. Bedeutung des, einen Vermerk über den Erfüllungsort enthaltenden kauf⸗ 
männiſchen Beſtätigungsſchreibens zu einem Vertragſchluß durch Ferngeſpräch. 143. — 
Gerichtsſtand für den Anſpruch auf Schadenerſatz wegen Nichtantritts eines Dienſtes. 46 

§ 271. Stundungseinwand: Beweislaſt. 101. — Durch das Konkurs- oder Zw. 
Verſt.⸗Verfahren gegen den Schuldner wird die Forderung nicht für den Bürgen fällig: 
die Anmeldung enthält nicht an ſich eine Kündigung. 233. — Abmachung, daß das Datum 
des Konnoſſements die Zeit der Verſchiffung feſtſtellen ſolle. 7. 

§ 275. Das Zahlungsverbot eines feindlichen Staats begründet keine Unmöglich⸗ 
keit der Erfüllung. 148 S. 271. — Das Einſtehen (Deltredere) für die Zahlung eines aus- 
ländiſchen Wechſels überträgt auch die Kriegsgefahr. 148. 

§ 276. Urſache; adäquater Zuſammenhang; prima facie Beweis; Beweislaſt. 151. 
— Schadensanſprüche einer Berufsgenoſſenſchaft aus $ 1542 RVerſO. gegen den Kurpfuſcher, 
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der die Verletzung verſchlimmert hatte; adäquater Zuſammenhang? 194. — Urſächlicher 
Zuſammenhang einer verhängten Poſtſperre mit einem Vertrage, den der Geſperrte mit 
einem flüchtigen Angeſchuldigten geſchloſſen hatte? 192. — Schadensanſprüche neben der 
Wandelung auf Grund eines Verſchuldens. 78. — Ausſchließung der Haftung für Unfälle 
aus baulichen Schäden eines Pachtguts durch Ablehnung der Ausbeſſerungspflicht im Pacht— 
vertrage. 174. — Beweis des urſächlichen Zuſammenhangs (Verenden eines zur Wart und 
Pflege übernommenen kranken Pferdes bei verbotwidriger Verwendung). 144. — Zum 
Begriff der Fahrläſſigkeit bei Übertretung von Unfall-Verhütungsvorſchriften (8 903 
RVerſO.). 105. 

8 278. Anwendbarkeit auf öffentlichrechtliche Dienſtverträge. 10. 

8 284. Verzug des Verſicherungnehmers mit der Prämienzahlung; Inhalt der 
Friſtſetzung nach $ 39 Verſ VG. 217. 


B. Verzug des Gläubigers (§§ 293-304). 
5 293. Stillſchweigende Aufhebung eines Lieferungsvertrages auf laufenden Abruf 
durch Unterlajjung des Abrufs. 211. 
§ 294. Erforderniſſe des tatſächlichen Angebots. 171. 


2. Schuldverhältniſſe aus Verträgen. 
A. Begründung und Inhalt der Verträge ($$ 305-319). 


§ 313. Übergang einer Sache von einer Verwaltungsabteilung des Staates auf eine 
andre (stationes fisci) iſt keine Übertragung von Eigentum. 1. 

§ 317. Der Schiedsgutachter ift beiden Parteien zur formgerechten Abgebung des 
Gutachtens verpflichtet. 121. ö 

8 319. Das Konnoſſement kann beſtimmen, daß für die Ordnunggemäßheit der Be- 
ladung und Stauung die Beſcheinigung eines Hafenaufſehers maßgebend ſein ſoll. Die 
Beſcheinigung kann nur wegen offenbarer Unbilligkeit angefochten werden. 237. 


B. Gegenſeitiger Vertrag ($$ 320-327). 


§ 323. Einfluß des Krieges auf Lieferungsverträge. 209. — Störungen des Mieters 
im Gebrauch der Mietſache durch den Krieg befreien ihn nicht von Zahlung des Miet- 
preiſes. 210. 

8 325. Einfluß des Krieges auf Lieferungsverträge. 209. — Störungen im Gebrauch 
der Mietſache durch den Krieg befreien den Mieter nicht von Zahlung des Mietpreiſes. 210. 
— Ungerechtfertigte Bereicherung durch Empfang einer Anzahlung aus einem unerfüll- 
baren Kaufgeſchäft; was iſt nach anderweitiger Verwendung des Geldes herauszugeben? 150. 

§ 326. Rücktritt des Käufers ohne Friſtſetzung, wenn beide Teile den Vertrag als 
erledigt behandelten. 77. — Stillſchweigende Aufhebung eines Lieferungsvertrages auf 
laufenden Abruf durch Unterlaſſung des Abrufs. 211. — Durch die Erklärung des Gläubigers, 
daß er Schadenerſatz wegen Nichterfüllung verlange, wird ſein Rücktritt vom Vertrage nicht 


ausgeſchloſſen. 122. 
C. Verſprechen der Leiſtung an einen Dritten ($$ 328-335). 
§ 328. Die gegenſeitige Verpflichtung zu Unterhaltsbeiträgen an einen Dritten iſt 
formlos gültig, nicht Leibrentenvertrag. 8. 
D. Vertragsſtrafe ($$ 339—345). 


8 339. Bezieht ſich das Strafverſprechen eines Handlungsgehülfen aus § 60 HGB. 
auch auf den Nichtantritt des Dienſtes? 19. 
& 342. Verfallabrede iſt keine Vertragsſtrafe. 31. 
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E. Rücktritt (5 346—361). 
SS 346 ff. Durch ſeine Erklärung, daß er Schadenerſatz wegen Nichterfüllung verlange 
wird der Rücktritt des Gläubigers nicht ausgeſchloſſen. 122. 
8 349. Muß der Rücktritt in einem gerichtlichen Prozeßvergleich gegenüber dem 
andern Teile erklärt werden? Geltendmachung des Rücktritts in demſelben Prozeſſe. 231. 


5. Erlöſchen der Schuldverhältniſſe. 
A. Erfüllung ($$ 362 —371). 

8 364. Umſchaffung der Anſprüche wegen Verlöbnisbruchs in ein abſtraktes Schuld- 
verſprechen; Einfluß auf die Verjährung. 76. 

8 365. Keine Haftung für die Güte einer an Zahlungſtatt abgetretenen Hypothek 
auf Grund bloßer Anpreiſung. 32. 

B. Aufrechnung (§§ 387-396). 

8 387. Ausſchluß der Aufrechnung durch die Stellung als Treuhänder. 215. — Auch 
gegenüber einem Rechtsnachfolger der Geſellſchaft m. b. H. kann nicht gegen die Stamm- 
einlage aufgerechnet werden; Tilgung durch Verrechnung? 201. — Aufrechnung der Koſten⸗ 
forderung des Schuldners auch gegen den durch Abtretung während des Prozeſſes entftan- 
denen neuen Gläubiger. 145. — Gegen den Koſtenfeſtſetzungsbeſchluß aus dem, einen Tauſch⸗ 
vertrag für nichtig erklärenden Urteil kann nicht aufgerechnet werden mit dem Bereicherungs⸗ 
anſpruch aus dem nichtigen Geſchäft. 162. 

8 391. Gerichtsſtand der Widerklage für eine zunächſt aufgerechnete Gegen⸗ 
forderung. 47. 

§ 394. Die Unzuläſſigkeit der Aufrechnung im Fall des $ 55° KO. gilt auch bei deren 
Erklärung vor der Konk.⸗Eröffnung. 207. 

C. Erlaß (8 397). 
8 397. Auslegung einer Entlaſtungserklärung nach 5157 BGB. als Vertrag 


4. Übertragung der Forderung (88 398413). 


8 406. Aufrechnung der Koſtenforderung des Schuldners auch gegen den durch Ab- 
tretung während des Prozeſſes entſtandenen neuen Gläubiger. 145. 


5. Mehrheit von Schuldnern und Gläubigern (88 420482). 

§ 425. Über die Haftung zweier zur gemeinſchaftlichen Ausübung des Berufs ver- 
bundenen Anwälte. 132. 

§ 426. Urſächlicher Zuſammenhang bei einem durch mehrere Tiere verurſachten 
Schaden. 36. 

§ 427. Gemeinſchaftlicher Geſchäftsbetrieb beider Eheleute oder Geſchäftsbetrieb 
bloß des Ehemannes? 123. 

§ 428. Zuläſſigkeit einer Hypothekbeſtellung für mehrere Perſonen als Gejamt- 
gläubiger. 167. 

§ 432. Die Mieten eines gemeinſchaftlichen Grundſtücks können nicht im Rohertrage 
gegen einen einzelnen Miteigentümer gepfändet werden. 124. 


6. Einzelne Schuldverhältniſſe. 
A. Kauf. 

a) Allgemeine Vorſchriften (§9 433-458). 

§ 433. Stillſchweigende Aufhebung eines Lieferungsvertrages auf laufenden Abruf 
durchUnterlaſſung des Abrufs. 211. — Unzuläſſigkeit einer Verurteilung aus dem der Klage⸗ 
begründung aus Kauf widerſprechenden Grunde wegen ungerechtfertigter Bereicherung. 227. 

§ 437. Haftung aus argliſtiger Täuſchung über den Wert in Tauſch gegebener Hypo- 
theken. 172. — Keine Haftung für die Güte einer an Zahlungſtatt abgetretenen Hypothek 
auf Grund bloßer Anpreiſung. 32. 
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5 446. Über den Gefahrübergang beim Verkauf unter Eigentumsvorbehalt. 178. 

5 455. Eigentumsvorbehalt an einem Sägegatter; dieſes kann bloßes Zubehör des 
Sägewerks ſein. 190. — Iſt ein Eigentumsvorbehalt nach Höhe des jeweils noch ausſtehen⸗ 
den Kaufgeldes zuläſſig? 9. — Über den Gefahrübergang beim Verkauf unter een 
vorbehalt. 173. | 


b) Gewährleiſtung wegen Mängel der Sache ($$ 459-493). 


5 459. Keine Haftung für die Güte einer an Zahlungſtatt abgetretenen Hypothek 
auf Grund bloßer Anpreiſung. 32. 

5 462. Schadenanſprüche neben der Wandelung im Fall eines Verſchuldens. 78. 
— Anfechtung eines Spezieskaufs wegen Argliſt an Stelle der Gewährleiſtung. 27. 

8 463. Bei argliſtiger Vorſpiegelung einer Eigenſchaft durch den Bevollmächtigten 
des Verkäufers haftet letzterer für das Erfüllungs-, der Bevollmächtigte für das Vertrags- 
intereſſe. 54. — Haftung aus argliſtiger Täuſchung über den Wert in Tauſch gegebener Hy⸗ 
potheken. 172. — Unzuläſſige Anderung der Anfechtungs- in eine Wandelungsklage. 27. 

5 465. Wandelung im Wege der Einrede. 78. 

5 477. 5 Verjährung auch von Schadensanſprüchen neben der Wandelung nach $ 477, 
ſoweit es ſich nicht um Argliſt handelt. 78, 

8 480. Einfluß des Krieges auf Lieferungsverträge. 209. — Der 8 378 HGB. ver- 
fügt auch die Anwendbarkeit der Vorſchriften über Gewährleiſtung wegen Mängel. 253. 
— Wandelung im Wege der Einrede; Schadensanſprüche neben der Wandelung und deren 


Verjährung. 78. 
A. A. Tauſch ($ 515). 


8 515. Haftung aus argliſtiger Täuſchung über den Wert in ae gegebener Hypo⸗ 
theken. 172. 


B. Schenkung ($$ 516—534). 


5 516. Erfordernis der Einigung über eine unentgeltliche Zuwendung. 213. — 
Keine Schenkung, wenn die Beteiligten, ſei es auch ohne Rechtsgrund, eine Vergütung 
beabſichtigten. 212. 

§ 528. Leiſtungsfähigkeit des unterhaltspflichtigen Verwandten; Berückſichtigung 
ſeiner Anſprüche auf Rückgabe von Schenkungen; ebenſo eingenommener Zinſen. 222. 


C. Miete. Pacht. 
a) Miete ($$ 535—580). 


§ 540. Argliſtiges Verſchweigen eines baupolizeilichen Mangels der vermieteten 
Räume? 33. | 

§ 552. Störungen durch den Krieg befreien den Mieter nicht von Zahlung des Miet- 
preiſes. 210. 

8 566. Die Formvorſchrift in $ 566 gilt nicht für einen Vorvertrag zum Mietvertrag; 
Folgen ihrer Nichtbeachtung. 238. — Unterſchrift eines Mietvertrags nur mit dem in der 
Firma der Kommanditgeſellſchaft enthaltenen Perſonennamen. 87. 

8 573. Die Mieten gemeinſchaftlicher Grundſtücke können nicht im Rohertrage gegen 
einen einzelnen Miteigentümer gepfändet werden. 124. 


b) Pacht (88 581—597). 


5 581. Pachtſtreitigkeiten find keine Ferienſachen. 20. — Ausſchließung der Haftung 
für Unfälle aus baulichen Schäden eines Pachtguts durch Ablehnung der Ausbeſſerungs⸗ 
pflicht im Pachtvertrage. 174. 
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D. Leihe ($$ 598606). 


§ 598. Zum Begriff des Leihvertrags. 193. — Ein Leiheverhältnis ift ausgeſchloſſen 
bei Gegenſtänden, die zum Verbrauch beſtimmt ſind, wie bei Vorräten eines 33 
betriebes. 58. 


E. Darlehn ($$ 607—610). 


§ 609. Durch das Konkurs- oder Zw.⸗Verſt.⸗Verfahren gegen den Schuldner wird 
die Darlehnsforderung nicht für den Bürgen fällig; die Anmeldung enthält nicht an ſich 
eine Kündigung. 233. 
F. Dienſtvertrag ($$ 611—630). 


§ 611. Langjährige Pflege eines Kranken, der dafür eine letztwillige Zuwendung 
verſprochen hatte, die er nicht machte; Anſpruch auf Vergütung? 149. — Der vom Vater 
zur Behandlung ſeines Kindes zugezogene Arzt ſteht im Vertragsverhältnis nur zum Vater. 
127. — Der Kurpfuſcher haftet für Verletzungen aus dem Dienſtvertrage. 194. — Über 
den Einfluß einer Geſchäftsverlegung auf den Dienſtvertrag des Handlungsgehülfen. 64. 

§ 612. Lohnforderung eines Spezialarztes. 131. 

§ 618. Anwendbarkeit des $ 618 auf öffentlichrechtliche Dienſtverträge. 10. — Scha- 
densanſpruch eines durch Verſchulden des Fiskus dienſtunfähig gewordenen Beamten auf 
Feſtſtellung der ſeinen dereinſtigen Hinterbliebenen zu zahlenden Beträge. 175. — Inwie⸗ 
weit kann ein Verletzter eigenes Verſchulden damit ablehnen, daß ſeine dienſtliche Stellung 
die Gefahr mit ſich gebracht habe? 152. 

§ 622. Auslegung einer vereinbarten vierteljährlichen Kündigung. 160. 

8 626. Einfluß des Krieges auf Anſtellungsverträge? 214. 

§ 628. Friſtloſe, vom Geſchäftsherrn verſchuldete Kündigung des auf unbeſtimmte 
Zeit angeſtellten Handlungsgehülfen; Dauer ſeines Gehaltsanſpruchs. 200. 


G. Werkvertrag (88 631—651). 


§ 631. Rücktritt von einem Werkvertrage (Bezug von Eintrittskarten zum Schau- 
ſpielhauſe) wegen veränderter Umſtände (Krieges)? 100. 

§ 633. Ein in andrer als der vereinbarten Ausführung hergeſtelltes Werk iſt ein 
andres Werk. 102. — Auslegung der Vertragsbeſtimmung, daß während beſtimmter Zeit 
der Bauunternehmer für alle Unfälle und Schäden hafte. 79. 

8 634. Der Beſteller hat nur einen Anſpruch auf Nachbeſſerung, wenn eine Anderung 
des Werkes ſchon erfolgt war auf Grund eines neuen Vertrages. 239. 

§ 635. Haftung der Eiſenbahn aus dem Beförderungsvertrage für erwärmte Wagen. 55. 


H. Auftrag ($$ 662— 676). 


8 662. Begriff der Beſtellung zu einer Verrichtung nach $ 831 BGB. 35. 

§ 675. Stellung als Treuhänder; Ausſchluß der Aufrechnung. 215. — Friſtloſe Kün⸗ 
digung agenturähnlicher Verhältniſſe aus wichtigem Grunde. 65. — Haftung des Anwalts 
für ſchuldhaft herbeigeführte Verjährung des Klaganſpruchs. 41. — Der Notar haftet für 
Verſehen an ſich nur als Beamter. 178. 179. 

& 676. Schadenerſatzpflicht aus wiſſentlich falſcher Auskunft über die Ehrlichkeit 
eines Angeſtellten. 146; es iſt aber dazu das Bewußtſein einer möglichen Schädigung 
erforderlich. 147. 


I. Verwahrung ($$ 688 — 700). 


§ 688. Kein Verwahrungsvertrag, wenn ein Warenlager zur Sicherung übereignet 
wird. 58. — Beweis des urſächlichen Zuſammenhangs bei Verenden eines zur Wart und 
Pflege übernommenen kranken Pferdes bei verbotwidriger Verwendung. 144. 
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K. Geſellſchaft (8$ 705— 740). 


8 705. Gemeinſchaftlicher Geſchäftsbetrieb beider Eheleute oder Geſchäftsbetrieb 
bloß des Ehemannes? 123. 

8 709. Können einzelne Mitglieder eines nicht rechtsfähigen Vereins für dieſen 
klagen? 26. 

5 719. Die Mieten eines ge ehen Grundſtücks können nicht im Nofertage 
gegen einen einzelnen Miteigentümer gepfändet werden. 124. 


L. Gemeinſchaft (88 741 —758). 


8 747. Die Mieten eines gemeinſchaftlichen Grundſtücks können nicht im ee 
gegen einen einzelnen Miteigentümer gepfändet werden. 124. — Verpflichtung des Schiffers 
bei Auslieferung von Gütern, die für mehrere Empfänger ungetrennt verladen waren, aber 
nicht mehr zu unterſcheiden ſind. 130. = 


M. Leibrente ($$ 759761.) 


8 761. Die gegenſeitige Verpflichtung zu Unterhaltsbeiträgen an einen Dritten 
iſt nicht Leibrentenvertrag. 8. 


N. Bürgſchaft (88 765—778). 


§ 765. Das Einſtehen (Delkredere) für die Zahlung eines ausländischen Wechſels 
überträgt auch die Kriegsgefahr. 148. 

§ 774. Durch das Konkurs- oder Zw.⸗Verſt.⸗Verfahren gegen den Schuldner wird 
die Forderung nicht für den Bürgen fällig. Die Anmeldung enthält nicht an ſich eine Kün⸗ 
digung. 233. 

8 776. Der Gläubiger hat gegen den Bürgen keine beſondere Sorgfaltspflicht. 103. 


O. Vergleich ($ 779). 


§ 779. Anfechtung eines Vergleichs wegen einſeitigen Irrtums; Irrtum im Beweg— 
grunde? 125. — Verjährung der Forderung aus einem Vergleich über Anſprüche wegen 
Verlöbnisbruchs. 76. 


P. Schuldverſprechen. Schuldanerkenntnis (88 780—782). 0 


8 780. Umſchaffung der Anſprüche wegen Verlöbnisbruchs in ein abſtraktes Schuld» 
verſprechen; Einfluß auf die Verjährung. 76. 

8 782. Tilgung der Stammeinlage gegenüber einem Rechtsnachfolger der Geſell— 
ſchaft m. b. H. durch Verrechnung. 201. 


Q. Ungerechtfertigte Bereicherung ($$ 812—822). 


§ 812. Langjährige Pflege eines Kranken, der dafür eine letztwillige Zuwendung 
verſprochen hatte, die er nicht machte; Anſpruch auf Vergütung? Bereicherung? 149. — 
Eigenmächtig freihändiger Verkauf gepfändeter Sachen durch den Gläubiger; haftet er aus 
Bereicherung oder aus unerlaubter Handlung? 186. — Der Gläubiger einer gegen ihn ge- 
pfändeten und zur Einziehung überwieſenen Baugeldforderung hat keinen Bereicherung 
oder Schadensanſpruch gegen den Pfändungsgläubiger auf Herausgabe des eingezogenen 
Betrages. 206. — Gegen den Koſtenfeſtſetzungsbeſchluß aus dem, einen Tauſchvertrag für 
nichtig erklärenden Urteil kann nicht aufgerechnet werden mit dem Bereicherungsanſpruch 
aus dem nichtigen Geſchäft. 162. — Unzuläſſigkeit einer Verurteilung aus dem der Klage» 
begründung aus Kauf widerſprechenden Grunde wegen ungerechtfertigter Bereicherung. 227. 

5 817. Rückforderung eines wucheriſchen Darlehns, wenn der Wucherer durch Betrug 
zur Hergabe beſtimmt worden war. 120. — Unanwendbarkeit des $ 817 Satz 2 BGB. auf 
eine Sicherheitsleiſtung für die Erfüllung des unſittlichen Vertrages. 216. 
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& 818. Ungerechtfertigte Bereicherung durch Empfang einer Anzahlung aus einem 
unerfüllbaren Kaufgeſchäft; was iſt nach anderweitiger Verwendung des Geldes heraus- 
zugeben? 150. | 

R. Verſicherungsvertrag mit Ausſchluß der Seeaſſekuranz. 
a) Verſ.⸗Vertr.⸗Geſetz v. 30. Mai 1908. 

§ 1. Haben geſetzliche Neuerungen Einfluß auf die Auslegung eines Verſicherungs⸗ 
vertrages? 80. 

8 6. Feuerverſicherung; Verwirkung des ganzen Verſicherungsanſpruchs bei arg⸗ 
liſtiger Vertragsverletzung. 176. — Diebſtahlverſicherung; keine Verwirkung des Anſpruchs 
durch Anzeige des Diebſtahls bei der Generalagentur ſtatt bei der Direktion der Verſich.⸗ 
Geſellſchaft. 11. f 

§ 39. Verzug des Verſicherungnehmers mit der Prämienzahlung; Inhalt der Friſt⸗ 
ſetzung nach § 39 VerſVG. 217. 

8 69. Unter Veräußerung iſt Wechſel des Eigentums, nicht bloß des Beſitzes zu ver⸗ 
ſtehen. 81. 

§ 181. Beweislaſt bei Unfall- und bei Lebensverſicherung über den Eintritt des 
Verſicherungsfalls. 104. 

§ 185. Einrede der rechtskräftig entſchiedenen Sache auf Grund Vertrages aus einem 
von der Unfall⸗Verſich.⸗Geſellſchaft für den Verſicherten geführten Rechtsſtreit. 70. 

b) Reichs⸗Verſicherungsordnung v. 19. Juli 1911. 

§ 903. Vorausſetzungen der Haftung des Unternehmers aus § 903 RVerſoO.; zum 
Begriff der Fahrläſſigkeit bei Übertretung von Unfall⸗Verhütungsvorſchriften. 105. 

8 930. S. bei $ 1542. 

§ 1542. Schadensanſprüche einer Berufsgenoſſenſchaft aus $ 1542 RVerſD. gegen 
den Kurpfuſcher, der die Verletzung verſchlimmert hatte; adäquater Zuſammenhang? 194. 
— Streitwert eines nach $ 1542 RVerſO. auf die Berufsgenoſſenſchaft übergangenen Renten- 
anſpruchs. 183. 

S. Unerlaubte Handlungen. 
a) BGB. 88 823—853. 

§ 823. Rückforderung eines wucheriſchen Darlehns, wenn der Wucherer durch Betrug 
zur Hergabe beſtimmt worden iſt. 120. — Vorausſetzungen eines widerrechtlichen Eingriffs 
in einen fremden Gewerbebetrieb. 177. — Eigenmächtig freihändiger Verkauf gepfändeter 
Sachen durch den Gläubiger; haftet er aus Bereicherung oder aus unerlaubter Handlung? 
186. — Urſache; adäquater Zuſammenhang; prima facie Beweis; Beweislaſt. 151. — 
Schadensanſprüche einer Berufsgenoſſenſchaft aus $ 1542 RVerſO. gegen den Kurpfuſcher, 
der die Verletzung verſchlimmert hatte; adäquater Zuſammenhang? 194. — Urſächlicher 
Zuſammenhang bei einem durch mehrere Tiere verurſachten Schaden. 36. — Urſächlicher 
Zuſammenhang einer verhängten Poſtſperre mit einem Vertrage, den der Geſperrte mit 
einem flüchtigen Angeſchuldigten geſchloſſen hatte? 192. 

Vorausſetzungen einer Klage oder einſtweiligen Verfügung zum Schutz der Ehre neben 
der Privatklage. 12. — Vorausſetzung der Haftung des Unternehmers aus § 903 RVerſO.; 
zum Begriff der Fahrläſſigkeit bei Übertretung von Unfall⸗Verhütungsvorſchriften. 105. — 
Der Gläubiger einer gegen ihn gepfändeten und zur Einziehung überwieſenen Baugeld⸗ 
forderung hat keinen Bereicherungs⸗ oder Schadensanſpruch gegen den Pfändungsgläubiger 
auf Herausgabe des eingezogenen Betrages. 206. 

§ 826. Sittenwidrige Benachteiligungen der Gläubiger können auch unter 8 826 
fallen. 34. — Argliſtige Vorſpiegelung einer Eigenſchaft durch den Bevollmächtigten des Ver⸗ 
käufers; letzterer haftet auf das Erfüllungs-, der Bevollmächtigte auf das Vertragsintereſſe. 
54. — Unerlaubte Handlung durch Vorſchieben eines Strohmanns. 34. — Haftung für Bei⸗ 
hülfe zur Vereitelung einer erlaubten Lohnpfändung. 13. — Eigenmächtig freihändiger 
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Verkauf gepfändeter Sachen durch den Gläubiger; haftet er aus Bereicherung oder aus 
unerlaubter Handlung? 186. — Schadensanſprüche des unehelichen Kindes gegen die Zu⸗ 
hälter feiner Mutter wegen Erſchleichung der Einrede aus $ 1717 BGB. 82. — Schaden- 
erſatzpflicht aus wiſſentlich falſcher Auskunft über die Ehrlichkeit eines Angeſtellten. 146; 
es iſt aber dazu das Bewußtſein einer möglichen Schädigung erforderlich. 147. 

8 831. Begriff der Beſtellung zu einer Verrichtung. 35. — Entlaſtungsbeweis ſorg⸗ 
fältiger Auswahl des Angeſtellten, beſonders in umfangreichen Betrieben. 14. — Argliſtige 
Vorſpiegelung einer Eigenſchaft durch den Bevollmächtigten des Verkäufers; letzterer haftet 
auf das Erfüllungs-, der Bevollmächtigte auf das Vertragsintereſſe. 54. | 

8 833. Gemeinjchaftliches Halten von Zuchthunden; wer ift Tierhalter? 56. — Ur- 
ſächlicher Zuſammenhang bei einem durch mehrere Tiere verurſachten Schaden. 36. 

8 836. Ausſchließung der Haftung für Unfälle aus baulichen Schäden eines Pacht- 
guts durch Ablehnung der Ausbeſſerungspflicht im Pachtvertrage. 174. 

8 839. Für Amtspflichtverletzungen eines preuß. Schiedsmanns haftet die Ge⸗ 
meinde. 195. — Der preuß. Notar haftet für Verſehen bei Beurkundungen an ſich nur 
als Beamter. 178. — Haftung des bayer. Notars aus unzureichender Rechtsbelehrung über 
die Notwendigkeit einer Auflaſſungsvormerkung. 179. — Verhältnis der Anſprüche aus dem 
Mannſch.⸗Verſorg.⸗Geſetz zu denen aus dem Geſetz über die Haftung des Reichs für ſeine Be⸗ 
amten. 83. 

8 840. Schadensanſprüche des unehelichen Kindes gegen die Zuhälter feiner Mutter 
wegen Erſchleichung der Einrede aus $ 1717 BGB. 82. — Urſächlicher Zuſammenhang bei 
einem durch mehrere Tiere verurſachten Schaden. 36. 

5 843. Einheitlichkeit der Rente für Erwerbsverluſt und Bedürfnisvermehrung in⸗ 
folge einer Körperverletzung. 57. — Streitwert eines nach $ 1542 RVerſO. auf die Berufs- 
genoſſenſchaft übergangenen Rentenanſpruchs. 183. 

§ 847. Der Anſpruch auf Schmerzengeld betrifft auch andre als körperliche Schmer⸗ 
zen. 15. 

8 852. Einheitlichkeit der Rente wegen Erwerbsverluſtes und Bedürfnisvermehrung 
infolge einer Körperverletzung. 57. 

b) Reichshaftpflichtgeſetz v. 7. Juni 1871. 

5 1. Schwebebahn als Eiſenbahn nach dem R.⸗-Haftpfl.⸗Geſetz. 240. — Haftpflicht 
der Eiſenbahn für das Abſtürzen eines Fahrgaſtes von der Plattform eines Wagens. 241. 
— Haftung der Straßenbahn für die Verletzung eines Fahrgaſtes beim Einſteigen durch 
ein andres Fuhrwerk; höhere Gewalt? eigenes Verſchulden? 37. — Verteilung der Haftung 
bei Beſchädigung eines Kraftwagens durch die Eiſenbahn; Anwendbarkeit des § 254 BGB. 
auf Haftpflichtfälle. 106. — Inwieweit kann ein Verletzter eigenes Verſchulden damit ab⸗ 
lehnen, daß ſeine dienſtliche Stellung die Gefahr mit ſich gebracht habe? 152. 

§ 7. Einheitlichkeit der Rente wegen Erwerbsverluſtes und Bedürfnisvermehrung. 57. 


0) Geſetz über den Verkehr mit Kraftfahrzeugen v. 3. Mai 1909. 

& 19. Verteilung der Haftung bei Beſchädigung eines Kraftwagens durch die Eiſen⸗ 
bahn. 106. 

d) Anfechtungsgeſetz v. 21. Juli 1879. 

8 2. Arreſtbefehle find keine Vollſtr. -Titel nach $2 AnfG. 34. — Der Anfechtungs⸗ 
beklagte kann ſich auf die Zahlung oder Aufrechnung des Schuldners berufen. 153. 

8 3. Sittenwidrige Benachteiligungen können auch den Tatbeſtand des $ 826 BGB. 
erfüllen. 34. — Nr. 1. Zum Begriff der Benachteiligungsabſicht des Schuldners. 242. — 
Nr. 2. Nießbrauchbeſtellung iſt ein entgeltlicher Vertrag. 242. — Nr. 3. Die Sicherung 
einer nicht beſtehenden Schuld iſt unentgeltliche Verfügung nach § 321 KO. nur, wenn der 
Verfügende im Irrtum über ihr Beſtehen iſt. 189. 
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§ 7. Der Anfechtungsbeklagte kann ſich auf die Zahlung oder Aufrechnung des 
Schuldners berufen. 153. — Gläubigeranfechtung einer Gehaltsabtretung; hat der Beklagte 
die dem Schuldner belaſſenen Gehaltsbezüge zu erſtatten? 218. 


e) Geſ. zur Bekämpfung des unlauteren Wettbewerbs v. 7. Juni 1909. 
§ 14. Üble Nachrede zu Wettbewerbszwecken oder berechtigte Warnung? 107. 
§ 16. Unl. Wettbewerb durch Bezeichnung des Geſchäfts als Münchener e 
haus. 51. 
T. Verfügung der Staatsgewalt. 


Einheitlichkeit der juriſtiſchen Perſönlichkeit des Fiskus. 1. 

Anwendbarkeit des $ 618 (auch 8 278) BGB. auf öffentlichrechtliche Dienſtverträge. 10. 

Verhältnis der Anſprüche aus dem Mannſch.⸗Verſorg.⸗Geſetze zu denen aus dem Geſetze 
über die Haftung des Reichs für ſeine Beamten. 83. 

S. noch bei § 839 BGB. 


III. Sachenrecht. 

J. Beſitz (854 —872). 
ö 8 868. Sicherungsübereignung eines Warenlagers auf Grund eines kommiſſions- 
ähnlichen Verhältniſſes als Begründung eines mittelbaren Beſitzes. 58. 


2. Allgemeine Vorſchriften über Rechte an Grundſtücken (88 873— 902). 

§ 873. Der Mann in Errungenſchaftsgemeinſchaft darf ein erworbenes Grund- 
ſtück als Geſamtgut eintragen laſſen. 40; die Frau nicht. 156. — Wie iſt auf einem gemein⸗ 
ſchaftlichen Grundbuchblatt desſelben Eigentümers die Mithaftung noch eines weiteren Grund» 
ſtücks für eine eingetragene Hypothek kenntlich zu machen? 196. 

§ 880. Rangverhältnis zweier Hypotheken untereinander, denen gleichzeitig der 
Vorrang vor einer andern Hypothek eingeräumt iſt. 243. 

§ 883. Haftung des bayer. Notars aus unzureichender Rechtsbelehrung über die 
Notwendigkeit einer Auflaſſungsvormerkung. 179. — Erbbaurecht; das Bauwerk iſt weſent⸗ 
licher Beſtandteil des Erbbaurechts und nach deſſen Aufhebung bewegliche Sache, daher eine 
Vormerkung zur Sicherung des Eigentumserwerbs unzuläſſig. 244. 

§ 891. Inwieweit erſtreckt ſich der gute Glaube des bayer. Grundbuchs auf Angaben 
im Titel des Grundbuchblatts? 108. — Eigentum an einem Mühlenteich nach dem preuß. 
Waſſer G. v. 7. April 1913; Berufung auf die Eintragung. 3. 


5. Eigentum. 
A. Inhalt des Eigentums ($$ 903—924). 

§ 909. Schädliche Vertiefung eines Grundſtücks; Urſache, adäquater Zuſammenhang, 
prima facie Beweis; Beweislaſt. 151. 

§ 912. Über das Eigentumsrecht an einer durch Überbau und ſpäteren Anbau ent- 
ſtandenen gemeinſchaftlichen Hausmauer. 38. — Rechtsverhältniſſe einer „KFommunmauer“; 
wann entſteht der Anſpruch auf eine Anbau-Entſchädigung? 109. 

§ 922. S. bei $ 912. 


B. Erwerb und Verluſt des Eigentums an Grundſtücken (88 925— 928). 
§ 925. Die Veräußerung eines Erbteils hat dingliche Wirkung, dagegen nicht die 
Weiterveräußerung durch den Erwerber ſämtlicher Erbteile. 157. 
C. Erwerb und Verluſt des Eigentums an beweglichen Sachen ($$ 929—984). 


§ 930. Sicherungsübereignung eines Warenlagers auf Grund eines kommiſſions- 
ähnlichen Verhältniſſes. 58. — Eigentumsübergang an Wertpapieren durch Rechtshand⸗ 
lungen eines Verkaufs- und zugleich Einkaufskommiſſionärs oder deſſen Konk.-Verwalters. 154. 
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§ 932. Guter Glaube beim redlichen Pfanderwerb an Inhaberpapieren, die von 
einem Kaufmann im Geſchäftsbetriebe verpfändet werden. 89. 

§ 933. Eigentumsübergang an Wertpapieren durch Rechtshandlungen eines Ber- 
kaufs⸗ und zugleich Einkaufskommiſſionärs oder deſſen Konk.-Verwalters. 154. 

8 946. Über das Eigentumsrecht an einer durch Überbau und ſpäteren Anbau ent— 
ſtandenen gemeinſchaftlichen Hausmauer. 38. — Rechtsverhältniſſe einer gemeinſchaftlichen 
Mauer; wann entſteht der Anſpruch auf eine Anbau-Entſchädigung? 109. 


D. Anſprüche aus dem Eigentum ($$ 985—1007). 


§ 985. Unzuläſſige Klagänderung zwiſchen Eigentumsfeſtſtellung, Widerſpruch gegen 
die Zw.⸗Vollſtreckung und Herausgabe des Eigentums. 205. 

§ 1004. Die Übernahme des Rechtsſtreits nach § 266 ZPO. bezieht ſich nicht auf 
perſönliche Eigentumsſtörungsklagen. 256. 


E. Miteigentum ($$ 1008 - 1011). 
§ 1011. Die Mieten eines gemeinſchaftlichen Grundſtücks können im Rohertrage 
nicht gegen einen einzelnen Miteigentümer gepfändet werden. 124. — Verpflichtung des 
Schiffers bei Auslieferung von Gütern, die für mehrere Empfänger ungetrennt verladen 
waren, aber nicht mehr zu unterſcheiden ſind. 130. 


4. Erbbaurecht ( 1012-1017). 
& 1012. Erbbaurecht oder deutſchrechtliches Kellerrecht? 59. 


5 1017. Erbbaurecht; das Bauwerk iſt weſentlicher Beſtandteil des Erbbaurechts 
und nach deſſen Aufhebung bewegliche Sache. 244. 


5. Dienſtbarkeiten (88 1018-1093). 


§ 1018. Erbbaurecht oder deutſchrechtliche Grunddienſtbarkeit des Kellerrechts? 99. 
§ 1030. Pfändung von Mietzinſen durch den Nießbraucher des Grundſtücks. 245. 


6. Rypothek. Grundſchuld (SS 1113-1198). 

§ 1113. Zuläſſigkeit einer Hyp.⸗Beſtellung für mehrere Perſonen als Geſamt— 
gläubiger. 167. — Zur Umſchreibung einer Hypothek auf den Erben auf Antrag des Teſt.⸗Voll— 
ſtreckers iſt Nachweis der Erbfolge erforderlich. 119. 

58 1132 ff. Wie iſt auf einem gemeinſchaftlichen Grundbuchblatt desſelben Eigen- 
tümers die Mithaftung noch eines weiteren Grundſtücks für eine eingetragene Aether 
kenntlich zu machen? 196. 

§ 1143. 5 1163. S. bei $ 1190. 

§ 1190. Wer iſt zum Antrag auf Löſchung einer Höchſtbetrags-Sicherungshypothek 
für laufenden Kredit bei Eigentumswechſel am Grundſtück berechtigt? 246. 


7. Pfandrecht an beweglichen Sachen und Rechten (88 12041296). 

8 1207. Guter Glaube beim redlichen Pfanderwerb an Inhaberpapieren, die von 
einem Kaufmann im Geſchäftsbetriebe verpfändet werden. 89. 

98 1228.“ S. bei $ 1282. 

§ 1282. Zw.⸗Verſteigerung; Berechtigung des Pfandgläubigers einer Grundſchuld 
zum Widerſpruch gegen den Verteilungsplan. 180. 

& 1296. Kann die Herausgabe der fälligen Zinsſcheine von hinterlegten Wertpapieren 
verweigert werden, weil der Wert der hinterlegten Sicherheit geſunken ſei? 68. 


8. Beſondere deutſchrechtliche Güterverhältniſſe. 
Einf. z. B68. Art. 132. Kirchenbaulaſt; Weſen der Obſervanz. 60. 


cinch. Art. 133. Über das Recht auf Wiederausgrabung einer auf einer öffentlichen 
Begräbnisſtätte beerdigten Leiche nach preuß. Recht. 219. 
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Familienrecht. 


1. Bürgerliche Ehe. 
A. Verlöbnis ($$ 12971302). 
& 1302. Verjährung der Forderung aus einem 1 Vergleich über Anſprüche wegen 
Verlöbnisbruchs. 76. 
B. Nichtigkeit und Anfechtbarkeit der Ehe (58 1323—1347). 
§ 1333. Vorausſetzungen der Eheanfechtung wegen tuberkuloſer Veranlagung der 
Frau. 197. 8 


C. Wirkungen der Ehe im allgemeinen ($$ 1353—1362). 


§ 1353. Mißbrauch des Rechts auf Wiederherſtellung der ehelichen Gemeinſchaft 
bei früherer Untreue des Mannes. 155. — Ein anhängiger Scheidungsprozeß begründet 
nicht die Einrede der Rechtshängigkeit gegen eine Klage auf Herſtellung der Ehegemein⸗ 
ſchaft. 204. 

§ 1356. Gemeinſchaftlicher Geſchäftsbetrieb beider Eheleute oder Geſchäftsbetrieb 
bloß des Ehemannes? 123. 

§ 1360. Behandlung zuſammentreffender Unterhaltsanſprüche eines minderjährigen 
Kindes und der Ehefrau, bei zeitlich getrennter Geltendmachung. 17. 

§ 1361. Einwendungen aus 8 1361 Abſ. 2 BGB. dürfen im Vollſtr. Verfahren 
nicht mehr geltend gemacht werden. 126. 


D. Eheliches Güterrecht. 


a) Geſetzliches Güterrecht ($$ 1363— 1431). 

§ 1380. Die Eheleute können Rechte, die zum e Gut der Frau gehören, 
auch gemeinſchaftlich einklagen. 123. 

§ 1400. Keine Unterbrechung nach dem Kriegsſchutzgeſetze gegen die auf Leiſtung 
verklagte Frau, weil der auf Duldung der Vollſtreckung mitverklagte Ehemann im Felde 
ſteht. 93. — S. ferner bei $ 1380. 

§ 1405. Verurteilung des Ehemannes zur Duldung der Zw. Vollſtreckung, wenn 
die Ehefrau ein ſelbſtändiges Erwerbsgeſchäft betreibt. 137. 

§ 1430. Umfang der Verpflichtung des Ehemannes im Stande der Gütertrennung 
zur Rechnunglegung über ſeine Verwaltung des Frauenvermögens. 198. 

b) Vertragmäßiges Güterrecht (8$ 1432 —1557). 

§ 1438. S. bei $ 1477. 

§ 1444. Der Mann in Errungenſchaftsgemeinſchaft darf ein erworbenes Grund— 
ſtück als Geſamtgut eintragen laſſen. 40. 

§ 1477. Das Übernahmerecht des Ehegatten aus § 1477 Abſ. 2 BGB. geht auf 
deſſen Rechtsnachfolger über. 39. | 

§ 1519. Der Mann in Errungenſchaftsgemeinſchaft darf ein erworbenes Grund- 
ſtück als Geſamtgut eintragen laſſen. 40. Die Frau nicht. 156. 
ein erworbenes Grundſtück nicht allein als Geſamtgut eintragen laſſen. 156. 

E. Scheidung der Ehe ($$ 1564—1587). 

§ 1564. Ein anhängiger Scheidungsprozeß begründet nicht die Einrede der Rechts- 
hängigkeit gegen eine Klage auf Herſtellung der Ehegemeinſchaft. 204. 

§ 1568. Trunkſucht als Eheſcheidungsgrund kann durch erbliche Belaſtung aa 
jein. 16. 

§ 1577. Möglichkeit einer vertraglichen Verpflichtung der geſchiedenen Frau zur 
Wiederannahme ihres Familiennamens. 247. 

8 1578. Unterhaltspflicht des ſchuldig geſchiedenen Mannes; wie weit iſt auf ſeine 
wirtſchaftlichen Pläne Rückſicht zu nehmen? 61. 
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8 1579. Zusammentreffen von Unterhaltsanſprüchen der geſchiedenen Ehefrau mit 
denen von unehelichen Kindern des Mannes. 220. 


2. Verwandtſchaft. 
A. Allgemeine Vorſchriften ($$ 1589. 1590). 


8 1589. Auslegung eines Vermächtniſſes für die Verwandten vierter Ordnung als 
gemeint vierten Grades. 223. 


B. Eheliche Abſtammung ($$ 1591 —1600). 


5 1598. Anerkennung der Ehelichkeit eines Kindes durch die Erklärung, die Ehelich⸗ 
keit nicht anfechten zu wollen. 221. 


C. Unterhaltspflicht (88 16011615). 


8 1601. Die gegenjeitige Verpflichtung zu Unterhaltsbeiträgen an einen Dritten 
iſt formlos gültig, nicht Leibrentenvertrag. 8. 

5 1603. Leiſtungsfähigkeit des unterhaltspflichtigen Verwandten; Berückſichtigung 
ſeiner Anſprüche auf Rückgabe von Schenkungen; ebenſo eingenommener Zinſen. 222. — 
Zuſammentreffen von Unterhaltsanſprüchen der geſchiedenen Ehefrau mit denen von un- 
ehelichen Kindern des Mannes. 220. 

& 1606. Verhältnis des Erziehungsrechts des geſchiedenen Vaters zu ſeiner Unter- 
haltspflicht. 181. 

5 1609. Behandlung zuſammentreffender Unterhaltsanſprüche eines minderjährigen 
Kindes und der Ehefrau, bei zeitlich getrennter Geltendmachung. 17. — Zuſammentreffen 
von Unterhaltsanſprüchen der geſchiedenen Ehefrau mit denen von unehelichen Kindern 
des Mannes. 220. 

8 1610. Unterhaltspflicht des Vaters und außerhäuslicher Verdienſt des minder⸗ 
jährigen Kindes. 84. 


D. Rechtliche Stellung der ehelichen Kinder (58 1616-1698). 


88 1618/19. Unterhaltspflicht des Vaters und außerhäuslicher Verdienſt des minder⸗ 
jährigen Kindes. 84. 

& 1620. Bemeſſung des Ausſteueranſpruchs. 41. 

& 1630. Der vom Vater zur Behandlung ſeines Kindes ge gene Arzt ſteht im 
Vertragsverhältnis nur zum Vater. 127. | 

§ 1635. Verhältnis des Erziehungsrechts des geſchiedenen Vaters zu feiner Unter- 
haltspflicht. 181. 

5 1636; Einf@. Art. 19. Die Einzelheiten des Verkehrs geſchiedener Ausländer mit den 
Kindern hat das Vorm.⸗Gericht zu regeln. 42. 

& 1638. Unterhaltspflicht des Vaters und außerhäuslicher Verdienſt des minder⸗ 
jährigen Kindes. 84. 


E. Rechtliche Stellung der unehelichen Kinder ($$ 1705 — 1718). 


8 1708. Zuſammentreffen von Unterhaltsanſprüchen der geſchiedenen Ehefrau 
mit denen von unehelichen Kindern des Mannes. 220. 

8 1717. Schadensanſprüche des unehelichen Kindes gegen die Zuhälter feiner Mutter 
wegen Erſchleichung der Einrede aus $ 1717 BGB. 82. 

§ 1718. Anfechtung eines Anerkenntniſſes der unehelichen Vaterſchaft wegen arg⸗ 
liſtiger Teuſchung durch die Mutter des Kindes. 128. 
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e F. Annahme an Kindesſtatt (5 1741 — 1772). 

§ 1741. Fortbeſtehen eines vor 1900 abgeſchloſſenen Einkindſchaftsvertrages. 62. 
— Annahme des einzigen ehelichen Abkömmlings ihres einzigen verſtorbenen ehelichen 
Kindes durch die Großeltern an Kindesſtatt. 110. — Zuläſſigkeit der Annahme eines unehe⸗ 
lichen Kindes an Kindesſtatt durch die Mutter. 110 S. 199. 


5. Vormundſchaft. 
en (88 1909—1921). 


§ 1911. Ablehnung der Beſtellung, wenn der Abweſende ia um jeine gelegen 
heiten ſelbſt kümmern kann, aber nicht will. 111. 


V. Erbrecht. 
1. Erbfolge (88 1922—1941). 
SS 1922 ff. Auslegung eines Vermächtniſſes für die Verwandten vierter Ordnung 


als gemeint vierten Grades. 223. 
§ 1924. Fortbeſtehen eines vor 1900 abgeſchloſſenen Einkindſchaftsvertrages. 62. 


2. Rechtliche Stellung des Erben (1942 2063). 
SS 2033 ff. Die Veräußerung eines Erbteils hat dingliche Wirkung; dagegen nicht die 
Weiterveräußerung durch den Erwerber ſämtlicher Erbteile. 157. — Die Austrittserklärung 
des Miterben eines Handlungsgeſchäfts iſt unwirkſam. 112. 


5. Teſtament (88 2064 — 2273). 
S 2075. ea, auf den Pflichtteil bei einer Zuwiderhandlung gegen das 
Teſtament; die Erbeinſetzung iſt auflöſend bedingt. 18. 
S8 2203. Zur Umſchreibung einer Hypothek auf den Erben des Berechtigten auf 
Antrag des Teſt.⸗Vollſtreckers iſt Nachweis der Erbfolge erforderlich. 119. 
§ 2227. Feindſchaft eines von mehreren Teſtamentsvollſtreckern gegen die übrigen 
als Entlaſſungsgrund. 199. 
§ 2238. Mündliche Erklärung des letzten Willens in einer fremden en ohne 
Dolmetſcher. 129. 
§ 2244. Erforderniſſe des Teſtaments eines Fremdſprachigen. 224. 
S8 2255. Zum Widerruf feines Teſtaments genügt nicht der Auftrag des Erblaſſers, 
es zu zerreißen. 248. 
. 4. Pflichttoil (SS 2303— 2338). 
§ 2306. Beſchränkung auf den Pflichtteil bei Zuwiderhandlung gegen das Teſtament; 
wirkſam trotz unterlaſſener Ausſchlagung der Erbſchaft. 18. 


VI. Handelsrecht. 
I. Handelsſtand. 
A. Handelsregiſter (§GB. 8$ 8-16). 
8 12. Die Anmeldung einer Prokura für eine Akt.-Geſellſchaft kann nicht von einem 
Prokuriſten geſchehen. 43. 
| B. Handelsfirma ($$ 17—37). 
§ 19. Unterſchrift einer Kommanditgeſellſchaft nur mit dem in der Firma enthal- 
tenen Perſonennamen. 87. 
§ 25. Übernahme des Geſchäfts durch einen bisherigen Geſellſchafter; Einfluß auf 
einen für die Geſellſchaft anhängigen Rechtsſtreit. 115. 
5 27. Die e des Miterben eines ee iſt unwirk⸗ 
ſam. 112. 
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8 37. Mißbrauch einer fremden Firma durch Auslaſſung des unterſcheidenden Zu⸗ 
ſatzes zu der eigenen Firma. 63. — Vorausſetzungen der Klage auf Unterlaſſung des un⸗ 
berechtigten Gebrauchs einer Firma: bewußter Gebrauch und Wiederholungsgefahr. 85. 


C. Prokura und Handlungsvollmacht (88 48 —58). 


§ 49. Kann der Kommanditiſt im Konkurſe der Geſellſchaft eine Gehaltsforderung als 
Prokuriſt anmelden? 113. 

8 53. Die Anmeldung einer Prokura für eine Akt.⸗Geſellſchaft kann nicht von einem 
Prokuriſten geſchehen. 43. 


D. Handlungsgehülfen und Lehrlinge ($$ 59— 83). 


8 59. Handlungsgehülfe oder Handlungsagent? 202. — Über den Einfluß einer 
Geſchäftsverlegung auf den Dienſtvertrag des Handlungsgehülfen. 64. 

8 60. Bezieht ſich das Strafverſprechen eines Handlungsgehülfen aus $ 60 auch auf 
den Nichtantritt des Dienſtes? 19. 

§ 66. Friſtloſe, vom Geſchäftsherrn verſchuldete Kündigung des auf unbeſtimmte 
Zeit angeſtellten Handlungsgehülfen; Dauer ſeines Gehaltsanſpruchs. 200. 

85 70. Einfluß des Krieges auf Anſtellungsverträge? 214. — Friſtloſe, vom Geſchäfts⸗ 
herrn verſchuldete Kündigung des auf unbeſtimmte Zeit angeſtellten Handlungsgehülfen; 
Dauer ſeines Gehaltsanſpruchs. 200. 

8 73. Schadenerſatzpflicht aus wiſſentlich falſcher Auskunft über die Ehrlichkeit eines 
Angeſtellten. 146; es iſt aber dazu das Bewußtſein einer möglichen Schädigung erforder- 
lich. 147. 

D. Handlungsagenten ($$ 84—92). 


8 84. Handlungsgehülfe oder Handlungsagent? 202. — Agenturähnliches Verhältnis 
oder Kauf? 65. 

8 85. Der Abſchlußagent haftet dem Dritten auch bei Überſchreitung feiner Voll⸗ 
macht. 158. 

8 92. Friſtloſe Kündigung agenturähnlicher Verhältniſſe aus wichtigem Grunde. 65. 


2. Handelsgeſellſchaften und Genoſſenſchaften. 
A. Offene Handelsgeſellſchaft (88 105—160). 


8 105. Gemeinſchaftlicher Geſchäftsbetrieb beider Eheleute oder bloß des Che- 
mannes? 123. 

5 114. Auftrag zur Prüfung der Bücher, kann von der Geſellſchaft ſelbſt oder von 
den Geſellſchaftern ausgehen. 86. — Die Rechte einer off. Handelsgeſellſchaft dürfen 
auch von der Geſamtheit der Geſellſchafter geltend gemacht werden. 249. — Keine Unter- 
brechung des Verfahrens auf Grund des Krieges ſolange ein vertretungsberechtigter Geſell— 
ſchafter der verklagten Geſellſchaft zur Stelle iſt. 95. 134. 

§ 124. Die Rechte einer off. Handelsgeſellſchaft dürfen auch von der Geſamtheit 
der Geſellſchafter geltend gemacht werden. 249. — Wird das Verfahren auch gegenüber 
Handelsgeſellſchaften durch den Krieg unterbrochen? 48. 94. 95. — Keine Unterbrechung 
des Verfahrens gegen eine off. Handelsgeſellſchaft infolge des Krieges ſolange ein ver— 
tretungsberechtigter Geſellſchafter zur Stelle iſt. 95. — Über die Unterbrechung des Ver⸗ 
fahrens infolge des Krieges bei einer Klage gegen eine off. Handelsgeſellſchaft und die Ge⸗ 
ſellſchafter; notwendige Streitgenoſſenſchaft? 94. — Keine Ausſetzung des Verfahrens gegen 
eine off. Handelsgeſellſchaft, wenn nur einer der beiden Geſellſchafter Kriegsteilnehmer 
iſt. 134. 

8 129. Notwendige Streitgenoſſenſchaft zwiſchen der verklagten off. Handelsgeſell— 
ſchaft und den mitverklagten Geſellſchaftern? 94. 95. 134. 
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8 131 Nr. 2. Übernahme des Geſchäfts durch einen bisherigen Geſellſchafter; Einfluß 
auf einen für die Geſellſchafter anhängigen Rechtsſtreit. 115. 

§ 132. Der während des Rechtsſtreits ausgeſchiedene Geſellſchafter als Zeuge. 49. 

8 142. Anfechtung von Rechtshandlungen einer off. Handelsgeſellſchaft nach $ 312 
KO. gegen den alleinigen Übernehmer des Handlungsgeſchäfts. 118. — Übernahme des 
Geſchäfts durch einen bisherigen Geſellſchafter; Einfluß auf einen für die Geſellſchaft an⸗ 
hängigen Rechtsſtreit. 115. 

B. Kommanditgeſellſchaft (55 161—177). 


& 161. Unterſchrift einer Kommanditgeſellſchaft nur mit dem in der Firma enthal- 
tenen Perſonennamen. 87. | 

5 164. Kann der Kommanditiſt im Konfurje der Geſellſchaft eine Gehaltsforderung 
als Prokuriſt anmelden? 113. 

8 170. Kann der Kommanditiſt im Konkurſe der Geſellſchaft eine Gehaltsforderung 
als Prokuriſt anmelden? 113. 


C. Aktiengeſellſchaft (88 178-319). 


§ 223. Bedeutung der Eintragung ins Aktienbuch für die Geltung als Aktionär. 250. 
§ 232. Die Anmeldung einer Prokura für eine Akt.⸗Geſellſchaft kann nicht von einem 
Prokuriſten erfolgen. 43. 


D. Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung (Gef. v. 20. April 1892/20. Mai 1898). 


§ 19. Auch gegenüber einem Rechtsnachfolger der Geſellſchaft kann nicht gegen die 
Stammeinlage aufgerechnet werden. Tilgung durch Verrechnung? 201. 

§ 46 Nr. 2. Stimmrecht des mit der Einlage rückſtändigen Geſellſchafters m. b. H. 
oder ſeines Konk.⸗Verwalters bei Beſchlüſſen über die Einziehung. 251. 

8 47. Stimmrecht des mit der Einlage rückſtändigen Geſellſchafters m. b. H. oder 
ſeines Konk.⸗Verwalters bei Beſchlüſſen über die Einziehung. 251. 

§ 54. Unzuläſſigkeit einer Kapitalerhöhung während der Liquidation. 252. 

8 69. Unzuläſſigkeit einer Kapitalerhöhung während der Liquidation. 252. 


E. Erwerbs- und Wirtſchaftsgenoſſenſchaft (Geſ. v. 1. Mai 1889/20. Mai 1898). 

8 24. Die eingetr. Genoſſenſchaft wird gerichtlich vom Vorſtand, nicht Aufſichtsrat 
vertreten. 44. 

§ 28. Die Satzung kann beſtimmen, welche Vorſtandsmitglieder die Willenserklä⸗ 
rungen abzugeben haben; einzutragen im Regiſter und zu veröffentlichen. 45. 

§ 38. Die eingetr. Genoſſenſchaft wird gerichtlich vom Vorſtand, nicht vom Auf⸗ 
ſichtsrat vertreten. 44. 

§ 73. Wann entſteht der Anſpruch der Genoſſenſchaft gegen die Genoſſen auf Nach- 
ſchuß? 88. 

§ 105. Wann entſteht der Anſpruch der Genoſſenſchaft gegen die Genoſſen auf Nach- 
ſchuß? 88. 

5. Handelsgeſchäfte. 
A. Allgemeine Vorſchriften (HGB. §§ 343— 372). 


§ 346. Bedeutung des einen Vermerk über den Erfüllungsort enthaltenden kauf⸗ 
männiſchen Beſtätigungsſchreibens zu einem Vertragſchluß durch Ferngeſpräch. 143. — 
Abmachung, daß das Datum des Konnoſſements die Zeit der Verſchiffung feſtſtellen 
ſolle. 7. — Nachweis der Verſicherung einer eif verkauften Ware durch ein Verſicherungs 
zertifikat. 7. 

§ 347. Schadenerſatzpflicht aus wiſſentlich falſcher Auskunft über die Ehrlichkeit 
eines Angeſtellten. 146; es iſt aber dazu das Bewußtſein einer möglichen Schädigung erfor- 
derlich. 147. 
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5 366. Guter Glaube beim redlichen Pfanderwerb an Inhaberpapieren, die von 
einem Kaufmann im Geſchäftsbetriebe verpfändet werden. 89. 


B. Handelskauf (88 373-382). 


§ 378. Der z 378 verfügt auch die Anwendbarkeit der e über Gewähr⸗ 
leiſtung wegen Mängel. 253. 


C. Kommiſſionsgeſchäft (§§ 383—406). 


§ 383. Sicherungsübereignung eines Warenlagers auf Grund eines kommiſſions⸗ 
ähnlichen Verhältniſſes. 58 

5 384. Eigentumsübergang an Wertpapieren durch Rechtshandlungen eines Ver⸗ 
kaufs⸗ und zugleich Einkaufskommiſſionärs oder deſſen Konk.⸗Verwalters. 154. 


D. Speditionsgeſchäft (88 408—424). 
5 408. Sorgfaltspflicht des Spediteurs bei der Einziehung des Kaufpreiſes. 254. 


E. Beförderung von Gütern und Perſonen auf den Eiſenbahnen (88 453 
bis 473). 


8 459. Gegenbeweis gegen die Befreiung der Eiſenbahn von der Haftung nach 
5 459 HGB. 90. 
8 472. Haftung der Eiſenbahn aus dem Beförderungsvertrage für erwärmte Wagen. 55. 


4. Seehandel (HGB. 88 474 — 903). 


8 514. Das Konnoſſement kann beſtimmen, daß für die Ordnunggemäßheit der Be⸗ 
ladung und Stauung die Beſcheinigung eines Hafenaufſehers maßgebend ſein ſoll. Die 
Beſcheinigung kann nur wegen offenbarer Unbilligkeit angefochten werden. 237. 

§ 642. Abmachung, daß das Datum des Konnoſſements die Zeit der Verſchiffung 
feſtſtellen ſolle. 7. 

88 645 ff. Verpflichtung des Schiffers bei Auslieferung von Gütern, die für mehrere 
Empfänger ungetrennt verladen waren, aber nicht mehr zu unterſcheiden ſind. 130. 

8 651. Das Konnoſſement kann beſtimmen, daß für die Ordnunggemäßheit der Be⸗ 
ladung und Stauung die Beſcheinigung eines Hafenaufſehers maßgebend ſein ſoll. Die Be⸗ 
ſcheinigung kann nur wegen offenbarer Unbilligkeit angefochten werden. 237. 


VII. Wechſelrecht (W0.). 


Das Einſtehen (Delkredere) für die Zahlung eines ausländiſchen Wechſels überträgt 
auch die Kriegsgefahr. 148. 
Art. 4°. Undeutliches Datum eines Wechſels. 159. 


VIII. Gewerberecht. 
I. Gewerbeordnung. 

8 1. Vorausſetzungen eines widerrechtliche Eingriffs in einen fremden Gewerbe⸗ 
betrieb. 177. 

§ 80. Lohnforderung eines Spezialarztes. 131. 

§ 120 a. o. Zum Begriff der Fahrläſſigkeit bei Übertretung von Unfall⸗Verhütungs⸗ 
vorſchriften. 105. 

88 121 ff. Inwieweit kann ein Verletzter eigenes Verſchulden damit ablehnen, daß 
ſeine dienſtliche Stellung die Gefahr mit ſich gebracht habe? 152. 

5 133 a. Auslegung einer vereinbarten vierteljährlichen Kündigung. 160. 


§ 133 b. Einfluß des Krieges auf Anſtellungsverträge? 214. 
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2. Kaufmannsgerichte (KfmGerG. v. 6. Juli 1904). | 
88 1. 6. Zuſtändigkeit des Kaufmannsgerichts für die Einklagung des gepfändeten 
und überwieſenen Lohnanſpruchs eines Handkungsgehülfen. 202. a 


3. Patentrecht (Geſ. v. 7. April 1891). 
88 4. 35. Gerichtsſtand des 5 32 ZPO. für Klagen aus Patentverletzungen auf 
Schadenerſatz und zugleich Unterlaſſung. 203. 


Zweiter Beil. 
Verfahren. 


J. Allgemeine Lehren. 
1. Suläſſigkeit des Rechtsweges. 
S. unter 2 (Gerichtsverfaſſung) $ 13. 


f 2. Gerichtsverfaſſung (GG.). 

8 13. Rechtsweg für den Anſpruch auf Wiederausgrabung einer auf einer öffent⸗ 
lichen Begräbnisſtätte beerdigten Leiche nach preuß. Recht. 219. — Anwendbarkeit der 
55 278. 618 BGB. auf öffentlichrechtliche Dienſtverträge. 10. — Verhältnis der Anſprüche 
aus dem Mannſch.⸗Verſorg.⸗Geſetz zu denen aus dem Geſetze über die Haftung des Reichs für 
ſeine Beamten; unbeſchränkter Rechtsweg für letztere. 83. 

8 186. Mündliche Erklärung des letzten Willens in einer fremden Sprache ohne 
Dolmetſcher. 129. 

8 202 Nr. 4. Pachtſtreitigkeiten ſind keine Ferienſachen. 20. 

3. Rechtsanwaltſchaft (RAO. u. GebO. f. RA.). 

RAD. § 28. Über die Haftung zweier zur gemeinſchaftlichen Ausübung des Berufs 
verbundenen Anwälte. 132. — Schadenerſatzpflicht des Anwalts bei ſchuldhafter Herbeiführung 
der Verjährung des Klaganſpruchs. 41. 


88 33 ff. Über das Recht des Armenanwalts zur Beitreibung ſeiner Gebühren vom 
Gegner. 23. 
Gebd. 5 131. Streitwert für einen gerichtlichen Vergleich bei Heranziehung außerhalb 
des Prozeſſes liegender Anſprüche. 66. 
§ 87. Eine Zahlgebühr des Anwalts gehört nicht zu den Prozeßkoſten. 184. 
4. Gerichtskoſten (GKG.). 


§ 9a. Streitwert eines nach $ 1542 RVerſO. auf die Berufsgenoſſenſchaft über- 
gegangenen Rentenanſpruchs. 183. 


§ 16. Anwendung des Kriegsſchutzgeſetzes v. 4. Aug. 1914 wegen Ausſetzung des 
Verfahrens auf die Beſchwerde nach § 16 GKG. 21. 


§ 23. Streitwert für einen gerichtlichen Vergleich bei Hereinziehung außerhalb des 
Prozeſſes liegender Anſprüche. 66. 
II. Zivilprozeß-Verfahren. 
1. Allgemeine Beſtimmungen. 
A. Gerichte. 
a) Sachliche Zuſtändigkeit (ZPO. 59 1—11). 


§ 3. Streitwert bei Feſtſtellungsklagen; es entſcheidet das Intereſſe des Klägers. 182. 
— S. ferner oben unter 4 (Gerichtskoſten). 
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5 10. Unzuläſſigkeit der Berufung auch gegen ein Zwiſchenurteil, das die Zuſtändig⸗ 
keit des LG. ausſpricht. 22. 


b) Gerichtsſtand (58 12—37). 

& 13. Heilung der mangelnden örtlichen Zuſtändigkeit durch Überſiedelung des Be 
Hagten nach der Klagerhebung. 161. 

5 29. Gerichtsſtand für den Anſpruch auf Schadenerſatz wegen Nichtantritts eines 
Dienſtes. 46. 

5 32. Gerichtsſtand des 5 32 ZPO. für Klagen aus Patentverletzungen auf Schaden⸗ 
erſatz und zugleich Unterlaſſung. 203. — Anfechtungsanſprüche aus den $$ 30. 32 KO. kön⸗ 
nen nicht im Gerichtsſtand der unerlaubten Handlung erhoben werden. 166. 

5 33. Gerichtsſtand der Widerklage für eine zunächſt zur Aufrechnung gebrachte 
Gegenforderung. 47. 

c) Vereinbarung über die Zuſtändigkeit (88 38— 40). 

8 38. Zieht die Sittenwidrigkeit eines Vertrags die Nichtigkeit der in ihm enthaltenen 

Zuſtändigkeitsvereinbarung nach ſich? 170. 


d) Ausſchließung und Ablehnung der Gerichtsperſonen (8 41—49). 
5 42. Ablehnung eines Schiedsrichters wegen Beſorgnis der Befangenheit. 74. 
„ 


B. Parteien. 


a) Streitgenoſſenſchaft ($$ 59—63). 

& 62. Das Verfahren gegen die auf Leiſtung belangte Frau wird nicht nach dem 
Kriegsſchutzgeſetze unterbrochen, weil der auf Duldung der Vollſtreckung mitverklagte Ehe⸗ 
mann im Felde ſteht. 93. — Sind die Geſellſchafter Streitgenoſſen der verklagten offenen 
Handelsgeſellſchaft? 95. — Notwendige Streitgenoſſenſchaft zwiſchen der verklagten off. 
Handelsgeſellſchaft und den mitverklagten Geſellſchaftern? 94. 


b) Beteiligung Dritter am Rechtsſtreit (11 64—77) 
88 66. 72. Rechtliches Intereſſe zur Nebenintervention. 91. 


c) Prozeßkoſten (11 91—107). 

5 91. Die Verpflichtung zur Koſtentragung entſteht ſchon bedingt mit der Rechts⸗ 
hängigkeit. 145 S. 265. — Abſ. 2. Eine Zahlgebühr des Anwalts gehört nicht zu den Prozeß⸗ 
koſten. 184. 

5 99. Teil⸗Anerkenntnisurteil und Schlußurteil nur über die Koſten; Beſchwerde 
oder Berufung gegen das Koſtenurteil? 185. 

5 103. Kann Koſtenerſtattung verlangt werden aus einem vorläufig vollſtreckbaren 
Endurteil vor Erledigung des Rechtsmittels gegen ein vorangegangenes Vorbehaltsurteil? 67. 
— Zuſtändigkeit des Prozeßgerichts zu einer beſonderen Feſtſetzung der Koſten der Zw. 
Vollſtreckung. 98. 

88 104 ff. Gegen den Koſtenfeſtſetzungsbeſchluß aus dem, einen Tauſchvertrag für 
nichtig erklärenden Urteil kann nicht aufgerechnet werden mit dem Bereicherungsanſpruch 
aus dem nichtigen Geſchäft. 162. 


d) Sicherheitsleiſtung ($$ 108-113). 
5 109. Kann die Herausgabe der fälligen Zinsſcheine von hinterlegten Wertpapieren 
verweigert werden, weil der Wert der hinterlegten Sicherheit geſunken ſei? 68. 
5 110 Nr. 1. Sicherheitsleiſtung für die Prozeßkoſten; der Art. 17 Internat. Abk. 
v. 17. Juli 1905 zwiſchen Deutſchland und Frankreich hat durch den Krieg ſeine Gültigkeit 
verloren. 225. 
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2e) Armenrecht ($$ 114—127). „ 
§ 119. Wiedereinſetzung gegen Ablauf der Friſt zur Rev.-Begründung wegen eines 
Verſehens des Ger.⸗Schreibers bei Ausfertigung des Armenrechtsbeſchluſſes. 24. 


8 124. Über das Recht des Armenanwalts zur Beitreibung feiner Gebühren vom 
Gegner. 23. 


C. Verfahren. 


a) Mündliche Verhandlung (88 128165). 


8 138. Anfechtung eines Anerkenntniſſes der unehelichen Vaterſchaft wegen arg⸗ 
liſtiger Täuſchung durch die Mutter des Kindes. 128. 

§ 139. Keine Fragepflicht nach einer angekündigten, aber nicht vorgebrachten Einrede. 69. 

§ 148. Eine Ausſetzung der Verhandlung iſt im Wechſelprozeſſe nur ausnahms⸗ 
weiſe zuläſſig. 133. 

8 160 Nr. 6. Notwendigkeit eines Protokolls über die Urteilsverkündung. 257. 

F 164. Notwendigkeit eines Protokolls über die Urteilsverkündung. 257. 


b) Wiedereinſetzung in den vorigen Stand ($$ 230— 238). 
8 233. Wiedereinſetzung wegen eines Verſehens des Ger. Schreibers bei Ausfer⸗ 
tigung des Armenrechtsbeſchluſſes. 24. 
§ 238. Unzuläſſigkeit eines Wiedereinſetzungsantrags gegen die Ablehnung der Aus⸗ 
ſetzung, wenn das Verfahren in der Inſtanz ſchon beendet iſt. 92. 


c) Unterbrechung und Ausſetzung des Verfahrens ($$ 239— 252). 

S 247. Ausſetzung des Verfahrens, Anwendung des Kriegsſchutzgeſetzes v. 4. Aug. 
1904 auf die Beſchwerde aus $ 16 GKG. 21. — Sit die Unterbrechung nach dem Kriegsſchutz⸗ 
geſetz von Amts wegen zu prüfen? 28. — Mißbrauch des Antrags auf Ausſetzung während 
des Krieges. 25. — Offenbare Unbilligkeit der kriegsrechtlichen Ausſetzung des Verfahrens, 
wenn ſachliche Einwendungen gegen die Klage nicht erhoben werden. 255. — Keine Unter- 
brechung nach dem Kriegsſcchutzgeſetze gegen die auf Leiſtung belangte Ehefrau, weil der 
auf Duldung der Vollſtreckung mitverklagte Ehemann im Felde ſteht. 93. — Wird das Ver⸗ 
fahren auch gegenüber Handelsgeſellſchaften durch den Krieg unterbrochen? 48. — Über 
die Unterbrechung infolge des Krieges bei einer Klage gegen eine off. Handelsgeſellſchaft 
und die mitverklagten Geſellſchafter; notwendige Streitgenoſſenſchaft? 94; vgl. 95. — Keine 
Unterbrechung auf Grund des Krieges ſolange ein vertretungsberechtigter Geſellſchafter 
der verklagten off. Handelsgeſellſchaft zur Stelle iſt. 95. — Keine Ausſetzung des Verfahrens 
gegen eine off. Handelsgeſellſchaft, wenn nur einer der beiden Geſellſchafter Kriegsteil⸗ 
nehmer iſt. 134. — Die kriegsrechtliche Unterbrechung des Verfahrens zur Widerklage eines 
Ausländers iſt ohne Einfluß auf das Verfahren zur Klage des Inländers. 226. — Unzuläſſig⸗ 
keit der Beſchwerde und eines Wiedereinſetzungsantrags gegen die Ablehnung der erbetenen 
Ausſetzung, wenn das Verfahren in der Inſtanz ſchon beendet iſt. 92. 

§ 252. Unzuläſſigkeit der Beſchwerde und eines Wiedereinſetzungsantrags gegen die 
Ablehnung der Ausſetzung, wenn das Verfahren in der Inſtanz ſchon beendet iſt. 92. 


2. Verfahren in J. Inſtanz. 
A. Vor den Landgerichten. 
a) Verfahren bis zum Urteil ($$ 253—299). 
§ 253. Darf das örtlich unzuſtändige Amtsgericht die Klageſchrift gegen den Wider— 
ſpruch des Beklagten an das zuſtändige Amtsgericht abgeben? 114. — Nr. 1. Können einzelne 


Mitglieder für den nicht rechtsfähigen Verein klagen? 26. — Nr. 2. Unzuläſſigkeit einer Ver⸗ 
urteilung aus einem der Klagebegründung des Klägers widerſprechenden Grunde. 227. 
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8 256. Streitwert bei Feſtſtellungsklagen; es entſcheidet das Intereſſe des Klägers. 
182. — Schadensanſpruch eines durch Verſchulden des Fiskus dienſtunfähig gewordenen 
Beamten auf Feſtſtellung der ſeinen dereinſtigen Hinterbliebenen zu zahlenden Beträge. 
175. — Unzuläſſige Klagänderung zwiſchen Eigentumsgfeſtſtellung, Widerſpruch gegen die 
Zw.⸗Vollſtreckung und Herausgabe des Eigentums. 205. 

5 257. S. bei $ 259. 

8 259. Vorausſetzung der Klage auf künftige Leiſtung nach § 259 ZPO. 163. — 
Darf das Gericht ohne Antrag an Stelle des als fällig geltend een Geldbetrags die 
erſt ſpäter fällig werdenden Teilbeträge zuſprechen? 116. 


§ 263. Mit der Rechtshängigkeit entſteht bedingt ſchon die Verpflichtung zur 
Tragung der Prozeßkoſten. 145 S. 265. — Nr. 1. Unzuläſſigkeit einer neuen Eheſcheidungs⸗ 
klage vor Erledigung einer früheren; Geltendmachung durch die klagende Partei gegenüber 
einem ſachlich entſcheidenden Urteil. 228. — Ein anhängiger Scheidungsprozeß begründet 
nicht die Einrede der Rechtshängigkeit gegen eine Klage auf Herſtellung der Chegemein- 
ſchaft. 204. — Einrede der Rechtshängigkeit wegen eines ſchon im Ausland (Schweiz) an⸗ 
hängigen Eheſcheidungsprozeſſes. 135. — Nr. 2. Heilung der mangelnden örtlichen Zu- 
ſtändigkeit durch Überſiedelung des Beklagten nach der Klagerhebung. 161. 

8 264. Unzuläſſige Anderung der Anfechtungs- in eine Wandelungsklage. 27. — 
Unzuläſſige Klagänderung zwiſchen Eigentumsfeſtſtellung, Widerſpruch gegen die Zw. 
Vollſtreckung und Herausgabe des Eigentums. 205. | 

8 265. Aufrechnung der Koſtenforderung des Schuldners auch gegen den durch 
Abtretung während des Prozeſſes entſtandenen neuen Gläubiger. 145. — Einfluß der Ge- 
ſchäftsübernahme durch einen bisherigen Geſellſchafter auf einen für die Geſellſchaft an- 
hängigen Rechtsſtreit. 115. 


8 266. Die Übernahme des Rechtsſtreits nach $ 266 bezieht ſich nicht auf weden 
Eigentumsſtörungsklagen. 256. 

§ 268. S. bei $ 264. 

§ 271 Abſ. 3. S. bei 8 515. 

8 274 Nr. 5. Sicherheitsleiſtung für die Prozeßkoſten; der Art. 17 Internat. Abk. 
v. 17. Juli 1905 zwiſchen Deutſchland und Frankreich hat durch den Krieg ſeine Gültigkeit 
verloren. 225. 

8 275. Unzuläſſigkeit der Berufung auch gegen ein ichen el das die Zuſtändig⸗ 
keit des LG. ausſpricht. 22. — Kann Koſtenerſtattung verlangt werden aus einem vorläufig 
vollſtreckbaren Endurteil vor Erledigung des Rechtsmittels gegen ein vorangegangenes Vor ⸗ 
behaltsurteil? 67. 

§ 282. Stundungseinwand; Beweislaſt. 101. — Beweislaſt bei Unfall- und bei 
Lebensverſicherung über den Eintritt des Verſicherungsfalls. 104. — Nachweis der Ver. 
ſicherung einer cif verkauften Ware durch ein Verſicherungszertifikat. 7. — Urſache; adäquater 
Zuſammenhang; prima facie Beweis; Beweislaſt. 151. — Beweis des urſächlichen Zu. 
ſammenhangs (Verenden eines zur Wart und Pflege übernommenen kranken Pferdes bei 
verbotwidriger Verwendung). 144. — Gegenbeweis gegen die Befreiung der Eiſenbahn 
von der Haftung nach $ 459 HGB. X. 

§ 286. Nachweis der Verſicherung einer eif verkauften Ware durch ein Verſicherungs- 
zertifikat. 7. 

§ 287. Urſache; adäquater Zuſammenhang; prima facie Beweis; Beweis- 
fait; freie Stellung des Richters zur Beweisfrage. 151. 

5 295. Darf das örtlich unzuſtändige Amtsgericht die Klageſchrift gegen den Wider- 
ſpruch des Beklagten an das zuſtändige Amtsgericht abgeben? Weg durch unterlaſſene 
Rüge. 114. 
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b) Urteil (88 300—329). 


8 302. Vorbehaltsurteil nach $ 302; kein rechtlicher Zuſammenhang zwiſchen der 
Schadenerſatzforderung aus 5 945 ZPO. und der Hauptforderung. 229. 

§ 304. Zuſtändigkeit für die Erlaſſung einer einſtweil. Verfügung, wenn gegen das 
Zwiſchenurteil über den Grund des Anſpruchs Berufung eingelegt iſt. 140. 

8 308. Darf das Gericht ohne Hülfsantrag an Stelle des als fällig geltend gemachten 
Geldbetrags die erſt ſpäter fällig werdenden Teilbeträge zuſprechen? 116. 

& 310. Notwendigkeit eines Protokolls über die Urteilsverkündung. 257. 

& 313. Die Urteilsformel wird rechtskräftig, auch wenn Tatbeſtand und Entſchei⸗ 
dungsgründe fehlen. 96. 

& 314. Beweiskraft des Tatbeſtands für das Nichtvorbringen einer angekündigten 
Einrede. 69. 

& 315. Notwendigkeit eines Protokolls über die Urteilsverkündung. 257. 

5 322. Die Urteilsformel wird rechtskräftig, auch wenn Tatbeſtand und e 
dungsgründe fehlen. 96. 

§ 325. Einrede der rechtskräftig entſchiedenen Sache auf Grund Vertrages aus einem 
für einen Anderen geführten Rechtsſtreit. 70. — Aufrechnung der Koſtenforderung des Schuld⸗ 


ners auch gegen den durch Abtretung während des Prozeſſes entſtandenen neuen Gläu⸗ 
biger. 145. 


e) Verſäumnisurteil ($$ 330—347). 
& 335. Iſt die Unterbrechung des Verfahrens nach dem Kriegsſchutzgeſetz von Amts 
wegen zu prüfen? 28. 
§ 340. Der Einlauf des Einſpruchstelegramms bei der Hausverwaltung des Gerichts. 
gebäudes bewirkt keine Einlegung des Einſpruchs. 230. 


5 343. Faſſung eines bedingten Endurteils in der Ber.⸗Inſtanz nach vorangegan⸗ 
genem Verſäumnisurteil. 128. 


d) Zeugenbeweis ($$ 373-401). 


& 381. Über die Entſchuldigung eines ausgebliebenen Zeugen. 117. 
5 393 Nr. 4. Der aus der off. Handelsgeſellſchaft während des Rechtsſtreits aus⸗ 
geſchiedene Geſellſchafter als Zeuge. 49. 


e) Beweis durch Sachverſtändige ($$ 402 —414). 


8 406. Ablehnung eines Sachverſtändigen wegen Befangenheit, der vorher der 
Gegenpartei ein Privatgutachten erſtattet hatte. 136. 


B. Verfahren vor den Amtsgerichten ($$ 495—510). 
5 496. Die Urteilsformel wird rechtskräftig, auch wenn Tatbeſtand und Entſchei⸗ 
dungsgründe fehlen. 96. 
5 506. Die Verweiſung legt nur die fachliche Zuſtändigkeit des Landgerichts feſt. 47. 
— Gerichtsſtand der Widerklage für eine zunächſt aufgerechnete Gegenforderung. 47. 


3. Rechtsmittel. 
A. Berufung ($$ 511—544). 


8 511. Unzuläſſigkeit der Berufung auch gegen ein die Zuſtändigkeit des LG. aus 
ſprechendes Zwiſchenurteil. 22. — Teil⸗Anerkenntnisurteil und Schlußurteil nur über die 
Koſten; Beſchwerde oder Berufung gegen das Koſtenurteil? 185. 

8 515. Zurücknahme der Berufung; Entſcheidung über die Koſten auch wenn dieſe, 
bis auf einen beſtrittenen Poſten, ſchon bezahlt ſind. 71. 
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8 536. Unzuläſſigkeit einer neuen Eheſcheidungsklage vor Erledigung einer früheren; 
Geltendmachung durch die klagende Partei gegenüber einem ſachlich entſcheidenden 
Urteil. 228. | 

B. Reviſion ($$ 545—566). 

8 554. Wiedereinſetzung gegen Ablauf der Friſt zur Rev.⸗Begründung wegen eines 

Verſehens des Ger.⸗Schreibers bei Ausfertigung des Armenrechtsbeſchluſſes. 24. 


C. Beſchwerde. ($$ 567— 577). 


§ 567. Behandlung einer unzuläſſigen Beſchwerde gegen eine Entſcheidung des 
OLG. 29. 

8 573. Iſt Beſchwerde zuläſſig wegen Ablehnung mündlicher Verhandlung über 
einen Vollſtreckungseinwand? 138. 

§ 574. Behandlung einer unzuläſſigen Beſchwerde gegen eine Entſcheidung des 
OLG. 29. 

8 577. Unzuläſſigkeit einer Beſchwerde gegen die Ablehnung der Ausſetzung, wenn 
das Verfahren in der Inſtanz ſchon beendet iſt. 92. 


A. Wiederaufnahme des Verfahrens (88 578-591). 
5 580 Nr. 7 b. Begriff der „anderen Urkunde“. 50. 


5. Urkunden: und Wechſelprozeß (88 592-605). 


& 599. Kann Koſtenerſtattung verlangt werden aus einem vorläufig vollſtreckbaren 
Endurteil vor Erledigung des Rechtsmittels gegen ein vorangegangenes Vorbehaltsurteil? 67. 
$ 602. Eine Ausſetzung der Verhandlung iſt im Wechſelprozeſſe nur ausnahmsweiſe 
zuläſſig. 133. 
6. Eheſachen (58 606—639). 


5 614. Unzuläſſigkeit einer neuen Eheſcheidungsklage vor Erledigung einer früheren; 
Geltendmachung durch die klagende Partei gegenüber einem ſachlich entſcheidenden Urteil. 228. 

8 615. Ein anhängiger Scheidungsprozeß begründet nicht die Einrede der Rechts- 
hängigkeit gegen eine Klage auf Herſtellung der Ehegemeinſchaft. 204. 

& 622. Unzuläſſigkeit einer neuen Eheſcheidungsklage vor Erledigung einer früheren; 
Geltendmachung durch die klagende Partei gegenüber einem ſachlich entſcheidenden Urteil. 228. 

& 627. Die Einzelheiten des Verkehrs geſchiedener Ausländer mit ihren Kindern 
hat das Vorm. ⸗Gericht zu regeln. 42. N 


7. Swangsvollſtreckung. 
A. Allgemeine Beſtimmungen ($$ 704—802). 


& 715. Rückforderung einer Sicherheit zur vorläufigen Vollſtreckung gegen Geſamt⸗ 
ſchuldner; es bedarf des Rechtskraftzeugniſſes gegen alle Schuldner. 97. 

5 739. Keine Unterbrechung nach dem Kriegsſchutzgeſetze gegen die auf Leiſtung 
verklagte Ehefrau, weil der auf Duldung der Vollſtreckung mitverklagte Ehemann im Felde 
ſteht. 93. 

& 741. Verurteilung des Ehemannes zur Duldung der Zw.⸗Vollſtreckung, wenn 
die Ehefrau ein ſelbſtändiges Erwerbsgeſchäft betreibt. 137. 

& 764. Iſt Beſchwerde zuläſſig wegen Ablehnung mündlicher Verhandlung über 
einen Vollſtr.-Einwand? 138. 

5 766. Der Gläubiger einer gegen ihn gepfändeten und zur Einziehung überwieſenen 
Baugeldforderung hat keinen Bereicherungs⸗ oder Schadensanſpruch gegen den Pfändungs⸗ 
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gläubiger auf Herausgabe des eingezogenen Betrages. 206. — Einwendungen aus $ 1361 
Abſ. 2 BGB. dürfen im Vollſtr.⸗Verfahren nicht mehr geltend gemacht werden. 126. — 
Iſt Beſchwerde zuläſſig wegen Ablehnung mündlicher Verhandlung über einen Vollſtr.⸗Ein⸗ 
wand? 138. — Nach Beendigung der Zwangsvollſtreckung find Einwendungen aus $ 766 und 
Beſchwerden gegen ablehnende Beſchlüſſe gegenſtandlos. 164. — Nach Leiſtung des Offen⸗ 
barungseides iſt eine Beſchwerde über den Haftbefehl unzuläſſig; die Art ſeiner Ausführung 
iſt Sache der Dienſtaufſicht. 73. 

§ 767. Zuläſſigkeit dieſer Klage ſchon vor Einleitung der Zw.⸗Vollſtreckung, wenn ein 
Zw.⸗Vollſtr.⸗Titel vorliegt. 128. — Zuläſſigkeit der Vollſtr.-Gegenklage gegen einen Teil 
des zuerkannten Anſpruchs. 165. — Gegen den Koſtenfeſtſetzungsbeſchluß aus dem, einen 
Tauſchvertrag für nichtig erklärenden Urteil kann nicht aufgerechnet werden mit dem Be⸗ 
reicherungsanſpruch aus dem nichtigen Geſchäft. 162. 

8 771. Die Mieten eines gemeinſchaftlichen Grundſtücks können nicht im Rohertrage 
gegen einen einzelnen Miteigentümer gepfändet werden. 124. — Unzuläſſige Klagänderung 
zwiſchen Eigentumsfeſtſtellung, Widerſpruch gegen die Zw.⸗Vollſtreckung und Herausgabe 
des Eigentums. 205. 

§ 774. Verurteilung des Ehemannes zur Duldung der Zw. Vollſtreckung, wenn die 
Ehefrau ein ſelbſtändiges Erwerbsgeſchäft betreibt. 137. 

§ 788. Zuſtändigkeit des Prozeßgerichts zu einer beſonderen Feſtſetzung der Koſten 
der Zw.⸗Vollſtreckung. 98. — Eine Zahlgebühr des Anwalts gehört nicht zu den Prozeß- 
koſten. 184. 

§ 794 Nr. 1. Muß der Rücktritt in einem gerichtlichen Prozeßvergleich gegenüber 
dem andern Teile erklärt werden? Geltendmachung des Rücktritts in demſelben Pro- 
zeſſe. 231. 

8 797 Abſ. 4. Gegen den Koſtenfeſtſetzungsbeſchluß aus dem, einen Tauſchvertrag 
für nichtig erklärenden Urteil kann nicht aufgerechnet werden mit dem Bereicherungsanſpruch 
aus dem nichtigen Geſchäft. 162. N 


B. Zwangsvollſtreckung wegen Geldforderungen. 


a) In das bewegliche Vermögen ($$ 803-863). 


§ 803. Die Vollſtreckung der Zahlung an einen Dritten geſchieht durch Pfändung. 
139. — Pfändung von Mietzinſen durch den Nießbraucher des Grundſtücks. 245. 

§ 814. Eigenmächtig freihändiger Verkauf gepfändeter Sachen durch den Gläubiger; 
haftet er aus Bereicherung oder aus unerlaubter Handlung? 186. 

§ 836. Der Gläubiger einer gegen ihn gepfändeten und zur Einziehung überwieſenen 
Baugeld-Forderung hat keinen Bereicherungs- oder Schadensanſpruch gegen den Pfändungs⸗ 
gläubiger auf Herausgabe des eingezogenen Betrages. 206. 

§ 841. Zuſtändigkeit des Kaufmannsgerichts für die Einklagung des gepfändeten 
und überwieſenen Lohnanſpruchs eines Handlungsgehülfen. 202. 

§ 847 Abſ. 2. Eigenmächtig freihändiger Verkauf gepfändeter Sachen durch den 
Gläubiger; haftet er aus Bereicherung oder aus unerlaubter Handlung? 186. 

§ 850 Nr. 1. Beihülfe zur Vereitelung einer erlaubten Lohnpfändung verpflichtet 
zu Schadenerſatz. 13. — Zuſammentreffen von Uuterhaltsanſprüchen der geſchiedenen Ehe⸗ 
frau mit denen von unehelichen Kindern des Mannes. 220. — Abſ. 4. Einwendungen aus 
8 1361 Abſ. 2 BGB. dürfen im Vollſtr.⸗Verfahren nicht mehr geltend gemacht werden. 126. 

§ 852 Abſ. 2. Leiſtungsfähigkeit des unterhaltspflichtigen Verwandten; Berück⸗ 
ſichtigung ſeiner Anſprüche auf Rückgabe von Schenkungen. 222. 

§ 859. Die Mieten eines gemeinſchaftlichen Grundſtücks können nicht im Rohertrage 
gegen einen einzelnen Miteigentümer gepfändet werden. 124. 
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b) In das unbewegliche Vermögen ($$ 864-871). 
8 869. 386. 5 10 Nr. 3. Städtiſche Waſſerleitungs- und Kanalgebühren (in 
Preußen) find nicht öffentliche Laſten des Grundſtücks nach $ 10? ZVG. 180. — 8 38. Zeit 
des anzuberaumenden Termins für die Zw.⸗Verſteigerung. 72. — 88 87. 88 |. bei 5 90. — 
890. Über die Wirkungen des Zuſchlags, wenn einzelne Flächen ſowohl auf dem Grund- 
buchblatt des Schuldners als auf dem des wahren Eigentümers eingetragen ſind. 187. — 
8 111. Durch das Konkurs- oder Zw.⸗Verſt.⸗Verfahren gegen den Schuldner wird die For⸗ 
derung nicht für den Bürgen fällig. Die Anmeldung enthält nicht an ſich eine Kündigung. 
233. — § 115. Berechtigung des Pfandgläubigers einer Grundſchuld zum Widerſpruch 
gegen den Verteilungsplan. 180. 


c) Verteilungsverfahren ($$ 872 —882). 


§ 876. Zwangsverſteigerung; Berechtigung des Pfandgläubigers einer Grund- 
ſchuld zum Widerſpruch gegen den Verteilungsplan. 180. 


C. Zwangsvollſtreckung zur Erwirkung von Handlungen oder Unterlaſſungen 
(88 883898). 
5 887. Die Vollſtreckung der Zahlung an einen Dritten geſchieht durch Pfändung. 139. 
8 890. Vorausſetzungen einer Klage oder einſtweil. Verfügung zum Schutz der Ehre 
neben der Privatklage. 12. 


D. Offenbarungseid und Haft ($$ 899—915). 


8 902. Nach Leiſtung des Offenbarungseides iſt eine Beſchwerde über den Haft- 
befehl unzuläſſig. 73. 

E. Arreſt und einſtweilige Verfügungen ($$ 916—945). 

8 917. Kein Arreſtgrund, wenn im Auslande (Ofterreich) Sicherheit für die Forde- 
rung beſtellt und die Vollſtreckung dort nicht weſentlich erſchwert iſt. 188. 

8 922. Arreſtbefehle find keine Vollſtr. -Titel nach 5 2 AnfG. 34. 

& 924. Einwendungen aus $ 1361 Abſ. 2 BGB. dürfen im Vollſtr.⸗Verfahren nicht 
mehr geltend gemacht werden. 126. 

§ 929. Eine einſtweil. Verfügung mit einem Gebot an den Schuldner bedarf nur 
der Zuſtellung und bleibt wirkſam auch nach rechtskräftiger Verurteilung des Schuldners. 232. 

§ 935. Einſtweil. Verfügungen dienen nur zur Sicherung einer Individualleiſtung. 
34. — Vorausſetzungen einer Klage oder einſtweil. Verfügung zum Schutz der Ehre neben 
der Privatklage. 12. 

§ 936. Eine einſtweil. Verfügung mit einem Gebot an den Schuldner bedarf nur 
der Zuſtellung und bleibt wirkſam auch nach rechtskräftiger Verurteilung des Schuldners. 232. 

5 941. Einſtweil. Verfügung einer Vormerkung zur Sicherung der Übertragung 
einer Grundſchuld; der Grundſchuldbrief braucht nicht dem Prozeßgericht vorgelegt zu wer— 
den. 99. 

8 943. Begriff des Gerichts der Hauptſache. 51. — Zuſtändigkeit für die Erlaſſung 
einer einſtweil. Verfügung, wenn gegen das Zwiſchenurteil über den Grund des Anſpruchs 
Berufung eingelegt iſt. 140. 

§ 945. Vorbehaltsurteil nach $ 302 ZPO.; kein rechtlicher Zuſammenhang zwiſchen 
der Schadenerſatzforderung aus $ 945 ZPO. und der Hauptforderung. 229. 


8. Schiedsrichterliches Verfahren (SS 1025-1048). 
§ 1025. Schiedsvertrag; wenn die Erklärung klar und unzweideutig iſt, gibt es nichts 


auszulegen. 141. 
§ 1032. Ablehnung eines Schiedsrichters wegen Beſorgnis der Befangenheit. 74. 
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III. Konkursrecht (KO.). 


§ 6. Eigentumsübergang an Wertpapieren durch Rechtshandlungen eines Verkaufs- 
und zugleich Einkaufskommiſſionärs, oder deſſen Konk.⸗Verwalters. 154. — Freigabe einer 
rechtshängigen Forderung aus der Konk.⸗Maſſe nach Abweiſung des Aufrechnungseinwands des 
Konk.⸗Verwalters; Berufung des Gem.⸗Schuldners? 30. 

8 10. Freigabe einer rechtshängigen Forderung aus der Konk.⸗Maſſe nach Abweiſung 
der Aufrechnungseinrede des Konk.⸗Verwalters; Berufung des Gem.⸗Schuldners? 30. 

§ 17. Ablehnung der Erfüllung eines Kaufvertrags durch den Konk.⸗Verwalter; 
kann der Gemeinſchuldner auf Erfüllung klagen? 52. 

§ 30. Anfechtungsanſprüche aus den 58 30. 32 KO. können nicht im Gerichtsſtand 
der unerlaubten Handlung erhoben werden. 166. — Nr. 2. Die Kenntnis des Gerichtsvoll⸗ 
ziehers von der Zahlungseinſtellung iſt für die Anfechtung der Pfändung unerheblich. 53. 

§ 31 Kr. 1. Gläubigeranfechtung; zum Begriff der Benachteiligungsabſicht des 
Schuldners. 242. — Anfechtung von Rechtshandlungen einer off. Handelsgeſellſchaft nach 
§ 311 KO. gegen den alleinigen Übernehmer des Handelsgeſchäfts. 118. 

§ 32. Anfechtungsanſprüche aus den $$ 30. 32 KO. können nicht im Gerichtsſtand 
der unerlaubten Handlung erhoben werden. 166. — Nr. 1. Die Sicherung einer nicht be⸗ 
ſtehenden Schuld iſt unentgeltliche Verfügung nach $ 321 KO. nur, wenn der Verfügende 
im Irrtum über ihr Beſtehen iſt. 189. | 

§ 55 Nr. 3. Die Unzuläfjigfeit der Aufrechnung im Fall des § 55° KO. gilt auch 
bei deren Erklärung vor der Konk.⸗Eröffnung. 207. 

§ 61 Nr. 1. Kann der Kommanditiſt im Konkurſe der Geſellſchaft eine Gehalts- 
forderung als Prokuriſt geltend machen? 113. 

5 65. Durch das Konkurs- oder Zw.⸗Verſt.⸗Verfahren gegen den Schuldner wird 
die Forderung nicht für den Bürgen fällig; die Anmeldung enthält nicht an ſich eine Kün⸗ 
digung. 233. 8 


IV. Freiwillige Gerichtsbarkeit. 


1. Geſetz über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
v. 17. Mai 1898. 

§ 2. Rechtshülfe; Umfang der Zuſtändigkeit der Nachlaßgerichte in Bayern. 208. 

§ 20. Beſchwerde über die Ablehnung der Beſtellung eines Abweſenheitspflegers. 111. 

§ 57 Nr. 3. Beſchwerde über die Ablehnung der Beſtellung eines Abmefenheits- 
pflegers. 111. e 

§ 73. Vom Feinde beſetztes deutſches Schutzgebiet iſt nicht Inland i. S. des $ 73. 234. 

SS 167 ff. Bei rechtlicher Behinderung eines Notars hat in Preußen das zuſtändige 
Amtsgericht das Recht und die Pflicht zur Vertretung. Analogie; 258. — Der zur Beurfun- 
dung zugezogene preußiſche Notar haftet für Verſehen an ſich nur als Beamter. 178. — 
Haftung des bayer. Notars aus unzureichender Rechtsbelehrung über die Notwendigkeit 
einer Auflaſſungsvormerkung. 179. 

ss 175 ff. Formvorſchriften für ein nicht rechtsgeſchäftliches Protokoll in der frei- 
willigen Gerichtsbarkeit. 259. 

§ 176. Erforderniſſe des Teſtaments eines Fremdſprachigen. 224. 


2. Grundbuchordnung v. 24. März 189. 
§ 1. Wie iſt auf einem gemeinſchaftlichen Grundbuchblatt desſelben Eigentümers 
die Mithaftung noch eines weiteren Grundſtücks für eine eingetragene Hypothek kenntlich 
zu machen? 196. 
§ 19. Zur Umſchreibung einer Hypothek auf den Erben des Berechtigten auf An- 
‚trag des Teſt.⸗Vollſtreckers iſt Nachweis der Erbfolge erforderlich. 119. . 


überjicht. Regiſter. 517 


§ 22. Die Frau in Errungenſchaftsgemeinſchaft darf ein erworbenes Grundſtück 
nicht allein als Geſamtgut eintragen laſſen. 156. — Der Mann in Errungenfchaftsgemein- 
ſchaft darf ein erworbenes Grundſtück als Geſamtgut eintragen laſſen. 40. 

§ 29. S. bei 8 22. 

§ 36. Zur Umſchreibung einer Hypothek auf den Erben des Berechtigten auf Antrag 
des Teſt.⸗Vollſtreckers iſt Nachweis der Erbfolge erforderlich. 119. 

§§ 42. 43. Einſtweil. Verfügung einer Vormerkung zur Sicherung einer Grundfchuld- 
übertragung; der Grundſchuldbrief braucht dem Prozeßgericht nicht vorgelegt zu werden. 99. 

§ 48. Zuläſſigkeit einer Hypothekbeſtellung für mehrere Perſonen als Geſamt— 
gläubiger. 167. N 

§ 49. Wie iſt auf einem gemeinſchaftlichen Grundbuchblatt desſelben Eigentümers die Mite 
haftung noch eines weiteren Grundſtücks für eine eingetragene Hypothekkenntlich zu machen? 196. 


>. Votariat. 


Der zur Beurkundung zugezogene preußiſche Notar haftet für Verſehen an ſich nur 
als Beamter. 178. 

Haftung des bayeriſchen Notars aus unzureichender Rechtsbelehrung über die Not» 
wendigkeit einer Auflaſſungsvormerkung. 179. 

Bei rechtlicher Behinderung eines Notars hat in Preußen das zuſtändige Amtsgericht 
das Recht und die Pflicht zur Vertretung; Analogie. 258. 


Überfigt 
der Entſcheidungen nach den Gerichtshöfen. 


Augsburg. O“LG.: Nr. 114. 123. 134. 150. 154. 

Bamberg. OLG.: Nr. 59. 67. 68. 78. 79. 117. 128. 145. 163. 198. 

Berlin. KG.: Nr. 112. 119. 157. 167. 199. 243. 244. 252. 258. 

Braunſchweig. OLG.: Nr. 27. 

Celle. OL G.: Nr. 2. 3. 11. 121. 126. 131. 159. 160. 195. 203. 

Dresden. OG.: Nr. 9. 33. 42. 46-48. 69. 71. 80. 86. 104. 105. 107. 109. 124. 185. 
193. 205. 210. 211. 215. 218. 226. 229. 236. 239. 242. 246. 254. 255. 

Frankfurt a. M. O LG.: Nr. 50. 

Hamburg. OLG.: Nr. 7. 65. 77. 89. 91. 100. 130. 136. 146. 148. 158. 192. 200. 225. 
230. 232. 234. 237. 

Jena. OLG.: Nr. 32. 35. 

Karlsruhe. SRG: Nr. 175. 186. 

Kaſſel. OL G.: Nr. 83. 85. 140. 

Kiel. OLG.: Nr. 23. 34. 213. 216. 249. 259. 

Königsberg. OLG.: Nr. 180. 181. 

Leipzig. RG.: Nr. 1. 4—6. 8. 10. 14—16. 18. 19. 24. 37. 39. 40. 45. 53— 55. 57. 60 —62. 
64. 70. 75. 81. 87. 88. 96. 98. 102. 103. 106. 115. 118. 120. 122. 125. 127. 129. 132. 
142. 147. 149. 151. 152. 155. 166. 168—171. 173. 177. 178. 187. 189. 191. 196. 197. 
201. 204. 206. 207. 212. 217. 219. 222 — 224. 227. 233. 235. 238. 240. 241. 245. 247. 
248. 250. 251. 253. 257. 


— 


Der-: - 11 1e. 


ar 


= 


7 


* 


.. 


.- 


FF 


15 


- 


— KꝗkVfD— 


* 332332 5 


a 


7 


er, 
1 
1 


A A 
1.0 a ra 
Nenn 
n 
* N 2 


N 1 
* 


m * 


* 


ed bx 


D 
D 


> 


fe 
wi 
„nu, 2 


B 


2. 
* 


K 


8 


> 


Digitized by 


* 
wir 


u 


fe N 


[> 17 * 
vw 
Be 
ö * & 
x 1 
FE 2 
5 ur r 7 8 1 
. 2 
n 5) 
— er 2 6 8 \ 
Rn . ” * 8 A 
Be. © j * 
a ee 6 


* 8 


